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Im Jahr 1880 erſchien die Schrift: SeffensDarms 
ftädtifche Civil: Prozeß: Drduung vom Jahre 
1724 und Peinliche Gerichts: Ordnung vom 
Sabre 1726 mit Supplementen. Neue, die ſpä— 
teren Verordnungen, Ausfchreiben und fonfti» 
gen Normative in Bezug auf Givil- und Erimis 
nalprozeß berädfichtigende Auflage. Darm: 
ſtadt. Drud und Verlag von C. W. Leske. Diefe 
Schrift hat das damals ſich darbietende Material, welches 
ſich als Supplement geltend machte, nicht erfchöpft. So— 
wohl darum, als, weil ſich feit dem Jahre 1880 ein res 
cher Stoff aufhänfte, verlangt das juriftifche Publikum die 
Bearbeitung von Nachträgen, welche, in Berbindung mit 
. jener Schrift, die Normen des heimiſchen Givils und 
Strafprozeffes vollftändig darſtellen. Du 
Der praftifche Zweck fordert dazu auf , dieſe Nachträge 
in lexikaliſcher Form erſcheinen zu laſſen, welche ſo viele 
Freunde zählt. Das Ganze wird drei Hefte, zuſammen 
die Zahl von 35 Bogen in feinem Hall überfleigend, 
begreifen. *) Am Schluffe folgt (außer der Erklärung ber 
Abkürzungen) ein ausführliches Regifter, welches fich auch 
. auf die frühere Schrift v. J. 1830 bezieht und in fo. 
- fern diefe mit. gegenwärtigen Nachträgen zu einem Ganzen 
verbindet. | F — | 





— *) Im Buchſtaben A war fo unverhältnigmäßig viel Material zu 


verarbeiten, daß derſelbe auch ganz unverhättnifmäßigen Raum - 
in Anſpruch nahm, eine Bemerkung, welche dienlich ſeyn dürfte, 
‚am Zweifel zu entfernen, die ſich hinſichtlich des Umfangs ber 
—— Schrift erheben könnten. Der Preis eines jeden Heftes berech⸗ 

nret ſich nach der Bogenzahl, Eh 
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Porwort. 


Die im Jahr 1830, mit Zufügung von Supplementen, 
veranftaltete Auflage der beiden Landes- Prozeßordnungen hat, 
ungeachtet der vielen Mängel diefer Schrift, eine günflige 
Aufnahme gefunden, Dankbarkeit für diefe Nachficht mußte 
zu dem Beftreben auffordern, diefen Mängeln möglichft ab⸗ 
zubelfen. Diefe Intention veranlaßte zunächſt die Herauds 
gabe dieſer Nachträge, welche zuvörderſt dad damald fich 
barbietende, aber nicht erjchöpfte Material in fi aufgenoms 
men, dann aber ded Stoffs ſich bemächtigt haben, welcher 
fi, jeit dem Jahre 1830 aufhäufte, 

Beide Drudfchriften ftellen nun, in einander greifend, 
bie Normen des heimifchen Civil- und Strafprozeffed ziem- 
lich vollftändig dar, fo, daß in Bezug auf das Prozeßs , 
recht fi) dem Bedürfniß ein Handbuch hingibt, welches 
binfichtlich ded materiellen Civil- und Strafrecht noch 
immer vermißt wird. Nur einige größere Lehren, z. B. bie 
gerihtlihe Medicin, die Polizeigeridhtsbarkeit, 
mit Einfchluß der Forfigerihtöbarfeit, mußten, um 
die Schrift nicht zu umfangreich zu machen, zu befonderen 
Darftellungen husgefchieden werben. Diefe werden, vieleicht 
in einer neuen Folge der früheren Sammlung: Mittheis 
lungen aus den Materialien der Gefeggebung 
und Rechtspflege des Großherzogthums Heffen xc., 


beren erften Hefte fich vorzugsmeife mit dem Progeßrechte bes 
fchäftigen follen, ihre Stelle finden. 

Der Herausgeber hatte im Anfange die Abficht, ein auss 
führliches Negifter zu liefern, welches ſich ſowohl auf bie 
frühere Schrift vom Sahre 1830, ald auc auf diefe Nach—⸗ 
träge erftrecfen follte, Indeffen hat er dieſen Vorſatz aufge 
geben, weil es feine Abficht ift, ein Repertorium heraus- 
zugeben, welches nicht nur den heimifchen Civil» und Strafs 
prozeß, fondern aud) das bürgerliche und peinliche Recht 
umfaffen und fich auch über die gefammte Kiteratur des hefr 
fifchen Partitularrechtd verbreiten, namentlich die in vielen 
Zeitfchriften zerftreute Beurkundung der Prarid der heffifchen 
Gerichtöhöfe beachten fol. Durch diefed Repertorium, deffen 
große Nüslichkeit nicht bezweifelt werden kann, wird ber 
Zweck jened Regifterd noch vollftändiger erreicht. Uebrigens 
erleichtert die Weberficht der Rubriken am Schluffe, in Bers 
bindung mit der lexikaliſchen Form diefer Nachträge, welche 
als die zwecfmäßigfte anerfannt worden ift, den Gebraud). 

Schließlich drücdt der Herausgeber feinen aufrichtigen 
Dank aus, fowehl für die ihm hülfreich gewefenen öffent⸗ 
lichen Unterftügungen, ald für vielfache freundliche Privat- 
beihülfe. Auf die Fortdauer folchen Wohlmollend rechnend, 
wird er fortfahren, dem heimifchen Rechte, befonderd dem 
Prozeßrechte die ihm vergönnte Muße zuzumenden, wozu 
die Aufforderung um fo näher liegt, da es RE fo wenig 
angebaut worden ift. 

Darmfladt im Februar 1839, 


f 


Perbefferungen. 


Die im Sahre 1830 veranftaltete Ausgabe der Eivils 
Prozeß⸗Ordnung v. J. 1724 enthält, zunächft aus einem Ueber⸗ 
fehen des Setzers, nicht Den Abdruck eines, obwohl unbedeuten, 
ben, Paragraphen des zweiten Theils, des $.2. des erften Titels: 

„Wie aber cHe an unfere Fürftl. Regierungen gelangenben 
Rechtfertigungen dafelbft entweder per Appellationem, viam 
commissionis oder simplicem querelam eingeführt werben, 


alfo follen unfere Advocati und Procuratores, auf welche Art. 


von ihnen eine Sache dahin gebracht werde, ſowohl in rubro, 
als nigro ihrer erften fchriftlichen Handlung anmerken, und zus 
‚gleich, wie die Jurisdietio der Regierung fundiret fey, anzeigen,“ 
Diefer Paragraph hätte auf ©. 112 feine Stelle finden müffen, 


Die im Jahre 1830 veranftaltete Ausgabe der Peinlichen 
Gerichtd-Drdnung v. J. 1726 enthält ©. 344. 9, Zeile von oben 
einen groben Druckfehler, indem es ftatt „über vierteljährige 
Arbeit“ heißen muß „über vierwöchentliche Arbeit.“ 





Druckkehler. 


3. 13 v. u. I, »de edendo« ft. »edendo«. 
„100. o. l. „über“ ft. „über“, 

v» 22.0.1. „Unſchuldsbeweis“ ft. „Unfchuldenbemweis”, 
„ 10 v. o. 1. „Rechtsmittel“ ft. „Rechts⸗. 
„32. u. l. „Bayeriſchen“ ft. „Bayerlichen“. 
„Sö v. u. l. „anaſtaſianiſche“ ft. „anaſtaſimiſche“. 
„9v. u. l. »IV« ft, „VI«. 

„10 v. u. l. „Landgerichts⸗“ ſt. „Langerichts⸗“. 
„13 v. u. l. „Monitorien“ ft. „Monotorien“. 

„ 79.0.1. „chirographariſchen“ ft. „chiragraphorifchen”, 
„79 u. l. „Minifterium” ft. „Minifterim‘, 

„ 12 v. o. l. „demſelben“ ft. „denſelben“. 

„ 14 v. u. l. „protokollariſchen“ ft. „protokolleriſchen“. 





Erflärung der Abkürzungen. 





A. d. ©. u. V. bezeichnet dad: „Archiv der Großher⸗ 
zoglich Heflifchen Gefeße und Verordnungen; unter Leitung 
der Minifterien herausgegeben ‚“ von welchem big jet 6 Bände, 
Darmftadt 1834 — 1838, erfchienen find. 

B. M. bedeutet: Bopp, Mittheilungen aus den Mas 
terialien der Geſetzgebung und Rechtöpflege des Großhz. Heffen. 
Darmftadt 1830 — 1832. 6 Theile. 

E. P. O. (Eivil- Prozeß - Drdnung) me. Sp. bedeutet 
die Schrift, auf welche ſich diefe Nachträge beziehen, die 
Schrift: Heffen- Darmftädtifche Civil s Prozeßordnung vom 
Sahre 1724 ıc., mit Supplementen. Reue, die fpäteren Vers 
ordnungen 2c. berückfichtigende Auflage. Darmftadt 1830. 

E. 5. bedeutet dad Eigenbrodt’fche Handbuch der 
Großherzoglich Heffifhen Verordnungen vom Sahre 1803 an. 
4 Bände in Quart. Darmftadt 1816 — 1818. 

H. N. bedeutet die Schrift: Der Heflifche Rechtsfreund. 
Ein gemeinnügiged Handbuch zur Kunde ded Nechtd und der 
Verwaltung im Großherzogthum Heffen. Darmftadt 1837. 

P. G. D. Deinliche Gerichts Ordnung) u. Sp. bes 
deutet die, auch die Peinliche Gerichts» Ordnung v. 3. 1726 
umfaffende, oben gedachte Schrift v. 3. 1830, worauf fich 
bieje Nachträge beziehen, 

P. d. O. A G. bedeutet die gedruckte Sammlung der 
Präjudicien des Großh. Ober» Appellations> und Caſſations⸗ 
Gerichts, 

P. d. H. G. in D. bedeutet die Schrift: Präjudizien. 
bed Großherzoglihen Hofgerihtd ber Provinz 
Starfenburg. Auf Verfügung Großherzoglid 


Heff. Hofgerichts gedrudt und verlegt von Stahl 
und Beder Darmftabt 1837.*) 

3.f. ©. u. NR. bedeutet die Zeitfchrift für Gefeßges 
bung und NRechtöpflege des Kurfürftenthums und Großherzogs 
thums Heffen und der freien Stadt Frankfurt, herausgegeben 
von Böhmer, Bopp und Jäger. Band 1. Darmſtadt 1834. 


*) Am 13. Januar 1836 faßte diefer Gerichtshof in Plenarfigung bie 
Beichlüffe, daß a) Lünftig Feine eigentliche Präjudicien in Senats: 
figungen angenommen, fondern, wenn ein Kal zur Aufnahme ſich 
eianet, in Pleno Vorträge erftattet werben follen; b) bei der Auf- 
nohme von Präjudicien oben ben Gegenftand des Präjubices, und 
unten bad Datum der Annahme und der Rubrik der Sache zu bes 
merken, aud) anzugeben fey, wo und wie daffelbe im Index eingetragen 

“ werben folle; c) bei ber Abfaffung immer nur ber angenommene 
Rechtsſatz, in der Regel ohne die Motive und etwaige Zweifelgründe, 
fo wie ohne ben Introitus „Großherzogl. Hofgericht Hat in Pleno 
angenommen‘ unb bergleihen anzugeben fey; d) im Falle das 
Präjudiz, auf particularrechtliche, flatutarifhe oder gewohnheitsrecht⸗ 
liche Beftimmungen fi gründe, dieß allemal fpeciel anzuführen; 
e) Zein Präjudiz aufzunehmen, wenn ſchon das höchſte Gericht in der 
Sammlung feiner Präjudizien die Frage entjchieden hat, oder fonft 
befannt ift, daß bie Rechtsſprechung des oberften Gerichts in con- 
trarium ſich firiet habe; f) wenn fpätere Entſcheidungen auf ein bes 
ftehendes Präjubiz gegründet werden, die Rubrik und den Tag ber 
Entfcheidung dem Präjudizienbuche inferiren zu laffen; g) das Ein» 
tragen folder Entſcheidungen, welche nicht gerabe zu einem eigentlichen 
Präjudiz fi eignen, aber fonft doch von allgemeinem Intereffe und 
geeignet find, die Annahme eines Präjudizes vorzubereiten, ohne 
unterſchied, ob fie in Pleno oder Genatäfigungen gegeben worden. 
find, in ein f. g. Annotationsbud, bemerken zu laffen, welchem bies 
felbe Einrihtung Übrigens wie dem Präjudizienbucdhe felbft zu geben iſt; 
h) daß, foviel die eben erwähnte innere Einrichtung betreffe, im 
Präjudizienbuche jedem einzelnen Präjubiz ein eignes Blatt zu widmen 
fey, damit fpätere Entfheidungen, etwaige Aenderungen und fonftige 
Bemerkungen nachgetragen werben können, — bie einzelnen Präju- 
bizien mit fortlaufenden Nummern zu bezeichnen feyen und das Buch 
mit einem Regifter verfehen werben folle. 


—— ——— 


Abolition. 7) Der Art. 50. der Verfaffungsurkunde 
beſtimmt: „Unterſuchungen gegen Staatsdiener wegen Dienfts 
vergehen koͤnnen nicht niedergefchlagen werden.“ 

Abfchriften, beglaubigte. Beweisfraft. Weber 
den Nachlaß des P. C. zu B. entfpann ſich im Jahr 1829 
ein Rechtsſtreit zwifchen den Erbintereffenten. Die Klägerin, 
Barb. C., Tochter des Erblaffers, behauptete, nicht vers 
bunden zu feyn, das, was fie bei ihrer Verheirathung von 
ihren Eltern erhalten habe, zu conferiren, daher ihr das 
Landgericht 2. den Beweis der Thatfache, worauf fie dieſe 
Angabe ftütte, auferlegte. Sie trat diefen Beweis nament⸗ 
lich durch eine Urkunde vom 5. December ı812.0n, die fo 
fchließt: „Vorſtehende Eheparten und Webergabscontraft 
werden anmit, salvo tamen praejudicio tertii, bon Grßhzl. 
Amts wegen beſtaͤtigt. L. den 7. December 1812. 

(L. S.) St... 
| pro copia 
©...) 

Die Beklagten und Produeten beftritten, nachdem beide 
Theile aufergerichtlich dahin übereingefommen waren, „daß 
die von der Klägerin in beglaubigter Abfchrift produeirte 
Urkunde von ©. beglaubigte ſey,“ und dieſe Uebereinkunft 


*) C. P. O. m, Sp. S. 386. 
⸗*) Der Juſtizbeamte. 
**) Der Amtb ſchreiber. 
Prozeßordn. I. * 1 


2 Abſchriften, benlaubiate. 


durch eine gemeinfchaftliche Eingabe dem Gericht angezeigt 
hatten, diefe Urkunden-Beweis-Antretung, indem fie vortrus 
gen: Bon formeller Seite betrachter, ift diefe Urkunde zur 
Herftellung eines vollen Beweiſes nicht geeignet, da fie nicht 
in Original, fondern nur in beglaubigter Abfchrift produs 
eirt worden ift. Der Werth die ſer Urkunde fteht aber der 
Beweiskraft jener bei weitem nach, wie aus 
Cap. 1. X. de fide instr. (2. 22.) und Cap. 16. X. eod. 

zu entnehmen iſt und muß in dem vorliegenden Fall um fo 
mehr verlieren, ald Zeuge ©. deponirt „Die Beglaubigung 
mag wohl von mir herrühren, ‚die Urkunde felbft aber ift 
mir ganz unbefannt‘’ und hiermit nicht einmal pofitiv aus— 
gefprochen hat, daß die Beglaubigung richtig ſtehe. Hier- 
gegen trug die Klägerin vor: Die Aechtheit der Beglaus 
bigung ft von den Producten anerkannt, alfo conftatirt, 
mag auch ©. darüber fagen, was er will. Es bleibt daher 
nur noch auszuführen, in wie weit bios beglaubigte Ab: 
fchriften Beweisfraft haben? ) Betrachtet man die Frage 
auch nur aus allgemeinen Geſichtspunkten, fo läßt fich nicht 
abfehen, warum eine von einer öffentlichen Behörde ber 
glaubigte Urkunde nicht die mämliche Beweiskraft haben 
follte, wie das Driginal felbft. Denn alle Acte, welche 
eine mit fides befleidete Verfon über Wahrnehmungen, die 
zu ihrem Amte gehören, aufnimmt, haben, bis ihre Unrich- 
tigkeit dargethan wird, öffentlichen Glauben und eine recht 
liche Vermuthung ftreiter für ihre Nichtigkeit in jeder Bes 
siehung, in vorliegendem Fall alfo dafür, daß die beglaus 
bigte Urkunde eine richtige Abfchrift von dem wirklichen 
Driginal ſey. Etwas ganz anderd würde ed feyn, wenn die 
Beglaubigung nur von einem Brivaten herruͤhrte. Streng 


$) Vergl. Hellfeld. Diss. de prob. per exempla sive copias do- 
cumentorum, Jenae 1762 (auch in deſſen Opusc. 1765. 
Nr, XVL) 


Abſchriften, beglaubigte. 3 


juriftifch kann man auch gewiß die Sache nicht anders nehmen. 
Indeſſen ſteht es richtig, daß manche Mechtslcehrer andere 
Grundſaͤtze aufgeftellt und behaupret haben, fidemirte Ur⸗ 
funden hätten nur dann volle Beweiskraft, wenn nachges 
wiefen werden könnte, daß fie eine Copie des wirflichen 
Driginald feyen. Bei Privarurkunden ließe fich diefe 
Anficht etwa vertheidigen, weil der Fidemirende nicht immer 
deren Nechtheit prüfen Fan. In gegenwärtigem Fall da: 
gegen war das Original eine Öffentliche Urkunde, mit 
der Unterfchrift des Bezirkfsbeamten und dem Amtsfiegel, 
alfo mit allen Merkmalen ihrer öffentlichen Qualität ver: 
ſehen, wobei noch zu erwägen ift, daß der Fidemirende zu 
dem Perfonal des Gerichts gehörte, bei welchem das Ori⸗ 
ginal ausgefertigt wurde, fo, daß er deffen Aechtheit beurs' 
theilen und fich davon überzeugen konnte — Linde: Lehrbuch 
des deutfchen gemeinen Civil» Prozeffed. Dritte Ausgabe. 
Bonn 1831. $. 275. Note u — Martin Lehrbuch des 
deurfchen gem. bürgerl. Proz. Eilfte Ausgabe. Heidelberg 
1834. $. 207. Note ce *). — Das von den Producten ans 
geführte Cap. 16. X. de fide instr. (2. 22.) „— per pu- 
blicam personam illa praeceperit exemplari, eandem auc- 
toritatem per hoc cum originalibus habitura —“ fpricht 
mit Elaren Worten gegen fie. Diefe ganz unzweideutig fpre- 
chende Gefebesftelle fand bei manchen dlteren Juriſten **) 
darum nicht die gebührende Anerkennung, weildas Cap.1.X. 
seod. „Si scripturam authenticam non videmus, ad exem- 
“plaria nihil facere possumus,“ den geraden Widerfpruch zu 
enthalten fhien. In neuerer Zeit bat fich jedoch, nicht 
etwa durch bloße Eonjectur, fondern aus befferen Hand» 





*) Es heißt dort nur: „Selbft beglaubigte Eopeien können 
deren Stelle (die Stelle der Urfchriften) nicht ganz ver: 
treten. | 

2*) Struben: Rechtliche Bedenken Th. 5. Bed. 102, der eine 
fidemirte Abſchrift als referens sine relato anſieht. 


1* 


a 


4 Abſchriften, beglaubigte. 


ſchriften, ergeben, daß „aut“ für „ad“ geleſen werden muß, 
daß alſo die Stelle nichts anders ſagt, als das Cap. 16. 
Der Vorzug dieſer Leſeart kann aber ſchon darum nicht be— 
zweifelt werden, weil nach hermeneutiſchen Grundſaͤtzen wi⸗ 
derſprechende Stellen vereinigt werden muͤſſen. Der Kürze 
halber genügt eine Bezugnahme auf Spangenbergs Abhand- 
Iung im 2. Bande des Archivs für die ciwihftifche Praxis, 
©. 1021. *). 

Unterm 29. November 1834 erkannte das Landrecht ©. 
dahin, daß der durch die Urkunde amfgetretene Beweis durch 
diefe erbracht fey, weil fie „eine beglaubigte und in diefer 
Hinficht mit dem von einer öffentlichen Behörde unter Bei 
drückung des Amtsfiegeld und Lnterfchrift des Beamten aus: 
gefiellten Driginal gleiche Kraft habende Abſchrift“ fey. 
Gegen diefen Bescheid ergriffen die Producten das Rechts⸗ 
mittel der Appellation, zu deſſen Rechtfertigung fie vortru⸗ 
gen: Abgefehen von der verfchiedenen Zesart des Cap. 1.X. 
de fide instr. und dem Fr.2. Dig. (22. 4), in welchem ohne 
Zweifel einer Copie nicht gleicher Werth mit dem Driginal 
beigelegt wird, dürfte fich Die Anficht, daß eine Abfchrift 
dieſelbe Beweisfraft, wie ein Original, habe, nur unter der - 
Vorausſetzung rechtfertigen laſſen, daß die Authentieität der 
Beglaubigung anßer Zweifel geſetzt iſt; denn die Beglau- 
bigung allein beurkunder rechtlich das Dafeyn. eines Drigi- 
nald. Nicht beglaubigte Abfchriften haben daher, wenn ihr 


— * 

2) S. auch noch deſſen Werk: Die Lehre von dem Urkundenbe⸗ 
beweiſe in Bezug anf alte Urkunden. Heidelberg 1827, Abth. II. 
S. 11 1. „Slaubwärdigfeiten der Eopieen” Der 
Berfaffer fagt u. U. S. 16, 17: „Es genügt, daß eine Eopie 
nur überhaupt von einer Perfon, welche öffentlichen Glauben 
hat, möge diefelbe eine Behörde, eine gerichtliche Perfon, oder 
ein Notarius feyn, beglaubigt ift, um ihr bei dem Mangel 
eines Originals, die volle Beweisfraft deffelben zuzuſprechen. 
Schon das römifche Recht deutet — darauf hin, indem es nur 
von instrumentis incorrupta fide fpricht 26.” 


Abjchriften, beglaubigte. 5 


Inhalt nicht auf eine andere Weiſe nachgewieſen werden 
kann, gar keine Beweisfähigkeit. Die producirte Urkunde 
ſoll nun von dem vormaligen Amtsſchreiben S. fidemirt 
worden ſeyn] und es find darunter auch die Worte: „pro 
copia S.“ zu Iefen. ©. jelbft, hierüber vernommen, ers 
Färt unterm 10. März 1833 ad art. prob. 8: „Die Bes 
glaubigung mag wohl von mir herrühren, die Urkunde feldft 
aber ift mir ganz unbekannt.‘ Der angebliche Fidemator 
fonnte fonach nicht einmal mit pofitiver Beltimmtheit 
ausfagen, ob er die Beglaubigung wirklich vorgenommen 
hatte. Man vermißt überdieß das zur Erhöhung der Glaub» 
wuͤrdigkeit nothwendig gewefene Gerichtsfiegel, das Datum 
der Beglaubigung und die Beifekung des Amtscharafterg 
des Fidemirenden. Unter diefen Vorausſetzungen wird es 
eben fo fehr den Gefeken, der Praxis und ſelbſt der Ans 
ficht der Rechtslehrer, welche unbedenklich einer beglaubig- 
ten Copie den Werth des Originals beilegen, widerfprechen, 
wenn man die Abfchrift der Urkunde ald vollbeweifend be- 
trachten wollte, Ä 

In dem zur Aburtheilung in der Appellationsinftang 
erfiatteten Gutachten fprachen fich die Neferenten dahin aus: 
Nachdem die Appellanten anerfannt hätten, daß jene produ— 
eirte Abfchrift der Wrfunde von ©. beglaubigt worden fey, 
muͤſſe es als juriftifch gewiß angefehen werden, daß dieſes 
der Fall fey, daß alſo eine, von einer dazu autorifirten 
Öffentlichen Perſon beglaubigte Copie vorliege Daraus er- 
gebe fich, Daß derfelben die Beweiskraft nicht abgefprochen 
‚werden fünnen. Es fey eine bekannte von den Rechtsgelehr⸗ 
ten verhandelte GStreitfrage, ob und wie weit beglaubigten 
Abfchriften Beweisfraft beizumeffen fey, und komme es bier 
befonderd auf die Interpretation einer Gefeßesftelle des ka— 
nonifchen Rechts, des Cap. 1. X. (22. 2.) an, welche, 
wenn man lefe „ad exemplaria ete.“ allerdings den Ab 
fohriften alle Beweiskraft abſpreche. Da jedoch auf dieſe 


6 Abſchriften, beglaubigte. 


Weife diefe Gefegesftelle mit dem Cap. 16. eod., wo den 
durch eine persona publica fidemirren Abfchriften ausdruͤcklich 
gleiche Beweiskraft mit den Driginalien zugefprochen werde, 
in direfteftem Widerfpruche ftehen würde, diefer aber gelöft 
erfcheine, wenn man ftatt „ad“ „aut“ leſe, fo muͤſſe nach allge: 
meinen Snterpretationgregeln die Anficht derjenigen Mechtsleh- 
ren, welche die leßtere Lesart wählten, als die richtige angenoms 
men werden. — Linde: Lehrb. 8.275. — Könne aber demnach 
den beglaubigten Abfchriften gleiche Beweiskraft, wie den 
Driginalien, beigemeffen werden, ) fo müffe diefed bei den 


in 


*) Ueber die Partifulargefepgebung von Bayern f. Wendt. 
Vollſtäudiges Handbuch des bayerifchen Civil: Prozeffes, 2. 
Ausgabe. Band 1, Nürnberg 1835, $. 130, ©. 317, 318. 
„Bidimirte AUbichriften machen volftändigen Beweis, wenn 
die Bidimation auf Verlangen vor ordentlicher Obrigkeit aus 
erheblicher Urfache und nach. vorläufiger Worladung der In— 
tereffenten von dem ©erichtdactuar oder dem Commiſſär vor: 
genommen, die Abfchrift mit dem Original von Wort zu 
Wort verglichen, das Driginal felbft von allen Gegenwärtis 
gen Hinreichend eingefehen, unmangelhaft befunden, oder wes 
nigftens die gefundenen Mängel fowohl in der Abfchrift, als 
in den Vidimus ausdrücklich bezeichnet und erwähnt wurden.“ 
Die Grundfäße der franzöflfhen Gefebgebuna finden wir in 
den Art. 1334, 1335 des Civbilgeſetzbuchs. Art, 1334: „So 
lange die Originalurkunde noch vorhanden ift, beweifen Ab: 
fohriften nur dag, was in dem Originale felbit, deſſen Vor— 
legung man immer fordern kann, enthalten iſt. Urt. 1335. 
Iſt die Originalurkunde nicht mehr vorhanden, fo richtet fich 
die Beweisfraft der Abfchriften nach folgenden Beſtimmungen: 
1) Die Haupt: oder erften Ausfertigungen öffentlicher Urkun— 
den haben diefelbe Beweiskraft, wie das Original; eiu lei: 
ches gilt von Abfchriften, die in Gegenwart oder nach gehöri— 
ger Borladung der Partheien, zu Folge richterlicher Verfügung, 
fo wie auch von denen, welche in Beifeyn der Partheien nnd 
mit ihrer mechfelfeitigen Einwilligung gemacht worden find. 
2) Abfchriften, die ohne richterliche Verfügung oder ohne Ein> 
willigung der Partheien erft nach der Ablieferung der Haupt: 
oder erften Ausfertigung von dem Notar, der die Urkunde 
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obwaltenden Umftänden auch in vorliegendem Fall gefcheben, 
um fo mehr, da dem, von dem die Beglaubigung herrührt, 
die Unterfehrift der Beamten genau bekannt feyn mußte und 
er deßhalb auch um fo mehr von der Aechtheit des Drigi- 
nals überzeugt feyn konnte und mußte. 

Unterm 16. Nov. 1835 beftätigte Grßhzgl. Hofgericht 
in Darmftadt das unterrichterliche Erfenntniß. 

Abfchriften, unbeglaubigte: J. P. d. O. A. ©. 
Nr. 15. Beweisantretung durch bloße unbeglau— 
bigte Abſchriften. „Gegen die Anſicht des Großhzgl. 
Hofgerichts zu Gießen, welches die Stelle der Prozeßord- 
nung Th. 2. Tit. 5. $. 11. *) dahin interpretirt hat, daß 
der Beweis nur mit Driginalurfunden oder beglaubigten 
Abſchriften angetreten werden inne, iſt, der bisherigen 
Rechtsſprechung zu Folge, die Zuläffigfeit der Beweid - An- 
tretung mit unbeglaubigten Abfchriften ausgefprochen wer⸗ 
den. (Urtheil vom 17. Juli 1829-in Sachen des Freiherrn 
-von R. zu E. Klägers und Appellanten, gegen die Gemeinde - 


aufgenommen hat, oder von einem feiner Amtsnachfolger,”oder ' 
von Öffentlihen Beamten, denen in diefer Eigenfchaft die Auf: 
bewahrung der Originale anvertraut ift, nad dem Originale 
gemacht worden find, Eönnen, im Falle das Driginaf verloren 
ift, beweifen, wenn fle alt find, Für alte Abfchriften find die: 
jenigen zu achten, welche über dreißig Jahre alt find. Gind 
fie noch nicht dreißig Fahre alt, fo können fle nur einen um: 
volftändigen Urfundenbeweis (zu Begründung des Zeugenbe: 
weifes) liefern. 3) Sind die von demDriginale einer Urfunde 
genommenen Abfchriften nicht von dem Notar, der die Urkunde 
aufgenommen hat, oder von einem feiner AUmtsnachfolger, oder 
von Öffentlichen Beamten, welchen in diefer Eigeuſchaft die 
Aufbewahrung der Originale anvertraut ift, gemacht worden, 
fo Fönnen fie nur einen unvollftäudigen Urfundenbeweis liefern, 
wie alt fie auch immer feyn mögen. 4) Abfchriften von Ab: 
fchriften Fönnen, nach Beichaffenheit der Umflände, als bloße 
Nachrichten zur Aufklärung der Sache betrachtet werben.” 
*) E. P. O. m. Sp. ©. 162, 
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D. Beklagte und Appellatin, Vindication eined Wald: 
diſtrikts betr. ) — Conf. Acta in Sachen fänmtlicher Eins 
wohner der Gemeinde R. gegen den Freiberen von ©. das 
ſelbſt, Brennholzabgabe betr. — In Sachen des Herrn 
Fürften v. ©. 8. gegen den Landgerichtd-Affeffor H. zu H. 
Befoldung betr.) 

1. Ausfchr. Großhzgl. Hofgerichts der Provinz Ober⸗ 
heffen vom au. Mai 1824 an die Untergerichte: „Es ift zu 
unferer Kenntniß gekommen, daß ungeachtet der im zweiten 
Abfchnitte der Stempelordnung sub Nr. XIV. enthaltenen 
Beftimmung *) manche Canzleiperfonen fowohl, als auch 





*), B. M. Bd. 5. S. 114— 118. „Urkundenbeweisantre— 
tung durch unbeglaubigte Abſchriften.“ 

*) Es heißt dort: „Abfchriften, welche von dem Gerichtspers 
fonal auf Verlangen oder auf Koften einer Parthie gefertigt 
werden und die fänmtlich beglaubigt werden müſſen, einfchließ> 
li der Gebühren für das Collationiren und für die Beglaus 
bigung, der erfte Bogen 30 Er, bei dem oberften Gericht, 20 Er, 
bei den Mittelgerichten, 15 Er. bei den Untergerichten” (jeder 
folgende Bogen 15, resp. 12 und 10 kr.). „Unter diefen Abs 
fhriften find jedoch die Ausfertigungen von gerichtlichen 
Erlaffen, Eontrakten u. f. w., fo wie die Benachrichtigungen 
von ergangenen Defreten, für welche befondere Zaren vorges 
fchrieben find, nicht begriffen.” Sn der MWerordnnng vom 14, 
September 1824 (Erläuterungen zur Stempel: und Tarorde 
nung 2c.) heißt es „13. zu Nummer XIIII. Auf die Anfrage, 
ob einem Anmwalte, welchem Weteneinficht geftattet ift, auffein 
Verlangen von Seiten der Subalternen eined Gerichts eine 
unbeglaubigte Asfchrift aus diefen Acten ertheilt werden 
dürfe, wurde erwiedert, daß ed den Anwälten, denen Acten: 
einficht geftattet worden, nicht verwehrt fen, fich ſelbſt Abs 
ſchriften daraus zu nehmen oder fie durch ihre Schreiber neh 
men zu laſſen, wenn das Lebtere Feine befondere Inconvenienz 
nach fi) ziehe, daß es aber, nach dem deutlichen Inhalt der 
Verordnung, dem Gerichtsperfonale verboten fey, irgend 
eine auf Verlangen oder auf Koften der Parthieen gefertigt 
werdende Abſchrift unbeglaubigt zu ertheilen,” 
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mehrere Landgerichtdactuarien auf ausdrückliches Anſuchen 
der intereffirten Perſonen, diefen unbeglaubigte und daher 
auf ftempelfreiem Papier gefchriebenen Abfchriften von Ae⸗ 
tenſtücken fertigen. Auf eine deßhalb bei höchftpreißlichem 
Staatsminifterium des Innern und der Juſtiz gefchehene 
Anfrage ift und nun eröffnet worden, daß von Seiten des 
Gerichtöperfonals Teine unbeglaubigte Abſchrift auch in Dies 
fen Falle gefertigt werden darf, fondern daß diefe immer bes 
glaubigt und daher auch auf das zu Diefem Behufe worges 
fehriebene Stempelpapier gefchrieben werden muß. Wir 
feßen Sie von diefer eingegangenen hoͤchſten Verfügung hier⸗ 
durch in Kenntniß.“ 

Acten. Beweisantretung durch Berufung auf 
fie P. d. O. A. ©. Nr. 101. „Wenn Beweis durch 
Berufung auf Acten, welche fich in dem Befiß einer oͤffent⸗ 
Tichen inländifchen Behörde befinden, angetreten wird, fo ift 
nicht erforderlich, daß der Producent mit der Beweisantre⸗ 
tung Abfchriften derjenigen fpeciellen Actenſtücke, aus wel- 
chen die Herftellung des Beweiſes deducirt werden foll, übers 
gebe, fondern ed genügt die Bitte, die Acten entweder kur⸗ 
zer Hand, nder, wenn erforderlich, durch Neguifition zu 
adregiftriren und demnächft einen Termin zur Vorlage der 
Arten anzuberaumen, in welchem denn der Producent die 
einzelnen zur Beweisführung beftimmten Actenſtücke namhaft 
zu machen und, wie er hierdurch die Beweisauflage zu er 
ſchoͤpfen gedenfe, dem Gericht vorzulegen hat. (Erfennt- 
niß 1) in Sachen Mämmtlicher Einwohner zu R. gegen 
die Freiheren von ©. Brennholzsabgabe betreffend. 18265 
2) in Sachen der J. D.ſchen Wittwe zu 2. gegen den B.er 
Kirchenfond. 18275 3) in Sachen des Cameralfiscus gegen 
P.s Kinder zu B., Legung eines Mühlwehrs betr. 18275 
1) in Sachen des Hofgerichtsraths ©. gegen die Debitmaffe 
des Herren Grafen von EWR. 1833 —34, und 5) in 
Sachen der zehntpflichtigen Einwohnern zu DO. H. P. und 
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Conſorten gegen den Syndicus der milden Stiftungen Namens 
ter Pfarrei H., die Verwandlung eines Zehntens in eine ſtän⸗ 
dige Grundrente betr. 1836.) 

Acten. Deren Einfendung inDriginal. Aus 
fhreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen 
vom 19. März 1821 „die Einfendung der Acten in 
Driginal betr.” am die Untergerichte: ‚Obgleich die bes 
ſtimmte Vorſchrift vorliegt, daß in allen, fowohl Eriminals 
als Civilſachen die Amtsacten im Original eingefendet wers 
ben follen, fo hat fich doch mehrfach der Mißbrauch einge- 
ſchlichen, dag und nur eine Abfchrift der Originalacten vor: 
gelegt wird, wodurch außer einer ganz zweckloſen Koftenver- 
mehrung vielfache Inconvenientien herbeigeführt werden. 
Wir geben Ihnen daher auf, fich der Einfendung, von bei 
Ihnen erwachfenden Acten in Abfchrift unbedingt zu enthal⸗ 
ten, fondern vielmehr in allen Fällen die Driginalacten an 
und gelangen zu laſſen.“ 

Acteneinſicht. I. Refeript Großherzog. Minifteriung 
des Innern und der Yuftiz vom 4. November 1823 am den 
. Großherzogl. Kammeranwalt, Hofkammerrath Befferer in 
Gießen: „Wir haben Ihren — Bericht vom 26. Juni d. J. _ 
erhalten und geben Ihnen darauf — zu erkennen, daß wir 
in Erwägung der vorgebrachten Umftände und um Sie in den 
Stand zu feßen, ihre Dienftgefchäfte mit weniger Zeitauf- 
wand und aller erforderlichen Umficht und Gründlichkeit fer- 
tigen zu koͤnnen, das Großherzogl. Hofgericht unterm Heu⸗ 
‚tigen beauftragt haben, Ihnen die gewünfchte Mittheilung 
der Arten ad aedes a) in allen wichtigen und weitläufigen 
Sachen, was der Beurtheilung des Collegs überlaffen bleibt, 
fowie auch b) in allen Defrandationsfachen, worin abfolus 
torifche Erfenntniße zum fiscalifchen Benehmen pro stylo 
. mitgerheilt würden, unter der Bedingung zu geftatten, daß 
Sie über den Empfang der von Ihnen forgfältig aufzube⸗ 
wahrenden Acten jedesmal vor deren Abgabe eine DBefcheini- 
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gung an die Regiſtratur auszuſtellen haben, jedes mitge⸗ 
theilte Actenſtuͤck ohne Beruͤckſichtigung irgend eines Einwan⸗ 
des binnen 8 Tagen bei einer unerläßlichen Strafe von 3 fl. 
zur Negiftratur wieder zurisckliefern müſſen und die empfan- 
genen. Acten bei Vermeidung gleicher Strafe nicht verfenden 
und: überhaupt unter feinem Vorwand an irgend jemand ab⸗ 
geben dürfen.“ 

1. Sem. Beſch. Großherzogl. Hofger. der Prov. Obexh. 
vom 12. December 1825: „Nach ſorgfältiger Wahrnehmung 
iſt Stockung im Geſchaͤftsgang dadurch entſtanden, daß in 
Unterſuchungsſachen, in welchen Mittheilung der Acten ad 
aedes geſtattet wird, deren Ablieferung an die zu Defen⸗ 
ſoren beſtellten Großherzogl. Hofgerichts-Advokaten darum 
nicht hat bewirkt werden koͤnnen, weil ſie zur Empfangsbe⸗ 
ſcheinigung hierüber an den Großherzogl. Hofgerichtspedellen 
nicht anzutreffen waren. lm dem vorzubeugen, wird andurch 
verordnet, daß dergleichen Aeten künftig von den Defenforen 
ſelbſt, in Großherzogl. Hofgerichtsregiftratur, wo fie den 
Empfang unter die Nepertorien zu beurkunden haben, er 
hoben werden follen und dieß mit gegenwärtigem gemeinen 
Befcheid eröffnet.’ 

ID. Ausfchr. Großherzogl. Hofger. der Brov. Oberh. vom 
8. Juli 1828 am die Untergerichte „die Gefuche der Ans 
wälte um Mittheilung der Aeten an das hiefige 
Stadt» oder Landgericht zum Behufe der bier 
zu nehmenden Aeteneinficht betr. Es ift befonderd 
in neuerer Zeit nicht felten vorgefommen, daß biefige Hof⸗ 
gerichtd » Advofaten in Nechtsfachen, welche bei Gerichten 
außer dem Wohnfite der Anwälte verhandelt wurden, ſtatt 
fih mündlich oder durch Aeten-Abfchriften zu inſtruiren und 
ohne Ruͤckſicht auf die Befchaffenheit der Sachen um Weber: 
fendung der Acten an das hiefige Stadt» oder Landgericht 
gebeten haben, um alsdann die Einficht der Acten dahier 
nehmen zu können. Durch diefe Manipulation entſtehen in- 
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deſſen mancherlei Nachtheile, indem dadurch nicht nur die 
hieſigen Gerichte ſehr belaͤſtigt werden, ſondern auch Stö— 
rungen im Geſchäftsgang, Verſchleif der Sachen und andere 
Unordnungen herbeigeführt werden. Um daher ſolchem Miß— 
brauch vorzubeugen, finden wir uns zu der allgemeinen Vor— 
ſchrift veranlaßt, daß Sie in Zukunft nur ausnahms— 
weiſe in den Fällen, in welchen die Weitläufigkeit der Ae⸗ 
ten oder ſonſtige genuͤgende Gruͤnde die Einſicht der Original⸗ 
Arten nothwendig machen und dieſe Aeten-Einficht nicht mit 
geringen Koften bei dem zuftändigen Gericht von dem 
Anwalt bewirkt werden kann, Gefuchen der fraglichen Art 
zu willfahren, in allen andern Fallen dagegen folche unzu- 
läffige Gefuche ftets zu verwerfen haben. Indem wir und 
einer genauen Befolgung diefer Vorfchrift gewärtigen ꝛc.“ 
IIII. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Prov. Starfenb. 
vom 18. Juli 1823 „die Einficht der an die Hofges 
richts» Negiftratur gefandt werdenden Acten 
betr.’ an die Untergerichte: ‚Obgleich dem Fiscus im 
Allgemeinen Feine Vorrechte geftatter werden follen, fo ift 
doch bei den fiscalifchen Prozeffen immer zu berückfichtigen, 
daß der Fiscus nur durch Verwalter vertreten werden kann, 
welche wegen ihrer Verwaltung verantwortlich find und in 
den geeigneten Fällen fich won der ihnen vorgeſetzten Behörde 
Verhaltungsmaßregeln einholen müffen, weßhalb ihnen oft 
zu Führung ihrer Gefchäfte und namentlich der Einhaltung 
von Friften mehr Zeit erforderlich ift, als den Anwälten 
anderer Bartheien. Aus diefen Gründen und dem weiteren, 
daß fich durch die neuere Gefeßgebung wegen der indireeten 
Steuern die Gefchäfte des Fiscals bedeutend vermehrt haben, 
wird fümmtlichen Untergerichten der Provinz Starkenburg 
hiermit aufgegeben, bei den, zur Cinficht des Fiscals der 
in biefige Hofgerichts-Megiftratur gefendet werdenden Acten 
anzuberaumenden Friften auf die angegebenen Verhältniffe 
Rücficht zu nehmen und dem Fiscal, wo möglich, und 
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namentlich in Denunciations ſachen, geräumige Friften au 
geſtatten.“ 

V. Unterm 11. Februar 1835 erließ Grßhzgl. Hofgericht 
der Provinz Starkenburg folgendes „Publicandum“ 
wegen „Einſicht der Hofgerichts-Acten durch die Anwälte, 
Defenforen u. f. w.’’ an „ſaͤmmtliche Anwälte des Collegs“: 
„Da fich verfchiedentlich Zweifel darüber ergeben haben, ob 
und in wiefern die Großherzogl. Hofgerichts-Regiſtratur ers 
mächtige fey, den Anwälten oder andern Perſonen, ohne 
Weiteres, Acten zur Einficht vorzulegen, fo bringt man fols 
gende Normen, welche das Colleg in diefer Beziehung bes 
folgt, zur Kenntniß fämmtlicher Anwälte: A. Es ift Regel, 
daß den Anwälten und andern Perfonen, außer den Mits 
gliedern des Collegs, keinerlei Acten zur Einficht, ohne be> 
fondere Erlaubniß des College , gegeben werden dürfen. 
B. Kur Geſetze und Verordnungen, keineswegs aber hierauf 
bezügliche Generalacten, dürfen ohne befondere Autorifation 
von dem Colleg oder dem Präſidium, einem Anwalt Eurzer 
Hand vorgelegt werden. C. Eivil-Prozepacten können einem 
Anwalt nur zur Einficht vorgelegt werden, wenn er fich bei 
dem Golleg Iegitimirt bat *) und ihm von dieſem einmal 
Arteneinficht geftattet worden ift. Durch das deßfallſige 
Dekret erfcheint alddann der Anwalt legitimirt, die in der 
Sache erwachfenen und fpater erwachienden Acten jederzeit 
in fo lange einzufehen, als nicht die Sache, vom Augen 
blick der letzten gerichtlichen Handlung an, bereits zwei Jahre 
beruhen geblieben ift. *) Nach Ablauf von zwei Jahren, 


*) Leber den gemeinen Beſcheid Großherzogl, Hofgerichts vom 
23. November 1810 wegen Beibringung der Vollmacht mit 
dem Gefuh um Geftattung der Acteneinſicht ſ. C. P. O. m. 
Sp. ©, 134, | 

*e) Es wäre zu münfchen gewefen, daß die Motive diefer Bes 
flimmung, die fich nicht von ſelbſt erklärt, mitgetheilt worden 
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ſeit der letzten gerichtlichen Handlung, muß, wenn Acten⸗ 
einficht gewünfcht wird, immer befondere Erlaubnig vom 
Colleg erwirft werden. In Beziehung auf die Relationen 
bleibt er bei den Beftimmungen des Generale vom 29. Febr. 
1832. *) D. Acten, welche einzelne Griminalfälle, einzelne 
Forfts oder PVolizeiftraffälle betreffen, dürfen den Anwälten 
immer nur alddann. wenn fie von dem Colleg Autorifation 
erwirft haben, und nur, fo weit diefe Autorifation geht, 
während die Sache im Lauf ift, jederzeit zur Einſicht vor⸗ 
gelegt werden. Nach Beendigung der Sache muß der Ans 
walt zu jeder Einfichtenahme neue Autorifation des College 
erwirfen. E. Acten in Gegenftänden der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit dürfen weder den Anwälten, noch den Intereſ⸗ 
fenten kurzer Hand zur inficht vorgelegt werden. Die 
Anwälte, wie die Intereffenten, baben zur Einficht diefer 
Arten immer befondere Erlaubniß zu erwirken.“ 

VI. Praͤjudiz Großherzogl. Hofger. der Prov. Starfen- 
burg, „die Befugniß zur Acteneinſicht betr. Um 
die Einficht der, in der Gerichtsregiftratur vorhandenen 
Acten fordern zu können, genügt es nicht, ein Intereſſe 
dabei zu haben, fondern es muß auch ein Recht dazıı nach» 
gewiefen werden. (Berfügung vom 20. April 1831 in ©. 
d. E. H. modo deren Erben zu Offenbach gegen P. ©. 
dafelbft. — Verfügung vom 15. December 1834 in ©. der 
Ehefrau des G. ©. zu N. gegen die Ehefrau des J. T. zu 
M. betätigt vom Großherzogl. Ober⸗Appellationsgericht.)“ 
Zur Erläuterung dient der Bericht, welchen in leßterer 
Sache Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starfenburg 
an den oberiten Gerichtshof erftartete: „Die Klägerin und 
Duerulantin beabfichtigt, einen ihr von Großherzogl. Land- 


wären, Sie dürfte mit friftigen Gründen beftritten werden 
können. 


*) ſ. Relationen. 
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gericht O. auferlegten Beweis durch Berufen auf die Ver⸗ 
laſſenſchaftsacten der Eltern der Beklagten zu führen und 
bat daher um deren Einſicht. Letztere gab dieſem Anſuchen 
nicht nach, ſondern provocirte auf gerichtlichen Ausſpruch, 
worauf das Landgericht die Klaͤgerin abwies, indem ſie kein 
Recht auf Einſicht dieſer Acten babe. Die hiergegen bei 
uns erhobene Beſchwerde wurde aus demſelben Grund abge⸗ 
wiefen. ) — Dan hat die Frage, in welchen Fällen einer 
Parthie dag Mecht der Einficht von Gerichtdacten zuftehe, 
gelegentlich eines früheren Falls von Seiten Großherzogl. 
Hofgerichts ausführlich erörtert und ald Nefultat diefer Be- 
rathung entfchieden und hiernach als Prajudiz aufgeftellt, 
. daß die Befugniß, Gerichtsacten einzufehen, nicht Jeder⸗ 
mann ad libitum zuſtehen fönne, da z. DB. die wichtigften 
Familien» und Vermögensverhältniffe, der beftehenden Ges 
feßgebung zu Folge, der Aufficht und Mitwirkung der Ges 
richte unterliegen, es aber begreiflich nicht Jedem, der ein 
Intereſſe bei der Einficht der darüber fprechenden Urkunden 
bat, zuſtehen kann, folche zu verlangen, wenn er nicht ein 
Recht auf die Einficht hat. Dan berüdkfichtigte z. B., daß 
alle Bermögensverhältniffe Minderjähriger, alle gerichtlichen 
Ehepacten, alle Inventarien bei Eingehung einer weiteren 
Ehe auf der Gerichtöregiftratur deponirt find. Da dieſe 
Frage fonach unzweifelhaft entfchieden war, fo fand man 


*) Darum wendete fih Klägerin mit einer weiteren außergerichts 
lichen Beſchwerdeführung an den oberften Gerichtshof. In 
dem Beſchwerdelibell äußerte fie fih u. U. dahin: „Man will 
nur hervorheben, daß nach Const. 2. Cod. (2. 1.) derjenige, 
apud quem res agitur, verpflichtet ift, zum Behuf der Wahr: 
beitserforfhung, der Beweisführung, die Einficht von Ge: 
richtdacten zu geftatten, ohne daß hier zwifchen dem Kläger 
und Beklagten unterfchieden wurde. Den Gerichten liegt 


fonah eine unbedingte Pflicht Hinfichtlih der Geftattung der 
Acteneinſicht ob, 


16 Acteneinſicht. 


bei Erörterung der jetzt vorliegenden Beſchwerde ſich nicht 
veranlaßt, die Landgerichtsacten vorerſt einzufordern und 
dieſen bereits durch Präjudiz feſtſtehenden Satz einer wei⸗ 
teren Ausführung zu unterwerfen, ſondern ſchlug die Bes 
fihwerde in Berückfichtigung des angenommenen Grundſatzes 
ab. Die Querulantin beruft fich nun noch befonders auf 
die Beftimmung der Const. 2, Cod.(2.1.) zur Unterftüßung 
ihres Geſuchs, allein, unfern Ermeffend, mit Unrecht. Die 
Rechtslehrer find fchon im Allgemeinen darüber einig, daß 
durch diefes Gefeß nicht, abweichend von allgemeinen recht 
lichen Grundfäßen, Jedem ohne Unterſchied die Einficht 
der Gerichtsacten zuſtehen foll, fondern daß hier ein recht 
liches Intereſſe erfordert wird. In diefem Sinne fprechen 
fi) namentlich aus: Yoei: Comment. ad Pand. T. p. 388. 
Glück: Ausführliche Erläuterungen der Band. Th. 22. ©. 311. 
Schweppe: Nömifches Privatrecht. 4. Ausg. Bd. 3. ©. 544. 
Diefer Schriftftellee bemerkt zugleich a. a. O., daß die Ber 
flimmung dieſes Gefeßes eigentlich feine privatrechtliche 
ſey. Mithin kann fie auch nicht die Abficht haben, Das 
Necht der Parthie zur Neteneinficht zu reguliren. Ins 
befondere aber glauben wir noch darauf aufmerkfam machen 
zu müflen, daß die L. 2. edendo fagt: „Is, apud quem 
res agitur, acta publica, tam civilia, quam criminalia 
exhiberi inspicienda ad investigandam veritatis fidem ju- 
bebit.“ *% Hieraus möchte aber nicht gefolgert werden 


*) Mit Bezug auf diefe Gefebesftelle und Fr. 45. $. 8. de jure 
fisci (49, 14,) lehrt Rinde Lehrb, d. Eivilpr, $. 279, man 
Eönne „die Vorlegung der Gerichtsacten verlangen.” f. auch 
noch Allg. jur. Seit. von 1829, Nr. 62, ©. 246, 247 „Ueber 
Acteneinſicht.“ Der MVerfaffer trägt in A. vor: „Oeffent— 
lichkeit der Rechtspflege ift, wie ed irgendwo heißt, der Le— 
bengäther einer mit Intelligenz verwalteten und durch Fntellis 
genz controlirten Juſtiz, und fo war auch die altdentfche bür— 
gerfiche Rechtspflege mündlich öffentlich, Nur diefe Mündliche 
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koͤmnen, daß alle Aeten auf Anfordern eines Jeden von 
dem Wichter vorgelegt werden müſſen, fondern ed fcheint 





feit der Rechtöpflege verſchwand allmählig, bis die Neicheger 
ſetzgebung fogar die Schriftlichfeit des gerichtlichen Verfahrens 
gebot, Die Deffentlichkeit dieſes Verfahrens aber befteht darin, 
daß alle Verhandlungen vor Gericht Öffentlich beurfundet und 
unter Öffentlicher Aufficht zur allgemeinen Einſicht aufbewahrt 
werden. — Unter diefem Geſtchtspunkte rechtfertigt es fich 
auch, infofern man darin nicht zugleich eine Beftätigung der 
Anfiht über fortdauernde Oeffentlichkeit der gerichtlichen Ders 
handlungen finden wi, daß man in älterer und neuerer Zeit 
ohne Bedenken Gerichtsverhandfungen und richterliche Entfcheis 
dunge : durch Mittheilung derfelben in befonders veranfkalteten 

- Sammlungen von Rechtsfällen, in Beitfchriften u. f. w. zur 
Deffentlichfeit brachte, und das, was Gemeingut Aller feyn 
follte, auch zum Gemeingut Aller werden ließ. In Widers 
fpruch aber hiermit fteht die aus einer fibelverftandenen Noth: 
wendigkeit des Gerichtögeheimniffes hervorgegangenen Strenge, 
mit welcher man Gefuche um Einfiht von Eivilprogeßacten 
behandelt, infofern fle von andern Perfonen, als den Streit 
theifen, herrüßren. Merden gleich, was man anerkennt, die 
Streitacten unter öffentlicher Aufficht zur allgemeinen Einficht 
aufbewahrt, fo fol doch derjenige, welcher nun wirklich zur 
Einfiht derfelben zu gelangen wünſcht, vorerft die Eriftenz 
gewiffer Vorausfegungen nachweifen. Man verlangt nämlich 
ein begründetes zu befcheinigendes Sintereffe, eine Nachweis 
fung, daß die gebetene Veteneinficht fi als ein Mittel für 
deu Nachfuchenden darftelle, feine Rechte zu verfolgen oder zu 
vertheidigen (Glück: Pand. Comm. Th. 22, S. 111. Gönner 
Handb. d. bürg. Prog. B. 2, Abh. LII. $.1. u. a), ob⸗ 
gleich eine gefenliche Grundlage für eine folhe Befchränfung 
und Erfhwerung der Zugänglichkeit der Gerichtsacten nicht 
nachzumeifen feyn dürfte. Allerdings können für einige Zeit 
während der Verhandlung eines Prozeſſes Gründe vorhanden 
feyn, die Einfiht der Acten einem Dritten zu verfagen (Gön⸗ 
ner, 0.0. O. $. 2—6.) und ohne Zweifel, damit in folchen 
Sällen die Partheien Gelegenheit erhielten, den Richter auf 
die zeitige Unftatthaftigfait der Weteneinficht aufmerkfam zu 
machen, fchrieb der Viſit. Abfch. v. 1713, $. 97. ver, daß 
einem Dritten die Einficht der Acten nicht ohne Vorbewußt 

Progefordn, I. 2 
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vielmehr in dem Geſetz darüber verfügt zu ſeyn, welchem 
Richter die Befugniß zuſtehe, Vorlegung der Acten zu 
verordnen und in dieſer Beziehung nur ſagt L. 2. Cod. 
eit., daß der Richter, bei welchem eine Sache verhandelt 
wird, über die Vorlegung der bei ihm verhandelten Acten 
zu beftimmen babe. Daß diefed die Frage fey, welche durch 
L. 2. Cod, eit. beantwortet werden foll, möchte aus den 
im Eingang bervorgehobenen Worten: „is, apud quem res 
agitur‘“ hervorgehen und nur dann, wenn man dem Gefch 
diefe Auslegung giebt, ift ed, unferd Ermeſſens, mit allges 
meinen Grundfäßen in Einklang zu bringen. Denn ı) nur 
der Michter, bei welchem eine Givils indbefondere aber eine 
Eriminalfache verhandelt wird, vermag zu beurtheilen, ob 
im Intereſſe der ftreitenden Theile oder des Staats eine 
Borlegung der Acten zuläffig erfcheint. 2) Wie laͤßt ſich 
behaupten, daß z. B. Criminalacten im Verlauf der Unter 
fuchung einem Dritten, der damit einen Beweis zu führen 
gedenft, ohne Weiteres müßten vorgelegt werden? Und doch 
müßte dieß gefchehen, wollte man unterftellen, daß die L. 2. 
Cod. cit. über die Verbindlichkeit des Nichters zur Vorlegung 
von Aeten und nicht. vielmehr davon fpreche, welcher Rich⸗ 
ter über die Statthaftigkeit folcher Vorlegung zu entfcheiden 


der Procuratoren geftattet werden folle. Auch nach beendigtem - 

Rechts verfahreu kann der Richter es angemeffen finden, dem⸗ 
jenigen, welcher die Einficht der Acten nicht aus befonderm 
Rechtsgrunde verlangt, diefe zu verweigern u. a., aus Grün: 
den, welche auch bei unfern Nachbarn die Thfiren des Gerichts— 
ſaals ſchließen nnd bei und die Meröffentlichung eines Rechts- 
falles verbieten würden. Allein im Allgemeinen muß man das 
von ausgehen, daß, wie früher jeder zu ber ganzen 
gerihtlihden Verhandlung den Zutritt hatte, ge 
genwärtig jedem, wenn er nur zu dem erforderlichen Zeit: 
und Koftenaufwand geneigt ift, ſtatt jener unmittelbaren 
Anfhauung des Rechtsverfahrens die mittelbare 
durch Acteneinficht nicht zu verfagen ſey.“ 
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habe. — Wir tragen hiernach unterthänig, unter Rückſchluß 
des Communicats, auf Verwerfung der Beſchwerde an. 
Darmſtadt den 10. Nov. 1834.“ — Unterm 29. Jan. 1835 
verwarf der oberſte Gerichtshof die Beſchwerde, unter Bes 
zugnahme auf den erſtatteten Bericht Großherzogl. Hofge⸗ 
richts und Geſtattung der Einſicht deſſelben. 


Acten-Vorlegungs-(Evolutions⸗) Gebühren. 
J. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Ober⸗ 
heſſen vom 28. Sept. 1825, „die Gebühren der Groß— 
herzogl. Landgerichtsactuarien für Aufſuchung 
und Vorlegung der Acten betr.“ an die Unterge⸗ 
richte: „Die Großherzogl. Stempel» und Taxordnung vom 
27. Auguſt 1822, *) in Verbindung mit den zw derſelben 
den 14. September 1824 ertheilten Erläuterungen, bewillis 
ger zwar für Anffuchung und Verlegung der Acten die in 








*) Es heißt im $. 8. des dritten Abfchnitts derfelben (Allgemeine 
Verfügungen): „Für Auffuchung und Vorlegung der Acten 
haben diejenige, welche die Regiftratur verwalten, zu beziehen 
und zwar a) bei dem oberften Gericht 20 Pr,, b) bei den Dite 
telgerichten 15 kr., c) bei den Untergerichten 10 Pr." In Bes 
zug auf diefen $. 8, enthält die Verordnung vom 14, Sept, 
1824 (Erläuterungen zur Stempel: und Zarordnung vom 27. 
27. Auguſt 1822) Solgendes: „Die Beflimmung, welche die 
Gebühren für Auffuhung und Vorlegung der Acten regufirt, 
ift der Sportelordnung vom 13, November 1809 entnommen 
und findet darum in allen Fällen Anwendung, in welchen diefe 
Gebühren früher geftattet waren. Wenn aber Anwälte zu 
Aufſtellung ihrer Defervitenrechnungen Einficht der Acten neh: 
men, fo Fönnen die Regiftraturen für bie Vorlegung der Acten 
Peine Gebühren fordern, weil die Verordnung vom 23. Auguft 
1810, indem fie den Anmälten befiehlt, vor Aufſtellung der 
Defervitenredhuungen die Gerichtsacten einzufehen (E. P. O. 
nm. Sp, ©, 317, 318), ihnen auch die Einficht derfelben unbe> 
dingt geftattet, Die Vorlegung der Arten zu diefem Zweck iſt 
alfo als eine Officialverrichtung der Regiſtratoren zu bes 
trachten.“ 

2 * 
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derſelben naͤher benannten Gebühren, jedoch nur in dem 
Fall, wenn die Parthien oder deren Anwälte die Einſicht 
der Neten verlangen, und von den leßteren dieſe nicht Ies 
Diglich zum Zweck der Aufftellung ihrer Deferviten-Rechnuns 
gen gebeten wird. Wir haben indefien die Erfahrung mas 
chen müffen, daß die erwähnten Gebühren von den Groß 
herzogl. Landgerichts⸗Actuarien mißbräuchlich auch in folchen 
Fällen bezogen werden, in welchen die Vorausfekungen für 
die Anwendung der erwähnten gefeßlichen Worfchrift gänz⸗ 
lich mangeln.. Hierdurch finden wir und veranlaßt, Ihnen 
bei eigner Verantwortung aufzugeben, mit unnachfichtlicher 
Strenge dafür Sorge zu tragen, daß von den Großherzogl. 
Landgerichts » Netnarien- die fraglichen Gebühren nur unter 
der oben erwähnten VBorausfeßung bezogen werden, wobei 
wir bemerken, daß, wenn ferner Fälle eined fo unwürdigen 
Mißbrauchs der Amtögewalt zu unferer Kenntniß kommen 
follten, wir mit der nachdrädlichften Ahndung gegen die 
Contravenienten vorfchreiten werden.’ IL Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz; Dberheffen vom 11. 
October 1826, „die Evolutionsgebühren bei den 
Stadt: und Landgerichten betr.” an die Unterge⸗ 
richte: „Mit Beziehung auf Die wegen des obigen Gegen- 
ſtandes den 28. Sept. 1825 erlaffenen Verfügung ertheilen 
wir Ihnen, wegen des Bezugs der fraglichen Gebühren big 
anf weitere Anordnung, in böchftem Auftrag, die nachfol- 
genden Beftimmungen: 1) Dafür, daß die Stadt» und Lands 
gerichts⸗Actuarien, auf Anfragen einer Parthie, Taufende 
oder ungefchloffene Prozeßacten erheben und darliber Aus⸗ 
funft geben, kann keinerlei Gebühr gefordert werden; 2) die 
Stadt: und Landgerichtd-Actuarien dürfen zwar, nach 8.8, 
ihrer Amts s Infiruetion, ) Riemanden ohne richterliche 





*) ſ. LandgerichtdsActuarien. 
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Erlaubniß Acten vorlegen, fie find aber befugt und vers 
pflichtet, einzelne Anfragen Prozeß führender Parthien über 
den momentanen Stand einer Sache, 3. B. ob der Gegner 
mit dem ihm obliegenden Schriftfage eingefommen fey, ob 
ein Termin angefeßt worden fey u. f. w., kurzer Hand 
unentgeldlich zu beantworten; und zwar letzteres ſelbſt 
alsdann, wenn fie deßhalb in den Acten, oder in dem Mes 
pertorium nachfehen müßten. 3) Nur da, wo eine Vor⸗ 
legung und Auffuchung der Aeten auf vorausgegangene rich- 
terliche Bewilligung und Weifung Igefchieht, und nicht die 
Borausfeßung des Gefeted vom 10. September 1824 cins 
treten, findet eine Gebührenbezahlung an den Actuar, nach 
8. 8. der Stempel- und Tarordnung vom 27. Auguft 1822 
ftatt.. Wir geben Ihnen daher auf,. für die genauefte Bes 
folgung dieſer Verfügung von Geiten der Actuarien bei 
eigner Berantwortlichkeit Sorge zu tragen.’ 

Gleichen Inhalts ift ein Ausfchreiben Großherzogl. Hof: 
gerichtd der Provinz Starfenburg vom a. October 1826. 
Unterm 9. November 1826 erließ daſſelbe noch ein Aus- 
fohreiben des Inhalts: „Die durch das Generale vom 1. 
Detober I. 3. befannt gemachten Beftimmungen finden nach 
einem weiteren Minifterialrefeript * in Unterſuchungs— 
ſachen Anwendung.“ 

ID. Ausſchreiben Grßhzgl. Hofgerichts der Provinz Ober⸗ 
heſſen vom 1. März 1837 an die Untergerichte, betr. das 
Geſuch des Landgerichtsactuars zu Hungen um 
Geftattung des Bezugs von Evolutionsgebühren 
indem Jalle, wenn in einer definitiv entfchie- 
denen Sache weiter angerufen wird. „Es iſt dahier 
die Anzeige gefchehen, daß von manchen Actuarien für Das 
Auffuchen von Acten auch in dem Fall Gebühren bejogen 
werden, wenn in denjenigen Sächen, bei welchen vermöge 
der deßhalb beftchenden Vorfchriften ein ftillfchweigender 
Verzicht auf die Fortfeßung des Nechtsftreitd angenommen 
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wird und deren Meponirung erfolgt ift, die Vorlegung der 
Yeren zu dem Ende erfolgt, um für den Richter die Ertheis 
lung der geeigneten Verfügung auf Anrufen der Parthieen 
möglich zu machen, ohne daß hierbei eine befonders von 
den Barthieen erbetene Acteneinficht in Frage kommt. 
Da diefes nach den hierüber vorliegenden höchſten Beftims 
mungen ald gänzlich unftatthaft erfcheint, fo finden wir ung 
veranlaßt, Sie hierdurch aufjufordern, in dem Fall, daß 
der erwähnte Gebührenbezug gegen Erwarten bisher ftartges 
habt haben follte, darüber pflichtmäßig zu wachen, daß ders 
felbe für die Zukunft gänzlich unterbleibt, und überhaupt 
die Vorfchriften des Generalausfchreibend vom 11. Detober 
1826 genau befolgt werden.“ 

Acctuarien in Unterfuhungsfachen. Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Starkenburg vom 
13. Auguft 1817, „das Zuziehen der Actuarien bei 
amtlichen Unterfuchungen betr.” an die Unterges 
richte: „Nicht nur durch das gemeine Necht, fondern auch durch 
die Heflifche Peinliche Gerichtsordnung werde es vorges 
fhrieben, daß bei Unterfichungen außer dem unterfuchen- 
den Nichter auch ein Gerichtöfchreiber zugegen feyn und 
von diefem Lebtern das Protokoll geführt werden müfle; *) 
demohngeachtet aber feyen bisweilen von den Untergerichten 
Teine Gerichtsfchreiber bei Unterfuchungen “zugezogen werden 


#) Nach einem Augfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pro— 
vinz Starkenburg vom 6. Februar 1833 hatte das Landgericht 
Hürth, mit Bezug auf den Art. 14. des Edictd vom 6. Juni 
1832, die Hebertragung dep Polizeigerichtsbarkeit, einſchließ— 
lid der Forſtgerichtsbarkeit, an die Gerichte betr., die Frage 
geſtellt, ob polizeiliche Unterfuchungen auch fernerhin, wie bie: 
ber durch die Landräthe, ohne Zuziehung eines Actuars ges 
führt werden dürften. Es erhielt darauf die Antwort: „Da 
bie Randräthe Feine Actuare adhibirt haben, fo Fönnen vorerft 
auch die Randgerichte polizeiliche Unterfuchungen ohne Zuziehung 
von Actuarien vernehmen,’ 
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und durch diefen Fehler gegen die wefentlichen Formen des 
UnterfuchungsBrozeffed manche Inconvenienzien entitanden. 
Man fehe fich daher, um größere Nachtheile für die Zukunft 
zu verhüten, veranlagt, jene gefeßliche Vorfchriften mit dem 
Anfügen einzufchärfen, daß, falls die bei den Untergerichten 
angeftellte Amts s und Gerichtäfchreiber durch dringende an, 
dere Dienfigefehäfte oder fonftige, Berückſichtigung verdie⸗ 
nende Umſtaͤnde verhindert wären, das Actuariat bei einer 
Unterfuchung zu verfehen, oder, falls, wie dieß bei einigen 
Untergerichten dermalen der Fall fey, kein Gerichtsfchreiber 
bei denfelben angeftellt feyn ſollten, böchfter Verfügung zu 
Folge, zwei beeidigten Schöffen, als Urkundsperfonen, bei 
der Unterfuchung zuzuziehen feyen, welche Das von dem uns 
terfuchenden Richter zu führende Protokoll mit zu unter 
fchreiben hätten. *) Es verftehe fich jedoch von felhft, daß 
hierdurch die gefeßliche Beftimmung, daß im einigen Fällen, 
wie 3. B. bei Einnehmung eines Augenſcheins, bei Gectigs 
nen u. f. w. außer dem unterfuchenden Nichter und Ge: 
vichtöfchreiber noch zwei Gerichtöfchöffen, der Legalität des 
Acts wegen, zugezogen werden müffen, **) feine Abänderung 
erleide. | 


Adelihe Gerichtsherrn. Deren ſtaatsrechtliche 
Verhältniſſe inAnfehbung der Juftisgewalt. Das 
Edict vom 1. December 1807, ‚„„Declaration über die 
ftaatsrehtlihen Verhältniſſe der.chemaligen 
unmittelbaren Reichsritterſchaft handelt in dem 
88. 14 — 25 von den flantsrechtlichen Verhältniffen der ade- 
lichen Gerichtöheren im Anfehung der Juſtizgewalt. Sie 
find des Inhalts: „F. 10. Da, wo die adeliche Gerichtd- 


*) Hiermit ift im Weſeutlichen gleichen Inhalts ein Ausfchreiben 

Großherzogl. Dofgerichts der Provinz Oberhefien vom 29, 
Auguſt 1817, 

#*) f, Schöffen, Deren Zuziehung bei Unterfuchungen. 
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herrn bisher im Befi der Patrimonial-Gerichtsbarkeit waren, , 
verbleibt denfelben die bürgerliche, ſowohl ftrittige, als 
willführliche Gerichtsbarkeit, jedoch mit der, unter $. 21. 
näher beftimmt werdenden Einfchränfung in Anfehung der 
in ihren Gerichtöbesirken befindlichen fchriftfäffigen Perſonen 
und Güter. Zugleich räumen wir denſelben die hiermit im 
Verbindung ftehende Befugniß, die ihnen zufommenden Abs 
gaben ihrer Hinterlaffenen beizutreiben und diefe zu Zeiftung 
der ihnen fehuldige Dienfte, in fomweit fie in deren Beſitz 
find, anzuhalten, fo lange nicht Inhibition von unfern Landes» 
behörden erfolgt, ein. Da hingegen Tann denen adelichen 
Gerichtöheren eine Jurisdietion in ihren eignen Sachen, 
fobald [diefe eontentids find oder werden, unter keinerlei 
Vorwand zuftehen und haben fie deßhalb einzig und allein 
bei Unfern Hofgerichten Mecht zu geben und zu nehmen. *) 
Die adelichen Gerichte find zu benennen: „Großherzoglich 
Heflifches Batrimonialgericht der Freiherrn — des von N.’ 
$. 15. Da, wo ein Patrimonial⸗Gerichtsherr die peinliche 
Gerichtöbarkeit bergebracht hat, wollen Wir ihm diefelbe 
noch zur Zeit belafien, mie fie Unſern Untergerichten 





*) Day. Verordnung vom 1. Mai 1830, „die Belangung der 
Dinterfaffen dur ihre Patrimonialgerihtsherru 
betr”: „Da des Großherzogs Könige Hoheit zu genehmis 
gen geruht haben, daß die im $. 14, des allerhöchften Edicts 
vom 1, December 1807, die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der 
gefammten Ritterfchaft betreffend, enthaltene Beftimmung, nach 
welcher den Patronialgerichtöherrn eine Jurisdiction in ihren 
eigenen Sachen, fobald diefe contentiös werden, unter keiner⸗ 
lei Vorwand zufteht, fondern diefelben deßhalb einzig und 
altein bei den Großherzogl. Hofgerichten Recht zu geben und 
zu nehmen haben, da, wo die Patrimonial-Gerichtsbarfeit auf 
die beftehenden Lanbgerichte Übertragen worden ift, und fo 
lange als diefe Uebertragung dauert, Peine Anwendung finden 
er fo wird diefes Hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß ge: 
racht.“ 
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durch das Organiſations⸗Ediet vom 12. October 1803 Ans 
gewiefen worden ift. Da, wo die Befigungen der Gerichtds 
herrn in einzelnen Höfen und Mühlen heftehen, können Wir 
denfelben durchaus Feine peinliche Gerichtöbarkeit geitatten 
und werden diefelbe von unfern Beamten ausüben laſſen. 
Für Beftreitung der peinlichen Gerichtöfoften hat der Ges 
richtsherr, wenn er die peinliche Gerichtsbarkeit ausüben. 
will, zu forgen, ) und es find diefelben, nach der bisheri⸗ 
gen Verfaffung, beizubringen. $. 16. Bei Ausübung der 
den adelichen Gerichtsheren verbleibenden und bewilligten 
Gerichtsbarkeit find folche verbunden, alle über Verwaltung 
der Juſtiz in Unſern Staaten beftehende oder noch zu erlaf- 
ſende Geſetze pünktlich zu beobachten, und Unfern einfchlas 
genden höhern Behörden kommt bei den Batrimonialgerichten 
die Oberaufficht über die Nechtöpflege, die Unterfuchung 
der Amtsführung, des Depofitens, Hypothekenweſens u. ſ. w. 
in eben der Maaße, wie bei Unſern uͤbrigen Aemtern, zu. 
8. 17. Wenn der Patrimonial⸗Gerichtsherr in feinem Ge⸗ 
richtsbezirk, oder nicht weit davon, in Unferm Lande wohnt, 
und, nach dem Zeugniß der, ihn prüfenden, Landesbehoͤrde, 
die erforderlichen Eigenſchaften beſitzt, fo bleibt ihm unbes 
nommen, die Gerichtsbarkeit felbft auszuüben, Außer dies 
fem Fall aber ift derfelbe verbunden, in dem Gerichtsbezirk 
ſelbſt, oder nicht im großer Entfernung von demfelben, und, 
in jedem Falle innerhalb Unſerer Staaten einen Gerichtds 
halter zu unterhalten, wogegen ihm der Bezug der fructuum 
jurisdietionis und der Gerichtsfporteln, welche jedoch nach 
Unſern Geſetzen eingerichtet feyn müffen, verbleibet. $. 18. Die 
Ernennung dieſes Gerichtöhalters bleibt dem Gerichtöheren 
überlaffen; es muß jedoch derfelbe 1) ein Inlaͤnder feyn, 
wenn Wir nicht befondere Dispenfation deßhalb ertheilen, 


*) ſ. dag. in Bezug auf die Gebühren der Legalärzte, Gericht: 
liche Medicin (Verordn. v. 26, Sept. 1819, 
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2) von Unfern Behörden geprüft und für tüchtig zu einer 
folchen Stelle erfannt worden feyn. 3) bat der Gerichtöherr 
die Anzeige von deffen Ernennung Unferer einfchlagenden 
Megierung zu machen und die Beftätigung abzuwarten, ald- 
dan aber a) ihm ein fürmliches Beſtallungs⸗Dekret auszu⸗ 
fereigen und ihm den Gerichts » Eingefeffenen vorguftellen. 
Der beftätigte Gerichtshalter ift Uns, ald dem Souverain, au 
verpflichten. Dem Gerichtöheren fteht es gleichfalls zu, fich 
son demfelben eidlich angeloben zu laffen, daß er die ibm 
übertragene Juſtizſtelle aufs gewiffenhaftefte verwalten wolle, 
$. 19. Die Ernennung und Verpflichtung des fubalternen 
Gerichtsperfonals, ald Gerichtsfchreiber, Gerichtsdiener u. ſ. w. 
bleibt dem adelichen Gerichtsherrn überlaffen, jedoch ſo, 
daß dazu, ohne Unſere Dispenfation, nur Inländer ange- 
ftellt werden können, und diefe Und, wenn fie nicht vorher 
fchon gehuldigt haben, den Huldigungseid abzufchwören haben. 
$. 20. Die Entfeung eines Gerichtshalters kann nur nach 
vechtlichen Gründen gefchehen. Sollte derſelbe aber feine 
Entlafung begehren, fo fteht e8 dem Gerichtöherrn zw, fie 
zu bewilligen. An Unſer Staatsminifterium ift jedoch dieſes 
unverzüglich einzuberichten. $. 21. Den PBatrimonial-Ge- 
richtöhaltern und ihren Familien weifen Wir einen privilegir- 
ten Gerichtöftand vor Unſeren Hofgerichten an. *) Das 
nämliche gilt zugleich von allen übrigen, in adelichen Ge- 
richtebezirfen wohnenden, nach der Verfaſſung Unferer Lande 
als fchriftfäffig betrachteten Berfonen. Auch erflären Wir 
alle Güter, welche den Patrimonial» Gerichtsheren, fowie 
auch andern fchriftfäfligen Perfonen, in dem Patrimonial⸗ 
Gerichtsbezirk zugehören, in fo lange für fchriftfäflig, ale 
fie ſich im Beſitz fchriftfäfliger Verfonen befinden. Die Haus: 
dienerfchaft des Gerichtsherrn ift in folange, als fie ihre 
Wohnung in dem Gerichtsbezirk bat, der Patrimonial⸗Ge⸗ 


*) ſ. C. P. D.m Sy. ©. 107. 
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richtsbarkeit untergeben. $. 22. Die Erkenntniß über die 
Befähigung der Candidaten im juriftifchen Fache überhaupt, 
und die LicenzsErtheilungen zum Advociren, ſteht Uns aus⸗ 
ſchließend zu. $. 23. Die adelichen Patrimonial⸗ Gerichte 
ſind in allen Rechtsſachen Unſern Hofgerichten unmittelbar 
untergeordnet. Bei dieſen find daher Klagen Über verweigerte 
und verzögerte Juſtiz anzubringen, und der Appellationdzug 
in bürgerlichen Nechtsfachen geht von den adelichen Patri⸗ 
monial = Gerichten unmittelbar an viefelbe und zwar in der 
Maaße und nach denfelben Vorfchriften, wie von Unſern 
Aemtern. 8. 24. Hiermit werden demnach Die, in vers 
ſchiedenen adelichen Gerichten Unſerer alten Lande beftandene 
mehrere Inftanzen durchaus aufgehoben. Wir fehen Und dazu 
um fo mehr bewogen, und felbft zur Wohlfahrt Unferer 
dortigen Unterthanen aufgefordert, ald jene mehrere Inftans 
zen den Juſtizgang keineswegs befördert, vielmehr mit vers 
derblichem Koſtenaufwande erfehwert und verzögert haben. 
$. 25. Da auch in Unfern alten Landen einige Gerichte 
fich befinden, in welchen Adeliche mit Uns bei Ausübung 
der Gerichtsbarkeit concurrireu, ſodann verfchiedene Gerecht⸗ 
fame haben, foserklären Wir hiermit, daß alles, was wir 
durch gegenmwärtiges Edier über die ftaassrechtlichen Verhält⸗ 
niffe und die fünftige Verfaſſung der adelichen Patrimo⸗ 
nial = Gerichte beftimmen,, -nur allein auf die privativ 
adelichen Gerichte gehet und bezogen werden foll, indem Wir 
es in den Gerichten der obgedachten Art noch zur Zeit bei 
der bisherigen und dermal befichenden Berfaffung belaffen 
wollen, Uns jedoch vorbehalten, auch in Anfehung diefer, 
die ihren ganz eigenen Verhältniſſen gemaͤßen, näheren Vor⸗ 

Vorſchriften beſonders zu ertheilen.“ 
Adhaͤſion. P. d. O. A. G. Nr. 66. Die Befug—⸗ 
niß des Appellaten zur Adhaͤſion ) auch noch in 
*) C. P. O. m, Sp. S. 357-200, H. R.s. v. Adhäſion 

S. 15, 16. | 
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oberfter Inſtanz betr. „Der Appellat Tann, nach in 
oberfter Inſtanz erfannten vollen Appellationg-Prozeffen, der _ 
Ober⸗Appellation feines Gegners noch adhäriren, wenn gleich 
er fich bei dem erften richterlichen Erfenntniffe beruhigt und 
der Nichter zweiter Inſtanz daffelbe, durch Verwerfung der 
jenfeitigen Appellation, pure beftätigt hatte.” (Siehe die 
Sache: J. H. zu R., Kläger, Appellanten, Ober⸗Appel⸗ 
lanten und Adhäſen, gegen den Lotterie⸗Collecteur 2. zu D. 
Beklagten, Appellaten ꝛc. Forderung aus einem Lotteries 
gewinnfte betr. und Urtheil vom 20. Juli 1832.) 


Adjudication.) PB. d. O. 9. ©. Nr. 24, die 
Frage, ob bei Adjudication von Immobilien 
sur Erwerbung des Eigenthbumes auch noch eine 
Befigergreifung erforderlich fey? betr. Bei Ad» 
judication von Immobilien ift, außer dem Adjudicationg- 
Dekret, Feine befondere Befikangreifung zur Ermwerbung des 
Eigenthums mehr erforderlich. dirtheil vom 12. Februar 
1830 in Sachen der H.fchen Erben zu B. gegen die Concurs⸗ 
mafle de8 A. B. zu H.) 


Anftandsbrief (Moratorium). I Die Verordnung 
vom 6. April 1818, die Moratoriengefuche betr., iſt 
des Inhalts: „Da die in immer zunehmender Menge eins 
tommenden Moratoriengefuche nach der bisherigen Erfah- 
rung nur höchſt felten gehörig begründet, vielmehr in der 
Regel fo befchaffen find, daß daraus die Abficht, auf ge 
raume Zeit die Vollſtreckung richterlicher Erfenntniffe auf- 
zuhalten, deutlich hervorgeht, wodurch das Intereſſe der 
Gläubiger nicht felten wefentlich gefährdet, und auf jeden 
Fall die Thätigkeit der Gerichte in Ertheilung ſchneller 
Rechtshülfe zum großen Nachtheil des Landes » Credits ge: 


) C. P. O. m Sp, S. 83, 85, 301, 307-309, 
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hemmt wird; ſo ſindet man ſich, um dieſem gemeinſchäd⸗ 
lichen Mißbrauch für die Zukunft moͤglichſt vorzubeugen, zu 
folgenden Beſtimmungen veranlaßt: 1) Ale Moratprienges 
ſuche find fünftig bei dem einfchlägigen Juſtizcolleg, dem- 
jenigen Inämlich, deflen Gerichtöbarfeit der Nachfuchende, 
wenn er fchriftfäflig ift, im erfter, und wenn er amtsſäſſig 
iſt, in zweiter Inſtanz, im allen perfünlichen Klagfachen 
unterworfen ift, anzubringen. Sollten ſolche dennoch dieſer 
Vorſchrift zuwider ferner unmittelbar bei der unterzeichneten 
Behörde eingereicht werden, fo follen fie ganz unberuͤckſich⸗ 
tiget bleiben. 2) Mit einem jeden Gefuch um Zahlungs⸗ 
ausſtand ift ein richtiges, gehörig befcheinigtes Vermögens» 
verzeichniß, ſodann ein getreues vollftändiges Verzeichniß 
ſaͤmmtlicher Schulden jeder Art, namentlich auch der allen 
falls rückſtändigen Kapitalzinfen, zw übergeben. 3) Der 
Supplifant hat zugleich nachzumeifen, daß es ihm in feiner 
dermaligen Lage, ohne feinen ganzlichen Ruin, nicht möge 
lich fey, die an ihn verlangten Zahlungen zu leiften, daB 
er ohne eigenes Verſchulden in diefe Lage gerathen ſey und 
daß er-fich nach Ablauf der nachgeſuchten Frift in zahlungs⸗ 
fähigem Stande befinden werde. 1) Fehlt ed dem Geſuch 
an einem der unter 2 und 3 vorbemerften Erforderniffe, fo 
ift daſſelbe alsbald zu verwerfen und der rechtlichen Proce⸗ 
dur gegen den Supplicanten ihr ungehinderter Lauf au bes 
laſſen. 5) Sind viefelben insgefammt vorhanden, fo bat 
‚ diejenige Stelle, wobei das Gefuch eingereicht iſt, mit einſt⸗ 
weiliger Siſtirung des gerichtlichen Verfahrens, falls letzte⸗ 
res bis zur Execution gediehen iſt, unverzüglich über den 
angegebenen Activ⸗ und Paſſiv⸗Vermögensſtand, fo wie die 
weiter vorgebrachten Motive die erforderliche Unterſuchung 
anzuftellen, und falls fich dabei ergiebt, daß der Supplifant 
gegen befferes Willen fein Vermögen zu hoch oder feine 
Schulden zu gering angegeben habe, denfelben mit dem Mo⸗ 
ratoriengefuch ſofort unbedingt -abzumeifen. 6) Ergiebt fich 
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aber bei der Unterſuchung ſämmtlicher Angaben die Nichtigs 
feit derfelben und geht daraus hervor, daß bei Ertheilung 
eines angemeflenen Zahlungsausitandes die Sicherheit der 
Gläubiger nicht im mindeften gefährdet fey, fo find letztere 
vorerſt über ihre Einwilligung zu vernehmen, wobei es, 
wenn diefelbe erfolgt, fein Bewenden behält; wenn aber 
entweder alle ober einzelne derfelben die Bewilligung eines 
Ausftanded ganz oder wenigftend im der Ausdehnung, wie 
der Supplifant deffen bedarf, verweigern, fo ift weiter zu 
unterfuchen, ob die Weigerung durch eigenes dringendes Bes 
dürfniß des Glaͤubigers, die Zahlung alsbald zu erlangen, 
motivirt ſey oder nicht. 7) Das betreffende Juſtizcolleg hat 
hierauf das Gefuch mit Vorlegung der Nefultate der ihm 
obgelegenen Unterſuchung am die unterzeichnete Behörde eins 
zufenden, fich darüber gutächtlich zu äußern, und die Ent⸗ 
fchließung auf feinen Antrag zu gewärtigen. — Großherzogl. 
Hefl. Geh. Staatsminiſterium.“ 


1. Die Verordnung vom 28. Mai 1821 über die Or⸗ 
ganifation der oberften Staatsbehörden beſtimmt ausdrück⸗ 
lich, daß die „Ertheilung von Moratorien“ zum Ges 
ſchäftskreiſe des Miniſteriums des are und der Juſtiz 
gehöre. 

II. Nach 8. 19. Poſ. 9. der Dienftinftruetion für die 
Landräthe vom 3. December ıs2ı haben diefe „Morato⸗ 
riengefuche, da folche nach der Verordnung vom 6. April 
1818 nur bei dem einfchlägigen Juſtizeolleg angebracht wer- 
den follen, von ſich ab und am dieſes zu verweifen, die ib- 
nen von demfelben übrigens im diefer Beziehung zugehenden 
Auflagen in Gemäßheit jener Verordnung pünktlich zu bes 
folgen.’ 


IV. In Gemäßheit der Verordnung vom ıs. Juli 1807 
wegen Gründung und Einrichtung eines Pfandhaufes in 
Darmſtadt ift diefed Inſtitut dahin privilegirt, „daß das 
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einem Schuldner im Weg der Gnade oder des Mechtd ers 
theilte Moratorium in Hinficht der dem Pfandhaus vorge 
fetten Unterpfänder feinee Wirkung haben ſoll.“ Gleiches 
gilt binfichtlich der Leih> und Pfandanftalt in der Stadt 
Gießen. Bekanntmachung vom 24. December 1836, die 
Errichtung einer Leih⸗ und Pfandanftalt in der Stadt Gießen 
betr.) und des Leihhanfes zu Offenbach Meg. Bl. v. 3. 1829, 
Nr. 36. ©. 303 —318). ©. 303. 


Anwalt (Advokat). I Generale Großhersogl, Hof⸗ 
gerichtd der Provinz Starkenburg vom 19. December 1828, 
„Die Anfäge fürConferenzen und Correspondenz 
in den Defervitenrechnungen der Advokaten be 
treffend.’ „Um den Anftänden zu begegnen, welche feite 
ber bei Reviſion der Defervitenrechnungen, binfichtlich des 
Anſatzes für Conferenzen und Correspondenz, häufig fich er⸗ 
geben haben, werden fämmtliche Anwälte angewiefen, in 
allen bei Großherzogl. Hofgericht oder den Untergerichten 
eingereicht werdenden Defervitenrechnungen ftetd au bemers 
fen, mit wem eine in Anfab gebrachte Conferenz und wor⸗ 
über folche abgehalten, fowie, an wen das angerechnete 
Schreiben und weßhalb folches erlaffen worden ift. Die 
Unterlaffung diefer Erläuterung foll den Nachtheil zur Folge 
haben, daß der Anſatz geftrichen wird.’ 


II. Generale defielben Gerichtshofs in gleichem Betreff 
vom 9. März 1831. *) ‚Nachdem man fich veranlaßt ges 


*) Eine Eritif diefed Erlaffes findet Ih ©. 40-42 des Schrift: 
chend: Die Disciplinargewalt Öffentlicher Behörden 
über Öffentlihde Anwälte im Großherzogthum Heſ— 
fen ꝛc. Darmftadt 1833, „In der Tarordnung von 1810, 
Abſchn. II. $. 6. ift die Erläuterung der Anſätze für Eorrespons 
denz und Eonferenzen, welche das Hofgericht vorgefchrieben hat, 
nicht begründet, fondern folche Poften follen auf die Gewiſſen—⸗ 
haftigkeit des Anwalts paffirt werden, derfelbe jedoch, auf Ver: 
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funden hat, das Generale vom 19. December 1828 dahin 
abzuändern und resp. zu verordnen, daß nicht nur der 





fangen der Parthie, fein Defervitenbuch produciren und eidlich 
beſtärken müffen. Diefes, und lediglich diefes, find die gefeb- 
lichen Vorausſetzungen, unter denen der Richter dem Anwalt 
. zur Erftattung von Unfägen diefer Art verhelfen folk, und wir 
find der AUnficht, daß den Anmälten weitere in dem Geſetz nicht 
begründete Bedingungen in biefer Beziehung von Seiten ber 
Gerichte nicht hätten auferlegt werden dürfen, obgleich wir nicht 
verfennen, daß eine Vorfchrift diefer Art fih dem Geſetzgeber 
in mancher Hinfiht empfehlen mag. Da nämlich die Gegen: 
parthie nur die nothmwendigen Prozeßkoſten erftatten muß, 
wenn fie in die Koſten verurtheilt wird, fo erfcheint im Ders 
Hältniß zur Gegenparthie eine ſolche WVorfchrift nicht nnanges 
meſſen; und da die eigene Parthie, wenn der Anwalt an ſie 
Zahlung fordert, eben deßhalb ein Intereſſe dabei hat, die Des 
fervitenrechnung in einer Weiſe aufgeftellt zu erhalten, daß dem⸗ 
nächſt daraus beurtheilt werden kann, welche Poften die Gegen⸗ 
parthie zu erftatten hat, fo liegt allerdings Grund vor, dem 
Anwalt au ihr gegenüber diefelbe Verbindlichkeit zur Er: 
läuterung geſetzlich aufzuerlegen. Nur liegt es in der Natur 
der Sache, daß eine höchſt ſummariſche Angabe des Gegen: 
ſtandes der Anfäse genügen muß, weil ſich font die ganze Vor: 
fchrift nicht durchführen Tieße, und weil namentlih an den Anz 
walt fo wenig, als die Parthie die Enthüllung der Geheimniffe 
. ber legteren, auf deren Bewahrung fie ein Recht hat, gefordert 
werden darf, Für unzguläffig würden wir es dagegen halten, 
wenn jener Vorſchrift der Zweck unterläge, dadurch eine in der 
Taxordnung nicht begründete und auch im ſich unftatthafte Con⸗ 
trole jener Anfäse gegen den Anwalt zu erhalten. Denn die 
eigene Parthie muß nicht bloß die an fich norhiwendigen Bemüs 
Hungen ihres Anwalts, fondern alle Bemühungen deffelben ho= 
noriren, wozu fie im Laufe des Prozeſſes die Veranlaſſung ges 
wegen if. — — 

Die Zarordnung bat für die von ihr vorausgefehte Ge: 
wiffenhaftigfeit des Anwalts eine ſolche Eontrole nicht vorge: 
fchrieben, und ed würde diefelbe auch ohne allen Zweck feyn. 
Denn Hält man für möglich, der Anwalt könne gewiffenlofer 
Weiſe für gar nicht vorgefommene Bemühungen diefer Art An: 
fäbe machen, fo wird er, da die Erläuterung jedenfalls nur 
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Strich dergleichen, ohne die vorgefchriebene Bemerkung ars 
geſetzter Poſten, erfolgen, fondern der Anwalt zugleich auch 
in die Ordnungsſtrafe von 3 Gulden verfallen foll und dag, 
wenn bei etwaiger demnaͤchſtiger Nachholung der unterlaffenen 
Bemerkungen die Anfäße werden paflirt werden, deren At 
walt die Tragung der Durch diefe Nachholung fich ergebens 
den Koften ex proprlis zur Laft fallen fol, fo wird dieß 
fämmtlichen Advokaten und Anwälten zur Nachachtung bes 
kannt gemacht.’ 

IN. Ausichreiben Großherzoglichen Hofgerichts der Pro» 
vinz Starfenburg an die lintergerichte vom 11. März; und 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen vom 23. 
April 1830, „die Infinuation landgerichtlicher Verfügungen 
an Großherzogl. Hofgerichts » Advofaten betr. — „Von 
der höchſten Staatsbehörde ift verfügt worden, daß den, 
bei den Landgerichten ald Anwälte auftretenden Hofgerichtds 
Advokaten die Verbindlichkeit auferlegt werden folle, an dem 
Sitze des Untergerichts, vor welchem fie agiren, eigene 
Diandatarien zu beftellen, ) welchen die richterliche Ders - 
infinuirt werden koͤnnen.“ 


höchſt fummarifch ſeyn kann, eben fo Leicht andy diefe beifügen 
Fönnen,” Am Schluffe wird noch die Betrachtung hervorgehoben, 
man vermöge jedenfalls Peinen haltbaren Grund für die mit der 
Beftimmung verbundene Strafandrohung zu entdeden; man fehe 
diefelbe «als unnöthig an, und müße ihre Aufhebung wün— 
fchen, 


*) Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkenburg 
vom 5. Februar 1831 an die Untergeridhte, „den Gefchäfts: 
gang in fisealifhen Prozeffen beiden Großherzogl. 
Landgerichten, insbefondere die Beftellung von In— 
finuationg: Mandatarien an den Sitzen der Landge— 
richte betreffend. Don Großherzogl. Minifterium der is 
nanzen ift die Großherzog. Oberfinanzfammer angewiefen wors 
den, wegen Beftelung von Juſinnations-Mandatarien an dem 
Untergerichten das Nöthige zu verfügen Im allen den Fällen 

Yrogelordn, Il. 3 
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111. Ausfchreiben deſſelben Gerichtshofs vom 6. Juli 
1833 am die Untergerichte: „Großherzogl. Minifterium des 
Innern und der Juſtiz hat den hiefigen Anwälten geftatter, 
daß die von ihnen bei den Lntergerichten der Provinz; Star⸗ 
fenburg beftellten Inſinuations⸗Mandatarien die Beförderung 
der Iandgerichtlichen Ausfertigungen an die Anwälte, fowie 
umgekehrt die Eingaben der Letzteren an die Gerichte be; 
forgen dürfen, vorausgefeßt, daß beiderlei Schrif— 
ten offen und unverfchloffen feyen und mit dem Ans 
fügen, daß es ſich von felbft verfieht, wie den Inſinuations⸗ 
Mandatarien die Beforgung fonftiger Briefe jeder Art durchs 
ans verboten bleiben und ihnen einzufchärfen fey, daß fie 
fich in diefer Hinficht fireng nach der Verordnung vom 20. 
Juli 1822 3) zu richten haben. 

V. Yusfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz 
Starfenburg vom 8. Februar 1831 an die Untergerichte, 
„die Zulaffung der Anwälte bei denfelben betr.‘ 
— „Die in der Prozefordnung Th. 1. Tit. 1. $. 8. ents 
haltene Vorſchrift, daß bei den Lntergerichten regulariter 
feine Anwälte zugelaffen werden follen, *) findet, wenn 
die Sache überhaupt nicht zu einer Ausnahme von der Re— 
gel geeignet iſt, *) nach den von Großherzog. Hofgericht 
und den höchften Tribunal angenommenen Grundfäßen auch 
auf den Fall Anwendung, wenn das Auftreten eines Anwalts 





jedoch, in welchen nicht die Kammeranmälte, fondern die Ober: 
einnehmer und Rentbeamten bei den Untergerichten agiren, find 
diefe eben fo zu behandeln, wie die Partheien, die bei den Uns 
tergerichten ſelbſt handeln, und fo wie an diefe feibft die rich: 
terlichen Verfügungen ergehen, bat diefes auch bei den Obereins 
nehmern und Rentbeamten zu gefchehen.’ 

*) Derordnung „wegen Beeinträhtigung der Poſten.“ 
A. d. ©. u V. Bd 3. S. 699— 703, H. R. ©. 532 — 535, 


”) ſ. C. P. O. m. Sp, S. 24, 
“) fr daf, ©, 2527, 
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auch nur die Erlangung der Acteneinſicht zum Behuf der 
Belehrung der Parthie zum Zweck hat. *) 





©) In einiger Beziehung zu dieſem Audfchreiben ſteht folgendes 
Ausfchreiben deſſelben Gerichtshofs vom 13. Juli 1831 an die 
Untergerihte: „die erforderliche Klarheit, Beftimmts 
beit und Gemeinverftändigfeit der Inſtruktion der 
Drozeßverhandiungen durch die Zandgerichte betr. 
Man hat feit einiger Zeit mehrfällig bemerkt, daß bei den Lands 
gerichten nicht allein überhaupt die Redaction der Morträge 
rechtsunerfahrener Partheien zu Protokoll nicht mit all derjenigen 
Sorgfalt, Klarheit und nöthigen Beftimmtheit der angegeben 
werdenden factifchen Behauptungen bewirkt wird, für welde 
beforgt zu feyn, die erfte Pflicht des die Verhandlung leitenden 
Beamten ift, fondern daß insbefondere nicht felten eine Parthei 
ganze Verzeichniffe mehrerer Sorderungs: und Gegenforderungss 
poften übergiebt und Flagend, oder als Gegenforderung, geltend 
machen will, deren Moften nicht nothdürftig Libellirt, fondern fo 
unvolftändig präcifirt find, daß daraus dag, der Forderung zum 
Grunde liegende, Bactum und der Horderungsgrund durchaus 
nicht zu entnehmen und wovon dann eine weitere nachtheilige 
Folge ift, daß anf ſolche unklare. factifhe Behauptungen auch 
nur eben fo ungenügende Einlaffungen möglich zu ſeyn pflegen, 
anf deren genaue Beftimmtheit au wachen, ebenfalls eine Haupt: 
obliegenheit des Richters iſt. Chen fo unzweckmäßig findet mar 
nicht felten das Vorbringen der einen oder der anderen Parthei, 
anch wohl in Iateinifchen, oder fonftigen technifchen Ausdrücken, 
zu Protokoll gebracht, wie 3. DB. daß die Klägerin fich auf die 
Replikalverhandlung referire, auf die Depofition der 
Erperten comprommittire, und ähnliche Ausdrücke, deren, 
wenn auch zum Protokoll beurkundete, Wiederverlefung und Ras 
tipabition Feinedswegs Beruhigung gewähren kann, fonderu 
eigentlich erft wieder eine beurfimdete Erplicatiou der Kunft: 
wörter erheifhte. Da nun aber, durch ſolche Unbeftimmtheis 
beiten, nicht felten bie Sicherheit des Rechtsgauges wefentlich 
und zum Nachtheil der Partheien gefährdet wird; fo erachtet 
“man fich verpflichtet, den fämmtlichen Untergerichten zu empfeh— 
fen, nicht allein überhaupt für die möglichft beftimmte und ges 
meinverftändliche Redaction der Verhandlungen und erfchöpfeude 
Bezeichnung der, von den Partheien behauptet. werdenden That⸗ 
ſachen die Hrößte Aufmerkfamkeit zu verwenden, fondern insbes 
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VI. Gemeiner Beſcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Starkenburg vom 18. Juni 1834, „die Befug— 
niß der Auwaͤlte, ihre Deſerviten und Auslagen 
von dem in die Koften verurtheilten Gegner ih— 
res Clienten für fich felbft beitreiben au laffen, 
betr.’ (Reg.Bl. v. J. 1834, Nr. 65. ©. 409) „Am 
Anftänden zu begegnen, welche fich ergeben haben, wenn 
Anwälte, ohne hierzu befonders bevollmächtigt zu feyn, von 
den Gerichten verlangten, daß ihre Deferviten und Auslagen, 
bezüglich welcher fie nur in einem unmittelbaren Rechtsverhält⸗ 
nifie zu ihren Elienten fiehen, von dem in die Koſten verurs 
theilten Gegner ihrer Parthie für fie felbft beigetrieben 
werden möchten, empfiehlt man fammtlichen Hofgerichts⸗Advo⸗ 
katen, fünftig entweder einem folchen Verlangen befondere Volls 
macht zur Bereinnahmung der fraglichen Koften beizufügen, 
oder fofort eine entfprechende Clauſel der Vollmacht zur 
Prozepführung überhaupt von ‚ihren Glienten beifeßen zu 
loffen. Die procuratores fisci und syndiei piorum cor- 
porum fönnen fich durch Seneralvoumacht ein für allemal 
legitimiren.“ ) 

VII. Gemeiner Beſcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Starkenburg als Polizeigericht II. Inſtanz, vom 
34. September 1834: „Man finder ſich veranlaßt, darauf 


ſondere Verzeichniſſe der im Eingang erwähnten Art nicht 
simplieiter aufzunehmen, fondern dafür zu forgen, daß diejeni⸗ 
gen Poften, welche nicht, wie erforberlich, libellirt find, wenig: 
ftens dur, von dem Erhibenten zu gebende, Enuntiation der 
factifchen Verhältniffe gehörig erfannt werden, und überhaupt 
die Protokolle jederzeit in gemeinverftändlicher Sprache zu res 
digiren.“ 

*) Durch Ausſchreiben des Gerichtshofs vom 18. October 1834 
wurde den Untergerichten bekannt gemacht, daß der „Subftitut 
des Fiscus“ und der „Syndicus ber Batholifchen Stiftungen” 
ſich durch Generalvollmacht Tegitimirt hätten. 
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anfmerkfam zu machen, daß auch diejenigen Eingaben, 
welche in Bolizeifachen bei Großherzogl. Hofgericht er- 

folgen, gefetsliher Vorſchrift zufolge, von recipirten Hof⸗ 
gerichts⸗Advokaten und Profuratoren exrhibirt werden müſſen, 
und daß ſolche Vorträge, denen dieſes Erforderniß abgeht, 
nicht nur unberückſichtigt bleiben werden, fondern auch gegen 
die unbefugten Schriftenverfaffer im geſetzlichen Wege pro- 
eedirt werden wird.’ 

"VII. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Ober » Appellas 
tions» und Caffationggerichtd, Die Legitimation. der - 
Anwaͤlte in Dfficials oder Armenfachen betr. 
„Da bei diefem oberſten Tribunal fehr häufig in Parthie- 
oder Unterfuchungsfachen die erften Eingaben der Anwälte 
als Armen» oder Officialfachen bezeichnet werden, ohne daß 
zugleich jüber den Grund diefer Bezeichnung Belcheinigung 
beigebracht wird, fo werden hiermit fämmtliche Anwälte 
angewieſen, ihren erſten Eingaben in angeblichen Official⸗ 
oder Armenſachen beglaubigte Abſchriften derjenigen Dekrete 
beizulegen, wodurch ſie zum Official⸗Anwalt beſtellt, oder 
die Parthieen zum Armenrecht zugelaſſen find, widrigens 
falls ihnen ihre Legitimation durch ein auf fonft erforder, 
derlicheg Stempelpapier ausgefertigtedg Dekret aufgegeben 
werden ſoll. Darmftadt den 5. November 1835. Groß» 
herzoglich Heff. Ober » Yppellationd» und Caſſationsgericht 
daſelbſt.“ 

IX. Erlaß Großherzogl. Miniſteriums des Innern und . 
der Zuftiz an die Provinzials Commiffariate zu Darmſtadt 
und Gießen und ſämmtliche Großherzogl. Kreisräthe vom 
29. Mai 1835, betr. Koften und Gebühren der Ad— 
vofaten in NRechtsftreiten der Gemeinden. „Mit 
Bezug auf die in den Inſtruktion für die Gemeinderechner 
in den Provinzen Starkenburg und Oberheflen bereits ers 
theilte, jedoch ‚bisher nicht überall gehörig befolgte Vor⸗ 
ſchrift, wonach die don Gemeinden durch ihre Rechtsſtreite 
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entſtehenden Koften und Gebühren der Advokaten nur nach 
vorausgegangener gerichtlicher Nevifion aus den ‚Gemeindes 
kaſſen bezahlt werden fönnen, finden wir ung veranlaßt, alle 
gemein. hierdurch zu verfügen, daß die durch Activ⸗ und 
Paſſivprozeſſe der Gemeinden entſtehenden und von dieſen zu 
zahlenden Koſten und Gebühren der Anwaͤlte und Advokaten 
von den Buͤrgermeiſtern nur dann, unter der betreffenden 
Rubrit des Voranſchlags, auf die Gemeindekaſſen zur Zahlung 
angewieſen werden koͤnnen, wenn dieſelben 4) in Anſehung 
der bei Gerichten der Provinzen Starkenburg und Ober⸗ 
heſſen anhängigen Rechtsſtreite von dem betreffenden Gericht 
nach Maßgabe der Vorſchriften in dem II. Abſchnitt der 
Verordnung vom 23. Auguſt 1810 *) revidirt und nach Um⸗ 
ſtänden moderirt worden ſind, und 2) in Anſehung der bei 
den Gerichten der Provinz Rheinheſſen anhaͤngigen Prozeſſen, 
wenn die Koſten und Gebuͤhren von dem Praͤſidenten des be⸗ 
treffenden Gerichts nach Maßgabe des $. 25. der Verord⸗ 
nung vom 28. Auguſt 1827 vorher taxirt worden find.’ — 
X. Erlag Großherzogl. Minifteriums des Innern und 
der Juſtiz an die Provinzial» Commiffariate zu Darmſtadt 
und Gießen und ſaͤmmtliche Kreisräthe in den Provinzen 
Starkenburg und Oberheffen vom 20. Detober 1835, Kos 
ften und Gebühren der Advolaten in Angelegens 
beiten der Gemeinden betr. ‚Obgleich unfer Auss 
fchreiben vom 29. Mai d. J. ausdruͤcklich nur von Koften 
und Gebühren der Advokaten in eigentlichen Nechtsftreiten 
foricht, fo iſt demfelben doch von Bürgermeiftern der Pros 
vinzen Starkenburg und Oberheſſen die Auslegung gegeben 
worden, daß auch die Gebühren der Advokaten für Vorſtel⸗ 
Iungen, welche diefe in Berwaltungsangelegenheiten, bei den 
- Aminiftrativbehörden Namens der Gemeinden einreichen , 
nur dann zur Zahlung angewiefen werden könnten, wen . 
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vorher eine Revifion der Gebühren von Seiten derjenigen 
Behörde, bei welcher die Vorftellungen eingereicht worden 
find, ftattgefunden haben. Da indefien in denjenigen Anges 
legenheiten, im welchen Advokaten ald Anwälte der Gemeins 
den bei den Verwaltungsbehörden auftreten, die Zahl der 
‚ eingereichten Borftellungen gewöhnlich unbedeutend ift und 
die Koften fich vermehren würden, wenn man jedesmal eine 
Reviſion der Defervitenverzeichniffe verlangen wollte, fo bes 
auftragen wir Sie, bie Bürgermeifter darauf aufmerkfam 
zu machen, daß das eben erwähnte Ausfchreiben nur auf 
die Koften und Gebühren der Advokaten in Activ⸗ und Paf- 
fioprozeffen der Gemeinden fich beziehe und fie daher eine 
Reviſion der Gebühren der Advokaten für Vorftellungen der‘ 
Gemeinden in Berwaltungsangelegenheiten nur dann vor der 
Decretur zu verlangen hätten, wenn fie die Deferviten für 
überfeßt hielten oder fonftıge Gründe hätten, an der Mich 
tigkeit der Defervitenverzeichniffe zu zweifeln.“ 
XI. Berordnung vom 31. December 1834, die Zu— 
laffung der Militärgerichtsbeamten zur Advo— 
fatur betr. „Wir finden und bewogen, im Sntereffe dee 
Militärdienftes Folgendes zu verordnen: F. 1. Wenn ein 
Militärgerichtsbeamter kuͤnftighin um die Zulaffung zur Ad» 
‚ vofatur nachfuchen will, fo muß er zuvor die Erlaubniß Un—⸗ 
feres Kriegsminiſteriums dazu einholen und, wenn folche er> 
theilt wird, die deßfallſiche Entfchließfung des Kriegeminis 
fteriums feinem Gefuche um Zulaffung zur Advokatur beis 
legen. 9 2% Die Erlaubniß des Kriegsminifterisms ift 
ſtets nur als widerruflich ertheilt anzufehen und kann daher 
zu jeder Zeit zurückgenommen werden. Wenn diefe Zurück— 
nahme erfolgt, fo bat der betreffen Mititärgerichtspenmre 
innerhalb einer zu beftimmenden furzen Frift zu erflären, ob 
er auf die Advokatur, oder auf feine Stelle ald Militärges 
richtsbeamter Derzicht leiften wolle. Giebt er diefe Erklä— 
rung innerhalb der beftimmten Friſt nicht ab, fo foll dieſes 
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als ſtillſchweigende Verzichtleiftung auf die letztere Stelle ans 
gefehen werden umd feine Entlaffung biernach erfolgen.’ 
XI. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dberheffen som 30. Januar 1830, „die Urlaubsgefuche 
der Großherzogl. Hofgerichts Advokaten bes 
treffend,’ an die Untergerichte: „Schon ſeit gerau⸗ 





*) Schon unterm 10. December 1824 hatte Großherzogl. Hofgericht 
der Provinz Oberheſſen folgenden Gemeinen Beſcheid erlaffen: 
„Die ftets haufiger werdenden Urlaubsgefuche von Großherzogl. 
Hofgerichts: Advofaten und Profuratoren, welche nothwendig 
Verzögerungen in Erledigung der Rechtsfachen erzeugen, denen 
vorzubeugen bereits die Verordnung vom 11, Janunar 1812 beab⸗ 
fichtigt, fo wie die Wahrnehmung, daß nicht felten Defervitens 
Anfäpe für dergleichen Gefuche den Partheien zur Anrechnung 
gebracht werden, zu deren Zahlung diefelben unter Feiner DVors ° 
ausfesung verbunden find, Haben das unterzeichnete Colleg bes 
flimmt, Nachftehendes zu verordnen: 1) Es fol Fünftig Fein 

Urlaubsgeſuch eines Großherzogl. Hofgerichtd: Advofaten oder 
Prokurators ohne Beibringung einer Befcheinigung, welche die 
Ertheilung des nachgefuchten Urlaubs genügend rechtfertigt, bes 
rücdfidtigt werden. 2) Nur in den Ausnahmsfällen, in welchen 
die Beibringung einer foihen Bereinigung an fid richt möge 
Tich iſt, ſoll die pflicytmäßige Werfiherung, daß eine Beurlans 
bung erforderlich fey, für genügend gehalten werden. 3) Um 
jeder, dem Geſchäftsgange fo nachtheiligen Störung der Repro— 
ductionen vorzubengen, fol der beurfaubte Advofat oder Pro: 
kurator gehalten fein, einen Subſtituten zu beftellen, und durch 
diefen in jeder einzelnen Sache,gin der ihm Friſten während des 
Urlanbs ablaufen, durch eine fchriftlihe Anzeige unter Bezug: 
nahme auf den geftatteten Urlaub eine Srifterftredung bewirken 
laffen. 4) Diefe Anzeigen follen als Official:Eingaben angefehen 
werten und flempelfrei fein. Ein jedes Urlaubsgefuch ift Dagegen 
auf einen Stempelbogen zu 6 Fr. zu fchreiben; es kann dafür 
jedoch fo wenig, wiefir jene Anzeige der Parthei, ein Defervit 
in Anrechnung gebracht werden. Diefe durch die Ordnung in 
den Gefchäften gebotenen Derfügungen werden vermittelft diefes, 
an der gewöhnlichen Stelle anzuheftenden gemeinen Beſcheids 
zur Kenntuiß der ſaͤmmtlichen Hofgerichis » Advofaten und Pro: 


kuratoren gebracht,“ 
h ” 
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mer Zeit ift zu unferer Kenntniß gekommen, daß mehrere 
der dahiefigen Hofgerichts⸗Advokaten ungewöhnlich häufig auf 
längere Zeit von bier fich entfernen, oder. einen großen Theil 
des Jahres hindurch in dem Bezirk: einzelner Untergerichten 
und namentlich an dem Ort des Sitzes diefer Gerichte fich 
aufhalten, hier ihre Ankunft durdy ihre voraus - erlaflene 
fchriftliche Bekanntmachungen verkündigen, und in diefer Art 
ein höchſt unwuͤrdiges Anwerben von Parthieen fich erlau⸗ 
ben. Um dieſen eben fo verderblichen, als die Ehre des 
Advokatenſtandes ſchändenden Mißbraͤuchen nach Möglichkeit 
zu begegnen, finden wir uns veranlaßt, dieſen Gegenſtand 
Ihrer vorzüglichen Aufmerkſamkeit zu empfehlen, mit der 
Aufforderung, nicht nur eine ſolche pflichtwidrige Handlungs⸗ 
weiſe einzelner Anwaͤlte durch die Ihnen vermoͤge Ihres 
Amtes zu Gebot ſtehenden Mittel zu entdecken zu ſuchen, 
ſondern auch kuͤnftig ſich ereignende Faͤlle dieſer Art unge⸗ 
ſäumt zur geeigneten Unterſuchung und Beſtrafung an uns 
einzuberichten. Zugleich erwarten wir aber, daß Sie pflicht⸗ 
mäßig dafür Sorge tragen werden, daß die in der Ci—⸗ 
vils Proseßordnung vom 2. Mai 1724 Th. I. Tit. 1. 8. 6. 
und 8. *) enthaltenen, fehr wohlthätigen Beftimmungen **) 
mit aller Strenge in den bei Ihnen verhandelten echtes 
fachen zur Anwendung gebracht werden.’’ 

XII. Ein gemeiner Befcheid deffelben Gerichtshofs von 
gleichem Datum iſt des Inhalts: „Man hat feit einiger 
Zeit die unangenehme Erfahrung machen müffen, daß meh— 
rere der dabiefigen Hofgerichts-Advokaten ungewöhnlich oft 
auf längere Zeit von bier fich entfernen, während eines 
großen Theild des Jahrs den Bezirk einzelner Landgerichte 
‚und insbefondere den Drt des Sites diefer Gerichte zu ihrem 
Aufenthalte wählen, hier die Zeit ihrer Ankunft durch vors 


*) C. P. O. m. Spy. ©. 21. 24 
*4) megen Duläffigeem der Anwälte, 


— 
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ausgeſendete ſchriftliche Ankuͤndigungen bekannt machen, und 
in dieſer Art der unwuͤrdigſten Mittel zur Auwerbung von 
Parthien fich bedienen. Um einem fo auffallenden Unweſen 
beider Gefchäftsführung einzelner Anwälte ein Ziel zu ſetzen, 
werden daher die ſaͤmmtlichen dahieſigen Hofgerichtd = Ndvos 


katen und Profuratoren hierdurch dringend aufgefordert, das 


bin zu wirken, daß künftig folche entwürdigende Mißbräuche, 
welche die wahren Intereſſen ihres Standes und das Wohl der 
Parthien in gleichem Grade mehrfach gefährden, für die 
Zukunft gänzlich vertilge umd im Keime erfticht werden, 


Sollte ſich indeflen gegen Erwarten, ergeben, daß einzelnen 


Anwälten das Gefühl für Wichtigkeit des Berufs und Die 


Ehre des Standes, dem fie angehören, ſo wenig heilig. 
ift, daß fie hierin feinen genügenden Beſtimmungsgrund fins 
den, einer mit dem von ihnen geleifteten Dienfteid fo völlig 


unvereinbaren Handlungsweife für die Zukunft gänzlich zu 


entfagen, fo haben fie fich felbft beizumeffen, wenn in vors | 


kommenden Fällen einer fo mißbräuchlichen Amtsführung die 


ſtrengſte Unterfuchung gegen fie eingeleiter und zur Aufrechts 


baltung der-gefeglichen Ordnung die geeigneten nachdrüds 
lichften Strafen unnachfichtlich gegen fie werden erfannt 
werden.“ 

XIV. Gemeiner Beſcheid Großherzogl. Hofgerichts der 


Provinz Oberheſſen vom 12. Nov. 1830, das Verzeichnen 


der Deſerviten auf die erhibirten Schriftfäße 
betreffend. Daman wahrgenommen, daß mehrere Groß» 
herzogl. Hofgerichts⸗Advokaten die Duplifate der Schriften 
nicht unterſchreiben, wodurch manche Inconvenienzen ents 
ftehen und gegen die beftehende Vorfchrift die Taren ihrer 
Deferviten auf den betreffenden exhibitis nicht verzeichnen, 
fo wird denfelben bemerkt, daß Fünftige Unterlaffungsfälle 
unnachfichtlich eine Strafe von 30 fr. zur Folge haben werden.’ 

XV. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Oberhefien vom 20. Januar 1837: „Die Groß» 


— — —— 
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berzogl. Hofgerichts⸗Advokaten und Profuratoren haben 
feit einiger Zeit der mißbräuchlichen Gewohnheiten fich ans 
gemaßt, zu den Terminshandlungen aller Art nicht früher 
als um 11 Uhr des Vormittags , fait zu gleicher Zeit, fich 
einzufinden, wären ihnen auch in dem nothwendigften Ins 
tereffe ganz verfchiedener und weitläufiger Gefchäfte, ums 
gleich frühere Zeitpunkte der zu eröffnenden, einzelnen Ter⸗ 
mine beftimmt worden; überdieß auch, fogar zu feierlichen 
gerichtlichen Handlungen, z. B. Eidesleiftungen, meiſt, in 
einem, der Würde des Gerichts, umd ihres eignen Standes 
nicht entfprechenden Anzuge zu erfcheinen; übrigens auch) 
nach kaum begonnenen Terminshandlungen und ohne den 
Gegentheil perfönlich, oder die Beendigung deſſen Protofollars 
Erklärung abzuwarten, fich wieder zu entfernen. Denfelben 
wird daher hierdurch aufgegeben: a) die in der jedegmaligen 
Ladung zu Terminshandlungen feftgefekte Zeit des Ges 
fhäfts-Anfangs pünktlich einzuhalten, bei Vermeis 
dung einer Strafe von u5 fr. für jede geringere Verfpäs 
tung und der anzunehmenden Verſaͤumniß, auf den Fall, 
daß eine Stunde über die vorher beftimmte Terminszeit 
fruchtlos verftrichen fein follte; b) in den Gerichtsiigungen, 
fowie auch in allen, von irgend einem GCollegglied , Sekre⸗ 
tär, oder Acceſſiſt zu refpicirenden, vorher beftimmen Ter⸗ 
minen — (mit Ausnahme der einfach;n Submiſſions⸗ und 
Urtheils⸗Publikations⸗Terminen, auch fonftiger kleiner Ge— 
ſchäftsvorkommenheiten, in der Regiſtratur und Botenmeis 
fterei) — nie anders ald anftändig gekleidet, nament- 
in einem Frackrock zu erfiheinen; zugleich aber auch 
ec) die in dem Gemeinen Befcheid vom ı4. Mai 1821 uns 
ter Ziffer 3 enthalte Anordnung erneuert: „„Alle Anwälte, 
die gleichzeitig mit den Anwälten der Gegenparthie vorge 
laden find, fich in dem Termin, nachdem fie einfeitig recef- 
firt, entfernen, ohne die Ankunft der gegentheiligen Ans 
wälte, binnen der Zeit, in der denſelben zu erfcheinen frei 
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fteht, abzuwarten und auf diefe Weiſe die vollſtaͤndige Mb» 
haltung des Termind zu vereiteln, werden, ohne alle Nach⸗ 
ficht, in die Koften des, durch ihre Schuld erfolglos geblie- 
benen, Termind verurtheilt werden.’’ 

XVI. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Oberbeffen vom 27. Januar 1837: „In neuerer 
Zeit ereignet fih mehrfach der Fall, daß Anwälte, welche 
fih von bier entfernen, für die Dauer ihrer Abweſenheit 
zwar in Gemäßheit der deßfalls ertheilten Vorfchriften einen 
Subftituten benennen, diefer aber die Uebernahme dieſes 
Geſchäfts ganz oder theilmeife verweigert. Um diefem Miß- 
branch und den hierdurch vielfach erzeugten Weiterungen für 
die Zukunft am begegnen, werden die fämmtlichen hiefigen 
SHofgerichts „ Advofaten und Profuratoren hierdurch aufges 
fordert, in dem Fall der nöthig werdenden Beftellung eines 
Subftituten, bei Vermeidung der in dem Gemeinen Befcheid 
vom 30. April 1824 bereits angedrohten Strafe, der Grßhzgl. 
Hofgerichts-Botenmeifterei nicht nur den als Subſtituten ers 
wählten Anwalt gehörig zu benennen, fondern auch die Eins 
willigung des Letzteren zur Uebernahme dieſes Auftrags durch 
Mitunterfchrift der deßfalls erforderlichen Eingabe beizus 
bringen.’ | 

- Appellabele Summe. *) 1.P.2 O. A. G. Nr. 11. 
Appellationsfähigkeit des Streitobjects bins 


°) Die erfte Spur einer Vorſchrift über Appellationsfumme finden 
wir in der Heffifchen Hofgerichtsorduung vom 24, Auguft 1500, 
erlaffen unter Wilhelm IL, dem Vater Philipps des Großs 
müthigen (Sammlung Fürſtl. Heffifher Landesordnungen und 
Ausſchreiben, Th. 1. Eaffel 1766, ©. 29-32), Es heißt $. 8: 
Bon Uppellationen und wie man die zulaffen foltf: 
Es fol auch ans Hofgericht nicht geappelfirt werden, es belang 
Erb, ſchult, oder fchaden, wo die hauptfache nit über zehen 
gulden regt. Die von Philipp dem Großmüthigen erlaffene 
Marburgifche Dofgerichtsordnung vom Jahr 1524 erhöhte bereits 
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fihtlich der Berufung von Untergerichten an 
Mittelgerichte betr. „Wenn Zinſen oder Nutzungen 
fuͤr ſich allein den Gegenſtand der Beſchwerde bilden und 
für ſich allein die Appellationsſumme von 20 Gulden *) 
erreichen, fo ift, nach Analogie des $. 1. der proviforifchen 
Oberappellatione-Gerichtsordnung vom 5. Auguft 1804, °) 
der Gegenftand, nach Maßgabe der Größe des Streitobjects, 
zur Appellation an ein Mittelgericht geeignet, und macht ed 
feinen Unterſchied, ob, wenn Zinfen den Gegenftand der 
Befchwerde bilden, diefelbe ex conventione, oder ex lege 
gefordert werden. (Reſcript an Großherzog. Hofgericht zu 
Gießen d. d. 2. Zuni 1829 in Sachen des Contradictors in 
der Coneursfache des H. ». zu E. gegen den Grafen von. 
©. er), U 

II. P. d. O. A. ©. gr. 34. Yppellationsfähig 
feit des Streitgegenftandes in Bezug auf Zins: 
fen. „Der Schlußſatz des $. 1. der proviforifchen Ober⸗ 
Appellations⸗Gerichtsordnung vom 5. Auguſt 1804 +) iſt 
die Appellationsſumme. Denn es heißt darin $. 17: „Sol in 
feiner Sach, die nicht über zwanzig Gulden Werth, oder noch 
laut diefer Ordnung oder Satzung auf zwanzig Gulden oder 
darunter durch den Kleger geachtet ift, an unfer Hofgericht aps 
pellirt, noch die angenommen werben.” 

v. Rommel Gefhichte von Heften, Band 5. Eaſſel 1835, 
©. 174, Linde Handbuch des dentfhen gemeinen bürgerl, _ 
Proz Band 4 Gießen 1831, ©, 295, 

Die Heffen:Darmftädtifche Canzleiordnung vom Fahr 1628 Fieß 
es in Bezug auf Appellation an die Mittelgerichte bei der Bes 
flimmung von 20 Gulden, während fie für Appellationen an das 


oberſte Gericht die Grenzlinie von 100 Gulden zog. 
Linde Handbuch S. 368. 


Die Mainzer Hofgerichtsorduung v. 3. 1516 beftimmte die 


Appellationsfumme auf 25° Gulden. 
*) Nun 35 Gulden, f. unten, 
**) C. P. O. m. Sy ©. 207 
+) Dieſer Rechtsfall iſt dargeſtellt bei B. M. 35.4. S. 190 - 195. 
» EP. O.m. Sp S. 207. Linde: Handbuch des deutſchen 
gemeinen bürgerlichen Prozeſſ, Band 4. Gießen 1831, ©, 271 
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dahin auszulegen: daß das Streitobjeer alddann appellationds 
faͤhig iſt, wenn ftreitige Zinfen für fich allein die appella⸗ 
bele Summe betragen und Gegenftand der Appellarionsbes 
fehwerde find, daß jedoch die formelle Zuläffigkeir der Aps 
pellation in einem folchen Fall davon, daß jene Befchwerde 
ausſchließlich jene Zinfen zum Gegenftand habe, keines⸗ 
wegs abhängig ift, indem dadurch, daß die Befchwerde fich 
auch noch auf andere Punkte erſtreckt, der Werth des Streits 
objects in feinem Fall vermindert wird, ımd alfo eine Sache, 
welche die appellationsfähige Größe hat, hierdurch diefe Eis 
genfchaft nicht verlieren Tann. (Mefeript vom 19. Juni 1828 
in Sachen der Erben des Schulth. D. zu H. gegen Stadtpfarrer 
®. in Winpfen. *) — Conclusam vom 1. Juli 1830 in Sachen 
des ©. 8, dahier gegen A. L. hierſelbſt)y.“ — 

m. P. d. O. A. G. Nr. 26. Berechnung der 
Appellationsſuümme bei Streitgenoſſen, wenn 
Das Streitobject theilbar iſt. „Wenn mehrere in 
einem wahren Litisconſortium ſtehende Streitgenoſſen we⸗ 
gen eines theilbaren Streitobjeets die Berufung an das hoͤchſte 
Tribunal ergreifen, fo genügt es, nach allgemeinen Princi⸗ 
pien **) und der Vorfchrift des $.a. der proviforifchen Obers 
Appellations » Gerichtöordnung vom 5. Auguft 1804, ***) 
wenn die Antheile, welche den appellirenden Litisconforten 
‚an dem Gegenftande des Streits zuftehen, zuſammen ges 
nommien die Appellationsfumme erreichen. +) Liegt aber 


») Diefer Rechtsfall iſt bargeftellt bei B. M. Band 5. S. 108 
bis 111, | 

»2) Linde: Lehrbuch des Civil: Prozeffes $. 403. 

CP. O. m Sp. ©. 208. 209. Linde: HandbuchBd. 4. 
©. 372, 

+) Steiher Grundſatz herrſcht bei dem Königlih Hannöverifchen 
Dberappellationggerichte in Celle., Spangenberg: Das Obers 
appellationsgericht in Celle nad feiner Werfaffung, Zuftändig- 
Peit und nach dem bei demfelben Start findenden Gefchäftegang 
und Prozefiverfahren. Celle 1833, ©, 251, 
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fein wahres Litisconſortium vor, indem ſich die mehrere 
Appellanten willführlich und gegen die Megeln des Prozeſſes 
zu gemeinfamer Mechtöverfolgung oder Nechtövertheidigung 
vereinigt haben, fo kann diefe willkührliche und unftatthafte 
Bereinigung feinen Grund geben, die verfchiedenen Streitobs 
jecte zuſammen zu vechnen und hiernach die Appellationd- 
ſumme ald vorhanden zu betrachten, fondern es kommt in 
diefem Falle darauf an, ob die verfchiedenen Streitobjecte, 
oder Das Intereſſe, welches die einzelnen Appellanten bei 
der Sache haben, für fich allein betrachtet, und ohne 
Zufammenrechnung, Die appellationsfähige Größe haben. *) 
Wenn auch eine folche willführliche. und unftatthafte Verei— 
nigung mehrerer Perfonen zur gemeinfchaftlichen Prozeßfüh— 
rung in den früheren Inftanzen zugelaſſen worden ift, fo 
macht Died die gemeinfchaftlih Handelnden keineswegs zur 
wahren Litisconforten und fie können daher, wenn 
die Appellationsfähigkeit des Streitobjects zu er ift, kei⸗ 
neswegs nach den, bei einen wahren Litisconfortium geltens 
den Grundſaͤtzen, fondern nur ald einzelne Appellanten bes 
urtheilt werden. *) Steht übrigens folchen willkuͤhrlich ver« 





*) Linde: Handbuh $. 88. „Bon der Vereinigung meh» 
rerer Summen zur Herftellung der Appellationgs 
fumme, a) vorgefchriebene Poften der Klage.” g. 89, 
b) „Insbefondere Vereinigung mehrerer Liquida— 
tionspoften bei Streitigleiten im Concurfe.” 

#%) ſ. dagegen. über die Praris des Herzogl. Naffanijchen Oberaps 
pellationsgerichts: Won der Nahmer: Sammlung der merfs 
würdigeren Entfcheidungen des Herzogl. Naff. Oberappellationg> 
gerichts in Wiesbaden, Bd. 1. Frank. 1824, ©, 258, 259, Es wird 
dort vorgetragen: In Sachen des ©. 8. nebft Eonforten, Ap⸗ 
pellanten, ad causam V. K. zu R. Appellanten, gegen die P. 
D..she Concursmaſſe zu V. Appellatin, pto, priorit,, Fam die 
Srage zur Sprache, ob, wenn mehrere Gläubiger einer Con— 
eursmaffe vereinigt gegen das Locationsurtheil, namentlich gegen 
das Vorzugsrecht eines Dritten appeliren, jeder einzelne Glaͤu⸗ 
biger verbunden fey, nachzumeifen, daß feine Fordernug und 
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einigten, nicht als wirkliche Litisconforten erfcheinenden, 
Streitgenoffen eine einzelne, phyſiſche oder moralifche 
Perſon als Parthie entgegen, und die Sache kann hinficht> 
lich jener, nach den angegebenen Grundfäßen, nicht ald 
appellabel angenommen werden, weil die verfchiedenen Streits 
objeete, einzeln betrachtet, die Appellationsfumme nicht 
erreichen, fo ift, wegen Gleichheit der Mechte der Parthien, 
diefe Sache auch für ihren Gegner nicht appellationsfähig. 
(S. 1.) Erfenntniß in Sachen des Zimmermeifters 8. und 
Eonforten dahier gegen die ihnen in der Concursfache des 
Hoflaqui H. vorgefeßten Greditoren d. d. 3. Detober 1811. — 
9) Erf. d. d. 30. Mai 1823 in Sachen des Wollenhändlers 
D. A. und Eonforten zu M. gegen 9. F. und Conforten 
daſelbſt. — 3) Erf. d. d. 30. Januar ıs24 in Sachen der 
Käufer der ehemaligen Landfiedelgäter zu V. J. €. D. und, 
Conforten gegen Großberzoal. Fiscus. — 4) Erf. d. d. 14. 
Kan. 1825 in Sachen des v. V. zu W. gegen die Erbbeftänder 
J. M. und Conforten zu L. — 5) Erf. d. d. 21. Januar 


4 
zwar, daß der Verluſt, den er durch die beftrittene Priorität 
der Forderung eines Dritten erleiden würde, die gefenliche Ap⸗ 
pelfationsfumme erreiche? Das Herzogliche Oberappellationsgericht, 
obgleich tür diefe Anficht vorgebradht wurde, daß die einzelnen 
Eonceursgläubiger unter fi in keinem litis consortium (melches 
ohne causa communis wicht denkbar fey) ftünden, und ein folches 
litis consorlium durch das zufällige Eintreten in Eine Ups 
pellation nicht begründet würde, erkannte dennoch durch Defret 
vom 6, December 1811: daß die Appellationsfumme als vorhans 
den anzunehmen ſey, es mithin jener Nachweiſung nicht bedürfe, 
weil dad ganze Object der Entfcheidung des höchften Landes: 
Tribunals unterworfen fey nnd daher nicht eine einzelne, fondern 
der Gefammtbetrag fämmtlicher Forderungen, in Anfehung 
deffen die Priorirät, wenn fie gleich von mehreren Gläubigern 
einzeln in Anfpruch genommen würde, geltend gemacht werden 
wolle, zu berücfichtigen fey. (In Sachen der H.ſchen Eoncurss 
maffezu B. gegen P. T. pto. prior. hat das Oberappellationsgericht 
nach demfelben Grundfage entſchieden).“ 
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1825 in Sachen der Wirthe K. und Comp. zu 2. gegen 
Großherzogl. Cameralfiscus. — 6) Erf. dd. 5. Juni 1828 
in Sachen des Cameralfiscus gegen die Beſitzer des St. 
Clarenkloſters zu W. — 7) Erf. vom 19. März 1830 in 
Sachen der Wittwe und Erben des Schultheißen ©. und 
P. B. zu H. an der N. gegen General⸗ Domainendirector 
von R. zu W.“) 

W. P. d. O. A. G. Nr. m. Die Berechnung 
der Appellätionsſumme, wenn mehrere Miter— 
ben als folche eine ihnen gemeinfchaftliche For— 
derung gerichtlich verfolgen. „Mehrere Erben fön- 
nen eine, in diefer Eigenfchaft ihnen zugefallene, zwar ideell, 
‚aber noch nicht wirffich zwifchen ihnen getheilte Forderung, 
als Kitisconforten, gemeinfchaftlich einflagen, in welchem 
Fall — bei der Verfolgung des Anforuchs in höheren In- 
ſtanzen — die Frage, ob die Appellationsfumme vorhanden 
ſey, lediglich nach den in dieſer Hinficht für Litisconforten 
geltenden Grundfäßen zu beurtheilen ift. Verf. vom 31. 
Januar 1833-in Sachen der Erben ded Großherzog. Com⸗ 
merzienratbd ©. zu B. gegen J. 3. daf. pto. deb.)’ Am 
6. December 1832 wurde bei dem höchften Gericht folgende 
Eingabe eingereicht *): „Außergerichtliche Befchwerdefchrift 
in Sachen der Erben des Großherzogl. Commerzienrathd ©. 
zu B., namentlich der Ehefrau des Gutsbefikerd E. zu L., 
der Ehefrau des R. D. zu F., der Ehefrau ded Dr. F., 
Ver Ehefrau des Kaufmanns A., des N. und P. S. ſämmt⸗ 
lich zu B. Kläger, Appellanten und Querulanten, gegen 
8.9 B. zu B. Beklagten, Appellaten und Querulaten, 
pto. deb. Es ift befannt und bedarf vor diefem höchften 
Gericht Feine Ausführung, daß mehrere Perfonen, welche 
als Mitkläger aus einem und demfelben Rechtsgrund einen 
und denfelben Gegenftand anfprechen, und in einer und der⸗ 





*) Der Inhalt ift hier faft wörtlich wieder side 
Prozeßordn. IM. 4 
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ſelben Partheirolte ihr Recht gemeinfchaftlicy verfolgen, 
oder anf gleiche Weiſe als Mitbeflagte vereint belangt wer: 
den, wahre Litisconforten find, wenn gleich der Gegen: 
ftand des Mechtöftreites theilbar ift, ja jedem Eonforten fein 
Antheil ſchon durch Geſetz oder Uebereinkunft zugefchieden 
iſt, ein Fall, welcher nicht nur bei Miterben, ſondern auch 
bei jeder theilbaren gemeinſchaftlichen Forderung anderer 
Perſonen eintritt. 
Linde: Lehrbuch des Civilprozeſſes. 3. Aufl. 1631. 
$. 109. 
Archiv für die civiliftifche Praxis. Bd. Q. Abhandl. 
AXIV. ©. 135, 159. Rote 7. 

Wahre Litigconforten find alfo auch diejenigen, welche 
ald Erben eine Forderung ihres Erblaffers gemeinfchaftlich ‚ein: 
lagen, oder wegen einer Schuld ihres Erblafferd belangt 
werden, harten auch die einzelnen Miterben ihnen ideell zu— 
gefchiedene Antheile ap der Forderung oder Schuld. Wenn 
folche wahre Streitgenofien sinen Prozeß führen, fo ift es 
‚wohl eben befannt, daß bei Rechtsmitteln die appellabelen 
und revifibelen Summen nicht in der Art berechnet werden, 
daß der Antheil eines einzelnen Streitgenoſſen ſolche erfüllen 
muß; vielmehr werden die Antheile aller Streitgenoffen 
zufammen gerechnet und wenn die aufammengezogenen Ans 
theile aller Streitgenofien die appellabele oder revifibele 
Summe ausmachen, fo ift summa appellabilis u. f. w. vor⸗ 
handen. Klar entfcheider diefes die proviforifche Ober⸗Ap⸗ 
pellationg » Gerichtdordnung vom 5. Auguft 1804 durch die 
Worte: ‚Auf die Größe des die ſem oder diefen ine 
den Antheils 1” 

Linde: Handbuch des deutfchen gem. bürger!. Pro⸗ 

zeſſes. Bd. a. ©. 325. 

Dieſe Grundſaͤtze hat das hoͤchſte Gericht noch neulich 
(Präjud. Nr. 26) aufgeſtellt. Auch Großherzogl. Hofgericht 
befolgt in denjenigen Sachen, welche an das höchſte Gericht 
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gelangen, gleich Grundfäge. Querulantiſcher Anwalt Eönnte 
deren fehr viele bezeichnen. Er will indeffen bier nur die‘ 
Sache der S.ſchen Erben (7 an der Zah) gegen den Obers 
ſchultheißen S. zu V. nambaft machen, wo Großherzog. 
Hofgericht ohne Anftand Apoftel ertheilte,, obgleich der Ger 
genftand nur 1121 Gulden 49 Kreuzer betrug. Würden, 
um die oberappellabele Summe heranszubringen, für jeden 
S. ſchen Miterben 400 Gulden erfordert, fo reichte jene 
Summevon 1121 Gulden ꝛtc. dazu nicht hin, fondern der Streit 
gegenftand müßte 2800 Gulden betragen. In Sachen da- 
gegen, welche blog als appellabel oder revifibel bei Sroß⸗ 
herzogl. Hofgericht bleiben , variiert daffelbe. Bald rechnet 
e8 die Antheile aller Streitgenoffen zuſammen und erkennt 
ſich ſomit fuͤr competent, bald verlangt es, daß jeder ein- 
seine Streitgenoſſe in feinem Antheil an dem Ötreitgegen- 
ftand die appellabele oder revifibele Summe babe und will 
die Antheile der einzelnen Streitgennffen nicht zuſammen⸗ 
rechnen , fchlägt daher die Appellationen ob defectum 


summae ab. Wie die Anlage I. *) zeigt, fo bat ſich Groß⸗ 


herzogl. Hofgericht in diefer nämlichen Sache früher 
für competent erklärt und summa appellabilis zufammenges 
rechnet, indem die von der Wittwe und den 7 S.fchen Ers 
ben eingeklagte Forderung nur 100 Gulden cäpitaliter bes 


” „In Sachen der MWittwe und Erben des Großherzogl. Com⸗ 
merzienraths ©. zu B., was Legtere betrifft, namentlich der 
Ehefrau des Gutsbefigers E. zu L. 2, Kläger und Uppellanten, 
gegen I. U. B. zu B. Beklagten und Appellaten, Forderung 
betr,, werden auf erhobene und zu rechtfertigen verfuchte Berus 
fung, darauf erforderten und mit den Acten voriger Jnſtanz 
eingefommenen Bericht, nach vergeblich verfuchter Güte die von 
Erfteren gegen das Erfenntniß des Großherzogl. Landgerichts 3. 
nachgeſuchte Uppellationsprozeffe hierdurch abgefchlagen und Ap⸗ 
pellaut in die Koſten der Appellations-Jnuſtanz verurtheilt. 
V. R. W. Deſſen zur Urkunde ꝛc. Darmſtadt den 7, Mai 1831, 

Großherzogl. Heſſ. Hofgericht daſelbſt.“ 
m 4 * 
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trägt. Als jetzt die Klage von 6 &.fchen Erben auf ihre 
Raten an der Forderung zum zweitenmal zur Appellation 
kam, ſchlug Großherzogl. Hofgericht,, weil-die eingeflagten 
Raten der einzelnen S.ſchen Miterben die Appellationgfumme 
nicht erreichten, die Prozeſſe nach Anlage U. 9 ab. Ein 
Grund, aus dem jebt anders entichieden wurde, ala fris 
ber, ift nicht einzufehen. Fruͤher erreichten ja auch die 
Raten der 7 Miterben die Appellationsfumme nicht. In 
neuere Zeiten fcheint überhaupt Großherzogl. Hofgericht 
der Anficht geworden zu feyn, daß bei jedem Mitcon⸗— 

forten zu ſeinem Antheil summa appellabilis oder revisi- 
bilis vorhanden ſeyn müſſe und keineswegs die Antheile der 
Litisconſorten zuſammengerechnet werden dürften, indem es 
auch nach der Anlage III. *) die Reviſion ob defectum sum- 
mao, die, wenn die Antheile der Miterben zufammengerechnet 
werden „ vorhanden war, abgefchlagen bat. Gleiches gefchab 


*) In Sachen ber Erben ꝛc. werden — die von Erfteren — nach» 
gefuchten Appellationgprogeffe wegen mangelnder Formalien, indem - 
das Object der von den einzelnen S,fchen Erben auf ihre Raten 
‚angeftellte Klage die Appellationsfumme nicht erreicht, hierdurch 
abgefchlagen. — Darmftadt den 12, November 1832, 

*4) In Sachen der fämmtlichen Erben des Grofherzogl. Commers 
zienraths S. zu B. Imploraten, Onerulanten, Appellanten, 
nun Revidenten, gegen die Maſſe des 5. L. V. zu B. — Vor: 
zugsrecht — betr., wirb auf erhobene und zu rechtfertigen ver— 
fuchte Reviflon, in Betracht 1) dag ein wahres litis Consortium 

zwiſchen den S.ſchen Erben nicht vorliegt, indem Forderungen, 
von dem Erblafier auf die Erben übergegangen, ipso jure getheilt 
werden, auch die Sfhen Erben als foldhe aufgetreten find; 

2) daß daher nicht die ganze, im Streit befangene Summe den 
Mapftab darüber, ob der Gegenftand revifibel fey, oder nicht, 
abgiebt, vielnehr bei Beantwortung diefer Frage nur die jedem 
S.... Erben zufalende Quote in Betracht Fommen kann, das 
ergriffene Rechtsmittel wegen Mangels an den Sormalien abges 
ſchlagen, jedoch die Rückgabe der Succumbenzgelder verordnet. — 
Darmftadt ben | 8, November 1832, Großherzogl. Hofgericht 
dafelbft, 
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in Sachen M. und Eonforten zu B. gegen die Stadt B., 
indem Letztere appellirte, Großherzogl. KHofgericht aber, 
den Antheil jedes einzelnen gegen die Stadt Flagenden 
Conſorten an der eingeklagten Forderung beruckfichtigend, die 
Appellation ob defectum summae abſchlug. — — Auer: 
lantifcyer Anwalt muß glauben, daß Großherzogl. Hofge⸗ 
. richt das Praͤjudiz dieſes Höchften Gerichtssofs Nr; 26 miß— 
verftanden hat, indem es auch folche wahre Litiseonfortien, 
zu denen die vorliegende Streitgenoffenfchaft gehört, für 
willkuͤhrliche und unftatthafte Vereinigung halt, was 
aber der Fall nicht if. — — 

Hiernach befteht die Befchwerde darin, daß ſich Großs 
herzogl. Hofgericht ob defeetum summae für incompetent 
erflärt bat, ftatt daß ed die Appellation bätte annehmen 
und in der Sache felbit erkennen müflen. Zwar hat es fich 
in Urtheilsform ausgefprochen; allein es gieng feine Ver⸗ 
handlung der Warthieen voraus, es ift ein bloßed Defrer, 
in Urtheilsform gefleider, kein der Rechtskraft fahiges Er- 
fenntniß; der Richter bat darin erklärt, daß er für die 
Sache feldft incompetent ſey und dadurch ausgeſprochen, daß 
er nicht urtheilen dürfe. — QDuerulantifcher Anwalt bittet 
unterthänig: das in Urtheilsform eingekleidete Dekret Groß- 
berzogl. Hofgerichtd vom 12. November aufzuheben, die 
Competenz Großherzogl. Hofgerichtd in dieſer Sache auszu- 
ſprechen und ſomit demſelben aufzugeben, in der Sache ſelbſt 
zu erkennen. 

Zum Bericht aufgefordert, erſtattete denſelben Groß— 
herzogl. Hofgericht unterm 24. December 1832 dahin: „Die 
von den Querulanten zum Gegenſtand vorliegender Be⸗ 
ſchwerde gemachte Frage wurde von Großherzogl. Hofgericht 
in der von denſelben unter Ziffer II. feiner Querel. beige⸗ 
fügten Sache in der Reviſionsinſtanz nach den in dieſem 
Dekret vom 8. November 1832 ausgefprochenen Grundfäßen 
entfchieden. Diefen Grundfäßen ganz conform war es da⸗ 


> 
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ber, daß in der rubricirten Sache die Appellationdpro- 


zeſſe wegen mangelnder Appellationsfumme abgefchlagen wurs 


den, wenn gleich in einer früheren Appellation in derfelben 
Sache diefer Punkt nicht relevirte und damals der jetzt aus⸗ 
gefproche Grundfat nicht zur Sprache fam. Die Gründe,, 
aug denen man in diefen Fällen ein wahres Litisconfortium 
nicht anzuerkennen zu Eönnen glaubt, find in der eben er 


waͤhnten Verfügung von 8. November ausgefprochen, auf 


die wir daher Bezug nehmen, nur noch bemerfend, Daß in 
der in vorliegender Sache bei dem Landgericht anger 
stellten Klage der querulatifche Anwalt felbft fagt, daß fies 
ben Erben vorhanden feyen, aber nur ſechs won diefen ihre 
Antheile einklagten und ed dem fiebenten überließen, feinen 
Antheil befonders einzuflagen, mithin gerade den in dem 
Dekret vom 8. November unter 1 ausgefprochenen Entfcheis 
dungsgrund bier zur Anwendung bringt, indem Die Erb⸗ 
fchaft nicht mehr unvertheilt iſt.“ 

Hierauf erließ der oberfte Gerichtshof unterm 31. Jan. 
1833 folgendes Reſcript an Großherzogl. Hofgericht: Es 
in allerdings unter den Mechtslehrern ftreitig, ob es au. 
laͤſſig erfcheine, daß mehrere Miterben eine ihnen in dies 
fer Eigenfchaft angefallene, zwar ideell theilbare, aber noch 
nicht wirklich zwifchen ihnen vertheilte Forderung gemeins 
ſchaftlich einklagen, oder ob darin eine unftatthafte Klagen- 
haufung zu ersticken fey. Da indeflen die Befolgung der 
bejahenden Anficht den Wortheil gewährt, daB dadurch oft 
eine unnoͤthige Vervielfältigung der Prozeſſe verhüter werden 
kann, within fih durch das Princip der Zweckmäßigkeit 
empfiehlt, fo haben wir dieſelbe bei unferer Rechtſprechung 
angenommen. Sobald man fich aber hierfür entfcheider, 


kann man auch das Verbältniß folcher , eine Forderung der 


bezeichneten Art gemeinfhaftlich verfolgenden Miterben aus 
feinem andern Gefichtöpunft, wie aud dem eined wahren Li- 
tisconſortiums beurtheifen, welcher alddann namentlich auch 
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in Begyiehung auf die Prüfung der Frage von dem Vorhan⸗ 
denfeyn der Appellationefumme feftgehatten werden muß. 
Dieß ift jedoch in der vorliegenden Sache von Ihnen nicht 
gefchehen. Sie haben vielmehr bei der von den S. ſchen 
Erben an Sie ergriffenen Appellation die Appellationsfumme 
als nicht vorhanden betrachtet, an welcher Fein Mangel ers 
ſcheint, fobald man ein Litisconfortium beider Appellation 
vorausfeßt. Da dieß zu Folge der von und erwähnter Ma⸗ 
sen adoptirten Meinung allerdings gefchehen muß, fo weis 
fen wir Sie unter Aufhebung Ihres Dekrets vom ı2. No⸗ 
vember v. 3. hierdurch an, jene Berufung in der bezeich- _ 
netem Hinficht als an Sie devoloirt zu betrachten und fich, 
wenn derfelben kein fonftiger formeller Mangel entgegenfteht, 
nun über deren materielien Gehalt auszuſprechen ıc. 

| V. P. d. 9.9 ©. Nr. a2: die Frage betref- 
fend, ob bei Beurtheilung der Appellations- 
fumme die Prozeßkoſten berädfichtigt wer» 
den dürfen? „Die Prozeßkoſten dürfen weder bei Be— 
rechnung der Appellationsfumme mit in Anſchlag kommen, 
noch kann, blos der Koften wegen, appellirt werden, feldft 
alsdann nicht, wem fie für fih allein die Appellationsſumme 
erreichen follten. 9 (1. Hofgerichtsadvofat v. G. zu D. 
gegen Hoffchaufpielerin L. ©. dafelbft. 30. Sept. 1828. **) 





*) Früher war es Praris bei Großherzogl. Hofgericht in Darm⸗ 
ftadt, daß lediglich der Koften halber die Appellation ergriffen 
werden Pänne, wenn fle die appelabele Summe erreichten, E. P. O. 
m. Sp. ©. 120. Linde Handbuch Bd. 4. ©. 369, 

**) Diefe Verfügung lautet: „In angemaßten Appekattonsfachen des 
— wird der Aumwalt des Erfteren, Advokat N, — bedeutet, daß, 
Da die ‚Progeßfoften weder bei Berechnung der AUppellations: 
fumme mit in Anfchlag kommen dürfen, noch auch blos der Ko: 
ften wegen appellirt werden kann, feibft, wenn fie für ſich allein 
die Appellationsfumme erreichen follten, — ſeine gegen das, die 
Eutlaffungsurfynde verweigernde Hofgerichtödefret vom 12, [. MM, 
vorgebrachte Beſchwerde ald unſtatthaft verworfon worden ſey.“ 


— 
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MHofgerichtsadvokat v. G. zu D. gegen Schneidermeiſter 
H. daſ. 17. Febr. 1831: — 
VI. P. d. O. A. ©. Nr. 89. Appellationsfaͤbig— 
keit ftreitiger gehntgerechtiame,. „Streitige Zehnt— 
gerechtſame koͤnnen, ſowohl bei der Berufung von den Un⸗ 
tergerichten an die Mittelgerichte, als von diefen an das 
oberſte Tribunal, keineswegs denjenigen Nechten, die eines 
zuverläffigen Geldanfchlags unfähig find, *) beigezaͤhlt, ſo⸗ 
mit nicht ohne Unterſchied, fondern. nur dann für appella- 
tionsfähig geachtet werden, wenn in concreto conftirt, oder 
doch wenigftend fehr wahrfcheinlich ift, daß ihr Capitalwerth 
der gefeglich vorgefchriebenen Appellationsfumme gleich⸗ 
kommt. (Dekret vom 25. September 1834 auf außerge- 
richtliche Befchwerde in Sachen a) ©. J. zu DB. gegen 
E 8. zu N. ꝛc. Entfchädigung wegen entzogenen Zehnteng 
betreffend.) Unterm 21. Juli 1834 wurde bei dem höchften 
Gerichtshof eine Eingabe eingereicht: Befchwerdetührung mit 
Bitte von Seiten Anwalts des ©. F. zu B. Klägern, Aps 
pellanten und Querulanten, gegen C. 8. zu N. Beklagten, 
Appellaten und Querulaten, Entfchäd. wegen entzogenen Zehn⸗ 
tens betreffend, im welchen im Wefentlichen folgendes vor: 


Ueber die Geſetzgebung in Würtemberg f. Hufnagel und 
Scheurlen: Die Gerichtöverf. der deutſchen Bundesftaaten 
Band 1. ZTüb, 1829, ©. 465. „In Anfehung des Rechtsmit— 
tels der Appellation ift feſtgeſetzt, daß ſolches nur dann zuläffig 
ift, wenn entweder das Object, fo gering es auch feyn mag, das 
ganze Vermögon einer Parthei ausmacht, oder wenn 2) der 
Gegenftand ter Klage feiner Natur nach nicht wohl fchäpbar iſt, 
oder wenn 3) folcher zwar einen numerären Werth hat, wenn 
aber die Hauptfumme der Befchwerde, mit Ausfchluß der Binz 
fen und Koften, mehr als fünfzig Gulden beträgt. Die Punkte 
der Zinfen und Koften berechtigen für fih zur Ap: 
pellation, wenn jedes biefer Objecte allein die appellabele 
Größe erreicht.” 

* C. P. O. m Sp. ©, 208 
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getragen wurde: Der Kläger, jetige Querulant, hatte ſich 
durch einen Beſcheid des Großherzogl. Landgerichts 2. für 
befchwert erachtet und dagegen das Mechtsmittel der Appel 
Iation eingelegt: Da der Streitgegenſtand nur 30 fr. be⸗ 
traf, fo hatte der Anwalt defielben mit der Einführung 
dieſes Nechtsmittels Die Rechtfertigung der Befchwerden ver- 
bunden und dadurch von der Beftimmung der Prozeßordnung 
vom Zahre 1721. Th. 2. Tit. 2. F. 2. ) Gebrauch gemacht, 





»,C, 9. O. m. Sp. ©. 119, 120. Linde: Bemerkungen 
fider die Nahmweifung der Berufungsfumme bei Ges 
richt (Zeitfehr. für Eivitrecht und Prozeß, Bd. 10. ©. 185 bis 
201). S. 192 jagt der Merfaffer: „Durch die Partikulargefege 

- find Uppellationsfummen aus demfelben Grunde, wie bei den ehe: 
maligen Reichsgerichten, eingeführt, ja das Yufkitut iſt fogar 
partifularrechtlihen Urfprunge. Was aber die MWirfung des 
Mangels der Appellationsfumme anbelangt, fo erfieht man aus 
älteren Prozeßgefegen freitich, -daß ein firenger Grundfab nicht. 
immer durchgeführt wurde. So wurde z. B. in einem lands 
gräflichen Heſſen-Darmſtädtiſchen Prozeßgefege von 1628 anges 
ordnet, und diefe Beſtimmung ging in die P. DO. von 1724 
fiber, daß, wenn die Appellationsfumme nicht vorhanden fey, 
nicht einmal um Bericht gefchrieben, fondern der anmaßliche Ap: 
pellant oder Duerulant ſchlechterdings abgemwiefen, und 
demfelben noch fiber das, wenn zumal, daß er aus offenbarer 
Bosheit provoeirt hätte, ſich hervorthun follte, mit proportionir: 
licher Geld: oder Gefängnißftrafe angefehen werden; Fünnte'der: 
felbe aber die. Ungerechtig=, Unbilfige oder Nichtigkeit der wider 
ihn ergangenen Sententiae in continenti doeiren, .... folchen 

Falls wäre er billig zu hören, fo fort an den indicem inferiorem 
um forderfane Erftattung eines Berichts und Einfendung der 
Acten zu fchreiben; zugleich aber auch ein kurzer Termin zum 
gütlihen Verhör anzufegen, und in termino die Güte ange: 
legentlich zu verfuchens wofern jedoch diefe Fein Statt finden 
foltte, aledanıı, wo ed ohne Nulfität möglich ift, in der Sad 
definitiv zu fprechen, oder wie unten weiter folgt, zu verfahren. 
Derartige Beſtimmungen ihrer Zeit, ausdrücklich auf Unzuver: 
vertäfffgkeit der Gerichte gebaut, find aber längſt wicht mehr in 
Uebung 20.” ſ. auch noch Linde: Beitrag zuder Lehre 
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nad welcher auf die Größe des Streitgegenftandes Feine 
Rückſicht genommen werden foll, wenn „die Ungerechtig- 
Unbilligs oder Nichtigkeit‘ der Senten; in contluenti docirt 
würde. Großherzogl. Hofgericht Cin Gießen) hatte auch, 
nachdem ed Bericht cum actis gefordert, die volle Appellas 
tionsprozeffe erfannt und dem Gegner den Appellationslibell 
zur Erklärung mitgetheilt. Diefer hatte auch dieſe Erklaͤ⸗ 
rung abgegeben und der Apnellation adhärirt. Nachdem fo 
die Sache in der Appellationsinftanz verhandelt war, fah 





von den Wirkungen der Appellation (Zeitfehr. für Eis 
vilreht umd Prozeß. Bd. 9, S. 311—362) ©. 335, 336. 
„Nach der im Jahr 1623 im Druck erichienenen Tandgräffich 
Hefjeu:Darmftädtifchen Ganzleiordunng fol die Uppellation intra 

' decendium, a die latae sententiae, interponirt werden, und der 
Appellant dann in 25 Tagen, a die latae sententiae, die Uppel: 
kation dem iudici a quo notiflciren, demfelben auch die gravamina, 
die er dem iudici ad quem zu übergeben willens ift, zweimal 
behändigen, auch das iuramentum appellationis dafelbft Teiften. 
Menu alles diefes gefchehen, alfo insbefondere auch die grava- 
mina dem iudici a quo zweifach behändigt worden, ſoll diefer 
mit der Erecution einhalten, die eine copia gravaminum dem 
Appellaten oder deffen in voriger Anftauz gehabten Anwalt zur 
Nachricht einhändigen und binnen 40 Tagen a die latao senten- 
tiae Bericht Über die gravamina an den iudex ad quem fendei, 
Die Uppellationsfumme war 20 und beziehuugsweiſe 100 Gold— 
gulden. Aber felbft in den Bälfen, wo es au der Appellstiong: 
funnme von 20 Gulden fehlte, war nicht alle Hülfe abgefchnitten, 
vielmehr Appellation mit fehr abgekürztem Verfahren zutäffig. 
Die Prozeßorduung dv. J. 1724 fand mit dirfem Syſteme im 
Mefentlihen in Webereinftimmung. Die Appellationsfumme, 
20 und beziehungsweife 100 Gulden, wurde in fofern geäudert, 
als die 20 Gulden nicht mehr Goldgulden, fondern Gulden zu 
-30 Abus gerechnet , waren, die 100 Goldgulden wurden beibes 
halten, nämlich zu 200 Gulden a 30 Albus angenommen. Im 
Uebrigen fol, wenn das Streitobject nicht über 20 Gulden be: 
trägt, oder die Parthie arm ift, bei der Berufung von den Uns 
iergerichten, wie nach der Canzleiorduung von 1628 verfahren 
werden 216. 
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Appellant der oberrichterlichen Eintfcheidung entgegen, Da 

gegen kam ihm folgende Verfügung au: 
In Sachen ꝛc. wird unter Geftattung der Einſicht 
der unter dem Vortrag des Referenten bemerkten 
Concluſionsnote und unter Bezugnahme auf dieſelbe 
die erhobene Appellation wegen Mangels der summa 
appellabilis hierdurch verworfen und Appellant in alle 
Koften diefer Inſtanz verurtheilt. Befchloffen im 
Großherzogl. Hofgericht. Gießen den 10. Juni 1834. 

Diefe Verfügung ift befchwerend. 

Das erfte Augenmerk des Oberrichters bei Erkennung 
der Appellationsprozeſſe und Einleitung einer weiteren Ver⸗ 
handlung muß darauf gerichtet ſeyn, zu prüfen, ob die For⸗ 
malien richtig ſtehen, namentlich, ob summa appellabilis 
vorhanden: In vorliegendem Fall hätte alſo diefe Frage 
durch Erkennung der Appellationsprozeffe und den Eintritt 
des Actenſchluſſes als befeitigt angefehen werden müſſen. 
Ueberdieß kann die Appellationsfaͤhigkeit dieſer Sache nicht 
bezweifelt werden, indem hier ein Recht zur Sprache kommt, 
das unſchaͤtzbar iſt, wenigſtens den Werth von 20 Gulden, 
alſo die summa appellabilis, weit überſteigt. Die Klage nahm 
zwar eine nur geringe Entfchädigung in. Anſpruch, brachte 
aber mittelbar das Zehntrecht felbft zur Sprache, da es 
von der einen Seite behaupter, von der andern wideripror 
chen wird umd fo eigentlich den Streitgegenftand bildet. 

Nach der Prozeßordnung Th. 1. Tit. 7. $. 2. ) find 
aber alle Streitigkeiten, welche Rechte und Gerechtigfeiten 
zum Gegenftand haben, für appellabel erklärt worden und 
fchon aus diefem Grunde dürfte die Appellation wegen ans 
geblihen Mangels der appellabelen Summe nicht verworfen 
werden. Allein. auch abgeſehen hiervon, ift au beachten, daß 
die Appellation in continenti gereohtfertigt wurde und alfo 





»),E,»Dm &. ©. 72, 73, 
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jene Beftimmung der Prozeßordnung Th. 2. Lit. 2: $. 2. 
ſich anwendet. Diefe Gefegesftelle Tann keinen andern Sinn 
haben, als den, daß der höhere Richter gleich zu Anfang 
in den Stand gefeht wird, den Gehalt der Befchwerde zu 
prüfen, was gefchieht, wenn die Befchwerde innerhalb der 
Nothfriſt der Einführung der Appellation zugleich gerechts 
fertigt wird. Wollte man die Gefegesftelle dahin verftchen, 
daß die Beſchwerde fofort klar vorliegen müſſe, fo fett dies 
ſes doch immer eine Prüfung und Beurtheilung der Appel 
Iation in materieller Hinficht voraus. In feiner früheren 
Mechtsfprechung hatte Großherzogl. Hofgericht ftet8 die dem. 
Sinn und Geift des Geſetzes entforechende Auslegung bes 
folgt und jede Nechtsfache, ohne Ruͤckſicht ‚auf die Größe 
des Gegenſtandes, für appellabel betrachtet, wenn die Recht⸗ 
fertigung mit der Einführung verbunden wurde. Darauf 
bin wurde auch die Appellation ergriffen und die Appella- 
tiongprozeffe und der Aetenfchluß erkannt, wie aus der ums 
ter dem Vortrage ded Meferenten befindlichen Concluſions⸗ 
note hervorgeht, worin bemerkt wird, daß der Gerichtshof 
feine frübere Anficht über die Auslegung der betreffenden 
Gefeteöftelle in neuefter Zeit verlaffen, alfo anerfannt wird, 
daß er früher diefe gehabt babe. Dieſe frühere Anficht 
berrfchte aber noch, ald die Sache anhängig wurde und 
machte fich durch Erkennung der Appellationsprozeſſe und 
des Aetenfchluffes geltend, mußte alfo noch zur Anwendung 
fommen. 

In dem erforderten Bericht bezog fich Großherzogliches 
Hofgericht im Ganzen auf die eingefendeten Acten, indem 
ed noch Folgendes hinzufügte: „Nach dem klaren Inhalt 
der Klage hat Querulant eine Entfchädigung im Betrag von 
30 Kreuzern eingeflagt, alfo ein Objegs, welches ganz of- 
fenbar die Appellationsfumme weder an und für fich, noch 
auch in dem Falle erreicht, wenn man den eingeklagten Ber 
trag als eine jährliche Mente betrachten könnte und capita- 
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liſikren wollte, was aber nach der Natur der fraglichen, 
nicht jährlich wiederkehrenden Revenuͤe nicht eine 
mal rechtlich ftatthaft if. Es kann alfo blos Die Frage 
entftehen,, ob die Sache durch die aldbaldige Verbindung der 
Berufungsausführung mit der Berufungseinführung appellas " 
bel geworden fey? Diefe Frage wurde in Gemäßheit der 
durch die Nechtöfprechung unferd Collegd dem $. 2. des Tit. 
2. Th. 2. unferer Prozeßordnung früher gegebenen Auslegung 
von unferm Meferenten und Eorrefirenten beiahend beant- 
wortet und biernach das Dekret vom 7. December v. 3. *) 
erlaffen: Diefes Dekret ift nach unferm Gefchäftsgange nicht 
als eine Entfcheidung des Collegs zu betrachten, kann alfo 
Letzteres in der ihm competirenden Beurtheilung der Forma⸗ 
lien des in Rede ftehenden Mechtsmitteld nicht binden, und 
es bedarf darum die Behauptung des Querulanten, daß über 
die Formalien eigentlich fchon zu feines Gunften entfchieden 
fey, feiner weiteren Widerlegung. Die Auslegung der frag. 
lichen Geſetzesſtelle ift zwar in Folge ihrer Faſſung allerdings 
nicht ohne Schwierigkeit; da indeffen durch diejenige, welche 
Querulant vertheidigt, die Beftimmung einer Appellationds 

ſumme faft gänzlich vernichtet werden würde, fo haben wir. 

dieſelbe im nenefter Zeit verlaffen und gehen in unferer _ 
Nechtsfprechung nunmehr von der Anficht aus, daß es bei 

Anwendung jener Stelle nicht auf aldbaldige Rechtfertigung 
der Befchwerde, fondern darauf anfomme, ob ganz klar 
und unbeftritten nachgewiefen werde, daß das Untergericht 
unrichtig entfchieden habe. Die in der vorliegenden Rechts⸗ 
fache zu entfcheiden gewefene Trage, ift aber — keine un 
zweifelhafte, fondern eine, unter den Rechtslehrern beſtrit⸗ 
tene *) und wir hielten darum die in Rede ſtehende Beſtim⸗ 


*) wodurch die Appellationsrechtfertigung dem Appellaten zur Er⸗ 
Färung mitgetheilt ward. 
“) Worin diefe Trage beftand, war ans den, allem zu ‚Gebot ſte⸗ 
henden Acten des oberſten Gerichtshofes nicht zu erſehen. 
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mung der Prozeßordnung bier nicht für anwendbar. Wir 
ftelfen übrigens dem böchfien Tribunal die zu ertheilende 
Entfcheidung — anheim und bemerken nur noch, daß wir 
bier, wo nach vorgängiger Verhandlung über die 
Appellabilität von und entfchieden wurde, eine Ertras 
judicialbefchwerde allerdings micht für fatthaft halten, *) 
ohne daß bier die Form unferer Entfcheidung unfers Erach⸗ 
tens etwas releviren könnte.“ 

Hierauf fprach fich der oberfte Gerichtshof dahin aus: 

In Sachen ꝛc. wird die Namens des Erfteren von dem 
adv. ord. W. gegen die Verfügung Großherzogl. Hofgerichts 
zu Gießen vom 10. Juni d. J. dahier angebrachte Bes 
fehwerde und hiermit verbundene Bitte, unter Geftattung 
der Einficht des hierüber cum actis erforderten Berichts, in 
Erwägung : 





*) Querulant hatte in dem Gravatorialfibell noch vorgetragen: Er 
habe gegen die befhmwerende Verfügung zuerft remonftrirt und 
eventuell jedes zuläffige Rechtsmittel angezeigt. Großherzog. 
Hofgericht habe jedoch durch eine weitere Verfügung dom 1, Juli 
d, J. die Nemenftration ald ungegründet verworfen und zur Be⸗ 
nennung des etwa zu profeqnirenden Rechtsmittels eine Friſt von 
14 Tagen beftimmt. Obgleich nun hiernach Großherzogl. Dofs 
gericht die Derfügung vom 10. Juni als eine der Rechtskraft 
fähige anzufehen fcheine, fo halte er doch eine außerordentliche 
Beihmwerdeführung für zuläfftg und genügend, da die zu beurs 
theilende Trage tediglich die Formalien des Rechtsmittels betreffe 
und diefe Befchwerdefährung fey hier um fo zuläffiger, als die 
befhwerende Verfügung nicht die Sorm eines Urtheils, fondern 
die eines einfachen Defreted an fich trage. Auch habe das 
hoͤchſte Tribunal in gleihen Fällen cine ſolche Beſchwerde zuge- 
Tafien, 3. B. in der Rechtsſache des Juden ©. U. zu 2. gegen 
deu Zuden 9. ©. zu 2, Sorderung betr. (1825), worin Groß» 
herzogl. Hofgericht die ergriffene Reviſion und zwar durch eine 
in Urtheilsform erloffene Verfügung wegen Mangels der Nevis 
flonsfumme abgeſchlagen, Mevident aber dennoch im Wege der 
anßerordentlichen Befchwerde eine abändernde Verfügung erwirft 
hätte | 
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daß nach ausdrücklicher, ‚auch bei den Lntergerichten 
geltenden, Beſtimmung der proviforifchen Oberappel- 
lations-Gerichtsordnung vom 5. Auguſt 1804, Tit. 1. 
$. 2. nur ſolche ftreitige Dienftbarfeiten und Gerecht⸗ 
, fame, welche fich in keinen zuverläffigen Geldanfchlag 
- bringen laffen, wenn nicht ihre Unerheblichkeit ganz 
klar erheilt, ohne Unterfchied für appellarionsfähig 
geachtet werden follen, in substrato aber es flar und 
zuverlaffig ift, daß der im Frage ſtehende Zehnten 
von einem fo geringen Ertrag, wie folcher nach dem 
eonereten Flächeninhalt des angeblich pflichtigen Acker⸗ 
landes und der eignen Würdigung des Querulanten 
in der Klage erfcheint, einen Capitalwerth von 20 
‚Gulden, mithin die für die. Zuläffigkeit der Appellas 
tion von den Untergerichten an die Mittelgerichte ges 
feglich erforderliche Größe des Streitobjects nicht 
erreicht, daß ferner die von dem Querulanten für ſich 
in Anfpruch genommene Stelle im $.2. P. II. Tit. 2. 
der Prozeßordnung vom Jahr 1729 jetzt überhaupt 
nicht mehr anwendbar ift, feinen Falls aber, wie auch 
in dem oben angezögenen Hofgerichtsbericht bemerkt 
wird, auf den vorliegenden Fall angewendet werden 
Eonnte, *) In weiterer Erwägung, daß auch der Um⸗ 


*) Unterm 10. Juni 1833 reichte 2. ©. v. B. Beklagter, Appel 
fant und Querulant, in feiner Rechtsfache gegen N. St. von 
S. Klägern, Appellsten und Querulaten, Gorderung betreffend 
eine außergerichtliche Befchwerde bei dem oberſten Gerichtshof 
ein, worin ed u. U. heißt: „Geſtützt auf die Beſtimmung der 
Prozeßordnung Th. 2, Tit. 2, $. 2, überreichte man in conti- 
nenti die Rechtfertigung der Appellationsbefhwerde, Grßhzogl. 
Hofg. (in Darmſt.) verwarf durch Dekret vom 22. Juni 1832 wegen 
mangelnder Größe des Streitobjectd die Berufung, (Es heißt 
in diefem Defret — „wird bie von dem Beklagten gegen den 
Beſcheid des Landgerichts St. vom 8 Mai d. 3. ergriffene 
Bernfung ald wegen mangelnder Größe des Streitobjects for: 
mell unzuläffig verworfen, da weder die Ungerechtigkeit, noch) 
Unbilligkeit oder Nichtigkeit des Landgerichtsbefcheidd im conti- 


— 
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fand, daß Großherzogl. Hofgericht fruͤher der er- 
wähnten Beftimmung der Prozeßordnung "eine andere 


nenti docirt ‚betrachtet werden kann, noch der arme Zuftand, 
wornach der Berluft der fraglihen Summe den Beklagten fehr 
drüct, gehörig factifch begründet worden, wie, da Beklagtea 
nicht zum Armenrecht zngelaffen ift, nothwendig gewefen wäre.“) 
Man führte Hiergegen die Suläfiigkeit, und, geftügt anf ein Zeugs 
niß des Ortövorftandes noch aus dem weiteren Grund der Mit: 
tellofigfeit des Uppellanten, wiederholt aus, Auch hierauf folgte 
ein abfchlägliches Dekret. — — Die Prozefordnung geftartet 


.a. a, O., wenn die Summe weniger als 20 Gulden beträgt, die 


AUppellation in zwei Säulen: 1) wenn AUppellant die Ungerechtig:, 
Unbilligs oder Nichtigkeit der Sentenz im continenti bocirt, 
2) wenn er fo arm, daß ihn der Verluſt des Abverfannten fehr 
drückt. In beiden Beziehungen hat man die Zuläffigfeit der 
Appellation behauptet und gerechtfertigt. Was die erftere be 
trifft, fo rechtfertigt fi die von dem unterrichterlichen Gorre: 
ferenten hervorgehobene Unficht, daß die Befchwerde felbft ohne 
Cinforderung der Acten fchon erwiefen ſeyn müſſe, wicht 
durch den Ausdrud: „in continenti docirt. Denn ohne 
Einforderung der Aften Täßt fih niemals über eine Be: 
fchwerde erfeinen, die Acten müffen immer eingefehen werden, 
Daun ift auch die Prozeßordnung felbft an jener Stelle folcher 
Auslegung direct encgegen, indem fie auf die Nechtfertigung 
immer Erftattung des Berichts und Einfiht der Acten erfter 
Inſtanz fordert. jener Ausdrud kann nur die Bedentung ha= 
ben, ed müffe mit der Einführung die Rechtfertigung verbunden 
werden und es fey die Erkennung voller Prozeffe nicht erforder: 
lich. Verlangt man eine grobe Rechtsverlegung, fo ift die Un: 
terfcheidumg zwiſchen einer ſolchen und einer feinen mißlih. In 
vorliegendem Fall aber, wo Großherzogl. Hofgericht die Klage 
felbft dahin beurtheilt hat: fle fey höchft mangelhaft, eine causa 
debendi fey nicht angegeben, für Zinfen und Koften nichts an: 
geführt 2c,, möchte doch eine erorbitante Rechtsverletzung ange: 
nommen werden können. In der zweiten Beziehung genügt dad 
Atteftat des Orkövorftandes für den Fall, wenn man in erfterer 
noch zweifelhaft feyn könnte. — Nach eingeholtem Bericht 
Großherzogl. Hofgerichts, worin fich daffelbe auf den Vortrag. 
des Neferenten uud den dabei bemerften Colegialbefchluß bezog, 
verwarf das oberſte Gericht unter Hinmeifung auf die in den 
Vorträgen Großherzogl. Hofgerichts entwicelten Gründen, un: 
term 27, September 1833 die Befchwerde. 


# 
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Auslegung gegeben und hiernach durch Das Dekret vom 

7. December v. J. die klaͤgeriſche Appellationsrecht— 
fertigung erſt zur Erklärung mitgetheilt hatte, jene 
Anſicht aber bei dem nachherigen zweiten Bortrag der 
Sache verlaffen hat, offenbar feinen gültigen Grund 
zu der erhobenen Befchwerde abzugeben vermag, als 
völlig unbegründet verworfen. 


Darmſtadt den 25. September 1834. *) 


VII. P. d. H. © zu D. Nr. 61. Apvellationg 
fähigkeit in Fällen objectiver Klagenbäufung. 
„Im Fall einer wirklichen objectiven Klagenhäufung, d. b., 
wenn mehrere, felbftftändige, auf verfchiedenen Nechtsriteln 
beruhende Forderungen, deren jede eine befondere Klage 
bilden könnte, in einem und demfelben Mechtsftreit geltend 
gemacht werden, ift, wenn gleich die einzelnen Forderungen 
die. appellationsfähige Summe nicht erreichen follten, die 
Berufung. doch alsdann formell zuläſſig, wenn ſolche nur 
wegen fo. vieler einzelnen Forderungen, daß fie zuſammen⸗ 
genommen die appellationsfähige Summe erreichen, an den 
Dberrichter gebracht wird. Denn, wie einmal die Häufung 
mehrerer Klagen geftellt wird und einer der ſtreitenden 
Theile fich durch die Entfcheidung in fo weit verlegt fühlt, 
dar der Gegenftand der einzelnen Beichwerden zufammen die 
appeftationsfähige Summe erreicht, fo hat der verleßte Theil 
ganz gleiches Intereffe mit demjenigen, welcher durch eine 
Entfcheidung in einer Sache ſich verlegt fühlt, und eben 
darım liegt Fein Grund vor, ihm die Moglichkeit der Hebung 
feiner Befchwerde zu entziehen. cf. Urtheil vom 23. Mai 
1832 in ©. C. E. zu P. gegen P. W.s Wittwe zu 8.7 


— 


u) Vergl. noch Linde: Handbuch Bd, 4, 5. 93. „Berechnung 
der Appellatongfumme bei Gülten, Binfen und Rus 
sungen.” 

progeßordn, Il. 5 
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VIL Nach Art. 12. des Geſetzes vom 27: März 1821 
wegen Abtretung von Privareigenthum zu Öffentlichen Zwe⸗ 
seen finden, wenn wegen Bollftändigfeit der Entfchädigung 
vor Gericht verhandelt worden ift, „ſowohl von Seiten des 
Privateigenthümers, ald von Seiten der Berwaltungsbehörde 
die gewöhnlichen Rechtsmittel ftatt, jedoch ohne Nüdficht 
auf die Appellationsfumme, wenn nicht bereits ein Juſtiz— 
colleg gefprochen hat.“ | 

IX. Geſetz v. 35. März 1836, „die Erhöhung 
der Appellationsfumme bei Berufungen von den 
Untergerichten an die Mittelgerichte inden Pro- 
vinzen&tarfenburg und Oberbeffen betreffend. 
Ludwig II. ꝛc. Wir haben, nach Anhörung unſers GStaatd- 
raths und mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Stände verord- 
net und verordnnen, wie folat: Art. 1. Die in der Heſſi— 
fchen Prozeßordnung vom Jahr 1724, Theil I. Titel VII. 
8. 1.*) für Berufungen von den Intergerichten an die Mit: 
telgerichte der Provinzen Starkenburg und Oberheſſen auf 
zwanzig Gulden *) beftinnmte Appellationsfumme wird bier: 
mit auf dreißig fünf Gulden erhöht. **) Art. 2. Die 





*)E.P. OD. m Sy. ©. 71, 72. 

*«) Durch diefed Geſetz verliert ein Präjudiz des oberften Gerichts: 
hofs (Mr. 62), wodurch ansgefprochen wurde, 88 ſey nicht noth⸗ 
wendig, daß der Werth des Streitgegenftandes die Summe von 
20 Gulden überfteige, daß vielmehr der Werth von 20 Guls 
den genüige, feine Bedeutung, 

⸗*2) Der von zwei Mitgliedern geftelite Antrag auf Erhöhung der 
Appellationsfunme hatte, nach dem Vorgang von Baiern, 
Baden, Würtembera und Naffau [nad der Geſetzgebung 
der freien Stadt Frankfurt ift die Appellation zuläffig, wenn 
„dad Streitobjert 25 Gulden im Hauptfluhl austrägt.” 8, f. 
G. u. R. Bd. 1. Nr, XVIII. Recht Sfall zur Erläuterung 
der Frankfurtiſchen Verordnug vom 20. Mai 1817, 
fiber die Competenz der Civilgerichte, über Appella— 
tionsfummerc. ©. 254, 263, Note 4], in welchen Staaten die 

appellabele Summe auf 50 Gulden firirt ift, und von Hanno: 


Appellabele Summe. 67 


in dem vorbergehenden Artikel enthaltene Beſtimmung bin 
ders jedoch weder die Fortfeßung derienigen Berufungen, 





ver und Medlenburg, wo fie 30 Thaler beträgt, vorge⸗ 
fchlagen, die Appellationsſumme auf 50 Gulden zu erhöhen (Mer: 
handiungen der zweiten Kammer der Landftände im Fahre 1835 
und 1836. Beilagen. Erfter Band. Beil, Nr. 28. zum 8. Pro: 
tofol). Der erftattete Ansfchußbericht (1. Bd, Beil. Nr. 161 
zum 25. Protokoll) warf einen Rücblid auf die Verhandlungen 
der Kamnıer von 1826-1827, welde „die Fixirung der Appellas 
tionsfumme auf 25 Gulden Hanptforderung ohne BZinfen und 
Koſten einheligt adoptirt” und trug u. U. Folgendes vor: „Wir 
verkennen die Erhebtichkeit der Gründe nicht, womit die Herrn 
Proponenten ihren Antrag motiviren; demungeachtet aber Pönnen 
wir zu einer Erhöhung der.Appellationsfumme auf 50 Gulden 
nicht rathen. Mag and der Verluſt einer folhen Summe vies 
len, welche in den Fall kommen, bei den Untergerihten Recht 
zu fuchen, oder zu nehmen, wenig oder gar nicht fühlbar ſeyn; 
es Fann und wird eben fo häufig und in fehr hohem Grabe bei 
Anderen dag Gegentheil eintreten, ja oft ihr ganzes Mermögen 
Faum 50 Gulden betragen, und dann, wenn diefelben durch das 
unterrichterliche Erkenntniß wirklich im ihren echten verletzt 
feyn foltten, oder doch einmal die Ueberzeugung haben, die Ents 
ziehung, felbft der Diöglichkeit, bei dem Höheren Richter Hülfe 
und befferes Recht zu erhalten, eine doppelte Härte und die 
größte Ungerechtigkeit feyn. Mir bemerken hierbei, daß unfere, 
Prozeßgefepe bei der Appellationsfunme an die Mittelgerichte 
zu Gunften der Urmenparthie Beinen Unterfhied machen, - wie 
dieß bei der Berufung an das oberfte Tribunal fattfindet. Daß 
is mehreren Nachbarftaaten die Uppellationsfunnme bei Beru— 
fungen von dem Untergerichten ebenfalls auf 50 Gulden umd zum _ 
Theil noch höher. feftgefept oder neuerlich wenigftens projectirt 
worden iſt, beweiſt aber noch nicht die Notwendigkeit und 
Swedmäßigkeit diefer Einrichtung, für die Übrigens dort manche 
Gründe und eigenthümtiche Verhältniſſe fprechen mögen, welche 
bei und wicht eintreten. Alles erwogen, glanbt der Ausſchuß 
vorerft nur für eine Erhöhung der fraglichen Appellationsfumme 
um 15 Gulden fimmen zu Pönnen, der WBeisheit der Gtaatd- 
regierung und der Stände es vorbehaftend, diefe Summe bei 
demnächftiger Einführung einer neuen allgemeinen Civilprozeßs 
ordnung und etwa veränderten Juſtizverfaſſung noch zu mehren, 


5* 
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welche an dem Tag, an welchem diefes Gefeg in Kraft tritt, 
bereitd eingelegt waren, noch die Einlegung der Berufung | 





— — — 


oder auch zu mindern. Wir haben übrigens hier, gleich den 
Herrn Antragſtellern, bloß die Größe der Appellationsſumme 
vor Augen. Hiuſichtlich aller ſonſtigen Beziehungen derſelben, 
erachten wir, moͤchte es vor der Hand bei den in den dieſſeiti— 
gen Provinzen beſtehenden Grundſätzen, wie ſich ſolche geſetzlich 
und durch die Praxis gebildet haben, zu belaſſen ſeyn. Dieß 
gilt namentlich in Anſehung der Berechnung der Appellattons— 
fumme, wobei dieffeitd nicht, wie nach der franzöfifchen Geſetz— 
gebung in der Provinz NRheinhefien, der Werth des Streitobjefts 
(die summa in judicium deducta), fondern der Werth der ver» 
meinten Befchwerde (die summa gravaminis) berücdfichtigr wird, 
und weiter Zinfen jeder Urt und Nutzungen, falls ſie nicht 
etwa für ſich allein die appellabele Sunme erreichen, deßgleichen 
unbedingt Prozeßkoſten nicht in Auſchlag kommen; Grundſätze, 
für dieſſich auch ſchon bei der oben erwähnten früheren Veren—⸗ 
laſſung die beiden Kammern der Stände ausgeſprochen hatten.“ 
Bei der Berathung am 24. Juni 1835 (Verhandlungen ꝛc. Pro> 
tokolle, Bd. 1. 28. Sitzung ©. 1 10) nahmen mehrere Abg. 
gegen den Antrag das Wort: So fprach der Abg. Zulauf (ein 
Landmann): „Es kommen Appellationen wegen kleiner Borde: 
rungen jeht weit häufiger vor, als folche wegen großer oder 
einigermaßen bedeutender Forderungen. Hätten die Autragfteller 
darauf angetragen, die AUppellationsfumme herabzujeben, fo würde 
Äh diefem Autrage mit Vergnügen beigeftimmt haben. — 
Sreitih werden die Mittelgerichte bei Eolgegebung des Ans 
trags den Vortheil einer Gefchäftderleichterung gewinnen, fie 
werden nicht mehr mit fo vielen Uppellationen überhänuft werden, 
als bisher; allein niemals wird eine Kammer dahin wirfen wol: 
Ien, daß man die Gerichte zum Nachtheile der rechtfuchenden 
Unterthanuen erleichtere und dieſe zum Vortheil jener beſchwere; 
— die Unterthanen find nicht für die Gerichte, fondern die Ger 
richte für die Unterthanen da, Man wird ferner auch denjeni- 
gen eine weite Thüre öffnen, welche in dem Prozeffiren erfahren 
find und welchen, vermöge ihrer Weberlegenheit gegen Minder: 
erfahrene, diefe Erhöhung der Uppellationsfumme fehr zu Statten 
Fommen wird” 20. ſſ. Mittermaier: der gemeine deutfcye bürs 
gerl. Proz. in Vergl. Erfter Beitrag,” 2. Aufl. Bonn 1822, 
S. 115, Der Verf, ſagt m, A.: „Wer Pann noch, wenn er von 
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gegen folche Erkenntniſſe der Untergerichte, welche an dem 
gedachten Tage bereits publiciet waren. Art. 3. Diefes 
Geſetz tritt am 16. April d. J. in Kraft. — 





perfönlicher Erfcheinung der Partheien ohne Anwälte Heil er: 
wartet, verfennen, daß die natürliche Ungleichheit der Kräfte 
der Partheien fie der höchſten Gefahr ausſetzt, daß der Schüds 
terne, Ungebildete leicht von dem Kühnen, an das Sprechen bei 
Bericht gewöhnten — befiegt würde ?”] Der Abg. Hellmann 
(Zabrikant) ſprach 1. A.: „So lange unfere Unterrichter Einzel: 
richter find, halte ich die Nechte ver Parthieen durch eine folche 
Erhöhung für gefährdet. Es ſind vieleicht mehreren unter ihnen 
Fälle bekannt, wo man wegen eined Gegenflandes, der nicht eins 
mal 20 Gulden betrug, gern die Appellation ergriffen hätte, 
nicht, nm den Schaden von fi abzuwenden, fondern um fein 
Recht zu wahren, wenn man die fefte Heberzeugung hat, daß das 
Urtheil auf einem Irrthum, auf einer irrigen Anſicht des Ridy> 
ters beruht und diefer, was mir ſelbſt ſchon vorgefommen ifl, 
bintendrein ſelbſt einſſeht, daß er ich in einem Irrthum befnu⸗ 
den, der nun nicht wieder gut zu machen." Einer der Antrags 
fteller hob, der letztgedachten Bemerkung bes Abg. Zulauf ges 
genüber, die Vorfchrift der Prozeßordnung hervor: „Nach dies 
fer ift der Richter der freundliche Mathgeber der von ihm er: 
fheinenden Partheien. Er hat die Verbindlichkeit, demjenigen, 


der durch einen Anwalt nicht vertreten ift, alles das anzugeben, 


was etwa nach dem Sefebe, ihm unbekannt, zu feinem Vortbeil 
gereichen Pann,” Der Abg. v. Gagern trug vor: „Ice bin — 
darin einverftanden, Daß eine Appellationsſumme beſtehen — 
müfe. Die Grenze fcheint mir aber durch einen Begriff be: 
flimmt werden zu müſſen. Bezüglich diefer Grenze, welche das 
Recht von einem Richterſpruch abhängig macht, und ‚weitere 
Rechtsverfolgung ausfchließt, follte unfere dieffeitige Gefepgebung, 
wie mir deucht, von derjenigen nicht verfchieden feyn, und nicht 
noch mehr entfernt werden, welche auf dem linken Rheinufer 
gilt. Der Begriff, durch welchen jene Grenze gezogen wird, 
kanu, meines Erachtens, Fein anderer fenn, ale der von Baga— 
tellſachen. Bei dem, mag als Bagatellfache gelten Faun, glaube 
ich, daß die WUppellation nicht zugelaffen werden ſolite. Es fragt 
ih alfo nur, was nach dem Werth und Geldverhältniffe des 


' Bandes ald Bagatellfache erfcheinen könne? Es ift vielfach der 


franzöfiichen Gefepgebung zum Vorwurf gemacht worden, daß 
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X. Geſetz vom 25. März; 1836, „die Aufhebung 
der im $. 5. Tin a. der proviforifchen Oberap» 





fie bei Beftimmung der inappellabeln Eompetenz der Friedensge⸗ 
richte den Begriff der Bagatellfachen bei einem Intereffe von 50 
Branfen zu hoch gegriffen habe. Wir haben im Großperzogthum 
fehr arme Gegenden, wo dieß Feine unbedeutende Summe, wo 
ed dem Recdtfuchenden nicht gleichgültig ſeyn kann, ob er 20 fl. 
verliert oder gewinnt. Ich glaube daher, daß man die Streits 
ſumme, unter welcher die Appellation unzuläffig feyn fol, auf 
Feinen Salt höher greifen dürfe, als fie für das linke Rheiuufer 
bei der inappelfabelen Eompeteuz der Briedensgerichte befteht. 
Da aber nun die Differenz, welche auf beiden Nheinufern bes 
züglich der, Appellationsſumme jeht befteht, nämlich zwifchen 
20 fl, und 50 Eranfen fehr unbedeutend ift, fo bin ich der Meis 
nung, daß man es bei dem Beftehenden belaffen folle, uud fchließe 
mich daher dem Antrag des Abgeordneten Zulauf an. — Wenn 
einer der Autragfteller bemerkte, nach der altheſſiſchen Prozeß: 
ordnung müffe der Richter den Rathgeber machen, fo ift diefes 
wahr; allein ich mache darauf aufmerffam, welcher Unterfchied 
in der Drganifation der Gerichte zu der Zeit, für welche diefe 
Gerichtsordunng berechnet war, und der der jebigen Randgerichte 
befteht und ich frage, ob ed möglich ift, daß der Landrichter und 
das übrige Perfonal an den Audienztagen dem freundlichen Rath: 
geber abgeben und die Rechtſuchenden darüber belehren kann, 
was dm Jutereſſe der Verfolgung ihres Mechts Tiegt.” [Der 
Herausgeber, der Anwalt des Beklagten war, brachte ed dahin, 
daß der Unterrichter den Kläger mit feiner Kiage, die er zu 
Protofol genommen hatte, wegen eines exipiendo gerügten 
Mangels derfelben angebrachtermagen abwieß. Als Kläger hier 
auf denfelben Anſpruch durch eine von demfelben Unterrichter zu 
Protokoll genommene Klage geltend machte, mußte er denfelben 
nach wiederholter Verhandlung bis zum Schluß wiederum anges 
brachter Maßen abweifen.] Nachdem hierauf die Bemerkung 
gefolgt war, ‚man habe nur herausheben wollen, der Richter 
babe diefe Verbindlichkeit nur in Bezug auf die von ihm gefeis 
teten oder einzuleitenden Rechtöftreite, noch mehrere Abgeordne⸗ 
ten das Wort genommen und der Regierungscommiffär erklärt 
batte, die Staatsregierung werde, wenn ed die Kammern wünfch- 
ten, daß bie Appellationsfumme um ein Mäßiges erhöht werde, mit 
einem entfprechenden Geſetzesentwurf entgegengefommen, endigte 
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pellationdgs Gerichtsordnung vom 5. Auguſt 1804 
enthaltenen Beftimmung betr. Ludwig IL. ıc. Wir 


die Berathung. In der Gipung der zweiten Kammer vom 29. 
Juni 1835 befchloß diefe mit 21 Stimmen gegen 15, die Staats: 
regierung um Vorlegung des Entwurfs eined Gefebes zur Er: 
höhung der Appellationsfumme auf 35 Gulden zu bitten. 
Der Ausſchuß der erften Kammer ſprach ſich durch feinen Re- 
ferenten, Univerfitätdtangler Dr. Linde u. A. dahin and: „Der 
berichtende Ausfhuß dieſer Hohen Kammer wird dadurch, daß 
der Beſchluß der verehrlichen zweiten Kammer daranf gerichtet 
ift, „vorläufig und bis zur demnächfligen weiteren gefeplichen 
Beftimmung” die Appellationsfumme zu erhöhen, veranlaßt, jept 
ſchon die Erffärung niederzufegen, daß er die Anficht nicht theitt, 
welche die Beſchraͤnkung der Rechtömittel, namentlich der Appels 
lation, nach gewilfen Summen, für überhaupt zweckmäßig und 
empfehlenswerth hält. Dem römifchen und canonifchen Rechte 
ift diefes Inſtitut immer fremd geblieben, Erft gegen das Eude 
des fünfzehnten Jahrhunderts bildete ſich durch deutſche Partis 
Pulargefepgebung das Inſtitut allmählig aus, und vielleicht war 
die Heffifche Progeßorduung (vom Jahre 1500) die erfte, welche 
genaue Beflimmung deßhalb traf, der fchon 1516 die Mainzer 
Prozeßordnung fich nachbildete, während die ältefte Reichskam— 
mergerichtsorduung von 1495 davon nichts aufnahm, und erft die 
vom Jahre 1521 die Particnlargefengebung nachahmte. Die 
Ausbildung des Inſtituts fällt alfo gerade mit der Periode der 
Prozeßgeſchichte zufammen, in welcher der Gerichtégehrauch fich 
über die höchſt zweckmäßigen gefeslihen Beftimmungen wegen 
Beſchränkung der Bwifchenappeffationen hinweggeſetzt, den unbe 
fchränfteften Appellatiosmißbranch vor dem Haupterkenntniſſe zu> 
gelaffen Li. noch Linde: über die Appellaton von Bei: 
urtheilen nach dem Prozeßrechte des Großherzog: 
thums Heffen in der Zeitſchr. f. Eivilr, und Prozeß, Band 4, 
©. 250 ꝛc.] und dadurch jeden Gerichtshof in einen Olimp der Pro: 
geile verwandelt, und die Gerichte ſelbſt in die Rage gebracht 
hatte, nicht mehr Meiſter über die zuftrönende Maſſe der Ap: 
peflationsprozefle werden zu Fömen, Handelte es ſich defhalb 
um durchgreifende Derbeffernugen des proceffralifchen Wer: 
fahrens, oder gar um eine" nene Prozeßgeſetzgebung, fo wiirde 
man das Uebel an der Wurzel anzugreifen rathen, zu dem Gy» 
ſteme der Beſchränkungen der Zwiſchenappellationen zurückzukeh— 
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haben, auf Antrag und mit im Voraus ertheilter Zuſtim⸗ 
mung Unferer getreuen Stände, verordnet und verordnen, 


ren und ein Juſtitut gänzlich aufzugeben rathen, das in ber 
Derzweiflung über zunehmende Appellationen als Radicalcur er: 
funden wurde, aber leider, wie man zu fagen pflegt, das Kind 
mit dem Bad ausfchüttete und Inſtanzenverweigerung mit Rechts⸗ 
fprechung identificirte. [ſ. noch des Berichterſtatters Handbuch 
S. 309 und deffen Abhandl. ©. 185 te. des zehnten Bandes der 
Zeitfchr. für Eivifrecht und Prozeß Nr. VI. „Bemerkungen 
über die Nachmweifung der Bernufungsfumme bei Ge— 
richt.”] Daß nicht Zeitverhältniffe, lebhafterer Verkehr, Pro: 
zeßfucht u. dergl. heut zu Zag ein Inftitut zum Bedürfniffe er: 
hoben hat, das es früher nicht war, beweift die Defterreichifche 
Monarchie und Sachſen die daffelbe nicht kennen, dennoch von 
feineni Uebermaße der Appellationsprozeffe wiffen, ja bei ver: 
hältnißmäßig gleiher Zahl von Prozeffen in unterer Inſtanz, 
viel weniger Appellatiousprozeffe, ſelbſt bei unbefchränfter Ap— 
pellationslicenz, haben. — Da es fih gegenwärtig jedoch nicht 
um neue Grundlagen und Radicalverbefferungen einer Prozeß: 
gefehgebung, fondern um zeitgemäße Fortbildung einer beftehen- 
den Einrichtung handelt, fo Fann die Frage nur die feyn: ob es, 
nach dem zur Zeit noch geltenden Prozeßrechte, augemeſſen fey, 
die Appellationgfumme zu erhöhen? Don diefem, durch beftehende 
gefepliche Grundlagen angewiefenen Standpunfte, von welchem 
die Motion allein den Gegenftand zur Discnffion Fonnte bringen 
wollen, aus betrachtet, ift der Ausschuß der Anficht, daß dex 
Beſchluß der verehrlichen zweiten Kammer in fofern, ald er fi 
lediglich an die Wergrößerung der Appellationsfumme von 20 
Gulden auf 35 hält, zur Annahme auch diefer hohen Kammer 
zu empfehlen ift. Die Gründe für diefen Antrag finden fich in 
der Motion felbft, dem Augfchußberichte und der Discuffion der 
zweiten Kammer genügend hervorgehoben und wir halten fie für 
zureichend und folgerichtig, fo lang die beftehende Geſetzgebung, 
wie es feither noch der Fall ift, das Inſtitut felbft als zweck⸗ 
mäßig im Syſteme des Prozeßrechts beibehält. Zu bemerken ift 
nur noch, daß die Vergrößerung der Summe felbft, jedenfalls 
nur mit Rüdficht auf ihre urfprüngliche Größe und den veräns 
derten Geldwerth und auf den Wechfel des Preifes anderer Ge: 
genftänftände des Verkehrs, die Objecte eines Rechtsſtreites 
werden Fönnen, und auf die fubjective Beſchaffenheit des richter: 


# 
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wie folgt: Art. 1. Die im 8. 5. Tit. 1. der proviforifchen 
Dberappellutiond-Gerichtdorönung vom 5. Auguſt 1804 ent⸗ 
baltene Beftimmung, *) welche fo lauter: 





lichen Perfonals ermefjen werden kann. Dieſe Geſichtspunkte 
ſind bei den Verhandlungen der zweiten Kammer in der That 
feſtgehalten worden. Der Verſuch dagegen, der in der Discuſ⸗ 
fion vorgefchlagen wurde, die Grenze, unter der die Appellation 
unzuläſſig ſeyn fol, durch einen Begriff zu beftimmen, führt 
nicht weiter, weil, wenn man darunter den Begriff von Bagas 
telffachen verftanden hat, diefer in feiner eigentlichen Bedentung 
doc wieder nur aus dem pofltiven Rrchte des Landes entnom⸗ 
men werden kann, und diefes fogar den Begriff immer als einen 
relativen behandelt. Der relative Begriff „Bagatelfachen‘ kann 
für das pofitive Recht ja and nur unter Anwendung der Bezie⸗ 
hungen abftrahirt werden, unter deren Berückſichtigung auch nur 
die Größe der Uppellationsfumme zweckmäßig zu ermitteln ſteht. 
Geht man aber fogar fo weit, den Begriff „Bagatellfache” für 
die dieffeitigen Untergerichte aus dem Maße der inappellabelen 
Eompetenz der franzöfiichen Briedensgerichte zu beftimmen, ſo 
fehlt es, bei der gäuzlichen Merfchiedenheit aller Verhältniſſe 
durchaus an einer zureichenden Analogie ꝛc.“ 

Dei der Berathung des Antrags in der erflen Kammer am 
20. Juli 1835 nahm bios ber Kanzler Dr. Linde das Wort, 
indem er fih im Sinn des Augfchußberichtes ausfprach und in 
der Sitzung vom 6. Auguft 1835 trat die Kammer einftimmig 
dem Befchluffe der zweiten Kammer bei. So entftand das Ges 
fe vom 25. März 1836. ſ. no Linde: „Ueber den Stande 
punkt derKeformfrage der Inftigverfaffung uud die 
Ergebniffe der jüngften legislativen Thätigkeit in 
Bezug auf:Eivilreht und Eivilprozeß im Großher— 
zogthum Heſſen“ (S. 290-232 des 20. Bandes des Archivs 
für die civiliſtiſche Praxis) S, 320. In der Anmerfung führt 
der Derfaffer, indem er des Gefehed vom 25. März 1836 ge: 

denkt, hinzu: „Zu bemerken ift, daß vor der P. O. v. 1724 
bie Appellationsfumme 20 Gold gulden betrug und aus Ver: 
fehen mit 20 Gulden in die P. O. v. 1724 überging. Die 
Appellationsfumme war alfo von 1628 bis 1724 in Heffen höher, 
als feit dem Geſetze vom 25. März 1836,” 


2) C. 9.0. m. Sp, S. 209, 
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Bei ſolchen Uppellanten, die fich zum Armenrecht 
aualifleiren, und dazu nach vorgängiger Unterfuchung 
zugelaffen worden find, worunter auch diejenigen, deren 
ganzes oder doch meifted Vermögen aus dem Appellas 
‚tionsgegenftande befteht, gehören, fol auf die Größe 
des Streitgegenftandes, wenn derfelbe nur nicht unter 
dem Werthe von fünfjig Gulden iſt, nicht gefehen 
werden, j 
wird hiermit ihrem ganzen Inhalt nach für aufgehoben ers 
Hart. Art. 2. Die in dem vorhergehenden Artikel enthals 
tene Beftimmung hindert jedoch weder die Fortfegung der 
jenigen Berufungen, welche an dem Tage, an welchem dies 
fes Geſetz in Kraft tritt, bereits eingelegt waren, noch die 
Einlegung der Berufung gegen ſolche Erkenntniffe der Mits 
telgerichte, welche an dem gedachten Tage bereits publicirt 
waren. Art. 3. Diefes Geſetz tritt vom 9. April d. J. 
in Kraft.” 9) ſ. noch Linde a. a. D. ©. 321. 





*) Auf dem Landtage von 1835 — 1336 ſtellten zwei Abgeordnete 
den Antrag: „Die proviforifche Ober: Appelationgsgerichtgordnung 
vom Jahre 1804 beftimmt Tit. 1. $. 1. (C. P. O. m. Sp. 
©. 206) die Appellationsfumme auf 200 Gulden, verfügt aber 
im $. 5. (E. 9.0. m. Sp. ©. 209) weiter: „Bei folchen 
Appellanten 2°. Durch die Verfügung vom 18. Januar 1807 

(EP. O. m. Sp. ©. 207) wurde die in dem $, 1. beftimmre 
Summe von 200 Gulden anf 400 Gulden erhöht, dagegen aber 
erlitt der eben gedachte $.3. Peine Aenderuug. Der Mißbrauch, 
welcher insbefondere in neuerer Zeit mit der, theilweife auf über: 
großer Billigkeit bernhenden Begünftigung der Armen im Pros 
zeß getrieben worden ift, die Thatfache, daß etwa */, ſämmt⸗ 
licher, bei dem oberften Gericht anhängigen Eivilfachen von, zum 
Armenrecht zugelaffenen, Partbieen verfolgt werden, insbeſon⸗ 
dere. aber die Betrachtung, daß theilmeife eine Inconſequenz, 
theifweife eine Ungerechtigkeit darin Liegt, dem Armen eine anz 
dere Appellatiousſumme, wie dem Reichen zu beftimmen, weil 
nach ſolchem Grundſatz auch für Wohlhabende in jedem einzelnen 
Zalle die Appellationsfumme nach Maßgabe ihres Mermögens 
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beftimmt werden müßte, und weil man gerechters oder billiger: 
weile dem Reichen nicht zumuthen kann, ein Urtheil, welches 
gegen ihn erlaffen wurde, als richtig anzuerfennen, während 
foiches, wenn es für ihn ergangen wäre, der Gegner als wider: 
rechtlich hätte antechten können; diefe Betrachtungen beftinmen 
und zu dem Antrag, die Staatsregierung zu erfuchen: daß der 
$. 5. Tit. I. der proviforifchen Ober: Appellationsgerichtsordnung 
auf verfaffungsmäßigen Wege aufgehoben, eventuell aber, daß 
die dort beftimmte Summe von 50 Gulden auf 100 Gulden ers 
höht werde.” Der Ausſchuß berichtete u. U.: „Ihr "zweiter 
Ausſchuß Fann der Vergünftigung, welche in der fraglichen Stelle 
der Obers Appellatiousgerichtsordunng den Armenpartheien eins 
geräumt wird, ebenfans Peinen Beifall zollen. Zw r war fchon 
im Neichsabſchied von 1654, $. 114, für diejenigen, deren Der: 
mögen fich nicht über 2000 fl, erftredte, die Appellationsfumme 
bei Berufungen von den Landgerichten an die Reichsgerichte auf 
die Hälfte (300 fl.) herabgeſetzt worden; und es fehle auch nicht 
an beutfchen Particulars Prozekordnungen, wornach (j. B. in 
Bayern, MWürtemberg) wenigftens dann, wenn der Streitgegen⸗ 
ſtand das ganze Vermögen der appellirenden Parthei ausmacht, 
das Daſeyn der fonft vorgefchriebenen Appellationsfumme, nicht. 
erfordert wird. WUllein in dem bei weitem größeren Theile der 
deutfchen Staaten, — in Preußen, Hannover, Kurheffen [nad 
dem Zeugniffe von Wagner: Grundzüge der Gerichtöverfaffung 
und des umnterrichterlichen MWerfahrens in Kurhefien. 2. Ausg. 
Marb, 1827, ©. 44. braucht in Armenſachen der Streitgegen⸗ 
fand nur die Hälfte der Oberappeffationsfumme (von 200 Thas 
lern) alfo nur 100 Thaler zu betragen], Mecklenburg, Naſſau, 
Didenburg u, f. w. kennt man ein ſolches Privileg der Armen 
— einen Unterfbied zwifchen diefen und den Reichen in Abſicht 
auf die appelahele Summe — nit, Es ift in dem franzds 
fiihen Recht gleichfalls ganz unbekannte und gleich wenig in 
dem fchon bei anderer Gelegenheit erwähnten Entwurf einer 
Mittelgerihtsorbnung für das ganze Großherzogthum 
von 1819, worin die feitherige Uppellationsfumme von 400 fl. 
für die Berufung an das oberfte Gericht beibehalten wurde, 
aufgenommen worden, Sin der That läßt fich auch nicht wohl 
ein haltbarer Grund auffinden, welcher es rechtfertigen Fönnte, 
die Appellationsfumme für die arme Parthei geringer zu greifen, 
als für die reihe, Ed wird dadurch — wie Herr Kanzler Linde 
in feinem Handbu⸗e des deutſchen gemeinen bürgerlichen Pros 
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zeffed, & Band, S. 405 fehr richtig bemerkt — eine wahre 
Rechtsungleichheit fancionirer — weil man unmöglich dem 
Reichen zummthen Bann, eim Urtheil, das wider ihn erging, 
als gerecht ehren zu folten, welches, wenn es für ihn ergangen 
wäre, der Gegner als ungerecht hätte anfechten dürfen. Zu 
ſolchen Privilegien kann felbft die Armuth Feinen rechtliche 
Grund abgeben. Außerdem ift die Scheidelinie zwifchen arm 
und nicht arm häufig fo fchmwierig zu erkennen, daß jenes, auf 
fheinbare Billigfeit beruhende, Princip in der Anwendung wohl 
oft zu Härten führte, die dem Verſchämten ftets fühlbarer wer: 


den möchten, ald dem Unverfchämten, Der Staat, — fügen 


wir. nur noch Pürzlich hinzu — genügt feiner Pflicht und den Au— 
forderungen der Humanität vollfommen, wenn er dem Armen 
unentgeldlich Juſtizverwaltung — Befreiung von Gerichtsfoften 
jeder Art, Stempel, Succumbenzgelder, Anwaltsgebühren u. ſ. w. 
— angedeihen läßt. Wie fehr häufig hierdurch der vermögende 
Gegner einer Armenparthie in Nachtheil verſetzt wird, ift be: 
kannt und bei der verehrlichen Kammer fchon oft zur Sprade 
gefoinmen. Als eine wahre Ungerechtigkeit gegen denjenigen, 


welcher mit einem Armen titigirt, erſcheiut esaber, den lehteren 


in dem Maße zu favorifiren, daß man demfelben, indem man 
ihm eine geringere Appellationsfumme beftimmt, die Mögliche 
Feit, bei dem höheren Richter beſſeres Necht zu fuchen umd zu 
finden, in einem Falle geftattet, wo folche feinem, fehr oft nicht 
viel reicheren, Gegner abgefchnitten ift. Hierzn Hat der Staat 
gewiß weder ein Recht, noch eine Verpflichtung. Daß, wie die 
Herrn Antragfteller anführen, eimwa */, fämmtlicher bei dem ober» 
ften Gericht anhäugiger Civilfadyen von zum Armenrecht ange: 
laſſenen Partheien verfolgt werden, kann und will zwar Mefereut 
nicht beftimmt behaupten; aber das Bann er, feit vielen Fahren 
Mitglied des höchſten Zribunals, mit Grund verfichern, daß bei 
demfelben die Zahl der Armenfachen fehr bedeutend ift, daß 
fle zur größten Beläftigung des Gerichts und der Auwälte täg: 
lich mehr zunimmt und daß Hierzu, fowie überhaupt zu dem 
Mißbrauch und Unfug, welcher befonders in neuerer Zeit mit 
dem Armenrecht getrieben wird, jene Beſtimmung Unferer pro: 
viforifchen Oberappellations-Gerichtsordnung fehr viel, vielleicht 
das Meifte, beiträat. Der berichtende Ausfchuß erachtet es da— 
her für gerecht und zweckmäßig, die gedachte Beſtimmung der 
Oberappellations⸗Gerichtsorduung ganz anfzuheben, und empfiehlt 
Ahnen hiernah, dem Prineipalantrag der Herrn Propomenten 
Folge gu geben,” 
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Appellationsbefchwerde. Deren Nachgeben. 
P. d. H. G. iD. Nr. 62. „Wenn der Appellat, nadıs 
dem ihm durch das Gericht der Beſchwerdelibell mitgetheilt 
worden, die vom Uppellanten erhobene Befchwerde nach- 
giebt, fo behält es dabei fein Bewenden, ohne daß es eines 
Erfenntniffedg in der. Hauptfache über den nachgegebenen 
Punkt bedarf. Die Entfcheidung über die, durch eine folche 
nachgegebene Appellationsbefchwerde entftandenen Koften rich- 
ter fih, wenn der Appellat fich. zu deren Tragung nicht 
ebenfalls verficht, darnach, ob die betreffende Befchwerde 
gegründet war, oder nicht. Entfcheidung vom 31. Dar 1830 
in ©. 8. von M. gegen J. von L.“ 
Appellstions-Zinführung. J. P. d. O. A. ©. Nr. 29. 
„Um für den Fall, wenn bei Einführung der Ober-Appels 
Iation an den nach. $. 22. a. der proviforifchen Ober-Appels 
Intionsgerichtsordnung „) zu beobachtenden Erforderniffen . 
etwas mangelt, ein ‚gleichförmiges Verfahren feftzufeßen, 
und durch etwaige Friftgeftattungen zum Behuf der Nadh- 
bringung des Fehlenden, wo dieſe in Gemäßbeit der Ber 
ordnung zuläffig erfcheint, den gefeglich vorgefchriehenen 
Rechtfertigungsternun micht zum Vortheil nachläffiger Ans 
wälte zu verlängern, ift durch Gollegialbefchluß vom heutis 
gen Folgendes beftimmt worden: 1) Wenn die mir der Ein- 
führungsfchrift beigebrachte beglaubigte Abfchrift des beſchwe⸗ 
renden Erkenntniſſes den Tag der Publication, oder In⸗ 
finuation nicht enthält, auch die Beobachtung der Einfühs 
vungsfrift nicht aus dem Darum des Urtheils fich 'ergiebt 
amd der Anwalt zur Erläuterung und Entfchuldigung dieſes 
Mangels nicht weiter erwähnt, fo fol die Introductions⸗ 
anzeige, weil fich hier der Lauf des Fatale gar nicht berechs 
nen laßt, als unförmlich und unftarthaft abgewiefen werden. 
2) Wenn dagegen in einen folchen Falle der Anwalt den 


®) E. P. O. m. Sp. &, 240, 
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Tag der gefchehenen Urtheilderöffnung bemerkt und Gründe 
angiebt, warum die Befcheinigung hierüber abgeht, fo foll 
ihm, in fofern die Introductionsfriſt hiernach gewahrt ers 
fcheint, zwar der gewöhnliche, von dem Ablauf der Einfuͤh⸗ 
rungsfrift an zu rechnende Termine zur Mechtfertigung der 
Berufung angefebt werden, jedoch unter der Bedingung, 
daß er binnen ı4 Tagen, sub praejudicio desertionis, die 
fehlende Beglaubigung der Urtheildpublication noch beibringe, 
auch — nac Befinden — die Verhinderung der zeitigen 
Beibringung befcheinige. 3) Eben fo foll es gehalten wer: 
den, wenn die Beilegung früherer Urtheile, ohne welche die 
sententia a qua nicht verftanden werden kann, unterbleibt, 
wo dann, wenn der Anwalt dieß gar nicht entfchuldigt, die 
Einführung abzumweifen, wenn er aber genügende Urfachen 
dieſer Unterlaffung anführe, der Mechtfertigungstermin, uns 
ter dem Vorbehalt, wie zu 2 anzuberaumen ift.’‘ 

1. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hofgerichtd der Pros 
vinz Oberheflen vom 8. Detober 1821. „Da dem am 12. 
März 1321 erlaffenen gemeinen Befcheide, folgenden woͤrt⸗ 
lichen Inhalte: ‚,,, Dan hat, befonders feit Kurzem, die Bes 
merkung gemacht, daß einige der Großherzogl. Hofgerichts- 
Advofaten bei den Appellationdeinführungen den angeblich 
gravirlichen Befcheid entweder gar nicht, oder doch nur in 
unbeglaubter Abfchrift anlegen, auch, daß Leine Befcheinis 
gung über die binnen geſetzlicher Frift gefchehene Appella⸗ 
tiongeinwendung angefügt wird. Da nun diefes nicht nur 
der VBorfchrift der Prozeßordnung T. 2. T. 2. durchaus 
zuwider iſt, fondern auch zu andern Unordnungen führt, 
indem aus dergleichen Appellationdeinführungen nicht zu er- 
fehen ift, 0b fatalia gehörig gewahrt worden, auch, ob die 
Appellation hinfichtlich der Summe und des Objekts anher 
erwachfen ift, fo wird hierdurch verordnet: Daß bei den Ap- 
pellationdeinführungen jedesmal die sententia aqua in forma 
probante, nebſt einer Befcheinigung über die rite gefchehene 
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Appellationseinwendung, bei einer Strafe von ı Rthlr. bei⸗ 
gelegt werden fol. Sollte etwa der Fall eintreten, daß 
den Appellanten die Ertheilung jener Erfordernifle von dem 
Unterrichter verfagt, oder fie zur. gehörigen Zeit nicht ertheilt 
worden, oder auch deßfalls fonft eine befondere Verhinde⸗ 
rungsurfache vorhanden feyn, fo ift folched alsdann bei der 
Appellationseinführung zugleich mit anzuführen, worauf als⸗ 
dann dieferhalber weitere Verfügung erfolgen ſoll.““ in 
neuerer Zeit von mehreren der hiefigen Hofgerichts⸗Advoka⸗ 
ten nicht gehörig nachgelebt worden ift, fo findet man fich 
veranlaßt, denfelben hierdurch in Erinnerung zu bringen, 
und zugleich zur Entfernung. der über feine Auslegung von 
verfchiedenen Seiten geäußerten Zweifel die Bemerkung beis 
zufügen, daß dadurch, wie fich von. felbft verfteht, an der 
gefeglichen Beftimmung, wornach die Verfäumung der bes 
fragten Formalien die Erlöfchung der Appellation zur Folge 
bat, nichts geändert ift, und daß fonach diejenigen Anwälte, 
welche daß unterrichterliche Erfenntniß und die Entlaſſungs⸗ 
urfunde mit der Berufungseinführung fofort wieder beibrins 
gen, noch deßhalb ftarke Verhinderungsgründe anzeigen, fich, 
außer der Berurtheilung in dic feftgefeßte Strafe von ı Rthlr. 
auch noch der Nealifirung des erwähnten Prajudizes der Der 
fertion zu gewärtigen haben. Schließlich wird den Großbers 
zoglichen Hofgerichts-Advofaten eröffnet, daß, um die Aus⸗ 
führung der Vorfchriften des gedachten gemeinen Befcheides 
zu erleichtern und, im Falle etwaiger Verſaͤumniſſe, defto 
eher beurtheilen zu können, wen die Schuld derfelben treffe, 
die Untergerichte angemwiefen worden find, nicht nur die Aus⸗ 
fertigung der Entlaffiungsurkunden überhaupt moͤglichſt au 
befchleunigen, fondern auch jedesmal darin zu bemerken, 
wann folche bei ihnen erbeten worden, und auf weſſen 
— ob der Barthie oder des Anwalts — Anſuchen fie 
dieſelben ertheilt haben.“ 


80 Appellation in Strafſachen. 


IM. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen an die Untergerichte „die Beibringung der 
unterrichterlichen Entſcheidung bei der Appel 
lationseinführung betr.“v. 18. Oct. 1834. „Es haben 
fich bisher Falle ereignet, daß die Ihrer Cognition unterworfen 
nen Parthieen, befonderd diejenigen, welche ſich zum Ars 
menrecht qualificirt erachten, und die Appellation bier felbft 
einführen, bei der Appellationseinführung diefe befchwerende 
Entfcheidung nicht beibringen und fih mit Unfenntniß der 
deßfalls beitehenden Vorſchrift entfchuldigen, wodurch mans 
cherlei Nachtheile und Prozeßverzoͤgerungen veranlaßt wor⸗ 
den find. Um num diefe für die Folge zu befeitigen, geben 
wir Ihnen mit Bezugnahme auf unfer Generale vom 15. 
März d. J. ) auf, vie Varthieen bei Erklärung der Aps 
pellationsfatalien zugleich zu bedeuten, daß fie bei der Aps 
pellationseinführung auch zugleich jedesmal die vermeintlich 
befchwerende unterrichterliche Entfcheidung bei Strafe der 
Defertion neben den Apofteln mit beibringen müffen, oder 
den Grund der Behinderung anführen follen und, daß diefe 
. Belehrung gefchehen fey, in das aufzunehmende Protokoll 
jedesmal einzutragen.’ 

Appellation in Straffahen. J. P. d. O. A. ©. 
Nr. 46. „Appellationsfähigkeit der Geld— 
firafen und Feſtſetzung der Grenzen bürger— 
licher Arreftftrafen in Beziehung auf $. a. Lie. B. 
b. Nr. 2. des Organiſations-Ediets vom 12.06 
tober 1803. Das Organifations-Ediet vom 12. October 
1803 enthält in feinen $8. a. *) und 7. * über die Zu— 
Täffigkeit der. Appellation gegen Geldftrafen feine befondere 


*) ſ. Entlaffungsurkunde. 
6, P. O. m Sp. ©, 422 H. R. 6.558 € 9. Band 1. 
© 2. 
m) EP O. m Sp. S. 422. 9R © 556. €, 9 Band ı, 
S. 70, 
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Beſtimmung, indem ed nur im Allgemeinen feſtſetzt, daß 
eine Appellationsinftanz in Straffachen für den Fall, wenn 
der Angefchuldigte feine völlige Unſchuld darthun will, ein: 
treten foll und zwar: a) bei den Provinzials Fuftizenllegien, 
wenn auf mehr als dreitägigen bürgerlichen Arreſt, b) bei 
dem Dberappellationsgerichte, wenn auf mehr ald bürgers 
lichen Arreit überhaupt erkannt iſt. Es find daher über die 
Fragen: ob und in welchem Berrage Geldfirafen appellabel, 
und welches die Gränzen eines bürgerlichen Avreftes feyen ? 
— bei den Appellationsgerichten mehrmals Zweifel entftan- 
den, während die Hofgerichte, eingezogenen Berichten nach, 
hierbei an die Normen, welche uͤber die Verwandlung von 
Gefängnißftrafen in Gelditrafen beftehen, ſich gehalten, und, 
dem gemäß, einen Gulden Geldftrafe einem Tage gewöhn⸗ 
lichen Gefängniffes gleichfeßend , gegen die von den Unterge— 
richten erfannten Geldbußen, wenn fie mehr als drei 
Gulden betrugen, die Appellation angenommen haben. 
Um künftig alle Ungewißheit in diefer Beziehung zu befeitis 
gen, und ein gleichfürmiges Gerichtöverfahren zu fichern, 
hat dag Oberappellationsgericht daher, nach vorgängiger 
Berathung und mit Nückjicht auf die, von den Hpfgerichten 
feither befolgten, dem Sinne und der Analogie unferer Ge; 
fee entfprechenden Grundfäße, in feiner heutigen Plenars 
ſitzung nachftehende Befchlüffe gefaßt: 1) gegen die von den 
Mittelgerichten erkannten Geldftrafen ift der Mecurs an die : 
oberfte Inftanz, zur Ausführung völliger Unſchuld, ſtatt⸗ 
haft, wenn der Berrag derfelben das Verhaͤltniß einer bir: 
gerlichen Strafe uͤberſteigt. 2) Einfache Gefängniß- oder 
Corrertionshausftrafen, deren Dauer über 15 Tage geht, 
werden nicht mehr als bürgerliche, fondern als peinliche 
‚ Strafen betrachtet. 3) Nach dem für die Vergleichung der 
Geld⸗ und Gefängnißftrafen angenommenen Maßftabe, wo: 
nach ein Tag der leßtern zu einem Gulden in Geld berechnet 


werden foll, ift daher eine Geldftrafe über fünfzehn Gulden 
Prozeßordn. U. 6 
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für höher als bürgerliche Arreſtſtrafe zu halten, und dagegen 
das in dem Organiſations⸗Edicte vom 12. October 1803, 
F. u, Lit. B. b. Num. 2 bezeichnete Nechtömittel der Ap⸗ 
pellation bei dem oberften Gerichte zuläffig. Beſchloſſen 
bei Großherzogl. Dberappellationsgericht. Darmfladt den 
7. Suli 1831. (Siehe Unterfuchungsfache 1) gegen J. H. 
in St. Basquill betr., 2) gegen Birth ©. in E. Injurie 
betreffend). ’’ 

1. P. 0.9.9. 6. Nr. a8, wornach, wie in Eivils *) 
fo auch in Straffachen Iediglich wegen Verurtbeilung in 
die Koften das Rechtsmittel der Appellation an das oberfte 
Gericht nicht zuläffig iſt.“) Unterfucchungsfache gegen 1) ©. N. 
zu M. wegen Derbreitung falfcher Münzen, 2) PB. ©t. von 
N. wegen Brandfliftung, 3) Hofrath v. ©. zu ©. wegen 
Mißhandlung eines Poſtillons, a) Hofgerichtd-Secretariatss 
Afliftenten V. in D., 5) D. B. zu 2. Dermmdung bes 
treffend. ***) 





5) fe Uppellabele Summe ©. 55. 
⸗2) Dagegen ift das Rechtsmittel der Nichtigfeitsbefhmwerde 
zutäffig. ſ. Nichtigkeitsbeſchwerde. 


“er, In dieſer Unterſuchungsſache gegen D. B. zn B. wegen Ber: 
wundung des F. ©. daſelbſt durch einen Schuß, hatte Großher⸗ 
zogliches Hofgericht der Provinz Starkenburg unterm 20. April 
1831, nachdem Erſterer eine Vertheidigungsſchrift eiugereicht, Letz⸗ 
terer auf Vertheidigung verzichtet, dahin erkannt, daß D. B. 

wegen Verwundung des F. ©. durch einen Schuß, in Berüd: 
fichtiguug der dem Angefchuldigten zur Seite ftehenden Exculpa⸗ 
tionsgründe, völlig freizufpreden, 2) 8. ©. dagegen, mwelder 
durch fein illegales Eindringen iu dieB...fche Hofraithe zu der 
Unterfuhung Anlaß gegeben, in fämmtliche Unterſuchuugskoſten 
zu verurtheilen ſey. Fe ©. führte dagegen das Rechtsmittel der 
Appefation und Nichtigkeit ein, worauf das oberfte Tribunal 
dahin refolvirte, daß das Rechtsmittel der AUppellation, da lediglich 
der Koften halber eine Berufung nicht zuläſſtg fey, als unftatt, 
haft verworfen werde und zur Rechtfertigung der Nichtigkeits— 
beſchwerde vriſt anberaumte. 
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II. P. d. O. 9. ©. Nr. 57, „den Unfchuldsbe: 
weis bei der Appellation in Straffachen betr. 
Dem nach dem Drganifationgediet vom 12. Dctober 1803, 
$. 4. zur Begründung der in Straffachen an das oberſte 
Gericht geftatteten Appellation erforderlichen Beweiſe 
der vollen Unſchuld ) ſteht cd, der Wirkung nach, gleich, 


=» Auf dem Landtage von 187%,, flellte ein Mitglied der zweiten 
Kammer folgenden Antrag: »Der Zweck mıferer Geſetze iſt es, 
auf der einen Seite die Gerechtſame der Bürger durch die rich» 
terliche Gewalt ficher zu flellen, aiıf der andern Seite aber has 
ben fie, die Gefege, es auch nicht überfehen, wie leicht biefe 
Rechte gekränkt werden Fönnen, wenn fie von dem Ausſpruche 
eines einzigen Richters abhängen folften, der oft mit dem beften 
Willen und den beften Kenntniffen, aus menfchlicher Schwach⸗ 
heit fehlen Bann, und öfter noch aus Mangel an Kenntniffen oder, 
durch Leidenschaft verführt, fehlen wird, Um diefen Unficers 
heiten fo viel als möglich vorzubengen, wurden die verfchtredenen 
Inſtanzen und Mechtsmittel eingeführt, wodurch die Richters 
fprüche einer mehrmaligen Prüfung unterworfen werden. Dat 
man nun fchun im bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten es für bedenk⸗ 
lich gehalten, die Nechte der Partheien von dem Ansfpruche 
eines Gerichtshofes unbedingt abhängig zu machen, während es 
fi Hier doch nur von Eigeuthum und ähnlichen Anfprüchen hans 
deit, wie viel mehr folite da nicht das Mechtsmittel der AUppels 
Yation im Eriminelprozeffe unbejchränft feyın wo es fih um die 
heiligften Dienfchenrechte, wo es fich vielleicht um die ganze 
bürgerlihe Eriftenz des Staatzbürgers handelt, hier, mo das 
Vertrauen, der gute Gtaube der Bürger an die Gerechtigkeit 
der Richterfprüche in noch höherem Grade erhalten werden muß. 
Es find dem Proponenten einige Fälle befannt, wo diefer Glaube 
wenigftend mächtig erfchfittert worden, und dem ımgfüdlichen 
Angefhuldigten, trog der innigen Weberzeugung feiner Unfchuld, 
fein Rechtsmittel tröftend zur Seite ſtand, weil er, unglücklicher 
Weiſe für ihn, entweder nicht, (z. B. nur in die Koften verurs 
theift) oder nicht hart genug geftraft worden, um bie Appella⸗ 
tion gegen den Richterfpruch ergreifen zu Fönnen, und fo diefen. 
von einem höheren Richter prüfen zu laſſen. Bag aber auch 
die ausgefprochene Strafe noch fo gering feyn, immer bleibt fie 
eine Strafe und der Beftrafte bleibt eines Vergehens oder Ber: 
: 6* 


#+ 
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wenn Inculpat zeigen kann, daß die ihm angeſchuldigte 
Handlung kein ſolches Vergehen bilde, welches, ſelbſt wenn 





brechens überwieſen, und wird ihm nicht das Herz bluten, wenn 
er, durch das unglückliche Bufammentreffen verdächtiger Umſtände, 
fo feine Ehre befledt fieht, und ihm, obgleich er feine völlige 
Unfchufd zu ermeifen im Stande wäre, oder auch nur zum ſeyn 
glaubt, der Weg dazu abgefchnitten ift, weil die zuerfannte 
Strafe nicht die appellationsfahige Größe Hat? Durch das 
Drganifationsediet vom Jahre 1803, $. 4. ift sub b ausgefpros 
chen, daß das Großherzogl. Oberappellationegericht nur dann 
die lebte Enticheidung in Anfehung der Strafgerechtigfeitepflege 
habe, und zwar 1) als Reviſſonsgericht, wenn auf eine zmeis 
jährige Zuchthausſtrafe oder eine derfeiben gleiche oder höhere 
Strafe erkannt worden und weitere DVertheidigung üm befferes 
Recht geführt werde; ‚2) das Dberappellationsgericht in allen 
Füllen, wo mehr als bürgerlicher Arreft zur Strafe auferlegt 
worden fey, und der Angefchuldigte feine völlige Unfchuld bes 
weifen wolle. Eben fo ift in dem nämlichen Edict im $. 7. sub 
A2verordnet, daß wenn gegen Straferfenntniffe der Civilnnterges 
rihte ein Recurs ergriffen werde, das Provinzialjuftizcolfeg 
1) Revifionsinftanz feyn folle, wenn das Erfenntniß zu Förper: 
licher Züchtigung oder mehr als achttägiger Urbeit oder Gefäng> 
nißftrafe condemnirt und durch weitere Mertheidigung befieres 
Recht gefucht wird. 2) Uppellationsinftanz, wenn das Urtbeil 
mehr als dreitägigen bürgerlichen Arreſt zuerfennt und der Anz 
gefchuldigte feine völlige Unfchutd barthun will. Nah den ans 
geführten Gründen nun flelfe ich meinen Antrag dahin, daßes 
‚der verehrlichen zweiten Kammer gefallen möge, die höchfte 
Staatsregierung um Vorlage eines Geſetzes zu erfuchen, durch 
welches gegen jedes nicht völlig freifprechende Urtheil die Ers 
greifung eines Rechtsmittels an den höheren Richter geftatter 
werde.” Ueber diefen Antrag erftattete der Auefchuß folgenden 
Bericht: „Der Abg. NN, hat auf einen Theil der beftehenden 
Geſetzgebung aufmerkfam gemacht, der unverkennbar fehr praf: 
tifh und eben fo gewiß der Verbeſſerung bedürftig ift. Er be— 
trifft das Competenzgeſetz für die oberen Gerichte in Eriminat: 
fachen der beiden Provinzen Starfenburg und Oberheffen, als 
welches fih das DOrganifationsedict vom 12. October 1803 be> 
Pauntlich darfteitt. — Es Täßt ſich nicht läugnen, daß der Gap: 
gegen jedes nicht völlig freifprechende Wrtheil des Strafrichters “ 


z 
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es erwiefen feyn follte, Gegenſtand für die richterliche 
Strafgewalt gewefen feyn würde. Urtheil a) in Unterſuchungs⸗ 


werde dem Derurtheilten der Recurs an ein höheres Gericht 
geftattet, im Allgemeinen fich als eine Forderung der Humani⸗ 
tät empfiehlt. Auf der audern Seite ift aber auch nicht zu übers 
fehen, daß eine fo ganz unbefchränfte Recursfreiheit im wirkli— 
chen Leben Bedenklichkeiten begegnen müßte, welche ihre Geftats 
tung faft unansführbar, gewiß aber unräthlich machen würden. 
Bei den unbedentendften Strafen, felbft auf Erfenntnife, die 
blos von der Juſtanz freifprechen, oder auf ſolche angewendet, 
die zwar von aller Strafe losfprechen, jedoch zum - Koftenerfag 
verurtheilen, würde eine fo unbedingte Appellationsbefugniß nicht 
nur ein hartes Mißtraven gegen die Nichter auöfprechen umd iu _ 
vielen Fällen eine ungerechte dem Ganzen nachtheilige Prozeß⸗ 
verzögerung bewirken, fondern auch immer die Gefchäftstaft der . 
Gerichtshöfe dergeftalt vermehren, daß diefe nach ihrer bisheri— 
gen Derfaffung fehr bald nicht mehr im Stande ſeyn Bönnten, 
die Arbeitsmaſſen zu überwältigen, welche mit den in bedeitens 
der Zahl zuwachfenden Recurſen dann ohne Sweifel nicht aus: 
bleiben dürften, Zuverläffig beruht es auf diefen und ähnlichen 
Betrachtungen, wenn die Gefengeber die Eompetenz der oberen 
Gerichtsſtellen über Straferfenntniffe der Unter: oder Mittelge: 
richte nicht unbedingt anerfannt, fondern an gewiffe Schranfen 
gebunden habe, Go verfchieden auch die hierbei angenommenen 
Grundlagen und Vorausſetzungen find, fo läßt fih doch nicht 
behaupten, daB unfer Organifationsedict vom 12, October 1803 
fih durch eine befondere Härte von andern Gefehgebungen hiers 
unter auszeichne, wenn gleich dem gemeinen beutfchen Eriminals 
prezeffe ſolche Diftinetionen unbefaunt flud, wie fle gedach: 
tes Edict aufftellt, je nachdem das Rechtsmittel der Revifion 
oder Appellation in Straffachen eingelegt und gebraucht werden 
ſoll. Es ift vielmehr wohlbefannt, daß mehrerwähntes Edict der 
befonderen Legislation auderer deutfchen Räuder blos nachgebils 
bet worden war. Wenn num der Antrag eigentlich dahin geht, 
alte jene Befchränfungen und Diſtinetionen in Beziehung auf 
Rechtsmittel in Straffachen, mithin die ganze bisherige Geſetz⸗ 
gebung deßfalls aufzuheben, fo kann ihm der Ausfchuß fchon aus 
den angeführten allgemeinen Gründen wicht beiſtimmen. Er 
kann dieß aber noch viel weniger dann insbefondere, wenn er 
fi, wie billig, der Hoffuung überläßt, daß die Großherzogliche 


86 Appellation in Strafſachen. 


ſachen gegen den vormaligen Privatſeribenten St. zu E. vom 
24. April 1827, 2) in Unterſuchungsſachen gegen A. H. au 
K. vom 8. December 1831.“ 





Staatsregierung das Land bald mit dem neuen Geſetzbuch in 
Erraffachen erfreuen werde, von defien Grundlagen wie 3. B. nas 
mentlich von der gefeglichen Eluffification der Straffachen im 
Berprechen, Vergehungen u. f, m. von den Arten der Strafen 
wıd von den Strafanftalten u. f. w. in Verbindung mit ber 
neuer Criminalgerichtsorpnung, auch die Beflimmung über die 
Eompetenz der Gerichte überhaupt und über die Arten und Bes 
dingungen der zuzulaffenden Rechtsmittel infonderheit fo natür— 
lich und ungertrenntich abhängt, daß es offendar nur eine halbe, 
wenn wicht unglücdliche, Maßregel ſeyn würde, wollte man noch 
vor erlaugter Kenntniß oder vor Beftflellung jener Grundlagen 
des zu erwartenden Neuen das Alte wegwerfen und aufs Gerade: 
wohl fih auf vorzufchlagende Surrogate einlaffen. Man kanu 
jedoch allerdings nicht bergen, und hat es fchon vben angedeus 
tet, daß jedenfalls Derbefferungen an jenem beftehenden Compe⸗ 
tenzgefege wünfchenswerth wären, feitdem zumal die Verfaſſungs— 
urfunde mit jeder nicht poligeilihen Strafe und mit jedem nicht 
völlig freifprechenden Urtheife bleibende politifche Folgen vers 
fnüpft hat, die bisweilen härter ſeyn Fönnen, ald das vom Ges 
fege auf die vollendete und bewieſene That gedrohte Hauptübel 
felbft es ift. Mit Rücfiht hierauf würde alfo unter andern und 
fhon der Natur der Sache nach der Beweis der völligen Uns 
fchutd, der zu allen Zeiten und unter allen Umfländen Begünſti— 
gung verdient, jebo negen jedes Strafurtheil ohne alle weitere 
Fedingung für zuläflg zu erklären feyn, fofern nur wirklich 
Gründe für defien Herftellung denkbar find und angegeben wers 
ben. Eben fo feheint es den Fortichritten der Eivilifation, wie 
den fonfligen Forderungen der Gerechtigkeit zu entfprechen, daß 
der Recurs an das vberfte Gericht mittelft der Revifion gegen 
jedes auf entehrende, z. B. Zuchthausftrafe oder Dienftentfegung 
angefleltter Beamten erfennende Dofgerichtsurtheil, ohne weis 
tere Unterfcheidung geflattet würde. Man glaubt fich für dießmal 
auf diefe fpeciellen Andeutungen umd übrigens unter Beziehung 
auf den der Großherzoglichen Staatsregierung fchon früher ang: 
gebrüdten Wunfch der Stände auf baldige Vorlage der neuen 
Civil» und Eriminafgefesbücher auf den alfgemeinen Antrag be: 
ſchränken zu müfen, daß es der Kammer gefallen wolle, die 
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IV. P. d. 9.9. ©. Rr. 12, „den Reinigung 
eid ald Unfchuldenbeweis bei der Appellation in 





Motion der Staatsregierung mit der Bitte vorzulegen, bie wüns 
fchenswerthen Verbeſſerungen der Beltimmunger des Drganifas 
tionsedictd vom 12, Wetober 1803 hinfichtlich der in Straffachen 
zu geftatteten Rechtsmittel bei der bevorfiebenden neuen Geſehz⸗ 
gebung zu berüdfichtigen, und, nöthigenfalls bis zum nächften 
Landtage, mittelft eines darüber vorzufchlagenden Specialgeſetzes, 
eintreten zu laſſen.« Bei der Berathung fuchte der Antragftel: 
ter bedauernd, daß er Fein Mechtögefehrter fey, feine Motion zu 
rechtfertigen und den Ausfchußbericht zu widerlegen, indem er 
namentlich dahin fich ausfprah: Noch härter erfcheine ihm das 
Organifationgedict dadurch, daß es nicht einmal ein Rechtsmit⸗ 
tel gegen ein von der Inſtanz freifprechendes Urtheil geſtatte. 
Der Ausſchußbericht fcheine zwar die Losſprechung von der In— 
ftanz für weniger nachtheilig zu’erachten, ihrer auf eine Urt ers 
wähnend, ats fey die Appeltationsbefugniß Hier menig nothwen⸗ 
dig jund dringend. Gerade aber hier glaube er der Meimumg 
des Ausfchnffes am allerwenigſten beipflichten zu können. Durch 
eine Losfprechung von der Inſtanz werde, wie er vernehme, nur 
die jetzige Unterſuchung beendigt,, ‚geroiffermaßen niedergefchlagen, 
olfo der gegen den Angefchuldigten: befiehende Verdacht nicht 
völlig aufgehoben, ja er habe jeden Augeublick eine nene Unter: 
ſuchung zu befürcdten, während er vielleicht jest fchon im Stande 
wäre, oder wenigftens zu feyn glaube, feine völlige Unſchuld zu 
erweifen. immer alfo werde feiner Ehre ein unvertilabarer 
Mackel antieben, und abgefehen von jeder ander menfchtichen 
Rückſicht, würden auch in politifcher Hinficht bedentende Nach⸗ 
theile für ihn durch fie erwachfen, Der Artikel 60 der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde verordne und mache zum ausdrüdlichen Bedingung, 
daß, wer als Mitglied der einen oder andern Kammer auf dem 
Landtage erfcheinen wolle , nie wegen Verbrechen oder Vergehen, 
die nicht zur niedern Polizei gehörten, vor Gericht geftanden 
haben dürfe, ohne gänzlich freigefproden worden zu feyn. 
Schwerlich würde, feined Erachtens, das Organifationgedict die 
Ergreifung eined Rechtsmittels gegen diefe Zreifprechungen von 
der Inſtanz verfagt haben, wenn bafjelbe nicht fange vor, fons 
dern erft nach dem Gefchenf der Verfaſſungsurkunde gefchaffen 
worden, und da ein criminell behandeltes Vergehen wohl nicht 
als zur niedern Polizei gehörig betrachtet werben könne, fo 
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Straffahen betr. Der nad dem Drganifationdedict 
von 1803, $. 4, b, 2 zur Begründung und Ausführung 
des Rechtsmittels der Appellation in Straffachen erforder- 
liche Beweis der vollen Unfchuld kann auch durch das Aners 
bieten und Ableiften des Reinigungseides erbracht werden, 
in fofern derfelbe, nach den Verhältniffen des Falld und der 
Perfonen, fowie nach Lage der Unterſuchung rechtlich zus 
läſſig erfcheint. *) Urtheil vom 5. Juli 1829 in Appellas 
tionsfachen des Kriegereferviften A. 2. von D. wegen ange: 
fchuldigter Mißhandlung des Waldfchügen R. von H.“ 
Armenredht. I. Das Gefe vom 29. März 1936, 
„das Armenrechr in den Provinzen&tarfenburg 
und Oberheſſen betreffend’ ift des Inhalts: „Lud⸗ 


heine ihm eine, aller Beichränfung entuommene Recursfrei: 
heit an den Höheren Richter eine Forderung der Gerechtigkeit 
zu feyn, die in allen Fällen der Freiſprechung von der Juſtanz 
nicht verweigert, und von der verehrlichen Kammer wohl em: 
empfohlen werden dürfte, Weder die Militärgefepgebung, noch 
auch die in Rheinheſſen geltenden Geſetze Pennten übrigens eine 
folche Sreifprehung von der Inſtanz, fondern nur verdammende 
oder ‚völlig fFreifprechende Urtheite; alfo würde aud hierdurch 
nur ein abermaliger Schritt zu der fo gemwünfchten und win: 
ſchenswerthen Gleichſtellung der Unterthanen des Staates ges 
heben, die fie jegt vermißten.« Der Berichterftatter rerthei⸗ 
bigte den Juhalt des Ausfchußberichtes, indem er namentlich 
dahin fid) äußerte: »Was die Abfolution von der Inſtanz bes 
treffe, fo ſey der auf diefe Art entbundene Angefchuldigte Peined: 
wegs rechtlos; er könne vielmehr die Nichtigfeitsbefchwerde ge: 
brauchen, die in folhen Fällen nach der Praris des Dberappels 
Tationsgerichts fehr begünftigt werde; appelliren könne er aber 
darum nicht, weil er nicht geftraft worden fey.« — Die Kams 
mer befchloß einftimmig, dem Autrage, fo, wie er geftelit, Feine 
Folge zu geben, aber mit 34 gegen 3 Stimmen, ihm in der Art 
Solge zu geben, wie der Ausſchuß vorgeſchlagen habe. In der 
erften Kammer Bam es nicht mehr zur Berichtserftattung, alfo 
auch nicht zur Berathung. 

) E. P. O. Tit. 16. $. 17. (C. P. O. m. Ep, S. 432, 433, 461). 
ſ. Reinigungseid in Strafſachen. 
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wig u. c. Mir haben nach Anhörung unfered Staatsrathts 
und mit Beirath und Zuftimmung anferer getremen Stände *) 





#) Als auf dem Landtage von 18°/,, den Ständen der, in 16 Ars 
tikeln beftehende, Geſetzesentwurf, das Armenrecht in den Pros 
vinzen Starkenburg und Oberheflen betreffend, vorgelegt wurde, 
entwickelte zugleich der Regierungs:Eommiffär die Motive deifels 
ben: Schon auf mehreren Landtagen fey ber Mißbrauch zur 
Sprache gefommen, den die zum Urmenrecht Zugelaffenen mit 
diefer Vergünſtigung trieben und die Bitte um Abhülfe in ges 
meinſchaftlichen Adreffen ansgefprochen worden; es fey auch nicht 
zu verfennen, daß Beeinträchtigung der Staatscaffe,  unnüge 
Beheltigung der Anwälte und Gerichte, Beihädigung der Geg⸗ 
ner fich als nächſte Folge diefes Mißbrauchs zeige, dem auf dem 
Wege der Gefehgebung entgegenzuarbeiten fey, fo weit dieß, 
ohne der bevorftebenden Geſetzgebung zu fehr vorzugreifen, ges 
fchehen Fönne. Durch das vorgefchlagene Gefek folle zuerft die 
Frage, wer ift arm? beantwortet werden (Art. 3.)5 die Eognis 
tion fey den Gerichten überwiefen (Art. 4.), da fie das Armen» 
recht ertheiten ſollteiü. Billig fey es, den Gegner darüber zu 
hören (Art. 5). Zweitens ſolle der Mißbrauch durch Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe geahndet werden (Art. 7 u. 10), aber nicht ungewarnt 
(Art. 8, 9). Die übrigen Beſtimmungen des vorgefchlagenen 
Geſetzes rechtfertigten ſich von ſelbſt. Gründe dictirten die Bes 
ſchränkung auf die beiden dieffeitigen Provinzen. In der Pro: 
vinz Rheinheſſen gehe nämlich der Zulaſſung zum Armenrecht 
eine Unterfuchung des materiellen Gehalts des Auſpruchs oder 
Einwandes voraus, fo, daß im Ball der Srivolität daſſelbe abs 
gefchfagen werde. Hieraus folge, daß demnächft gegen den Ar: 
men eine Strafe wegen des mit dem verwilligten Armenrechte 
getriebenen Mißbrauchs nicht eintreten Pönne; eine folche Prü⸗ 
fung mit folder Wirkung Pönne dieſſeits nicht fkattfinden, weil. 
fie nur von einer Anwaltkammer vorgenommen werben Fönne, 
die hier nicht beftehe und die Lediglich zu. dieſem Zwecke einzus 
führen unthuntich fey, indem diefer Gegenftand der neuen Ges 
ſehgebung vorzubehalten wäre. Nicht minder unthunlich erfcheine 
aber eine Abänderung des Mechanismus, auf welchem jenſeits 
die Sache beruhe. In der Provinz Rheinheſſen ſey die Materie 
durch die Gefepgebung behandelt und etwa erforderliche Abäns 
derungen -Pönnten der durchgreifenden neuen Geſetzgebung vorbes 
halten bleiben; nicht fo dieſſeits. wo gerabe bie Dürftigkeit des 
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verordnet und verordnen, wie folge: Art. 1. Die Wohl 
that des Armenrechts beftcht in der einftweiligen, bis zu 


Prozeßrechtes in fraglicher Beziehung die Nachtheife herbeige⸗ 
führt Habe, deren Befeitigung fo wohlthätig fey. 
Verhandinugen jder zweiten Kammer der Stände ded Groß: 
berzogthums Heffen im Jahr 1835. Beilagen. Erfter Band. 
Darmftudt 1835. Beil. 149 und 150 zum 20° Protokoll, 
Was nämlich die Provinz Rheinheffen betrifft, fo wurde 
unterm 15. April 1817 verordnet: »Art. 1. Mer fih in feinen 
Rechten verlegt glaubt und nicht fo viel Vermögen befiser, um 
die zur Beftreitung der Gerichtsfoften erforderlihe Summe aufs 
zubriugen, hat einen Auſpruch auf das Armenrecht. Art. 2. 
Diefes Armenrecht befteht in der, durch alle Inſtanzen zugeftans 
denen Befreiung von der Entrichtung aller, den Gerichtöfchreibern, 
Anwälten, Gerichtsboten, Zeugen und Experten zuftehenden 
Zaren, fo wie der Stempel: und Einregiftrirungsgebühren alter 
Prozeßakten, Urtheils:Augfertigungen und Vollziehungen, felbft 
derjenigen, die zur Erhaltung des Urmenrechts den eigentlichen 
Prozefien vorhergehen. Diefe Taren und Gebühren werden jes 
doc von den Beamten, die es betrifft, vorläufig berechnet und 
können in der Folge, wenn der Arme einft zu beſſern Glücks⸗ 
umftänden gelangt oder den Prozeß gewinnt, nachgefordert wer: 
den. Urt. 3. Um das Armenrecht zu erhalten, muß der Nach— 
fuchende ein Zeugniß feines Bürgermeifters und zweier Schöffen 
Uuferer Regierungs:Eonimiffion vorlegen, des Jahalts, daß er 
Armuthshalber nicht im Stande fey, die Prozeßfoften zu bes 
fireiten. Dieſes Zeugniß muß die perfönlichen Umſtäade, die 
Familien-, Vermögend: und Ermwerböverhältniffe des Anfuchen: 
den und die dadurch begründeten Urfachen feines Unvermögens 
angeben, auch mit einem Auszug aus den Steuerrolien begleitet 
ſeyn; Unfere Regierungs-Commiffion hat den Inhalt diefes Zeug» 
niffes zu prüfen umd nach Befinden darunter zu feben, daß vom 
ihrer Seite gegen die Ertheilung des Armenrechts ni.)ts zu ers 
- inwern ſey. Art. 4 Mit diefem Zeugniß verfehen, wendet ſich 
der Anfuchende an Unſern Staatöprofurator bei dem Gericht 
erfter Inſtanz, welcher von der Anwaltskammer Gutachten ers 
fordert und, wenn auch nur ein Mitglied der Anwaltskammer 
oder Unſer Staatsprofurator, die Anfprüche des Armen, wegen 
deren er einen Prozeß führen will, für gegründet hält, in einer 
fchriftlichen Urkunde erklärt, daß der Anfuchende zum Armenrechte 
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beſſeren Vermoͤgensumſtaͤnden bewitligten Befreiung von Stem⸗ 
pel und Taxen, Gebuͤhren des Gerichts⸗ und Actuariatsper⸗ 


zugelaſſen ſey. Gegen die Weigerung Unſeres Staatsprokura⸗ 
tors bei dem Kreisgericht, dieſe Erklärung zu ertheilen, hat der 
Recurs an den General-Staatsprokurator bei Unferem Oberge: 
richt flatt.. Art. 5. Gehört die Sahe in erfter Inſtanz vor 
die Sriedensgerichte, fo wird dieſe Urkunde dem WUnfuchenden 
zugeftellt, um davon ſowohl bei Gericht, als bei den Rentmeiz 
tern Gebrauch machen‘ zu Pönnen. Der gewöhnliche Gerichts: 
bote des Briedensgerichts des Beklagten oder derjenige, welcher 
in Gemäßheit des Art, 4. der Prozeßordnung von dem Frie⸗ 
densrichter ernannt werden wird, ift feine Amtsverrichtungen zu 
teiften verbunden. Art. 6. Gehört die Sade in erfter Inftanz 
vor das Kreisgericht oder erwächſt fie durch Berufung dahin, fo 
hat der Präfident der Anmaltsfammer den Anwalt des Armen 
zu bezeichnen. Der im Kanton mwohnende oder, wenn mehrere 
dafelbft wohnen, der vom Staatsprofuraror der Reihe nad bes 
zeichnete Gerichtöbote ift feine Amtsverrichtungen zu leiften vers 
bunden. Die Zuftellung der Ucten von Anwalt zu Anwalt ges 
ſchieht durch den dienfirhuenden Audienz-Gerichtsboten. In 
allen obigen Bällen zieht die Verweigerung eine Suspenflon von 
drei Monaten nach fih, welche auf Antrag Unſers Staatspros 
Eurators von Unferm Kreisgericht, nachdem der feine Dienfte: 
‚ verweigernde Beamte in der Rathskammer gehört oder dahin 
berufen worden, ausgefprocden wird. Gegen diefed Erkenutniß 
fteht die Berufung an Unfer Obergericht ſowohl Unferm Staats» 
profurator, ald dem fuspendireuden Beamten zu, Urt. 7. Bon 
alien Zulaffungen zum Armenrecht hat Unfer Staatsprokurator 
Unfere Regierungs: Commiflion zur Bedeutung der Einregift: 
rirungss und Stempelverwaltung in Kenntniß zu ſetzen. Art. 8. 
Im Ball das Armenrecht von dem Kreisgericht nicht nachgeſucht 
worden wäre und bei der Fortſetzung des Prozeffes von dem 
Dbergerichte darum machgefucht wurde, hat das nämlihe 
erfahren flatt. Urt. 9, Werden Zeugenverhöre oder Gutach⸗ 

ten von Sachverfländigen erfordert, fo haben die Gerichte in 
dem Fall, wo die Zeugen außerhalb des Ortes, wo das Kreis: 
gericht feinen Sitß hat, wohnen, oder der Gegenſtand feines 
Augenſcheins fi außerhalb befindet, von der ihnen durch die 
Artikel 253 und 305 der Prozebordnung verliehenen Gewalt 
Gebrauch zu machen und dem Sriedensgerichte des Kantons die 
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ſonals, ſowie der Gerichtsdiener und ſonſtigen Hülfsbeamten 
der Juſtiz, ferner von den Koſten der den Armen beigeges 
sen Anwälte, von Hinterlegung der Derluftgelder und von 
der Stellung einer Caution wegen der Koften des Gegners 
und deffen etwaiger Widerklage; fie befreit aber die Armen, 
parthie keineswegs von der Bezahlung der, dem Gegentheil 
verurfachten Koften, wenn jene zur Erftattung derfelben 
verurtbeilt wird. ) Die Wohlthat des Armenrechtd kommt 





Abhoͤr der Zeugen oder die Beeidigung der Sachverſtändigen 
aufzutragen. Urt. 10. Die Zulaffung zum Armenrecht Fann auf 
die Verurtheilung des unterliegenden Theils in die Koften, fo 
viel die Mechte des obfiegenden Theils betrifft, Feinen Einfluß 
haben, Art, 11. Alle in gegenwärtiger Verordnung nicht ents 
haltenen oder ihr zumwiderlaufenden gefeplichen Verfügungen find 
hierdurch aufgehoben.« Unterm 29. Mai 1519 machte das Staats: 
minifterium befannt: Damit das Urmenrecht, welches durch Ders 
ordunng vom 4. April 1817 für die Bewohner der Provinz 
Rheinheſſen eingeführt worden fey, auch von den armen Unters 
thanen [der beiden andern Provinzen genoffen werde, wenn fie 
ihr Recht bei den Rhyeinheflifchen Gerichten erfolgen wollten, fo 
hätten fle für diefen Fall ein Zeugniß ihrer perfönlichen Ver— 
hältniffe und ihrer fonftigen Umftände und ihres dadurch begrüns 
deten Unvermögens der Regierung zu Mainz (nun nach dem $.227 
der Dienftinftruftion für die Kreisrärye in der Provinz Rheins 
heſſen dem betreffenden Kreisrath) zuguftellen. 


*) Der Art. 1 des Geſetzes ſtimmt mit dem Art. 1 des Entwurfs 
wörtlich überein. Nur fehlte Letzterem der Sap: »fle befreit 
aber — verurtheilt wird.« Ju dem, der zweiten Kammer ers 
ftatteten Ausfchußbericht heißt es in Bezug auf den Art. 1 des 
Geſetzesentwurfs u. A. »Darüber, wie es im Ball eines Litig» 
confortinms eines oder mehrerer Armen mit einem oder mehres 
ren Reichen gehalten werden folle, enthält der Artikel, fo wie 
überhaupt das Gefeb, nichts. 

Der Ausſchuß hält allgemeinen Grundfäben entfprechend: »Im 
Hall das Urmenrecht einem oder einigen von mehreren Litiscons 
forten zukommt, ift den übrigen der Stempel und jede Gebühr, 
welche nicht im feparaten ntereffe eines Armen bezahlt werben 
muß, eben fo auzuſetzen, als ob fie im Prozeſſe allein und. blos 
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auch Ausländern zu GStatten, wenn in dem Staate, wel⸗ 
chem ſie angehoͤren, Unſere Unterthanen gleiche Vergünſti⸗ 
gung genießen. *) Art. 2. Sind in einzelnen Fällen Diäten 





mwegen ihres Antheild am Streitgegenftand aufgetreten wären.« « 
Sollte bei diefen: Prinzip, welches von bdahiefigem Hofgericht, 
fowie von dem oberften Tribunal adoptirt ift, irgend ein Uns 
fand abwarten, fo würde ed angemeffen fern, demſelben durch 
einen Bufasartifel in der angegebenen Faſſung vorzubeugen. 
Ehen jo jcheint dem Ausschuß, daß es zur Befeitigung von Zweis 
feln und gleichzeitig zur Verſtändigung der um das Armenrecht 
Dittenden gereichen werde, dem Art. 1 zuzufegen: »»Das Ars 
menrecht befreit die Armenparthie Feineswegs von Bezahlung 
der dem Gegentheil verurfachten Koften, wenn fie nur Erftats 
tung derfelben vernrtheilt wird.«« Aehnliche Beftimmuugen fins 
den fich in der Preußifchen und Rheinheſſiſchen Verordnung über 
das Armenrecht.« | 
») Ein Minifteriaterlaß vom 10. October 1821 ift des Inhalts: 
»In den Provinzen Starfenburg und Oberheffen wurden bisher 
die Königlih Preußifhen Untertanen rückſichtlich der 
von- ihnen erbetenen Zulaffung zum Armenrecht bei jedem Ges 
‚ richt wie Inländer behandelt, mithin bei glaubhafter Befcheinis 
gung ihres Umvermögens zum Armenrecht zugelaffen und nur in 
der Provinz Rheinheſſen war durch den Art, 3. der Verordnung 
vom 29. Mai 1819 diefe Zulaffung für Ausländer an den Bes 
weis der Reciprocität für dieffeitige Unterthanen im ganzen Ums 
fang des Staats, welchem der Ausländer angehört, gefeblich 
geknüpft. Da nunmehr aber die Königlich Preußifche oberite 
Staatsbehörde nach einer von dem Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten zugegangenen Nachricht fich zu der allgemeinen 
Erklärung veranlaßt gefunden hat, daß die Großherzoglich Defs 
fifhen UntertHanen bei ihren Gefuchen um Zulaſſung zum Ars 
menrecht bei Königlich Preußifchen Gerichten ganz nach denfelben 
Normen, wie die Königlih Preußifhen Unterthanen von dem 
Preußiſcheu Gerichten behandelt werden follen, fo wird biers 
durch verfügt, daß die Königlich Preußifchen Unterthanen zum 
Armenrecht bei fämmtlichen Großherzoglichen Gerichten, eben fo 
wie Großherzogliche Unterthanen, zugelaffen werden, und nicht 
gehalten ſeyn follen, andere Beweisftüce zur Befcheinigung ihrer 
Unvermögenheit beizubringen, als die Großherzogliche Unter» 
thanen ihrerfeits beizubringen haben, Hiernach haben fich die 
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und Transportkoften ded Gerichts, oder der Anwälte, Zeus 
gens, Erperten» und nferat» Gebühren, nach firenger 


Gerichte in fämmtlihen Theilen des Großherzogthums zu achten.« 
In Being auf diefen Minifterialerlaß vom 10. October 1820 
theilte Großherzogl. Minifterium der auswärtigen Angelegens 
beiten unterm 4, April 1823 die Preußifhe MWerordnung über 
das Armenrecht in den Nheinprovingen vom 16. Februar 1823, 
des Inhalts, mit: »$. 1. Ein jeder, deffen Vermögen und Ers 
werb nicht hinreicht, nebft feinem und feiner Samilie Unterhalt 
die zur Führung eines Prozeſſes erforderlichen Koften zu beftreis 
ten, kann auf das Armenrecht Anfpruh machen. $. 2. Zu die⸗ 
fen Zweck ift erforderiih: 1) Ein Auszug aus den Steuerrollen 
der betreffenden Gemeine, worin der Betrag der Steuern zu bes 
merken ift, welche derjenige, der zum Armenrecht gelangen wi, 
entrichtet. 2) Ein Zeuguiß feines Bürgermeifters, fo wie des 
Steuerempfängers, daß er nicht im Stande fey, die Prozebkos 
ften zu beftreiten. In dieſem Zeugniffe find das Gewerbe, die 
Dermögensumftände und die Samitienverhältniffe des Supplikan— 
ten anzuge&u. 3) Die Verficherung des Leptern, daß er in 
feiner andern Gemeine liegende Gründe befise. Im entgegens 
gefesten Falle muß ein Auszug aus der Steuerrolfe diefer Ges 
nieine beigebracht werden, $. 3. Mit diefen Zeugniffen wendet 
derſelbe fih an den Overprofurator des betreffenden Landgerichts. 
$. 4. Der Oberproßurator bringt das Geſuch vor die Rathes 
kammer des Landgerichts, welche, nachdem fie denfelben in feis 
nem Autrage gehört hat, das Armenrecht entweder bewilligt oder 
verfagt. $. 5. Wird Jemand in einem Prozeffe zum Armen⸗ 
recht zugelaffen, fo ift ihm für denfelben ein Rechtsanwalt und 
ein Gerichtsvolfzieher nach der Reihenfolge zu beftellen, welche 
ihre Functionen in diefer Rechtsſache ohne Vergeltung verrichten 
müffen. Die Zuftellung der Xcten zwiſchen Anwälten gefchicht 
durch einen der Audienz-Gerichtsvollzieher. $. 6. Mer das 
Arwmenrecht erlangt hat, ift frei von allen gerichtlichen Zaren 
und Gebühren, fo wie vom Stempel. Doch find diefe fowohl, 
als die übrigen Koften von dem betreffenden Beamten im Deber 
einzutragen. $.7. Das Urmenrecht befreit die damit verfehene 
Parthie Feineswegs von Bezahlung der dem Gegentheil verur> 
fahren Koften, wenn fie zur Erftattung derfelben verurtheilt 
wird. 8. 8. Binder fih bei Entſcheidung des Rechtsſtreites, 
daß der Arme einen. frevelhaften Prozeß geführt Hat, fo kann er 
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« in dem Erfenntniffe in eine Gefängnißftrafe von dierundzwanzig 
Stunden bis zu fünf Tagen verurtheilt werden. $. 9, Gegen 
dieſes Erkenntniß findet die Berufung nur dann Statt, wenn 
dad Urtheil in der Hauptfache derfeiben unterworfen ift, $. 10, 
Wenn Jemand, ohne darauf Anfpruch machen zu Fönnen, das 
Armenrecht erfchlichen hat, fo foll er vor dag Zuchtpolizeigericht 
geſtellt und mit einer Gefängnißſtrafe von einem bis ſechs Mo: 
naten belegt worden, Sämmtliche Prozeßkoſten werden über: 
dieß von ihm beigetrieben, $. 11. Wird das Armenrecht 
in einer höheren Inſtanz erft nachgeſucht, fo ift daffelbe Verfah⸗ 
ren wie bei den Landgerichten, zu beobachten, und die gegens 
waͤrtige Verordnung in ihren übrigen Beftimmungen anwendbar. 
$. 12. If Jemand in der erften Inſtanzzum Armenrecht zuge⸗ 
laſſen worden, fo kann er auf den Grund des darüber ertheils 
ten Befchluffes, auch in einer fernern Inſtanz dazu angenommen 
werden, $.13. In alten Urmenfachen muß dag Öffentliche Miniſte— 
rium vor jedem Erfenntniffe des Gerichts gehört werden. 
$. 14. Gelangt der Arme durch einen glücklichen Ausgang 
des Prozefles oder auf andere Weife zu einem hinreichens 
den Dermögen, ſo ift derfelbe zur nachträglichen Bahlung der 
Koften verbunden. Ob das fo erlangte Vermögen hinreichend fey, 
hat das Gericht, wenn darüber Zweifel entftehen ſollte, nach 
billigem Ermeffen zu entfcheiden. Das Öffentliche Miniſterium 
und die Rentmeifter haben befonders darauf zu wachen, daß diefe 
nachträgliche Zahlung erfolge, $. 15. Verlangt Jemand, bei 
einem Sriedensgericht zum Urmenrecht zugelaffen zu werden, fo | 
hat er fid) mit den erforderlicyen Zeugniffen ($. 2) an den bes 
treffenden Friedensrichter zu wenden, welcher fodann ohne Mei: 
teres über die Zuläffigkeit oder die Unzufäffigfeit des Geſuchs 
erkennt. Es macht dabei keinen Unterſchied, ob der Friedens⸗ 
richter in der Sache ſelbſt mit oder ohne Appellation zu urthei⸗ 
len hat. Auch kann der Friedensrichter im Falle des 9. 8 anf 
eine Gefängnißftrafe erkennen. $. 16. Gegenmwärtige Werords 
nung findet auch auf die Bewohner anderer Staaten Anwendung, 
in fofern die hieſtgen Unterthanen dort zum Armenrecht zugelafs 
fen werden, Hierüber ſowohl, als über feine Armuth hat der 
Ausländer gehörige Beicheinigungen beizubringen.« Allg. jurift. 
Zeit. dv. 9. 1829, Nr. 70, ©, 280, Archiv des Civil: und 
Eriminalrechts der Königt. Preuß. Rheinprov. Bd. 9. Köln 1827, 
©. 41, Ueber die Gefepgebung im übrigen Königreih Preußen ' 
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. s 
werden diefe Koften durch Unſer Minifterium des Innern 


— — 





ſ. unten. Ein Miniſterialerlaß vom 23. October 1820 iſt des 
Inhalts: »Da zwiſchen der Großherzoglich Heſſiſchen und der 
Königl. Baieriſchen Staatsregierung die Uebereinkunft ges 
troffen worden iſt, die Wohlthat des Armenrechts für die bei⸗ 
derfeitigen Unterthanen anf den ganzen Umfang ber Großherzogl. 
Heſſiſchen und Königt. Baierifhen Staaten auszudehnen, fo wer« 
den die Großherzogl. Provinziat:Regierungen (nun Kreisrätbe) 
ermächtigt, den dieffeitigen Unterthanen, wenu ihre Verhaͤltniſſe 
nach gewiſſenhafter Prüſung ſolches verſtatten, zum Behuf ihrer, 
bei Koͤnigl. Baieriſchen Gerichten zu führenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten Armuthszeuguiſſe auszuſtellen, die Großherzogl. Gerichte 
aber werten angewieſen, die bei ihnen zu überreichenden, für 
die Könige. Baierifchen Unterthanen ausgeftellten Armuthszeug⸗ 
niffe, welche für die König. Baierifchen Untertanen aus dem 
Rheinkreis von der Regierung zu Speyer beglanbigt, aus den 
fieben älteren Königlich Baieriſchen Kreifen von ber Ibetrefs 
fenden Provinzial: Regierung ausgeftellt worden, anzunehmen 
und auf den Grund derfelben die Wohlthat des Armenrechts 
ebenfo, wie es in gleichen Faͤllen für Großherzogliche Unter⸗ 
thanen gefchieht, zu bewilligen.« Gin fpäterer ſich auf diefen 
Staatsvertrag beziehender Minifterialerlag vom 8. Januar 
1821 machte bekanut: »Der in diefer Uebereinkunft bes 
merkte Unterfchied, wach weldhem die für Königlich Baieri— 
fhe Unterthanen aus dem Nheinfreis auszuftellenden Armuths— 
zengniffe von der Regierung zu Speier beglaubiget, bie 
Zeugniffe aber für Unierthanen aus den zwei älteren Baieriſchen 
Kreifen von der betreffenden Provinzial:Regierung ausgeſtellt 
werden folfen, ift nunmehr aufgehoben und beliebt worden, baß 
die Anordnung hinfichttich der zufeht genannten Kreife auch für 
den Könige. Baieriſchen Rheinkreis Gultigkeit Haben follte, « 
Ein Erlaß des Großperzogl. Minifterinms der auswärtigen Ans 
gelegenheiten vom 4, April 1823 ift des Inhalts: »In den Großs 
herzoglichen Provinzen Starkenburg und Oberhefien wurden bies 
her die K. K. DOefterreichifchen Unterthanen, rücdfichtlich der von 
ihnen erbetenen Sulaffung zum Armenrecht, bei jedem Gericht 
wie Inländer behandelt, mithin bei glaubhafter Beſcheinigung 
ihres Unvermögene zum Armenrecht zugelaffen und nur in der 
Provinz Nheinheffen war durch den Artikel 3 der Verordnung 
vom 29, Mai 1819 diefe Iufaffung für Ausländer au den Be: 
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und der Juſtiz aus der Staatskaſſe angewiefen. *) Art. 3. 
Wer veranlagt ift, ald Kläger oder Bellagter einen Rechtsſtreit 





weis der Reciproecitaͤt für dieſſeitige Unterthanen im ganzen Um⸗ 
fange des Staats, welchem der Ansländer augehört, geſetzlich 
geknüpft. Da nunmehr aber, die K. K. Defterreichifche Staats⸗ 
regierung die Zuſicherung ertheilt hat, daß künftig in Rechtes 
fachen jeder mit einem gehörig beglanbigten Armuthszeugniſſe 
verfehene Großherzogliche Untert han im ganzen Umfange bes 
Defterreichiichen Kaiferftants die Wohlthat des Armenrechts 
genießen fol, fo wird Hierdurch verordnet, daß auch die K. 8, 
Defterreichifhen Unterthanen zum Armenrechte bei fämmtlichen 
Großherzogl. Gerichten eben fo wie die Großperzoglichen Unter: 
thanen zugelaffen werben und nicht gehalten feyn ſollen, andere 
Beweisftüre zur Befcheinigung ihrer Unvermögenheit beizubrins 
gen,zals die Großherzogl. Unterthanen ihrerfeits beizubringen 
haben. Hiernach haben fich die Gerichte in fämmtlichen Theilen 
des Grofherzogthums gebührend zu achten.« Unterm 29, April 
1826 machte Großherzog. Minifterium der auswärtigen Ange: 
Tegenheiten Folgendes bekannt: » Zwifchen der Großherzoglich 
Heſſiſchen Staatsregierung und der Königlich Niederläudiſchen 
iſt die Webereinkunft getroffen worden, daß die unvermögenden 
Unterthanen eines jeden der beiden Staaten bei den Gerichten 
des anderfeitigen Staats das Armenrecht zu genießen haben fols 
len, und zwar in der Maße, und unter der ausdrücklichen Bes 
dingung, daß die Auswärtigen, welche um die Wohithat des 
Urmenrechts nachfuchen, ſich den nämlichen Formalitäten, wie 
die Inländer, unterwerfen müſſen, und daß durch biefe Verein: 
barung in Peinem Stücke das Necht beeinträchtigt oder gefährdet 
werden fol, von den Auswärtigen Eaution verlangen zu Fönnen, 
in denjenigen Fällen, wo die Geſehe des einen oder des andern 
der beiderfeitigen Staaten den Einwohnern deffelben ſolches Recht 
äugeftehen.« — Unterm 6. October 1828 wurde verfügt, daß uns 
vermögenden Badifchen Uuterthanen, die in dem Salt feyen, bei 
den Gerichten der Provinzen Oberbeffen und Starkenburg Pros 
zeffe zu führen, die Wohlthat des Armenrechts, wen fie gehörig 
darum nachfuchten, und über ihre Armuth genfigende Beſcheini⸗ 
gung beibrächten, zuzugeftehen fey.« 

#) Diefer Artikel 2 iſt ganz gleichlantend mit dem Artikel 2 des 
Entwurfs. | | 
ropefordn, II. 7 


08 Armenredt. 


zu führen, und zum Armenrecht äugelaffen werden will, muß 
dem Gerichte, bei welchem er aufgetreten ift, oder auftres 
ten will, nachweifen, daß er nicht fo viel Vermögen befigt 
und auch nicht fo viel durch Eörperliche oder geiftige Kräfte 
weder jetzt, noch im Laufe des Prozefles aufzubringen vers 
mag, ald zum Betrieb defielben, neben den nothwendigften 
Lebensbeduͤrfniſſen für fich und diejenigen, welche er alis 
mentiren muß, erforderlich ift. *) Art. 2. Das Gericht 
prüft diefe Machweife, es berückfichtigt nur das vorhandene 
Vermögen und die Erwerbsquellen, nicht aber etwaige Schul: 
den, es bringt den muthmaßlichen Koftenaufiwand in Ans 
fchlag und verweigert oder bewilligt das Armenrecht 5. die 
Bewilligung gefchieht immer nur für einen Rechtsſtreit und 
auf eine beftimmte, dem Ermeflen des Berichts uͤberlaſſene, 
jedoch nie auf längere Zeit ald zwei Jahre, nach deren 
Ablauf von neuem nachzufuchen und zu entfcheiden ift; **) 





») Diefer Artikel 3 iſt ganz gleichlautend mit dem Artikel 3 des 
Entwurfs. 


“) Refeript Großherzogl. Minifteriums des Innern und der Yufkiz 
vom 6. Auguſt 1836, die Ausführung des Geſetzes im 
Dezug auf das Urmenrecht in den Provinzen Stars 
Fenburg und Oberheffen betr., an Großherzogl. Hoiger. 
der Provinz Starkenburg: »Auf Ihren Bericht wom 8, Juni 
d, I. erwiedern wir Ihnen: Auch vor Erlaffung des Geſetzes 
dom 29. März d. J. wurde Peine Parthie für immer oder uns 
bedingt für die Dauer eines Rechtsſtreits zum Armenrecht zuges 
laſſen, vielmehr floß es aus der Narur dieſer Wohlthat, welche 
nur diejenige ber eiuſtweiligen Vormerkung der Koften, bis zu 
beſſeren DVermögensumfkänden, mar und iſt — daß jeder, Beit 
eine ernenerte Prüfung nnd beziehungsweife Einziehung des Ars 
menrechts eintreten Eommte, Wenn der ‚gemeine Prozeß dem 
Richter wenig Merkmale zur Beurtheilung der Brage, ob eine 
Parthie arm fey oder nicht, an die Hand gab und das Geſetz 
vom 29, März d. I. diefem Mangel abhatf, fo folgt von ferbft 
hieraus, daß diejenige Parthie, welche nach den Merkmalen des 
Befebes als nicht arm erfcheint, auch ferner nicht zum Armen⸗ 
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die Bewilligung kann aber auch, fofern veränderte Vermö—⸗ 
gend» oder Erwerböverhältniffe inmittelft eintreten , jeder 
Zeit wieder entzogen werden. Wie die Nachfuchenden bei 
Erbringung der ihnen obliegenden Nachweife und die Gerichte 
bei Prüfung der Vermögens⸗ und Erwerböverhäftniffe von 
DOrtsvorftänden oder fonftigen Beamten zu unterftüßen find, 
wird durch befondere Inſtruktionen beftimmt werden. *) 
Art. 5. Ehe das Gericht die Bewilligung ausfpricht, fchreibt 
es dem Gegner der Armenparthie eine unerftreckliche Frift 
(Nothfrift) von 14 Tagen vor, binnen welcher. es demſelben 
geftattet ift, die Aeten einzufehen und feine Bemerkungen 
dem Gerichte auf ſtempelfreiem Papier vorzutragen; **) 
eine Verhandlung zwifchen den Parthieen findet hieruͤber 
nicht, fondern nur ein Verfahren von Amtswegen ftatt, und 
eben fo wenig ift der Gegner der Armenparthie befugt, gegen 





‚recht zugelaffen bleiben Faun, indem fonft zwei Arten von Ar: 
menparthieen beftehen würden, nämlich foiche, die arm find, und 
folche, die es nicht find. Kann es hiernady einem gegründeten 
Zweifel unterworfen feyn, daß eine wiederholte Prüfung nur 
platzgreiflich ift, fo iſt auch nicht minder Elar, daß das bie zum 
Erfcheinen des Geſetzes ohne Zeitbeitimmung concedirte Armenrecht 
jest firirt werden kann und muß; denn einmal enthält jene mans 
gelnde Zeitbeftimmung Beine illimitirte Berechtigung, im Gegen: 
theil gerade die NRevocabilität, dann aber involvirt die jebige 
Begränzung Beine Prägravation für die Armenparthie, da es ihr 
nach Ablauf der vorbeftimmt werdenden Zeit unbenommen ift, 
wiederum um dad Armenrecht nachzufuchen, was ihr, wenn fie 
fich dazu eignet, nicht verfagt wird nnd fie ein Mehreres nicht 
verlangen kann.« 

*) Diefer Artikel 4 ift mit dem Astiker 4 des Entwurfs gleich: 
lautend. 

xu) In dem Urt. 5 des Entwurfs hieß es: »Papier vorzutragen. 
Weitere Verhandlung mit ihm finder hieranf durchaus nicht ſtatt 
und eben fo wenig iſt er befugt, gegen die ſofort etwa erfolgende . 
Zufaffung zum Armenrecht fich beſchwerend an den a Rich⸗ 
ter zu wendeun.« 

7* 


100 Armenrecht. 


die ſofort etwa erfolgende Zulaſſung zum Armenrechte ſich 
beſchwerend an den hoͤheren Richter zu wenden. Art. 6. Wird 
das Arnienrecht abgefchlagen, oder fpaterhin wieder entzo⸗ 
gen, fo ſteht ed dem Nachjuchenden, wenn der Grreitgegens 
ftand die appellationsfähige Größe hat, frei, innerhalb einer 
unerfirecklichen Friſt (Nothfriſt) von vierzehn Tagen bei dem 
Gericht zu erklären, daß und aus welchen Gründen er am 
den höheren Richter, beziehungsweife von diefem an das 
pberfte Gericht, den Recurs ergreife, wohin ſodann, ohne 
weitere Verhandlung, die Arten zur Entfcheidung einzuſen⸗ 
den find. Wird das Armenrecht in erfter, oder im der Res 
eursinſtan; abgefchlagen, fo werden ſämmtliche durch das 
gerichtliche Verfahren entſtandene, einftweilen vorgemerkte 
Koften gegen den Nachfuchenden beigetrieben. *) Art. 7. Wird . 
nach Verwilligung des Armenrechts dem Zugelafienen nach— 
gewieſen, daß er in Bezug auf feine Verhaͤltniſſe Thatfachen, 
welche die Wohlthat des Armenrechts ausgefchloffen haben 
würden, verfchwiegen oder in Abrede geftellt hat, fo ift von 
dem Gericht, zugleich mit der Entziehung des Armenrechts, 
gegen ihn eine Gefängnißftrafe von acht Tagen bis acht 
Wochen, vorbehaltlich der Strafe etwaiger Falfchung, aus⸗ 
zufprechen; auch werden die bis dahin entftandenen Koften 
gegen ihn heigetrieben. *) Art. 8. Iſt der Nechtöftreit,. 








*) Am Art. 6 des Entwurfs hieß ed: »Entfcheidung einzufenden 
find, Bleibt es bei dem Abfchlag, fo werden fämmtliche, durch 


das gerichtliche Verfahren entflandene, einftweilen angemerfte | 


Koften gegen den Nachfuchenden beigetrieben.« Im Ausſchuß— 
bericht wurde gefagt: »Zur Vermeidung eines Zweifels wird es 
dienen, wenn flatt der Worte: »»Bleibt es bei dem Abfchlag« « 
geſetzt wird: »»Wird dad Armenrecht in erfter oder der Recurs— 
inſtanz abgefchlagen««; denn derjenige, welcher, ohne arm zu 
ſeyn, um das Armenrecht bittet, muß alle gefeslichen Stapel: 
taren vergüten,« | 
Ka, eh Artikel 7 flinmt ganz mit dem Artikel 7 des Entwurfs 
erein. 


- 
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für welchen das Armenrecht gebeten wird, bei einem Stadt⸗ 


oder Landgerisht anhängig zu machen, oder fortzuſetzen, fo 


bat das Gericht im Anfang, fowie geeigneten Falls im Vers 
lauf des Prozeffed, zu prüfen, ob der behauptete Anfpruch 
offenbar oder muthmaglich, als frivol erfcheint, und in die⸗ 
ſem Falle die Nachfuchenden vom Beginnen oder Verfolg 


des Prozeſſes, unter Verwahrung von Strafe, durch zu 


Protokoll zu bemerkenden Borbehalt abzumahnen. *) Art. 9. 


Iſt aber der Mechtöftreit bei einem höheren Gerichte am 


bängig zu machen, oder fortzufehen, wohin auch Rechts⸗ 
(edoch mit Ausnahme der im Art. 6 erwähnten), oder ſo⸗ 
genannte außergerichtliche Befchwerden gegen Erfenntuiffe 
oder richterliche Verfügungen gehören, fo hat der Official: 
Anwalt des Armen im Anfang, fowie geeigneten Falls im 
Verlauf des Prozeſſes die im vorhergehenden Artikel verord- 
nere Prüfung und beziehungsweife Abmahnung. vorzunehmen, 
auch von dieſer, jedoch ohne Angabe der Motive, dem Ge: 


richt, welches in der Hauptfache entfcheiden wird, Anzeige 


zu machen. Diefer Anzeige wird Öffentlicher Glaube beige 


legt.“) Art. 10. Beharrt die Armenparthie auf Forts 


feßung und fallt die Entfcheidung gegen fie aus, fo wird 
von dem Gericht, zugleich mit diefer Entfcheidung und ohne 
weitere ftrafrechtliche Berbandlung eine. Gefängnißftrafe von 
acht Tagen bis zu acht Wochen gegen die Armenparthie 
verhängt, und zwar nach Mafgabe der größeren oder ges 
zingeren Frivplität, fowie des durch folchen Mißbrauch des 
Armenrechts dem Gegner verurfachten größeren oder gerin— 
ren Schadens. Ausnahmsweiſe darf der Richter von einer 


folchen Strafe abfehen, wenn er aus den Arten die genüs 





*) Im Art.8 des Entwurfs hieß es: »fortzuſehen, ſo hat das Ge⸗ 
richt zu prüfen, ob der behauptete Auſpruch ꝛc.« 

“*) Im Art. 9 des Entwurfs hieß es: »fo has der Officialamvalt 
des Urmen die im vorhergehenden Artikel ꝛc.« 
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gende Ueberzeugung geſchoͤpft, daß der zum Armenrecht Zu⸗ 
gelaſſene in gutem Glauben gehandelt hat.) Art. 11. Ge, 
gen die in den Fällen des Art. 7 und 10 erlaſſenen Straf⸗ 
erkenntniſſe finden Rechtsmittel ſtatt und zwar: a) unbe⸗ 
dingt, wenn deren in der Hauptſache, beziehungsweiſe we⸗ 
gen des entzogenen Armenrechts (Art. 6) ergriffen werden 
und formell zuläſſig ſind, außerdem aber b) nur in ſofern, 
als überhanzt gegen Straferkenntniſſe Rechtsmittel ergriffen 
werden können. Art. 12. Die in den Artikeln 7 und 10 
angedrohten Strafen haben den Verluſt des Staatsbuͤrger⸗ 
rechts nicht zur Folge. Art. 13. Kommt der zum Armen⸗ 
recht Zugelafjene ifpäterhin in beffere und zwar im folche 
Verhältniſſe, welche, wären fie zur Zeit des bewilligten 
Armenrechts vorhanden geweſen, diefe Bewilligung‘ ausges 
fehloffen haben würden, fo ift er zur Nachzahlung alles des⸗ 
jenigen verbunden, was er auf den Grund des ihm ertheils 
ten Armenrechts nicht geleiftet bat. *) Art. ın. Die 





‚9, Dem Art. 10 des Entwurfs war der Zuſatz: »Ausnahmsweife 
darf der Richter 2c.« fremd. . 

*) Die Art, 11-13 find ganz den Urt. 11—13 des Entwurfögent- 
fprechend, 

Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen 
vom 16. December 1836 an die Landgerichte, die Ausfühs 
rung des Geſetzes in Bezug auf das Armenrecht in 
den Provinzen Starfenuburg und Öberheffen betr, 
Zu Folge der in Art. 13 des Geſetzes vom 20, März 1.3, ent: 
haltenen Beſtimmung iſt der zum Armenrecht Zugelaffene zur 
Nachzahlung altes desjenigen verbunden, was er auf ben Grund 

des ihm ertheiften Armenrechts nicht geleiftet hat, fobald er in 
der in dem Gefeb näher bezeichneten Art in beffere Vermögens⸗ 
verhäftniffe gelangt, Sobald Sie daher im Laufe eines Rechts: 
ftreites davon Kenutniß erhalten, daß diefer Fall wirklich einge- 
treten, was namentlich dann angenommen werden muß, wenn 
der Gegner der AUrmenpartbie zur Bezahlung einer folchen 
Summe verurtheilt worden ift, welche, wenn die Armenparthie 
beim Beginnen des Rechtsſtreites in deren Beſitz geweſen wäre, 
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Prüfung und Entſcheidung der Frage, ob der Fall des Ar— 
titel 13 eingetreten ſey, ſteht demſelben Gerichte zu, wel, 
ches die Zulaffung zum Armenrecht ausgefprochen hat, oder 
gegen deſſen Entfcheidung fie von dem vorgefeßten Gerichte 
ausgefprochen worden iſt; und findet hierüber feine Verbands 
lung zwifchen der Armenparthie und dem Fiscus, beziehungs— 
weife dem Officialanwalt, fondern nur ein Verfahren von 
Amtswegen ftatt. *) Art. 15. Die Armenpartbie erhält 





ihre Zulaſſung zum Armenrecht ausgefchloffen haben würde, wer: 
ben Sie pflichtmäßig dafür beforgt ſeyn, daß diejenige Stem: 
peltare, deren Erhebung von der zum Armenrecht zugelaffenen 
Parthie unterbiieben, pünktlich nacherhoben werden. Eben fo ift 
wefentlich erforderlich, daß das vor dem Erfcheinen des Ge: 
fepes vom 29, März I. 3. in einzelnen Fällen auf unbeſtimmte 
Zeit verlichene Armenrecht nunmehr nach den Vorſchriften dies 
ſes Gefeges firirt wird, und daffelbe nur dann fortbeftehen bleibt, 
wenn eine vorzunchmende nochmalige Prüfing zu dem Reſultat 
führt, daß nady den neueren gefeslihen Beftimmungen die Bes 
dingungen für deſſen Ertheilung annoch vorhanden find, weßhalb 
Sie fih hiernach auf das Genauefte bemeifen werden, 


®) Diefer Art. 14 war dem Entwurf des Gefebed fremd, — Un— 
“ term 7. December 1836 refcribirte Großherzogl. Minifterium 
des Innern und der Juſtiz, »die Ausführung des Gefeges 
in Bezug anfdasNrmenrecht in den Provinzen Gtar- 
Benburg und Oberheſſen berr.« Großherzogl. Hofgericht 
der Provinz Starkenburg. » Wir ſind mit dem in Ihrem Bes 
richt vom 14, September d. J. geftellten Antiigen einverftan: 
ben, wornach ed in Beziehung auf die Art. 13 und 14 des Ge: 
feges vom 29. März I. 3. blos den Gerichten zur Pflicht oe— 
macht werden fol, eine Nacherhebung der von einer zum Ar— 
menrecht zugelaſſenen Parthie unerhoben gebliebenen’ Stempel: 
taxen alsdann eintreten zu Iaffen, wenn fie im Laufe des Rechts— 
ſtreits Kenntniß davon erhalten hät, daß die Armenparthie in 
beffere Vermögensumſtände gelangt ift, welches namentlich in 
dem Ball angenommen werden muß, wenn ihr Gegner rechts: 
Fräftig verurtheilt wird, eine folche Summe an fie zu bezahlen,. 
welde, wenn bie Armenparthie beim Beginnen des Rechtsſtreits 

in deren Befig gewefen wäre, ihre Zulaffung zum Armenrecht 
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einen Officialanwalt aus ‚der Zahll der öffentlichen Anwälte 
unbedingt, wenn der Mechtöftreit bei Unferenm Appellationg” 
und Gaffationsgericht oder bei Unſeren Hofgerichten zu führ 
ren, oder dahin zu bringen ift, außerdem aber, d. b. wenn 
bei einem Untergericht zu handeln ift, nur dann, wenn fie 
entweder a) durch Kränklichkeit oder Gebrechlichkeit verhin⸗ 
» dert ift, in Selbſtperſon vor Gericht zu erfcheinen, und ſich 
in ihrer Familie Niemand findet, der geeignet und bereit 
ift, fie zw vertreten, oder wenn fie b) weiter ald fechd Stuns 
den von dem Gerichtsfiße entfernt wohnt, und wenn ihre 
Rechtsſache nicht von der Befchaffenheit ift, daß es zu deren 
Betreibung nur einfacher Anrufungsvorträge bedarf, *) oder 
endlich c) wenn fich das Gericht, nach vollftändiger Auf⸗ 
nahme der Materialien zu Protokoll, überzeugt, daß, uns 
geachtet der ihm obliegenden Pflicht, die zur rechtlichen Bes 
urtheilung nothwendigen Thatſachen gehörig zu erforfchen, 
die Armenparthie dennoch, wegen befonderer Verwickelung 
oder Schwierigkeit der Verhaltniffe, außer Stand ift, ohne 
einen Anwalt ihre Mechre zu zu wahren. Der Umſtand, 
daß der Gegner durch einen Anwalt vertreten ift, berechtigt 
die Armenparshie nicht, die Beigebung eines Officialanwalts 
zu verlangen. Art. 16. Der Officialanwalt, welcyer die 
Nechtsanfprüche feines Clienten für unbegründet erachtet, 
muß, wenn Zebterer, ungeachtet der Abmahnung, auf Fort 
ſetzung beftcht, die Thatfache, welche die Parthie behaupter, 
und die Bitte, welche fie darauf gründen au Können glaubt, . 


ausgefchloffen haben würde. Sie werden fomit angemiefen, ſich 
biernach zu bemefien 2&,« Diefe Verfügung machte Großherzogl. 
Hofgericht den Untergerichten unterm 11. Sannar 1837 bekannt: 
»Es find Zweifel darüber entftanden, auf welche Weife die Art. 
13 und 14 des Geſetzes vom 29. März v. 3. zur Ausführung 
zu bringen ſeyen. Wir Yaffen Ihnen daher die — unterm 7. 
v. M. erfolgte höchſte Verfügung ıc. 
*) Diefer Ausnahmsfall war dem Eutwurfe fremd. 
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em Gericht vortragen. Art. 17. Die Wohlthat des Ars 
menrechts erliſcht von felbft durch den Tod des Armen, fos 
wie durch Ablauf der Zeit oder Beendigung der Rechts⸗ 
fache, für welche fie verliehen ift.’’ *) 





a Die Badiſche richten vom 31. December 1831 
haudelt Tit. 4 »vom Armenrecht« ($. 160-167). »$. 160. 
Mer dur ein Zeugniß feiner ordentfichen Obrigkeit nachweift, 

- daß fein Vermögen und Erwerb nicht hinreicht, um, ohne Bes 

»  Shränfung. des nothiwendigen Lebensunterhalts für fich und feine 
Bamilie, die Koften des Prozeffes zu beftreiten, kann verlangen, 
daß er zum Urmenrectte zugelaffen wird. $. 161. Don der 
Zeit der Zulaffung einer Parthie zum Armenrecht ift nicht nur 
fie febit, fondern auch die Gegenparthie einftweilen von 

. ber Entrichtung der von da an blos vorzumerfenden Gerichts⸗ 

. fporteln und Stempelgebühren und der zum Urmenrecht zus 
gelaffene Ausläuder überdieß von der Sicherheitsleiftung 
wegen der Prozeffoften und Entfhädigungen frei. $. 162, Wird 
in der Folge die Gegenparthie in Die Koften verurtheilt, fo hat 
fie auch die bis dahin vorgemerften Gerichtsfporteln und Stem⸗ 
pelgebühren nachzuzahlen. $. 163. Der zum Armenrecht Zuges 
laffene, wenn er nicht im Stande oder nicht befuat ift, feine 
Sache felbft vor Gericht zu vertreten‘, kann verlangen, daß ihm 
ein Vertreter don Amtswegen beigegeben wird. Diefer Vers 
treter wird, wenn Anwälte am Gerichtsort find, aus dieſen, 
wenn diefes der Ball nicht ift, aus andern an dem Gerichtsorte 
wohnenden Perfonen gewählt. $. 164. - Die Armenparthie hat 
das Recht, den ihr von Amtswegen ernannten Vertreter aus 
erheblihen Gründen zu verbitten; ebenfo fleht dem beftelften 
Vertreter das Recht zu, Fich die Parthie zu verbitten, nament⸗ 
ih, wenn er die Sache für grundlos Hält. $. 165. Im letzten 
Falle hat er die Gründe in einer befonderen Darftellung dem 

Gericht vorzutragen, welches foldhe der Armenparthie mittheilt 
und ihre anf ihr Verlangen einen andern Wertreter ernennt. 
$. 166. Nachdem zwei Anwälte fich auf gleiche Art erflärt has 
ben, iſt der. Armenparthie nunmehr feldft zu überlaffen, einen 
Vertreter, wobei fie nicht auf die Advokaten und recipirten 
Schriftverfaſſer befchränft iſt, für ſich aufzufinden und zu bes 
ſtellen. F. 167. Kommt der Arme durch einen günftigen Aus» 
‚gang des Prozeſſes, ober auf andere Urt zu hinreichendem Ver⸗ 
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DI. Diefem Gefe vom 29. Maͤrz folgt unterm. 25. April 
1836 eine „Inſtruktion für die Berwaltungss 





mögen, fo ift er verbunden, die Gerichtsfporteln und Stempel: 
gebühren, fowie die tarordnungsmäßigen Gebühren feines Mer: 
Freters nachzuzahlen und dem Gegentbeile die verurfachten Pro: 
zeßkoſten zu erſetzen, wenn er dazu verurtheilt worden ifk« Im 
Tit 11. »Von der Vernehmlaffunig auf die Klage« 
beißt es ($. 298): »Gegen deu zum Urmenrechte zugelaffenen 
Ausländer finder die Einrede mangefnder Eaution für die Pros 
zeßkoſten nicht fatt,« und im Tit. 22. »B o,m Bengenbemweife.« 
($. 472, 473): »Iſt die beweisführende Parthie zum Armenrecht 
zugelaſſen, fo haben Inläuder, welche als Zeugen vernommen 
werden, eine Hinterlegung oder vorläufige Vergütung der Kos 
fen nicht anzufprechen. Ihre DWernehmung, der fie ſich gleiche 
wohl nicht entziehen dürfen, gefchieht jedoch vor dem Gerichte, 
zu deſſen Bezirk ihr Wohnort oder ihr dermaliger Aufenthalts⸗ 
ort gehört. Die Seugengebühren find in fotchen Fällen, ſowie 
bie Gerichtökoften, einftweilen vorzumerfen. Koften, welche 
dur Vernehmung ausländifcher Zeugen veranlagt werben, trägt 
die Amtskaſſe, wenn der zum Armenrecht zugelaffene Beweis: 
führer ein Inländer iſt.« ſ. mo v. Hohnhorſt: Jahrbücher 
bes Großherzoglich Badiſchen Oberhofgerichts. Neue Folge. 
Zweiter Jahrgang 1834. Maunh. 1835, ©, 424, »Zur Ans 
wendung des $. 165 folg. der neuen Prozeßorduung« 
und ©. 338, 339, »In dem Fall des $. 166 der neuen 
Prozeßordnung bedarf die Armenparthie-neben ih: 
rem DBertreter feines weiteren Proßurators bei dem 
Dberhofgericht.« — Ueber Würtemberg f. Ship: 
Der Wuͤrtembergiſche Civilprozeß, mit Einfchluß des Concurs⸗ 
und Wechfelprozeffes, dargeftelit in Zuſätzen zu Linde’s Lehr⸗ 
buch des deutſchen gemeinen Cibilprozeſſes. Tübingen 1834, 
©. 165— 172, »Vom Armenrecht.« Hiernach find die jegt 
geltenden Grundſätze die: 1) Gemeinderäthliches Zeugniß, daß 
der Nachſuchende arm fey. 2) Zulafjung der Auslaͤnder zum 
Armeurecht. 3) Das Gericht, bei welchem die. Rechtsſache zur 
Verhandlung kommt, entjcheidet über die Zulaſſung, die für alfe 
Inſtanzen gilt. 4) Wohithat: a) völlige Befreiung der Ge: 
richtskoſten, nicht bloßes Creditiren, und zwar: anch bei fpätes 
vom Vermögenserwerb, b) unentgeldliche Beigebung eines Offi: 
cialanwalts nach vorausgegangener Untisfuchung: der Nothwen⸗ 
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| Behörden, die Gerichte und die Anwälte’ des 
Inhalts: „Um bei der Anwendung des Geſetzes vom 29. 


digkeit diefesiBeiftaudes. Hat Gegentheil einen Anwalt, fo-ift 
auch dann ein Officialanwalt beizugeben, Die niht am Ges 
richtefige wohnenden Anwälte find nicht zum perföntichen Vor⸗ 
fand gehalten, Es wird ein Turnus gehalten. Werweigerung 
des Beiftandes hat Verluſt der. Advokatur zur Folge. Der Of: 
ficialanwalt muß Vollmacht beibringen, was indeffen nach der 
VPraxis des Obertribunals nicht erfordert: ift. Gewinns die Pars 
thei durch den glücklichen Ausgang fo viel, daß fie den Officiadanwalt 
- bezahlen kann, oder kommt fie fonft zu befferen Umfländen, fo hat fie 
biefen zu befriedigen, -5 Nach der Praris erhalten Zeugen und 
- Gacverfländige feine Gebühren. Don nothwendigen Auslagen 
ifE der Arme frei. — Ueber Preußen f. Fürſtenthal: Lehr: 
buch des preußifchen Eivils und Criminalprozeſſes. Theil 1. 
Königsberg 1827, $. 17. » Dom Armenredt« S. 9, 94 
Der Berfaffer träge vor: »Die Qualificatiou zum Armenrechte 
geichieht durch Beibringung eines Armuthsatteſtates von der Orts: 
odrigkeit und Leiftung des Armeneldes, welchen Provokant 
dahin ſchwört: daß er weder an liegender und fahrender Habe 
oder ausſtehenden Schulden fo viel befise, noch in feitem Amte 
Mrofefflon oder Gewerbe fo viel verdienen köune, daſſ ihm, lach 
Beftreitung des norhdürftigen Unterhalts für fich und diejenigen, 
die er nach den Gefeben zu ernähren fchuldig ift, noch etwas 
zur Bezahlung der Prozeßkoften u. f. w. übrig bleibe, daß er, 
um Leiftung des Eided millen, das Geinige nicht verborgen 
veräußert oder ſonſt gefährlicherweiſe verbracht habe, und da 
er, wenn er Eünftig einmal zu befierm Vermögen gelangen follte, 
die jest auflanfenden Prozeßkoſten, ſoweit ihm felbige fonft zur 
Laſt fallen, ehrlich nachzahlen wolle. Don einem dergeftalt zum 
Armenrechte Dualificirten können feine Gerichtsfoften gefordert, 
und es müflen, wenn ein folher aucd mit einer vermögenden 
Darthei proseffirt, alle die Verfügungen, deren Ertrahent die 
arme Parthei ift, koſten- und flempelfrei erlaffen werden, Er: 
täßt der Richter eine: Verfügung ex officio, fo fällt: die Hälfte 
der Koften auf die vermögende Parthei; iſt letztere aber Extras 
heutin, fo fallen ihr die ganzen Koften, in fofern fie in deren 
Zragung überhaupt verurtheilt wird, zur Laſt. Erftreitet eine 
arme Parthei über 50 Thaler, fo ſollen aus dem Ueberſchuß, fo 
weit es reicht, die Koften, erftreitet fie über 100 Thaler, auch 
bie Stempel berichyet werden. Das Armenrecht kommt übrigens 
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März d. J., das Armenrecht in den Provinzen Startenburg 
und Oberheflen betr., Gleichförmigteit au bewirken, merden 





nur der armen Parthei, nicht aber deren Litidconforten zu flats 
ten. Auch wird durch das Armenrecht die arme Parthei nicht 
von den Koften befreit, die fie dem Gegentheil zu erflatten hat, 
diefe werben vielmehr anf Inſtanz des Gegners erecntorifch beis 
getrieben und müfen allenfalls von der armen Parthei abgears 
beitet werden. Diefe Vorſchriften finden übrigens au auf Mi⸗ 
litärperſonen Anwendung.« — Ueber die Gefesgebung in den 
Preußiſchen Rheiuprovinzen f. oben S. 94. — Bür 
Rheinbaiern gilt folgende Verordnung: »Da ber bei den 
Eivitprogeffen durch die beftehenden Formen vernurfachte Kofteus 
aufwand es bieher den Armen beinahe unmöglich machte, ihr 
Recht oder Gericht gehörig zu fuchen oder zu vertheidigen, fo 
wird, um die Armen des ihnen gebührenden Schuges der Ge: 
richte im gleichem Maße wie die Vermöglichen theilhaftig zu 
machen, und dem gegründeten Klanen über eine wefentliche Rüde 
in der bisherigen Gefengebung diefes Landes abzuhelfen, in Ans 
fehung des Armenrechts folgendes verordnet: 1) Wer fih in 
feinen Rechten verlest glaubt, und nach feinen SPrivatverhält» 
niffen weder fo -viel Vermögen beſitzt, noch fich erwerben Bann, 
um die zur Beftreitung der Gerichtstoften erforderlide Summe 
aufzubringen, hat einen Anfpruch auf das Armenrecht, 2) Dies 
fes Urmenrecht Hefteht in der durch alle Inſtanzen zugeftandenen 
Befreiung von der Entrichtung aller, den Gerichtefchreibern, 
minifteriellen Beamten, Zeugen und Erperten zuftehenden Zaren, 
fo wie der Stempel: und Einregiftrirungsgebühren aller Pros 
zeßacten, Urtheiie, Ausfertigungen und Vollziehungen, felbft ders 
jenigen, die zur Erhaltung des Armenrechtes den eigentlichen 
Prozeſſen vorhergehen. — Diefe Taren und Gebühren werben 
jedoch von den Beamten, die es betrifft, immerhin vorgemerkt, 
unm in der Folge, wenn der Arme einft zu beffern Glücksumſtän⸗ 
den gelangen oder den Prozeß gewinnen follte, noch eingetrieben 
zu werden, 3) Um das Armenrecht zu erhalten, muß der Uns 
fuchende a) dem Staatsprofurator mündlich oder fchriftlich den 
Gegeuſtand feiner Prozeßfache vortragen, und die ſich darauf bezies 
henden Actenſtücke, die er befist, vorlegen, woranf der Staats» 
profurator ihm ein Zeuguiß darüber ausſtellt, daß nad dem 
Mortrage und den Acten die Klage-oder Vertheidigung Bein ofs 
feubar muthwilliger Prozeß ſeye. b) ein Zeuguiß feines 
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biermit folgende Vorſchriften ertheilt: $. 1. Die Gerichte 
baben bei. der. ihnen: zur Pflicht gemachten ftrengen Prüfung, 





Bürgermeifters und zweier Schöffen vorlegen, des In⸗ 
halts, daß er Armuthshalber nicht im Stante fey, die Prozeß⸗ 
Poften zu beftreiten. — Dieſes Zeugniß muß ‚die perfönlichen 
Umftände, die Familien-, Vermögens- und Erwerbeverhältniffe 
des Anfuchenden, und die daraus ſich darftellenden Urfachen feis 
ner Unvermögenheit angeben, fo wie auch über diefes mit eingm 
Auszuge aus den Steuerrollen begleitet fern. Auf Vor⸗ 
Vegung obiger Aeten durch den Staatsprofurator und nad, Ans 
hörung deſſelben entfcheidet, in. den erften 5 Tagen nach dem Wors 
trag des Anfuchenden, das in der Berathungsfammer verfams 
melte Kreisgericht über die Bewilligung oder Verweigerung des 
Armenrechts, ohne daß hiegegen eine Appellation ergriffen, noch 
Caffation nachgefucht werden kann. ine Abfchrift dieſes Ers 
kenntniſſes wird der Parthei zu jeder nöthigen Nachweifung zus 
geftellt. 4) Der Staatsprofurator bezeichnet hierauf unter den 
Anwälten des Gerichts der Reihe nach denjenigen, der die Sache 
des Armen zu übernehmen hat, im Balle Feiner derſelben fie freis 
willig übernimmt. — Der im Kanton wohnende, oder wenn 
mehrere dafelbft wohnen, der vom Staatsprofurator der Reihe 
nach bezeichnete Gerichtsbote ift feine, Amtsverrichtungen. zu leis 
ften verbunden. — Die Zuftellung der Acten zwifchen Anwälten 
gefchieht dur den Audienzgerichtsboten. .— Ju alfen. obigen 
Faͤllen zieht die NBeigerung eine Suspenflon von 3 Monaten 
nad fit, 5) In den Armenfachen werden die Zeugen durd das 
Sriedensgericht abgehört, und die Erperten werden, fo viel mög⸗ 
lich, im Kanton, wo der Gegenfland der Prüfung oder des Aus 
genfcheins fich befindet, auserfehen. 6) In allen Armenfachen 
wird der Staatsproßurator vor jedem Erfenntniffe des Gerichte 
nothwendiger Weiſe gehört, 7) Wenn die mit dem Armenrechte 
begünftigte Parthei den Prozeß. gewinnt, fo iſt der unterliegende 
Theil zur Entrichtung aller Koften verbunden, verliert fie -aber 
- den Prozeß, fo Fann fie zum Erſatz der Koften, die dem Gegner 
verurfacht worden, angehalten werden. 8) Findet das Gericht, 
daß diefe Parthei durch vorfägliche Merdrehung des Factums, 
oder auf jede andere muthwillige nud boshafte Art, fih das Ars 
. menrecht zum Nachtheil der Gegenparthei erfchlichen hat; fo vers 
urtheilt es dieſelbe in die Erftattung der Koften feibit durch Fürs 
perliche Haft nnd überdich zu einer Gefänguißftrafe von 8 Zagen 
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ob in einzelnen Kalten Diäten und Transportkoſten des Ges 
richte, oder der Anwälte Zeugen» und nferatgebühren 





dis zu einem Monate, — Diefe Erkenntniffe find nur dann der 
Appellation uud dem Gaffationsgefuhe unterworfen, wenn dad 
Urtheit über die Hanptfache ſelbſt es feyn Pann. — Die in den 
Art, 1, 2, 3 enthaltenen Verfügungen find and bei Klagſachen, 
die zur Competenz des Eriedensgerichts gehören, anwendbar. 
Mur iſt in diefem Falle alies, was dort dem Staatsprofurator 
und dem SKreisgerichte übertragen wurde, dem Friedensrichter 
fiberlaffen, fo mie die Vollziehung der Art. 4, 5, 7und 8, info 
weit fie auf das Verfahren bei dem Briedensgerichte anwendbar 
find, mit der Einſchränkung jedoch, daß die im Art. 8 erwähnte 
Gefängnißitrafe hier nur von 3 bis 14 Tage verhängt werden 
Pan. 9) Im Falle das Armenrecht bei der Inſtanz vor dem 
Kreisgericht nicht nachgefucht oder nicht verwilligt werden wäre, 
und bei der Bortfegung des Prozeſſes bei der höheren Inſtanz 
darum nachgefucht wird , verfährt diefe Inſtanz in Ertheis 
fung ded Armenrechts auf diefelbe Art, wie bei dem Kreisge⸗ 
richte, — Gegenwärtige Verordnung wird dur das Amtes 
blatt zur allgemeinen Kenntniß gebracht. Kreuznach den 19. 
Movemder 1814, Die K. KR. öfter. nnd K. baier. gemeinfchafts 
liche Landesadminiftrations:Commifften.« f. Die fünf franzds 
fifden Geſetzbücher in deutfher Sprache nad den 
beften Weberfegungen. Nebft den bezüglihen Ges 
ſetzen, Defreten, Staatsrechtsgutachten, Miniflerials 
umfchreiben und allen feit 1814 in den Landen des 
linfen Rheinufers und fpäter in dem Rheinfreife 
ergangenen Gefeten, Verordnungen und Inſtruk— 
tionen,wodurd die franzdfifhen Geſeße anfgehoben, 
abgeändert oder erläutert werden. Zweibrücken 1827, 
Anhang, S. 24— 26. Weber die Geſetzgebung im übrigen Kos 
nigreich Baiern f. v. Wendt: Handbuch des baierifchen Eivils 
Prozeſſes. Th. 1, $. 84. »Die Zulaffung zum Armenrecht ſetzt 
vorans: obrigfeitlihe Erkundigung nach dem Mermögensftand 
und Armeneid (Cod. jud. Cap. 3. $. 8), Bon dem letztern abs 
ſtrahiren nenere Verordnungen und verlangen entweder Notorie⸗ 
tät oder Zeugniß der Polizeibehörde, welches unentgeldfich zu er 
theilen ift, Das Urmenrecht umfaßt anch Stempelfreiheit. Die 
Nachmweifuug des Armenrechts ift Bedingung für die Anfftellung 
eines Official: Urmenanwalts (5, 48). — Ueber Raffau 


Armenrecht. 111 


du rchaus nicht zn vermeiden find, zu beachten, daß die durch 

Gerichtöperfonen und Anwälte abzuhaltenden auswärtigen 
Termine, wenn fie nicht zu umgehen find, doch wo möglich 
bei gelegentlicher Anwefenheit in den betreffenden Orten vor⸗ 
genommen werden. Die Zeugen find, wenn nur immer 
thunlich,, durch Meanifition des Gerichtd des Wohnorts abs 
‚ zuhören. Die Inſerate find möglichft kurz zu greifen und 
in jedem einzelnen Fall nicht öfter, als abfolut erforderlich, 
erfcheinen zu laffen. Den Offieialanwälten wird der Erfaß 
der Didten und Meifefoften nur dann auf die Staatskaſſe 
decretirt, wenn fie, ehe fie eine folche Meife vornehmen, 
davon dem betreffenden Gerichte die Anzeige gemacht, die 
Unvermeidlichfeit nachgewiefen und die Ermächtigung zu der 
Neife erhalten haben. 9.2. Der Bürgermeifter des Wohns- 
ortd des um das Armenrecht Nachfischenden ift verbunden, 
auf Verlangen des letztern, über. deffen Verhaͤltniſſe ein 
Zeugniß dadurch auszuſtellen, daß er nach anliegendem Fors 
mular *) an den ibm vorgeſetzten Kreisrath oder Landrath 


f Von der Nahmer, Sammlung der merkwürdi— 
geren Entfheid.d. ObersAppell.®er, in Wiedbaden, 
Bd. 2, Fraukf. 1825, S. 395. »Minifterial:Refpript vom 10, 
April 1823, die Ertheilung des Armenrechtd an Ausländer ꝛc. 
betr,« und &. 399, »Minifterial: Refeript von 25, Maärz 1925, 
über die Frage, ob von Ausländern, welhe vou den Herzogl. 
Gerichtsſtellern zum Armenrechte zugelaffen worden find, bie 
Stellung einer Cantion für Unfoften und MWiderflage verlangt 
werden Fann?« (Verneinung). — Ueber Sachſen ſ. Kori: 
Theorie des fähf. bürgerl. Proz. Jena 1822, $. 4. 

.  »Mrmenredht.e Weber Defterreich ſ. Füger: Das gericht— 
liche Verfahren in Streitfahen, nach der öfterreichie 
ſchen BGerihtd: und Concursordnung. Zweite Auflage, 
Th. 3. Wien 1828, S. 259, 


°) »Betreffend die Rechtsſache.... zu ... „gegen —— 
wegen .... insbeſondere das Geſuch des .... um Zulaſſung 
zum Armenrecht. 
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berichtet. Ueber jeden der in dem Bericht-Formular ange 
denteten Punkte hat ſich der Bürgermeifter vollftändig und 
gewiffenhaft zu äußern und zwar bei Vermeidung nachdrück⸗ 
licher Ahndung. Der Bericht ift, zur Vermeidung des Miß⸗ 
brauche , niemald dem Petenten felbft einzuhaͤndigen, ſon⸗ 
dern von dem Bürgermeifter an den ihm vorgefeßten Große 
berzogl. Kreisrath oder Landrath direct einzufenden, welcher 
ihn mit feinen allenfallfigen Bemerkungen, oder wo er hiezu 
feine Veranlaffung findet, lediglich mit feinem Viſa verfehen, 
kurzer Hand an das berreffende Gericht gelangen laͤßt. 


An 
den Großherzogl. Heff. Kreisrat des Kreifes .... (Land: 
vath des Bezirks). 
Bericht 
des Großherzogl. Bürgermeiſters zu .... 

De .... welche ... um Ertheilung eines Zeugniſſes, behnfs 

der Zulaſſung zum Armenrechte in der rubricirten Prozeßſache 

gebeten hat, atteſtire ich hierdurch pflichtmäßig, was mir über 
die Verhältniſſe bekaunt iſt, und zwar durch Beantwortung nach⸗ 
folgender Fragen: 

1) Alter, Stend und Gewerbe der Bittſteller? 

2) Famitienftand? insbefondere Zahl und Alter der Kinder. 

3) Gefundheitsumftände des Mannes, der Frau, der Kinder? 

4) Immobiliarvermögen und Werth defjelben und zwar 
a) Hofraithe? b) fonftige Grundftüde? 

5) Betrag des Capitals und fonftigen Mobiliarvermögeng ? 

6) Steuercapital, 

7) Möglichkeit des Erwerbs durch Förperliche oder geiftige Kräfte, 
d.h. ob d .. Bittſteller .. ein Gewerbe oder einen Handel 
treibt, oder eine Kunſt ausübt? 

8) Muthmaßlicher Ertrag diefed Erwerbes in einem Tag, einer 
Woche, einem Monat? 

9) Gründe, ans welchem ein folder Erwerb nicht, oder nicht 
hinreichend flattfindet ? Ob Faulheit, verfchwenderifche Lebens⸗ 
meife oder dergleichen davon die Urſache ift? 

10) Befondere Bemerkungen über Moralität, Unglüdsfälle. ic 
d,,. Bittſteller .. J 

(Unterſchrift des Buͤrgermeiſters). 
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Z. 3. Die Gerichte find befugt, ſowohl vor als nach Er⸗ 
theilung des Armenrechts und während des ganzen Verlaufs 
des im Armenrecht betriebenen Prozeſſes, durch Vermitte⸗— 
lung der Großherzogl. Kreisrärhe oder Landrathe, die Bürs 
germeifter, fowohl des Wohnorts, ald des früheren Aufent- 
baltsorts der Petenten, zu erläuternden , beziehungsweife ers 
gänzenden Berichten über die Verhältniffe derfelben auffors 
dern zu laſſen; auf demfelben Wege können auch. die Bür- 
germeifter angewiefen werden, den Gemeinderath über die 
fraglichen Berhältniffe berathen zu laffen und das Berathungs⸗ 
Protokoll berichtlich vorzulegen. Diefe Berichte werden im 
derfelben Weife wie in $. 2 vorgefchrieben iſt, an die Ges 
richte befördert. $. 4. Nach Art. 4 des Geſetzes muß der 
Bewilligung des Armenrechts ſtets eine Weranfchlagung des 
Koftenaufwandes, welcher dem Petenten, würde er nicht 
zum Armenrechte zugelaffen, erwachfen müßte, vorausgehen 
und jene Bewilligung kann nur auf eine beftimmte Zeit ges 
ſchehen, nie aber auf eine Tängere, als zwei Jahre. Da 
die Gerichte nicht verbunden find, Appellationen gegen ihre 
Erfenntniffe vorauszuſetzen, es ihnen alfo unbenommen ift, 
was die Dauer des Rechtsſtreits betrifft, nur auf die resp, 
Inſtanz Nücficht zu nehmen; fo wird der Fall, daß das 
Armenrecht auf 2 Jahre bewilligt, alfo das gefeliche Maris 
mum erfchöpft wird, nur fehr felten ſich ereignen koͤnnen, 
hierdurch aber, dem Zwecke des Geſetzes gemäß, eine wefent- 
liche Verminderung der Armenfachen erreicht werden; denn 
je kürzer der Zeitraum ift, für welchen die Gerichte das 
Armenrecht zu verwilligen beabfichtigten, defto geringer wird 
auch der muthmaßliche Koftenaufwand veranfchlagt werden, 
deſto leichter wird er von Dem Nachfuchenden aufzubringen 
feun, defto öfterer alfo wird Grund vorhanden ſeyn, die 
gebetene Zulaffung zum Armenvecht abaufchlagen. Weber 
diefe Beranfchlagung der Koften haben die Gerichte in jedem 


einzelnen Fall eine detaillirte Aufzeichnung zu den Acten au 
progeßordn, I. 8 


114 ' Armenrecht. 


bringen. J 53. Was die beiden Stadt⸗ und Landgerich⸗ 
ten zu verhandelnden Armenſachen betrifft, ſo haben die 
Vorſtände dieſer Gerichte dieſelben moͤglichſt ſelbſt zu reſpi⸗ 
ciren oder. den aͤlteren Aſſeſſoren, in feinem Fall aber den bei 
die ſen Gerichten beſchäftigten Aceeſſiſten zuzutheilen. 8.6 
Der Officialanwalt hat über die im Art. 9 des Geſetzes 
ihm zur Wiliche gemachte, in jedem. Falle vorzunehmende 
Prüfung eine Aufzeichnung zu feinen Handacten zu bringen, 
Finder er die Sache zur Abmahnung geeignet, ſo hat ver die 
Gründe dafür. fchriftlich in: feine Handacten niederäulegen, 
die Abmahnung deutlich und verftändlich zu bewirken, und 
darüber ein vollitändiges Protokoll aufzunehmen. : Zuwider⸗ 
bandlungen gegen diefe Obliegenheiten werden: disciplinarifch 
geahndet, fofern fie fich nicht au Erkennung höherer Strafen 
eignen: ı Den Gerichten ‚welche die Amtsrhätigkeit der Au⸗ 
wälte auch in dieſer Beziehung zu controliren haben, bleibt 
überlaffen, die Borlegung der Handaeten oder der concernen⸗ 
ten Theile derfelben zu verlangen. Der Officialanwalt foll 
ferner, und zwar bei Vermeidung der Strafe der Ordnung, 
gleichzeitig mit der erften Hauptprozefbandlung und außer 
dem jedesmal, wenn der Arme eine Befchwerde oder ein 
Rechtsmittel an den höheren Nichter verfolgt, mis der Recht⸗ 
fertigung — in einem ‚befondern Bortrag anzeigen, ob er 
feinen Clienten abgemahnt oder hierzu keine Veranlaſſung 
gefunden: babe. Findet der Offieialanwalt erſt im Verlaufe 
der Sache Grund zur Abmahnung, fo bat er vom dieler 
ohne allen Verzug dem. Gerichte Anzeige zu machen. Die 
Dfficiglanwälte werden das Vertrauen‘, welches das Gefek 
zu ihnen durch Die ihnen übertragene Prüfung und besies 
bungsweife Abmahnung ausgefprochen hat, durch die puͤnkt⸗ 
lichſte Pflichterfuͤlung bei dieſem Geſchaͤfte rechtfertigen; 
ſie werden ſich vor jeder Einſeitigkeit zu bewahren ſuchen 
und ſich weder durch die Ausſicht, vermittelſt der Abmah⸗ 
nung: einer Armenparthie entledigt zu werden, noch auch 
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durch ein mnzeitiges Mitleid mit den Berhältniffen der Clien- 
ten beherrfchen laſſen. $. 7. Bei jedem der beiden Groß- 
herzogl. Hofgerichte ift ein Turnus für die bei denfelben 
und den ihnen untergebenenen Untergerichten fich erzeugenden 
Armenfachen, in welchen nach Art. 15 des Geſetzes Official 
Anwälte beftellt werden müffen, anzulegen. Die Unterge: 
richte haben daher, fo oft in einer bei ihnen anhängig zu 
mächenden , oder bereitd anhängigen Nechtsfache ein Officials 
Anwalt aufzuftellen ift, an die vorgefeßten Mittelgerichte zu 
berichten. In diefene Bericht ift zugleich unter Anfchluß der 
Aeten anzugeben, aus welchen Gründen die Beigebung eines 
Offieialanwaltes erforderlich fey. Die Mittelgerichte prüfen 
diefe Gründe und wenn fie ihnen zureichend erfcheinen, fo 
bezeichnen fie dent Untergerichte den an der Reihe fiehenden 
Advokaten. $. 8. Diejenigen Hofgerichte-Advofaten, wel 
chen es geftattet ift, an einem andern Orte, ald dem Giße 
desjenigen Hofgerichtd zu wohnen, bei welchem fie angeftellt 
find, haben die Verbindlichkeit, wenn die ihnen übertrage- 
nen Armenfachen bei diefem Hofgerichte anhängig zu mas 
chen, oder fortäufegen, oder im Laufe des Prozeſſes dahin 
zu bringen find, einen Profurator auf ihre Koften aufzu⸗ 
ſtellen. 8: 9. Der bei dem Großherzog. Oberappellationd- 
und Caffationsgericht anzulegende Turnus für die von dem⸗ 
felben zu beftellenden Offtcials Anwälte und Prokuratoren 
umfaßt nur die in Darmftadt wohnenden Advokaten. 8. 10. 
Bei Beftellung der DOfficial-Anmälte ($. 7 und 8. 9) ift die 
Reihenfolge genau einzuhalten und findet eine Auswahl der 
Anwälte oder der Partheien, fo wie eine freiwillige Weber: 
nahme von Armenfachen von Seiten der Anwälte nicht ftatt. 
Glauben die Gerichte von der Meihenfolge in einzelnen Fal- 
len aus befonderen Gründen abweichen zu müffen, fo find 
diefe in der Verfügung auszudruͤcken. $ 11. Der einmal 
ernannte Officialanwalt bleibt fortwährend advocatus causae, 
auch wenn die Sache in höhere Inftanzen devolvirt ; gelangt 
8* 
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fie an das oberſte Gericht und hat er feinen Sitz nicht uu 
Darmftadt, fo muß er zur Beigebung eines Official» Pros 
furators die geeigneten Schritte thun. $. 12. Das Gefeß 
vom 29. März d. J. umd die gegenwärtigen - Verfügungen 
beben nur die, das Armenrecht in Civilrechtöftreitigeiten bes 
treffenden, bisher beftandenen, gefeglichen und beziehungs⸗ 
weife reglementären Beftimmungen *) auf; rückſichtlich der 
Strafſachen bleibt e8 daher bei den bisherigen Normen’! 

1. Reſcript Großherzogl. Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 30. September 1835 , betreffend 
die Zulaffung von Armenanwälten in Polizeis 
und Forftiiraffachen, an Großherzogl. Hofgericht der 
Provinz Oberheffen. „In ihrem Berichte vom 27. Februar 
1833 bringen Sie die Frage zur Sprache, ob in Polizei⸗ 
und Forfiftraffachen für den zum Armenrecht fich qualifis 
eirenden Befchuldigten Armenanmwälte beftellt werden müſ— 
fen. Sie erachten die Großherzogl. Hofgerichtsadunfaten 
nicht für verbunden, eine foldye Laft zu übernehmen, und 
es find der Großherzogl. Aemterviſitations-⸗Commiſſaͤr fowohl, 
als auch das Großherzogl. Ober⸗Appellations⸗ und Caſſations⸗ 
gericht, welche wir mit Bericht gehört haben, hierin mit 
Ihnen einverftanden; ach wir theilen diefe Anficht. Das 
gegen conformiren fich die genannten Behörden nicht mit. 
Ihrem Antrag, daß in folchen Fallen die Befchwerden bei 
den Judieio a quo zu Protokoll gegeben werden füllen, ges 
ben vielmehr der Einrichtung den Vorzug, daß dieß bei dem 
Judicio ad quod gefchehen möge, mas auch jedenfalld vors 
zuziehen feyn wird, weil ed immer mißlich bleibt, wenn der 
angeblich gravirt habende Michter die Gründe, aus welchen 
er gravirt haben foll, felbft zu Protokoll nehmen foll. Wähs 


*) ſ. H. R. ©. 37—50. sv. Armenreht, wo diefe Normen 
zufammengefteltt find, Diefer Artifel: Armenrecht war noch 
vor der neuen Geſetzgebung ausgearbeitet und abgedruckt worden. 
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rend wir daher genehmigen, daB im den dazu geeigneten 
Fällen bei dem Secretariat der Gerichte II. und HL Inſtan; 
dergleichen Befchwerden protofollirt werden, da dieß auch 
früberhin bei Großherjogl. Regierungen und bei ung gefches 
ben ift, bemerken wir jedoch, daß überhaupt Fein Grund vor⸗ 
liegt, im Allgemeinen anzunehmen, daß bei den Forfts und 
Polizeigerichten II. und IL Inſtanz nur durch Anwälte ge: 
handelt werden kann; es war dieß, fo lange wir und die 
Großherzoglichen Megierungen jene Gerichtsbarkeit ausübten, 
nicht VBorfchrift, und es kann alfo auch jet nicht feyn, vor: 
behäaltlich des den Behörden nach wie vor zuftehenden Nechts, 
ungeeignete Eingaben den Verfaſſern zurückzugeben.“ 

IV. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provin; 
Starfenburg vom 24. Dctober 1835, das Geſuch des 
Konrad Schneidemüller zu Wohnfeld, um Bei 
gebung eines Dfficialanwalts zur Ergreifung 
eined Recurſes, wegen einer Feldbuße, nun die 
Zulaffung von Armenanwälten in Polizeis und 
Forfftraffachen betr. „Es ift zur Sprache gekommen, 
ob in Polizeis und Forftitraffachen für die zum Armenrecht 
ſich qualificirenden Befchuldigten zur Ergreifung eines Wer 
curſes Armenanwälte zu beftellen find, und hierauf von der 
höchſten Staatsbehörde die Entfcheidung erfolgt, daß Die 
Großherzoglichen Hofgerichts⸗Advokaten nicht dazu verbunden 
zu achten feyen. Dagegen ift verfügt worden, daß im fol 
chen Fällen die Befchwerden gegen dad unterrichterliche Er⸗ 
fenntniß bei dem Seeretariat der Gerichtöftelle, an welche 
der Recurs geht, zu Protokoll gegeben werden Tonnen. 
Hiernach haben die Großherzoglichen Landgerichte die ver— 
mögensIofe Beftraften, wenn fie ven Recurs ergreifen und - 
ihnen ihre Befchwerden zu Brotofoll anzeigen wollen, au bes 
ſcheiden.“ 

| V. Weber diefe neue Gefeßgebung hat ſich Linde: 
‘Weber den Standpunft der Meformfrage der 
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Juſtizverfaſſung und die Ergebniffe der jümgs 


ften legislativen Thätigkeit inBezug auf Civil 


recht und Eivilprozeß im Großherzogthum Hefs 
fen (©. 290-332 ded 20. Bandes des Archivs für die 
civiliftifche Praxis) ©. 322—331 ansgefprochen. Ein⸗ 
leirungsweife fagt der Verfaſſer: „Ueber das lebhafte. Zus 
tereffe, welches die Großherzogl. Heſſ. Landftände am einer 
zweckmaͤßigen Ordnung des Armenrechts im Prozeſſe auf 
mehreren Landtagen bewieſen, hat ſich der Verfaſſer ſchon 
bei einer andern Gelegenheit in dieſer Zeitſchrift (Band 17 
©. 56 16.) ausgefprochen. Der Gegenftand ift nunmehr 
durch ein Gefe vom 29. März 1836 geordnet.’ «Der Vers 
fafler theilt hierauf den Inhalt des Geſetzes mit und fährt 
dann fort: „Das Gefek hat die Mittel, welche man an— 
wenden kann, damit das Armenrecht nicht ohne Grund bes 
willigt, und das bewilligte nicht mißbraucht werden kann, 
möglichft erfchöpft, denn es folk die Armuth der Parthie 
bergeftellt, diefelbe auf die Frivolitär der Sache, fo oft ſich 
Gelegenheit dazu ergiebt, aufmerkfam gemacht, und wirk⸗ 
liche Frivolitaͤt fol beftraft werden. Dagegen wird nach dem 
Gefeße vor Zulaffung zum Armenrecht nicht der Gehalt der 
Mechtsanfpriiche unterfuccht. Die Gründe hiefür find im eis 
nem Gutachten der Gefeßgebungs-Commiffion Elar entwickelt, 
Es heißt darin: „„Für's erfte iſt 08 zum bei weitem größe 
ten Theile ganz und gar unmöglich, über den Grund nder 
Ungrund des Prozeſſes vor angefangenem und ausgetragenen 
Prozeſſe zu urtheilen. Möglich ift es nur in fofern, als 
der Aſpirant Anfprüche formiren will, welche, feinem eigenen 


faetifchen Vorbringen nach, juriftifch ungegründer find: In 


dieſem Falle allein ift e8 möglich, im Voraus zu urtheilen, 
daß der Prozeß nicht gewonnen werden könne, in allen übris 
gen Fällen ift es unmoͤglich; wie, wenn der Aſpirant ein 


unmwahres Factum vorträgt: wer kann vorausfehen, daß es 


unwahr ſey? oder, wenn er eine ihm entgegenftehende: fac- 
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tiſche Einrede verſchweigt — oder überhaupt, wenn er ein 
Factum behauptet, wer kann vorausſagen, ob cs ihm ges 
lingen wird, es zu beweiſen, ob Zeugen die behaupe⸗ 
ten Umſtände werden bejahen wollen oder können, wie die 
Experten aus ſagen werden, was die Urkunden, auf deren 
Edition angetragen werden ſoll, enthalten werden, ob der zu 
Verklagende den Schiedgeid ausfchwören wird: m. «few? 
In allen diefen Fällen ift ein Vorurtheilen unmöglich. Frei 
lich ein Probalilismus der Art, wie etwa, daß cin Faetum, 
wie das, was der Aipirant von feinem Gegner ı behaupten 
wolle, dieſem letztern, allen: Umſtänden und Berhältniffen 
nach, gar nicht zuzutrauen, Die Sache des Armen alfo durch⸗ 
aus nicht probabel fey — folche und ähnliche Brobabilitäten 
werden wohl nicht mit in die Wagfchale Der VBorbeurtheilung 
kommen follen. Oder ſoll das Vorurtheil von einer: Ans 
waltsfammer und resp. vom Staatsprofurator gefällt wer 
den? Auch diefe Einrichtung fcheine nicht vorzüglich. Einen, 
der Prozeßkoſten nicht zu beftreiten vermag, das Armenrecht 
abfprechen, heißt nichts Anders , als ihm das ihm mögliche 
Gehör , und mit diefem alfo, auf die wirkfamfte Are von 
von der Welt, feinen Anſpruch ſelbſt abfürechen. Um Mechtes 
anfprüche abzufprechen, find aber nicht die Advokaten, nicht 
die Stantsprofuratoren da, und es thut um ſo viel 
weniger Noth, dieſen Perſonen eine ſolche, ihren ſonſti— 
gen Beſtimmungen ſo fremde Attribution beizulegen, da das 
Einzige was fie mit Grund zu beurtheilen im. Stande 
find, die rechtliche Conceludenz der. Klage , wie ſchon erwaͤhnt, 
eben fo leicht und kurz, und jedenfalls förmlicher und bes 
enhigender, vom Gerichte, nach angeftellter Klage „benz 
theilt , und dann auch gleich: als Rechtsſpruch ausgeſprochen 
werden kann. Möge aber die Verweiſung der Borbeurthris 
lung an die Anwaltskammer an ſich ihren Werth haben ,) fo 
würde doch die Generalifirung: diefer Einridggangundderen 
Verpflanzung auf dieſſeitigen Boden viele Schwierigkeiten 
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haben, Einführung von Anwaltskammern und Staatspro⸗ 
kuratur, oder von Surrogaten dafür erfordern u. dergl. — 
Lauter Gründe, welche dafür forechen, nicht die jenſeits 
rheinifche Vorbeurtheilung auch für die dieffeitigen Lande 
einzuführen, fondern lieber die Einrichtung zu generalifiven, 
wornac über des Armen Nechtsanfprüche erft dann abge 
fprochen wird, wenn er rechtlich gehört worden iſt.““ — 


In Bezug auf den Art. 10 des Geſetzes war im Ausſchuß⸗ 


berichte der I. Kammer bemerkt worden: wenn man einmal 
den Grundfaß angenommen habe, daß der Arme, ſobald 
fein behaupteter Anfpruch offenbar und wahrfcheinlich frivol 


erfcheine, vor Strafe gewarnt werden folle, und in Folge 


einer folchen Verwarnung gegen den Armen eine Strafe für 
zuläffig erkläre, die den Vermögenden, troß gleicher und 
ärgerer Frivolität, nicht. treffen folle, fo ſcheine es dem 
Ausfchuffe doch immer unabweisbare Forderung der Gerech⸗ 
tigkeit zu feyn, jene Verwarnung niemals allein als zureis 
chender Grund für die Anwendung der Frivolitätsftrafe gel- 
sen zu laffen. Alle Gründe, die gegen eine, auch nur möge 
liche erfchöpfende und gründliche Unterfuchung des materiellen 
Gehalts des von Seiten eines Armen zu profequirenden 
Mechtsanfpruchs , vor dem Beginnen des Prozeſſes, ſpraͤchen, 
redeten auch der Forderung das Wort, daß die Frivolitäts— 
firafe des Art. 10 nach einem in der Discuffion der zweiten 
Kammer vorgefchlagenen Zuſatz, nur dann verhängt werden 


dürfe: „wenn der Richter aus den Acten die Weberzeugung . 


gewonnen habe, daß die Armenparthie nicht in. gutem Glau⸗ 
ben gehandelt, fondern muthwillig procefjirt habes’  Diefe 
Faflung wurde, deßhalb für vorzüglicher gebaltem, als jene 
von der zweiten Kammer vorgefchlagene, und vom Geſetz⸗ 


geber nunmehr im Art. 10 ‚‚Ausnahmsweife — hat’ adop⸗ 


tirte, weil, wenn man einen folchen Grundſatz als Regel 
wollen muß ,.gg der Gerechtigkeit auch mehr entſpricht, ihn 
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geradesm als Megel binzuftellen und weil es im praktifchen 
Mefultate ohnehin gleich gehalten werden wird, da der Nichter, 
nach der einen wie nach der andern Anſicht, ſtets das Vor⸗ 
bandenfeyn und das Maß der Frivolität prüfen muß, und 
da er durch: die Verwarnung fich fchon gewiffermaßen im 
Voraus nusgefprochen hat umd deßhalb auch nicht zu bes 
fürchten ſteht, daß er e8 mit der Anwendung der Strafe zu 
bedenklich nehmen würde. ‚Bei der Berathung in den Kants 
mern wurde »befonders das Prinzip der. Gegenfeitigfeit bes 
fprochen , im Wefentlichen die Gründe für und wider näher 
. beleuchtet, die in deſem Archive ſchon befprochen wurden, 
und insbefondere noch hervorgehoben: daß allerdings in der 
Gefeßgebung über das Armenrecht die Mittel erwartet wer⸗ 
den, durch welche frivoles Procediren verhindert wird, weil 
ſolche Chikanen dem Wohlhabenden befonders da fühlbar 
werden, wo er in Prozeffe mit Armen verwickelt, von die 
fen, beim gluͤcklichſten Ausgange des Mechtsftreiteg, die vors 
gelegten Prozeßkoſten nicht wieder erfegt erhalten kann, alfo, 
außer der erdulderen Chifane, auch einen Theil feines Vers 
mögens verliere, woraus fich auch erklärt, wie hanptfächlich 
die von Armen ausgeübten Chifanen es find, die fich als die 
drückendſten darftellen. Allein es kann gleichwohl bei nähes 
rem Nachdenken über die Folgen des Grundfaßes der Grgen- 
feitigfeit des Armenrechts doch nicht entgehen, daß dadurch 
der Ehifane, von Armen ausgeübt, nicht im Geringften 
Schranke geſetzt, ſondern blos verhuͤtet wird, daß folche 
Chikanen nachtheiliger in ihren Folgen werden, ald wenn fie 
von Vermoͤgenderen ausgeibt worden wären. Ob die Ueber⸗ 
nahme einer Partheienrolle in einem Prozeffe von Frivolitat 
zeugt, hängt von dem Bewußtſeyn der Rechtmaͤßigkeit oder 
Unrechtmaͤßigkeit des Klag- oder Wivderfpruchsgrundes ab, 
niemals aber davon, ob die Parthei vermögend oder arm 
it. Wenn die Erfahrung aber auch bewies, daß Partheien, 
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die zum Armenrechte zugelaſſen werden, geneigter find, ſich 
in einen Prozeß einzulaſſen, besiehungsweife einen ſolchen 
anzufangen, ald Vermögende, fo kann eine folche Erfcheis 
nung doch nicht mehr als Frivolität, als daraus erklaͤrt 
werden; daß die Berhältniffe der Armuth auch geeigneter 
machen und machen müffen , fich entfchiedener gegen jeden 
Berluft des geringen Vermögens zu vertheidigen.  -Daß der 
Staat nach Möglichkeit darauf Bedacht nimmt, "die Unters 
thanen gegen frivole Prozeffe in Schuß zu nehmen, und zu 
dem Ende felbft Strafen gegen folches Beginnen ausfpricht, 
läßt fich als zweckmaͤßig und morhwendig nachweiſen, die 
Maßregel muß aber allgemein anwendbar ſeyn, den Ders 
mögenden wie den Armen treffen, die Frivolität der Hands 
Iungeweife umter allen Umſtänden und nicht bloß dann trefs 
fen, wenn fie einem Armen zur Laſt falle. — f. auch noch 
Hofmann: „Meber die Nothwendigkeit ver Be— 
freinng der Anwälte von richterliher Diseipkis 
nargewalr, mir befonderer Rückſicht auf Diebe» 
dem aͤlteren Provinzen. ves Großhergogrbiume 
Heffen“ GBei B. M.Bd.6, ©. 1-50) TV. „Bon 
Dffieialfahen und von Armenſachen ze 
dere,‘ ©. m—32. ATS 


Arreſt. 1. Verordnung vom 9. December 1807, „die 
Gründung, Dotation und Einrichtung des Witt— 
wen, und Waifeninftitutd für Officiere uno im 
Dfficiersrange ftehende Militärperfonen und 
Militärbeamten betr., $. 32. „Die Wirtwengehalte 
können auf feine Weife mit Arreft belegt — werden, fonz 
dern fie werden gegen Quittung nur den Wittwen felb 
oder ihren Bevollmächtigten und den Curatoren der Waifen 
bezahlt.“ 


U. Verordnung vom 2. October 1808, ‚nie Eistid 
tung, Dotation und Verwaltung einer allgemei- 


nen Givis-WittwensBerforgungsanfatt Denn‘ 

$. 30. „Wittwengehalte follen von Glaͤubigern nicht in An 

fpruch genommen, — nicht beſtrickt — werden koͤnnen. Nur 

folche Schulden, welche während des Wittwenſtandes für 
Lebensmittel: gemacht. worden. find, — —— — | 
men ſeyn. —* 


AII. In Sachen des Buͤrgers Sm. dabier —— 
ten, gegen H. A. St. zu S. Impetraten, Entſchaͤdigung 
betreffend, wird hiermit zu Recht erkannt: daß es, da Im⸗ 
petrat in dem, auf den 3. v. M. zur Rechtfertigung des er⸗ 
kannten Arreſtes anberaumten Termine nicht erſchienen, und 
deſſen am 4. v. M. angebrachtes Geſuch, um Anberanmung 
eines andern Termins, rechtlich nicht begründet ift, bei dem 
erkannten Arrefte, unter Verurtheilung des Impetraten in 
die Koſten des deßhalb ſtattgehabten Verfahrens, zu belaſſen 
ſey. Bon Rechtswegen. Deſſen zur Urkund ꝛc. So ge⸗ 
ſchehen Darmſtadt den 10. October 1817. Großherzoglich 
Heſſiſches Hofgericht daſelbſt. 2 


IV. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom 2. October 1833, „die Arreſtanlagen 
auf ftändige und unfldndige aus der Haupt⸗ 
ſtaatskaſſe zu leitende Zahlungen betreffend,‘ 
an die Untergerichte: „Saͤmmtlichen Untergerichten theilt 
man eine Abfchrift eines Erlaffes Höchftpreißlichen Miniftes 
riums der Finanzen vom 8. Auguſt d. J. zur Nachricht und 
Raten in vorfommenden Fällen, mit: „„Darmſtadt 





*) Nadeg. 40 ber Verorduung vom 18. November 1816 wegen 
Ger Brandverfiherungsanftatt findet auch »auf die für entſtan— 
dene Brandfchäden ans der Brandkaſſe zu bezahlenden mo 
diguugsgelder fein Arreſt oder Ba ſtatt.« 
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den 8. Auguft 1833. Das Großhergogl, Heſſ. Miniſterium 
der Finanzen an das Großherzogl. Heſſ. Hofgericht dabier. 
Die in Folge Ihrer Berichte vom 5. Mai und 27. Juli 
I. 3. heute ergangenen Weifungen an die Behörden unſeres 
Departements laſſen wir Ihnen in der nachftehenden Abfchrift 
zur Nachricht zugehen. An die Großherzogl. Ober; 
finanztammer I. Section. In Beziehung auf Arreft- 
anlagen auf unftändige Zahlungen und Forderungen an die 
Verwaltung, bat das Großherzogl. Hofgericht dabier den 
Antrag geftellt, die von und abhängigen Nominiftrativbehdrs 
den, welche im dem Falle fich befinden, Anmweifungen über 
ſolche unftändige Zahlungen und Forderungen auf die Haupt⸗ 
ftantscaffe, oder auf andere Caſſen, zu ertheilen, zu beauf- 
tragen und denfelben vorzufchreiben, daß a) wenn diefe For» 
derungen noch nicht zur Zahlungen decretirt find, den jer 
weiligen Mequifitionen der Gerichtöftellen zum Zwecke von 
Arreftanlagen auf folche von verfelben im gehöriger Meife 
entiprochen und der mit Arreft belegte Theil diefer Forder 
rungen bis auf weitere gerichtliche Verfügung wicht zur 
Zahlung angewiefen werde; und b) wenn die Forderungen 
bereits angewiefen find, daß diefelben in dem Falle die ih— 
nen untergeordneten Gaffen dahin inftruiren, daß folche, in 
fofern und fo lange die Zahlung noch nicht erfolgt iſt, der 
Arreftanlage des Gerichts ummweigerliche Folge leiſten, in 
fofern die Zahlung aber bereitd Statt gefunden bat, der 
requirirenden Gerichtsitelle erwiedern , daß und warum fein 
Object der Arreftänlage mehr vorhanden iſt. Wir bar 
ben diefem Antrage des Großherzogl. Hofgerichts Folge 
gegeben, und weiſen Sie daher an, nad) Maßgabe deffelben 
fich zu bemeſſen, und in den vorkommenden Fällen zu ver 
fahren, fowie das Geeignete zu verfügen. Arreſte auf ffäns 
dige Zahlungen werden von den Gerichten ſtets bei der zah— 
lenden Cafe anzulegen feyn. Der Großherzogl. Hauptſtaats⸗ 
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saffe ‚geht im dieſem Betreffe heute, eine —— Wei⸗ 
sung zu. 
In simili 
Man die Grÿhzl. —— — II. Section, 
Zr mn . Dberforfdireetion, 
"MM un „Oberhaudirection, 
5) ur „Rechnungskammer, 
"Gyr Zolldirection, 
De) Tr Münzdeputation, 
3 er Direction der Großherzogl: Staatöfehutden 
tilgnngscafle, | 
9) an die Großherzogl. Hauptſtaatscaſſe. 

In Beziehung auf Arreftanlagen auf unftändige Zahlun⸗ 
gen und Forderungen an die Verwaltung, haben wir auf 
den Antrag des Großherzogl. Hofgerichts dahier Die Ver⸗ 
fügung an die fämmtlichen und untergeordneten Behörden ers 
geben laſſen, welche wir. Ihnen in der nachftehenden Abfchrift 
zur Nachricht mittheilen. Im foferne daher Arrefte auf 
folche unftändige Forderungen bei der Hauptſtaatscaſſe von 
Seiten der Gerichte angelegt werden, fo haben Sie den. deß⸗ 
fallfigen Reguifitionen, wenn die Zahlungsanweifung bereits 
vorliegt, bereitwillig die gehörige Folge zu leiſten, und daß 
dieſes gefchehen, mit aller Sorgfalt au überwachen. Im 
den Fällen, wenn die Zahlungsanweifungen noch nicht vor⸗ 
liegen, oder die Zahlung bereits geleitet iſt, haben Sie das 
gegen den Gerichten au. erwiedern, daß und warum fein 
Object für die Arreſtanlage bei der Hauptſtaatscaſſe vor⸗ 
banden iſt. v⸗ 


V. Auf dem Landtage von legte die Siamtir⸗⸗ 
— den Ständen den Entwurf eines Geſetzes, „betref⸗ 
end Perſonalarreſt in Beziehung auf die in der 
StadtOffenbach eingegangenen Handelsverbind—⸗ 


16 - Arreſt. * 


lichkeiten“ vor. Der Regierungs-Commiffär trug bei der 
Vorlegung diefes Entwurfs in der zweiten Kammer vor: 
‚Mehrere Handlungshäufer in Franffurt und Offen⸗ 
bad) hatten in einer an das Großberzogl, Minifterium des 
Innern und der Zuftiz-gerichteren Borftellung auf den Dans 
gel eines Geſetzes aufmerkſam gemacht, durch welches gegen 
Ausländer rückfichtlich der zu Dffenbach eingegangenen Hans 
delsverbindlichkeiten Perſonalarreſt geitattet werde und um 
Erlaffung eines folchen Gefeßes gebeten. Die. Staatsregie- 
rung mußte fich um fo mehr, von der Zweckmäßigkeit derar- 
tiger Beftimmungen überzeugen, als, felbft abgeſehen davon, 
daß fie wefentlich auf den Credit eines Handels oder Fabrifs 
platzes influiren, durch fie die Stadt Offenbach nur. mit den 
älteren Landestheilen gleichgeftellt wird, in welchen. ſowohl 
das Landrecht der obern Graffchaft Kabenelnbogen, *) als 





*) Diefes Landrecht beffimmt Th. 1. Tit. 8 »Von Arrefiren 
und Kümmern,« daß »Beiner deu audern befümmern oder mit 
Verbot oder Arreft befchlagen laffen, fondern ein jeder deu an- 
deru mit ordentlichen Rechten befprechen und davon begnüigt feyn 
fo, es fey denn, daß an dem Orte, da der Beklagte gefeilen, 
das Recht kundlich geweigert würbe, oder, daß einer wegfertig 
oder flüchtig wäre, und in ein ander Gericht ziehen wollte, 
gleichwohl fo viel nicht Hinterließe, daß der Gläubiger bezahlt 
werden Fönnte,« oder, »daß ein Fremder etwas hätte machen 
laſſen und wicht bezahfen wollte,« oder, »daß es um eine fah— 
reude Habe zu thun wäre und man beforgte, der Inhaber wöcht's 

-„derbringen,« oder, »daß der Gaft die Behrung dem Wirth. nicht 
bezahlte, oder »daß einer, der Hauss oder andern ind von 
Aedern, Wieſen, Weingärten, oder andern Gütern fchuldig, 
dieſelbige nicht erlegen mollte,« oder, daß ein Ausländer durch 
Dertrag etwas fchuldig geworden fey und dad Schuldiae nicht 

bezahlt, oder »etwag verwirft hätte. (Faſt wörtlich fchreibt das 
Gleiche eine alte Braunfchweig’ihe Hofgerichtdorbnung vor, 
Krüger: Gofematifhe Darftelinug des bürgerl. Prozeſſes im 
Herzogthum Braunfchweig. Braunſchw. 1829, $. 60, »Arreſt⸗ 
progeffe« ©. 145—146.) | 


2 An 


auch das Mainzer Landrecht *) Depfattige gefeßlüche Mor 
Aachen. —— waͤhrend die Stadt Offenbach auf das 
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-®) Das — Bondreiht Heftimmt Tit. 1. »Von Arreften 
oder Kummer, aud denen, fo Bonis cediren.« $,1, 
»Obwohlen fonften gemeiniglich in Rechten nicht erlaubt ift, daß, 
mann einer den andern zu belangen bat, der Prozeß von Arre⸗ 
ften und Kummern angefangen werde, fo giebt es doch in Rech⸗ 
ten ſolche erhebliche und wichtige Urſachen, daß fothane Arreſten 
gar wohl erlaubt und einem Ereditori ohne felbige nicht wohl 
zu deme, was ihm gebühret, gehelfen werden könne. $.2. Da: 
ber: verorduen und wollen wir, wenn ein Schuldner verbäctig, 
daß er durchgehen wolte, alsdann dem Creditori ‚erlaubt : feye, 

denſelben auf feine ‚Gefahr feben, oder deffen Effecten mit Kum⸗ 

-- ‚mer beftricden zu laſſen; wäre aber der Verdacht nicht kundbar, 

oder fonften ermeislich, fo fol der Ereditor, dem richterlichen 
Befund nach, eidlich erhärten, daß er feinen Debitorem ber 
— Slucht, oder daß er das Geinige auf Seiten bringen wollte, 
verdäaͤchtig halte, und daß er ihn nicht aus Animoſität ober Ges 
fäahrde onhalte, oder deffen Effecten mit Kummer beſtricken Taffe. 

3. Wann auch ein Handeldömann oder Jud Banquerout machte 
und nicht erweifen könnte, daß er durch merfwärdige Unglüdds 

- file dazu gefommen wäre, fo mag derfelbe auf Begehren und 
: und Gefahr des Glaubigers in Arreft gefebet, oder deffen Efs 
— feeten anf Gefahr des Ereditorid mit Kummer belegt werden, 
jedoh, daß im erften Fall ihm der Glänbiger 6 Pr. täglich zum 
- Unterhalt reiche, F. 4 Wann ein Fremder, fo in Unfern Chur⸗ 
fürſtlichen Landen wicht angefeffen, mit einem von Unſeren Uns 
terthanen contrahiret,. oder bei Kaufleuten und Krämern etwas 
‚ausgenommen, oder bei Danbmwerfsienten etwas hätte machen 
> Jaffen,. und folches nicht bezahten wollte, oder aber $. 5. wann 
- ein ausläudifher Uuferen Unterthanen etwas ſchuldig wäre und 
er an dem Ort, wo der Fremde wohnst, auf gethanes Anfuchen 
feine Rechtshülfe erlangen könnte, noch ihm zw feiner Schuld 
 » verhelfen werben wollte, fo hat alleufals der Arreft oder Kum⸗ 
mer, wann der Yusländifche: feine Cantion flelien könnte, oder 

wollte, auf Gefahr deffen. fo es begehret ſtatt. 2u« Anßer die> 
— fen Landrechten handelt auch das Solmſiſche Landrecht Th. 1. 
Dit. 10, »uon Arreken oder Kummerm« Namentlich heißt 
es in dieſem Titel: »ß. 4 So viel die Fremden und Auslän⸗ 
diſchen belangt, da mögen dieſelben wohl in der Perfon, oder 
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gemeine Recht und deſſen Controverſen beſchraͤnkt ift:*) Ich 
bin daher beauftragt — den — Geſetzesentwurf zu überbringen. 





‘ auch, ihres Abweſens, derfelben Güter arreftirt oder gekümmert 

: werden, doch daß foldher Kummer zuvorderft durch den Schufts 
heißen bdeffelben Orts erlaubt fey worden und darauf durch den 
Büttel gebührlicher Weife gefchehe. $. 5. Es fol aͤuch alsdaun 
den nächſten Gerichtstag nach angeflagtem Arreft derfelbige ges. 
richtlich mit Vorbringung der Klage eröffnet und durch denjenis 
gen, fo den Kummer anlegen laſſen, eine Eitation oder Ladung 
wider den Arreftirten begehrt werden, den angelegten Kummer 
zu vertreten und auf die fürgebrachte Kiag zu antworten, $. 6» 
So dann auf ſolche Eitationen der citirte Auslänbifcheperfönlich ere 
feinen, fih mit Recht, ohne einige Einrede oder Exception 
einfaffen, auch Eaution, fo zum Rechten genugfam, thun würde, 
fo fol dadurch der angelegte Arreſt aufgehoben — feyn. — 
$. 7. Da er aber auf ſolche Eitation nicht erfcheinen, doch von 
feiner ordentlichen Obrigkeit etwa in Kraft derfelben für bie 
fremde und auslaͤndiſche Gerichte habende Kaifers oder Königliche 
Privitegien, abgeheifchen oder abgefordert würde und fich diefels 
ben Privilegien dermaßen glaublich befinden, daß die Sad dars 
anf möcht gewiefen werden, ſollen die Schöpfen diefelbige weis 
fen, doch daß dem Arreſtirer alsdann von des Ausländifchen 
Obrigkeit ſchleunigs Rechtens verhelfen werde. $..8. Würde 
aber der Arreſtirte nicht erfheinen und ſich auch nicht abheifchen 
laſſen, ſondern ungehorfamlich gar ausbleiben, fo fol der Kiäs 
ger alsdaun gegen ihn rechtlich verfahren zc.« 

Dei der Berathung bes Gefepesentwurfs in der zweiten Kam⸗ 
mer bemerkte ein Abg., daß mit den Beftimmungen des Tit. 21 
bes Mainzifhen Landrechts über Arreft das in Verbindung zur 
fegen fey, was durch eine Novelle vom 18, April 1792 verords 
net worden ſey. Diefe Verordnung gehe von der Wahrnehmung 
aus, daß fi bei Verhängung von Perfonalarreft bei bloßen 
Schuldforderungen Mißbräuche eingefchlichen hätten und bes 
ſchraͤnke die Zuläffigkeit diefes Arreftes auf die Fälle, da der 
Impetrat entweder Fein Domicilium im Lande habe, oder der 
Slucht verdächtig, oder von deſſen Obrigfeit Leine Rechtshülfe 
zu erhalten geweſen ſey. | 

*) |. bei, Mittermaier: Der gemeine dentfche Prozeß in Vers 
gleihung mit dem preußifhen und franzöfifchen Givilverfahren 
und mit den neueften Sortfchritten der Prozeßgeſetzgeb. Wierter 
Beitrag. Bonn 1826, Abh. VII» Der Arreftprogeh.« S. 148—167, 
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- Sie entnehmen — daß in dem Entwurf mehrere, das Ber- 
fahren, beſonders in den Recursinſtanzen, abkürzende Ber 
ftimmungen enthalten find, welche fih von dem gemeinen 
Rechte entfernen; es hätten fich deren noch mehrere treffen 
laffen; man wollte aber mit Rückſicht auf die neue Geſetz⸗ 
gebung und um derſelben nicht allzuſehr vorzugreifen, ſo weit 
moͤglich bei dem Beſtehenden beharren und Ihnen nur in ſo 
weit eine Aenderung des dermaligen Verfahrens vorſchlagen, 
als die in Handelsgegenſtänden unbedingt nothwendige Ab⸗ 
kürzung der Procedur es erheiſcht.“ Der Ausſchußbericht 
ſprach ſich im Eingang dahin aus, es habe ſich der Aus— 
ſchuß gutachtlich zu äußern: 1) ob das beabſichtigte Geſetz 
im Allgemeinen nothwendig oder raͤthlich erſcheine und 2) ob 
die einzelnen Artikel nach Inhalt und Faflung ihrem Zweck 
entfprächen. In erfterer Beziehung trug der Bericht vor : 
„Offenbach war von jeher Fabrikort umd iſt in neueren 
Zeiten, durch den Anfchluß des Großherzogthums an das 
Preußiſche Zollſyſtem, fowie durch den jpäteren Beitritt 
der meiften deutfchen Staaten zu dieſem Verein, ein nicht uns 
bedeutender Handels⸗ und Meßort geworden. In letzterer 
Beziehung hatte ſchon die Einführung des, in der nahe ges 
legenen, auf den Verkehr in Offenbach ſo wefentlich influi⸗ 
venden, Stadt Frankfurt, geltenden Wechfelrechted, fo wie 
die Abkürzung des gerichtlichen Verfahrens in Handeldfachen 
durch die Verordnung vom 4. März 1829 *) für das handel 
treibende Publikum in Offenbach befonderes Intereffe. Ins 
zwifchen blieb, wie fich nicht verkennen läßt, für den Ver: 
kehr, im gefeßlicher Hinficht, eine Lücke — namlich der 


*) ſ. Trygophorus: Verordnung über Einführung eines Wechfels 
rechts in der Stadt Offenbach nebft den in diefer Verordnung 
bemerkten gefeglichen Quellen dieſes Wechſelrechts. Darmſt. 1829, 
Vergl. auch noch Flor et: Hiſtoriſch Fritifche Darſtellung der 
Verhandlungen der Ständeverſammlung im Großherzogthum 
Heſſen im Jahr 2820 und 1821. Gießen 1822, ©, 280, 281. 

Prozeßordn. II. 9 L 
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Mangel gemigender Beftimmungen über den Perfonalarreft 
gegen fäumige Debitoren — eine Lücke, welche für den Han— 
delsſtand zu Offenbach, nach Maßgabe des Standpunftes, 
welchen er in neuerer Zeit eingenommen hatte, um fo em: 
pfindlicher feyn mußte, ald alle andere bedeutende Handeld- 
pläße, insbefondere Frankfurt *) fich concernenter legisla⸗ 
tiver Anordnungen oder unmwiderfprechlicher Gewohnheiten, 
welche die Stelle der erfteren erfehen, zu erfreuen haben. 
Schon diefes allgemeine - Anerfenntniß der Nothwendigkeit 
gefegliher Normen über fraglichen Gegenftand wird, bei 
dem Mangel zureichender gemeinrechtlicher Beſtimmungen, 
dem vorgelegten Entwurf zur Empfehlung gereichen, es wird 
ſich aber auch diefe Nothwendigkeit aus folgenden legislativen 
Betrachtungen noch deutlicher berausftellen. Auf einen Hans 
delds und Meßplatz, auf welchem namentlich zu gewiffen 
Zeiten ins und ausländifche Kaufleute zuſammenkommen, 
deren fich viele gar nicht oder nur dem Namen nach fennen, 
auf welchem die erfte Vorausſetzung des wechfelfeitigen Ver⸗ 
kehrs, Zutrauen und die Soliditaͤt und Mechtlichkeit der 
Miteontrahenten ift, auf welchem, foll anders der Handel 
profperiren, die Gefchäfte fchnell abgethan werden müſſen, 
und auf dem insbefondere nicht möglich ift, vorerft Bürgs 
fchaft für Zahlbarkeit eines auswärtigen Contrabenten zu) 
erlangen, auf einem ſolchen Pla muß die Gefeßgebung den 
verfehrenden Handelsleuten die Weberzeugung verfchaffen, 
daß es auch dem bösmwilligen Schuldner fchwer fallen werde, 
fi feinen Zahlungsverbindlichkeiten zu entziehen und für ges 
wöhnliche Fälle gegebene Prozeßgeſetze zu benußen, um durch 
Berfchleif die Befriedigung des Gläubigers zu vereiteln. 
Zur Erreichung diefes Zweckes ift, wie die Erfahrung bes 
weift, nichts fürderlicher,, als die Wiffenfchaft des handeln⸗ 


*) fe Bender: Lehrbuch des Eivilprogeffes der freien Stadt Frank: 
furt. Srankfurt 1837, S. 58, 246—2771, 349. | 
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den Publikums, daß am einem folchen Meß⸗ oder Handelds 
plat gegen morofe Debitoren ernftlich procedirt, namentlich 
aber, nach vorgängig glaubhafter Befcheinigung, mit Arreft 
vorgefahren werde. So wie hierdurch einerfeitd das Vers 
trauen der Gläubiger gehoben und fomit der Verkehr befürs 
dert wird, fo wirkt anderfeits bei übel geftimmten Schuld« 
nern die Furcht, mit Chifanen den Zweck eineß Verſchleifs 
nicht zu erreichen, fich der Gefahr eines Perfonalarreftes 
auszufeßen oder auf einem befuchten Handelsplag fernerhin 
nicht erfcheinen zu Können, aͤußerſt wohlthätig und es mird 
ſchon allein durch dieſe Neflerionen manchen ungegründeten 
Zahlungsverweigerungen vorgebeugt werden. Abgefehen von 
diefen allgemeinen Ruͤckſichten, möchte auch das fuͤr Einfüh—⸗ 
rung eined zweckmäßigen Arreftprogefled in Handelsfachen in 
der Stadt Offenbach fprechen, daß in dem benachbarten 
Frankfurt die Sicherheit der Gläubiger befonders refpieirende 
Verordnungen befteben, und daß es mit dazu beitragen dürfte, 
den dieffeitigen Verkehr zu heben, wenn das Intereſſe des 
SHandelsftandes in der angegebenen Beziehung eben fo in 
Dffenbach, wie in Frankfurt gewahrt werden wird. Den 
angeführten, theilmeife aus dem in neuerer Zeit vermehrten 
Verkehr und der Nähe von Frankfurt entnommenen,, für 
den Gefeesentwurf fprechenden, Gründen wird entgegenge 
fett werden koͤnnen, daß, allgemeiner Gage nach, der Beis 
tritt der freien Stadt Frankfurt zu dem Preußiſchen Zolls 
verbande bevorftehe, 9 daß, im Fall diefer Beitritt flatt- 
finden follte, der Handel zu Offenbach feine bisherige Be- 
deutung und fomit dag projectirte Gefeß feine praftifche 
Wichtigkeit verlieren dürfte, weßhalb es nicht raͤthlich ſcheine, 
gerade in dem gegenwärtigen Augenblicke Tegislative Aende⸗ 
rungen der amgetragenen Art ind Leben treten zu laflen. 
hr zweiter Ausfchus, meine Herren, verhehlt fich nicht, 


*) Diefer Beitritt ift inzwiſchen bekanutlich erfolgt, 
* 


# 
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daß, fo lange die Stadt Frankfurt dem Zollverband noch 


‚ Nicht, beigetreten ift, das projectirte Geſetz für die Stadt 


Offenbach ‚von größerer Wichtigkeit ift, als es Fünftighin 
feyn wird, allein der Ausfchuß glaubt demohnerachtet nicht, 
daß er ſich durch diefe Betrachtungen dürfe abhalten laffen, 
im Allgemeinen auf Annahme des Geſetzes anzutragen, eines⸗ 
theils, weil er, der Ausfchuß, immerhin als ungewiß 
betrachten muß, wann der Beitritt der Stadt Frankfurt 
zum Zollvereine ftattfinden werde, anderntheild aber, weil, 
wenn gleich ein folcher Beitritt muthmaßlich den Berluft 
eineötheild des Handeld der Stadt Offenbach zur Folge 
haben dürfte, demohnerachtes dort nicht aller Handel vers, 
fehwinden, vielmehr ein Theil des Commiſſions⸗ und Spe⸗ 
ditionshandels erhalten werden, auch mit dem abnehmenden 
eigentlichen Handel die Fabrikthätigkeit fi) heben und diefe 
alfo wiederum eine Vermehrung des Handels mit eigenen 
Erzeugniffen zur Folge haben wird. Erwägt der Ausſchuß, 
noch neben dem bisher Gefagten, daß dasjenige, was, wenn 
auch ungenügend, in der 

Prozeßordnung von 1724, Thl. J. Tit. VIILS. 11. *) 

Kabenelnboger Landrecht, Thl. I. Tit. VII 

Mainzer Landrecht, Tit. XXL 
über Anlegung von Arreften verordnet ift, in dem Landge⸗ 
richt Offenbach feine gefegliche Gültigkeit hat, und daß es 
fomit dort am zweckmäßigen Beſtimmungen über fraglichen 
Gegenſtand gänzlich fehlt, fo kann er fich auch hierdurch 
nur veranlaßt finden, den vorgelegten Gefebesentwurf im 
Allgemeinen Ihrer verfaſſungsmaͤßigen Zuftimmung zu em⸗ 


pfehlen.“ 


= 


In der zweiten Beziehung ſchlug der Ausſchuß mehrere 
Amendements vor, worüber fich die beiden Kammern, unter 


*) C. P. 0. m S. S. 86, 87. ſ. and Verordnung vom, 15 Ja⸗ 
nuar 1824, C. P. O. m, Sp. ©. 29, 
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Genehmigung des Gefeßesentwurfs im Allgemeinen , vereis 
nigten. Go kam folgendes. Sefeb vom 19. Januar 1836, 
„Perſonalareſt in Beziehung auf dıe in der 
Stadt Offenbach eingegangenen Handelsver— 
bindlichkeiten betr,“ % zu Stande: „Ludwig IL ıc. 
Wir haben zu mehrerer Beförderung des Handels Unferer 
Stadt Offenbach, nach Anhörung Unſeres Staatsrathes und 
mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände, verordnet und 
verordnen, wie folgt: Art. 1. Wenn Ausländer den Hans 
delöverbindlichfeiten, welche fie zu Offenbach, fey es per- 
ſoͤnlich anmwefend, oder durch Berollmächtigte, oder durch 
Eorrespondenz, eingegangen find, zur beftimmten Zeit nicht 
genügen, fo Tann gegen fie, wegen der daraus erwachfenen 
fälligen Anfprüche, Berfonalarreft innerhalb des Gerichts⸗ 
bezirks des Landgerichts Offenbach, als des, mit Ausfchlug 


*) f, über diefes Gefep Linde: Weber den Standpunkt ber 
MReformfrage der Iuftizverfaffung und die Ergebs 
niffe der jüngften legislativen Thätigkeit in Bezug 
auf Eivilreht und Eivilprozgeß im Grofherzogthum 
Heffen (Archiv für civiliftifhe Praxis, Band 20, ©, 20 — 
332) ©. 332, wo der Verfaffer fagt: »Die Bedeutung, welche 
die Stadt Offenbach durd neuere Zeitereigniffe als Fabrikort 
und Handelöplag erhalten, veranlaßte ſchon im Fahr 1829 bie 
Einführung eines Mechfelrechts und MWechfelprogeßverfahrens 
für diefe Stadt, (Merordnung vom 4. Mär; 1829, Trygos 
phorus: Verordnung über die Einführung eines MWechfelrrchts 
in der Stadt Offenbach nebft den in diefer Verordnung bemerfs 
ten gefeglichen Quellen diefes MWechfelrechts. Darmſtadt 1829), 
Später machte fich befonders der Mangel eines Geſetzes über 
Derhängung des Perfonalarrefts gegen Ausländer, rückſichtlich 
ber zu Offenbach eingezogenen Handelsverbindlichkeiten fühlbar, 
zumal, da mehrere in der Provinz Starfenburg geltende, wenn 
auch unzureichende geſetzliche Beltimmungen (Prozeßordnung 
von 1724, Th. 1. Tit. 8. 9. 11. Katzeunelnbogner Laudrecht, 
Th 1. Tit. 8. Mainzer Landrecht Tit. 21.) in dem Landgericht 
Offenbach Feine Gültigkeit haben. Diefem Bedürfniffe ift durch 
das Geſetz vom 19, Januar 1836 abgeholfeu.« 
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jedes ſonſtigen Gerichtsſtandes der Impetraten, allein com⸗ 
petenten Forums, erwirkt werden. *) Art. 2. Durch die 
Beftimmung im Art. 1, nach welcher das Landgericht Dffens 
bach das allein competente Forum ift, foll die Befugniß des 
Glaͤubigers, den Gerichtäftand des Wohnorts oder einen fons 
fligen Gerichtsſtands des Schuldners zu wählen, nicht aus— 
gefchloffen feyn, nur treten alddann die Beftimmungen des 
vorliegenden Gefeßes nicht ein. *) Art. 3. Die Statthafs 
tigkeit eines auf Perfonalarrefi gerichteten Geſuchs ift durch 
folgende Vorausfekung bedingt: 1) Wenn der Impetrant 
ein Ausländer ift, fo muß mit dem Gefuch der Nachweis 
verbunden werden, daß er in dem Großherzogthum Heflen, 
mit — hinreichende Sicherheit gewährenden Immobilien ans 
gefeffen fey, oder er muß gleichzeitig einen tüchtigen, inläns 
difchen , der Einrede der Vorausklage entfagenden, Blrgen 
ſtellen, welche Bürgfchaft jedoch von felbft aufhört, ſobald 





*) Diefer Artikel ift gang mit dem Entwurf übereinftimmend. 

v.) Diefer Art. 2 war dem Entwurf fremd. Bei der Berathung 

des Art. 1 eutftand in Bezug auf den Paſſus: »— fo fann ges 
gen fie — Perfonalarreft innerhalb des Gerichtsbezirks bes 
Landgerichts Offenbach , ald des, mit Ausſchluß jedes fonfligen 
Gerichtsſtandes der Impetraten, allein competenten Forums ers 
wirft werden,« ein Bedenken darüber, daß es eine Ungerechtig— 
Peit gegen den Impetranten, deſſen Begünftigung doch das Ges 
feb beabfichtige, enthalte, wenn ihm die Möglichkeit benommen 
werden folte, feine Anfprüde gegen. den Impetraten bei dem 
gewöhnlichen Gerichtsftande zu verfolgen. Der Regierungscoms 
miffär bemerkte zwar, daß es jedem Kläger unbenommen bleibe, 
von der ganzen Wohlthat des Geſetzes, oder nur von einem 
Theil deffeiben Gebrauch zu wachen und der Geſetzesentwurf 
nur in dem Ball, wenn ein Gläubiger gegen feinen in Offen: 
bad ammefenden Schuldner einen Perfonalarreft impetrire, das 
dortige Landgericht für das allein competente Forum erkläre, 
Indeſſen befchloß doch die zweite Kammer mit großer Mehrheit 
eine Einfhaltung, die zum Artikel 2, des Gefeges redigirt 
wurde, 


r 
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in der Hauptfache zu Gunften des Impetranten rechtskraͤf⸗ 
tig entfchieden ift. 2) Der Anfpruch, wegen deffen Per⸗ 
fonalarreft impetrirt werden will, muß gehörig befcheinigt 
feyn; eine folche Befcheinigung Tiegt in der Production ords 
nungsmäßig eingerichteter Handelds und Handwerksbuͤcher, 
fowie mit öffentlichem Glauben verfehener Auszüge aus dens 
felben und fonftiger die Verbindlichkeit klar darlegenden Ur- 
Funden, nicht aber in der Berufung auf den Eid oder auf 
Zeugenabhoͤr. ) Art. a. Wegen der auf den Grund eines 


*) Diefer Urt. 3 des Geſetzes ift gang übereinftimmend mit bem 
Art. 2 des Entwurfs. Ueber diefen Art. 2 des Entwurfs fprach 
fi der Ausfchuß der zweiten Kammer dahin aus: Es Fünne 
fheinen, daß der Inländer zur Ungebühr bevorzugt werde, 
weil nur dem Ausländer ber Naqweis des Beſttzes inläns 
diiher Immobilien oder Stellung eines Bürgen angefonnen 
werde, »Indeſſen« heißt es weiter, »ift hierbei nicht außer Acht 
zu laſſen, daß der Befis von Immobilien oder die Stellung 
eines Bürgen Vorausſetzung der Rechtsverfolgung im Allgemei—⸗ 
nen nicht feyn Bann, auch gemeinen Rechtens nicht iſt und der 
ansländifhe Impetranut blos darım zum Nachweis der pos. 1 
beftimmten Vorausſetzungen verpflichtet werden foll, damit gegen 
ihn demnächſt Schadenserfaganfprüde realifirt werden Fönnen, 
Dhne Zweifel wird es in der Intention des Entwurfs Tiegen, 
daß ein folher Schaden demnaͤchſt nur bei dem Landgericht Of 
fenbach als dem foro continentiae causarum ex Connexitate ers 
folgt werden können, der Ausſchuß Hält aber zur Vermeidung 
denmächftiger Anftände für angemeffen, diefes durch einen Zu> 
ſatzartikel auszufprechen, alfo lautend: Wegen der, auf den Grund 
eines erwirkten Perfonalarreftes anzuftellenden Schadenserſatz⸗ 
und Injurienklagen iſt ausfchließtich Das Landgericht Offenbach 
competent, Die Beftimmungen pos. 2 des Artikels fcheinen dem 
Ausſchuß zweckmäßig. Wer Fein ordnungsmäßiges Handelsbuch 
führt oder fich nicht bei Zeiten mir einer fein Recht befcheinigen= 
den Urkunde verfieht, mag es ſich felben beimeffen, wenn feinem 
Arreſtgeſuch nicht deferivt wird, Bei Beurtheiluug deſſen, mas 
eine, die Verbindlichkeit klar darlegende Urkunde fey, bat das 

richterliche Ermeffen weiteren Spielraum, indeffen wird ſich, auch 
nach der Unficht Ihres berichtenden Ausſchuſſes, das, was der 
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bei dem Landgericht Offenbach erwirkten Perſonalarreſtes 
anzuſtellenden Schadenserſatz⸗ und Injurienklage iſt ausſchließ⸗ 





Artikel ſagen will, nicht leicht ſpecieller faſſen laͤſſen, ohne für 
einzelne Faͤlle den Impetranten zu ſehr zu beſchränken. Ein 
Zeugenabhoͤr iſt mit einer augenblicklich zu erbringenden Befcheis 
nigung nicht zu vereinigen, der Eid aber ift als Beſcheinigungs⸗ 
mittel offeubar unzguläffig, weil, abgefehen von der in einzelnen 
Sälfen wohl zweifelhaften Trage, wer ihn leiften fol? die Be— 
fheinigung mit dem Reſultat der Hauptſache demnächſt in einen 
widerlichen Eontraft Fommen Fönnte.« Beide Kammern nahmen 
den Artikel, fowie den Zufab: »Wegen der ıc.« an. 


Bei der Berathung in der zweiten Kammer warf ein rheitts 
beflifcher Abg. die Trage auf, mas man unter ordbnungsmäßig 
eingerichteten Handelsbüchern dieffeits verftehe.. Ein Abg. Mits 
glied des oberften Gerichts, bemerkte hierauf: »MWir haben 
dieffeits darüber Beine geſetzliche Bellimmung, wie Handels⸗ 
büdher, um Glaubwürdigkeit anfprechen zu können, eingerichtet 
feyn und geführt werden follen; allein die Surisprudenz hat fich, 
mwenigftens bei den Hofgerichten und dem Ober : Appellationsges 
richte in diefer Beziehung fo feſt gebildet, daß im eintretenden 
Sale nicht Teicht ein Zweifel entftehen wird,« Auch bemerkte 
derfelbe Abg., wenn der Fall vorfomme, daß ein Ausländer 
fein Handelsbuch verlege, fü werde die ordnungsmäßige Einrich— 
tung und Beweisfähigkeit deffelben wohl nach den an deſſen 
Wohnort beftehenden Geſetzen zu beurtheilen feyn. Ein anderer 
Abo. fügte hinzu, die Praxis habe feſte Grundfäse adoptirt und 
habe das zur Richtfehnur angenommen, was Schneiders Schrift 
über den Beweis vortrage, 


Weber die Gefebgebung der freien Stadt Frankfurt hin⸗ 
ſichtlich der Vorausſetzungen der Statthaftigkeit eines Arreftges 
ſuchs ſ. Bender: Lehrbuch ©. 257 ꝛc. Bürgſchaft, ohne Ver⸗ 
zichtleiſtung auf die Einrede der Vorausklage, genügt. Jura—⸗ 
toriſche Caution iſt gleichfalls unzuläſſig, was ſchon gemein: 
rechtlich iſ. Mittermaier: Der gemeine deutſche Prozeß in 
Vergleichung ꝛc. Vierter Beitrag. Bonn 1826. (Abh. VII. 
Der Arreſtprozeß ©. 148 — 167) ©, 162. Auch der Meklen⸗ 
-  burgifche Civilprozeß iſt übereinſtimmend. ſ. Trotſche: Mas 
terialien zu einem Handbuch des Mecklenburg-⸗-Schweriu'ſchen 
Partifular-Civilprozefies. Güfttov 1837, ©. 405, 4 


y 
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ich das Landgericht Offenbach competent. ) Art. 5. Die 
Vorausſetzungen, welche zur Verhaͤngung des Verfonalars 
reſtes genügen, reichen auch unbedingt hin, um einen Real⸗ 
arreſt zu erwirken, der mit jenem cumulirt werden kann 
und überhaupt auch uͤberdieß, gleichwie der Perſonalarreſt, 
in. allen gemeinrechtlich dazu ſich eignenden Fällen zuläſſig 
bleibt. ) Art. 6. *) Die Koſten der Unterhaltung des 
Impetraten, ſowie die der Heitzung des Locals und et⸗ 
waige ſonſtige nothwendige, z. B. durch das Erkranken des 
Impetraten, veranlaßte Koſten, welche ſaͤmmtlich das Ge⸗ 
richt beſtimmt, +) hat der Impetrant von Woche zu Woche 





#) Jener vorgefchlagene Zuſatz wurde zum Art. 4 des Geſehes. 
®e) Im Urt. 3 des Entwurfs hieß ed: »anch überdieß in allen ges 
meinrechtlich dazu ſich eignenden Zählen zuläffig bleibt.« Im 
dem Bericht des Ausfchuffes der zweiten Kammer heißt es in 
- Bezug auf denfelben: »Der Inhalt diefes Artikels erläutert ſich 
von felbft. Der Ausſchuß hält indeffen, damit fiber die fernere 
Auwendbarkeit gemeinrechtlicher progeßualifcher Grundfäge in 
den dazu geeigneten Fällen Fein Zweifel entſtehe, rathſam, nach 
dem Wort: »»überdieß«« einzuſchalten: » »gleichwie der Pers 
fonafarreft.«« Beide Kammern genehmigten diefen vorgefchlas 
genen Zuſatz. N 
“er) Ganz fo, mie diefer Art. 6 bes Gefehes gefaßt iſt, war ber 
Art, 4 des Entwurfs redigirt. 

7) Bei der Berathung in der zweiten Kammer Fam die Frage zur 
Sprache, ob eine Unterhaltungsfumme geſetzlich zu beftimmen 
fey. Mehrere Abo. aus Rheinheſſen fchlugen vor, die dort gels 
tende Beftimmung, wornad monatlich 20 Frauks beftimmt find, 

zu adoptiren. Der Regierungscommiffar bemerkte, es ſey nicht 
Abficht der Staatsregierung, die Beftimmung ganz dem Richter 
zu überlaffen, diefe wolle von Zeit zu Zeit Reglementäres er: 
laſſen. | | | 

Weber die Gefepgebung der freien Stadt Frankfurt fiche 
Bender a. a. O. ©, 263: »Die Unterhaltungskoften-des Vers 
hafteten, täglich 24 Er., nebſt Heitzungs⸗ und etwaigen Uuters 
haltungskoſten — muß Impetrant bei Strafe fofortiger. Authes 
bung des-Arreftes von Woche zu Wache vorlegen.« Dex Der 


/ 
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vorzulegen; geſchieht dieß, auf einmaliges Anfordern des 
Gerichts, nicht binnen ſechs Stunden, ſo wird der Arreſt 
ſogleich aufgehoben. Art. 7. *) Verlangt der Impetrat, 
daß, ſtatt der Verhaftung im einem öffentlichen Verwah— 
rungsorte, ihm Wache in ſeine Wohnung gegeben werde, 
ſo hat er die vom Gericht zu beſtimmenden Koſten dieſer 
Bewachung von Woche zu Woche vorzulegen. Unterbleibt 
die Vorlage, ſo tritt ſogleich Arreſt in dem öffentlichen 
Verwahrungsort an die Stelle des Hausarreſtes. *) 





faſſer fügt hinzu: »Es dürfte wohl zweckmäßig erſcheinen, wenn 
die gefegliche Taxe von Zeit zu Zeit durch die Gerichte revidirt 
würde.« 


*) Ganz übereinftimmend mit dem Art.5 des Entwurfs. Die zweite 
Kammer hatte auf Antrag eines Abgeordneten folgenden Zufag 
votirt: »Der Perfonalarreft ift jedoch jederzeit, bezüglich auf die 
inhaftirte Perfon, dergeftalt zu vollziehen, daß die Detention des 
Arretirten nicht in einem für gemeine Verbrecher beftimmten Ges 
fängniffe gefchehen darf, fondern dazu, wenn die Detention im 
Öffentlichen Vernehmungsorte gefchieht, ein anftändiges Local 
beflimmt werden muß. Der Ausfhuß der erften Kammer redete 
diefem Zufap das Wort, denn es heißt im Ausfchußbericht : 
»Diefen Zuſatz findet der — Ausfchuß völlig zweckmäßig, da bie 
Dewahung eines — Schuldners in dem für gemeine Verbrechen 
beftimmren Gefängniffe, welche jedesmal eintreten würde „ wenn 
ber Impetrat die Koften für feine fichere Berechnung in feiner 
Wohnung nicht vorfegen könnte, unpaffend erfcheint.« Bei der 
Derathung fprach fi der Regierungseommiffär gegen diefen Zu⸗ 
fat aus. Die erfte Kammer wurde dadurch veranlaßt, gegen 
benfelben zu flimmen, worauf auch die zweite Kammer darauf 
verzichtete, 


) Ueber die Praxis der Gerichte der freien Stadt Frankfurt 
f. Bender a. a. D. Note 4. Das Appellationsgericht refor- 
mirte im Jahr 1820 dahin, dab Impetrat nicht blos die Koften 
der Wache, fondern die Koften des Hausarreftes ganz zu tragen 
habe, — Nach der öfterreihifchen Geſetzgebung iſts Regel, 
daß Impetrat in dem Gerichtsgefängniß verwahrt wird; indeffen 
kann das Gericht nach feinem Ermeſſen oder auf Anfuchen des 
Impetraten denfelben blos mit Hausarreſt belegen, indem es 
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Art. 8. *) Leiſtet der Impetrat Sicherheit durch einen 
tüchtigen, der Einrede der Vorausklage entfagenden Bürgen 
oder durch Pfand, oder hinterlegt er die Forderung ded Im⸗ 
petranten mit Zinfen und Koften baar, fo hat das Gericht 
die Aufhebung des Berfonals oder Realarreſtes zu nerfügen.**) 
Art 9. *) Der Perfonalarreft gegen eine und dieſelbe 
Perfon und ununterbrochen darf nie länger ald zwei Jahre 
dauern, nach deren Ablauf fie in Freiheit zu ſetzen ift, und 
kann gegen fie erfi nach zwei Monaten von neuem Perſonal, 
arreft erkannt werden. Art. 10. +) Weber Nothwendigkeis 
und Größe des Immobiliarbeſitzes und GSicherheitsleiftung 
(Art. 3 sub 3 und Art. 8) über die Koften des Unterhalts, 
der Heißung u. f. w. (Art, 6) über die Bewachung des Impe⸗ 
traten und Veränderung des Arreftlocald (Art. 7) über die 
Aufhebung des Arrefted in dem Fällen der Art. 8 und 9 fins 
der Feine Berbandlung Statt. Art. 11. ++) Weder Bes 
fehwerden gegen proviforifche Arreſtverfügungen, noch auch 
Mechtsmittel gegen — auf gepflogene Verhandlung gefällte 
Urtheile, mögen fie den Arreft erkennen, beftätigen, abfchlas 
gen oder aufheben, haben Suöpenfiveffeet. Art. ı2. ++F) 
Rechtsmittel gegen ein in Arreſtſachen erlaffenes Erkenntniß 


eine beiordnet, in welchem Fall diefer feinen Bedarf felbft bes 

ftreiten muß. Füger: Das gerichtliche Verfahren in Streits 

fachen nach der Öfterreichifchen allgemeinen Gerichts: und Eons 

— Zweite Auflage. Thl. 2. Wien 1828, ©. 170, 
*) Ganz übereinftimmend mit dem Art. 6 bed Entwurfs. 


ws) Gleiches ift Rechtens im Srankfurtifchen. f. Bender a. a. O. 
©. 259, 269. 


**) Ganz -übereinftimmend mit dem Art. 7 des Entwurfs. 

T) Mit Ausnahme der Einſchaltungen ganz übereinſtimmend mit dem 
Art. 8 des Entwurſs. | 

Tr) Sanz übereinftimmend mit dem. Urt. 9 ded Entwurfs. 

+rr) Ganz gleichlautend mit dem Art. 10 des Entwurfs. 
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ſind innerhalb acht Tagen unerſtrecklicher Friſt und bei Ver⸗ 
meidung der Deſertion bei dem Landgericht nicht nur anzu⸗ 
zeigen, ſondern auch zu rechtfertigen, entweder ſchriftlich 
oder mündlich zu Protokoll, worauf das Landgericht inner⸗ 
halb 3 Tagen ohne Ertheilung von Apoſteln die Acten an 
das Hofgericht einfender, welches ſodann binnen fünfzehn 
Tagen, in der Regel ohne die andere Parthie zu hoͤren, über 
die Rechtsmittel entſcheidtt Art. 13. Rechtsmittel gegen 
Entſcheidungen des Hofgerichts ſind innerhalb acht Tagen 
unerſtrecklicher Friſt und bei Vermeidung der Deſertion bei 
dem Hofgerichte anzuzeigen und zu rechtfertigen. *) Das 
SHofgericht fender fodann ohne Ertheilung von Apofteln die 
Arten binnen fünf Tagen an das oberfte Tribunal ein, wels 
ches innerhalb dreißig Tagen, **) im der Regel, ohne die ans 
dere Parthie zu hören, entfcheider. Iſt das bei dem Hof⸗ 
gericht angezeigte und ‚gerechtfertigte Mechtömittel fein des 
volutives, fo ertheilt das Hofgericht felbft, im der Regel 
ohne Mittheilung des Libells an den Gegner zur Erklärung, 
binnen ı4 Tagen die Entfcheidung, jedoch ift das Rechts⸗ 
mittel der Nevifion, wenn der Streitgegenftand oberappel⸗ 
label ift, unzuläſſig. Gegen das in der Oberappellationd« 
oder in der Nevifiond » Inftanz gefältte Urtheil finder durch⸗ 
aus Fein weiteres Rechtsmittel ftatt. Art. 14. An die Stelle 


*) Nach dem Prozeßrecht des Königreihs Baiern ift bei 
zwei gleihförmigen Erfenntniffen eine dritte Inſtanz unzu— 
gänglich. v. Wendt: Handbuch des baierifchen Civilprozeſſes. 
Ih. 2. 6. 185. | 

”*) In dem Bericht des Ausfchuffes der zweiten Kammer heißt ed: 
»Die vorgefehenen Briften fcheinen dem Ausfchuffe den Verhaͤlt⸗ 
niſſen entfprechend, Nur fchkigt er vor, die Friſt zur Urtheilds 
fällung bei dem oberften Gerichte von 20 auf 30 Tage zu er: 
höhen, weil in dritter Inſtanz die Acten ſich vermehrt haben, 
auch Hier die Perfon des Recurrenten oftmals wechfelt. Beide 
Kammern genehmigten diefe Modification. Sonft ift der Art. 13 
mit dem Art, 11 des Entwurfs übereinftimmend. 
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der Verluſtgelder tritt, wo diefe bisher Statt fanden, eine 
gleich große Geldſtrafe, welche; das über die Rechtsmittel 
entfcheidende Gericht zugleich mit diefer Entfcheidung in allen 
den Faͤllen ausſpricht, in welcher es die Verluftgelder, wären 
fie hinterlegt worden, eingezogen haben würde, *) — Ä 
"VL Die Verordnung vom 10. Januar 1835 ,. „aber 
‚die Beftrafung der Contraventionen derAusläns 
der gegen das Gewerbſteuergeſetz“ beſtimmt $. 7. 
„Perſonalarreſt Tann unter feinen Umftänden wegen einer 
Eontravention gegen das Gewerbſteuergeſetz ftattfinden. Das 
gegen können die Effecten eines Ausländerd nach Umftänden 
arretirt werden, bie über die ihm angefchuldigte Eontravens 
tion nach Vorfchrift diefer Verordnung entfchieden ift, wenn 
er nicht wegen der etwa zu bezahlenden Strafe Cantion 
leiſtet.“ F 
VII. Nach $. 18 des Geſetzes vom 19. März 1836, 
„die Stellvertretung im Militaͤrdienſt betr.,“ 


kann „waͤhrend der Dienſtzeit des Einſtehers die Caution, 


ſowie der Genuß der Zinſen davon, weder cedirt, noch mit 
Arreſt belegt werden.’ *) Der 8.68 der Verordnung 





*) Diefer Art. 14 ſtimmt ganz mit dem Artikel 12 des Entwurfs 
überein. 
+) Der Art. 16 des Entwurfs lautete: »Während der Dienflzeit des 
Einftehers kann die Caution, fowie der Genuß der Zinfen davon 
weder cedirt, noch mit Arreft belegt weaden, noch auf ans 
dere Weife eine Verfügung darüber von Seiten des Einftehers 
(außer auf den Todesfall) oder von Seiten der Gerichte” zu 
Bunften Anderer ftattfinden.e Bei der Entwidelung der Mo: 
tion trug der Regierungscommiffär vor: »Was der Art. 49 des 
Reerntirungsgeſetzes (vom 20. Juli 1830) »am Schluſſe bes 
ftimmt« (daß nämlich die Caution des Einftehers während ber 
Dienſtzeit weber cedirt, »noch mit Arreft belegt werden« 
könne) »ift hier, um der Abſicht jener Beftimmung vollftändiger 
zn entfprechen, näher präciiirt werden. Denn eg find folche Bälle 
einer Arreſtbeſtrickung der Sinfen von den Einftehercautionen, 
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vom 23: März 1836, „uͤber die Vollziehung“ diefes Geſetzes 
beſtimmt: „Die in der Einftandscaffe ſtehen gebliebenen 
Prämien und früheren Einftandsfummen — können mit Ar 
reft belegt werden, jedoch blos von. Seiten der Gerichte 
und der gefetlich dazu befugten Verwaltungs » Behörden, 
welche die Einftandscaffe deßhalb requiriren müſſen.“ 

vH 9» 9 © in D Ne 53. Arreſtpro⸗ 
zeß betreffend. „Der durch ein Arreftgefuch verans 
laßt werdende Arreſtprozeß wird durch das Verfahren in 
dem Juftiflcationdtermin und das fofort darüber, ob der 
Arreſt anzulegen, au beftätigen, oder wieder aufzuheben 
fey, zu gebende Erkenntniß beendigt und ein Interloquiren 
anf beffere Mechtfertigung ift unzuläffig. *) Erkenntnig vom 


einer gerichtlichen Immiſſion in die Caution u. f. 1. vorgekom⸗ 
men; durch Beides und Achnliches würde aber der Zweck vers 
Toren gehen, daß der Einfteher durch die Gewißheit, nach Endi⸗ 
gung feiner Dienftzeit die ganze Summe zur freien Dispofltion 
zu erhalten, und während feiner Dienftzeit die Zinfen davon zu 
ziehen, an den Dienft gefeffelt würde.« Der Ausfchuß ſprach 
fich über diefen Art. 16 dahin aus: Der Staat forge für ben 
Erwerb diefes Vermögens; er fey dabei intereffirt, daß es dem 
Einfteher erhalten werde und fo fen es billig, daß das öffentliche 
Sintereffe dem der Privaten vorgehe. — Der Artikel wurde 
ohne Dischfflon angenommen und zum Art. 18 des Geſetzes. 
*) Diefen Grundfab lehrt Linder Lehrb. des Eivilprozeffed J. 352 
und Note 9 dazu, wo es heißt: »Auf beffere Beſcheinigung der 
Yrrefturfache zu erkennen, widerftreitet dem Zweck des Rechtfer⸗ 
tigungstermins und den Gruudſätzen des unbeftimmten fummari: 
ſchen Verfahrens, die hier zur Anwendung kommen.« Ebenſo 
fagt: Mittermaier: Der gemeine deutfche Prozeß, in Vergl. 
mit dem preuß. und franz. Eivilverfahren. Vierter Beitrag, 
Bonn 1826, ©. 162, 163, »Weun einige Auriften auf Beſchei⸗ 
nigung der Arrefturfache interloquiren Iaffen wollen, fo wider: 
fpricht dieß dem Grundfase, daß der Impetraut fogleih den 
Grund des Arreſtes rechtfertigen folte und der Juſtificationster⸗ 
min ohnehin gleichfam als der Termin zur Befcheinigung gilt, 
fo, daß Impetrant fich die Abweifung mit dem Gefuche gefallen 
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15. November 4827, in Sachen des B...er Kirchenfonds 
gegen Catharina ©. verehelichte M. zu A. Erkenntniß vom 
8. December 1834, in Sachen der Gemeinberrfchaft Breuberg 
gegen Domaͤnenraths 2. Wittwe.“ 

IX. ſ. auch noch: Auslaͤndiſche Gerichte, Com 
trafte und Urtheile und B. M. Band 4, ©. 18—67. 
„Bon den Erforderniffen aur Begründung eines 
Arreſtgeſuchs 10, | 

Atzungskoſten. I. Ausichreiben Großherzogl. Hofge⸗ 
richts der Provinz Oberheſſen vom 3. März 1825 an die 
Untergerichte: „Da von den Großherzogl. Landgerichten noch 
Abſchätzungen über das Vermögen der zu Marienfchloß befind- 
lichen Zuchtlinge an Großherzogl. Wegierung dabier von 
Zeit zu Zeit eingefendet werden, bekanntlich aber nach einer 
fchon vor mehreren Jahren erfolgten hoͤchſten Verfiigung 
die zu Marienfchloß figende Züchtlinge Peine Atzungskoſten 
zu entrichten haben, die Einfendung von dergleichen Abs 
fhäßungen, wodurch nur unndthige Koften verurfacht wers 
den, demnach überflüffig erfcheint, fo haben Sie fich in fünfs 
tigen Fällen biernach zu bemeſſen.“ 

1. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 15. December 1829, „die Berpflegungs- 
foften von Arreftanten bei den Grzl. Regie— 
rungsämtern und Orzl. StadtsundLandgerichten 


laffen muß, wenn er dem Auftrage, den Arreft zu juftificirem, 
nicht nachkommen Fonnte; dieß läßt fih um fo weniger bezmeis 
fein, als man fonft coufequeut zum Nachtheile des Impetraten 
annehmen müßte, daß der Arreft gegen ihn bis zum Urtheil über 
das Rejultat der Befcheinigung fort dauern follte, während er 
doch das Recht hat, Aufhebung zu verlangen, fobald der Impe⸗ 
trant im Termin nicht den Arreft ruchtfertigen kann.« Anderer 
Meinung ift Martin: Lehrbuch des bürgerlichen Prozeſſes. 
11. Ausgabe. Heidelberg 1834, $. 243, wo er lehrt, daß auch 
»auf Befcheinigung der Urrefturfache interloquirt«e werden könne. 
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betre,“ an die Untergerichte: „Da die Beſtimmung der 
peinlichen Gerichtsordnung von 1726, Tit. XIX. 8, 1,) 
wonach der Angeſchuldigte, ohne Unterſchied, ob er verur⸗ 
theilt oder freigeſprochen worden iſt, ſtets die Tragung der 
zu ſeinem Unterhalt aufgewendeten Koſten zu übernehmen 
hat, ſowie die wegen Beitreibung von Unterſuchungskoſten 
beſtehenden Anordnungen der Stempel⸗ und Taxordnung von 
1822 im II. Abſchnitt Lit. C. sub rubr. Erhebungsart 
bisher von manchen Zandgerichten nicht vollftändig zur An⸗ 
wendung gebracht worden zu feyn fcheint, fo ſieht man fich 
veranlaßt, auch die erwähnten gefeßlichen Vorfchriften mit 
dem Anfügen aufmerkffam zu machen, man deren pünfts 
liche Befolgung erwartet.“ * | 


. II. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom 13. April 1836 am ſaͤmmtliche Stadt⸗ und 
Landgerichte diefer Provinz, fowie Großherzogl. Griminals 
gericht dahier, „die Unterſuchungsſache gegen Ca 
rolineWiederbold vonPranferode, wegen Dieh- 
ſtahls, jeßt die der peinlichen Gerichtscaffe zu 
erfiattenden Atzungskoſten betr. Nac einer, bes 
veitd unterm 8. Juli 1818 ergangenen höchften Verfügung 
find diejenigen Abungstoften, welche während der Dauer 
eines zur Strafe aufgerechneten Arreftes erwachfen find, von 
der Griminalcaffe zu tragen und unter den, von dem Sträf- 
ling zu erfeßenden Koften nicht zu vergechnen. Von Der 
hoͤchſten Staatsbehörde hierzu ermächtigt, bringen wir dieſe 
Verfügung zu. Ihrer Kenntniß und geben Ihnen auf, Sich 
in vorkommenden Fällen darnach zu bemeſſen.“ 


u P. G. O. m. Sp. ©, 442. 


**) f. Köſterus: Inder der Stempel: und Taxordnung für die 
Gerichtöftellen ꝛc. Darmſtadt 1827, ” 95, s. v. Verköftis 
gung der Inhaftirten. 


J 
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Auditeure. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Starkenburg vom 3. Februar 1835, „die dienſt⸗ 
liche Stellung der Auditeure in bürgerlichen 
Rechtsſachen betr.,“ an die Untergerichte. „Nach einer 
Mittheilung des Großherzogl. Kriegsminiſteriums iſt bisher 
oͤfters der Fall vorgekommen, daß Militärbehoͤrden von Ci⸗ 
vilgerichten erſucht worden ſind, in bürgerlichen Rechtsange⸗ 
legenheiten Vernehmungen, Legaliſationen ꝛc. durch die Aus 
diteure vornehmen zu laſſen. In Folge des Edicts vom 22. 
September 1820 *) giebt e8 aber weder Militärgerichte, noch 
Auditeure, welche in bürgerlichen Nechtsfachen öffent: 
lichen Slauben haben, und es können daher in folchen Sa—⸗ 
chen die Auditeure als gerichtlihe Perſonen nicht 
handeln. Saͤmmtliche Untergerichte werden deßhalb anges 
wiefen, dergleichen Nequifitionen künftig au unterlaffen, und 
an die zuftändigen Eivilgerichte zu richten.’ Im Wefents 
lichen gleichen Inhalts ift ein Ausſchreiben Großherzoglichen 
Hofgerich‘.» der Provinz Oberhefien vom 6. Februar 1835. - 
f. auch noch Anwalt ©: 39, Nr. XI 

Augenſchein in Unterfuhungsfachen. I. Ausichreis 
. ben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Oberhefien vom 
25. April 1823, „die Einnehbmung von Augenfcei- 
nen in Unterſuchungſachen und namentlich die 
Vornahme der Leichenfhau betr.,’ an die Unterger 
richte: „Nach den mit den Beflimmungen des gemeinen 
deutſchen Strafrechts **). harmonirenden VBorfchriften der _ 
Landes⸗Criminal⸗Prozeßordnung vom Jahr 1726, Tit. IH. 
8. und $. 8 *9 iſt Bei Unterfuchungen von Verbrechen, 
welche äußerlich erkennbare Spuren zuruͤcklaſſen, z. B. Dieb⸗ 





*) ſ. C. P. O.m. 65.59 

un) Müller: Lehrbuch des gemeinen deutſchen Criminalprozeſſes. 
Braunfchweig 1837, $. 48, 97, 120 ıc. 

“eg, P. O. m. Sp, ©, 361, 363. 

VProzeßordn. I. | 10 
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ftäblen u. ſ. w. für die Vollguͤltigkeit der Einnehmung von 
Angenfcheinen und namentlicd) der Vornahme von Zeichens 
ſchau weſentliches Erforderniß, daß diefe mit Zuziehung eines 
Actuars und zweier Urkundsperſonen erfolgen, fowie, bei 
‚der Ießteren nach der Criminal⸗Prozeßordnung Tit. IL. $. 7 *) 
in Verbindung mit den Borfchriften der Medicinalordnung 
vom 14. Auguft 1822 **) erfordert wird, daß der: erſte Phy⸗ 
ficatsarzt nebft dem zweiten Phyſicatsarzt oder dem Phyſicats⸗ 
Chirurgen des Bezirks zu deren Vornahme zugezogen wer 
den: Obgleich eine Nenderung diefer Elaren gefeßlichen Bes 
ſtimmungen weder durch das, die jeßt in Frage kommen⸗ 
den befondere Falle gar nicht berührende Generalausfchreiben 
vom 29. Auguft 1817, ***) noch auch durch die eingetretene Or⸗ 
ganifation der Landgerichte, bis jetzt ſtatt gehabt hat, fo 
haben wir doch vielfach die unangenehme Erfahrung machen 
muͤſſen, daß diefelben, der Wichtigkeit des Gegenſtandes une 
geachter, gänzlich unbeachter geblieben find. Indem wir uns 
bierdurch veranlaßt finden, Sie auf die genannte‘, gefeßlichen 
DVorfchriften aufmerkfam zu machen, bemerken wir ihnen, 
daß ı)in dem Fall, dag der einfchlägige Landgerichts⸗Actuar 
verhindert feyn follte, dem Gefchäft beizuwohnen, ein Lands 
gerichts-Afleffor zu adhibiren ift, und wenn auch bei diefem 
ein Iegaler Verhinderungsgrund eintreten follte, zu dieſem 

Act einen Actuar oder Aſſeſſor von dem nächften Landgericht 
zu adhibiren ift, fo wie 2) daß am denjenigen Orten, an 
welchen feine allgemein für Falle der fraglichen Art verpflich- 
tete Gerichtöfchöffen vorhanden find, bis zu ferner etwa des⸗ 
falls erfolgenden Verfügung zwei Mitglieder des Gemeindes. 
raths +) zu der Vornahme des Gefchäfts ald Urkundsper⸗ 


*) C. 9.0. m. Sp. ©. 363, 

“) ſ. Gerichtliche Medicin. 

*** ſ. Actuarien in Unterſuchungsſachen ©. 22. 

Tr) ſ. Schöffen: Deren Zuziehung bei Unterſuchungen. 
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fonen zuzuzieben und ‚für diefen Act mit dem gefeglich vor⸗ 
gefchriebenen Eid zu belegen find. Wir glauben zwar erwarten 
zu koͤnnen, daß fie fich beeifern werden, die genannten Vor⸗ 
fhriften Tünftig mit pflichtmäßiger Genanigfeit und Puͤnkt. 
lichkeit zu befolgen; follten wir aber, gegen DVerhoffen, das 
Gegentheil wahrnehmen müflen, fo haben die hiergegen hans 
delnden Gerichten für jeden Gontraventionsfall die Erkennung 
einer Strafe von wenigftend zwei Neichöthalern, und, nach 
Befinden der Umftände, eine bedentendere Ahndung zu ers 
warten.’ | 

1. In einer Unterfuchungsfache wegen Verwundung 
eines Waldſchuͤtzen hatte das Landgericht N. N. zur Beſich⸗ 
tigung des Orts, wo die Verwundung ftattgefunden hatte, 
nur eine Urkundsperſon (den Bürgermeifter) augesogen. Es 
wurde ihm die Wiederholung des Augenfcheind unter Zuzie⸗ 
bung zweier Urkundsperſonen aufgegeben. 

I. Das Militärſtrafgeſetzbuch vom 13. Juli 1822 bes 
ſtimmt Th. 2. Abſchn. 3. „Von den Militärgerichten,“ 
Tit. 2. „Von dem Verfahren der Militärge— 
richte,“ Cap. 2. „Von den einzelnen Acten deg, 
militärgerichtlichen VBerfahrens,“ Abth. ı.. „Von 
dem ordentlichenBerfahren der Militärgerichte,“ 
Hauptſtück 1. „Bon der Unterſuchung“ (Art. 377 — 
406) im Art. 398: „Wenn zum Behuf einer militärgericht⸗ 
lichen Unterſuchung die Einnehmung eines Augenſcheins 
erforderlich iſt, fo find die Militär » Unterfuchungsgerichte 
berechtigt, denfelben an jedem Ort innerhalb des ganzen 
Großherzogthums felbft einzunehmen. Jedoch haben fie die 
betreffenden Gerichtsbehoͤrden, in deren Gerichtöfpengel der 
Ort gelegen ift, vorher, oder doch gleichzeitig davon zu bes , 
nachrichtigen. Die Einnehmung des Augenfcheind muß, um 
volle Beweiskraft zu haben, von dem vollftändig befeßten 
Bericht geſchehen.“ fowie im Art. 399: ‚Wenn es indeffen 
zu weitläufig und eoftfpielig ift, daß ſich das Militär-Unter, 

10* 
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füchungsgericht felbft am den Ort begebe, wo der Augen- 
fchein eingenommen werden muß und wenn die Einnehmung 
deffelden durch ein anderes Gericht ohne Nachtheil für die 
Sache gefchehen kann, fo ift dasjenige Civilgericht, in deffen 
Gerichtsſprengel der Ort gelegen ift, um die Einnehmung 
des Augenfcheind und Mittheilung des Protokolls zu requiris 
ven.’ ſ. noch: Forſtdiener. unterſuchung nen 
diefe. | 

Ausländifhe Gerichte, Tontrafte und — 
1. Verordnung vom 21. Juni 1817, „die auf dem lin— 
fen Rheinufer rückſichtlich der Fremden beſte— 
bendenGefege, fowie die Wirkung ausländifcher 
Gerichte, Contrafte undurtheile im Großherzog— 
thum betr.’ (4.2.1.9. Bd. 2. ©. 101 — 110.) *) 
„Ludwig ıc Da ed durch die Bereinigung Unferer Befiguns 
gen jenfeits des Rheins mit Unſerem Großherzogthum drins 
gend nothwendig ift, diejenigen Hinderniffe zu heben, welche 
die auf den linken Rheinufer rüdfichtlich der Fremden bes 
ſtehenden Gefeße bei Prozeſſen, ſowohl mit Unterthanen auf 
der rechten Mheinfeite, als mit Fremden, einer vafchen 
Suftizpflege entaegenfeben; und da eg überhaupt erforderlich 
ift, die Unſeren Unterthanen nachtheiligen Folgen folcher- 
Geſetze foviel ald möglich zu verhuͤten, zugleich auch die 
Hinderniffe hinwegzurdumen, welche die franzoͤſiſche peinliche 
Prozeßordnung bei der Handhabung gerichtlicher Wolizei uns 
ter Nachbarftaaten veranlaßt, fo haben Wir Uns bewogen 
gefunden folgendes gnädigft zu verordnen: I. Beftimmung 
der Verhältniffe zwifchen den verſchiedeuen Bes 


*)f,noh E. 9. Bd. 4, ©. 417 1. und Bon der Nahmer: 
Mon der Competenz inbändifher®erichte über eiuen 
AusländernndvonderPVollfiredbarfeitauswärtiger 

Urtheile ©. 137—149 der Zeitfhrift: Themis, berausgeg. 
v. Eivert, Band 2, Göttingen 1830, ©, 139, 


— 
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ftandtbeilen des Großherzogthums. $. 1. Alle 
in den franzoͤſiſchen Geſetzen gegen Fremde und zu deren 


Nachtheil enthaltenen Verfügungen haben auf die Unterthanen 
Unſerer Provinzen Starkenburg und Oberheſſen keine An⸗ 
wendbarkeit mehr. Um jedoch den Gang der gerichtlichen 
Geſchaͤfte bis zur bevorſtehenden allgemeinen Geſetzgebung 
zu leiten, haben Wir hierüber folgende Beſtimmungen ges 
troffen: $. 2. Alle perfönlichen Klagen Unferer fämmtlichen 
Unterthanen unter fich gehören vor das Gericht des Wohns 
fies des Beklagten mit Ausnahme derjsnigen Falle, mo 
nach den in einem Landestheil beftehenden befonderen Ges 
fetten auch Inländer vor ein anderes Gericht geladen wers 
den können. Soviel die dinglichen und geniifchten Klagen 
betrifft, bleibt es bei den im jedem Theil Unſeres Staates 
beftebenden Gefeßen. $. 3. Will ein auf der linken Rhein⸗ 
feite wohnender Unterthan einen Unterthan der Provinz; Star: 


kenburg oder Oberheffen, in den durch die Geſetze geftattes 


ten Fällen, vor ein jenfeitiges Gericht Iaden, fo ſoll die 
Ladung, wie bisher, Unſerem Staatsprofurator bei dem Kreig- 
gericht zu Mainz zugeſtellt werden. Diefer ſchickt fie an dag 
zuftändige Gericht ded Wohnorts des Borzuladenden, um fie 
dem VBorzuladenden einhändigen zu laſſen, und Befiheiniguns 
gen zuruͤckzuſchicken. Der gefegliche Erfcheinungstermin wird 
für die Bewohner der beiden Provinzen auf 14 Tage feige 
fest. und beginnt mit dem Tage der wirklichen Zuftellung. 
$. 4. Bill ein dieffeitiger Unterthan einen jenfeitigen Unter⸗ 
than vor cin dieffeitiges Gericht laden, fo hat er die Ladung 
bei dem dieffeitigen Richter auf die gewöhnliche Art auszu⸗ 
wirken. Er übergiebt fie dem Friedensrichter des Kantone, 
in welchem der Vorzuladende wohnt; der Frietensrichter bat 
hierauf einen Gerichtsboren mit der Zuftellung zu beanftra- 
gen, wofür weder Gebühren zu bezahlen, noch Stempel oder 
Einregiftrirung erforderlich find; die Ausfertigung des Ges 
richteboten erfordert jedoch jenfeitigen Stempel und ift der 
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Einregiftrirung unterworfen. Die Unterfchrift des Gerichts⸗ 
boten wird von dem Friedensrichter, welcher ihn beauftragt 
bat, als wahrhaft beurkfunder. *) $. 5. Weder Unferem 





®) I. Ausfchreiben Großherzogl, Hofgerihts der Provinz Starken; 
Fenburg vom 1. März 1822, »die Regnifitionen an die 
Großherzog. Heffifhen Juftizbehörden der Pros 
vinz Rheinheffen in Gemäßheit der Verordnung 
vom 21. Juni 1817 betr.« an die Untergerichte: »Der Staates 
profurator am Großherzogl. Heil. Kreisgericht der Provinz 
Rheinheifen Hat bei dem Hofgericht den Antrag gemacht, fämmts 
liche Untergerichte des Fürſtenthums Starkenburg anzumeifen, 
Dffteial:Requifitionen, wie die beftehenden WVorfchriften mit fich 
bringen, an ihn zu richten, in Partheifachen aber, nad Vor⸗ 
fchrift des Urt. 4 der Verordnung vom 21. Juni 1817, der bes 
treibenden Parthie zu überlaffen, die nöthigen Schritte bei dem 
einfchlägigen jenfeitigen Sriedensgerichte felbft zu thun, Hiervon 
fest man fämmtliche Untergerichte zur Nachachtung — in Kennts 
uiß.« — | F 


II. Ausſchreiben deffelben Gerichtshofd dom 21. Mai 1832, 
»die Infinuation und Notification dieffeitiger Ge: 
rihte an Einwohner der Provinz Rheinheffen betr.« 
an die Untergerichte: „Nachdem Zweifel über die Frage entitans 

den find, wie es mit der Inſinuation derjenigen Befchtüffe die: 
ſeitiger Gerichte, welche nicht ald Ladungen im Sinne ber 
Urt. 4 der Verordnung vom 21. Juni 1817 zu betrachten find, 
an in Rheinheſſen ſich aufhaltende Perfonen gehalten werden 
folfe, und ob der geeignete Weg folder Zuſtellungen darin zu 
beftehen habe, wie bisher gefchehen, den Großherzogl. Staats» 
profurator am Kreisgerichte zu Mainz zu erfuchen, daß er die 
Beſchlüſſe jener Art dort infinuiren laſſe; — fo hat Höchſtpreiß⸗ 
liches Miniſterium des Innern und der Juſtiz, unterm 16. Febr., 
nachftehende Verordnung an dem genannten Großherzogl. Staates 
Profurator erlaffen: »»Hinfichtlic der Anfinuation von Vorla⸗ 
dungen 2c. dieffeitiger Gerichte an jenfeitige Einwohner in Par: 
thie-Civilſachen bleibt e8 unverändert bei der Worfchrift des 
$. 4 der Verordnung vom 24. Juni 1817. Jene Vorladungen 
aber, welche von den rogirenden Gerichten als Official:Cis 
vilfachen bezeichnet werden, ſowie Notificationen, welche nur 
im Intereffe der rheinifchen Unterthanen, um ihnen die Möge 
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Staatsproturator und den Friedendrichtern, noch Unſern dies⸗ 
feitigen Juſtizbehörden fteht ed zu, unter dem Vorwand. der 


lichkeit zu geben, ihre etwaigen Rechte zii wahren, erfalgen, find 
durch. Vermittelung des Staats» Profurators den Intereſſenten, 
gegen einfahen Empfangsfchein, zu behändigen.«s Es wird dies 
ſes zur Nachachtung hiermit befannt gemacht.« 

II, Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Stars 
Penburg vom 17. Uprif 1833 an die Untergerichre, »die Infis 
nuation und Notification dieffeitiger Gerichte an 
Einwohner der Provinz Rheinheifen betr. Der in 
dem Generale vom 21. Mai 1832 vorkommende Ausdrud: O fs 

ficeial⸗Civilſachen, ift von Großherzog. Geheimen Staats» 
Minifterium dahin erläutert worden: daß darunter alle biejenis 
gen Verfügungen zu verftehen, und fonach durch Vermittelung 
des Großherzogl. Staatsproßurators zu infinniren feyen, welche 

von den diefjeitigen Gerichten ex officio, und nicht auf den Ber 
trieb irgend eines einzelnen Betheiligten — ber dann in Ge: 
mäßheit der Werordnung vom 21. Juni 1817 bie Inſinuation 
zu bewirken Hätte, — erlaffen werden, wenn auch im Allgemeis 
nen die Sachen, in welchen jeue Verfügungen vorkommen, an 
und für fih Sachen find, welche nur Privatperfonen unmittelbar 
intereffiren, wie 3. B. Eoncurfe, Erbvertheilungen und ähnliche 
Gegenftände, wobei aber, nach dieffeitigen Geſeßen und Obfers 
vanzen, die obrigkeitliche Fürſorge nicht durch die Thärigkeit 
der Betheiligten gebunten und bedingt ift, fondern im Gegen: 
theil durch fle dieſe Thätigkeit ercitirt werden muß. Hiernach 
haben die Laudgerichte Sich zu bemeſſen.« 

IV. Ausfchreiben Großherzog, Hofgerichts ber Provinz Ober: 

heſſen vom 16. Aprit 1833 an die Untergerichte, »die Requi— 
fition dieffeitiger Gerichte wegen Junfinuation ges 
rihtliher Verfügungen an Einwohner der Provinz 

- Mheinheffen betr. Die allerhöchſte Verordnung vom 21, 
Inni 1817, $. 4 Schreibt zwar das Derfahren in Fällen vor, wo 
ein bieffeitiger Unterthan einen Rheiuheſſen vor ein dieſſeitiges 
Gericht vorladen laſſen will, enthält aber darüber feine Beſtim— 
nung, dur welhe Vermittelung die Juſinuation von Verfü— 
gungen in Offtcial Civilſachen erfolgen fol, In Folge der ſich in 
fegterer Hinficht erhoben habenden Anftände hat die höchſte Staats: 
behörde verordnet, daß der Großherjogl. Staatsprofnrator zu 
Mainz folhe Vorladungen, welche von den rogierenden Gerichten 
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Incompetenz, die ihnen durch die 68. 3 und n auferlegten 
Antspflichten zu verweigern, fondern es ift den Partheien 
überlaffen, ihre Einreden vorzubringen und rechtlichen Bes 
fheid zu erwarten. 8. 6. Perfonalarreft in Civilfachen 
(f. Arreſt ©. 108 10.), in fofern derfelbe in der Qualität der 
Beklagten ald Fremder feinen Grund hat, foll in Zus 
funft weder von dieffeitigen Gerichten gegen ienfeitige Un 
terthanen, noch von jenfeitigen Gerichten gegen dieffeitige 
Unterthanen verhängt werden. Das franzöfifche Geſetz vom 
10. September 1807 ift daher, ſoviel die Unterthbanen im 
den Provinzen Starfenburg und Oberheflen betrifft, für die 
Zufunft aufgehoben, dagegen follen die gegen Mituntertha- 
nen, während fie noch Fremde waren, erlaffene und rechtes 
kräftige Urtheile ihrem Inhalte nach in Vollzug gefeßt wers 
den, es müßte denn feyn, daß der Beklagte die Einrede der 
Incompetenz vergeblich eingemender hatte, in welchem Falle 
fein früheres Verhaͤltniß nicht verändert wird. Unter den 
Unterthanen find namentlich Diejenigen mitbegriffen, welche 
war im Auslande wohnen, aber in irgend einem Theile des 
Großherzogthums mit unbeweglicbem Vermögen, oder einer 
Handelsniederlaffung anfaflig find. F. 7. Die von den Fur 
ſtizbehörden in den verfchiedenen Theilen des Großherzog. 
thums von jetzo an ertheilten Urtheile haben ihre Nechtes 





als Official: Eiviifachen bezeichnet würden, durch feine Vermit— 
teiung an die ntereffenten gelangen zu laſſen habe, da es nad) 
der dieffeitigen Prozeßordnung fchon hinreihe, wenn blog eine 
Befcheinigung, daß eine Ladung zugeſtellt worden fey, in folchen 
Sälfen zu den Acten komme; — übrigens feyen unter Official: 
Giviffahen ſolche Verfügungen zu verftehen, welche von dieffeis 
gen Gerichten ex officio und nicht auf Betrieb irgend eined Bes 
theiligten erlafen würden, wenn auch die Sachen, in welchen 
derartige Verfügungen vorfommen, foiche feyen, die nur Private 
verfonen unmittelbar intereffiren. Nach der höchften Inteution 
fegen wir Sie mittelft diefes General-Ausſchreibens hiervon in 
Keuntniß.« 
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kraft und Vollziehbarkeit in dem ganzen Umfange des Groß⸗ 
herzogthums. F. 8. Um jenfeits votlzogen zu werden, find 
die dieffeitigen Urtheile dem Präſidenten des Kreisgerichts zu 
Mainz, nachdem fie vorher einregiftrirt worden, vorzulegen, 
welcher fie, ohne Zulaffung weiterer Discuſſionen, für eye‘ 
eutorifch erklärt. Es kann ein alfo vollziehbar erklaͤrtes 
Urtheil auf der Hypothelenverwahrung eingefchrieben und 
damit. mach jenfeitigen Gefeßen eine gerichtliche Hypothek 
erlangt werden. Enthält das Urtheil Feine Verurtheilung, 
welche ald Urkunde dient, die nad) den jenfeitigen Geſetzen 
auf die Urſchrift um die verhältnißmäßige Gebühr hätte eins 
regiftrirt werden muͤſſen, fo wird für die Einregiftrirung 
nur eine fire Gebühr von fünfzig ſechs Kreuzern bezahlt; 
verhältnißmäßige Gebühr hat vor der Verurtheilung nicht 
ftatt; ift aber von den ald rechtliche Titel dienenden Urtheilen 
zu entrichten. ine Umftempelung ift nicht nöthig. 8.9. Die 
Zuftellung der jenfeitd erlaffenen Urtheile an Bewohner der 
dieffeitigen Provinzen gefchieht auf die mämliche Art, wie 
oben bei den Ladungen vorgefchrieben ift. Die Nothfriſt zur 
Appellation von jenfeitigen Urtheilen bleibt die nämliche, 
wie für die Bewohner der jenfeitigen Provinz, beginnt aber 
nur mit der wirklichen Zuftellung an die Parthie in denjes 
nigen Fällen, wo diefe Zuftellung bisher ſchon zum Anfange 
der Nothfrift erforderlich war. Um ein jenfeitiges Urtheil 
in den dieffeitigen Provinzen zur Vollziehung zu bringen, 
foll bei dem zuftändigen Richter des Wohnorts um die Eres 
eution angerufen und hierbei ohne Zulaffung weitere Diecufs 
fion über die Vollziehbarkeit des Urtheils im Allgemeiner im 
Wege Mechtens eben fo weit verfahren werden, wie es die 
dieffeitigen Geſetze bei den dahier erlaffenen Urtheilen vor⸗ 
fchreiben. $. 10. Die Urkunden der freiwilligen Gerchts⸗ 
barkeit haben keine Bollziehbarfeit in dem ganzen Umfange 
des Großherzogthums, fondern fie bleiben nur nach Mßgabe 
der dieffeitd und jenfeits des Rheins beftchenden Geſttze volls 
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ziehbar. Doch fol auf diefelden auf dem linken Mheinufer 
im fummarifchen Vrozeßverfahren werden und der Suͤhnever⸗ 
ſuch, wenn die Klage fich auf authentifche in den dieffeitigen 
Provinzen gefertigte Urkunden gründer, nicht nothwendig 
hervorgehen. Hypothekenverſchreibungen, fo wie alle Cons 
trafte, welche unbewegliche Güter zum Gegenftande haben, 
tönnen in jedem Theile Unferes Staates nur von der bereits 
competenten Behörde gültig errichtet werden. Um bei 
einens jenfeitigen Gericht produeirt zu werden, find die 
dieffeits errichteten aurhentifchen Urkunden zwar der Eins 
regiftrirung, aber feiner Umftempelung unterworfen. — 
1. DVerfahren gegen Fremde vor den Geridhs 
ten des linken Rheinufers. $. 11. Hinfichtlich des 
Verfahrens vor Linferen Gerichten auf dem linken Rheinufer 
gegen Fremde, haben Wir für die Einwohner folcher Stans 
ten oder Provinzen, in welchen in dieſer Hinficht die Grund: 
ſaͤtze des franzöfifchen Srechtd nicht gelten, die Verfügung 
des Art. 19 des franzöfifchen Eivilgefeßbuchs, ) foviel die 
im Auslande mit Ausländern von. jeßo an gefchloffenen 
Contrafte betrifft, hierdurch aufgehoben. Gegen die Ein: 
wohner ſolcher Staaten oder Provinzen, in welchen die er— 
wähnten Grundfäße gelten, bleibt jene Verfügung des Ci— 
vilgefeßbuchs noch zur Zeit und bis zur diplomatifchen Aus— 


*) »Der Ausländer, wenn er auch nicht in Branfreich wohnt, kann 
vor bie franzöflfchen Gerichte gefordert werden, um Verbindlich, 
Feiten zu erfüllen, welche er in Frankreich gegen einen Franzoſen 
übernommen hat. Dan kann ihn auch vor die franzöſtſchen Ge— 
richte ziehen, wegen folder Werbindlichkeiten, die er im Aus: 
lande gegen einen Franzoſen eingegangen hat.« (Geſehbuch Na: 
wleons, nach der offiziellen Ansgabe überſetzt von Gerhardi. 
D. 1. Darmiſtadt und Gießen 1809, ©. 9.) f. Berg: Juri— 
Küche Beobachtungen und Rechtsfälle. Th. 4. Hanuover 1810, 
Nr, XIX, »Ueber den Art. 14 des Coder Rapoleon« S. 2%X7 
bie 233, 
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gleichung beftehen. *) Alle bisher gegen Fremde erlaffene, 
in Mechtöfraft übergegangene Urtheile follen ihrem Inhalt 


*) Merordnung vom 31. Januar 1824, »die Aufhebung ber 
Beftimmung bed Art, 14 des Code civil entgegen die 
Königl. Preußifhen Rheinprovingen betr. (U. d. ©. 
u. V. Bd. 4 ©, 164, 165.) »Die allerhödfte Verordnung vom 
22. uni 1817 beſtimmt im $, 11 Folgendes: »»Hinfichtlich des 
Merfahrend — bis zur. diplomatifchen Ausgleichung beftehen.« « 
Da nun dur eine Königlich Preußifche Verordnung vom 2, Mai 

vorigen Jahrs die noch bis dahin in. Kraft gewefene Beſtim⸗ 
mfing des Art. 14 des Code civil aufgehoben worden ift, fo 
wird biefelbe nunmehr, vermöge diplomatifcher Ausgleichung, 
entgegen die Königlihb Preußiſchen Rheinprovinzen ebenfalls 
aufgehoben, was mit Beziehung auf die angeführte Stelle der 
Derordnung von 1817 zur Nachachtung andurd Öffentlich be: 
Fannt gemacht wird.« Diefe K. Preußifhe Verordnung iſt des 
Inhalts: »Die in dem Art. 14 des in Unfern Rheinprovinzen 
geltenden Eivilgefegbuchs enthaltene Worfchrift, mach welcher jes 
der Ausländer wegen Verpflichtungen, die ihm gegen einen Ein: 
Tänder obliegen, vor die dortige Gerichte gezogen werden kann, 
it in ihrer Altgemeinheit dem DVerhältniffe, in welchem bie deut: 
fhen Bundesftaaten mit einander ftehen, nicht angemeſſen. Wir 
verordsien daher Bolgendes: F. 1. Der Art. 14 des in den 
Rheinprovinzen geltenden Civilgeſetzbuchs foll der Regel nach 
gegen die Unterthanen fämmtlicher deutichen Bundesftaaten bei 
perfönlichen Anſprüchen, welche nach der in jenen Provinzen 
geltenden Prozeßordnung vor den gewöhnlichen Gerichtsftand dee 
Wohnorts des Verpflichteten gehören, nicht niehr in Anwendung 
kommen, uno daher Fein Unterthan der dentfchen Bundesſtaaten 
aus Klagen folcher Art vor Unſere Rheiniſche Gerichte mehr 
gezogen werden, Die in den 99. 2—7 beftimmten Bälle auöges 
nommen. $. 2. Bei demjenigen Gerichte, in deffen Bezirke ein 
Vertrag gefchloffen worden, oder die Erfüllung nah Inhalt 
deffelben verlangt werden Fann, dürfen auch Klagen aus dem: 
felben verfolgt werden, wenn die ausländifhen Verpflich— 
tete ſich im Bezirke eines oder. des anderen $. 1 gedachten Ge: 
rihts aufhält und ihm die von dem Mergleichsamte oder von 
dem Landgerichte erlaffene Vorladung eingehändigt worden ift, 
$. 3. Bei demjenigen Gerichtsftande in unferen Rheinprovinzen, 
unter welchem ein Ausländer fremdes Gut oder Vermögen be: 
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nach in Vollzug gefebt werden. $. 12. Gegen Fremde, 
welche in Linferen Beſitzungen auf den linken Rheinufer mir 





wirthichaftet oder verwaltet hat, kann er auch mit Klagen we— 
gen folcher Verwaltung belangt werden, feibft wenn er nicht von 
Gerichts wegen ald Verwalter beftellt oder Vormund if, Die: 
fer. Gerichteftand der Verwaltung hört aber auf, wenn die feb: 
tere völlig beendigt und der Verwalter über die abgelegte Red: 
nung quittirt ift. Wenn daher nur ein aus der quittirten Rech: 
nung verbliebenen Rückſtand gefordert, oder eine ertheilte Quit: 
tung angefochten wird, fo Eann diefes nicht bei dem vormaligen 
Serichtsftande der angeführten Bermaltung gefchehen. 6.4. Wenn 
ein Real: oder Perſonalarreſt in Gemäßheit der gegenwärtig be: 
ſtehenden geſetzlichen Vorfchriften angelegt worden ift, fo kann auch 
die Hauptiache vor den Arreſt anfegenden Gerichte gegen den Aus: 
länder verhandeit werden, $. 5. Wenn ein Einländer von einem 
Ausländer belangt wird, fo muß Kesterer in Anfehung der Ge: 
genforderumgen des Erfteren auch bei den dieffeitigen Gerichten 
Recht nehmen, wenn auch das Gericht, bei welchem die Klage 
anhängig ift, in der Materie nicht competent ſeyn foltte. F. 6. 
Provocationsklagen können gegen Ausländer bei denjenigen ins 
Ländifchen Gerichte angeftelft werden, vor welches die provocirte 
Hanptflage gehört. $. 7. Gegen diejenigen dentſchen Staaten 
oder gegen Provinzen derfelben, worin der im Art. 14 des ge: 
dachten Civilgeſetzbuchs enthaltene Grundfas gegen Unfere Unter: 
thanen angewendet wird, bleibt derjelbe, jo lang dies der Fall 
ift, auch in Uuferen Rheinprovinzen in Kraft, 9. 8 Die Vor: 
forift des $. 1 unter den in den folgenden Paragraphen ges 
machten Ausnahmen kommt bei allen Klagen, welche von nun 
an angebracht werden, zur Anwendung, wenn aud die in An: 
Spruch genommene Verpflichtung ſchon vor Bekanntmachung Dies 
ſes Geſetzes entftanden ift.« — Nach Erſcheinung diefes Geſetzes 
vom 2. Mai 1823 beauftragte das Preußiſche Juſtizminiſterium, 
nm von dem Zuftande der dentfchen Geſetzgebungen in Beziehung 
“auf die von ihnen wegen des Art. 14 des franzöfiichen Civitge: 
fesbuhs angenommene Grundfäge Kenntniß zu erhalten und 
darnach ermeflen zu Fönnen, gegen welche deutichen Staaten 
jener Art. in Solge der vorbehaltenen Netorfion anzuwenden fen, 
die Gefandten an dem dentſchen Höfen, fich hierüber Ausknunit 
geben zu laſſen. Die Refultate diefes Auftrags find mitgetheilt 
im fünften Bande des Archivs für das Cibil- und Eriminalrecht 


Ausländifche Gerichte, Eontrafte und Urtheile. 157 


einem Unſerer dortigen Unterthanen contrabirt haben, Tann 
such fernerhin der Werfonalarreft in Gemäßheit des Gefetes 
vom 10. September 1807 erlannt werden. $.13. Inden 
Fällen, wo; auf Klage Unferer Unterthanen, Fremde auch 
noch ferner vor Unſere jenfeitige Gerichte geladen werden 
Fönnen, wird die bisherige Ladungsweife beibehalten. Der 
im Art. 73 der Eivilprozeßordnung beftimmte sweimonatliche 
Erfcheinungstermin wird auf die Bewohner der dentfchen 
Bundesſtaaten anwendbar erklärt; im Mebrigen bat es bei 
den Verfügungen fein Bewenden. 8. 14. Der Fremde, 
‚welcher mit dem Fremden in dem Beftandtheilen des Groß- 
herzogthums auf der linken Rheinſeite contrahirt, kann auch 
in Berfonalfachen,, fo lange er fich unmittelbar nach dem 
Contrakte noch dafelbft aufhält, vor Unſere Gerichte geladen 
werden. ) Derfonalarreit hat in diefem Falle nicht ftatt, 
jedoch können die Gerichte, nach Befinden der Umſtaͤnde, 
dinglichen Arreft erkennen, und beide Theile find, auf 
Erfordern , inländifche Caution zu Teiften ſchuldig. — 
II. Wirkung ausländiſcher Gerichte und Com 
trafre in den Großherzoglichen Landen auf dem 
Tinten Rheinufer. 8 15. Ausländifche Urtheile haben 
der Regel nach, weder Nechtsfraft, noch Vollziehbarkeit in 
Unferen jenfeitigen Beſitzungen, eben fo wenig kann, durch 


der Königl. Preuß. Rheinprovinzen, Abth. 2. S. 115, fowie 


im fechften Bande, Abth. 2. S. 8°, 113 ımd bei Kappler: 


Auriftifches Promtuarium des 19, Jahrhunderts, Stuttgart 1835, 
©, 88— 97 


*) f, Arhiv merfiwärdiger Rechtöfälle und Entfcheidungen ber Rheins 
heſſiſchen Gerichte, Br. 2, ©. 376 x. »Die Beſtimmung 'der 
Großherzogl. Verordnung »»fo lange fich der Ausländer unmit⸗ 

telbar nach dem Eontraft im Inlande aufhälte« iſt nicht fo zu 
verftehen, daß der Ausländer nuunterbrochen, vom Tage des 
Eontrafts bis zum Zage der u fih im Inlande aufgehalten 
haben müfle.« | 
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ihre Einfehreibung in die Huͤpotheken⸗Regiſter, gerichtliches 
Pfondrecht erworben werden. Wrtheile, die im Auslande 
entweder zwifchen zwei Ausländern oder zwifchen Inlaͤndern 
und Ausländern an einem foldhen Drte, wo die im F. 11 
angeführten und daher nur Erwiederungsweife beibehaltenen 
Grundfäge Des franzöfifhen Rechts nicht gelten, gegeben 
worden find, follen auf direfte Ladung, ohne vorherigen 
‚ Sühneverfuch und ohne Zulaffung weiterer Discuſſion exe 
estörifch erklärt werden, und es kann demmächft mittelft 
deren Einfchreibung in die Hypothefen-Megifter gerichtliches 
Pfandrecht erworben werden. $. 16. Soviel die im Yus- 
lande errichteten Gontrafte beirifft, follen die im Unferen 
jenfeitigen Beſitzungen beftehenden gefeßlichen Verfügungen, 
auch fernenbin beobachtet werden. F. 17. Als auge 
laͤndiſche Urtheile und Contrafte werden jedoch dafelbft, 
foviel den ehemaligen Kreis Alzey (mit Ausnahme des Orts 
Weißenau), ſowie die Kantone Worms und Pfeddersseim 
betrifft, diejenigen nicht angeſehen, welche 1) bis zu dem 
1. Januar 1814 in den damals von den verbündeten Heeren 
noch nicht beſetzten Theilen- des ehemaligen Frankreichs, 
2) von dem 1. Januar 1814 bis zu dem 16. Juni 1814 in 
dem Umkreis des mittelrheinifchen Gouvernements, 3) von 
den 16, Juni 1814 bis zu dem 28. Mai 1815 in dem Des 
fterreich-Baierifchen Adminiſtrationsbezirk, 4) nach der am 28. 

Mai 1818 erfolgten Uebergabe eines Theil des Defterreichifchs 
Baieriſchen Adminiſtrationsbezirks an die Krone Preußen, in 
dem unter Defterreichifch-Baierifchen Adminiſtration verblies 
benen Landestheile bie zum 4. Mai 1816, von dem 4. Mai 1816 
bis zu Unferer Beſitznahme in dem privative Defterreichifch 
geblichenen Landestheil gegeben und aufgefeßt worden find. 
Aue diefe Urtheile erfter Inſtanz follen ohne Pulaffung weis 
terer Discuffion, fo wie auch die Notariatsurfunden durch 
bloße Ordonnanz Unferes „Kreidgerichts » Vräfidenten, und 
wenn fie in appellatorio ergangen find, durch Ordonnanz 


/ — 
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Unſeres Obergerichts⸗Praͤſidenten, ohne Umſtempelung und 
ohne Bezahlung, von Einregiſtrirungsgebühren, wenn diefe 
bereitd vor dem Ende der verfchiedenen oben bezeichneten 
Epochen bezahlt worden find, exeeutorifch erklärt werden 
und follen diefelben Kraft haben, als ob fie in dem LUmfange 
Unſerer jenfeitd des Mheins gelegenen Befigungen gegeben 
und aufgefegt worden Wären, Es find hiernach die Verord⸗ 
nungen der. Defterreichifch-Baierifchen Landes⸗Adminiſtration 
vom 5. Januar und 4. April 1815, in fofern fie vorfichens 
den Beflimmungen entgegen find, aufgehoben. $. 18. So⸗ 
viel aber die Stadt Mainz, fo wie die Ortſchaften Kaftel, 
Koſtheim, Zahlbach und Weißenau betrifft, follen die in 
vorftehendem Paragraphen enthaltenen Verfügungen auf dies 
jenigen Urtheile umd Urkunden angewendet werden, welche - 
bis zum 4. Mai 1814 in den durch den Varifer Frieden vom 
30. Mai 1814 beftimmten Gränzen Frankreichs und vom 
4. Mai 1814 bis zum 16. Juni 1814 im Umfange des mit⸗ 
telrheiniſchen Gouvernements gegeben und aufgeſetzt worden 
find. IV. Wirkungen ausliäindiſcher Urtheile im 
den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen. 
$. 19. Do man in mehreren Staaten ausländifche Urtheile 
nicht vollſtrecken läßt, und Wir bereits im Jahre 1808 Uns 
feren Gerichtshöfen in Anfehung der Bollziehung der Erkennt 
niffe franzöſiſcher Gerichte ein gleiches Verfahren, wie es in 
Frankreich bei fremdrichterlichen Erkenntniſſen beobachtet 
wird, anbefohlen haben, * fo follen überhaupt diejenigen 
Urtheile, welche in Ländern gegeben worden find, in welchen 
man den in dem Großherzogthume gefällten Urtheilen die 
Rechtskraft und Vollziehbarkeit gar nicht oder nur um 
ter Bedigungen zugeſteht, in den Provinzen Starkenburg 


* 





») E. 9, Bd. 3. ©. 419. 
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und Oberheffen ebenfalls die Mechtekraft und Vollziehbarkeit 
gar nicht oder mur unter denfelden Bedingungen befien. 
V. Verfahren in Unferen Befigungen auf dem 
linfen Rheinufer gegen diejenigen, welche eis 
ner im Auslande begangenen firafbaren Hands 
lung befchuldigt werden. $ Da wir. die Bers 
fügungen der Art. 5, 6 und 7 der"Franzöfifchen peinlichen 
Prozeßordnung *) auf die jeßigen Verbäftniffe Unferer jens 
feitigen Beſitzungen nicht mehr anwendbar finden, auch in 
Hinficht fauf Verbrechen, welche eine peinliche oder ents 
ehrende Strafe nach fich ziehen, bereits durch das Defret 
von 23. October 1811 der Megierung vorbehalten wor 
den ift, die Auslieferung zu verordnen, fo wollen Wir, 
daß zur Erhaltung der Öffentlichen Ruhe und Sicherheit, 
alle diejenigen, fowohl Ausländer als Inländer, welche einer 
folchen im Auslande begangenen Handlung befchuldigt find, 
vermöge deren, nach den Gefeßen Unſerer jenfeitigen Lande, 
eine peinliche, entehrende oder Zuchtpolizeiftrafe erkannt 
werden muß, auf Nequiftion der auswärtigen Behörden, 
oder auf die Unferen gerichtlichen Bolizeibeamten zufommende 
Nachricht einftweilen von dem Unterfuchungsrichter verhört, 
und, in fofern die Befchuldigung zur proviforifchen Verhaf⸗ 
tunn geeignet ift, verhaftet, aber nicht ausgeliefert, fon- 
dern von Unferm Geheimen Staatsminifterium , an welches 
deßhalb zu berichten it, DVerhaltungsbefehle eingeholt wers 
den follen.’’**) 


II. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starfenburg vom 21. Juli 1817, „die Wirkung der 










*)f. Die fünf franzöfifhen Gefepbüder in deutfcher 
Sprache nah den beften Ueberſehungente. nn 
1827. »Geſetzbuch über den Eriminalprozeh« ©, 3, 4 


*6) ſ. Unslieferung. 
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franzöſiſchen Geridhtsverfaffung 1. auf Auss 
länder und auslaͤndiſche Urtheile betr.’ an die 
Untergerichte: „In Bezug auf den 8. 19 der Juſtizverord⸗ 
aung vom 21. v. M. iſt hoͤchſten Orts verfügt worden, 
„„daß bei Inſinuationen von Ladungen oder Urtheilen aus 
andern Staaten, worin ein dieffeitiges Urtheil als auslän— 
difch nicht vollſtreckt, und folglich eine biefige Litispendenz 
nicht beruͤckſichtigt wird, den betheiligten Großherzoglichen 
Unterthanen jedesmal bei der Inſinuation ausdrücklich 
überlaffen werden ſolle, ob fie es für raͤthlich halten, den 
fraglichen Ladungen oder Urtheilen nachzukommen.’ Sn 
Gemaͤsheit höchften Auftrags und mit der weiteren Bemer— 
fung, daß außer Frankreich, den Niederlanden, und ſaͤmmt⸗ 
lichen deutfchen Landen auf der linken Rheinfeite, deßglei— 
chen den auf dem rechten Rheinufer gelegenen, zu Frank 
reich, Weftphalen und Berg gehört habenden, jetst Koͤniglich 
Breußifchen, das franzoͤſiſche Mecht noch befoigenden Bes 
fisungen, bier auch noch Baiern dieffeits des Rheins, hin: 
fichtlich der abfchriftlich angebogenen Verordnungen in Bes 
tracht komme, — wird daher obige Verfügung ſämmtlichen 
Untergerichten andurch belannt gemacht, um fich in vorfom:- 
menden Falten. biernach zu achten.’  Diefe Verordnungen 
find des Inhalts: „a Wir Maximilian Joſeph, von Got- 
tos Gnaden König von Baiern. Bei allgemeinen Betradh- 
tungen der Geſetze fremder Staaten in Betreff des Gerichts: 
ftandes und bei einzelnen Fällen, wo die Rechte des Ge- 
richtsftandes Unſerer Unterthanen angegriffen waren, baben 
wir erwogen, daß Fein Staat berechtigt ſey, feine richter: 
liche Gewalt über die. Grenzen feines Gebietes zu erftredken, 
oder, wenn es nicht in befonderen Vertraͤgen zugeftanden 
ift, au fordern, daß ein von feinen Gerichtsitellen ausge 
fprochenes Lrtheil an den dem Gebiete eines andern Staats 
befindlähen Perſonen oder Gütern von den Behörden diefes 


fremden Staats volljogen werde und Wir wollen, daß diefe 
Progefordn, 11. 11 
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völferrechtlichen Grundfäge. von Unſern Gerichtsftellen ‚gegen 
alle freniden Staaten und ihre Gerichtöftellen,, in - fofern 
nicht mit denfelben durch befondere Verträge oder Ueberein⸗ 
funft der Staaten in Specialfällen ein anderes bedungen 
wäre, genau beobachtet werden ſollen. Unſere fümmtlichen _ 
Gerichtöftellen und alle ſonſtigen Behörden Unſers Reiche 
haben fohin in vorkommenden Fallen ihr Verfahren darnach 
zu bemeſſen und alle fonft Betheiligten fich darnach zu achten. 
München den 9. October 1807.” — ſ. noch Zachar iä: 
„Ueber die Rechtskraft eines in einerkivilfacde 
von einem auswärtigen Gerichte gefprocdenen 
Urtheils nach den Grundſätzen des Staatsrechts 
der rheinischen Bundesftaaten‘ (im zweiten Band 
der Zeitfchrift von Crome und Jaup: Germanien ,. Gier 
fen 1809, ©. 229— 247) ©. 5 I. 9, Bir Marimi- 
lian Joſeph ıc. Da fi) über die Anwendung Unſerer Vers 
ordnung vom 9. Detober 1807, die Vollſtreckung fremdrich- 
terlicher Erfenntniffe betreffend, verfchiedene Anfragen und 
Anftände ergeben haben, fo haben wir eine nähere Beſtim⸗ 
mung derfelben für nothwendig erachtet und erklären daher, 
nach Vernehmung Unſeres Gehcimen Raths, wie folgt: 
Z. 1. Oben erwähnte Verordnung vom 9. October 1807 
beſchränkt ſich auf diejenigen Fälle, wo von einem nach 
ſtaatsrechtlichen Grundſaͤtzen incompetenten auswaͤrtigen Ge⸗ 
richt wider einen dieſſeitigen Unterthan erkannt worden iſt, 
erſtreckt ſich daher nicht auf den Fall, wenn bei. dem Ger 
richte des auswärtigen Staats entweder der allgemeine Ger 
richtsfiand des Wohnorts oder einer der befonderen Gerichts⸗ 
finde der gelegenen Sache, des Arreſtes, des Contraftd, 
oder der geführten Verwaltung begründet war. Der Boll 
firefung eines fremdtichterlichen Erkenntniffes von den in 
Baiern befindiichen Gütern: des Sachfälligen kann jedoch 
ur ‚unter der Vorausſetzung ftattgegeben werden ‚wenn 
a)ıdurd gerichtliche Zeugniffe dargethan ift, daß in dem 
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auswaͤrtigen Staate ſelbſt, von deſſen Gerichten erkannt 
worden, feine tauglichen oder hinreichenden Vollſtreckungs— 
mittel vorhanden ſeyen und wenn ſich 2) keine dieſſeitigen 
Unterthanen mit Forderungen gemeldet haben, rückſichtlich 
welcher ihnen an der zur Vollſtreckung des fremdrichterlichen 
Erkenntniſſes angewieſenen Sachen ein gleiches oder vorzüg⸗ 
liches Recht geſetzlich zuſteht. F. 3. Soll die Huͤlfsvoll⸗ 
ſtreckung an der Subſtanz unbeweglicher Güter geſchehen, ſo 
iſt zuvoͤrderſt der Inhalt des fremdrichterlichen Erkenntniſſes, 
nebſt Anzeige der Güter, auf welche die Hülfsvollſtreckung 
nachgefucht worden iſt, Öffentlich befannt zu machen. Auch 
find alle dieffeitigen Untertbanen,, welche etwa aud dem 
Grunde einer Hypothek oder anderen Titeln, ein gleiches 
oder vorzügliches Recht an jenen Gütern zu haben vermeis 
nen, innerhalb eines beſtimmten präcluſiven Termins aufzus 
fordern , bei dem einfchlägigen Untergerichte ihre Forderuns 
gen geltend zu machen. $.4. Das Gefuch un Vollſtreckung 
eines fremdrichterlichen Erkenntniffes ift, unter Beilegung 
des Urtheils im Driginal oder beglaubigter Abfchrift, bei 
dem Appellationsgericht des Kreifes anzubringen, innerhalb 
welches die Execution geſchehen fol. Diefe Gerichtsftelle 
bat nach gefchöpfter Weberzeugung, daß daffelbe nach den 
Beftimmungen des $. 1 von einem zuftändigen Gericht er- 
kannt worden fen, und die Rechtskraft uberfchritten habe, 
wie auch nach Beobachtung der 8.2 und 3 enthaltenen Vor⸗ 
fchriften dem betreffenden Untergerichte den Auftrag der 
Huͤlfsvollſtreckung zu ertbeilen. $ 5. Der bei einem aus⸗ 
wärtigen Gerichte begründete allgemeine Gerichtsftand des 
Concurſes erſtreckt fich nicht auf die im Inlande liegenden 
Güter des Schuldners *) oder die bei inländifchen Gerichten 


*) ſ. v. Wendt: Handbuch tes bayrrlichen Civilprozeffes. Bd. 2 
Zweite Auflage, Nürnberg 1835, $. 191. »Particnlars@on: 
curs« ©, 56, 57. Der Verfaller ſagt? »Der Particnlar Eon: 
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anbängigen Prozeſſe, fo weit nicht durch befondere Ueberein⸗ 
kunft ein Anderes beftimmt iſt. Alle unfere Gerichte» ‚und 
‚andere Behörden haben ſich mach dieſer Unſerer Verordnung 
zu achten, wobei fich übrigens von ſelbſt verfieht, daß der 
Vollſtreckung fremdrichterlicher Erfenntniffe nur alsdann und 
in ſofern ftattgegeben werden koͤnne, als von auswärtigen 
‚Staaten gleiche Grundfäße rückjichtlich der Erfenntniffe Un- 
zſerer Gerichtsftellen beabfichtigt werden. Daher find Unſere 
Gerichtsftellen nicht eigenmächtig, fondern nur nach Unferer 
ausdrüclichen Genehmigung eine Netorfion geltend zu machen 
berechtigt. ae den 2. Juni 1811. TER 


curs findet ſtatt — bei dem bemeglichen Vermögen eines Aus⸗ 
länders im Wege der Retorſion. Es fol nämlich ein folcher 
Particular⸗Concurs über das in Baiern befindliche bewegliche 
Vermögen eines Ausländers nur in Folge der Retorfion oder 
befonderer Staatöverträge (ein folcher Vertrag wurde unterm 
7. Mai 1821 mit Würtemberg abgefchloffen) . eintreten und er= 
ftere nur, wenn in dem Stante, keſſen Unterthan er ift, ein 
Unterfchied in Anwendung der Locationggefege zum Nachtheil 
Baierifcher Unterthanen gefeslich, oder in Hebung iſt.« 

*) ſ. unoch v. Wendt: Handbuch, Band 1. 5.174, (Vollſtreckung der 
Urtheile überhaupt), wo der Verfaſſer am Schluſſe ſagt: »Das 
requirirte Gericht darf die Execution nicht verweigern, noch ſich 
darüber eine Cognition anmaßen, außer in Sachen, welche nur 
die. Executionsart betreffen, oder, wenn die Execution von 
ausländifchen Gerichten gegen einen Inländer geſucht wird,« ins 
dem er in der Mote hinzufügt: »In diefem Fall fol das inläns 
difhe Gericht auf bloße Requiſition nicht fo leicht ohne vorläus 

fige ſummariſche Einficht der Hanptfache ſelbſt, wenn der Schulds 
ver ſich über die Nullitäten und Ungerechtigkeiten mit: Wahr⸗ 
fcheintichkeit beklagt, verfahren. Cod. jud. Cap. 18, $.2, Nr. 3. 
Don der. Vollziehung ausmwärtiger Urtheile f. V. v. 9, October 

1807, 1. Auguft 1810, 2. Juni 1811, 10, October 1815, Regbl. 
1809, ©. 1609, 1811,.©. 745. Nov, zur G. O. I. ©, 27, 309, 
Moriz: Novellen zur Baierifchen Geridtsordnung, Band 3, 
Memmingen 1819, ©. 232 1c.« (Im $. 34 der Prioritätsord: 
ordnung für das Königreich Baiern vom 1. Juni 1822, abges 
druckt bei v. Wendt: Dandbuch, Band 2, Anhang S. 27 — 50, 
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BE Die Uebereinkunft mit dem Großherzogthum Baden 
‚über den Gerichtsftand der in beiden Großherzogthuͤmern 
zugleich angefeflenen Standes s und Parrimonialgerichtds 
herrn, ſodann über die Vollziehbarkeit richterlicher Erkennt⸗ 
niſſe des einen der beiden Staaten in dem andern,“ “) welche 
unterm 30. Juni 1813 bekannt gemacht wurde, beftimmt 
am Schluffe : „Ueberhaupt ift — beichloffen worden, daß den 
Großherzoglich Badifchen Urtheilen gegen alle Gattungen von 
Verſonen im hiefigen Lande alle-jene Vollziehbarkeit zuſtehen 
fol, welche den eigenen. inländifchen Urtheilen zuſteht, fo 
lange nicht anderer Seits von der Erwiederung diefer nach- 
barlichen Rückficht abgewichen wird, daß daher feine Einrede 
im Executiousverfahren (sive processu executionis) dage- 
gen angenommen werden follen, ald jene, welche auch gegen 
Inlaͤndiſche nach den Landesgefeßen ftartfinden.‘’ 

IV. Herzoglich Naſſauiſches Miniſterial⸗-Reſcript vom 
10 October 1817, „die Wirkung der franzoͤſiſchen 
Gerichtsverfaſſung auf Auslaͤnder und auslän— 
diſche Urtheile betr.“ an das Herzogliche Ober-Appel- 
lationsgericht: **) „Die in der angezeigten Beziehung von 


heißt es: »Segenwärtige Prioritätsorbuung Fommt auch bei 
ausländifchen Gläubigern zur Anwendung, wenn nicht in dem 
Staate, deffen Unterthanen fie find, ein Unterfchied in Anwen— 
dung der Locationsgefebe zum Nachtheil Baierifcher Untertha: 
nen gefenfich oder in Uebung ft, welchen Balls gegen die Unters 
thanen jener fremden Staaten die Retorfion flattfinden fol. In 
gleicher Art fol über das in Baiern befindliche bewegliche- Ver⸗ 
mögen eines ausläudifchen Unterthans, gegen welchen von den 
Gerichten feines Landes der Concurs eröffnet ift, ein Parti— 
eularconceurs von den Baierifchen Gerichten nur in Bolge der 
Retorfion oder befonderer Staatsverträge eintreteu.«) f. noch: 
E. 9.0. m. Sp. ©. 179, 180, 


®) €, 9. Band 3. S. 414—417, 


**) 9, Meer: Haudbuch zur näheren Kenntnis ber Berfaſſung und 
Verwaltung des Herzogthums Naſſau. Erſter Band. Erfte 
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des Großherzogs von Heffen Königlicher Hoheit erläffene 

Berordnung von 21. Juni d. J. wird dem Herzogl. Obers 
Appellstionsgericht im Abfchrift mit der Weifung mitgetheilt, 
daß die darin den Fremden unter der Bedingung der. Mecis 
proeität eingeräumten Rechte auch den Großherzog, Heflis 
feben Unterthanen im Umfange des Herzogthums eingerdums 
werden ſollen, um den dieſſeitigen Unterthanen den Genuß 
der ihnen angebotenen Vorrechte, ſowie den Urtheilen der 
Herzoglichen Gerichte in dem Umfang des Großherzogthums 
Vollziehbarkeit zu verſchaffen. Das Herzogl. Ober⸗Appella⸗ 
tionsgericht hat ſich daher hiernach zu bemeſſen.“ Von 
der Nahmer: Sammlung der merkwuͤrdigeren Entſchei—⸗ 
dungen des Herzoglich Naſſauiſchen Ober⸗Appellationsgerichts 
in Wiesbaden. Band 2. Frankfurt 1825, ©. 388 — 391. 


V. Herzoglih Naſſauiſches Minifterials Wefeript vom 
46. Juli agıg, „die Frage, in wiefern die von den 
Juſtizbehörden fremder Staaten erlaffenen 
Urtheile dahier erecutorifch fenen, betreffend‘ 
an das Herzogliche Ober-Appellarionsgericht: „Da in dem, 
nunmehr wieder mit dem Königl. Preußifchen Staat vers 
einigten Großherzogthum Pofen während feiner Vereinigung 
mir dem Großherzogthum Warfchau das franzöfifche Civil: 
gefegbuch und die franzöfifche Gerichtsverfaffung eingeführt 
worden war und dahier unbekannt ift, ob die altpreußifche 
Civilgeſetzgebung und Gerichigform wieder an deren Stelle 
getreten ift, auch mit Zuverläffigkeit nicht befannt ift, daß 
der 2. Preußiſche Staat den Urtheilen der Herzoglichen Ges 
richtsftellen Voltziehbarkeit in dem Umfang des K. Preußi⸗ 
fchen Staatsgebietes zugeſtehen werde, fo wird dem Herzogl. 
Dber » Appellationsgericht dahier zur Entſchließung eröffnet, 





Hälfte. Wiesbaden 1836. s. v. Ausländer Civbilrecht— 
liches Verfapren. Urtheilsvollziehung. ©. 117. 
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daß man den Urtheilen der Gerichtsſtellen dieſes Staats im 
Umfang des Herzogthums die Vollziehbarkeit nicht cher eins 
räumen kann, bis darüber entweder eine befondere Weber; 
einkunft der beinerfeitigen Gonvernements, nach dem Bor: 
gang einer folchen Webereinfunft mit dem Großherzogthum 
Heſſen, vorliegt, oder von dem bei der Vollziehung eines 
auswärtigen Erfenntniffes intereffirten Theil eine Befcheinis 
gung von Seiten desjenigen Gouvernements beigebracht wird, 
deſſen Gerichtsftellen das zur Vollziehung vorgelegte Erkennt: 
niß gefällt haben, daß in diefem Staate auch den von den 
Herzoglichen Gerichten gefallten Erfenntniffen die Vollzieh— 
barfeit nicht werde verfagt werden. Kann aber der Fremde 
eine folche Befcheinigung nicht. beibringen, fo bleibt es ihm 
überlaffen, feine Anfprüche im Wege der Klage ans umd 
auszuführen. "Nach. diefen Grundfägen wird Herzogl. Ober 
Appellationsgericht in vorkommenden Fällen bei dem Gefuch 
um Vollziehbarkeit von Erkenntniffen auswärtiger Gerichts 
behörden verfahren, wenn von Seiten des Gouvernements 
derfelben nicht bereits eine Erklärung über die Vollziehbar— 
keit dieffeitiger Erkenntniffe oder eine befondere Uebereinkunft 
niit dem dieffeitigem Gonvernement vorliegt.‘ Von der 
Nahmer a. a. D.©. 393—394. Flach: Erläuterungen 
zum Prozeßgeſetze des Herzogthunis Naſſau vom 23. April 
1822, mit zwei Anhängen über das Verfahren der Huͤlfs— 
vollſtreckung und bei dem Concurſe der Gläubiger, Wiess 
baden 1837, ©. 172, 173. v. Meex a. a. O. sv. „Be⸗ 
ſcheide, rechtekraͤftige, Vollziehung.“ ©. 176. 
VI. Herzoglich Naſſauiſches Minifterial-Mefeript vom 
it, Dctober 1822, „die Vollziehung eines von dem 
Hofgericht zu Darmftadı gegen einen Herzogl. 
Naffauifchen Unterthan ertheilten Urtheils be 
treffend‘ *) an das Heriogl. Hofs und Appellationsge⸗ 


6 ° 


*) Bon dere Nahmer a. a. ©. S. 306-308. * 
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richt in Dillenburg: „Die an das Herzogl. Ober » Appella- 


tionsgericht durch das Großherzogl. Heflifche Hofgericht in 


der Sache N. gegen N. gerichtere Requiſition gründet fich 
in Gemäßheit der Inftruftionen vom 10. October 1817 umd 
14. Juni 1822 auf eine Uebereinkunft beider Staaten, fo 
wie die Vollzichbarkeit des Erkenntniffes auf das Syſtem 
der Meeiprocität gegründet werden muß. Eine von der Ins 
finnation eines auswärtigen Gerichtsorted getrennte und in 
ihrer Entfcheidung für Bartheienrechte praͤjudicielle Borfrage 
bleibt bei jeder Requiſition um Vollziehung eines auswärtis 
gen Gerichtserkenntniffes immer die Competenz der das les 


‚tere ausfprechenden Stelle. Wo alfo die Incompetenz und 


das Erinangeln etwaiger freiwilliger Unterwerfung unter einen 
fremden Gerichtöftand klar vorliegt, kann das requirirte Ge- 
richt, welches einen Eingriff in feine Gerichtsbarkeit nicht 
zu dulden hat, und ohnehin exceptiones juris ex officio 
fupplirt, feine Hülfe verweigern. Epiftiren hingegen Zwei— 
fel über die Competenz, fo hat e8 feinen Anftand, daß ein 
im Syſteme der Neciproeität an ſich vollziehbares Erfennt- 
niß dem Condemnirten mit Anberaumung einer Zahlunges 
oder Leiftungsfrift unter dem Vorbehalt des Erbringens ers 
heblicher Einreden infinuirt wird. Werden durch dergleichen 
demnaͤchſt Bedenken über die Competenz; des requirirenden 
Gerichtes erregt, oder felbft deffen Incompetenz dargethan, 
fo ift demfelben mit Vorbehalt näherer Erläuterung oder 
unbedingt die Hälfsleiftung zu verweigern, mogegen aber 
ohne Zweifel bei dem höheren Inſtanzengerichte von der 
auswärtigen Stelle Befchwerde geführt, und wenn diefe eine 
veformatorifche Anerkennung der beftimmteren Competenz und 
damit der Vollziehbarkeit des von der untern Inftanz zuruͤck⸗ 
gewiefenen Erfenntniffes nach fich zieht, auch deffen Volle 
ſtreckung im gewöhnlichen Wege der Vollziehung von Ans 
forüchen des höheren, resp. oberſten Gerichtes erwirft wer⸗ 


den kann. Mir diefen Grundfägen hat ſich das Herzogliche 
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Ober» Appellationsgericht in dem. rubricirten . Betreffe im 
Weſentlichen einverfianden erklärt, und es verfteht fich von 
ſelbſt, daß fie auch volle Anwendung finden, wenn.ex officio 
die Competen; der auswärtigen Gele fofort beftritten und 
abgefprochen: worden ift.. Die Vermittelung der Inſinuatio⸗ 
nen überhaupt. durch Herzogl. Ober » Appellationsgericht in 
Folge. von Staatsverträgen und zum Zwede der Vermeidung 
von Weitläufigkeiten und Zweifeln über die Gerichtöfprengel 
und den Gerichtsftand, welchen die jedesmal Betheiligten 
angehören, ift dabei als etwas ganz N zu betrach⸗ 
ten.“ 


.Herzoglich Naſſauiſches — vom 13. Vecen⸗ | 
ber hier ꝛc. *) Flach a. aD. ©. 170-174: „Ueber 
das Verfahren bei der Hülfsvollſtreckung ſchweigt das Geſetz 
vom 23. April 1822. Es beſtehen hierüber in dem Herzogs 
thum Naſſau die bier folgenden Vorſchriften: — — „Die 
Vollziehung eines nicht von dem angegangenen Richter ſelbſt, 
ſondern von einem andern inländifchen oder auskän— 
diſchen Gerichte erlaffenen Erfenntniffes kann nur im Wege 
der Judicatsklage nachgefischt werden. Die Verordnung 
vom 13. December 1825 enthält hierüber folgende Vor⸗ 


*) indem von der Nahmer a. a. O. diefed Minifterial:Refeript 
mittheilt, ohne jedoch die darin angeführte »Fuftruktion vom 
14. Juni 1822« beizufügen, bemerkt er noch weiter: »Diefes 
Refeript ift an demfelben Tage dem Ober : Uppellationsgericht 
zur Nachricht mit dem Beifügen communicirt worden, daß es 
dem Herzool. Ober-Appellationsgericht im Sinn der Refolution 
vom 17. ‚December 1822, die Regnifitionen von auswärtigen 
Gerichten betreffend, unbenommen iſt, in Fällen vorliegender 
Art die Erfuchungsfchreiben fremder Stelfen mit kurzer Bedeu: 


tung der Letzteren an die zunächft competente diefjeitige untere 


Gerichtöftelle mit der Weifung, die Antwort zu Abkürzung des 
Geſchaͤftsgangs direct zu ertheilen, abzugeben, « 


**) v. Meer a. a. O ˖ (S. 176). 
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ſchriften: „„Rechtskräftige Erfenntniffe find nicht anf Res 
quifition, fondern auf Anrufen des fiegenden Theils zu: voll⸗ 
ziehen. *) Die Eognition des Michterd, bei welchem die 
Bollziehung nachgefucht MW befchranft fich nach Anhörung des 
Berurtheilten darauf, ob das Urtheil rechtskräftig geworden, 
ob der Anrufende derjenige ift, welcher Nechte aus der Nechtds 
kraft herleiten kann und ob nach der Nechtsfraft Abſchlagszah⸗ 
kungen gefchehen find. Einreden der Nullität oder andere in die 
Rechtmäßigkeit des Verfahrens eingreifende können bei ihm nicht 
verhandelt werden. Doch fteht es ihm frei, auf die wahr⸗ 
fcheinlich gemachte Einrede, daß das Erfenntniß von einem 
ineompetenten Nichter erlaffen worden fen, dem Imploran⸗ 
ten eine Frift zu beftimmen, binnen welcher er eine ihm 
günftige Verfügung des erfennenden oder des. diefem vorge⸗ 
fegten Gerichts auszubringen hätte. Hiernach hat 
alfo das um Vollſtreckung eines, von einem andern Gericht 
erlaffenen, Erkenntniffes angegangene Herzogliche Anıt dem 
Impetraten einen Termin anzuberaumen, worin ihm aufs 
gegeben wird, ſich über den Vortrag des. Impetranten zu 
erklären, unter den Mechtönachtheilen des Eingeſtändniſſes 
der von demfelben yorgetragenen Thatfachen und des Ber: 
Iuftes nach den Gefege zuläffiger Einreden. Bleibt der Int 
petrat auf, fo wird derfelbe nach den Grundfägen des 
Mandatsverfahrens verurtheilt und die Hülfsvollſtreckung 
erkannt; erſcheint er aber, fo muß über feinen Vortrag vers 
handelt und entfchieden werden. Iſt das Urtheil, deſſen 
Vollſtreckung verlangt wird, von einem ausländifchen Ges 
richte. ergangen, fo muß der Impetrant nach Vorfchrift der 
Meferipte des Herzogl. Staatsminiſteriums vom 16. Juli 1818 
und 16. Auguſt 1828 eine Befcbeinigung darüber beibringen, 
daß a die Urtheile der Herzogl. Naflauifchen Gerichte in 






*) E. P. O. m Sp. ©. 311, (Ausſchr. Großherzogl. votzer der 
Prov. Starkenb. v. 26. Nov. 1827.) 
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dem betreffenden Staate volljogen werden, wenn diefed Vers 
haͤltniß dem Gerichte nicht fchon auf andere Art unzweifel⸗ 
haft befannt ift. Genießt derjenige, gegen welchen ein von 
einem ausländifchen Gerichte ergangenes Urtheil vollſtreckt 
werden foll, den privilegirten Gerichtsſtand, fo muß der 
Sieger fi) an das betreffende Herzogl. Hof» und Appellas 
tionsgericht ) wenden, welches, wenn es nach erfolgter 
Verhandlung das in Frage befangene Urtheil durch ein neues 
Erkenntniß für vollſtreckbar erklärt, mit deffen Vollziehung 
auf Anrufen das von den Sieger bezeichnete Amt beanfs 
tragt. Da ed übrigens einem Gondemnaten nicht geftattet 
feyn kann, durch fortgefehte Behauptungen nach dem Urtheife 
geleitteter Zahlungen alle Rechtshülfe illuforifch zu machen, 
fo wird der Nichter eine erkannte Hülfsvollſtreckung aus 
diefem Grunde nur dann fiftiren, wenn der Condemnat die 
behauptete Zahlung fofort auf eine nicht unglaubwürdige 
Weiſe befcheinigt. Kann er diefed nicht, fo ift die Huͤlfs— 
vollſtreckung fortzufeken und es bleibt dem Condemnaten, 
wenn er wirklich bezahlt haben follte, überlaffen, das in Ges 
mäßheit der fortgefeßten Hülfsvollſtreckung weiter bezahlte 
zu condiciren, indem diefe Huͤlfsvollſtreckung mit dem Weg⸗ 
fallen der Forderung ex re judicata, worauf fie beruht, 
ſich ruͤckwärts ald nicht begründet darftellen würde. Das 
Herzogl. Hof⸗ und Appellationsgericht zu fingen hat diefen 
- Grundfaß ſchon in mehreren Fällen ausgeſprochen. NIE 
Beifpiele bezeichne ich die Melevanzbefcheide vom 27. Decems 
ber 1834 in Sachen Fuffinger gegen Horſtmann und vom 3. 
Februar 1836 in Sachen Karl Bermann gegen Joſeph Ber⸗ 
mann.’ (Am Schiuffe fügt der Berfaffer noch hinzu: „So 
überzeugt ich nun auch von der Zweckmäßigkeit der durch die 
angeführte Verordnung erfolgten Aufhebung des Requiſitions⸗ 
verfahrens zu Vouſtrecung der Wisheiltegig, ‚w welches ſtets 
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den requirirenden Michter dem - Eondemnaten- gegenüber in 
die falfche Stellung eines Vertreters des obfiegenden 
Theils verfeßt, woraus denn nach früheren Erfahrungen 
Mißgriffe aller Art entftehen, fo bat doch die bisherige Er— 
fahrung ebenfalls gezeigt, daß. die Beſtimmungen linferer - 
Verordnung die Nechtshülfe erfchweren,, indem fie den Con⸗ 
demnaten gleichfam einladen, durch allerhand Behauptungen 
die Vollſtreckung reshtökräftiger Erfenntniffe zu verzögern. 
Sch würde wünſchen, bei einer künftigen Geſetzgebung dieſe 
Borfchriften dahin modiflcirt zu feben, daß nicht nur Die 
Urtheile inländifcher Gerichte, fondern überhaupt.der Ge— 

richte aller zum deutfhen Bunde gehörigen Staa 
ten, mit alleiniger Ausnahme der Provinzen, worin. noch 
die Beftimmungen des Art. au des franzöfifchen Civilgeſetz⸗ 
buchs beſtehen, von den Gerichten des Herzogthums auf 
Anrufen des GSiegers, ohne Einladung, . Einrede 
vorzubringen, binnen fünf Jahren vollzogen würden, wenn 
deren Rechtskraft von dem erfennenden Gericht auf 
glaubhafte Weife befcheinigt wäre. Etwaige gegründete Eitts 
reden, welche dem Condemnaten zuftehen follten, könnte er. 
auch nach erfannter Execution immer noch vorbringen und 
der Nichter würde nach Befund die Hülfsvollſtreckung ſi is 
ſtiren.“ 

VIII. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros: 
vinz Oberheſſen vom ı4. Januar 1828 an die Untergerichte, 
„Die Rechtsſache des Johann Wolf au Herborn, 
gegen Liebmann Stern zu Gladenbach, wegen 
Forderung, jebt Beitreibung der Deferviten 
des Anwalts mittel Requiſition des Herzogl. 
Naſſauiſchen Gerichts betr. Die Herzogl. Naſſaui— 
fchen Gerichte: befolgen i in Anfehung der Beitreibung von den 
Anwälten zuſtehenden ‚Gebühren: Forderungen den. Grundfaß, 
DaB. fie den Betkag ſolcher Gebühren feſtſetzen und dem Sach⸗ 
Ri Aberlaſen deren Balrewung, bei dem, ‚sufkändigen 


; r 
%; % ; 


A:% 


# 


* 


Ausländifche Gerichte, Contrafte und Urtheile. 173 


ordentlichen Nichter felbft zu bewirken, und verweigern, ge- 
flüßt hierauf, Nequifitignen anderer Behörden, welche auf 
die unmittelbare Beitreibung folder Gebühren auf gerichts 
Tichent Wege gerichtet find, zu entfprechen. In Gemäßheit 
einer eingelangten Verfügung der hoͤchſten Staatsbehörde 
folfen daher in Bezug auf den fraglichen Gegenftand auf etwa 
einlangende Requiſitionen Herzogl. Naſſauiſcher Behörden 
dieſſeits gleiche Grundfäge zur Anwendung gebracht werden. 
Indem wir Sie hiervon in Kenntniß feßen, fordern wir 
Sie auf, ſich biernach in vorfommenden — punktlichſt 
zu bemeſſen.“ 

IX. Ausſchreiben — Hoferichts der Pro⸗ 
vinz Oberheſſen vom 20. Juni 1827, „die Vollſtreckung 
der Urtheile auswaͤrtiger Gerichte in sp. in Be 
zug auf Kurheſſen betr.“ an die Untergerichte: „In 
‘Folge einer in dem Kurfürſtenthum Heffen ertheilten gefek- 
Tichen Vorſchrift, können civilrechtliche Erfenntniffe auslän- 
difcher Gerichte nur dann vollftrecft werden, wenn das des 
fallfige Erfuchen an das betreffende Kurfürftliche Obergericht 
erlaſſen wird, welche gefegliche Beftimmung auch gegen das 
Großherzogthum Heffen zur Anwendung gehracht wird. Höch⸗ 
fen Orts iſt daher für die Zukunft im Verhaͤltniß der Groß⸗ 
herzoglichen Gerichte zu den Kurfürftlich Heffifchen Gerichten 
die Beobachtung eines ganz gleichen Verfahrens befohlen 
worden. Indem wir Sie hiervon, zur genaueften Bemeflung 
in Fünftig vorkommenden Fällen, in Kenntniß ſetzen Ic. 
f. überhaupt: Wagner: Grundzüge der Gerichtsverf, ꝛc. 
in Kurheffen. 2. Aufl. Marburg 1827, ©. 61. Mitte 
maier: Von der Vollſtreckung eines von einem 
ausländifchen Gerichte gefällten Urtheils (Sesa 
.—109 des vierzehnten Bandes des Archivs für-die civ. Praxis) 
©. 88, 89 und Jäger: Weber die inKurbeffen auf 
geitellten Grundfäge hinſichtlich der Leiſtung 
der von ausländiſchen Behörden begehrten 
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Rechtshuͤlfe (Zeitſchr. für Eivilrecht und Prozeß. Bd. a.) 
©. 356 — 360. Der Berfaffer träge m. A. vor: „Die 
Verordnung vom 25. April 1826 trennt die Civilrechtspflege 
von der Strafrechtöpflege und hat hinfichtlich beider verſchie⸗ 
dene Beftimmungen aufgeftellt. Bei der Einilrechtöpflege ift 
die Meeiprocität als leitender Grundfaß anerkannt, und es 
werden demgemäß die Ober» und Untergerichte augewieſen 
4). auf Erfuchen auswärtiger Gerichtsbehörden die bisher 
übliche Nechtshülfe nach Maßgabe ihrer Zuftändigkeit, und 
nach dem Grundſatze wechfelfeitiger gleichmäßiger Willfaͤhrig⸗ 
keit zu leiften, fo weit in der angeführten Verordnung eine 
abweichende Beſtimmung nicht enthalten ſey. Der Zwed 
2) der angeführten Verordnung ift dahin angegeben, die Ob⸗ 
liegenheiten der inländifchen Gerichte binfichtlich der von 
(Berichts) Behörden des Auslandes begehrten Mechtshülfe 
näher zu beitimmen. Hierdurch, fowie durch die ganze Faf- 
fung der Verordnung ift indirekt ansgefprochen, dag nur 
auf Wequifition der erkennenden Gerichtsbehörde, nicht aber 
auf das Betreiben der betheiligten Parthie Rechtshülfe von 
den inländifchen Gerichten gelsiftet werden foll. Sobald ein 
inländifched Ober» over Untergericht um die Behändigung 
3) einer Vorladung oder andern Verfügung einer ausländi⸗ 
ſchen Gerichtsbehörde an einen Einwohner feined Bezirfd ans 
gegangen wird, fo hat derfelbe dem Erfuchen in folgenden 
Fällen zu entfprechen: a) wenn das Erbieten zu gleichmaßi, 
ger Willfaͤhrigkeit beigefügt worden, oder b) wenn das letz⸗ 
tere ohnehin bekannt iſt, oder endlich e) wenn überhaupt 
fein befonderes Bedenken vorhanden ift. Jedoch darf, felbft 
bei dem Borhandenfeyn eines oder aller diefer Requiſiten, 
jenem Erfuchen nur dergeftalt entfprochen werden, daß die 
begehrre Mittheilung an den dieffeitigen Einwohner blos zu 
deſſen Benachrichtigung, damit er fein Intereffe wahren möge, 
bewirkt wird, ohne daß hieraus für die Zuftändigfeit des 
fremden Richters, oder die Gültigkeit feines Verfahrens ein 
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dieffeitiges Anerfenntniß jemals gefolgert werden kann. Das 
gegen ſoll die Vollſtreckung der rechtsfräftigen, oder. in letz⸗ 
ter Inſtanz erfolgten civilvechtlichen Urtheile auständifcher 
Gerichte in Beziehung auf das in Kurheflen befindliche -Ver- 
mögen dieffeitiger Staatsangehörigen eben ſo verfügt wor⸗ 
den, als ob die Urtheile von einem inländischen Gerichte ge- 
fälle wären. Doc ift den Untergerichten unterfagt, die 
Vollſtreckung jener Urtheile zu verfügen, ehe. Died von dem 
vorgefeßten Obergerichte genehmigt worden ift, weshalb das 
deshalbige Erfuchungsfchreiben der auswärtigen Behörde im⸗ 
mer zuvor dem Obergerichte des betreffenden Bezirks zugehen 
muß. Auch ift den inländifchen Gerichtsbehärden zur Pflicht 
gemacht, das auswärtige Erfenntniß vor der Vollftredung 
einer Prüfun, g fowohl hinfichtlich der Form, als des Inhalts, 
von Amts wegen zu amnterwerfen, und die Bollitrefung in 
. folgenden Fällen zu verweigern: 1) wenn die Bolljiehung 
der Erkenntniſſe Kurheſſiſcher Eivilgerichte in dem betreffen: 
den. Auslande der Regel nach nicht geſtattet wird, wie dies 
in den Ländern der Fall ift, wo die Grundfäge.der franzoͤ⸗ 
fifchen Eivilgefeßgebung: befolgt werden, 2) wenn Die Gerichts- 
barkeit der. ausländifchen Behörde nach dieffeitigen Regeln 
gar nicht begründet erfcheint, 3) wenn die Verfügungen des 
fremdrichterlichen Urtheils den Gefeken uber dingliche Rechte, 
oder über den Stand und die Nechtsfähigkeit der Perſonen 
in Kurheſſen zumiderlaufen, endlich 4) wenn durch. jene Ders 
fügungen der, bei einem fremden Gerichte begründete all⸗ 
gemeine Gerichtsftand des Concurſes anf das im diefleitigen 
Gebiete befindliche Vermögen eines Kurheſſiſchen Unterthas 
nen, oder die bei einheimifchen Gerichten bereits anhaͤngigen 
Prozeſſe erfirekt werden würde. Dagegen wird eine: Nach⸗ 
weifung, daß im dem auswärtigen Staate, von deffen Gerichte 
erkannt worden, feine binreichenden Executionsobjecte vor⸗ 
handen ſeyen, nicht erfordert, und eben ſo wenig iſt den 
inlaͤndiſchen Gläubigern, deren Anſprüche gleich ſtark, wie die 
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auswärtigen Gläubiger. find, vor diefen ein Vorzugsrecht 
eingeraͤumt. Das Executionsverfahren richtet ſich immer 
nach den dieſſeitigen darüber geltenden Vorſchriften, ſo daß, 
wenn «in dem fremdrichterlichen Erkenntniſſe Verfügungen, 
welche ſchon zu diefem Verfahren gehören, enthalten find, 
diefen Verfügungen Teine Wirkung gegeben; werden darf 
Bon den aufgeftellten Grundfägen abweichend , enthält die 
angeführte Verordnung noch eine Beſtimmung binfichtlich der 
Vollſtreckung der gegen Fremde, die nur einen temporären 
Aufenthalt in Kurheſſen haben, ergangenen- Urtheile ihrer 
zuſtändigen Civilgerichtsbehörde. In Beziehung auf folche 
Fremde ſoll dem deshalbigen Erfuchen felbft dann entſpro⸗ 
chen werden: 1) wenn der oben unter Nr. ı bemerkte Fall 
vorbanden, oder 2) wenn die fremdrichterliche Verfügung den 
dieffeitigen Geſetzen über die perfönliche Nechtsfähigkeit ent 
gegen wäre, oder 3) wenn die oben unter Pr. u bemerkte 
Ausdehnung des Gerichtöftandes des Concurfes eintreten follte, 
Doch ift hinfichtlich der Tegteren Beftimmung " ausdrücklich 
vorbehalten, daß dadurch ein Nachtheil für das Snterefi 
Kurbeflifcher Unterthanen nicht entitche ꝛc.“ 

Ueber Hannover f. v. Bülow und Hastmahnt 
Praktiſche Erdrterungen. Band 9. Herausg. v. Span: 
genberg. Hannover 1831, Nr. 64. „Weber die Voll⸗ 
firefung eines von einem auswärtigen Gerichte 
gefprochenen Erfenntniffed im den biefigen 
Staaten’ ©.504—517. Dort berrfiht der Grundfag der 
Reciprocitaͤt; ‚‚indeffen geht man nicht fo weit, vom dem 
auswärtigen Gerichte eine VBefcheinigung früherer Willfaͤh— 
vigfeit zu verlangen, fondern man begnügt fich im Ber- 
trauen auf eine folche mit der bloßen Verficherung oder. der 
oblatio ad reciproca fo lange, big nicht evident das Gegen- 
theil erfichtlich iſt.“ Die Verficherung des requirirenden Ge⸗ 
richte, daß das Erfenntniß rechtskräftig geworden fey, ge⸗ 
nügt bis dahin, Daß nicht die Einrede der mangelnden 
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Rechtskraft von der Parthie, gegen welche es vollſtreckt 
werden foll, entgegengefeßt werden wird. ine Prüfung 
des Inhalts des Urtheils findet micht ftatt. „Dagegen ift 
zu bemerken, daß dem requirirten Richter nicht allein die 
Prüfung der Authenticität der auswärtigen Requiſition, ſo⸗ 
wie der Competenz des auswärtigen Gerichts zuſteht, ſon⸗ 
dern daß derfelbe auch die Befugniß hat, au ernieffen, ob, 
den Gefegen des Königreichd nach, Die Gegenftände, im 
welche die Execution vorgefohlagen wird, ald Erecutionds 
gegenftände zulaͤſſig find, ſowie Ar dann gleichfalls diejenigen 
Einreden zu beurtbeilen hat, welche gegen die Art und 
TWeife der Execution feldft vorgefhüßt werden.’ — 
ſ. auch noch: Spangenberg: Weber die Vollſtreckbarkeit 
eined von einem auswärtigen Gerichte gefprochenen Erkennt⸗ 
niſſes (Zeitfchr. für Eivilrecht und Prozeß. Bd. 3. ©. 123— 
13), ©. 428 ıc. | 
Ueber Oeſterreich f. Dasner: Zeitfehrift für die 
öfterreichifche Nechtögelehrfamfeit. Jahrg. 1833, Band 1. 
©. 103. Die Gefegebung dieſes Staates ſtellt die Kegel 
auf, daß zur Vollſtreckung eines auswärtigen Urtheils Re⸗ 
ciprocitaͤt, Zuftändigkeit des auswärtigen Nichters und Rechts⸗ 
kraft erfordert fey. In Sachſen und Würtemberg 
berrfcht lediglich der Grundfag der Reciprocität. Mitters 
maier d. a. D. ©. 86, 87. Weber die Gefeßgebung in 
Preußen f. denfelben Verfaſſer a. a. D. ©. 86, wo er 
ſagt: „In der Preußiſchen Gerichtsordnung (Tit. 14. $. 30) 
ift zwar die Vollſtreckbarkeit ansländifcher Urtheile ausge 
forschen, allein durch den Zufaß: „„es wäre denn, daß 
ſich wegen [der Competenz des requirirenden Gerichts oder 
ſonſt bei der Sache felbft ein Anftand ereignete’ ift eine 
die wirklige Vollſtreckung vielfacy lähmende und Willkühr 
begünftigende Befchränkung gemacht worden.“ 
X. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz 
Starkenburg vom 30, Detober 1835, „die Vollſtreckung 
Prozeßordn. I. 12 
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auswärtiger Straferfenntniffe in Zolldefram 
dationsfachen betr.“ an die Untergerichte: „Es find 
Zweifel entftanden, ob nicht, in Folge ftattgefundener Zolls 
vereinigung und des, im Negierungsblatt Nr. 74 von 1883 
befannt gemachten, Cartelld gegen Inlaͤnder, welche in einem 
anderen Vereinsſtaate defraudirt haben, die in diefem Staate 
gegen fie erlaffenen Straferkenntniffe, auf erfolgende Requi⸗ 
fition, zu vollſtrecken ſeyen? ) Diefe Frage ift verneinend 


“ 





*. Es heißt im Art. 11 diefed Cartells (»Befanntmahung des 
Zollcartelld zwifhen dem Großherzogthum Heffen, Preußen, 
Kurdefien, ferner Baiern und MWürtemberg, ſodann Gachfen 
einer Seits und der zu dem Thüringifchen ol: und Handelds 
verein verbundenen Staaten auderwärts. d. d. Berlin den 11. 
Mai 1833.«) »Den fämmtlichrn contrahirenden Staaten vers 
bleibt die Befugniß, wegen der in ihrem Gebiete verübten Zoll⸗ 

°  eontraventionen, auch. wenn die Urbertreier Unterthanen eines 

‚ andern derfelben find, felbft die Unterfuchung einzuleiten, Stra⸗ 
fan feftzufegen und folche beizutreiben, wenn der Angefchuldigte 
in ihrem Gebiete verhaftet iſt. Jedenfalls follen dem beeinträch- 
tigten Staate, wenn er von diefer Befugniß einen Gebraud) 
madht, die etwa in Beichlag genommenen Effecten des Ange— 
fchuldigten fo Tange verbleiben, bis von dem andern Staate, an 
welchen der Webertreter ausgeliefert worden, rechtöfräftige Ent: 
fcheidung verfolgt ſeyn wird, Die Auslieferung folcher Effecten 
kann felbft dann nur in fo weit gefordert werden, als nicht auf 
deren Eonfiscation erfannt oder der Erlös aus denfelben nicht 
zur Berichtigung der verfürgten Abgaben und daneben entftans 
denen Koften erforderlich iſt. Ganz daffelbe tritt and dann ein, 
wern ohne Verhaftung des Angeſchuldigten Effecten deffelben 
von dem Staate, in.welder er die Mebertretung begangen hat, 

. in Befchlag genommen worden fInd.« Unterm 1. März 1836 

ſchrieb Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starkenfurg und 
unterm 5. Mai 1836 Großherzogl. Hofgericht der Prroinz Ober» 
beffen, »die Reguifitionen auswärtiger Behörden in 
Unterfuhungsfachen Heffifcher Unterthaaen, insbe: 
fondere wegen Stellung von Zeugen ind Mitthei— 
lung von Unterfuchungsacten in Zoll:Contravens 
tionsſachen betr.« Bolgendes an die intergerichte aus: »Wir 
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entfchieden worden und es haben mithin die inländifchen 
Gerichte den Nequifitionen der Behörden anderer Vereind- 
flaaten um Vollſtreckung eines Straferkenntniſſes in Zoll 
-fachen gegen einen Inlaͤnder nicht flatt, fondern, bei der 
Publication, nur dem Snländer anheim zu geben, oder er 
freiwillig dem Erfenntniffe fich fügen wolle. Dagegen vers 
ſteht es fich, daß in Gemaßheit des allegirten Cartells, auf 
erfolgende Anzeige, daß ein Inländer in einem Vereins⸗ 
ſtaate eine Defraudation oder Contravention gegen die Zoll 


gefege begangen habe, Ks eine N eingeleitet 
werden muͤſſe.“ 9) 


weifen, in Bolge eingehofter höchfter Ermächtigung, fämmtliche 
Untergerichte an, in denjenigen Fällen, in welchen Inländer vor 
Gerichten ausmärtiger, im Zolfvereine begriffener Staaten coms 
petenter Weiſe wegen Zollvergehen in Unterfuchung ftehen, wo 
fofche dieffeitige Unterrhanen alfo auf der That ergriffen wurden 
und entweder im Auslande inhaftirt find, oder doch für den Bes 
trag der Strafe und der Gefälle Caution geleiftet haben, dent 
Erfuchen diefer fremden Behörden um Mittheilung von Unters 
fuchungsacten, Auskunft über Vermögensverhältniffe oder Siftis 
rung von Zeugen, fobald folches unter Zuficherung der Recipros 
eität gefchieht, alsbald, ohne weitere Anfrage, zu entfprechen.« 


2 Es heißt im Art. 8 des Cartells u. Y.: »Gämmtlihe contras 
hirende Staaten verpflichten fih, ihre Unterthanen und die in 
- ihrem Gebiete fih aufpaltenden Fremden, Lebtere, wenn deren 
Yuslieferung nicht nad Art. 7 (f. Auslieferung) verlangt 
wird, wegen der auf dem Gebiete eines andern der contrahirens 
den Staaten begangenen Zollcontraventionen ober ihrer Theil⸗ 
‚nahme an bdenfelben auf die von diefem Staate ergebende Res 
quiſition, ebeufo zur Unterfuhung und Strafe zu ziehen, als ob 
die Contravention anf. eigenem Gebiete und gegen bie eigene 
Geſetzgebung begangen wäre, Dieſe Verpflichtung erſtreckt ſich 
in gleicher Art auch auf die mit den Contraventionen concur⸗ 
rirenden gemeinen Verbrechen oder Vergeheu, beiſpielsweiſe der 
Faͤlſchung, der Widerſetzlichkeit gegen die Beamten oder Bedien⸗ 
ſteten, der korperlichen Verlegung u, ſ. w.« 
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Auslieferung und Unterfuhung und Beftrafung 
im Auslande begangener Derbredyen.*) I. Ausfchreiben 
‚Großherzogl. Megierung der Provinz Starfenburg vom a. 
März 1820, „Die Auslieferung Großherzogl. Un- 
tertbanen an ausländiſche Strafbehdrden be» 
treffend,” an die Hoheitd-, Juſtiz- und Polizeibeamte 
der Provinz: „Wir ſetzen Sie hierdurch von folgenden, bei 
der hoͤchſten Staatsbehörde uber den erwähnten Gegenftand 
gefaßten Befchlüffen *) zur Nachricht und Nachachtung in 
Kenntniß: *) 1) Kein Großherzogl. Unterthan, befchuldigt, 
ein Verbrechen oder Vergehen im Auslande begangen zu 
haben, fann zur Unterfuchung oder Beftrafung an eine aus⸗ 
wärtige Behörde abgeliefert werden. 2) Dagegen ift ein 
ſolcher, wenn, nach den Gefeten feines Wohnorts, die 
Handlung, welcher er beichuldigt wird, einer peinlichen 
Strafe unterliegt, von feinem inländifchen zuftandigen Rich— 
ter zur Unterfuchung und, nach Befinden der Umftände, 
ſowohl zur alsbaldigen Verhaftung, ald zur Beitrafung nach 
den dieffeitigen Geſetzen zu ziehen +) und zu dieſem Be⸗ 


2) f. überhaupt: Tittmann: Die Strafrechtöpflege in völkerrecht⸗ 
licher Hinficht. Leipzig 1817 und die Benrtheiluug diefer Schrift 
im 1. Band des Neuen Archivs des Eriminalrechtd. Halle 1817, 
©. 680-683. Hagemann: Praftifche Erörteruugen, Band 8. 
Abthl. 1. Derausgeg. v. Spangenberg. Hannover 1829, 
Mr. IX. »Auslieferung ber Verbreder,« ©. 28, W. 

*) vom 11, Gebr. 1820, 

***) Vergl. überhanpt: Mittermaier: Das beutiche Strafverfah- 
ren 2c. Abthl. 1. 9. 55. »Verhältniß der Gerichte ver 
fhiedewer Staaten. Auslieferung.« 

+) Eine Großherzogl, Mecklenb.⸗Schweriniſche Verordnung vom 24, 
Augnft 1826 (Aug. jur. Zeit. v. J. 1828, Nr. 69, ©. 275) ift 
des Inhalts: »Da es zu Unferer Kenntniß gekommen, daß die 
Beitrafung der im Auslande begangenen Verbrechen von Unfern 
Gerichten bisher nach verfiedenartigen Grundfägen beurtheilt 
worden, fo fehen wir und veranlaßt, Bolgendes zu verordnen: 
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hufe von der auswärtigen, die Auslieferung nachfischenden 
Behörde die Mittheilung der betreffenden Nachrichten zu ges 
finnen. *) 3) Bon der unter Nr. 1 ausgeſprochenen Negel 


Mo eine Sonventifh mit auswärtigen Staaten befteht, behält 
es bei dem Juhalte derfelben das Bemwenden. No aber Feine 
Eonvention vorhanden ift, oder mo die vorhandene Feine augreis 

chende Norm giebt, ſollen Unfere Gerichte die zu ihrer Eognis 
tion gelangenden Handlungen, welche in auswärtigen Staaten 
begangen, and nach den Geſetzen der hiefigen und auswärtigen 
Rande für Verbrechen zu erkennen find, nach dem gemeinen deut⸗ 
ſchen Criminalrechte beftrafen. Dabei bleiben jedoch die Meck— 
lenburgiſchen Strafgefege auf die innerhalb Landee begangenen 
Verbrechen, fowie bei Concurrenz abweichender Strafgeſetze die 
gewmeinrechtlihen Grundfäse wegen des Vorzugs der gelinden 
geſetzlichen Strgfen anwendlich.« Vergl. noch: Ubegg: Ueber 
die Beſtrafung der im Auslande begangenen Verbrechen. Lands⸗ 
hut 1819 uud die Beurtheilung dieſer Schrift ©. 322— 325 des 

- vierten Bandes ded Neuen Archivs des Criminalrechts. 
‚Halle 1821. Verfaſſer und Benrtheiter find aus triftigen Grüns 
den der Meinung, »daß auch nach alten denkbaren Gtrafrechts: 
theorieen ed an einem rechtlichen Grund fehle, das außer dem 
Staat verübte Verbrechen zu beftrafen,« es fey denn, daß ber 
Unterthan im Auslande gegen den eignen Staat Verbrechen 
begehe. 2) Cosmann: de delictis extra civitatis fines commis- 
sis. Amstel. 1829, p. W etc. Wens: de deliclis, a civibus 
extra civitatem suam eommissis. Gron. 1824. 4) Abegga: 
Lehrbuch des gemeinen Griminafprozeffed, Königsberg 1833, 
5.63, 5) Mittermaiers Das deutfche Strafverfahren, 2. Auf. 
Heidelberg 1832, 5.55. 6) Scholz IIE Wie und unter 
welchen Umftänden können Verbrechen, im Auslande 
begangen, beftraft. werden? (5. 31 — 81 des Juriſtiſchen 
Magazins für das bürgerliche und Strafrecht, her— 
ausgegeben von Scholz dem Dritten, Liebe, Gaus um 
Badhariä, Heft 2. Braunſchweig 1836, 

#) Unterm 5. Auguſt 1837 fchrieb Großherzogl, Hofgericht ber Pro— 
win, Starfenburg Folgendes an die Untergerichte aus: »Das 
Großherzogl. Minifterium des Innern und der Zuftiz hat fols 
gende Verfügung erlaſſen: Es iſt unlängst der Fall vorgekommen, 
daß ein Großherzogl. Landgericht eine von einer aus läudiſchen 
Gerichtsbehörde gegen einen dieſſeitigen Unterthanen, ber aber 
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kann das Anerbieten der Gegenfeitigkeit nicht, fondern nur 


die 


Eriftenz von Staatsverträgen eine Ausnahme begründen. 


Eine folche ift aber gegenwärtig nicht weiter vorhanden, 
als, daß rücjichtlich Kurheſſens die Forft- und Jagdfrevler 
zur Unterfuchung und Beftrafung gegenfeitig ausgeliefert 
werden. 4) Ausländer, deren Auslieferung von auswärtigen 
Behörden wegen einer im Auslande begangenen Handlung 
verlangt wird, find, wenn diefe Handlung mit peinlicher 
Strafe belegt ift, aldbald zu verhaften, jedenfalls aber find 
über die Auslieferung felbft unfere Entfcheidungen einzuholen. *) 





nicht einmal in dem Gewahrfam der ausländifchen Behörde ſich 
befand, erfannte Strafe, auf Erfuchen der auständifchen Gerichte= 
behörde ohne Weiters für in dem Großherzogthum vollziehbar 
erklärt — und zu deren Vollſtreckung auch die nöthige Einlei— 
tung getroffen hat. — Da dieß den dermal beſtehenden völfer: 
rechtlichen Grundfägen durchaus widerfpricht, indem, den Fall 
der Arreftation im Auslande ausgenommen, Großherzogliche 
Untertanen wegen im Auslande begangener Delicte nur von 
den wieffeitigen Gerichten in Uuterfuchung geuommen und nur 
bieranf in dem Großherzogthum beftraft uud zur Strafverbüßung 
gazogen werden Fönnen; fo beauftragen wir Sie, die Ihnen 
untergebenen Gerichte hiernach zu belehren und anzumeifen, daf 
fie, den Sal der Detention eines Großherzogl. Unterthanen im 
Auslande ausgenommen, dieffeiiige Unterthanen, wegen aus— 
wärts begangener Deliete nur felbit in Unterfuchung zu nehmen, 
und deren Beftrafung, nach dem Umfange ihrer Eompetenz, vorz 
zunehmen oder zu veranlaſſen, Beineswegs aber aue bloße Re— 


quiſition einer ausländifcyen Bebörde eine Vollſtreckung auswärts 


9 


erkanuter Strafen anzuordnen haben. Die Untergerichte wer— 
den hiermit aufgefordert, fih hiernach zu bemeffen.« 


Vergl. über das Gefeb den Königreichs Belgien vom 1, 
Detober 1833 wegen der Auslieferung der Flüchtlinge: Kritifce 
Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefehgebung des Auslands 
von Mittermaier und Zachariä, Band 6, Heidelb. 1834, 
©. 473—476, Im erften Artikel des Geſetzes heißt eg: »Die 
Staatsregierung kann den Regierungen fremder Rinder unter der 
Bedingung der Neciprocität Fremde anstiefern, die von den 
Gerichten des Laudes wegen eines in dieſem Geſetze angeführs 
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Die Unterfuchung und Beltrafung der von. Ausländern im 
Großherzogthum begangenen ftrafbaren Handlungen vers 





I 


ten und auf dem Gebiete des requirirenden Staates begangenen 
Merbrechens verurtheilt oder wenigftens in den Auftagftand vor: 
ſeht find, und zwar wegen Mordes, Vergiftung, Batermords, 
Kindesmords, Todſchlags, Nothzucht, Brandſtiftung, Urkunden⸗ 
verfaͤlſgung and Nachahmung der Bankbillets oder Staatspa⸗ 
piere, wegen Falſchmünzung, falſchen Zeuguiſſes, Diebſtahls, 
Betrugs, Coucuſſion, Unterfchlagung durch Staatsbeamte und 
betrüglihen Banqueroutts.« Der Urt. 2:beflimmt: „Die Aus⸗ 
tieferung Bann nur bewilligt werben. weun das Strafurtheil oder 
die Entfheidung des Gerichts, wodurch die Perfon in den Aus 
Eiageftand verfegtXwurde, im Original oder in beglaubigter Ab⸗ 
ſchrift der zuftändigen Behörde vorgelegt wird. und nachdem 
zuerst dad Gutachten der Anblägefammer des. Appelationshofes 
gehört wurde, in deſſen Bezirk der Fremde betroffen wird; die 
Slaalsbehörde ſowohl, ald der Fremde werden im Berathſchla⸗ 
gungszimmer \mit ihren Erinnerungen gehört. Vierzehn Zage 
nach Vorlage der Actenftücte werden fie mit dem motinixten 
Gutachten dem Juſtizminiſter zurücgefendet,e Nah Urt. 6 
muß in etwaigen Etaatsverträgen wegen Auslieferung. beftimmt 
werden, daß der Fremde nie wegen eines vor der Ausliefeeung 
begangenen politifhen Verbrechens oder wegen. einer mit einem 
ſolchen Verbrechen conneren Handlung oder wegen eines: andern 
Verbrechens verfolgt oder beftraft werden fol, das nicht nach 
diefem Gefeb Auslieferung begründete — Ueber die Defterz. 
veichifhe Geſetzgebung ſ. Hüfnagel und Scheurlen: Die 
Gerichtsverfaſſungen ber deutfhen Bundesftaaten ꝛc. Band 1. 
Zübingen 1829, ©. 261, 262. »Den ordentlichen Crimiualge— 
richten unterliegen Sremde, melde im Auslande ein Ders 
brechen begangen haben, welches. auf die Derfaffung,, auf die 
Öffentlichen Ereditspapiere oder auf das Muͤnzweſen bes öſterrei— 
chiſchen Staats Einfduß hat, Wegen anderer im Auslande bes 
gangener Verbrechen iſt der fremde Verbrecher zwar immer in 
Verhaft zu nehmen, ſich aber ſogleich mit demjenigen Staate, 
> mo er das Verbrechen begangen hat, über die Auslieferung des— 
 felbenzin Wernehmung zu ſehen. # Sollte der auswärtige Staat 
die nebernehmung verweigern, fo iſt gegen den auständifchen 
Verbrecher in der Regel nah Vorſchrift des Öfterreigiichen 
Strafgeſehes vorzugehen ic.“ | 
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ſteht fich von ſelbſt. 5) In zweifelhaft erfcheimenden Fällen 
iſt am ung zu berichten, ebenfo in allen denjenigen Fällen, 
wo im Auslande eine Unterfuchung über gemeine Verbrechen, 
an welchen dieffeitige Unterthanen angeblich Theil genommen 
haben, geführt wird, indem in folchen Fällen das Inter eſſe 
des Großherzogthums und das Dffentliche Intereſſe über 
haupt haufig die Auslieferung motiviven wird. 1.6). Die Groß⸗ 
herzogl. Brovinzial » Negierung bar ſaͤmmtliche Juſtiz⸗ und 
Polizeibeamten der Provinz von dieſen Beſtimmungen im 
Kenntniß zu feßen, und deren etwaine Zweifel zu ara 
oder ung vorzulegen.’ 

‚N. Verfügung Großherzogl. Brieasnitfen vom 
23. Mai 1823, die von Militärperfonen im Aus 
Iande begangenen Berbrechen, insbefondere die 
Auslieferung Großherzogl. Militärperfonen an 
auswärtige Strafbehörden betr.: „Ueber diefen 
Gegenftand ift, in Vebereinftimmung mit den hinfichtlich der 
bürgerlichen Perfonen geltenden Grundfäßen, Folgendes be> 
ftimmt worden: 1) Keine Großherzogl. Militärperfonen, bes 
ſchuldigt, ein Verbrechen oder Vergehen im Auslande bes 
gangen zu haben, kann zur Unterfuchung oder Beftrafung 
an eine auswärtige Behörde abgeliefert werden. 2) Dagegen 
ift eine ſolche Militärperfon, wenn nach den Großherzogt. 


Nach einer Würtembergifchen Verordnung vom 14. Mai 1810 
fol die Auslieferung von Ausländern, die im Auslande ein Ders 
brechen begangen haben, an die ausländifche Gerichtsbehörde 
gegen Zufiherung des Reciprocums und Erſatz der Arreſt⸗-Atzungs⸗ 
und Unterfuchungsfoften angeboten werden, Hofacker: Jahrb. 
der Geſetzg. und Rechtsfl. im Königr, Würtemberg. Band 1. 
Stuttgart 1824, 6. 98, mo dieſe Verordnung mit dem: Zufag 
mitgetheitt wird: »Eine Befchränfung auf gemeingefährliche Wer: 
brecher wäre fehr zu wünſchen. Auch kann hier der Unterrichter 
sicht einfeitig verfahren, fondern muß die Befehle des vorge: 
festen Gerichtöhofes einholen.« 
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Geſetzen ihres Wohnorts ) die Handlung, welcher. fie „bes 
ſchuldigt wird, einer peinlichen Strafe (in Rheinheſſen einer 
peinlichen entehrenden oder  Zuchtpolizeifigefe) unterliegt, 
von ihrer inländifchen auftändigen Behörde zur Unterfuchung 
und, nach Befinden der Umftände,. ſowohl zur alsbaldigen 
Verhaftung, als zur Beſtrafung nach den dieſſeitigen Ge⸗ 
ſetzen zu ziehen, und zu dieſem Behufe von der auswaͤrtigen, 


die Auslieferung nachſuchenden Behörde die Mittheilung der 


betreffenden Nachrichten zu geſinnen. 3) Dagegen kann 
einer, von einer Großherzogl. Militärperſon im Auslande 
begangenen Handlunz, welche nach Großherzogl. Geſetzen 
gar nicht ſtrafbar iſt, oder doch keiner Strafe der bezeich⸗ 
neten Arten unterliegt, dieſſeits feine nachtheilige Folge ges 
geben werden. 4) Bon ‚der unter Nr. 1 ausgefprpchenen 
Regel kann das Anerbieten der Gegenfeitigkeit nicht, ſondern 
nur die Eriftenz von Staatöverträgen eine Ausnahme, begrün— 
den. 5) In zweifelhaft erfcheinenden Fällen ift an das 
Kriegsminifterium zu berichten, ebenfo in allen denjenigen 
Fällen, wo im Auslande eine Unterfuchung über gemeine 
Verbrechen, an welchen dieffeirige Militärperfonen angeblich 
Theil genommen haben, geführt wird, indem im folchen 
Fällen das Intereffe des Großherzogthume und das öffent⸗ 
liche Intereſſe überhaupt häufig die Auslieferung motiviren 


wird. 6) Was die Siſtirung oder Abhörung von Zeugen 


anf Requiſition auswärtiger Behoͤrden betrifft, fo iſt dar⸗ 


über, ehe eine ſolche Requiſition abgelehnt oder ihr deferirt 


wird, die Entſchließung des Kriegsminifteriums einzuholen, 
fey ed, daß es a) zweifelhaft erfchiene, ob durch eine im 


°) Es heißt im Art. 8 des Militär:Strafgefepbuches vom 13. Inli 
1822: »Die binfichtlih der gemeinen Verbrechen der Militär, 


perfonen aumendbaren bürgerlichen Gefebe (Art. 7) find diejeniz 


gen, welche an dem Drte, wo das Verbrechen u. ſ. w. begangen 
wurde, hinfichtlich der im Anslande begangenen aber diejenigen, 
‚welche in dem Wohnorte des Verbrechers gelten.« . 
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Auslande begangene Handlung ein bieffeitiges . Strafgefek 
übertreten worden fey, oder b) daß letzteres offenbar nicht 
der Fall waͤre — ſ. Supplemente und Erläuterungen au 
dem Großherzogl. Heflifchen Militaͤrſtrafgeſetzbuche, Darm⸗ 
ſtadt 1834, ©. 15 — 17. Ueber die allgemeine deutfche - 
‚‚Sartelleonvention‘’ (publ. am 2. März; 1831) wegen Aus⸗ 
lieferung im Fall der Defertion f. Reg. Bl. m. 1831, 
Nr. 20, ©. 103-106 und Supplemente 10... 56 — 43, 
wo auch ©. 13 — 46 der auf diefe Convention: fich beiehende 
Beichluß der ‚Bundesverfammlung vom 17. Mai 1832 mit⸗ 
gerheilt ift. If. auch Meg. Bl. v. J. 1832, Nr. 66.) 

II. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd- der Broninz 
Starkenburg vom ı4. Juni 1823, „die Auslieferung 
Großperzogl:Unterthbanenan auswärtige Straf 
bebörden betr.’ an die Untergerichte: „Großherzogl. 
Geheimes Staatsminiſterium des Innern und der Zuftiz hat 
nachſtehendes Reſcript an Großherzogl. Hofgericht erlaffen : 
„„Fuͤr Starkenburg und Oberheffen ift in dem bekannten, 
unter obiger Rubrik erlaffenen, Generalausfchreiben vom 
11. Februar 1920 unter Nr. 2 und 5 verordnet, daß Großs 
herzogl. Unterthanen, wegen einer im Ausland angeblich be- 
gangenen ftrafbaren Handlung, von ihrem: inländifchen zuftän- 
digen Richter zur Unterſuchung und Beftrafung nach. den 
dieffeitigen Gefegen nur dann gezogen werden Eönnen, wenn 
jene Handlung nach den Großherzoglichen Geſetzen 
ihres Wohnorts einer peinlichen Strafe unterliegt; 
ſowie, daß im zweifelhaften Fällen und bei angeblicher Theil; 
hahme eines dieffeitigen Unterthans an einem im Auslande 
begangenen gemeinen Verbrechen an das Minifterium 
berichtet werden foll. Durch die obigen unterftrichenen Worte 
ift num bereits fehr beftimmt ausgedrückt, dag den im Aus: 
land begangenen Handlungen, welche nach Großherzogl. 
Gefegen mit feiner peinlichen Strafe belegt 
find — welches auch immerhin ihre Strafbarkeit nach aus— 
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Fändifchen Geſetzen feyn möge — dieffeitd feine für Groß⸗ 
berzogliche Unterthanen nmachtheilige Folge gegeben werden 
darf. Tritt diefes ein, fobald nur folche Handlungen dies 
ſeits nicht mit peinlicher Srafe bedroht find, fo wers 
den Wir um. fo mehr nach diefem Grundfaß bei ſolchen auds 
wärtigen und auswärts firafbaren Handlungen in der Negel 
verfahren, welche dieſſeits gar nicht ftrafbar find. Ob und 
in wieferne aber im folchen Fällen Zeugen zu fiftiren, oder 
auf Requiſition ahzuhoͤren feyen, ift hiermit nicht beftimmt. 
Damit jedoch in einzelnen Fallen diefer Art Unſer Verfah⸗ 
ren der Meciproeirät nicht zuwider fen, haben Sie, und 
zwar fowohl a) wenn es zweifelhaft erfcheint, ob durch eine 
im Ausland begangene Handlung ein dieffeitiges Strafgeſetz 
übertreten worden ift, b) als wenn letzteres offenbar nicht 
der Fall ift, ehe Sie die jenfeitige Requiſition um Siftirung 
oder Abhörung ald Zeuge ablehnen, oder ihr deferiren, je 
desmal zuvor an Uns zu berichten, und die Entfchließung abs 
zuwarten.““ Die Untergerichte werden augemwiefen, fid) 
hiernach genau zu bemeffen, in eintretenden Fällen, zur 
weiteren Berichtserftattung an Großherzogliches Geheimes 
Staatsminifterium, an Großherjogliches Hofgericht zu bes 
richten 20.” Im Wefentlichen gleichen Inhalts ift ein Aus⸗ 
fchreiben Großherzoglichen Hofgerichts der Provinz; Oberheſſen 
yom 28. Mai 1823,- 

IV. Ausfchreiden Großherzogl. Hofgerichte der Pros 
vinz Starkenburg vom 12. September 1824, „die Salz 
defraudation des Georg Rach von Doͤrkelweil, 
insbeſondere die, wegen Auslieferung von Arre— 
ſtanten, gegen Frankfurt zu ergreifenden Re— 
torſions-Maßregeln betr.“ an die Untergerichte: 
„Eine Juſtizbehörde der Provinz Oberheſſen hatte einen 
gewiſſen Rach aus dem freien Stadt Frankfurtiſchen Orte 
Doͤrkelweil, wegen Salzdefraudation, in Unterſuchung ge⸗ 
nommen, verhaftet und in eine, im Correctionshaus zu ver⸗ 
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bäßende, Arrefiftrafe verurtheilt.. Bei Transportirung des. 
Derurtheilten durch das Gebiet der freien. Stadt Frankfurt 
ward Derfelbe von den Behörden diefer Stadt auf freien 
Fuß gefeht und, troß der, bei dem Frankfurter Genate 
gefchebenen, diplomatifchen Einfchreitungen,, nicht wieder 
ausgeliefert, obgleich es fich hier nicht von der erften Aus⸗ 
lieferung eines Unterthanen an eine fremde Strafbehörde, 
fondern von der Netradition eines folchen handelte, welcher 
auf dieffeitigem Gebiete verhaftet, durch eine dieffeitige Ju⸗ 
ftizfielle, mit Willen und ohne Widerfpruch der Frankfurter 
Behörden, ſchon gerichtet und condemnirt worden war, und: 
der auch bereits einen Theil feiner Strafe verbüßt hatte. *) 


0) Auf Weranlaffung eines Anftandes, der fich über Gefangene er⸗ 
gab, die von Großherzogt. Bergifchen Behörden durch das Hers 
zogthum Weſſlpfahlen transportirt wurden, erließ das Geheime 
Staateminifterium unterm 23. September 1812 ein Ausfchreiben 
an die Regierungen an Darmfladt und Gießen, des Juhalts: 
»Nach Grundfäsen des allgemeinen Völkerrechts, auf welche es 
in dem vorliegenden Zerhältniffe nur akein ankommen könne, 
fey das forum delieti über Fremde nur in fo lange von Wirfung, 
als der eine Staat den Angehörigen eines andern in feiner Ges 
malt habe. Die Gränzen diejer Gewalt Fönnten über die feines 
Gebietes nicht ausgedehnt werden. Es folge daher von felbft, 
daß er, bei dem Transporte durch ein fremdes Gebiet, ohne 
Einwilligung deffen Gouvernements, fich Feine Gewalt über 
Verbrecher anmaßen könne, die aus jenem originirten. Hier⸗ 
nad wären alfo Heffifhe Unterthanen, welche von Bergiſcher 
Seite als Gefangene durch hiefiges Land geführt wirden, aller 
dings anzuhalten und es jey abzuwarten, ob von jener Seite um 
deren Auslieferung reguirirt werde, wo ed alsdann lediglich 
nachbarliche Gefälligfeit fey, ob einer folhen Requiſition, was 
in der Regel Beinen Anftand habe, gegen Iuficherung des Recis 
procums dieffeits willfohre werden wolle. Die Megierung habe 
fih nad diefen Grundfägen in vorfommenden Fällen nicht allein 
gegen die Großherzoglich Bergifchen, fondern auch gegen die 
Behörden anderer Staaten zu beuehmen, und die ihr nuterges- 
benen Beamten zu inftruiren und anzuweiſen.« E. 9. Band 3. 
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In Gemaͤßheit höchfter Weifung werden daher die Unterges 
riYte aufgefordert, in ähnlichen Fällen gegen das‘ Verfah⸗ 
ren der Frankfurter Behörden die geeignete Retorſions⸗ 
Maßregeln zu nehmen.’ 


V. Der Artikel 7. des Zollcartells zwifchen dem 


Großherzogthm Heffen, Preußen, *) Kurbefs 





©. 425, wo der Verfaffer noch in der Note hinzufügt, es vers 


ftehe fich von ſelbſt, daß die Beamten in folhen Fällen allemal 


erſt Werhaftungsbefehle einhoten müßten, weil fie Feinen Gefans 


Y 


genen eigenmächtig ausliefern dürften. (Weber Staatöverträge 
mit dem ehemaligen Königreich Weftphalen wegen Auslieferung 
von Verbrechern f. E. 9. Band 3, ©. 425, 426.) j 

Ausſchr. Großherzog. Hofger. der Prov. Starfenb.uom 18, Nov, 
1835, »die Auslieferung von Verbrechern von Seiten 


der Königlich Preußifhen Behörden betr.« an die Un: 


tergerichte (Gleihen Inhalts ift ein Ausichr. Grzl. Hofger, der 
Prov. Oberh. v, 10. Sept. 1835): »Von der höchſten Staats: 
behörde find wir in Kenntniß gefest worden, daß das Königlich 
Preußiſche Gouvernement, was die Auslieferung von Werbres 
ern im Allgemeinen’ betrifft, die Anwendung des Grundfages 
der Preußifhen Geſetzgebung zugefichert hat, wornad den Anz 
trägen fremder Regierungen auf Auslieferung der von diefen 
verfolgten Verbrecher, in ſoſern fich folche nicht in Königlich 
Preußiſchen Unterthansverhältniffen befinden, unter der fogleich 


vorgeſchriebenen Einwirkung dev competenten Königl. Minifterien, 


die gewüuſchte Berückſichtigung werden fol. Zugleich hat das 
Königlih Prensifhe Minifterium der auswärtigen Angelegens 


beiten erPlärt, wie hauptfächlich eine ganz befondere Rückſichts⸗ 


nahme in diefer Beziehung den fänmtlichen deutſchen Bundes⸗ 
ftaaten gegenüber in neuerer Beit Anlaß gegeben habe, ſelbſt die 
Königlichen Provinzial: Verwaltungsbehörben zu ermächtigen, in 
vorfchriftsmäßiger Verbindung mit den betreffenden AJuftizbehörs 
den, die Austieferung eines fremden Verbrechers, ohne weitere 
Anfrage bei dem competenten Königlichen Miniſterio, in dem 
Fällen zu bewirken, wo das Verbrechen ih auf Mord, Zodt: 
flag, Brandftiftung, Raub und Entwendung bezieht, fobald 
nur das Verbrechen und der Thäter hinlänglich conftatirt find, 
Sämmtlichen Untergerichten werden biefe Entfchließungen nachs 
richtlich mitgerheitt, um, vorfommenden Falls, in ihren Anträs 
gen bieranf die geeignete Rüdficht zu nehmen.« 


190 Auslieferung und Unterſuchung ic. 


fen, *) ferner Baiern, und Württemberg, ſodann 
Sachſen einer Geitd und der zu dem Thüringifchen 


x 


A 

T. Fürſtenthal: Lehrbuch des Preußiſchen Civil- und Gri: 
wiinalprozefies, Th. 1. Königsb. 1827, Abth, III. Vom Eris 
minafproges. 8. 4 »Verhältniß verfhiedener inlän> 
difher fora gegen ausländifhe« (5. 271) Der Verf. 
fagt: »Iſt der eine oder der andere der bei einer Eriminalıns 
terfuchnng eintretenden verfchiedenen Gerichtsftände ein ausläus 
diſches Gericht, fo Fommt es hinſichtlich der Auslieferung des 
in hiefigen Landen verhafteten Verbrechers auf die mit dem auds 
wärtigen Staate deßfalls gefchloffenen Verträge an. Jedoch ift 
Forgendes zu beobachten: 1) Wenn ein ausländiſches Gericht 
einem hiefigen Untergerichte einen Verbrecher ausliefert und die 
Ausſtellung von Neverfalien de observando reciproco verlangt, 
fo muß das Untergericht hierzu Autorifation bei dem ihm vorge: 
fegten Obergerichte nachjuchen. 2) Zur Auslieferung eines in 
hiefigen Landen ergriffenn Verbrechers an ein audländifches 
Gericht müffen die Uutergerichte beim Oberlandesgeriht und 
diefes beim Juſtizminiſterium um Autorifation nahfuchen, auch 
in der Regel und wenn es nicht in einzelnen Fällen erlaffen 
wird, die Ausftelung von Reverfalien de observando reciproco 
verlangen. — Perfonen, welche ex origine oder ex domicilio 
Königlibe Unterthanen Ind, follen niemals ausgeliefert werden, 
- Hat ein hiefiger Unterthan außerhalb Landes eine Handlung be: 
gaugen, die nach hiefigen Gefegen nicht ftrafbar ift, fo findet 
weder Unterſuchung, noch Beſtrafung flatt, wenn gleich nach 

den auswärtigen Geſetzen die Handlung ftrafbar wäre,« 
‚ *) f.überhaupt: Jäger: Ueber die inKurheffen aufgeftell: 
ten Grundfäge hinſichtlich der Leiſtung der von aus— 
ländifhen Behörden begehrten Rechtshülfe. (eitſchr. 
für Eivitr. und Proz. Band 4. Gießen 1831, S. 356— 360.) 
Der Verfaſſer fagt dort: »Die (Kurheff.) Verordnung vom 25. 
April 1836 trennt die Eivilrechtöpflege von der S-rafrechtspflege 
und hat hinfichtlich beider verfchiedene Beſtimmungen aufgeftellt, 
— Was die Strafrehtspflege betrifft, fo ſetzt — eine frü- 
here Verordnung vom 1. September 13820 feſt, daß bdiefleitige 
Unterthanen, welche ein Merbrechen oder Vergeben im Auslande 
verübt haben, oder deſſen angefchuldigt werden, nur alsdann 
zur deßfalffigen Unterfuchung und Beftrafung an die requirirende 
Behörde des auswärtigen Staates geftellt oder ausgeliefert wer⸗ 
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Zoll» und Handeldvereine verbundenen Staa 
ter anderfeirs (Meg. Bl. vom Sabre 1833, Nr. 74, 
©. 515 — 548), ift des Inhalts: „Eine Auslieferung der 
Zolleontravenienten tritt in dem Falle nicht ein, wenn fie 
Unterthanen desienigen Staates find, im deſſen Gebiete fie 
angehalten worden find. Im andern- Falle find die Contras 
venienten demjenigen Staate, auf deffen Gebiet die Contra⸗ 
vention verübt worden ift, anf deſſen Requiſition auszulie⸗ 
fern. Nur dann, wenn dergleichen flüchtige Individuen 
Unterthanen eines dritten der contrahirenden Staaten find, 
ift der Lebtere vorzugsweiſe berechtigt, die Auslieferung zu 
verlangen und daher zunächit von dem requirirten Staate 
zur Erklärung über die Ausübung diefes Rechts zu vers 
anlaſſen.“ 

VE Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der — 
vinz Starkenburg vom 26. November 1829 an die Unterge⸗ 





den dürfen, wenn von dieſem Staate gleichfalls jenfeitige Unter⸗ 
thauen wegen der, in Kurheſſen verübten, Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen den bieffeitigen Behörden geſtelt oder ausgeliefert wer: 
den, — gegen diejenigen Staaten aber, in welchen ſolches ges 
feptih verboten iſt, oder verweigert wird, auch dieffeits ein 
gleiches Verfahren beobachtet werden fol, und daß, wenn daſelbſt 
von dem affgemeinen Verbote der Stellung oder Auslieferung 
der Unterthanen Ausnahmen in Anſehun gewiſſer Vergehen, 
3. B. Sorfts und Fagdfrevel, Zoll: und Licentdefrandationen 
u, f. w. gemacht find, auch dieffeits gleiche Ausnahmen ftattfin- 
den follen. In folchen geftatteten Fällen ſollen jedoch jedesmal, 
bevor biefleitige. Unterthanen geftellt oder ausgeliefert werden, 
. von der requirirenden ausländifchen Behörde reversales de ob- 
servando reciproco beigebracht werden. Die Merordnung vom 
25, April 1826 hat diefe Beftimmungen ausdrücklich dur Ver⸗ 
weifen anf die frühere Verordnung beftätigt, und nur hinſicht⸗ 
ch der Vollziehung eines fremden Strafurtheild feſtgeſetzt, 
daß auf das deßhalbige Erfuchen ausländiicher Behörden ftets 
die darüber nöthige Beftimmung bei dem Auftigminifterium eins 
zuholen ſey. 
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kichte, „die Auslieferung der, im Großherzoglich 
Heffifchem Unterthbansverbande ſtehenden Pers 
fonen an Königlich Preußifche Behörden betr.“ 
„Es bat fich der Fall ereignet, daß von Seiten einer Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Behoͤrde die Auslieferung eines, in 
dieſſeitigem Unterthansverbande geſtandenen Verbrechers, wel⸗ 
cher, ohne vorher dimissoriales erhalten au haben, aus dem 
Großherzogthum entwichen war und fich im Königreiche 
Preußen nievdergelaffen hatte, von dem Königlich Preußifchen 
Gouvernement verlangt wurde. Daffelbe hat jedoch die Aus⸗ 
fieferung aus dem Grumde verweigert, weil der Entwichene, 
obgleich aus dem dieffeitigen Unterthansverbande noch nicht 
entlaſſen, inzwifchen Königlich Preußiſcher Unterihan ges 
worden fey. Großherzogl. Minifterium-des Innern und der 
Juſtiz hat daher unterm 12. l. M. verordnet: daß, wenn 
künftig von Königlich Preußifchen Behörden die Auslieferung 
eines, in dDieffeitigem Unterthansverbande ftehens 
den, Individuums verlangt werden follte, die Auslisferung, 
unter allen Umſtaͤnden und ohne vorherige Anfrage 
bei Großherzoglichem Minifterium, zu verweigern, daß jes 
doch, wenn ein, aus den Königlich Preußifchen Staaten im 
das Großherzogthum geflüchterer Verbrecher Fein diefleitiges 
Unterthansrecht in Anfpruch zu nehmen habe, auch alsdann 
dem Gefuche Königlich Preußiſcher Behörden, um Auslie⸗ 
ferung, nur ausnahmsweiſe Statt zu geben und in letzterem 
Falle vorerft bei Großherzogl. Minifterium berichtlich anzu» 
fragen fey. Saͤmmtliche Untergerichte haben fich hiernach 
zu achten.“ : 

VI. Reg. Bl. v. J. 1836, Nr. 05, ©. 353, 454, 
„Bundesbefchluß. Beftimmungen wegen Beftras 
fung von Vergehen gegen den deutfchen Bund 
und wegen Auslieferung politifcher Verbrecher 
anf dem deutfchen Bundesgebiete betr.’ „Rad 
dem im der 16. Sitzung der deutfchen Bundesverfamminng 
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Dom 18. Anguft laufenden Jahres beſchloſſen worden ift, 
wie folgt: „Art. 1. Da nicht nur der Zweck des deutfchen 
Bundes in der Erhaltung der Unabhängigkeit und Lnverleß- 
barkeit der Deutfchen Staaten, fowie in jener der dußern 
oder Innern Ruhe und Sicherheit Deutſchlands befteht, fon» 
dern auch die Berfaflung des Bundes wegen ihres weſent⸗ 
lichen Zufammenhanges mit den Verfaflungen der einzelnen. 
Bundesftanten als ein nothwendiger Beftandtheil der letztern 
anzufehen ift, mithin ein gegen den Bund oder defien Vers 
faſſung gerichteter Angriff zugleich ein Angriff gegen jeden 
einzelnen Bundesftaat in fich begreift, fo ift jedes Untere 
nehmen gegen die Eriften;, die Integrität, die Sicherheit 
oder die Verfaſſung des deutfchen Bundes, in den deutfchen 
Bundesftanten, nach Maßgabe der in den letzteren beſtehen⸗ 
den oder Fünftig in Wirkfamkeit tretenden Gefeße, nach wels 
chen eine gleiche gegen den einzelnen Bundesftant begangene 
Handlung als Hochverrath, Landesverrath oder unter einer 
anderen Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und zu 
beftrafen. Art. 2. Die Bundesftaaten verpflichten fich gegen 
einander, Individuen, welche der Anftiftung eines gegen 
den Souveraͤn, oder gegen die Eriftenz, Integrität, Ders 
faſſung oder Sicherheit eined anderen Bundesſtaates gerich- 
teten Unternehmens, oder einer. darauf abzielenden Verbin⸗ 
dung, der Theilnahme daran, oder der Begünftigung derſel⸗ 
ben beinzichtigt find, dem verleiten oder bedrohten Staate 
auf Verlangen auszuliefern, — voransgefeht, daß ein fols 
ches Individuum nicht entweder ein Unterthan des um die 
Auslieferung angegangenen Staates felbft, oder im demfels 
ben ſchon wegen anderer ihm zur Laſt fallenden Verbrechen 
zu unterfuchen oder zu beftrafen if. Sollte das Unterneh⸗ 
men, deffen der Auszuliefernde beinzichtigt ift, gegen mehs 
rere einzelne Bundesftanten gerichter feyn, fo bat die Aus⸗ 
lieferung an jenen diefer Staaten zu gefchehen, welcher 
darum zuerft das Anfuchen ſtellt. So. wird dieſer Bundes⸗ 
Projzeßordn. II. 1 3 
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befchluß hiermit. zur Wiffenfchaft und Nachachtung im Groß⸗ 
berzogthum Heſſen förmlich bekannt gemacht. Darmftadt 
den 29. September 1836. Auf allerhächiten Auftrage: Groß⸗ 
berzogl. Heſſiſches Minifterium. der Angelegens 
heiten.“ 


VIII. Ausſchreiben — Hofgerichts der Pro⸗ 
vinz Starkenburg vom 30. Auguſt 1837 an die Untergerichte, 
„die Auslieferung von in Frankreich ſich auf— 
haltenden Augeſchuldigten an dieffeitigen Ge— 
richtsbehörden überhaupt betr. *) Ueber den vors 
ftehenden Gegenftand theilen wir Ihnen, höchfter Entfchlies 
fung vom 26. Juli I. J. zufolge, nachfolgende Beftimmungen 
zu Ihrem künftigen Bemeſſen mit: 1) Kein Extraditionsge⸗ 
ſuch darf anders, ald auf diplomatifchem Wege ftattfinden, 
und zwar jedeemal mit ixgend einer Urkunde (ſey es Requi⸗ 
ſitionsſchreiben oder legaüſirte Abſchrift eines Steckbriefs), 
aus welcher hervorgehen muß, daß eine gerichtliche Proce⸗ 
dur gegen den Inculpaten bereits eingeleitet worden ſey. 
Es müſſen daher, obgleich in manchen Fällen die ſichere 
Verhaftung fluͤchtiger Verbrecher durch die direkten Mit 
theilungen der dieffeitigen Gerichtöftellen mit den franzoͤſi⸗ 


ſchen Departementalgerichtöbeamten fehr befchleunigt und ers 


leichtert würde, folche direkte Schreiben in Zukunft gänzlich 
uinterbleiben, damit die Gefchäfte Tediglich vermittelſt der 
Gefandtfchaft betrieben werden. 2) Ertradition kann nur 
bei folchen Vergehen impetrirt werden, welche nach der 
franzöſiſchen Gefeßgebung eine peine afflietive ou in- 


famante nach ſich ziehen, — politifche Vergehen er 


| nommen. A 





# Vergl. Mittermaier a. a. 0. ' 
“) England liefert nie aus und höchftend kann dem Fremden ber 
Aufenthalt verweigert werden, Mittermaier a. a. O. 
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IX, Grundfäße deutfcher Staaten in Bezug auf Aus— 
lieferung an auswärtige Strafbehörden. *) 

A. Würtemberg. 1) Nach einem Erlaf des Juſtiz⸗ 
minifteriums vom 19. Auguſt 1813 **) darf ein Würtems 
berger, welcher im Auslande ein Verbrechen beging und 
vor Eröffnung des auswärtigen Erfenntniffes entflob, 
nicht ausgeliefert werden.) 2) In Gemäßheit eines weis 





») f. überhaupt: Müller: Lehrbuch des deutſchen gemeinen Cri⸗ 
minalprozeſſes. Braunfchweig 1837, $. 68, ©. 128, 129. Der 
Verfaſſer trögt vor: »Mährend der Dauer der deutfchen Reichs⸗ 
verfaffung Tieß man gewöhnlich zur Hebung der Colliſton zwifchen: 
mehreren Gerichten ſowohl deffelben , als verfchiedener deutfcher 
Staaten die Prävention entfcheiden und für manche Fälle wurde 
wenigſtens reichsgefehlich die Auslieferung geboten, Allgemein 
war aber doch die Verbindlichkeit der deutfchen Staaten, ſich 
Angeſchuldigte wechfelfeitig auszuliefern, nie anerkannt, viels- 
mehr bedurfte es fchon damals dießfallfiger befonderer Verträge 
uud heut zu Tage muß gewiß das Verhältniß der fonveränen 
deutfchen Bundesftaaten aus dem völferrehtlichen Geſichts⸗ 
punkte betrachtet werden. Dennoch if aber die Löfung der 
Colliſion zwiſchen Eriminalgerichten verfhiedener Staaten, 
fo fange nicht befontere Staatsverträge hiefür nähere Beſtim⸗ 
nungen an die Hand geben, nur durch Prävention mit Des 
prebenfion des Thäterd möglih, da ein Staat an fih bem 
andern zur Auslieferung nicht verpflichtet iſt.« umd fügt im der 
Note dazu bei: »In mehreren deutfchen Staaten ift diefer 
Grundſatz fogar geſetzlich ausgefprochen, daß nämlich Fein Uns 
terthan von feinem einheimifchen Staate zur Beftrafung einem 
auswärtigen Staate ausgeliefert werden folle.« Vergl. Prenß. 
Eriminalordnung $- 96. Baieriſches Strafgefeb B. II. Art. 30, 
SHannöverifche Werordnung vom 26. Februar 1822, I.1. K. 
Sächfifhe Verordnung vom 7. Februar 1820, den Gerichtsſtand 
in Griminalfachen betreffend F. 10. Erläuterungen des Badiſchen 
Strafedicts $. 2, 

*®) Weber die MWürtembergifche Verordnung vom 14. Mai 1810 über 
Auslieferung von Ausländeru, die im Auslaude delinquirt. ſ. oben 
©, 154, r ; 

rs) Mach demſelben Erlaffe ift dieſes Erfenntniß, da ihm die Rechts⸗ 
Eraft ermangelt, für die MWürtembergifche Strafbehörde nicht 


13” 
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teren Erlaſſes dieſes Minifteriums vom 15. April 1815 
Tann die Auslieferung eines aus einer ausländifchen Gtrafs 
anſtalt oder überhaupt nach der Rechtskraft des Straf⸗ 
erfenntniffes entfprungenen Würtembergers zum Behuf der 
Erſtehung des Neftes feiner Strafzeit gegen Zuficherung 
des Reciprocums geftattet werden, weil es bei dem vors 
liegenden vechtsfräftigen auswärtigen Erfenntniffe nicht 
mehr möglich fey, durch das Geltendmachen des unbedingten 
Huslieferungsverbots der Anwendung anfwärtiger Strafge⸗ 
fee auf Würtembergifche Unterthanen zuvorzufommen. Ho fs 
acker: Jahrbücher Bd. 1, ©. 255, mo der Herausgeber 
binzufügt: „Da eine foldhe Auslieferung zugleich eine polis 
tifche Maßregel ift und der Genehmigung der höchften Staats⸗ 
behoͤrde bedarf, fo laßt fich feine allgemeine Regel hieraus 
ableiten, fondern es entfcheiden die Umftände des einzelnen 
Falls. Uebrigens wurde in einem Erlaffe vom 16. October 
1817 eine ahnliche Entfcheidung, wie die vorliegende, ges 
geben.’ (ſ. Nr. 3) 3) Ein Erlaß des Zuftizminifteriums 
vom 16. October 1817 verfügt: „Wenn ein Auslander in 
Wuͤrtemberg ein Verbrechen, nachher aber im Auslande weis 
tere Verbrechen gegangen bat, fo fan, follte auch das in 
Würtemberg begangene Verbrechen das fchwerere feyn, die 


„bindend; es bedarf vielmehr einer Wiederaufnahme der Uuter> 
fuhung durd die Würtembergifche Behörde. Hofacer, der diefe 
Verfügung S. 245 des erften Bandes feiner Zahrbücher ber 
Grfepgebung und Rechtspflege im Königreih Würtemberg. 
Stuttgart 1824, mittheilt, bemerkt dazu S. 246: »Umgefehrt 
fheint hierdurd der Sag anfgeftellt zu feyn, daß die Würtem⸗ 
bergifche Behörde ein ausländiſches rechtsfräftiges Straferfennts 
niß vollzichen müſſe. Da jedoch ein Würtemberger für ein im 
Auslaude begangenes Verbrehen nad Würtembergifchen Gefegen 
beftraft werden fol, fo wird deßwegen eine Prüfung des von 
der auswärtigen Behörde nefällten Straferkenntniffes, wenn auch 
nur auf den Grund der auswärtigen Acten, vor der Vollzie⸗ 
hung der Strafe in Würtemberg nicht umgangen werden 
Fönnen.« 
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von der. ausländifchen Behörde angebotene Auslieferung unter 
der Borausfeßung abgelehnt worden, daß jene fid) der Un: 
terfuchung des in Würtemberg begangenen Verbrechens nicht 
entziehen werde. Zu diefem Behufe find dann die diefleiti« 
gen Acten mitzutheilen, auch die etwa nothwendige Stel⸗ 
Iung von Inländern zu Eonfrontationen u. f. w. anzubieten.‘ 
f. Hofader: Jahrb. Bd. 1, ©. 273, wo der Herands 
geber diefen Erlaß mit der Anmerkung mittheilt: „Da die 
Auslieferung eined Inländers zum Behufe der Beftrafung 
im Auslande neuerlich in den meiften Staaten verboten ift, 
fo wird das oben vorausgeſetzte Auslieferungsanerbieten nur 
dann vorkommen können, wenn ein Ausländer in Wuͤrtem⸗ 
berg und nachher in einem dritten Staate, der auch nicht 
feine Heimath ift, Verbrechen begangen bat. In dieſem 
Zalle hat zwar der dritte Staat an und für ſich Fein Recht, 
ibn wegen eines in Wirtemberg begangenen Verbrechens zu 
beftrafen; er erhalt daſſelbe aber durch das Erfuchen der 
Würtembergifchen Behörde, weil darin eine Abtretung Des 
Wuͤrtemberg zuftändigen Strafrechts liegt und eben deßwegen 
muß diefes Erfuchen mit Vorwiſſen der höchften Staatsge⸗ 
walt, alfo auf Anfrage und Befehl des Juſtizminiſteriums 
geſchehen. Weigert fich die ausländifche Behörde, den. Auf- 
trag anzunehmen, fo bleibt nichts übrig, als das Anerbieren, 
den Verbrecher, wenn er im Auslande unteriucht und bes 
ftraft it, in Würtemberg für die hier begangenen Verbrechen 
unterfuchen und beftrafen zu wollen, und die Bitte um der⸗ 
einſtige Auslieferung deffelben. Steht ein Auslaͤnder in Wür⸗ 
temberg wegen Verbrechen vor Gericht, der noch weiterer, 
im Auslande, entweder feiner Heimath, oder im einem drit⸗ 
ten Staate begangener Verbrechen befchuldigt und deßwegen 
noch nicht geftraft ift, fo wird die Auslieferung deſſelben 
‚nach bier erfiandener Strafe in der Regel angeboten. Sind 
hingegen die im Auslande begangenen Verbrechen viel ſchwe⸗ 
rer, als die hier begangenen, oder gar von der Art, daß die 
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bier auszuſprechende Strafe neben der im Auslande drohenden 
verſchwindet, 3. B. wenn die Leßtere eine Tebenslängliche 
Freiheits⸗ oder Todesftrafe wäre, fo kann die Auslieferung 
vor Erkennung und Erftehung der biefigen Strafe angebo⸗ 
ten werden. Suftizminifterial-Erlaß vom 27. Juni 1811.“ 
B. Bayern, 8 heißt im Art. 30 des zweiten Theils 

des Strafgeſetzbuchs für das Königreich Bayern Prozeß in 
Straffachen): „Kein Bayerifcher Unterthan darf einem arts 
wärtigen Staate zur Unterfuchung und Beftrafung ausgelie⸗ 
fert werden; er iſt wegen der im Auslande oder gegen einen 
auswärtigen Staat begangenen Verbrechen von den inläns 
diſchen Gerichte, mo er ergriffen wird, zu unterfuchen, 
auch bloß nach Bayerifchen Geſetzen zu beftrafen, jedoch vor⸗ 
behältlich der Beſtimmung befonderer Staatsverträge, oder 
befonderer Uebereinkunft.“ Im Art. 31 heißt es weiter. 
„Fremde, welche außer Bayern fich eines Verbrechens ſchul⸗ 
dig gemacht haben, follen dem Gerichte der begangenen That 
auggeliefert werden, es wäre denn das Merbrechen an dem 
Bayerifchen Staat, oder an einem Bayerifchen Unterthan 
begangen worden, wesfalls Die Beftimmungen des Art. 30 
in Anwendung zu bringen find. Verweigert der auswärtige 
Staat die Uebernahme des Verbrechers, fo ift diefer unter - 
Androhung der in dem Gefebuche feftgefeßten Strafe 
über die Grenze zu ſchaffen und hievon feiner Obrigkeit die 
gehörige Nashricht zu ertheilen.“ Dann heißt es noch Art. 32 . 
„Hat ein in Bayern ergriffener Fremder nicht blos im Aus⸗ 
lande, fondern auch in Bayern Berbrechen begangen, fo er- 
ſtreckt ſich deffen Unterfuchung und Beftrafung blos auf die 
Letzteren, wo fodanı mach überſtandener Strafe die Borfihrift 
des Art. 31 au beobachten iſt.“ *) 


. 





NRGnoch: v. Wendt: Grundzüge des deutſchen und befonders 
Baierifchen Eriminalprozeffes. Erlangen 1836, $. 21. »Auslie⸗ 
ferung« S. 38,39, »In Baiern findet Auslieferung a) eines 


f 
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C. Defterreich. Das Defterreichifche Strafgefeß- 
buch beftimmt: ,,$. 32. Hat ein Fremder im Auslande ein 
Berbrechen begangen, das auf die Verfaſſung, auf die Öffents 
lichen Greditspaptere ‚ oder auf das Münzwefen diefes Staats 
(Defterreichs) Einfluß bat, fo ift derfelbe gleich einem Eins 
gebornen nach diefem Geſetze zu beftrafen. $. 33. Hat 
das im Ausland begangene Verbrechen auf erwähnten Ges 
genftände keinen Einfluß, fo ift der fremde Verbrecher zwar 
immer in Verhaft zu nehmen, fich aber fogleich mit dem: 
jenigen Staate, wo er das Verbrechen begangen hat, über 
die Auslieferung deffelben in Vernehmen gu feßen. Art. 34. 
Sollte der auswärtige Staat die Uebernehmung verweigern, 
fo ift gegen den ausländifchen Verbrecher in der Regel nach 
Vorſchrift des gegenwärtigen Strafgefeßes vorzugehen Ic. *) 
— Eine Verordnung von 14. December 1808 beftimmt auf 
gefihehene Anfrage, „wie in Fällen der Auslieferung eines 
fremden, ſich in das Inland geflüchteten Verbrecherg die 
Eorrespondenz zu pflegen umd wie es überhaupt mit diefer 
Auslieferung au halten fey‘’ Folgendes: „Es ſtehen über 
Auslieferung eines Fremden, der wegen eines im Auslande 
begangenen Verbrechens ausgeliefert werden foll, die Beur—⸗ 
theilung, die nöthige Verhandlung und die darüber mit der 


Anländers ind Ausland —-. nicht flatt (Strafgeſehbuch Ih. 2, 

- Art. 30), auch b) die Stellung der Inländer als Zeugen vor 
inlaͤndiſche Gerichte nur ausnahmsweiſe (Verordnung vom 24 
November 1815); e) die Requifition um Auslieferung ber Ju— 
Linder aus dem Auslaude ins Juland gefchieht auch ohne Ans 
frage bei den Minifterien (Verordnung vom 17. Sebenar 1816). 
Ausländer werden wegen im Ausland begangener Merbrechen 
tem Gerichte begangeuer That ausgeliefert, ausgenommen, wenn 
dad Verbrechen an Baierifchen Unterthanen oder am Baierifchen 
Staat begangen wurde, Haben fie im In- und Auslande Der: 
brechen begangen, fo werdes nur Erftexe in Baiern unterfucht 
und beftraft (von dem Gericht der begangenen That. Werord> 
nung vom 30, Juli und 20. Augnſt 1814),« 

*) 5, oben S. 183 Anmerk. 
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fremden Behörde zu führende Correspondenz im Allgemeinen 
dem Griminalgerichte zu, in deſſen Bezirk der Schuldige bes 
treten wird. 2) Auf das Verlangen der Auslieferung, oder 
über erlaffene Steckbriefe fey der Fremde, welcher eines bes 
flimmten im Auslande verübten Verbrechen befchuldigt wird, 
mit Rückſicht auf den Stand der Perfon, und die Wichtige 
feit des angefihuldigten Berbrechens entweder- fogleich zu vers 
baften, oder doch auf eine die Gefahr der Entweichung aus⸗ 
fchließende Art zu beobachten. 3) Im Falle das Verlangen 
die Auslieferung fogleich oder in einem angemeffenen Zeits 
raume mit Beweifen, oder doch erheblichen Inzichten unters- 
ftüßt wird, worüber fih der hier vernommene Fremde nicht 
fogleich augzumeifen vermag, fo müfle auf deffen Ausliefes 
rung angetragen, jedoch hierzu die Genehmigung des Cris 
minalsbergerichts eingeholt werden. 4) Das Criminalobers 
gericht in der Mefidenz habe fich ſodann mit der Polizeihof⸗ 
ftelle, in den Provinzen aber mit dem Landesprafidium in 
das Einvernehmen zu feßen; und wenn beide nicht einig wer⸗ 
den follten, fo haben beide hierliber jedesmal die Entfcheis 
dung ihrer Oberbehörde einzuholen. 5) Im Falle ein Frem⸗ 
der im Auslande ein Verbrechen begangen hat, welches auf 
die öffentliche Verfaffung, auf die öffentlichen Ereditpapiere 
oder auf das Miünzwefen diefed Staates Einfluß hat, fo fey 
derfelbe in keinem Falle auszuliefern, fondern nach der Vor⸗ 
fhrift des $. 32 des Strafgefeßes gleich einem Eingebornen 
nach diefem Strafgeſetze zu behandeln. 6) Sey auch in 


Fällen, wo die Auslieferung eines fremden Verbrecherd nicht 


angefucht worden, fondern nach dem $. 33 des Strafgefeßes 
dem fremden Staate anzubieten ift, hierzu die Genehmigung 
des Obergerichts einzuholen. 9 7) Sey das Anfuchen, daß 





*) Durch ein HoffanzleidePret vom 12. Jauuar 1809 wurde nod) 
ber Zufag beigefügt: »welches (dad Dbergericht) ſich — nach dem 
9. 4 zu benehmen hat.« 
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ein Öfterreichifcher in einem fremden Staat ſich aufhaltender 
Unterthban wegen eines im Inlande verubten Verbrechens 
ausgeliefert werde, von dem Criminalgerichre mit Beweifen, 
oder erheblichen Inzichten, worüber der Befchuldigte im 
Auslande vernommen werden kann, zu unterftüßen und auf 
den Fall, daß die Auslieferung verweigert werden follte, 
hiervon Die Anzeige an das betreffende Criminalobergericht und 
von diefem an den oberfien Gerichtshof zu machen.’ — 
Ein Hoffanzleidefret vom 20. Februar 1812 ift des Inhalts: 
„Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob ein Ausländer, 
der im einem fremden Staate fich eines Polizeivergeheng, 
dad nach dem Defterreichifchen Strafcoder eine ſchwere Pos 
Iijeiübertretung wäre, fchuldig gemacht, fich in das. Oefters 
reichifche Gebiet geflüchter hat und von der ausländifchen 
Behörde reclamirt wird, nach der Analogie der beiden in 
Anfehung geflüchteter Verbrechen erlaffenen Hofverordnuns 
gen vom 14. December 1808 und vom 12. Januar 1809 
auszuliefern fey? Der wefentliche Unterfchied, welcher zwis 
[hen Verbrechen und ſchweren Polizeiübertretungen ftattfins 
bet, laßt eine analoge Anwendung der bemerkter beiden Vers 
prdnungen auf fchwere Polizeiübertreter nicht zu, welche im 
Gegentheile bei ihrem Webertritie in das Defterreichifche Ger 
biet Tediglich als Einwanderer zu betrachten und nach den 
beftebenden Polizeivorfchriften zu behandeln find.’ _ 

D. Herzogthum Braunfchweig. Sm diefem 
Staate gelten folgende Grundfäße: 1) Landeseinwohner, 
welche im Auslande ftrafbare Handlungen begangen haben, 
können nicht anders zur Unterfuchung und Strafe gezogen 
werden, ald, in fofern jene Handlungen nach gemeinem 
deutfchen Strafrecht mit Strafen betroht find. Gegen Fremde, 
welche im Auslande Vergehen begangen haben, koͤnnen die 
inländifchen Gerichte nur dann verfahren, wenn ein Vers 
brechen gegen den Staat oder Bürger defielben begangen 
worden ift, oder Die Landesregierung dazu ermächtigt hat. 
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2) Die Auslieferung von Landeseinwohnern an fremde Res 
gierungen findet nicht ftatt. Die Auslieferung von Fremden 
an auswärtige Negierungen darf nicht ohne Genchmigung 
der Landesregierung geſchehen. Diefe wird nicht verfagt, 
wenn die Auslieferung von der Megierung eines deutſchen 
Bundesftantes verlangt wird, gegen den Auszuliefernden von 
Der zuftändigen Behörde ein Verhaftsbefehl erlaffen und ders 
felbe entweder Unterthan des requirirenden Staates oder 
eines in deffen Gebiet begangenen, nach gemeinem deutſchen 
Strafrechte mit Strafe bedrohten Verbrechens befchuldigt 
ift, und wenn die requirirende Staatsregierung gleiche Grund» 
fäße gegen den Braunfchweigifchen Staat befolgt. . Scholz 
0. a. O. ©. 43, 44. 

E. SKönigreihb Hannover. Eine Verordnung 
vom 26. Februar 1822 beftimmt im Wefentlichen: „Kein 
Gericht des Königreichs darf einen Unterthanen oder einen 
im Lande befindlichen Fremden den auswärtigen Behörden 
ausliefern ohne Autorifation des Cabinetsminiſteriums oder 
Staatsvertrag mit dem fremden Staate ($. D. Wenn ein 
Unterthban eines Verbrechens gegen den Staat, dem er ans 
gehört, deffen Oberhaupt oder die Megierung im Auslande 
fih fchuldig macht, fo ift er von den Hannöv. Gerichten in 
Unterfuchung zu ziehen ($. 2). Eben fo wird jedes von 
einem Hanndv. Unterthanen gegen feinen Mitbürger im 
Auslande begangene Verbrechen von Hanndv. Gerichten bes 
ftraft, außer wenn der Unterthan ſchon von der auslaͤndi— 
ſchen Behörde beftraft oder vollig losgeſprochen (nicht aber 
von der Inſtanz entbunden) worden ift ($. 3). Auch die von 
Hanndv. Unterthanen auf fremdem Gebiete an Ausländern 
verubten Verbrechen, wenn die auslandifche Behoͤrde nicht 
geſtraft hat, werden nach Hanndv. Gefeßen von den Hanndv. 
Gerichten beftraft. Wenn die ausländifchen Gefeße eine ges 
Iindere Strafe beftimmen, als die Hanndverifchen, fo wird 
die mildere angewender- (8. m). Haben Hannöv. Unterthas 
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nen ſowohl im Lande, ald auch auswärts Verbrechen began⸗ 
gen, fo find die Teßtern von Amts wegen nur dann zu uns 
terfuchen, wenn fie wefentlichen Einfluß auf die wegen der 
im biefigen Lande veruͤbten Delikte zu erfennenden Strafe 
haben c$. 5). Die Eompetenz des Gerichts wird mach dem 
legten Wohnorte des angeſchuldigten Inlaͤnders beftimmt 
c$. 69. Haben Fremde im Auslande gegen den Hannoͤv. 
Staat oder gegen Hanndv. Unterthanen Verbrechen verübt, 
und find fie von den ausländifchen Gerichten nicht beftraft 
oder voͤllig freigefprochen worden, fo müffen fie von dem 
Hannoͤv. Gerichten nach Hanndv. Gefeßen beftraft werden, 
und nad) den ausländifchen, wenn die Strafe darnach ges 
Inder ift. Auch follen geringere, nur mit Gefängniß oder 
fur; dauernden Öffentlichen Arbeitsftirafen zu bißende, von 
Fremden im Auslande gegen Hanndv. Unterthanen verübte 
Verbrechen von Amts wegen in Hannover nicht beftraft 
werden ($. 9). f. Neues Archiv des Criminalrechts, Bd. 6. 
Halle 1824, Nr. J. Mittermaier: Ueber die Forts 
fhritte der Eriminalgefeggebung in Deutfchs 
land ꝛc. (S.1-um) ©. u, 5. 


Beförderung der SEntfcheidungen bei Großber- 
zoglichem &ber-Appellations- und Laflationsgeridht. 
Gemeiner Befcheid, „die von den Advokaten und Prokura⸗ 
toren um Beförderung der Entfcheidung beidem Großherzogl. 
DbersAppellationsgericht eingereicht werdenden Mezefle bes 
treffend.’ — ,,‚Da neuerlich mehrere Anwälte gegen die Bes 
ſchränkung in dem Gemeinen Befcheid vom 22. November 
1810 *) bei dem oberften Gerichte in gefchloffenen Sachen 
überfläffige und demnach nur. den. PBartheien vergebliche 
Koften verurfachende Erinnerungsverträge und Beförderungss 
gefuche einreichen, diefes aber nicht geftattet werden kann, 


*) C. P. O. m Spy, ©, 273. 
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fo wird hiermit verordnet: 1) Wenn ein Anwalt, wie dieß 
in der ObersAppellationsgerichtsordnung von 1777, Tit. 5. 
$. 3 *) geftattet ift, innerhalb Jahr und Tag eine Sache 
erinnert hat, weiterhin aber diefes, unter Beziehung auf die 
erftere Eingabe, lediglich wiederholer, fo kann für dieſes 
fortgefegte Erinnern, als überflüffig, feine. Tage paflırt 
werden. Dagegen bleibt dem Anwalt unverwehrt, in einer 
bereits erinnerten Sache auf eintretende befondere Veran⸗ 
laſſung, auch noch ein Gefuch um Beförderung einzureichen, 
wenn nämlich derfelbe ein ſolches nach Maßgabe des Genieis 
nen Befcheids vom 22. November 1810 zu begründen vers 
mag. 2 Ein binlänglich motivirted Gefuch um Beförderung 
der Enticheidung bedarf weiter feiner Wiederholung, indem 
folches hinreichend ift, die vorzugsweife Austheilung der Ace 
ten zur Bearbeitung zu erwirken, in foweit das Zuſammen⸗ 
treffen mit andern dringenden Sachen dieß geftattet. Daher 
Tann auch für wiederholte, blos auf den Inhalt des übers 
gegebenen Befoͤrderungsgeſuchs Bezug nehmende Gollicita« 
tionen fein Anfag geftattet werden.‘ Kann jedoch der Ans 
walt durch Vorbringung weiterer, bisher noch nicht anges 
führter Umftände fein fruͤheres Beförderungsgefuch nadıs 
träglich näher begründen, fo bleibt ihm dieß zu thun uns 
benommen. Darmftadt den 19. December 1835. Groß» 
berzoglich Heſſiſches Ober» Appellationgs und Caſſations⸗ 
gericht.’ 





9 Es Heißt dort: „Mit der Diſtribution iſt folgende Maße zu hal: 
ten. Daß die privilegirte Sachen in puncto spolüi, alimento- 
rum, miserabilium personarum et executionun, me periculum in 
mora, zuerſt vorgenommen, hiernächft die Alteften und um welche 
die Partheien am mehrften follicitiren, vor andern beförderr, das 
hingegen diejenige, weßmwegen innerhalb Jahr und Zug feine 
Erinnerung gefchehen, ausgefest bleiben,« 
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Beglaubigungen und Befcheinigungen. Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkenburg vom 13. 
Mai 1825, „die Befiheinigungen oder Beglaubis 
gungen von dienfiuntergebenen Großherzogl. 
Behörden betr.’ an die Untergerichte: „Es wird hier» 
mit zur allgemeinen Nachachtung bekannt gemacht, Daß, in 
Gemaͤßheit höchfter Verfügung, um die Glaubwürdigkeit der 
von dienftuntergebenen Großherzoglichen Behörden ausgeftells 
ten Befcheinigungen oder Beglaubigungen mit Zuperläffigkeit 
beurtheilen zu können, künftighin bei allen Atteftationen und 
Bidimationen den Namendunterfchriften der Unterzeichnenden 
auch die Dienfteigenfchaft, vermöge deren fie die Handlung 
mit Wirkung vornehmen zu können glauben, beizulegen find.’’ 
Gleichen Inhalts ift ein Ausfchreiben Großherzogl. Hofges 
richtd der Provinz Oberheffen vom vom 10. Mai 1895. 
Ueber das Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Starfenburg vom 13. Juli 1816, wegen Beglaubigung 
der Abfchriften und Unterfchriften f. E&. P. D. m. Sp. 
©. 112, 113. 


. Bekanntmachungen durch öffentlihe Blätter und 
in denfelben. 1. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichte 
der Provinz Starfenburg vom ı4. April 1825, „Bekannt⸗ 
mahungen durch Öffentliche Blätter betr.’ am 
die Untergerichte: ‚„‚In Gemäßheit höchfter Verfügung wird 
hiermit zur Nachachtung befannt gemacht, daß alle zur Eins 
rückung in Öffentliche Blätter geeigneten Bekanntmachungen 
jedenfalls auch in die Großherzogliche Zeitung, ald das all 
gemeine Intelligenzblatt des Landes, einzurücken find.’‘*) 








*) Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkenburg 
vom 25. Februar 1826, »die Bezahlung der Sinferatgebühren von 
Bekanntmahungen öffentlicher Behörden durch bie Landzeitung 
betreffend« an die Untergerichte: »Sämmtlichen Untergerichten 
wird, in Gemäßheit höchſter Verfügung, hiermit aufgegeben, 
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IL Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starfenburg vom 12. December 1825, „die Unterzeich— 
nung bei den Bekanntmachungen der Landges 
richte betr.’ an die Untergerichte:: „Nachdem man mißs 
fällig wahrgenommen, daß einige Landgerichte ihre Bekaunt⸗ 
machungen in der Landzeitung, ſtatt der vorgefchriebenen 
Unterzeichnung : „Großherzoglich Heflifches ꝛc. Landgericht’ 
— nur mit der abgefürsten: „Das Landgericht“ — dere 
ſehen; ſo wird, wenn dieſe Abkürzung auch, wie man an⸗ 
nehmen will, den Zweck hat, die Inſeratgebühren au vers 
mindern, welcher allerdings lobenswerthen Abficht, die aber 
auf andere Weife beffer erreicht werden kann, doch nicht. die 
befiehende Vorfchrift und die, ohne Mißftand nicht zu vers 
nachläßigende, Gleichförmigkeit bei dergleichen Gegenftänden 
innerhalb eines und deffelben Staatsgebiets, zum Opfer 9% 
bracht werden darf, denfelben, in Gemaßheit ausdruͤcklicher 
höchfter Verfügung, aufgegeben, fich in der vorgefchriebenen 
Form: „Großherzogl. Heſſiſchesre. Landgericht“ 
— zu unterzeichnen.“ *) 

III. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom 6. April 1826, „die Unterſchriften 





nach Juſertion einer ‘öffentlichen Bekanutmachung in der Groß⸗ 
herzogl. Landeszeitung, auf die Berichtigung ber Sinferatgebüh> 
ven baldmöglichft Bedacht zu nehmen, bei ermangelnden Mits 
tein aber alsbald Anzeige zu machen, damit die Zahlung, nach 
Umftänden, entweder definitiv, oder vorlagsweiſe, auf eine ges 
eignete Öffentliche Caſſe angemwiefen werden könne.« (Gleichen 
Inhalts ift ein Ausfchreiben Großperzogl. Hofger, der Provinz 
Dberhefien vom 6. März 1826, 


*, Im Weſentlichen gleichen Inhalts ift ein Ausſchr. Großherzogl. 

,  Hofgerichts der Provinz Dberheffen vom 15. December 1825. 
Im September 1837 wurde diefe Generalverfügung auf Anlaß 
eines Minifterialreferipts durch Ausſchreiben der Großherzogl. 
Hofgerichte an die Untergerichte zur genauen Befolgung in Ers 
innerung gebracht. 
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der durch Öffentliche Blätter erfolgenden lands 
gerichtlichen Aufforderungen und Bekanntma— 
Hungen betr.’’ an die Untergerichte: „Nachſtehende Vers 
fügung des Großherzogl. Geheimen Staatsminifteriums des 
Innern und der Juſtiz S, „Wir ſehen öffters im öffentlichen 
Blättern, daß die darin erfcheinenden Iandgerichtlichen Auf⸗ 
forderungen. und Bekanntmachungen, neben dem Landrichter, 
von Aſſeſſoren ohne Votum, mit unterfchrieben find. Da 
eine folche Mitunterfohrift im $. 9 der Inſtruktion für die 
Landgerichte nur den Affefforen mit Votum geftartet ift, fo 
werden Sie verfügen, daß Feine folche Mitunterfchriften von 
Affefforen ohne Votum mehr ſtattfinden,“““ wird hiermit 
zur Nachachtung bekannt gemacht.‘ Wefentlich gleichen 
Inhalts ift ein Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Oberheffen vom 15. April 1826. 


Berichte der Lntergerichte. I. Ausfchreiben Großs 
herzogl. Hofgerichtd der Provinz Starfenburg vom 2. Juni 
1815, „die an Großherzogl. Hofgericht von den 
Großherzogl. Juſtizämtern zu erſtattenden Bes 
richte betr.“ Zur Vermeidung von Unordnungen und 
Anſtaͤnden wird hiermit verfügt, daß alle von Großherzogl. 
Juſtizaͤmtern an das Hofgericht zu erſtattende Berichte ſo 
rubricirt würden, wie in dem anliegenden Muſter *) vorge⸗ 





1) An 
Großherzogl. Heſſ. Hofgericht zu Darmftadt 
Unterthänig gehorfamfter Bericht 
des 


— N. N. 
ad Nr. H. G.... et — d. d. Darmſtadt 
den .... 
in Betreff 
Nr, 1. Namen der berichtenden Behörde ift gehörig und voll» 
ftändig beizuſetzen. 
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fchrieben ift. *) Dabei finder man fich veranlaßt, weiter 
zu bemerken, daß alle Berichte, welche nicht blos Anzeigen 
enthalten, folgende wefentliche Punkte enthalten muͤſſen: 
a) ein kurzes factum, nach Befinden mit wenigen Worten 
und unter Bezug auf Anlagen; b) einen beftimmten guts 
ächtlichen Antrag; c) die Gründe für denfelben. Wenn 
eins diefer wefentlichen Stuͤcke in einem Berichte fehlt, oder 
ein Mangel in der vorgefchriebenen Form erfcheint, ſo iſt 
die nächfte Folge, daß der Bericht zur Verbefferung vemit« 
tirt, oder nach Befinden der Fehler mit einer angemeflenen 
Disciplinarftrafe geahndet werden muß.’ 

II. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dberheffen vom 5. December 1822, „die unmittelbas 
ren Berichtserforderungen des Großherzogl. 
KriegsMinifterialeDepartementd von den Lands 
richtern betr.’ an die Untergerichte: „In Folge einges 
Iangter höchfter Verfiigung werden Sie angewiefen, in dens 
jenigen Fällen, in welchen das Großherzogl. Kriegsminifte- 
rials Departement, nach feinen Amts» Artributionen, Aufs 
fchlüffe von Shnen zu fordern berechtigt ift, demfelben 
ſolche unmittelbar in Berichtsform in Zukunft zu ertheilen.’ 

III. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz 
Starfenburg vom 25. Februar und Großherjogl. Hofgerichts 
der Provinz Oberheffen vom 14. März 1822, „den Bericht 
des Landgerichts Lichtenberg wegen Beftellung eines Cura” 
tors in der Debitfache des Johann Löwer jun. zu Brandan 
betreffend‘’ an die Untergerichte: „In Gemäßheit der höchften 


2) Desgleihen ber Nummer des Hofgerichts und das Datum 
des Reſcripts, wenn der Bericht auf ein ſolches erftattet 
wird. | 

3) Ebenfo ift der Betreff gehörig beizufeben. 

*) Nach einem Ausfchreiden Großherzogl, Hofgerichtd der Provinz 
Oberheſſen vom 8, October 1834 follen alle Berichte (und Pro: 
tofolfe), weldye mehr als vier Seiten einnehmen, paginirt ſeyn. 


% 
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Berfügung vom 15. Februar I. J. werden fämmtliche Un⸗ 
tergerichte angewiefen, in allen zu der Verfügung Großher⸗ 
zoglichen Geheimen Staatsminifterii geeigneten Fällen ohne 
befondere Aufforderung nicht unmittelbar am daffelbe zu bes 
richten, fondern ihre Berichte an das Hofgericht zu er. 
ſtatten.“ ) 





I. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starken⸗ 

burg vom 28. November 1832, »die Geſuche um Erlaß, 

Milderung, Verwaudlung oder Verſchiebung der 
Vollziehung von Forſt-, Jagd- und Fiſchereiſtrafen im Wege 
der. Gnade, nun von Polizei: und andern Strafen betreffend« 
an die Untergerichter: »Großherzogl. Minifterium des Innern 

und der Juſtiz hat verfügt, daß die Untergerichte Pünftig uns 
mitteibar an die höchſte Staatsbehörde ihre Berichte über Erlaß-, 
Berwandiungds und Milderungsgefuche wegen von ihnen er 
Pannter Strafen jeder Urt, erftatten dürfen, foweit ſolche Stra⸗ 
fen in das Reffort des Minifteriums des Junern und der Juſtiz 
‚gehören. Mithin Haben Fünftig die Untergerichte nur folhe Bes 
richte an Großherzogl. Hofgericht zu erftatten, welche den Erlaß 
von Strafen betreffen, die in höheren Inſtanzen u wors 
den ſind.« 


a 1. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Star: 
; Fenburg vom 19. April 1833 an die Untergerichte, »die unmit> 
telbare Berihtserftattung an die höchſte Staatsbe— 
hörde über Gefuhe um Erfaß ꝛ⁊c. von Unterſuchungs— 
Foften, die in Sachen erwachſen, welde die Unterge— 
richte abgeurtheilt haben, betr.« »Großherzogl. Minis 
fterium des Innern und der Juſtiz hat geftattet, daß die Unter⸗ 
gerichte, wenn um Erlaß und Befriftung zu Zahlungen von Koften 
gebeten wird, die im Unterfuchungsfachen entflanden find, welche 
die Untergerichte abgeurtheilt haben, eben fo unmittelbar au 
die. höchſte Staatsbehörde berichten, mie dieß jebt geichieht bes 
züglih der Geſuche um Erlaß von Strafen, welche die Unter: 
gerichte angefest haben. In folhen Fällen aber erfcheint es 
nothwendig, daß die Untergerichte von der erfolgten höchften 
Entfchließung jedesmal den Rechner der peinlihen Gerichtscaffe 
in Kenntniß fehen, wenn ein Erlaß oder eine Befriftung höchften 
Drts verfügt worden iſt, Oder das’ Untergericht die Beitreidung 
der Koften inhibirt hatte, — Hiernach haben ſich alfo die Uns 
Prozeßordu, 1. 14 . 
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IV, Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Bros 
vinz Starkenburg vom 20. Auguft 1828, „die Organis 
fation der Großherzogl. Zolldirertion betr.’ 
an die Untergerichte. Hierdurch wurde diefen folgende Vers 
fügung ded Grzgl. Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
befannt gemacht: „Aus einem durch Grzgl. Minifterium der 
Finanzen zu Unferer Kenntniß gebrachten Fall, wo ein Lands 
gericht bei einer außergerichtlichen Dittheilung an die Groß« 
herzogl. Zolldirestion fich, ftatt der Berichtsform, der Form 
der Communication bediente, nehmen wir Veranlaſſung, 
Ihnen aufzutragen, daß die Großherzogl. Landgerichte Ihrer 
Provinz; befonders darauf aufmerffam zu machen, nach dem 
deßfalls im Großherzogl. Negierungsblatt erfchienenen Pu⸗ 
blicandum des Großherzogl. Minifteriums der Finanzen *) die 
Großherzogl. Zolldireftion ebenfo zu betrachten, und zu bes 
bandeln, wie Großherzogl. Oberfinanzlammer.’’ 

V. Im Februar 1823 wurde „‚höchften Orts“ beftimmt, 
„daß die Stadt- und Landgerichte in dem, was nicht zur 
Nechtöpflege gehört, und fo oft es fich von Verfügungen 
handelt, welche in den Gefchäftsfreis der oberen Adminis 
firativ- Behörden einfchlagen, von diefen Weifungen in Re⸗ 
feriptsform anzunehmen, folche zu befolgen und darüber an 
diefelben zu berichten haben, und daß in gleicher Maafe die 
Landräthe, hinfichtlich der zur Competenz der Juſtiz⸗Collegien 
‚geeigneten, den Gefchäftskreis der erfteren. berührenden Ge- 
genftände, gedachten Juſtiz⸗Collegien direct untergeordnet find. 
Es iſt fich hiernach zu achten und zu bemeffen.’’ 

VI. In Gemäßheit hoͤchſter Beſtimmungen vom Mai 
1823 ftehen die Untergerichte, rückfichtlich der Befolgung: der 
Borfchrift im II. Abſchnitt Lit. c. Nr. 7. der nesen Stempel⸗ 





tergerichte zu bemeflen.« Gleichen Inhalts ift ein Ausfchreiben 
Großherzoglihen Hoſgerichts der Provinz Oberheffen vom 10. 
Mai 1833, #)f, Dberfinanzfammer: Verpältniß 5 


% 


Berichte der Untergerichte. 211 


und Tarordnung, wornach die betreffenden Juſtizſtellen, nach 
“ Einlangung der Empfangsbefcheinigungen über die, An den 
Mechner der betreffenden Caſſe abgegebenen Koftenverzeichs 
niffe, dieje unverzüglich in Abfchrift an Großherzogl. Rech⸗ 
nungsfammer einzufenden haben, unter der Leitung und Aufſicht 
diefer Behörde, umd ift diefelbe befugt, ihnen in gedachter 
Beziehung Weifungen zu ertheilen, von ihnen Berichte zu ers 
fordern, und erforderlichen Falls die Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften, durch ENG und wirkliche Veſtrafung, 
zu erzwingen. 


VI. Ausfchreiben Großperiogt. Hofgerichts der Pros 
vinz Starfenburg vom a. Juli 1827, „die an Großhers 
zogl. Hofgericht zu erſtattenden Beriche betr.“ 
on die Untergerichte: „Man finder fich veranlaßt, die, in 
dem Ausfchreiben vom 2. Juni 1815 gegebene und nicht 
überall gehörig befolgte Vorfchrift, wonach die Berichte, 
als wefentliche Punkte: ein kurzes Factum, einen bes 
flimmten gutächtlichen Antrag und die Gründe für 
denfelben enthalten follen, ſowohl im allgemeinen einzufchärs 
fen, ald auch insbefondere darauf aufmerffam zu machen, 
daß bei den, über Straf-Erlaßgefude eingeforderten 
Berichten, wenn das berichtende Gericht im der Sache er 
kannt bat, der genauen und kurzen Darftellung des Fac⸗ 
tums eine befondere Angabe der bei dem Straferfenntniffe 
berüskfichtigten Schärfuugs- und Milderungsgründe beizu⸗ 
fügen ift, daß die deonomifchen und Familienverbältniffe des 
Bitsftellers, worauf fchon dag Generale vom 22. Juli 1817, 
die Gefuche um Erlaß oder Verwandlung von Strafen bes 
- seeffend, ) hinweißt, wenn diefe auf die Verfügung von 
Einfluß feyn müflen, anzuführen und immer die Unterſuchungs⸗ 
Acten beisufchließen find.’ J 


®) f, Straferlaß. | 
14* 
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VIII. Ausſchreiben Großberzogl. Hofgerihts der Pros 
vinz Starfenburg vom 7. März 1832 an die Untergerichte, 
‚Die gegenfeitigen Infinuationen hofgericht— 
licher Verfügungen in den Provinzen Starten 
burg und Oberheſſen betr.” „Zur Abfürzung des 
Gefchäftsganges it man. mit Großherzogl. Hofgericht in 
Gießen übereingefommen, daß künftig hofgerichtliche Ver⸗ 
fügungen,, welche einer Verfon infinwirt werden müffen, die 
in der andern Provinz fich aufhält, unmittelbar den betref- 
fenden Zandgerichten zuzufenden feyen, ohne den Umweg der 
Dermittelung des vorgejeßten Hofgerichtd einzufchlagen, und 
daß eben fo die requirirten Landgerichte ihre Berichte uns 
‘ mittelbar rn das requirirende Hofgericht zu erftatten haben. ’’ 
(Nah einem Ausfchreiben deffelben Gerichtshofs vom 11, 
December 1833 foll diefer Gefhäftsgang auch auf fchrifts 
fäffige Perſonen Anwendung finden.) 

IX. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pro, 
vinz Starfenburg vom 10. October 1832 an die Unterges 
richte, „den Gefhäftsgang bei den Kreisräthen, 
nunmehr bei den Stadt» und Landgerichten, fo 
wie bei den Volizei- und Forftgerichten erfter 
Inſtanz betr.” ‚Nachdem Großherjogl. Hofgericht von 
Großherzogl. Minifterium des Innern und der Juſtiz beauf- 
tragt worden ift, die Stadt: und Landgerichte anzumeifen, 
fi) in den, von ihnen, als folchen, fowie ald MWolizei- und 
Forftgerichten, an diefe höchfte Staatsbehoͤrde direct ja ers 
ftattenden Berichten nach den, in nachftehenden Ausfchreiben 
an die Großserzogl. Kreisrarhe ertheilten Borfchriften eben 
mäßig zu bemeffen, fo wird folched, zur Nachachtung, ſaͤmmt⸗ 
lichen Untergerichten befannt gemacht, mit dem Anfügen, 
daß die Beſtimmungen 6—12 auch in den, an Großherzogl. 
Hofgericht zu erftattenden Berichten genau au beachten find. 
„„Darmſtadt, den 25. September 1832. Das Großher⸗ 
zoglich Heſſiſche Minifterium des Innern und der Zuftiz am 
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ſaͤmmtliche Großherzogl. Kreisräthe, ven Geſchaͤftsgang 
bei den Kreisräthen betr. In Beziehung auf die bei 
Ihrer Correspondenz mit den Miniſterien und den übrigen 
Behoͤrden zu beobachtenden Formalien finden wir uns veran⸗ 
laßt, Ihnen die nachſtehenden Vorſchriften zu ertheilen: 
1) Die Ueberſchriften der an und und die übrigen Miniftes 
rien zu erftattenden Berichte find auf die in der Anlage A. 
“ bezeichnete Art einzurichten. Weber dem N. K. ift fo viel 
Raum zu laffen, daß der Nr. D. und das Präfentatum bes 
quem hingefchrieben werden kann. Der Nummer und das 
Datum der Verfügung, welche etwa zu den Berichten Vers 
anlaffung gegeben hat, ift ſtets beisufeßen. 2) Bei Ihren 
Schreiben am conrdinirte und fubordinirte Behörden haben 
Sie die in der Anlage B. vorgefchriebene Form der Ueberſchrift 
zu gebrauchen.  Diefelbe Form werden fie auch bei den von 
Ihnen an Amtsuntergebenen auf deren Vorftellungen ꝛc. direct 
zu erlaffenden Verfügungen «wenn dafür nicht befondere 
Formen, wie 3. B. bei Jagdwaffenpäſſen tc. vorgefchrieben 
find) wählen, 3. 3. der Großherzogl. Heflifche Kreisrath 
des Kreifes N. macht dem Birtfteller auf feine Vorftellung 
vom ...... befannt, daß te. 3) Um die eberfchriften 
bei Ihren Berichten und Schreiben mehr auszuzeichnen und 
Gleichförmigkeit in diefee Beziehung. herbeisuführen, wün⸗ 
fchen wir, daß Sie fich die erforderlichen Etiquetten litho⸗ 
graphirem laſſen. 4) Zu Ihren Berichten und Schreiben 
haben fie gutes, ſtarkes, nicht zu feines Papier von dem 
vorgefchriebenen Formate (13, 3 Zoll [neues Maas] lang 
und 8, 2 Zoll breit)" zu nehmen. 5) Bei folchen Ausferti- 
gungen, wobei das Datum und Ihr Amtstitel unter die 
Ausfertigung zu ftehen fommt, wie z. B. bei Aufforderung 
der Gläubiger bei Auswanderungen, haben Sie ſtets Ihren 
vollftändigen Amtstitel: Großherzogl. Heffifchen Kreisrath des 
Kreifes N. beizufegen. 6) Wenn Ihre Berichte oder Schreis 
ben durch Nefeript oe Schreiben der betreffenden Behor⸗ 
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ben ‚veranlagt werden, haben Sie die Rubriken diefer Re⸗ 
feripte und Schreiben beizubehalten, Sollte jedoch aus Vers 
anlaffung einer folchen Verfügung eine andere, mit dem 
Gegenftand derfelben in Feiner genauen Verbindung ftehende, 
Sache Gelegenheit zu einer Berichtderftattung oder Erlaflung 
eines Schreibeng geben, fo muß deßfalls befonderer Be, 
richt erftattet oder ein befondered Schreiben erlaffen und 
dabei zwar die bisherige Rubrik beibehalten, unter derfelben 
jedoch mit dem Zuſatze „jetzt““ oder „insbeſondere“ die 
Rubrik des neuen Gegenftandes angefügt werden. 7) Wenn 
Sie ſich in Berichten oder Schreiben auf frühere Berichte 
oder Schreiben beziehen wollen, fo ift deren Datum umd 
Rubrik und in den geeigneten Fällen der Nummer der Vers 
fügung, welche etwa diefe früheren Berichte oder Schreiben 
veranlaſſt hätte, genau anzugeben. 8) Bei den an die Mis 
niſterien zu erſtattenden Berichten ſind wenigſtens die beiden 
erſten Seiten gebrochen zu ſchreiben. Die folgenden Seiten 
koͤnnen durchlaufend, jedoch mit einem weißen Rande auf 
der linken Seite von wenigſtens 3 Zoll Breite geſchrieben 
werden. Ihre Schreiben an die ührigen Behörden ſind durch⸗ 
laufend zu mundiren. 9), Bei Gegenſtänden, welche eine 
ſchleunige Verfügung oder. Antwort erfordern, ift auf der 
erſten Seite. des Berichts oder Schreibens hierauf durch dad 
Wort „eilend‘ auf: eine in die Augen fallende Weife bes 
fonderd aufmerffam zu machen. 10) Wenn einem Berichte 
Anlagen beigefügt find, fo iſt deren, Zahl auf der erſten 
Seite anzugeben. Sind Feine Anlagen beigefügt, fo. ift dies 
ſes unter das Wort „Anlage“ mit o zu bemerken. Die 
Anlagen Ihrer Schreiben haben Sie am Rande mit Ber 
freichen (. —) zu bezeichnen. 11) Berichte oder Schreiben, 
welche ſich auf die dritte Seite eines Bogens erſtrecken, müſſen 
mir einem Convert verfendet werden, damit fie beim. Grbres 
Gen nicht Schaden Teiden. 12) Die Namensunterfchriften 
ind ftets Teferlich zu fchreiben. “ 
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Anlage A. 
Zu Nr. K. Darmſtadt am 183 
Betreftend 
un 
Großherzoglich Heſſiſches Minifterium des Innern 
und der Juſtiz. 
——— Bericht 
| des | 


Broker Heffifchen Rreisrathes des Kreiſes 
Darmſtadt. | 


zu Nr. D. 


Anlagen auf die Verfuͤgung vom 


Anlage B. 
Zu Nr. K. | Darmfadı am 183 


Der Großherzoglich Heſſiſche 
Kreisrath des Kreiſes Darmſtadt. 
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x. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dherheffen vom 2. November 1832 an die Untergerichte, 
„betr. die Geſuche um Erlaß, Milderung, Ver— 
wandlung oder Aufhebung der Vollziehung von 
Forft-, Jagd» und Fifchereiftrafen im Wege der 
Gnade’ Das von der höchſten Staatsbehörde in dem 
obigen Betreffe, unter dem 24. Detober d. J. an ung ers 
faffene Reſcript, theilen wir Ihnen nachftehend zur Kennts 
niß und Nachachtung mit. „„Darmſtadt am 24. October 
1832. Das Großherzog. Heflifche Minifterium des Innern 
und der Juſtiz an das Großherzogl. Heflifche Hofgericht zu 
Gießen. Da wir, um den Gefchäftsgang in Beziehung auf 
die Beſtimmungen des allerhächften Edict8 vom 6. Juni d. J. 
die Webertragung der Polizeigerichtsharfeit einfchließlich der 
Forftgerichtsbarfeit, *) am die Gerichte betr. Art. 13, Nr. 2. 
ab zukürzen, befchloffen haben, über diejenigen am ung gelan« 
ginden Gefuche, von welchen in der bemerften Stelle die 
Rede ift, fo weit fie fich auf Forft-, Jagd» und Fifchereis 
frevel beziehen, unmittelbar die Stadt» und Landgerichte, 
in ihrer Eigenfchaft als Forfigerichte erfter Inſtanz, in 
Gemeinfchaft mit den Forfiinfpeftoren oder Forftpolizeibeams 
ten, mit Bericht zu vernehmen, vorausgeſetzt, daß der vor⸗ 
liegende Fall zur Erforderung eined folchen geeignet ift, fo 
beauftragen wir Gie, die Ihnen untergeordneten Stadt 
und Landgerichte hiernach mit dem Anfügen zu inftruiren, 
daß bei diefen gemeinfchaftlichen Berichterftattungen, welchen 
immer ein Auszug aus dem Forfigerichtöprotofoll, fo wie 
auch, nach Umſtaͤnden, die verhandelten Aeten beizufügen 
fegen, anf die gewöhnliche Weife zu verfahren, ‚doch aber 
den Forfideamten die etiwa erforderliche Aeußerung über das 
bei dem Gegenfiande vorkommende Technifche vorzugsweiſe 
au überlaffen fey. Die Großherzogl. Oberforfidireftion bes 





*) ſ. Polizeigerichrsbarkeit nebft Forſtgerichtsbarkeit 
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auftragen wir, die Forftinfpektoren und Sorftpofigeibeamte 
biernach gleichmäßig zu inſtruiren.““ 
XI.Ausſchreiben Großherzog Hofgerichtd der Pros 
vinz Oberheſſen vom 13. Februar 1833 am die Untergerichte, 
„die Sefuhe um Erlaß, Milderung, Verwand— 
lung oder VBerfhiebung der Vollziehung von 
Forſt-, Jagd» und Fifchereiftrafen Im Wege der 
Gnade, und von’ Polizei- und andern Strafen 
betr.” Es ift Ihnen bereits aus dem höchften Minifterialerlaß 
vom 24. October v. J., von welchem wir Ihnen mittelft 
Ausfchreibend vom 2. November v. J. Nachricht gegeben 
haben, befannt, daß Sie über alle an die höchfte Staatsbehoͤrde 
gelangenden Gefuche, fo weit fich folche auf Erlaß der Mil 
derung von Forft-, Jagd» und Fifcherei » Frevelftrafen bes 
“ziehen, unmittelbar mir Bericht gehört werden follen. Auf 
unterthänigften Antrag, diefe hoͤchſte Verfügung auch auf 
Bolizeis und andere Gnadenfachen in allen den Fallen aus- 
zudehnen, im welchen. die den Gegenftand der Gnadengefuche 
bildenden Strafen von den Untergerichten angefeßt. worden 
find — ift uns nachftehende höchfte Verfügung jugegangen, 
welche unferen unterthänigften Vorſchlag billigt und und 
beauftragt, Sie biernach zu inſtruiren. Sie werden alfo 
der Intention der höchften Stantöbehörde gemäß verfahren, 
— und bemerken wir nurnoch, daß fich die Verfügung in dem 
Negierungsblatt Nr. 96 *) auf gedachten Dinifterialbeichluß 
vom 13. November v. J. an und, bezieht, und hierdurch 
veranlaßt wurde: „„Darmſtadt den 13. November 1832. 
Das Großherzogl. Heſſiſche Minifterium des Innern und 
der Juſtiz an das Großherzogl. Heſſiſche Hofgericht zu Gie- 
Ben auf den Bericht vom 2. diefes Monats. Wir werden 
fünftig im-der Regel nach Ihrem zweckmäßigen Antrage ver- 
fahren und erlaffen, damit folches mit Sicherheit gefchehen 


*) f, Straferlaß ıc 
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kann, die in Abſchrift nachſtehende Bekanntmachung in dem 
Regierungsblatte. Zugleich beauftragen wir Sie, die Unter⸗ 
gerichte. der dortigen Provinz angemeflen zu inſtruiren.“““ 


Befhwerdeführung. I. Gemeiner Beſcheid Großher⸗ 
soglichen Dber-Appellationggerichtd vom 22. October 1830, 
„die den außergerichtlichen Beſchwerdeführun— 
gen beizulegende beſchwerende Verfügung des 
Untergerichts betr.“ „Da bisher oͤfters der Fall vor⸗ 
gekommen iſt, daß Anwälte den wegen außergerichtlicher 
Beſchwerden geyen unterrichterliche Verfügungen eingereich- 
ten Schriften die als beſchwerend angegebene Verfügung 
beizulegen unterlaffen und bierdurch Auflagen zur Nachbrins 
gung derfelben veranlaßt haben, welche Zeit und für die 
Parthie größeren Koftenaufwand verurfachen, fo wird ſämmt⸗ 
lichen Hofgerichts⸗Adookaten dahier und zu Gießen hierdurch 
aufgegeben, fotchen Befchwerdefchriften jedesmal die ver 
meintlich befchwerende unterrichterliche Verfügung und, Falls 
ſich diefelhe auf eine frühere bezieht, Auch diefe beizulegen; 
indem anfonften diefe Schriftfäge, ohne hierauf Verfügung 
zu erlaffen, liegen bleiben ſollen.“ 


| I Gemeiner Beſcheid Grobherzogl. Ober-Appellationd« 
und Caſſationsgerichts vom 11. Januar 1833, „die Bei⸗ 
legung der beſchwerenden Verfügungen in den 
Faͤllen der ſog. einfachen und Extrafudicialbe⸗ 
ſchwerden betr. Es iſt bisher ſchon oft. vorgekommen, 
daß den bei dieſem oberſten Tribunal eingereichten ſog. ein⸗ 
fachen und Ertrajudicialbeſchwerden die angeblich beſchwerende 
Verfugung entweder gar nicht, oder doch nicht in beglau⸗ 
bigter Form beigelegt war. Da dieſes jedoch in mehrerem 
Betracht: noͤthig und zwedmäßig erſcheint, fo wird. ſämmt⸗ 
lichen Anwälten hierdurch hekannt gemacht, daß ‚künftig. in 
Unterlaffungsfällen auf dergleichen Befchwerden und aͤhn⸗ 
liche Eingaben keine Rückficht genommen werden wird.” 
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1. Gemeiner Beſcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Oberheſſen vom 16. Juni 1834, „die Ertraju⸗ 
diciglbeſchwerden in ſtreitigen Civil⸗Prozeße 
ſachen betr. In neueren Zeiten hat das unterzeichnete 
Gericht oͤfters wahrnehmen müſſen, daß bei den an und gem 
Iangenden Beichwerden in freitigen Civil» Prozehs 
ſachen gegen, auf einfeitigen Vortrag der Unterrichter 
erlaffene Verfügungen, das den richtigen procuffualifchen 
Grundfägen, welche theilmeiie auch durch ‚einen. früheren 
gemeinen Befcheid vom 13. Mai 1822 eingefchärft worden 
find, entfprechende Verfahren nicht beobachtet worden ift. 
Sämmtlichen Gerichtsuntergebenen wird deßhalb eröffnet, 
daß in ftreitigen Civil» Prozeßfachen 1) derjenigen Parthie, 
welche fich durch eine auf einfeitigen Vortrag ihres Gegners, 
d. h. ohne daß ihr zuvor ein Gehör geftatter worden ift, 
vom Unterrichter erlaffene Verfügung für befchwert erachtet, 
deshalb tnicht das Rechtsmittel der anßergerichtlichen oder 
Errrajudicial- Befchwerdeführung zuſteht, fondern daß fie 
vielmehr. hiergegen bei dem Unterrichter zuvor remonftriven 
muß, und daß das auf diefe Nemonftration erfolgende Er⸗ 
kenntniß ein der Rechtskraft fühiges iſt, welches nur durch 
die Rechtsmittel der. Appellation oder Nichtigkeitsbeſchwerde 
angefochten werden kann; 2) daß der Parthie, welche ſich 
durch eine auf ihren einfeitigen Vortrag, worüber der 
Gegner nicht gehört- worden ift, erlaffene Berfügung für ber 
ſchwert erachtet, zwar allerdings, neben der auf jeden: Yall 
zuläffigen Nemonftration , das Rechtsmittel der außergerichts 
lichen Befchwerdeführung zuſteht, daß fie aber in dieſem 
Falle verbunden ift, der erhobenen Befchwerdefchrift die an⸗ 
geblich befchwerende Verfügung des Untergerichtd in beglau⸗ 
bigter Forms beigulegen, und daß, wenn dieß nicht gefchiebt, 
diefelbe als inept verworfen werden wird; 3) daß in dem 
sub 2. gedachten Falle die im Armenrechte fich befindlichen 
Parthieen, umd folche, welche. in dafjelbe. aufgenommen au 
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werden beabfichtigen, um. fo gewiffer die angeblich beſchwe— 
vende Verfügung in beglaubigter Form beizubringen haben, 
als fonft fie bei unterzeichnetem Gerichte nicht zu Protokoll 
genommen werden follen. Gießen den 16. Juni 1834. 
Großherzogl. Heflifches Hofgericht der Provinz Oberheſſen.“ 
Durch Ausfchreiben an demfelben Tag theilte diefer Gerichts— 
hof den gemeinen Befcheid den Untergerichten zur Nachach⸗ 
fung und mit der Auflage mit, ihn durch die Bürgermeifter 
bei verfammelter Gemeinde publiciren zu laffen. 


Bettel. ©. 2. von Darmftadt wurde wegen Bettelns, 
Vagabundirens, Müßigganges und Völlerei von der Bolis 
zeideputation dafelbft vielfältig beftraft, zwerft mit gelindem 
Arreft und körperlicher Züchtigung, dann aber mit einjaͤh— 
riger umd fpdter sweijähriger Correctionshaus— 
ftrafe. Wegen wiederholten Bettelnd wurde er. vor Gericht 
geftellt und Großherzogl. Hofgericht in Darmftadt hielt feine 
Eompetenz für begründet, indem die Verordnung vom 9. 
September 1777 *), durch die Armenordnung für die Stadt 
Darmftadt vom 12. April 1818 nicht aufgehoben, fol 
chen Bettlern, bei welchen die erften polizeilichen Warnungs⸗ 
ſtrafen vergeblich angewendet worden, eine ſechsmonatliche 
Zuchthausſtrafe androhe und die Erkennung einer ſolchen 
Strafe nach der herrſchenden Verfaſſung und der ‚ den Ads 
miniftratinbehörden eingeräumten Strafbefugniß nur von 
den Gerichten, nicht aber von den Adminiſtrativbehoͤrden 
angefeßt. werden könne. — Ueber die Competenz hinſicht⸗ 
lich der Beftrafung des handwerksmäßigen Bettelns durch 
Ueberſendung von Bettelbriefen ſ. B. M. Bd. 5. S. 111 
bis 115. „Strafe des handwerksmäßigen Bets 
telns durch Ueberfendung von Bertelbriefen, 
uw H. R. ©. 97. 





) E. H. Bd. 3. S. 66. HR. sv Betteln ©. 100. 
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Begeisfraft von Depofitionen in -Straffachen. 
I. Bei der Aburtheilung einer Straffache im Jahr 1827 
warf fich bei Großherzogl. Hofgericht in Darmftadt der 
Zweifel auf, ob durch die bei der Adminiſtrativbehörde ger 
machte pflichtmäßige Deuunciation eines Öffentlichen im Dienft 
beleidigten Diener oder durch die in der adminiftrativen oder 
polizeilichen Unterfuchung ausdruͤcklich auf Pflichten genom⸗ 
mene Anzeige und resp. Erklärung der Juſtizbehoͤrde ein 
pollftändiger Beweis erbracht werde oder nicht? Die Trage 
ward verneint, indem angenommen ward, daß dann, wenn 
der Beleidigte feine frühere Angabe nicht bei Gericht wie 
derholt habe, nur ein unvollftändiger Beweis vorliege, *) 
weil eg im Criminalprozeß allgemeiner Grundfaß fey, daß der 
Richter nur auf die beider Gerichtsbehöärde bewirkte Aus— 
fage ein verdammendes Urtheil gründen Eönne und die Ge- 
feßgebung für Fälle der Art Feine Yusnahme mache. f. 3. M. 
Bd. 5. ©. 134 — 136. „Ueber die Beweiskraft der 
Depofitionen in peinlichen Sachen, wenn fienicht 
vor Gericht geſchehen.“ 

II. Bei Großherzogl. Hofgericht in Darmſtadt iſt es 
Grundſatz, daß, wenn ſich die Sicherheitswachen **) in Aus⸗ 
übung ihres Dienſtes befinden, fie wegen jedes während die—⸗ 


ſes Dienftes von ihnen wahrgenommenen Vergehens, welches 


entweder eine Beleidigung, oder Wiederfeglichkeit gegen fie 
felbft, oder eine Verlegung derjenigen Sache, Ordnung und 
Sicherheit, über welche fie zu wachen berufen find, enthält, 
denfelben Glauben, welcher den Polizeiofficianten im Dienfte 


beigemeflen wird, jedoch nur dann genießen, wenn fie ihre 


Depofitionen eidlich befräftigt haben. 





*) Es wurde darım auf den Reinigungseidb erkonnt. f. Reis 
nigungseid, Der Beleidigte war geftorben, ehe dad Gericht 
ihn vernehmen Eonnte, | | 

HR, 5 v. Sicherheits wachen S. 636, . 


f 


» 
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Beweis, anticipirter. Nach der Praxis Großherzogl. 
Hofgerichts in Darmſtadt werden durch eine Beweisantici⸗ 
pation dem Gegner die ihm geſetzlich obliegenden Beweiſe 
nicht erlaſſen, und läßt ſich dieſes nur alsdann annehmen, 
wenn der dem Beweis freiwillig Uebernehmende ausdrücklich 
darauf verzichtet, daß fein Gegner die Beweiſe, zu deren 
Führung ihn das Geſetz verpflihter, führt) Ped. H. ©: 
zu D. Ne 8, ©. 50 8. M. BU di. ©. 161 — 153% 
„Iſt Antieipation des Beweiſes Uebernahme der Beweis— 
fa‘ 

Blutfhande. Im Fahre 1828 verurtheilte Großherzogl. 
Landgericht 2. den P. ©. von D. und deffen GStieftochter 
AM. R. wegen Blutfchande in eine mehrmonatliche Ges 
fängnißftrafe. Es leitete feine Competenz zur Aburtheilung 
aus den betreffenden Beftimmungen des Organifationsedicte 
vom Jahre 1803 **) her, wornach ein Untergericht dann zur 
Aburtheilung competent fey, wenn Unzucht, wozu der Inceft 
gehöre, und zwar mit geringerer Strafe, als Zuchthaus, 
zu beftrafen fey. Allein Großherzogl. Hofgericht in Darm⸗ 
ftadt nahm an, daß, da die Competenz der Intergerichte 
zum Erfennen auf einem Ausnahmsgeſetze beruhe, das ftriet 
auszulegen fey, die Beftrafung des Verbrechens der Blut: 
ſchande nicht zur Competenz der Untergerichte gehöre, und 
bob, da fich bei ihm hierüber eine fefte Praxis gebildet habe, 
das Iandgerichtliche Strafurtkeil auf. (Die bereits erlittene 
Haft wurde in dem hofgerichtlichen Strafurtheile in Auf⸗ 


uf & 






) Die Badifche Prozeßordnung vom 31. December 1831 ſpricht ſich 
$. 396 dahin aus: »Wenn eine Parthei den Beweis von freien 
Stüden im Laufe der Verhandlungen vor ergangenem Beweiss 
erfenntniffe antritt, fo fol ihr diefes in Beziehung anf ihre Bes 
weisfchuldigkeit oder ihre Befreiung vom der ee nicht 
nachtheilig ſeyn.« 


*) C. P. D. m. Sy, ©, 344 
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rechnung gebracht.) ſ. 3. f. G. u. R. Band 1. S. a6, 47 
Anmerk. | 
Brandftiftung. I. Ansfchreiben Großherzogl. Heffis 
ſcher Regierung der Provinz Starfenburg an die Landräthe, ) 
„Die Unterfuchungen bei ftattgefundenen Brands ' 
ftiftungen betr.,“ vom 29. Juli 1830: „Großherzogl. 
Hofgericht dahier hat und bemerkt, daß ed fehr wuͤnſchens⸗ 
werth, ja nothwendig fey, künftig fogleich, wenn fich Ver⸗ 
dacht einer Brandftiftung beramsgeftelft habe, und ohne 
Ruͤckſicht, ob erft nur objective oder auch ſchon fubjective 
Verdachtsgründe durch die polizeiliche LUnterfuchung eruirt 
worden feyen, das gerichtliche Verfahren, bezüglich der juris 
difchen Eonftatirung des objectiven Tharbeftandes, zu provo⸗ 
ciren, indem nach Ablauf längerer Zeit eine folche Conſta⸗ 
tirung oft nicht mehr thunlich fey und dann folche Mängel 
„ bedeutenden Einfluß auf die Reſultate der Unterſuchung dus 
Bern müßten. Wir theilen durchaus diefe Anficht Großher⸗ 
zoglichen Hofgerichtd, wie wir dann auch in einzelnen Fällen 
darnach verfahren haben und weifen Sie demnach an, in 
Fällen der angegebenen Art die Acten fogleich an dad ein⸗ 
ſchlaͤgige Untergericht abzugeben, fich jedoch won Zeit zu Zeit 
Nachricht von dem: Stande der gerichtlichen Unterfuchung, 
wenn eine folche eingeleitet werden follte, geben zu laſſen. 
Die Untergerichte werden von Großherzogl. Hofgericht dahier 


*) Es heißt im $. 0 der Dienflinftruftiom für die Landräthe von? 
28, November 1821. Say 3. ⸗»Nach geföfchtem Brandes haben 
Sie (die Landräthe) wegen Räumung der Feuerſtelleu das Er⸗ 
forderliche vorzukehren, die polizeiliche Unterfuchung über bie - 
Urfache der Entftehung des Brandes zu führen, die hierüber aufs 
zunehmenden Protokolle an die Provinziafregierung einzufenden 
und wegen der gefeslichen Aufnahme des Brandfchadens, Auf⸗ 
bewahrung des Amts: Brand » Catafters und der hierbei ſowohl, 
als auch überhaupg in Anſehung der Brandverfierungsanftalt 
dem Polizeibeamten zufommenden Gefchäfte nady der Brands 
Affecurafions: Ordnung ch zu richten.« x 
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gleichfalls nach der angegebenen Anficht bedeutet werben. 
Um jedoch auch in dem erwähnten Fällen dem $. 29 ) der 
Brandaflecurationg-Drdnung vom 18. November 1816 mög« 
lichſt zu genügen, weiſen wir Sie ferner an, in dieſen Täl- 
fen jedesmal an und Bericht zu erftatten und darin möglichft 
genau das Mefultat der polizeilichen Lnterfuchung und die 
Gründe anzugeben, die Sie beftimmt haben, nach dieſem 
Yusfchreiben zu verfahren.‘’ 
‚U. Großberzogl. Hofgericht der Provinz Starkenburg 
theilte durch Ausſchreiben vom 8. September 1830 dieſen 
Erlaß an die Landräthe den Untergerichten der Provinz un⸗ 
ter der Auflage mit, fich gleichfalls darnach „zu bemeſſen 
und in eintretenden Fällen für die fchleunige Feitftellung des 
objectiven Thatbeftandes, nach den prozeſſualiſchen Erfore 
derniffen juridifcher Glaubhaftigfeit, au ſorgen.“ ) 

1. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Startenburg an die Untergerichte, „die häufigen Brands 
ftiftungen betr.‘ vom 23. März 1832: „Man empfiehlt 
fänmtlichen Untergerichten, nicht nur den Unterfuchungen 
wegen Brandftiftungen eine ganz vorzügliche Aufmerkſamkeit 
zu widmen, die geſchickteſten Inguirenten damit zu beaufz 
tragen und diefe ausfchlieglich fich mit ſolchen befchäftigen 
zu laſſen, fondern auch mit den übrigen Landgerichten und 
mit den Landräthen fich in Verbindung zu feßen, damit nach 
möglichft übereinftimmendem Plane verfahren und ftete bes 
reitwillige Mitwirkung geleiftet, ingbefondere auch, fobald 
ein Brand ausgebrochen ift, auf der Stelle jedes verdäch⸗ 
tige Individuum in fämmtlichen benachbarten Bezirken genau 
ins Auge gefaßt und, über feinen Aufenthalt zur: Zeit des 
Brandes Gewißheit zu erhalten, fich bemüht werde. Noͤthig 


HR, sv. Brandaffecuration ©, 116, 


##) Gleiches geſchah durch Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der =» 
Proyinz Oberheffen an die Untergerichte vom 30. Sept. 1830, 
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fcheint es übrigens, daß künftig. die Iandgerichtliche Unter⸗ 
fuchung gleichzeitig mit der polizeilichen beginne, alfo das 
Landgericht jedesmal unmittelbar und alsbald Anzeige von 
einem ausgebrochenen Brande erhalte, indem gar häufig die 
nächften Indicien zu einer nicht erfolglofen Unterfuchung 
nur während des Branded oder unmittelbar darauf von einem 
aufmerkfamen Inquirenten gefammelt werden können. Durch) 
diefe Verfügung *2) und mithin in tantum das Ausfchreiben 
vom 8. September 13830 modificirt.“ 

IV. Dienftinftruction für die Kreisrathe vom 20. Sep⸗ 
tember 1832 8.132: Maasregelnnah Ausbrucheines 
Brandes „vBei Ausbruch eines Brandes in einem zum 
Kreife gehörigen Orte haben die Kreisräthe fich fogleich auf 
den Brandplak zu verfügen und die gehörige Vollziehung 
der desfalls beftehenden Vorfchriften zu überwachen , insbes 
- fondere durch zweckmaͤßige Direction der Wettungsanftalten 
und Anordnung der nöthigen Vorkehrungen fowohl zur 
Dämpfung des Feuers, ald auch zur Sicherfiellung Des ger 
flüchteten Eigenthums, was in ihren Kräften ſteht, beizu⸗ 
tragen und nachzuſehen, ob die Localpolizeibehörden dem 
ihnen in diefer Beziehung obliegenden Pflichten Genuͤge ge- 
leiftet haben. Sie werden ferner darüber wachen, daB von 
den Gemeinden fich gegenfeitig nachbarliche Hilfe zur Daͤm⸗ 
pfung eines Brandes geleifter werde. Nach gelöfchtem Brande 
haben fie die polizeiliche Unterfuchung über deſſen Entſtehung 
zu führen, und wenn fich daraus Verdacht einer Branpdftifs 
tung. oder einer Nachläßigkeit und Gontravention gegen die 
Feuerordnung ald Entftehungsurfache des Feuers ergibt, ſo⸗ 
gleich das gerichtliche Verfahren, unter Mittheilung der auf- 
genommenen Brotofolle u. f. w. am das competente Gericht, 
zu provpeiren, auch in den geeigneten Fallen dafür zu fürs 


*) Diefe wurde unterm 12. Aprit 1832 von Grosherzogl. Regie: 
rung der Prov. Starkenb, den Landräthen befannt gemacht, 
Prozeßordn. I. 1 5 
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gen, daß der Status quo zum Zwecke jener gerichtlichen 
Unterfuchung gewahrt bleibe.’ 


V. Ausfchreiben Grosherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom 15. November 1832 an die Untergerichte 
‚Die Inſtruction der Kreisräthe, insbefondere 
die Unterfuchungen wegen Brandftiftungen bes 
treffend. Wan hat bei Grosherjogl. Minifterium ange- 
fragt, ob bei Abfaflung des 8. 132 der rubricirten In⸗ 
- firuetion, wonach die Kreisrätbe erft, wenn fich aus der, 

‚über die Entftchung des Brandes geführten polizeilichen Uns 
terfuchung Verdacht einer Brandftiftung, oder einer Nach- 
laͤßigkeit und Contravention gegen die Fewerordnung ergebe, 
die gerichtliche Unterfuchung provociren follen, eine Mo⸗ 
dification des Hofgerichts-Ausfchreibeng vom 28. März d. J., 
wonach die gerichtliche Unterſuchung gleichzeitig mit der 
polizeilichen beginnen foll, in der hoͤchſten Intention gelegen 
babe: Es ift hierauf, unterm 24. v. M. böchfte Verfüs 
gung erfolgt, des Inhalts, daß eine folche Abänderung 
keineswegs beabfichtigt worden fey, vielmehr beide Beftim- 
mungen, ‘ Die rubricirte Inſtruction blos Vorfchriften 
für die Thätigkeit der Kreisräthe, nicht für die der Gerichte, 
enthalte, füglich neben einander beftehen könnten, daß übri- 
gens, zur Vermeidung von Mifverftändniffen, am. die ver 
waltenden Behörden das Geeignete erlaffen werden ſolle.“ 


VI. Ausfchreiben Grosherzogl. Hofgerichts der Pro⸗ 
vinz Oberheffen an die Untergerichte „die Inſtruction der 
Kreisrathe, indbefondere die Unterfuchung wegen der Brand- 
fiftungen betr.“ vom 14. November 1832 „Um möglichen 
Anftänden zu begegnen, eröffnen wir Ihnen, daß nach An- 
fiht der höchften Staatsbehörde, ungehindert des $. 132 
der den Kreisraͤthen ertheilten Inſtruction, es bei dem Ge- 
neral-Ausfchreiben vom 30. September 1830 fein Bewenden 

behalte.“ | 
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Brief-Porto. I. Ausfchreiben Grosherzogl. Hofges 
vichts der Provinz Oberheſſen vom 27., und Grosherzogl. 
Hofgerichts der Provinz Starkenburg vom 28. Mai’ 1823 
„Portovorlagen für zahlbare Briefe betr.“ an 
die Untergerichte: „Nachfolgendes, - von dem Grosherzogs 
lichen geheimen Staats» Minifterium des Innern und der 
Juſtiz an die adminiftrative Behörden ergangene, Reſcript: 
„„Da es nicht thunlich iſt, die von den bisherigen Spor⸗ 
teln » Meceptoren geleiftete Vorlagen von Poftporto Fünftig- 
bin von den Ober» Einnehmereien leiften zu laſſen, fo wird 
bierdurch eine genaue Scheidung derjenigen Falle, in wel⸗ 

hen die Correfpondenz der Behörden einer Porto Zahlung 
unterliegt, nothwendig. Wir find daher mit Großherzogl. 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten über folgende, 
bei der Eorresfponden; in Verwaltungs» Gegenftänden zu 
beobachtende, Normen übereingefommen. I Bon allen 
Briefen und Paquets, welche PVrivatperfonen in Privat⸗ 
Angelegenheiten aufgeben oder empfangen, ift von Ihnen 
das Porto, bei der Aufgabe oder bei dem Empfang, zu bes 
zahlen. IL Die Correfpondenz der Behörden in Dienfk 
ſachen, ſowohl unter fih, ald mit Privatperfonen, ift, 
als eine im Intereſſe des Staats geführte Correfpondenz, 
portofrei. Zu genauer Bezeichnung deffen, was bei der 
Eorrefponden; der Behörden in Privatangelegenheiten ald 
Dienftfache zus betrachten fei, dienen nachfolgende nähere Bes 
fimmungen : 1) Die Correfpondenz der inländifchen Behörden 
unter fich in Angelegenheiten von Privatperfonen ift, da fie, 
wenn auch auf freiwillige Beranlaffung von Privatperfonen, 
doch ſtets im Intereſſe des Dienftes oder der öffentlichen 
Verwaltung ‚geführt wird, durchaus portofrei. 2) Die 
Correfpondenz zwifchen Behörden und inlindifchen Privat: 
perfonen, Ceinfchließlich der Gemeinden), welche zwar das 
Intereſſe der Letzteren betrifft, jedoch im Intereſſe der 
Staats oder der Öffentlichen Verwaltung geführt wird, ift 
15* 
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Dienftfache. Diefed ergiebt fich fchon daraus, daß diefe 
Eorrefpondenz nicht vom freien Willen der einzelnen abhängt, 
fondern der Staat will, daß etwas gefchehe, oder daß, 
wenn ed vorgenommen wird, es nur unter gewiflen Formen 
oder mit höherer Ermächtigung gefchehe. Dahin gehört ind- 
befondere die in Gemeinde⸗Sachen gefeglich nothwendige 
Eorrefpondenz 3. B. über die Wahl und Betätigung der 
Ortsvorſtaͤnde, über Gemeinde » Voranfchläge, über Their 
Iung von Gemeindegütern 1. f. w. fodann bei Privatperfo- 
nen die Correſpondenz über Dispenfationen, Heuraths⸗Con⸗ 
ceffionen u. f. w. 3) Die ECorrefpondenz der Behörden mit 
inländifchen Brivatperfonen in ſolchen Angelegenheiten, welche 
lediglich) das Privat⸗Intereſſe betreffen, wie z. B. Geſuche 
um Begnadigung, Schulderlaß, Unterſtützung m. f. mw. (was 
fi) wohl unter die allgemeine Rubrik — Onadenfachen — 
fubfumiren laßt) ift bis auf weitere Verfügung dem Poſt⸗ 
porto unterworfen, was jedoch Tediglich von den Intereffenten 
bei der Aufgabe ihrer Schreiben oder bei dem Empfang der 
Nefolutionen zu bezahlen if. 4) Bei der Eorrefponden; 
der inländifchen Behörden mit auswärtigen Behörden kann 
zwar der Fall vorkommen, daß in Dienftfachen ausländifches 
Porto zu zahlen ift, da aber diefe Falle nur felten vorkom⸗ 
men, und daher, bei einer gehörigen Aufficht , diefe Ans- 
gabe nur fehr unbedeutend feyn kann, fo ift, um nicht wer 
gen dieſes einzigen Gegenftandes weitläufige Abrechnungen 
pflegen zu müſſen, dieſes Porto aus den Canzleikoften zu 
beftreiten. 5) Die Schreiben von auswärtigen Privatper- 
fonen find von den inländifchen Behörden nur frankirt anzu⸗ 
nehmen. Nach vorftehenden Normen ift von nun an zu ver 
fahren, und haben Sie daher fowohl binfichtlich ihrer eiges 
nen Correſpondenz das Nöthige zu verfügen, als auch die 
Ihnen untergebenen adminiftrative Behörden hiernach zu ins 
firuiren, wobei wir noch bemerken, daß die Correſpondenz 
der Behörden fietd auf der Nodreffe mit: Dienſt⸗Sache 


! 
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oder Barthies Sache: bezeichnet feyn muß. Ueber die 
bis zu den Eintritt diefer neuen Einrichtung entftandene 
Portorückſtände haben die einfchlägige Behörden Verzeichniffe 
anfzuftellen und folche den betreffenden Obereinnehmereien 
mitzutheilen, welche vom Großherzoglichen Finanz» Mini- 
fterium werden beauftragt werden, fie zu erheben und an 
die Poſt-Caſſen abzuliefern, wornach Sie gleichfalls die 
geeignete Verfügung treffen werden; ‘7 wurde, weil auch 
bei den Juſtiz-⸗-Behoͤrden manches, was, wie 3. B. Gefuche 
um Begnadigung, Straferlag u. f. w., ald Verwaltungs- 
gegenftand zu betrachten, vorkommt, Großherzoglichem Hof 
gericht mitgetheilt, um ſich, in fo weit es daffelbe angeht, 
hiernach zu achten und hierbei auch die ihm untergebenen 
Suftiz» Behörden anzumeifen, mit; dem Anfügen, daß über 
die Correſpondenz in Yuftiz» Angelegenheiten die nöthigen 
Weifungen nachfolgen follen. Es wird daher fämmtlichen 
Untergerichten, indem man ihnen zugleich in dem Anhang 
zu diefem Generale das, im vorliegendem Betreff an Großs 
berzogliches Hofgerichtd » Secretariat erlaffene, Reſcript 
mittheilt, aufgegeben, fich nach dem Inhalt diefer höchften 
Verfügung genau zu bemeffen.‘‘ -“ 

1. Erlaß derfelben Gerichtähöfe vom 27., resp. 28. Mai 
1823 in gleichem Berreff an das Sekretariat: „Da, nach 
den vorliegenden, in dem höchften Mirifterialrefeript vom 
3. Mai enthaltenen Beftimmungen, die Correfpondenz zwi⸗ 
fchen Großherz. Hofgericht und den ihm untergeordneten 
und fonftigen Landesbehörden, nur bei reinen Juſtiz-Sachen, 
nämlich in Fällen der ftreitigen Civil-Juſtiz, fo wie bei 
zahlbaren Unterſuchungen, einer Porto » Entrichtung unters 
worfen ift, fo ift für die Zukunft bei allen Expeditionen ' 
der Correſpondenz mit inländifchen und auswärtigen Behoͤr⸗ 
den — in Beziehung auf die leßteren, wegen des inländis 
fhen Porto's, welche nicht reine Juſtiz⸗Sachen betreffen, 
auf der erften Seite des Concepts am Rand die Bemerkung 
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— Dienft-Sache — bei den fonftigen aber, in fo ferne 
hierbei nach der bisherigen, durch Geſetz und Obfervanz 
normirten, Beftimmungen eine Porto » Vergütung eintritt, 
die Bemerkung — Parthie⸗Sache — beisufeßen. Fins 
det in den lebtgenannten Fällen eine Portovergütung nicht 
Statt, fo ift auch hier die Bemerkung — Dienſt⸗Sache — 
nicht außer Acht zu laſſen. Großherzogliches Hofgerichts⸗ 
Sekretariat hat zugleich fämmtliche Mitglieder der Schreib 
ftube anzuweifen, daß fie die, in den Concepten enthaltene, 
Bemerkung: Dienfts oder Parthie-Sache, in den Abfchrif- 
ten auf. die Addreffe, nach den bisherigen Beftimmungen, 
zu fchreiben haben und der Botenmeifterei aufzugeben, feine 
Verfügung auf die Poſt zu fpediren, wobei die angegebene 
Bemerkung mangelt.‘ | 
II. Ausſchreiben Großberjogl. Hofgerichts der Provinz 
Starfenburg vom 11. Juli 1823 „Portoauslagen für 
zahlbare Briefe betr.“ an die Untergerichte *), „Das 
Großherzogl. Geheime Staats: Minifterium des Innern und 
der Juſtiz bat, unter Beziehung auf das Reſcript vom 
3. Mai, welches den Untergerichten, durch Generale vom 
28. Mai ad Num. 8106, bekannt gemacht worden ift, uns 
term 11. Juni, folgendes weitere Reſcript an Großherzogl. 
SHofgericht erlaſſen: „„Unter Bezug auf das, wegen der 
Correfpondenz in Berwaltungsgegenftänden unterm 3. Mai 
I. 3. an Sie erlaffene, Refeript, eröffnen wir Ihnen nuns 
mehr weiter, daß wir, da, nach der Erklärung des Groß- 
berzogl. Finanz» Minifteriumg, weder eine Erhebung des 
Poft- Porto durch die Obereinnehmer ,- noch eine Erhebung 
deffelben durch die Steueruntereinnehmer ohne Mitwirkung der 
Obereinnehmer, ftattfinden kann, mit Großherzogl. Minis 
Berium der auswärtigen Angelegenheiten über folgende Bes 





*) Gleichen Inhalts ift ein Ausſchreiben — Dofgerihts 
der Provinz Dberhefien vom 15. Juli 1833: . 
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ſtimmungen binfichtlich der Correfponden; in Fe 
ftisfachen übereingefommen find: 1) Alles, was Privats 
perfonen im Land an Juſtizſtellen fchreiben oder von ihnen 
empfangen, haben Sie bei der Aufgabe oder Abgabe zu bes 
zahlen, wenn nicht die Privatperfonen für fich portofrei, 
oder wenn nicht der Gegenftand eine Dienftfache und ale 
ſolcher auf der Addreſſe bezeichnet ift. Allenfallfigen Miß⸗ 
brauch des Ießteren Falles, haben die Juſtizbehoͤrden zur 
Anzeige zu bringen. 2) Das Porto für die Correfpondenz 
der inländifchen Suftisftellen unter fich oder mit anderen Be⸗ 
börden in Zuftisfachen ift von den Parthieen, welche diefe 
Eorrefponden; in ihrem JIntereſſe provocirt oder veranlaßt 
haben, oder von den Anwälten derfelben, und zwar nicht 
bei dem Empfang", fondern bei der Abfendung zu bezahlen. 
Den Juſtizſtellen bleibt überlaffen, den Anwälten die im 
Intereſſe ihrer Elienten erfolgten Erpeditionen , zur weiteren 
Abgabe auf die Poſt und gleichhaldigen Portozahlung, zus 
ftellen zu laffen. Ein Theil der fonft gegründeten Bedenk⸗ 
lichkeiten, welche hierbei entftehen könnten, fällt durch die 
in unferem Nefeript vom 3. Mail. J., über die Eorres 
ſpondenz in VBerwaltungsgegenftänden unter Nr. ı und 3 
enthaltenen Beftimmungen weg. 3) Musnahi.:s von der 
sub Num. 2 aufgeftellten Regel treten ein: a) is Crimis 
nalfachen , wo, nach der bisherigen Obfervanz , fein Porto 
zu zahlen if. Das hierbei vorfommende ausländifche Porto 
(was kein bedeutendes Objekt ausmachen kann), haben die, 
die Unterfuchung führenden, Juſtizbehörden an die Poft 
entrichten, und mit den übrigen Unterſuchungskoſten ver- 
rechnen zu laſſen, umd ift folched , eintretenden Falls, mit 
den übrigen Unterfuchungsfoften von dem, zu Entrichtung 
ver Koſten condemnirten, zahlungsfähigen Verbrecher wies 
der zu erfeßen; b) in Civilfachen, wo entweder ein. zur 
Zahlung der Koften (auch nur vorlagsweife) verpflichtetes 
Subjekt nicht vorhanden oder dazu nicht im Stande ift, 


-. 
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wenn 3. B. alte Teftamente ex officio eröffnet werden ſol⸗ 
len, und demnächſt fein Erbe auftritt, oder wenn in einem 
Concursproceß noch feine Caffe der Concursmaſſe eriftirr. 
Für dergleichen Sachen ift eine Einrichtung au treffen, daß 
das Porto bis zu entfchiedener Sache notirt wird, wo es 
alsdann entweder mit den übrigen Gerichtsfoften beizutreis 
ben, und dem Poſtamt zu erfeßen oder, ald in Dienftfachen 
wegfallend, zu ftreichen iſt. 4) Bei den Schreiben der in- 
ländifchen Zuftisftellen an auswärtige Behörden ift nach 
obigen Beilimmungen sub Num. 2 und 3 zu verfahren. 
5) Schreiben von Privatperfonen aus dem Auslande an 
inländifche Juſtizſtellen brachen nicht unfranfirt angenom⸗ 
men zu werden; doch fteht es den Juſtizſtellen frei, in eins 
tretenden befonderen Fällen hiervon eine Aılönahme zu machen. 
Diefer Fall wird übrigens felten eintreten, da Schreiben 
son Privatperfonen an öffentliche Behörden auf. den Tari- 
ſchen⸗ und auf den benachbarten übrigen Boften nur franfirt 
aufgenommen werden, und den Armen von der Poſt fein 
Porto abgenommen wird. 5) Bei Schreiben auswärtiger 
Behörden an inländifche Juſtizſtellen ift nach der bisheri⸗— 
gen Obfervanz Fein inländifches Porto zu entrichten. Das 
in den feltenen Fällen, mo folches eintritt, zu entrichtende \ 
ausländifche Porto, ift aus den Canzleikoſten vorzulegen und, 
in den betreffenden Fällen, von den inländifchen Intereffens | 
ten alöbald wicder zu erfeßen. Nach obigen Beftimmungen | 
haben Sie von nun an zu verfahren, und die Ihnen unters 
gebenen Juſtizbehoͤrden, zu einem gleichen Verfahren, auzu⸗ 
weifen. Weber die bis zum Eintritte diefer neuen Einrichs 
tung entftandenen Porto» Nücftände haben Sie und. die 
Ihnen untergebenen Juſtizbehörden Verzeichniffe aufzuftel- 
Ien, und ſolche den betreffenden Obereinnehmereien mitzu⸗ 
theilen,, welche von Großherzogl. Finanz» Minifterium. wer⸗ 
den angewiefen werden, fie zu erheben und am die Voftfaffe 
abzuliefern; wornach Sie gleichfalls die geeigneten Verfuͤ⸗ 
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gungen erlaffen werden.““ Die Untergerichte haben. fich 
hiernach genau zu achten. Die unter 1 erwähnten Miß- 
brauche find, eintretenden Falls, fogleich einzuberichten, die 
am Ende des Reſcripts bemerkten Berzeichniffe unverzüglich 
anfjuftellen, an die einfchlagenden Obereinnehmereien abzu⸗ 
geben, und, in Bezug auf das nach 3 b. einftweilen zu 
notirende Porto, folgende Einrichtung zu treffen: Es ,ift 
bei Gericht ein eigenes Wortobuch zu halten, in welches die 
Rubriken der auf die Poſt gegeben werdenden Verfügungen, 
bei welchen das Porto vor der. Hand nur zu. notiren ift, 
die Benennung diefer Verfügungen und ihr Datum, unter 
fortlaufenden Nummern einzutragen’ find. Auf der Adreffe 
der Verfügungen ift die einfchlagende Nummer des Porto 
buchs anzugeben, und hierbei zu bemerken, „Porto zu notis 
ren.’ Die Voftbehörde hat alsdann den Betrag des Portos 
bei der einfchlagenden Nummer des Portobuchs einzuzeich- 
nen, und von Zeit zu Zeit mit den Gerichten, nach deffen 
Anhalt, Abrechnung zu pflegen.’’ 

IV, Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz; Oberheſſen vom 5. November 1836 an die Unterge⸗ 
richte, die Porto⸗Vorlagen für zahlbare Briefe 
betr.: „Die zur Bewirkung der Portozahlung von Spe⸗ 
ditionen Großherzogl. Hofgerichts beitandene Einrichtung, 
‚welche, wie die Erfahrung gezeigt hat, mit mancherlei An- 
ftänden und Nachtheilen für die Gefchäfte verbunden ift, 
börggpit dem Tage der Verkündigung dieſes Gemeinen Be- 
SHAB auf; dagegen werden von diefem Zeitpunkte an und 
bis auf weitere Verordnung alle Aufgaben zur Poſt, fuͤr 
welche den Anwälten die Vorto- Vorlagen obliegen, von der 
.Hofgerichtd » Botenmeifterei pofifrei gemacht, und unmittel- 
bar auf die Poſt gefchieft, hierauf aber die dafür zu ent- 
richtenden. Portotaren von den Anwälten erhoben. Den 
fämmtlichen biefigen Großherzogl. Hofgerichts⸗-Advokaten 
und Profuratoren wird daher aufgegeben, jedesmal auf Die 
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erſte Aufforderung die erwachſenen Poſt⸗Taxen an * der⸗ 
malen in der Perſon des Canzlei-Pedellen Will beſtellten 
Erheber, bei Vermeidung alsbaldiger Zwangsmittel, ohne 
Weiteres zu berichtigen; zugleich wird aber auch verordnet, 
dag Beſchwerden wegen unrichtiger Anforderung von Poſt—⸗ 
Zaren nur nach gefchehener Bezahlung derfelben erhoben 
werden dürfen, und daß, fofern eine folche Befchwerde ges 
gründet befunden werden follte, der unverweilte Wiederers 
faß von dem rechten Debenten verfügt werden wird.’‘ 
Buͤcher-Nachdruck ſ. Nachdruck. 
Civildienerwittwenkaſſe. J. Unterm 28. Juni 1819 
ſchrieb Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starkenburg 
„die Zinſenruͤckſtaͤnde der von Großherzogl. Ci— 
vildiener-Wittwenkaſſe ausgeliehenen Kapita— 
lien betr.“ folgendes an die Untergerichte aus: Das Em⸗ 
porkommen der in jeder Hinſicht ſo wohlthätigen Wittwen⸗ 
kaſſe haͤnge groͤßtentheils von dem richtigen Eingang der 
Zinſen von ausgeliehenen Kapitalien ab, und wuͤrden des⸗ 
halb ſaͤmmtliche Untergerichte angewieſen, auf die Anzeige 
des Rechners des Wittwen⸗Inſtituts von amtswegen gegen 
den ſaͤumigen Schuldner in ſo lange vorzufahren, bis ſich 
derſelbe durch vorgezeigte Quittung uͤber die geſchehene Be⸗ 
zahlung der Zinſen ausgewieſen haben werde. (Im Weſent⸗ 
lichen gleichen Inhalts iſt ein Ausſchreiben Großherzogl. 
Bofgerichts der Provinz Oberheſſen vom a. Auguſt 1819) 
11. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der on 
kenburg vom 3. Juni 1826 „das Dienfiver niß 
des Civilwittwenkaſſe⸗Rechnens zu den Unter—⸗ 
gerichten betr.“ an Letztere: „Um Anſtaͤnde, welche 
ſich bisher. hinſichtlich der Dienſtverhaͤltniſſen ereignet haben, 
in welchen der Rechner der Civilwittwenkaſſe zu den Untergerich⸗ 
ten ſteht, zu beſeitigen, wird den Letzteren bemerkt, daß jener 
Rechner ebenſo, wie die Rent⸗ und andere ſiskaliſche Beamte, 
mit den Untergerichten wegen Beitreibung nicht contens 
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siöfer Ausftände der Eivilwittwenkaffe zu communiciren hat, 
und daß die Untergerichte feine Communicate in derfelben 
Art zu beantwoeten haben, wie fie die Eommunicate der 
erwähnten fiscalifchen Beamten beantworten. Es verftebt 
ſich übrigens von felbit, daß auch die Borfchriften des Aus- 
fhreibend vom 28. Juni 1819 in Betreff der Beitreibung 
der Zinfen » Ausftände der Civilwittwenkaſſe genau befolgt 
werden müflen. (Gleiches Ausfchreiben erließ Großherzogl. 
Hofgericht der Provinz Oberheſſen am 24. December 1828, 
mit dem Bemerken, daß beide Generalien auch auf die 
Rechtsfachen und Zinfenforderungen der Wittwen- und Wai⸗ 
ſenkaſſen für Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten und der 
Invalidenkaſſe, fowie überhaupt auf alle fonftige Wittwen- 
und Waifenkaffen, welche ald Staatsanftalten zu betrachten 
fein, wegen gleichen Grundes ausgedehnt worden feyen. 
Diefe Ausdehnung ift Gegenftand eines Ausfchreibens Groß⸗ 
herzogl. Hofgerichtd der Provinz Starkenburg am 18. März 
1829.) III, Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Starkenburg vom 14. Januar 1835 „die Beitreis 
bung der Capitalzinfen der als Staatsanftalten 
su betrachtenden Wittwenfaffen betr.’, an die 
Untergerichte‘: „Die höchfte Staatöbehörde hat in Eonfor- 
mität mit den Anfichten des oberften Gerichts verfügt, daß 
die Ausfchreiden Großherzogl. Hofgerichtd vom 28. Juni 
1819 und 18. März 1829 fernerbin von den Untergerichten 
in ihrer Eigenfchaft ald Beamten der erecutiven Gewalt genau 
zu befolgen und nicht als durch das Gefek über das Mahnvers 
fahren *) aufgehoben anzufehen feyen. Die Untergericht wers 
den deßhalb angeiiefen, nach diefer hoͤchſten Verfügung fich 
zu bemeffen und die Intereſſen der rubricirten milden Stif⸗ 
tungen nach Vorfchrift der auegiete Generalien — zu 
wahren. 





*), S. Mahnverfahren. 
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Colluſion. J. Ausſchreiben Großherzogl. Heſſiſcher 
Regierung der Provinz Oberheſſen vom 6. Juni 1812 
„die Vermeidung von Unterredungen der Ange— 
ſchuldigten auf dem Transporte zum Arreſt⸗ 
haus betr.“ (A. d. G. u. V. Bd. 1. S. 731). „Es 
iſt ein bekanntes rechtliches Erforderniß, daß, zur Vermei⸗ 
dung von Colluſionen bei Criminal⸗Unterſuchungen, die Un— 
terredungen der wegen eines Criminalverbrechens complis 
cirten Gefangenen verhuͤtet werden müffen. Da diefe 
Unterredungen zwifchen diefen alsdann, wenn fie von den 
Nemtern an das hiefige peinliche Gericht zufammen oder ge⸗ 
meinſchaftlich eingeſchickt werden unterwegs, während des 
Transports, am leichteſten geſchehen koͤnnen, ſo wird auf 
die — Anzeige, daß bisher bei dergleichen Transporte nicht 
die gehörige Auf- und Worficht beobachtet worden, fänmt- 
lichen Großherzogl. Zuftiz und Polizeibeamten der Provinz 
Heffen aufgegeben, künftighin ſehr gefährliche complis 
eirte Verbrecher einzeln transportiren zu laſſen, bei 
minder gefährlichen Individuen aber bei ihrer Einfendung, 
an das hieſige peinliche Gericht dem Kommando nachdrück⸗ 
lichſt zu intimiren, darauf zu ſehen, daß dergleiche trans— 
portirt werdende Gefangene unterwegs ſich ſchlechterdings 
nicht mit einander bereden.“ 

II. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 28. November 1821 an die Untergerichte: 
„Wenn ſich ſchon von ſelbſt verſteht, und auch in der In—⸗ 
ſtruction für das Großherzogl. Landdragoner⸗ und Land» 
ſchuͤtzen⸗Corps vom 1. Nov. laufenden Jahres vorgeſchrie⸗ 
ben iſt, daß ſolche Perſonen, welche eines ſchweren Ver⸗ 
brechens verdaͤchtig ſind, ſtets durch zwei Landdragoner oder 
Landſchützen escortirt werden ſollten, ſo haben wir doch die 
unangenehme Erfahrung gemacht, daß ſogar mehrere zum 
Stockhaus eingeſchickte Verbrecher, die ſchwerer Verbre⸗ 
chen verdächtig waren, nur von einem einzigen Landdrago⸗ 
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ner, oder Landſchuͤtzen hierher gebracht worden ſind. Hier⸗ 
durch werden uothwendig Colluſionen veranlaßt, da ein eins 
ziger Mann mehrere Verbrecher unmoͤglich genau und be 
fändig unter feiner Obhut und Aufficht behalten kann. Es 
wird daher dem Großherzogl. Stadtgericht dahier, und 
ſämmtlichen Land» und Patrimonialgerichten bei Vermeidung 
ernftlicher Ahndung aufgegeben, Feine socii delieti ferner 
mehr auf einmal und durch diefelbe Mannfchaft transporti⸗ 
ren, fondern die Verbrecher mit der höchſten Sorgfalt fo 
führen zu laffen, daß alle und jede Collufisnen zwifchen 
ihnen vermieden werdn. Zugleih haben auch fammtliche 
Stadt⸗, Land und Patrimonialgerichte der führenden Mann⸗ 
fchaft fehr zu empfehlen, die Gefangenen immer unter ihrer 
genauen Aufficht zu behalten, und die Arreftanden vor der 
Ablieferung, nicht, wie noch kürzlich geſchehen ift, in einem 
Wirthshauſe, oder an einem andern Drt abzufeßen und fich 
von ihnen zu entfernen. | 

IT. Ein Fallvon Verhaftung eines Zeugen 
zur Bermeidung von Colluſion. Im Jahr 1826 vers 
haftete das Großherzogl. Landgericht H. einen Zeugen zum 
Zweck der Vermeidung der Colluſion ). Die Haft dauerte 
16 Tage. Er wendete ſich nach Aburtheilung der Unter 
ſuchungs ſache (Brandftiftung) an das Landgericht H. mit 





*) Weber die Widerrechtlichkeit dieſer Praris f. B. M, 
3.5. 8.16— 27: »Darfein Unterfuhungsricdhter für 
den Bwed der Unterfuhnng, z. B. zur Vermeidung 
von Eolinfionen, einenStaatsbürger, welcher als 
Zeuge erfheint, detiniren?« Es wird ſich in dieſer Er— 
Örterung auf gegenwärtigen Salt bezogen, der ©, 353 — 364 
des dreizehnten Bandes von Hibigs Annalen der deut: 

. Shen und ausländifhen Eriminalrehtpflege. Berl, 
1832, {unter der Auffchrifts »Großherzogthum Heſſen. 
Berfuhter Betrug gegen eine Öffentliche Anſtalt. 
Haft eines Zeugen zur Verhinderung von Collu— 
fionen« mitgetheitt ift. 
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dem Gefuch um VBermittelung einer Entfchädigung für die 
im Intereſſe des Staates fratrgehabte Zeitverſaͤumniß. Dies 
ſes Gericht berichtete auch an Großhersogl. Hofgericht in 
Darmftadt zu diefem Zweck, indem es fich dahin ausſprach, 
daß diefer Zeuge, für den die Vermuthung fpreche, daß er 
die Wahrheit ausgeſagt, Entfchädigung ebenſowohl, umd 
noch mit größerem Recht anfprechen koͤnne, ald ein Zeuge, 
der feinen Gang besahlt verlangen dürfte. Bei einer Senats⸗ 
ſitzung dieſes Gerichtshofes Fam dieſe Angelegenheit zur Sprache. 
Der Praͤſident hielt fie “ser für fo wichtig, daß er fie zur 
Plenar » Situng verwieß, und fand fich veranlaßt, in ders 
ſelben einen Vortrag zu halten, in Wefentlichen folgenden 
Inhalts: Jeder, der fich in den Kreis des Staats begebe, 
thue dieſes, um feine Mechte zu fichern, aber keineswegs, 
um fie ohne alle Entfchadigung für das Ganze zu opfern. 
Diefe Wahrheit werde aber in der Praxis fehr hintangefeßt, 
indem eine fehr verwerfliche Fiscalitdt gegen den Einzelnen 
ausgeuͤbt werde. Glücklicherweife würde indeffen in neueren 


Zeiten das Necht des Einzelnen, dem Gtaate gegenüber, 


mehr geachtet und durch Gefeße verbürgt. Nachdem, offen 
bar den franzöfifchen Gefeß über expropriation pour uti- 
lite pablique nachgebildeten Landesgefek vom 27. Mai 1821 *) 
könne dem Einzelnen ohne gehörige Entfchädigung von feinem 
Eigenthum auch nicht das Geringfte zu Beförderung allges 
meiner Staatszwecke weggenommen werden. Wenn nun der 
Grundſatz feſtſtehe, daß der Einzelne im Staat nicht vers 
bunden ſey, zum Beften des Ganzen etwas ohne Entfchädis 
gung aufzuopfern, fo fey gewiß die Frage, ob eine Ent- 


*) Sloret: Hiſtoriſch-kritiſche Darftellung der Verhandlungen 
der Ständeverfammlung des Großherzogthums Heffen im Jahre 
1820 und 1821. Gießen 1822, 6.245 — 249. HAIR. ©. 7-13 
s. v. »Übtretung von Privateigenthbum zu öffent: 
lichen Zweden» 
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fhädigung für den Verluſt deſſen, was das Unerſetzlichſte 
und Edelfte des Lebens fey, die Zeit und Freiheit, als 
Opfer für das Gemeinwefen gefordert werden koͤnne, ohne 
Anftand zu bejahen. Diefe Beantwortung fey zweifellos tief 
in der dee des Staats begründet. Die einzige Frage könne 
nur die ſeyn, ob nicht Durch eine pofitive Gefeßgebung das 
in der rechtlichen Natur des Staats begründete Necht auf 
Entſchaͤdiguug aufgehoben fey? Ein folches Geſetz exiſtire 
nirgends. Im Gegentheil fey in den Vorfchriften der Cis 
vils Proceß » Ordnung v. J. 1724 und der peinlichen Ges 
richtsordnung v. J. 1726 ) über die Taren der Zeugengebübs 
ren ausdrücklich anerkannt, daß man für die, Einzelnen oder 
dem Gemeinwefen zum Opfer gebrachte, Zeitverfäumniß und 
Freiheiisbefchränfung Entfchädigung fordern könne, ein Grund- 
ſatz, den auch der Artikel 75 der Carolina ausfpreche, Dies 
ſes Princip ſey, als fich von felbft verftehend anerkennt, ins 
dem die Entfchädigung felbft nur hinfichtlich der Größe bes 
ſtimmt werde. Hierdurch fey zugleich auch der etwaige 
Einwand widerlegt, daß Zeit und Freiheit eigentlich fein 
allgemeiner und durchgreifender richtig tarbarer Gegenftand 
fey. Denn in diefen gefetlichen Beftimmungen fey als aus⸗ 
gemacht vorausgeſetzt, daß auch dafür das Geld ald Ausds 
gleichungsmittel allgemein anerkannt fey. Wolle man ents 
gegenfegen, daß die bisherige Praris entgegenftehe, fo werde 
. wohl kein Fall nachgemwiefen werden Tönnen, da Jemand 
förmlich in controdietorio mit feinen Entfchädigungsenfprüs 
chen abgemwiefen worden wäre. Im Gegentheil zeige jeder 
Tag, daß Zeugen für Zehrungs- und Meifekoften und Zeit- 
verluft entfchädigt würden, was allgemein Rechtens fey. 
Tittmann: Handbuch $. 794. Wenn aber ein Zeuge zu 
folcher Entfchädigung berechtigt fen, fo müffe er um fo 
mehr Entfchädigung verlangen dürfen, wenn er zum Beften 


*) zit, 19, $. 5. 
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der Unterfuchung fogar gefänglich detinivt werde. Wenn 
aber auch eine frühere rohe Zeit der Figcalität folche Ent- 
fchädigungsanfprüche zurückgewieſen hatte, fo mache fich die 
Paroͤmie geltend, tauſend Jahre Unrecht feyen noch Feinen 
Tag Necht. Leber die Frage, ob derjenige, welcher Ent⸗ 
fchädigung fordern koͤnne, folche unmittelbar vom Staat 
erhalten folle, oder damit an den Schuldigen zu verweifen 
fey, babe die Praxis entfchieden. In Straffachen würden 
die Zeugengebühren aus der peinlichen Gerichtefaffe vorlags⸗ 
weife bezahlt und nach Befinden vom Schuldigbefimdenen 
für die Staatskaſſe beitrieben *). Diefe Braris ftimme mit 
den Grundſaͤtzen des Rechts und der Staatsklugheit überein. 
Denn der Nichter fordere von Amts⸗ und Staatswegen die 
Zeugnißablage. Der Staat habe daher die Entfchädigung 
der Zeugen au leiften, oder wenigftend vorzulegen und die 
Verweiſung an den Verurtheilten würde die Zeugen eineds 
theils fehr unbereitwillig machen, anderntheild aber auch 
leicht Verhältniſſe herbeiführen, welche der Erforfchung der 
Wahrheit fehr nachtheilig wären. — Indeflen ging das Ges 
richt von andern Anfichten aus. Es liege fein Gefeß vor, 
welches den Staat die Entfchädigungsverbindlichkeit zumeife ). 
Der Bittſteller muͤſſe feine Haft ald einen ihn treffenden 
unglücklichen Zufall anfehen. Webrigend bleibe es ihm vors 
behalten, feinen Megreß gegen den zu wenden, wider den 
er auszulangen hoffe. Nach diefen Anfichten bedeutete ed den 
Bittfteller. | 
Competenz⸗Conflict*). Verordnung vom 12. Mai 
1814. 9.2.6.8. V. Bd. 2. © 7— 10. E. H Bd. 1. 
*) ©. Beugengebühr in Straffachen. | 
”) Ein Wiuk für die Geſetzgebungspolitik. ſ. Minnigerode, 
Bemerkungen über den Stand der Geſetzgebung und Furisprits 
denz in Deutfchland. Darmfladt 1836. Nr. 19, ©. 103 — 109 
„Entfhädigung für unfhuldig erfittene Haft.“ 


) Dergl. Archiv für die civiliftifhe Praxis, Band 13. 
Deidelberg 1830, Beitr. IV. Mittermaier: Was hat der 








ur 
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©. 332). Um allen Nachtheilen vorzubeugen, welche aus 
den Colliſionen der Juſtiz- und Adminiftrationsbehörden in 
Fällen entftehen, wo diefelben nach den big jet über dag 
Reſſort einer jeden Behörde vorhandenen gefeßlichen Beftims 


mungen zu verfchiedenen Anfichten über ihre Competenz ges 


leitet werden, haben Wir Uns bewogen gefunden, folgendes 
zu verorönen: 8. 1. In allen Sachen, in welchen fich Un⸗ 
fere adminiftrative Behörden ald competent anfehen, und des⸗ 
halb Verfügungen erlaffen,, haben fich die Zuftizs Behörden 
aller, gegen Letztere gerichteten Inhibitionen, und in das 
Verfahren der adminiftrativen Behörden eingreifenden Pro- 
ceduren zu enthalten. $..2. Wenn in ſolchen Sachen 


‚ gegen Verfügungen einer: oberen Adminiſtrativbehoͤrde bei 


einem Unferer Zuftiz » Collegien Beſchwerde geführt wird, 
und das Juſtiz-Colleg fich für befugt halt, daruͤber zu er- 


kennen und zu entfcheiden , fo bat daffelbe alsbald feine Ans 


ficht der. einfchlägigen Adminiftrativbehörde,, im Wege der 
Communication, mitzutheilen, worauf die Lebtere unver⸗ 


züglich, in fo fern feine Gefahr auf dem Verzug haftet, 


alles Verfahren, welches zu dem Rekurs an die Juftizbe- 
börde Anlaß gegeben, einzuftellen und, falls fie die Anficht 
derfelben für richtig, mithin den ergriffen Rekurs für zu— 
laffig hält, den Gegenftand,, worauf ed anfommt, ohne 


„weiteres an die Juſtizbehörde abzugeben, im entgegengefch- 


beutfhe Proces im Ganzen und im Detail durd die 
neueredoftrinelle und legislative Behandlung ge: 
wounen? II. Refultate der neueren Discuffionen 
über&ompetenzconflicte« S. 5—117u. 3.15. Heidelb. 
1832. Beitr. XIV. Mittermaier: Neuefte legislartive 
Erfgeinungen Ar. 3, ©. 300-302, »Neueſte gefeh: 
tfihe Beflimmungen über Entfheibung der Eompes 
tenzcouflicte,«e Minnigerode: Beitrag zur Beant: 
wortung der Frage: Was ift Juſtiz- und was ift 
Adminiftrativfahe? Darmfladt 1835, $. 20 »Eompes 
tenzgeonflicte« S. 218— 226. J 
Prozeßordn. II. 1 6 
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ten Fall aber die Gründe, aus welchen fie die richter- 
fiche Einfchreitung in der Sache für unftatthaft, erach⸗ 
tet, der Juſtizbehörde zu eröffnen hat. $. 3. Finder diefe 
fich durch die ihr mitgerheilten Gründe veranlaßt, von ihrer 
früheren Anficht abzugeben, und find hiernach beide Behörs 
ven über die Unftatthaftigkeit des Rekurſes einig, fo behält 
ed dabei fein Bewenden, der Neclamant ift fofort mit fei- 
ner Befchwerde, als zum Wege Mechtend nicht geeignet, 
obzuweifen, und die Aominiftrativbehörde hat nunmehr in 
der Sache weiter zu verfügen. Sollten ſich ‚aber beide Be— 
börden nicht auf diefe Art im Wege der Communication 
über den Punkt der Competenz vereinigen, fo hat jede der⸗ 
felben ihre deßfallſige Anſicht mit Auseinanderfeßung der 
Gründe, worauf fie fih fügt, ohne Aufenthalt Unſerem 
Geheimen Staatsminifterium zur Entfcheidung vorzulegen, 
welches in einem jeden folchen Falle, nach genauer Erwäs 
gung aller Umftände, zu unterfuchen bat, ob vom einer 
eigentlichen, zum Neflort der Juſtizſtellen gehörigen Rechts⸗ 
verlegung die Frage fei? $. 4. Wenn wirkliche Gefahr auf 
dem Verzuge haftet, umd es die Umftände nicht geitatten, 
den Erfolg der Communication zwifchen den betheiligten Bes 
börden, oder die Entfcheidung des geheimen Staatsminiſte⸗ 
riums abzuwarten, fo bat die Nominiftrativ » Behörde , ald 
diejenige, welche zuerft in der Sache verfügt hat, eine den- 
Umftänden angemeffene Provifional» Verfügung zu treffen, 
dabei jedoch jedesmal möglichft den Bedacht darauf zu neh⸗ 
men, daß der vorige Zuftand der Sache wieder hergeftellt 
werden koͤnne; nur in Fällen, wo dieß wegen befonderer 
Befchaffenheit der Sache, und der nothwendig zu erlaffenden 
Provifional» Verfügung nicht möglich ift, foll es hinreichen, 
wenn für die durch das Proviforium zu bewirfende Verän⸗ 
. derung vollftändiger . Erfaß geleiftet werden kann. $. 5. 
Wenn Sachen vor Unſere Juſtiz⸗Collegien gezogen werden, 
welche die Adminiftrativ » Behörden, als zu ihrem Reſſort 


.* 
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geeignet, betrachten, fo haben die Letzteren ebenfalls fich 


aller einfeitigen Borfchritte gegen die von den Zuftiz = Col: 


legien erlaffenen Verfügungen zu enthalten ‚und beide Ber 
hörden haben fich vielmehr, "in Anfehung der zwifchen ihnen 
freitigen Competenz , auf die vorhin feftgefeßte Art, im 
Wege der Communication mit einander zu vereinigen , oder 
in deſſen Entftehung die Entfcheidung Unſers Geheimen 
Staatsminifteriums einzuholen, fowie denn auch in dergleichen 
Fällen die etwa nöthigen Vrovifional» Verfügungen von den 

uftiz= Eollegien zu erlaffen find.*). $. 6. Collifionsfätle, 


*) 


Nach der Verordnung vom 28. Mai 1821 (Reg. Bl. v. 3. 1821 
Nr. 14. ©. 179. 1.) über die Organifation der oberften Staats: 
behörden iſt der Staatsrath entfcheidende oberfte Behörde in 
Eompetenzftreitigkeiten zwifchen »Juſtiz- und Werwaltungsbe- 
hörden« (Ueber den Werth diefer Einrichtung f. Mittermaier 
a. a. O. Bd. 13, S. 104 — 106 und Band 15, ©. 300, 301, 
wo der Derfaffer bemerkt: »Die Weberzengung, daß die big: 
ber in den meiften Staaten übliche Einrichtung, nach welcher 
der Staatsrath (oder dad Staatsminifterium) die Eompetenz: 
couflict entfcheidet, Peine Billigung verdiene, wurzelt immer 
tiefer. — Zwei Vorfchläge find es, die in Bezug auf diefe 
Entfcheidung in neuerer Zeit gemacht worden find, 1) jedem 
Gerichte es zu überlaffen, über feine Competenz felbft zu ent 
ſcheiden. — Pfeifferd praftifhe Erdrterungen, Ih. 3, Hann. 
1831, S. 263 — 2) eine befondere Stelle zu ernennen, die, 
ba fie zum Theil aus Mitgliedern der Gerichtshöfe, zum Theil 
aus Verwaltungsbeamten befteht, unpartheiifch ift und doch alle 
Eigenfchaften vereinigt, um gerecht und zweckmäßig über die 
Grenzen der Juſtiz und Adminiftration zu entfcheiden. Auch 
die neueſten Verfaſſungsurkunden haben entweder den erften 
oder zweiten biefer Vorfchläge fich angeeignet. Die Furheffiiche 
Derfaffungsurkunde erklärt 5.113, daß Niemand an der Betre- 
tung und Verfolgung des Rechtswegs vor den Landgerichten 
gehindert werden dürfe. Die Beurtheilung, ob eine Sache 
zum Gerichtöverfahren ſich eigne, fol dem Richter, nach Maas: 
gabe der allgemeinen Rechtsgrundſätze und Landesgeſetze gebühs 
ren. Die Verfaffungsurkunde für das Königreich Gachfen er: | 
Märt im 6.47: Weber Eompetenzzweifel zwifchen den Juſtiz⸗ und 
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welche fich zwifchen den Juſtiz-Aemtern und untern Admi—⸗ 
niftrationd = Behörden ergeben , find von denfelben jedesmal 
mit einftweliger Ausfegung alles Verfahrens, an ihre vors 
gefeßte Landes-Eollegien einzuberichten, und ift darauf deren 
Entfchließung abzuwarten. $. 7. Die in den vorigen $8. 
enthaltenen Beftimmungen follen übrigens nicht fo verftan- 
den werden, ale ob ed Lnfere Abficht wäre, den ſtracken 
Lauf der Zuftiz in Anfehung derjenigen Streitigkeiten zu hem⸗ 
men, welche über privatrechtliche Verbältniffe zwifchen Unferm 
Fiskus, deffen Intereffe einzelne Unferer Aomigiftrativ-Be- 
börden zu wahren haben und Einzelnen — 
entſtehen koͤnnten; in ſolchen Sachen haben vielmehr die 
Juſtizbehörden nach wie vor ihre Amtsthätigkeit unbedingt 
auszuüben. Eben dieß gilt auch von Streitigkeiten über die 
privatrechtlichen Verhältniffe von adminiftrativen Behorden 
gegründeter oder geleiteter Inſtitute und über die Privat- 
rechtlichen Verhältniffe aus Contracten, welche Ydminiftrativ- 
Behörden mit Einzelnen oder mit Corporationen eingehen oder 
eingehen laſſen. $.8. Weber die Gränzen der Disciplinar- und 
Strafgewalt der Adminiftrativ » Behörden, in Anfehung der 
ihnen untergeordneten Diener , werden Wir in einer befons 








Derwaltungsbehörden entfcheidet in fester Inſtanz eine befon: 
dere Behörde, deren Organifation durch ein Geſetz beftimmt 
wird und deren Mitglieder aus Räthen des oberften Juſtizho— 
fes beftehen müffen.«) Das Gefe vom 17. Mai 1827 (Reg. 
Bl. v. J. 1877. Nr. 19, ©. 117) beftimmts »Wenn, in Ge: 
mäsheit der 65. 3 und 5 des Geſetzes vom 12. Mai 1814 durch 
die, zwifchen einer oberen Adminiftrativbehörde und cinem Ju⸗ 
ſtiz-Colleg erfolgte Vereinigung eine Sache zur Competenz der 
Gerichte oder zur Eompetenz der Adminiftrativbehörden verwie— 
fen wird, fo ſteht es dem dabei betheitigten Privaten frei, in 
beiden Fällen den Rekurs dagegen an den Staatsrath zu ers 
greifen, welcher alsdann darüber, wie über die Competenzſtrei- 
tigfeiten zwiſchen Verwaitunee⸗ und — zu ent⸗ 
ſcheiden hat.« 
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deren Berordnung das Erforderliche verfügen: die Juſtiz⸗ 
Behörden haben daher dergleichen Diener nie gegen die Bes 
ſtimmugen der gedachten Vorordnung vor ihr Forum zu 
sieben, und nie. Reclamationen. folcher Diener gegen die 
Ausübung der Disciplinar⸗ und Strafbefugniffe der Admini⸗ 
ftrativ » Behörden anzunehmen ‚- vielmehr die Neclamanten 
damit einzig an die vorgefegte Numiniitntie  Depörae zu 
verweiſen.“ 

- IL In dem, „die Colliſtons⸗Fälle zwiſchen Kreisraͤthen 
und Gerichten“ betreffenden $. 17 der Dienſtinſtruktion für 
die Kreisräthe *) heißt es: „Wenn ſich Fälle ereignen, in 
welchen zwiſchen dem Kreisrathe und einem Landgerichte 
hinſichtlich der. Competenz Colliſionen Statt finden, ſo iſt 
nach Anleitung der vorliegenden geſetzlichen Beſtimmungen 
in der Art zu verfahren, 1) daß beide Behörden vorerſt 
auf dem Wege der Communication und allenfalls mittelſt 
perſoͤnlicher Beſprechung ſich zu verſtändigen ſuchen. Findet 
aber 2) eine Vereinigung der Anſichten nicht Statt, ſo wird 
das Landgericht den Fall an das ihm vorgeſetzte Hofgericht 
einberichten, welches, wenn es a) der Anſicht des Kreis⸗ 
raths beitritt, darnach an das Landgericht verfuͤgen wird, 
wenn es aber b) die Anſicht des Landgerichts für die rich- 
tige halt, entweder fogleich oder nach fruchtlos gepflogener 


*) Von den »Eoliflonsfällen zwiichen Randrath und Landrichter» 
handelt der $.12 der »Amtsinſtruktion für die Grhzl. Heſſiſchen 
FRandräthe vom 28. Nov, 1821 (Reg. BI. v. J. 1821. Nr. 57, 
©. 691) in den Worten: »Sollten Fälle fich ereignen, in wel: 
chen zwifchen ihnen« (den Landräthen) »und dem Landrichter 
vücfichtlich der Competenz Colliſionen ftattfinden, fr haben fie 
in diefer Hinficht fich nach den vorliegenden gefehfichen Beſtim— 
mungen zu richten, und wenn fie Proviforien wegen Gefahr 
auf dem Verzug noch vor der Berichtserftattung umumgänglich 
nöthig finden, mit dem Landrichter im Weg der Güte, allen 
falls mittelft perfönlicher Beſprechung, ſich zu verftäudigen.« 
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Gorresfpondenz mit dem’ Kreisrathe zum Zwecke einer Ver⸗ 
ftändigung, im Falle es eine ſolche Correſpondenz für 
noͤthig erachtet, an das Miniſterium des Innern und der 
Juſtiz berichtet, und davon dem Kreisrathe Nachricht giebt, 
welcher nun ebenfalls an das Miniſterium des Innern und 
der Juſtiz Bericht zu erſtatten hat, damit von dieſem das 
Geeignete verfügt, namentlich, wenn es der Anſicht des 
Kreisraths beitritt, die Sache an den Staatsrath zur Ent⸗ 
ſcheidung des Conflicts abgegeben werde. Hinſichtlich der 
Befugniß zur Erlaſſung von Proviſional⸗Verfügungen gehen 
auf die Kreisraͤthe die Attributionen der bisherigen Regie⸗ 
rungen über, bei deren Ausubung fie jedoch die Mechte der 
Parthien zur Ergreifung des Rekurſes an den Staatsrath 
in den Fällen der Vereinigung zwiſchen Adminiftrativ- und 
Juſtiz⸗Behoͤrden zu beachten haben. Tritt von Anfang an 
ein Gompetenz » Conflict zwiſchen einem KHofgerichte und 
einem Kreisrathe ein, fo haben beide Behörden nach Nor⸗ 
men zu verfahren, welche für Confliete zwifchen höheren 
Juſtiz⸗ und Adminiſtrativ⸗Behoͤrden vorgeſchrieben ſind. In 
denjenigen Faͤllen, ruͤckſichtlich deren die Kreisräthe dem 
Miniſterium des Innern und der Juſtiz nicht unmittel⸗ 
bar untergeordnet ſind, haben dieſe bei Competenzeonflicten 
mit den Landgerichten die erforderliche Vorlage an die hoͤ⸗ 
here Mittelbehörde (z. B. den Adminiſtrativ⸗Juſtizhof *) au 
machen, damit von diefer mit dem betreffenden Hofgerichte 
eommunicirt und nach Umftänden an das Minifterium bes 
richtet werde,’ 





#*) Na Art. 34 des Edikts vom 6, Juni 1832 über Die Organi- 
fation der dem Minifterium des Innern und der" Juſtiz unter: 
"geordneten Regierungsbehörden find die Kreisräthe, fowie die 
Randräthe diefem Adminiftrativ: Iuftizhofe »ſoweit ſich fein 
Wirkungskreis erftreckt, fomit auch in Beziehung auf Diejenigen 
Bezirke, wo noch Laudräthe beibehalten worben« unterger 
ordnet, i 
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II. Verordnung vom 15. April 1829 „die Compe⸗ 
tenzeonfliete zwifchen Gerichten der Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen und Gerichten der 
Provinz Rheinheſſen betr.“ Ludwig ıc. Da das Edict über 


die Organifation der oberſten Staatsbehörden vom 28. Mai 


1821 unferm Staatsrath nur die Entfcheidung der zwifchen 
den Juſtiz⸗ und Yominiftrativ » Behörden entftehenden Con 
fliete zugewiefen bat, es aber auch erforderlich ift, für die 
Entfcheidung derjenigen Competenzeonflicte, welche zwiſchen 
unferen Gerichten der Provinz Nheinheffen und unferen 
Berichten der Provinzen Oberbeffen und Starkenburg ent⸗ 
ftehen können, befondere Vorſehung zu treffen, in fo lange 
es an einem für unfer ganzes Großherzogthum gemeinfchaft- 
lichen oberften Gerichte mangelt, fo haben Wir, auf erftats 
ten Vortrag Unſers Minifteriums des Innern und der Ju⸗ 
ftiz , verordnet, daß, bis zur Conſtituirung eines für dag 
ganze Großherzogthum gemeinfchaftlichen oberfien Gerichts, 
Diejenigen Competenzeonfliete in Strafe und Civilfachen, 
. welche zwifchen den Gerichten der Provinz Nheinheffen und 
den Gerichten der Provinzen Oberheſſen und Starkenburg 
etwa entftehen werden, von Unſerem Minifterium des In⸗ 
nern und der Juſtiz entfchieden werden follen ꝛc. nr 


IV. Verordnung vom 29. Juli 1833 „Die Gompe 
tenzeonfliete, welche in Beziehung auf die 


Frage, ob die Civil oder die Militär-Gerichtds 


barkeit begründet fei, entfteben Lönnen, betr.“ 
„Da dag Edict über die Organifation der oberften Staats- 
behörde vom 28. März 1321 Unferem Staatsrathe nur die 
Entfcheidung der zwifchen der Juſtiz⸗ und Adminiſtrativ⸗ 
Behörden entftanden Eonfliete zugewiefen hat, es Auch ers 
forderlih ift, für die Entfcheidung derjenigen Competenz⸗ 
eonfliete, welche in Bezug auf die Frage, ob die Civil 
oder Militär » Gerichtäbarkeit begruͤndet fei, entſtehen kön⸗ 
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nen *), beſondere Vorſehung zu treffen, fo verordnen Wir, 
in Gemäßheit ded Art. 73 der Verfaflungsurfunde, daß 
Unfer Staatsrath auch die entfcheidende oberfte Behörde in 
allen denjenigen Competenzeonflieten, welche in Bezug auf 
die Frage, ob die Eivils nder Militär - Gerichtöbarfeit be- 
gründer fei, entftehen koͤnnen, feyn folle, und ift fich hier⸗ 
nach unterthänigft zu achten.“ 

V. Nach Art. 108 der Verordnung vom 28. April 1835, 
‚Die Diseiplinarftatuten der Univerfität Gieffen betr.’’ ent» 
foheidet die Competenzconfliete zwifchen den afademifchen 
- Diseiplinargericht' und dem Univerfitätsrichter „das vorges 
feßte Miniſterium.“ 

Concurs. I. In Gemäßheit der Verordnung vom 
2. März 1795, auf die neuen Lande ausgedehnt unterm 
18. Dftober 1808 (A. d. 8. u. V. Bd. 1. ©. 330. 331) 
ſoll „der Lauf der Zinfen während des Concurfed nicht 
fiftirt , folche auch nicht erft nach den Capitalien, fondern 
mit folchen zugleich, jedoch in folgender Maaße collocirt 
werden, daß nur die von drei Jahren her ruͤckſtändige Zins 
fen mit dem Capital gleiche Rechte genießen, ed wäre denn, 
daß der Gläubiger dociren koͤnnte, daß er auf die Bezah- 
lung der Zinfen gerichtlich oder außergerichtlich gedrungen 
und an deren Auffchwellung feine Schuld habe, ald in wel- 
chem Falle auch die Zinfen von vier und mehr Jahren mir 
den Capitalien in eine und diefelbe Claſſe zu ſetzen“ feien. 
€. 5.20. 3. ©. 437.445. von Zangen: Ueber weibs 
lichen Bürgfchaften und Concursſachen. Giefen 
1804. ©. 126. 127. B. M. Bd. 3. ©. 13. Auf dem Lands 
tage von 1826 bis 1827 legte die Staatsregierung und zwar 
zuerft der erſten Kammer folgenden Gefegegentwurf vor: 
„Die in einzelnen Theilen der Provinzen Starfenburg und 
Oberbeffen geltenden gefeglichen Beftimmungen, welche für 





P. G. O. m. Sp. 6. 354. 
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die Klagen auf Zinſen aus Gelddarleihen eine kuͤrzere Ver⸗ 
jährungszeit, als die gemeinrechtliche *), vorfchreiben , find 
aufgehoben und hat es binfichtlich des Worgugsrechtes der 


Zinfen in Concurſen bei Unferer Verordnung vom 2. März 


1795 fein Bewenden.“ Zur Motivirung dieſes Gefeßesent- 
wurfs trug der Negierungscommiffär vor: „Am 10. April 
41762 wurde für dad damalige Fürſtenthum Yſenburg eine 
Verordnung gegeben, welche beftimmt: „„Daß denen cre- 
ditoribus, welche denen Unterthanen oder Landeseinwohnern 
Geld, es ſei gegen gerichtliche Verficherung over auf bloße 
Schuldſcheine, zinsbar darleihen, in Zukunft nur auf zwei⸗ 
jährige Intereſſen Action gegeben, denjenigen aber alle 
Klagen auf über zwei Jahrgänge weiteres aufgefchwollenen 
Intereſſen verfagt werden folle, welche nicht laͤngſtens bin- 
nen einem Monat nach dem zweiten Jahr Klage erhoben 
und folche gehörig profiquirt haben.’ In vdemfelben 
Geifte ift eine Gräfliche Solms - Lichifceye Verordnung vom 
8. Januar 1785 verfaßt, welche feftfegt:: „„daß ins kuͤnf⸗ 
tige kein Gläubiger die Zinſen ſeines vorgeliehenen Kapitals 
dem Schuldner, falls Letzterer ſolche nicht von freien Stücken 
abtruͤge, laͤnger als zwei Jahre uneingeklagt ſtehen laſſen, 
widrigenfalls, oder auch, wo er etwa vor Gericht die Sache 
nur anzeigte, und nicht bis zu ſeiner voͤlligen Befriedigung 
verfolgte, die weiter auflaufenden Zinſen zu fordern, auf 
keinerlei Art und unter keinem Vorwande berechtigt ſein 
ſoll““ *). Beide Verordnungen find auch bis jetzt in den 
mit dem Großherzogthum Heſſen vereinigten Fürftlich Yfens 


*#) 30 Jahre. 


—— 


**) Bei der Berathung bemerkte Jein Abg., unterm 10. Juni 1801 


fei dieſe Verorduung dahin erläutert worden, daß bei dispo⸗ 
ſitionsfähigen Schuldnern ſſe nur -danı Anwendung finden 
ſolle, wenn fie vom Schuldner 'ausdrüdlich in Anſpruch genom: 


men werde. "Bisher fei fie wenig bekannt gewefen und darım . 


auch felten zur Anwendung gekommen. 


r 
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burgiſchen und Fürſtlich Solms⸗Lichiſchen Bezirken in geſetz⸗ 
licher Kraft fortbeſtanden und von den Gerichten angewen⸗ 
det worden. Es iſt nicht zu verkennen, daß die hierin be—⸗ 
ſtimmte allzukurze Berjährungszeit für die Klagen auf Zinfen 
nicht nur den redlichen Gläubiger auf eine unverantworts 
liche Weife gefährdet, fondern auch auf den allgemeinen 
Credit der Einwohner jener ftandesherrlichen Bezirke den 
nachtheiligften Einfluß dußern muß. Zudem harmoniren 
diefe Verordnungen nicht mit der, in den althefjifchen Theis 
len der Provinzen Starfenburg und Oberheſſen beftehenden 
Geſetzgebung, welche eine abgefürzte Verjährungszeit der 
Klagen auf Zinfen nicht kennt, fondern nur (durch aller- 
höchfte Verordnung vom 2. März 1795) vorfchreibt, daß 
in Concurſen allein die von drei Jahren rücftändigen Zitls 
fen in der Regel mit dem Capital gleiche Vorzugsrechte ges 
nießen follen. In verfchiedenen neuen Gefeßgebungen, 
namentlih in den Preußifchen und Defterreichifchen,, ift 
zwar die gemeinrechtliche Verjährungszeit folcher Klagen 
von 30 Jahren, auf resp. 3 und 10 Jahre beſchräukt wor- 
den, und das franzöfifche bürgerliche Gefeßbuch (Art. 2177) 
läßt die Zinfenforderungen durch einen Ablauf von 5 Jah⸗ 
ven verjähren; es ift auch nicht zu läugnen, daß fich manche 
ſehr gewichtuolle Gründe für diefe gefeßliche Beftimmungen 
anführen laſſen, weshalb allerdings die Frage nicht unbes 
rührt bleiben fan, ob es nicht zweckmäßig wäre, die ers 
wähnten Vorfchriften des in Rheinheſſen geltenden Geſetz⸗ 
buche auch für die beiden dieffeitigen Provinzen geltend zu 
machen. Allein die dermaligen Zeitverhältniffe fcheinen, 
abgefehen von allen anderen Gründen, hierzu nicht geeignet 
zu feyn. Die Geldverlegenheit, in welche dag tiefe Zurück— 
finfen der Preiſe aller Erzeugniffe der Landwirthfchaft einen 
großen Theil der Bewohner der Dieffeitigen Provinzen gefeßt 
bat, noͤthigt diefe eben fo oft, die Nachficht ihrer Glanbi- 
ger in Anfpruch au nehmen, als die Lebteren, ſolche zu 
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bewilligen, und jede gefeßliche Bertimmung , welche ein 
rafches Einfchreiten zur Nothwendigkeit machte, wuͤrde nicht 
nur beiden die Vortheile entziehen, welche glüdklichere Vers 
fehröverbältniffe ihnen gewähren können, fondern auch den 
ohnehin fchon fehr erſchütterten Credit der Privaten noch mehr 
gefährden. Aus diefen Gründen bin ich beauftagt, diefe hochacht⸗ 
baren Kammer einen Geſetzesentwurf vorzulegen, durch welchen 
die gemeinrechtliche Verjaͤhrungszeit der Klagen auf Zinfen 
aus Gelddarlehen für alle Theile der Provinzen Starken⸗ 
burg und Oberheſſen vorgefchrieben wird.’ Diefe Borles 
gung des Gefehesentwurfs führt zu feinem Nefultat. Es 
bieß im Landtagsabfchiede vom 25. uni 1827: A. Ber 
fehlüffe der Kammern über die ihnen vorgelegten Geſetzes⸗ 
entwürfe und Negierungsanträge „J. 11. Die Verjäh— 
rung der Zinfen aus Gelddarleihen betr. Wir 
können es nur beflagen, dag durch die Beſchlußnahme der 
zweiten Kammer *) diefe Sache in eine ſolche Loge gekom⸗ 
men ift, daß der Fortbeftand der ‚in einigen Landestheilen 
geltenden und anomalen Verordnungen binfichtlich dieſes 
Gegenftandes nun nicht aufgehoben werden kann, indem die 
zweite Kammer den von der erſten angenommenen Geſetzes⸗ 
entwurf ihren Beitritt verſagt, die erſte Kammer aber dem 
von jenem vorgeſchlagenen ſogenannten Amendement ihre 
Zuſtimmung nicht ertheilt hat. Zudem müſſen Wir bemer⸗ 





*) Der Ausſchuß der zweiten Kammer hatte darauf angetragen, 
„als Werbefferung zu dem vorgelegten Gefepesentwurfe in Bor: 
fchlag zu bringen, daß bie Verjährungszeit in Anſehung ber 
Zinſen ftatt auf 30, auf fünf Jahre allgemein beftimmt und 
übereinftimmend hiermt auch die Collocation derfelben im Eon: 
curs regulirt werden nÄge.« Bei der Abftimmung verneinte bie 
zweite Kammer mit 23 Stimmen gegen 7 die Frage: Ob der 
Gefegesentwurf fo, wie er anliegt, anzunehmen fei, und bes 
jahte einftimmig die Frag, ob die Kammer bei Geſetzesvor⸗ 
ſchlag annehme, wenn den Antrage des Ausſchuſſes Folge ge: 
geben werde. 
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ten, daß der Antrag der zweiten Kammer: „„die Grhzl. 
Staatsregierung zu erſuchen, und zu ermächtigen, in einem 
mit Beziehung auf dieſe Ermächtigung zu erlaſſenden Geſetze 
die Verjaͤhrungsfriſt der Zinſen allgemein auf 5 Jahre zu 
beftimmen, und übereinftimmend hiermit die Collocation der- 
ſelben im Concurs zu regulicen‘’” um fo weniger als ein 
Amendement betrachter werden kann, da ed in fich wider 
fprechend ift, zu einem im Ganzen abgelchnten Geſetzesent⸗ 
wurfe eine Verbeſſerung in Vorſchlag bringen zu wollen und 
ſolche Propoſitionen, welche die Reviſion eines umfaſſenden 
Theils der Civilgeſetzgebung bezwecken, überhaupt nur als 
eigene Propoſitionen, aber nicht in diefer Form vorge⸗ 
bracht werden koͤnnen, wenn ſie Beruͤckſichtigung finden 
ſollen.“ 

II. Die weitere Verordnung vom 2. März 1795, welche 
in 15 $8. zerfällt, ift namentlich des Inhalts: Obgleich 
bisher über die allzugroße Ausdehnung der weiblichen Rechts— 
wohlthaten in Concurfen hin und wieder Klage geführt und 
derfelben Abfchaffung oder Einfchränkung in Vorſchlag ge- 
bracht worden, fo haben Wir doch nach vorausgegangener 
genauen Berathung und reiflicher Erwägung aller von bei— 
den Seiten aufgeftellten Gründe Und bewogen gefehen , ob- 
gedachte den Eheweibern in den gemeinen echten zugeftans 
dene Wohlrhaten foldyen zwar fernerhin zulaſſen, jedoch die 
dabei obgewaltete Mißbräuche abzuftellen, auch einige dahin 
einfchlagende Punkte näher zu beſtimmen und zu reguliren, 
verordnen und feßen demnach: Erſtens. Da es fich bie- - 
ber mehrmalen zugetragen, daß, wenn fich bei Lebzeiten 
des Mannes mehrere Gläubiger gemeldet, und die Frau 

“ exceptionem dotis et illatorum vorgeſchützt, diefelbe, ohne 
das Eingebrachte zu liquidiren, mit dem Manne in dem 
Vermögen fißen!!geblieben ; fo wird dieſer widerrechtliche 
Gebrauch hiermit aufgehoben ınd foll in obgedachtem Fall 
fogleih gerichtlich inventiret, der TYrau ein terminus ad 
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liquidandum anberaumet und entiveder das jus retentionis 
nur quoad summam concernentem geftellet, das übrige 
Permögen aber in Ydminiftration genommen, oder auch das 
ganze Vermögen zur Maffe gezogen und der Ehefrau und 
ihren Kindern daraus die jährlichen Zinfen nach dem Vers 
baltniffe der Illaten bis zu ihrer Befriedigung ratione sortis 
gezahlt werden. Da es fich aber auch zweitens zuweilen 
zuträgt, daß, wenn eine Ehefrau ihr Vermögen aus dem 
Eoneurd des Mannes zurückerhalten bat, dieſer daſſelbe 
gleichwohl nachher durchbringt, fo wollen wir, daß in dies 
fem Falle, wenn erhellet, daß der Mann durch fchlechte 
Wirthſchaft oder Lüderlichkeit und nicht durch unvermeidliche 
Unglücksfälle in Verfall geratken, die fernere Adminiftras 
tion des Eingebrachten demfelben nicht überlaſſen bleiben, 
fondern einem eigends dazu zu beftellenden Curator übertras 
gen werden fol. Drittens wird der bisher beftandene, zu 
vielen und weitlduftigen Streitigkeiten oftmald Anlaß gebende 
Unterfchied zwifchen Dotal- und Paraphernals Gütern hier- 
mit aufgehoben und bleibt blos das Eingebrachte der Frau 
von demjenigen Vermögen derfelben, worüber fie fich die. 
willige und freie Dispofition vorbehalten bat, unterfchieden, 
dargeftellt , daß alles Eingebrachte, ed mag nun gleich bei 
- Schließung der Ehe, oder erſt in der Folge dem Manne 
zugebracht und überlaffen worden feyn, in dem Concurd uns 
ter den privilegirten hypothekariſchen Gläubigern an der 
Stelle, wohin nach den gemeinen Nechten die Dotalftüce 
gehören, zu lociren find, derfelben hingegen in Anfehung 
des zu ihrer alleinigen Dispofition worbehaltenen Vermögens, 
falls fie folches ganz oder zum Theil dem Manne creditirem 
würde, vor andern Gläubigen kein Vorzug gebühret.’‘ 
ſ. v. Zangen: Weber weibliche Bürgſchaften und 
Eoncursfachen. Gieffen 18040. der, indem er S. 17 — 90 
diefe Verordnung überhaupt commentirt, von S. 19 — 46 
von diefen 5%. 1ı—3 handelt, Im Anhang Litt. A. 
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(©. 91 — 99) ift die ganze Verordnung und (unter Lit. B. 
©. 100 — 101) die den $. u erläuternde Verordnung von 
4. November 1799 abgedruckt. ⸗ 

I. Die „Uebereinkunft mit dem Großher— 
zogthum Baden über den Gerichtsftand der in 
beiden Großherzogthümern zugleich angefeffe 
nen Standes und Patrimonial-Gerichtsherrn, 
fodann über die Vollziehbarkfeit richterlicher 
Ertenniniffe des einen der beiden Staaten in 
dem andern’ publicirt den 30. Juni 1813, bat über 
Erbtheilungen, Vormundfchafter, Ganten und allgemeine 
Schuldliquidationen, u. f. w. beftimmte „Grundſaͤtze 
gemeinſam angenommen.’ Namentlich heißt ed uns 
ter „III. Weber Santen und allgemeine Schuld- 
liquidationen“ (5—7) „J. 5. Wo durch Vermögend- 
abtretung oder Zufammentreffen fo vieler dieſſeits klagenden 
Gläubiger, melche aus dem, der hiefigen Verfuͤgungs⸗Gewalt 
unterliegenden Vermögen zugleich und im kurzer Zeit nicht 
befriedigt werden fünnen, ein Gant oder eine obrigkeitliche 
Schuldenzahlungs - Einrichtung aus dem Stammgur nöthig 
wird, und nicht etwa in einem folchen Falle beide Höfe auf 
eine. gemeinfchaftliche, oder einfeitige allgemeine Behandlung 
eines folchen Geſchäfts fich vereinigt haben, da muß für 
“jeden der beiden Staaten ein befonderes Gantverfahren ein⸗ 
geleitet werden. $. 6. In diefem Falle find zw dem dies⸗ 
feitigen Vermögen als concurrirende Gläubiger zuzulaſſen: 
a) jene, deren Forderungen auf Dieffeitiged Vermögen uns 
terpfändlich radieiret find, (Pfand⸗Klagen) oder die Zueigs 
nung zu Eigenthum von einzelnen Stücken deffelben bezwecken 
Bindicationd-Klagen). b) Jene, deren Forderungen einen 
bedungenen Wohnfis, oder bedungene Zahlungskaſſe im Lande 
haben. (Anmerkung. Der bedungene Wohnſitz ift dasjenige 
Rechtsverhaͤltniß, welches der im Großherzogthum Baden 
ald Landrecht angenommenen Code Napoleon in I Buch. 


Concurs. = 255 


II. Titel, Art. TIL normirt, wie die Anlage A. auswei⸗ 
fet %. e) Jene, deren Forderungen, vor ausgebrochenens 
Sant, an biefigen Gerichten geſetzmäßig anhängig geworden 
find. d) Alle dieffeitige Untertbanen, die ald Gläubigen aus 
irgend einem Grunde auftreten können. e) Alle Unterthas 
nen aus dritten Staaten, welche den hiefigen Gant⸗Gerichts⸗ 
ftand anrufen, und denen nicht die Einrede entgegengefetst 
werden kann, daß ihre Forderungen das Badifche Vermögen 
offleiren und mithin am die dortige Maffe zu fuchen feien. 
Wogegen 5) die Gläubiger, denen dieſe Einrede entgegen» 
ſtehet, nur erft alddann, wenn nach Befriedigung der zus 
nächft hierher geeigneten, noch Zahlungsmittel übrig bleis 
ben, dieſſeits zugelaffen werden können. F. 7. Wenn ein 
folher Standes» oder Patrimonial» Gerichtsherr zugleich 
Güter in dritten Staaten befitst, mit welchen dag dieffeitige 
Großherzogthum, wegen des Gerichtsftandes der befragten 
Individuen, in feinen verglichenen Verhaltniffen fteher ; fo 
iſt, in Bezug auf das dortige Vermögen, das durch die ges 
theilte Souverainetät, nach allgemeinen Grundfäßen des 
Voͤlkerrechts, fich begründende getheilte Verfahren zu 
beobachten.‘ 
| IV. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dberheffen vom 20. Detober 1815 am die Untergerichte des 
Inhalts: Es fei die im Jahr 1786 in Eoncurdfällen gegen 
die Herzoglich Naſſauiſchen Unterthanen verfügte Wetorfion **) 


e) Diefe Ant. A der Bekanntmachung iſt des Inhalts: »Auszug 
aus dem Code Napoleon I, Bud, III, Titel, Art. II. Wird 
von den Betheiligten oder auch von Einem aus ihnen für einen 
Mertrag, zur Vollziehung deffelben, ein Wohnſitz an einem 
Ort erwählt, wo ihr wirklicher Wohnflg nicht ift, fo finden die 
Behändigungen, die Klagen des weitern Verfahren, das fich 
auf diefen Vortrag bezieht, an dem Werglichenen Wohnfl und 
vor dem Richter deffelben ſtatt.« 

**) C. P. DO. m, Sp. S. 179 


256 Concurs. 


zur Sprache gekommen und hierauf durch Höchſtes Mini- 
ſterial⸗-Reſcript d. d. 11. Sept. verordnet worden, daß, 
da nach der von Herzoglich Naſſauiſchen Miniſterium gege⸗ 
benen Erlaͤuterung die dieſſeitigen Unterthanen den jenſeitigen 
keineswegs nachſetzt würden und man uͤberhaupt bei dieſer 
Gelegenheit die Zuſicherung erhalten habe, daß man von 
Seiten der Herzoglich Naſſauiſchen oberſten Staatsbehoͤrde 
das beſtehende Verhältniß zu erhalten ſich angelegen ſeyn 
laſſen werde, mithin der Grund der erwähnten Retorſion 
wegfalle, von der Zurückſetzung der Herzoglich Naſſauiſchen 
Unterthanen gegen die dieffeitigen in Zukunft zu abftrabi- 
ren fei. | 

V. Dienftinftruction für die Landrichter vom 3. Decem- 
ber 1821, 8. 10. Poſ. 9. „Insbeſondere haben die Land« 
richter bei Concurſen, nachdem in folchen zuvor auf die von 
ihnen gefchehene Einleitung von den Obergerichten der Gants 
proceß erfannt worden ift, für wohl bedachte und fchnelle 
Behandlung und Ausführung des Verfahrens und für rich- 
tige Anordnung und Verwaltung der Maffen beforgt zu 
ſeyn, fowie überhaupt in Anfehung aller Debitfachen fich 
möglichfte Beförderung um fo mehr angelegen feyn zu laſſen, 
als davon die Aufrechthaltung des üffentlichen Credits ab⸗ 


hiängt.“ 


VI. Geſetz vom 11. Juni 1827 „die Aufhebung 
Des Vorzugsrechts der Eriminalcaffen in Con 
eurfen rädfichtlich der Forderungen von Unter: 
fuhungs-Detentions- und Abungsfoften betr. 
Ludewig ꝛc. Wir haben nach Anhörung unferd Staatsraths 
und mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände verordnet 
und verordnen, wie folgt: Einziger Artikel, Die Bes 
flimmung des $. 1 der Verordnung vom 1. Auguſt 1813 ”) 
in fo weit dadurch unferen EriminalsClaffen ruͤckſichtlich der 


.) E. P. O. m. Sp. S. 187. 
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Forderungen von Unterſuchungs⸗, Detentions⸗ und Atzungs⸗ 
koſten in Concurſen daſſelbe Vorzugsrecht ertheilt worden 
iſt, welches dem Fiscus in Anſehung der rückſtaͤndigen direc⸗ 
ten Steuern zuſteht, iſt aufgehoben.“ — Auf dem Lands 
tage von 1826 bis 1827 ftellte ein Mitglied der zweiten 
Kammer folgenden Antrag: „Nach der — Verordnung vom 
1. Auguſt 1813, 8. 1, fol bei entitehenden Concurfen der 
Vorzug — fogar. auch den Forderungen der Criminaltaffen 
an in. Concurs verfaliene Inquiſiten zukommen. Da dies 
ſes Letztere in der Hinficht äußerſt unbillig und ungerecht 
erfcheinen will, inden fich der Gläubiger gegen einen folchen 
Schuldner durchaus nicht ficher ftellen und alle nur möge 
liche Borficht eine foldye Sicherheit jenem nicht gewähren 
oder verfchaffen kann, fo trage ich dahin an, daß die Staats⸗ 
regierung um eine Modiflcation und Aufhebung diefes Artis 
feld quoad hunc passum zu erfuchen fei.’’ In dem erftattes ' 
ten Ausfchußbericht beißt ed nach einer Einleitung, in wel 
cher des Inhalts des gedachten $. ı der Verordnung ges 
dacht wird: „Die hier zur Sprache gebrachte Beſtimmung 
ift durchaug nicht gemeinvechtlich, es wird vielmehr hinfichtlich 
ver Serichtsfoften von den Nechtslehrern in der Art unter, 
fchieden, daß 1) die Gerichtefoften, welche aus dem Bermögen 
des Verurtheilten gefordert werden, fein Vorzugsrecht 
vor den übrigen Gläubiaern des Angefchuldigten haben, viel 
mehr in die Claffe der chirographarifchen Gläubiger zu feßen 
find, daß aber 2) die Beiträge, welche die Gerichtsunters 
thanen zur Beftreitung der Criminalkoſten zu entrichten has 
ben, allerdings eines Vorzugsrechts fich erfreuen. Diefer 
legtere Fall wird aber bei unferer dermaligen Einrichtung, 
wornach die Eriminalfoften mit den, ohnehin ein Vorzugs⸗ 
recht geniefenden Steuern erhoben werden, nicht eintreten 
und es kann deshalb nur davon die Rede ſeyn, ob es rath⸗ 
ſam erfcheint, die ganze finguläre. Beftimmung des $. 1 
forsbeftehen zu laſſen. So allgemein anerkannt das Vor⸗ 
Prozeßordn. II. 17 


— 
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zugsrecht Öffentlicher Gelder ift umd auf fo vernünftigen 
Gründen es beruht, fo wenig läßt fih — das — den Uns 
terfuchungsfoften ertheilte Vorzugsrecht vertheidigen. Diefe 


ſind keineswegs Öffentliche Abgaben; fie find vielmehr nur 


eine dem Gerichtöheren zu leiftende Entfchädigung, welche 
nach den Regeln von der Verbindlichkeit zum Erſatze eines 
widerrechtlich augefügten Schadens zu beurtheilen umd zu bes 
handeln ift; fie laſſen fich daher, ftreng genommen, in die 
Cathegorie derjenigen Gelder, auf welche fich die Verord- 
nung vom 1. Yuguft 1813 bezieht, gar nicht fubfumiren. 
Hierzu kommt die von dem Antragftelter hervorgehobene 
Rückſicht, die alle Beachtung verdient. - Schon längſt find 
die Geſetzgeber darin einig und es ift die befannt gewordene 
Abficht der hohen Staatsregierung, daß Specialität und Bubli- 
eität dem Hypothekenweſen zu Grunde liegen follen ; wie ift dies 
fes aber möglich, wenn ein fo exorbitantes Vorrecht der Crimi⸗ 
nalfoften beſteht? Auch die ſpeciellſte und üffentlichfte Hy- 
pothek wird dadurch gefährdet, vielleicht vernichtet. Es ift 
ohnehin fchon zu bedauern, daß ed noch nicht möglich war, 
durch eine neue Hppothefenordnung die big jetzt beſtehenden 
ſtillſchweigenden Hypotheken in öffentliche zu verwandeln; 
um ſo mehr wird es Pflicht ſehn, ein im gemeinen Recht 
nicht begründetes hoͤchſt gefährliches Vorzugsrecht der Crimi⸗ 
nalkaſſen nicht laͤnger beſtehen zu laſſen. Der Ausſchuß trägt 
daher darauf an, die Motion — der hohen Staatsregierung 
unter dem Erſuchen mitzutheilen, den Ständen einen Ge— 
fegesentwurf auf Abänderung diefer Stelle des $. 1 der 
Berordnung vom 1. Auguft 1813 vorlegen zu wollen.‘ 
Nach einer kurzen Discuſſion befchloß die zweite Kammer 
einftimmig, dem Antrag Folge zu geben. Die erfte Kam— 
mer faßte einftimmig denfelben Befchluß. Die Staatsregie- 
rung legte bieranf den Ständen den Entwurf eines Geſetzes 
zur „Aufhebung des Borzugsrechtes der. Griminalfaffen, rück— 
fichtlich der Forderungen von Unterſuchungs⸗⸗,, Detentionge - 
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und Abungsfoften in Concurfen‘‘ vor und motivirte das 

vorgeſchlagene Geſetz damit: „Dieſe Ausdehnung des dem 
Fiscus in Anſehung der oͤffentlichen Abgaben gemeinrechtlich 
zuſtehenden Privilegs auf ſolche Forderungen, welche nur 
als Erſatzpoſten für gemachte Auslagen erſcheinen, läßt 
ſich nicht durch die Ruͤckſicht begründen, daß das ſichere 
Eingehen der Steuern eine nothwendige Bedingung für den 
regelmäßigen Gang der Staatsfinanzverwaltung ſei; ſie er 
ſcheint vielmehr als eine, ſehr fühlbare, den Privateredit - 
fchwächende Härte, indem fie mit der Gicherheit bereits 
beftehender, mit möglichfter Umficht conftitnivter und von 
den Gerichten beftätigter Hypotheken unvereinbarlich if.’ 
Beide Kammern nahmen der Gefeßesentwurf unverändert an, 

VII Nach Art, 16 der Verf. Urk wird Die Ausuͤbung des 
Staatsbürgerrechts gehindert namentlich „durch das Entſte⸗ 
ben eines gerichtlichen Goncurgverfahreng über das Vermögen 
bis zur vouftändigen Befriedigung der Gläubiger.‘ 

VII, Erlaß Großherzogl. Minifteriums des Innern und 
der Suftiz vom 10. Juni 1829 an die Hofgerichte der Pro⸗ 
vinzen Starkenburg und Oberheffen, „die Reciprocität 
der Anerkennung des forö concursus universalis mit. 
den Königlih Bairifchen Behörden berr.” 9 
„Das Königlich Baier’fche Appellationsgericht des Unter⸗ 
mainkreifeg hat, im Ermächtigung des Königlich Baierifchen 
Staatsminifteriums, mittelft Schreibens an das Großherzogl. 
Sofgericht zu Gieſſen, die Zuficherung errheilt, daß in Fallen 
eines allgemeinen Coneurfes von den Baieriſchen Behörden 
das forum concursus universalis im Berhältniffe zu den Grhzl. 
Heff. Gerichten uneingefchränft werde erfannt werden *). 


) f. Ausländiſche Gerichte ic. ©. 163 — 165. 

**) Weber deu Vertrag mit der freiem Stadt Frankfurt we— 
gen eines folchen forum universale f, C. 2. O. m. Sp. ©. 179. 
Ueberhaupt wird im Frankfurtiſchen die Univerfalität auswär⸗ 
tiger Concurſe im der Reciprocitãt anerkannt. Bender 
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Wir beauftragen Sie deßhalb, den Koͤniglich Baieriſchen 
Juſtizbehoͤrden gegenuͤber ein gleiches Verfahren, nach den 
Grundſaͤtzen der Reciprocität ) zu beobachten und die Uns 
tergerichte ihres Verwaltungsbezirks hiernach zu inſtruiren.“ 
Diefe Inſtruction ertheilt Großherzogl. Hofgericht der Pros 
vinz Starfenburg unterm au. Juni und Großherzogl. Hof⸗ 
gericht der Provinz Oberheſſen unterm 8. Juli 1829. 

IX. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Starfenburg an die Untergerichte „die Concurs⸗ 
und Debitfachen betr.’ vom 7. December 1831: 
Unter Aufhebung des Ausfchreibene vom 16. November 1812, 
die Erkennung des Coneurfes über das Vermoͤ— 
gen amtsfäffiger Berfonen betr. *), verfügt man, 
zur gleichförmigen Megulirung des Verfahrens in den rubris 
eirten Sachen folgendes: 1) Sobald das Gericht entweder, 
a) durch eigne Anzeige des Schuldners, und darauf er 
folgte fummarifche Unterfuchung feines Vermoͤgensſtandes, 
oder b) durch gleichzeitiged Andringen mehrerer Gläubiger 
auf Befriedigung, und fich zeigende Anfufficien; des dispo— 
niblen Mobiliers und Jmmobiliar » Vermögens zu jener Bes 
friedigung, oder endlich ec) durch gerichtliches Yuftreren 
zwar nur eines Glaͤubigers, zu deflen Befriedigung aber 
Bermögenstheile des Schuldners verwendet werden müßten, 
auf melche notorifch auch andern vorzüglich oder gleich bes. 
rechtigten, Gläubigern Anfprüche zuſtehen, welche im Falle 


Lehrb. d. Civil: Proz. der freien Stadt Frankfurt. Frankfurt 
1837, ©. 307, Rote. 

x*) Diefe Grundfäge der Reciprocität fpricht auch die Gefebgebung 
von Defterreich aus. f. Füger: Das gerichtliche Merfahs 
ren in Streitfahen nach der oͤſterr. allgem, Gerichtes und, 
Eonenrsordn, 2. Auflage. Wien 1828. Th. 3. ©. 133 — 238 

»Bon der allgemeinen a Li $. 27, ©. 
197. 198. 

**) Abgedruckt S. 180. 181 der C. P. O. m, Sr mit der Eins 
ſchaͤrfung vom 31. Oktober ne 
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jener Verivendung nicht realifirt werden könnten ) — Ges 
wißheit oder Wahrfcheinlichkeit erhält, daß des Schuldners 
Vermoͤgen nicht hinreiche zu vollftändiger Befriedigung 
ſämmtlicher Gläubiger **), bat das Gericht jedem exekutivi— 
hen Verfahren Anftand zu geben, das active Vermögen, 
unter Aufftellung ordnungsmäßiger Taxationen, zu verzeich- 
nen, einen fummarifchen Statum passivorum aufjunehmen, 
foweit diefer überhaupt vor beendigtem Liquidationd s Ver 
fahren, und ohne Erlaffung präjudicieller Ladungen, fich 
aufftellen Täpt — den Schuldner mit feinen Vorfchlägen zu 
hören, auf welche Weife er feine Gläubiger vollftändig ber 
friedigen zu koͤnnen glaube, über diefe Vorfchläge auch, fo 
ferne fie austührbar erfcheinen, die dem Gericht bekannten 
Gläubiger zu hören, ſonſt aber, fowie in dem Fall, daß 
kein folches Arrangement, entweder außergerichtlich oder ges 
richtlich, zu Stande kommt, welches den rechtlichen Begriff 
eines Concursverfahrens, Unzureichendheit nämlich des 
ſchuldneriſchen Vermögens zur Bezahlung ſämmtlicher cons 

eurrivenden Forderungen, ausfchließt, die Acten zur Erfens 


% 


*) Eng: Ueber bie Elemente des Eoncursproceffes und bie Eröffs 
nung bdeffelden von Amtswegen (Archiv für die civil, Praxis, 
Band 3, ©. 77—93). 
*, Im $.4 der Gräflih:Erbach:Fürftenaun’fhen Debit: und Hypo⸗ 
thefenordnung v. J. 1776, welche blos in dem ErbachsFürfte 
nau'ſchen Landestheil gilt cf. Bed und Rauteren: Lands 
recht der Graffchaft Erbach und Herrfchaft Breuberg, Darmft. 
1824, ©. 481) heißt es: In fo ferne unfere Beamten gewahr 
werden foliten, daß einer oder ber andere unferer Unterthanen 
durch fible Wirthfchaft oder fonft in Abgang Eommt, fo haben 
unfere Beamte Feine Zeit zu verfäumen, das Schuldeumwefen 
eines folhen Manned ex oflicio vorerft zu wuterfuchen, und 
. nicht, wie bisher gefchehen, fo lange damit anzuftehen, bis feine 
Ereditores, ed mögen ſolche hypothekariſche, Joder chirographas 
rifhe und ſonſt unprivilegirte feyn, der Verluſt ihrer Sorbes 
rungen, oder auch nur eines geringen Theile berfelben zu bes 
fürchten haben.« 
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nung des formellen Concurſes an Großherzogl. Hofgericht 
einzufenden *). 2) Iſt der. formelle Concurs erkannt, ſo 
find num die geeigneten präjudiciellen Ladungen **) zu er⸗ 





#) Im $, 1 der Concurserduung für bie Gemeinherrfchaft Breus 
berg und bie ſämmtlichen fürftlich Lömwenfteinifhen Lande vom 
20. Auguft 1805 werden die Juſtizbeamten angewieſen, den 
Haushalt ihrer Gerichtsuntergebenen, zu überwachen, und auf 
»Lüderliche Haushälter« durch Warnung und Strafe einzuwirken, 
Hieranf heißt es im $. 2 weiter: »MWürde fich, wiefer Vorſicht 

ungeachtet, der Fall ereignen, daß Jemand, es feie mn durch 
Schlechte Haushaltung oder Unglücksfälle, in ſolche Wermögends 
abnahme. gerathen würde, daß feine Gläubiger in Gefahr ſtehen, 
um das Ihrige zu kommen, fo haben die Beamten bei den 
anglücklich verſchuldeten, fonften aber als arbeitfame Leute 
bekannten Unterthauen, nicht allzu voreilig auf öffentliche Ver⸗ 
ganthung anzutragen, fondern, nachdem fie, durch eidliche Mas 
nifeſtation des Schuldners, den ohngefaͤhren Betrag deſſen Ver⸗ 
mögens und Schulden herausgebracht, deſſen Glänbiger vor—⸗ 

her zuſammen zu berufen, ihnen den Vermbgens- und Schulden⸗ 
Zuſtand ihres Schuldners vorzulegen, und den gütlichen Vers 
ſuch zu machen, ob ihm nicht durch Remiſſe, Geſtattung von 
Sriften, Aufnehmung eines Kapitals oder fonften wieder aufs 
geholfen werden könne. Würde fodann wegen allzugroßen Schuls 
denlaſt nichtd erwirkt werden können, oder der Ball einen fehr 
berüchtigten üblen Haushälter betreffen, der wenig Nachficht vers 
dient, fo haben die Beamten die Sache an die Regierungen 
nebſt Beilegung des ohngefähren Vermögens- nnd Schulden: 
ſtauds, umſtändlich einzuberichten und von daher weitere Ders 
haltınasbefehle zu erwarten: ob der Coneursproceß gegen den 

Schnldner würkfich eröffnet: werden Tolle.« 

**) Im Jahr 1824 Fam in einer bei dem oberflen Gericht in erfter 
Anftanz anhängigen Rechtsſache auch die Frage zu Sprade, ob 
ein auswärtiger Eomcursglänbiger, der ſich in Folge der erlaf> 
fenen Edictalien gemeldet habe, verbunden fei, Sicherheit we: 
gen der Koften zu leiſten; denn der Gegentheil hatte ercipirend 
die Stellung diefer Cantion verlangt. Der Ref. welcher darauf 
antrug, dieſe Einrede in dem Erfenntniffe mit Stillſchweigen 
zu übergehen, war der verneinenden Meinung, und zwar aus 
dem Grund, weil Liquidant in Folge der Edictalladung aufge 
treten ſei, der Corref. war der entgegengeſetzten Meinung. Durch 
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6, 
laſſen, und in dem zur. Liquidation anberaumten Termin, 
bis zu welchem auch ein möglichft vollftändiges Activinven- 
tar. aufgenommen. ſeyn muß, ift, nach voramdgegangener 
- fummarifcher Annotation aller angezeigt werdenden Forderuns 
gen unter Zusiehung des Cridars ein Berfuch angelegentlichft 
zu machen, durch gütliche Vereinbarung entweder. das ganze 
weitere Goncuröverfahren niederzufchlagen, oder.doch einzelne 
Stadien ;deffelben zu vereinfachen und abzukuͤrzen. Es wird 
daher darauf hinzumirfen fein, daß angemeſſene Nachlaß- 
oder Stundungsverträge *), mit genügender Gicherftellung 
der Gläubiger, abgeſchloſſen, über illiguide Forderungen ſich 
vereinbart , geſetzlich begrumdete Pripritätd - Anfprüche.freis 
willig anerkannt werden. Sodann ift jedenfalls in jenem 
Termin. über die Wahl eines Maſſe-Curators von Seiten 
der Creditoren, defien Verpflichtung und Cautionsleiſtung, 
nicht. weniger über" die Wahl und. Befugniffe eines Gläubiger- 
ausfchufes, Vereinbarung zu erzielen, damit den Berheilig- 
ten, Zeits und Koſtenverluſt möglichft erfpart werde. - Die 
Frage: ob der Beſtellung eines Contradietors ) Anſtand zu 
zu geben fei, bis nach ver Abhaltung diefes erfien, zur Uns 
zeige der Forderungen, zum Verfuch eines Arrangements, 


— 





die Edictalladung ſey dem Gläubiger zur Geltendmachung fe: 
ser Anfprüche an die Mafe nur eine Pürzere Srift, als die ge: 
- fesliche Werjährungszeit vorgefchrieben und würde fo der 

auswärtige Gläubiger von der Erfüllung von Bedingungen 
nicht befreit, die fich au die Verfolgung feiner Auſprüchte knüpf⸗ 
ten. Das dritte Mitglied der Deputation trat der Mei: 
nung des Referenten bei, da nach der Praxis in allen- Fällen, 
wo “jemand aufgefordert als Gläubiger .erfcheine, nament— 
lid im Coucurs-Edictalproceſſe, die cautio pro expensis weg: 
falle, — Thibaut Pandectenfyftem Th. 3. 8. 1267. Haaſe: 
Ueber Edictalladungen, S. 191. Nach dieſer Anſicht ward er» 
Fanut, 

*) ſ. Unftandebrief ©, 28 und Nahlaßvertrag. 

vr) f, Contradictor. 
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und zur Anordnung zweckmäßiger Verhaltungsmaaßregeln 
beſtimmten Termins, wird in jedem einzelnen Fall, nach 
den Umſtaͤnden, auch mit Rückſicht auf die Perſönlichkeit 
des in turno ftehenden Advofaten, umd deflen gerichtlich bes 
kannten Eigenfchaften zur Förderung oder Erfchwerung güte 
licher Vereinbarungen, von dem leitenden Eoncurds Richtern 
zu beantworten feyn. Nach Umftänden librigeng werden Die 
Landgerichte auch darauf hinwirken, daß das Liquidations⸗ 
verfahren, bezüglich der. vorauslich nicht zu befriedigenden 
Forderungen, einftweilen ausgeſetzt, und das Prioritaͤts⸗ 
verfahren fofort bezüglich der concurrirenden bevorzugten 
Gläubiger eingeleitet werde. 3) Wird nach diefen Vorſchrif⸗ 
ten procedirt, fo werden die meiften, jeßt unter dem Ras 
men Debitfachen *) bei den Landgerichten anhängigen, wahr 
ven und eigentlichen Concurfe, auch dem Namen nach, im 
ihre gehörige Categorie eintreten, und damit die nicht länger 
zu duldende Srregularität ein Ende gewinnen, daß die, 
mitunter zahlreichfte und wichtigfte, Claffe von, dem rich« 
terlichen DOffizialbetrieb unterliegenden, Sachen der obere 
richtlichen Aufficht ganz entzogen war. Es werden ferner 
den Betheiligten die großen Nachtheile vermieden werden, 
welche ihnen daraus refultiren mußten, daß fie nicht felten 
Jahre lang in einem fogenannten Debitverfahren ohne Bes 
friedigung bherumgezogen wurden, und dann Doch noch in 
einem eigentlichen Concurſe diefelben Verhandlungen von 
vornen begannen und daß die zu Stande gebrachten Arranges 
ments jedes Rechtsbeſtandes entbehrten , weil fie gewöhnlich 


*) Vergl. Fl ach Erläuterungen zum Prozeßgeſetze ded Herzogs 
thums Naſſau vom 23. April 1822. Wiesbaden 1837. S. 193 ıc. 
»Ueber dad Verfahren bei dem Eoncurfe der Gläus 
biger« wo der Verfaffer bemerft, daß durch bag Einwirken 
des Hof: und Appellationd: Gerichts in Ufingen bie — 
»regelloſer Debitverfahren« verſchwunden ſei. 
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auf rechtlich unwirt ſamen, deh. ohne rechtliche Befugniß ans 
gedrohten und realifirten, Praͤjudicien und resp. Praͤclu⸗ 
fionen beruhten. Es werden fogenannte Debitfachen kuͤnf⸗ 
tig nur in den Fallen eintreten, in welchen der Begriff 
eines Concurſes nicht eriftirt oder durch Vereinbarung 
von Nachlaß oder Stundungsverträgen aufgehoben worden 


. a, jedoch, weil nur eine fueceffive vollftändige Befries 


digung der Gläubiger möglich ift, eine Maffeadminiftration 
beftehen bleibt und von den Berheiligten ausdruͤcklich darum 
gebeten wird, daß das Gericht die Anfficht führen, Mechs 
nung’ ftellen laſſen und abhoͤren möge. Einem ſolchen Vers 
Verlangen können die Gerichte entfprechen ; jedoch werden 
fie es ſich zum erften Anliegen machen, die gerichtliche Eins 
mifchung Ttets mehr zu beſchränken und darauf‘ binjumwirten, 
daß durch allgemeine Verbreitung von Rechts⸗ und Geſchäfts⸗ 
kenntniß die Bezirföbewohner immer befähigter werden, Ihren 
Angelegenheiten felbft vorzuftehen und einer gerichtlichen Bes 
vormundung nicht weiter bendthigt zu ſeyn.“ 

X. P. d. O. A. ©. Nr. so „Zuläffigfeit eines 
Geſuchs um Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand Rechtens gegen eine CEoneursmaffe Wenn 
eine Concursfache durch erfolgte Diftribution der Mafle ers 
ledigt worden ift, fo erfcheint ein gegen diefe nicht mehr 
eriftirende Concursmaſſe derichtetes Geſuch um restitu- 
tio in integrum gegen den ergangenen Praclufiv + Befcheid, 
dad erfolgte Locationsurtheil ꝛc. als unftatthaft *), indem 





©) Ueber die Geſetzgebung in Baiern, f. v. Wendt. Hands 
buch des baierifchen Civil: Proceffes., Th. 2. Nürnb. 1827. 

' $. 204 ©. 34. 35. »MWiedereinfegung in-den vorigen Stand, 
° ohne Unterfchied des Grundes, iſt unzuläffig, wenn die Con⸗ 
eursmaffe unter den Gläubigern fchon vertheilt ift.« ‘Weber die 
Legislation in Preußen, f. Sürftenthal: Lehrbuch des preu⸗ 
Bifhen Eivils und Eriminalprozeffes. Th, 1. Königsb. 1827... 
Tit. 50 »Vom Verfahren bei Coucurſen.« $ 349 »Reftitu: 
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etwaige Reclamationen, falls fie rechtlich begründet zu wer⸗ 
den vermögen, nur gegen einzelne, aus der Concursmaſſe 
befriedigte Gläubiger geltend gemacht werden können. 1) Erz 
kenntniß vom 55 April 1831 und 12. März 1832 in Sachen 
der Kurfürftl: Hefiifchen General-Eontrole, modo der Direcs 
tion: des —— zu C. gegen die Verlaſſenſchafts— 
maſſe ſ. D. 2.86.09 .2) Refeript vom 26. Sept. 
1833 in Sachen der Ehefrau des H. H. zu ML’ gegen die 
Concursmaſſe ihres Ehemanned). Am 17. uni 1833 
wurde bei dem oberfien Gerichtshof eine ‚‚Ertrajudicialbes 
ſchwerde“ von Seiten des Anwalts der Ehefrau des H. 9. 
zu M. Liquidantin und Implorantin, jest Querulantin, 
gegen die Concursmaſſe ihres Ehemanns, Liquidatin, Im— 
plocatin und Querulatin, Illatenforderung, modo ver⸗ 
weigerte Reſtitution betr., des Inhalts eingereicht: „Gegen 
ein am an. Juni vorigen Jahrs in der rubricirten Concurs⸗ 
fache von dem Landgericht A. gefülltes Lorationsurtheil, — 
fuchte die jeßige Querulantin am 29. September wi; _ 
durch den: Ynterzeichneten bei Großherzogl. Hofgericht zu 
Sieffen um Weftitution mach. Bei dieſem Gefuche wurden 
alle gefetslichen Erforderniffe beobachtet. Nichts defto weni 
ger’ wurde daſſelbe durch die beigefchloffene Hofgerichtliche 
Berfügung vom 28. November v. 3. *) zuruͤckgewie ſen und 


tiome Der Berfaffer ſagt: »Innerhalb zehn Tagen ſteht deu 
präcludirten Gläubigern gegen die Claffification die Reftitution 
offen und muß dann, wenn das Nemedium für begründet ge— 
funden worden, fowohl über die Verität, ald auch Priorität 
der Forderungen zwifchen den präckndirten Gtäubigern uud dem 
Eontraditor ordnungsmäßig verfahren — und nach geiedlofiener 
Inſtruction — erkannt worden. ® 

*5) »Das Großherzogl. Heſſiſche Hofgerict ber Pro: 
vinz Oberheffen an Großherzog. Landgericht. Im 
der Anlage remittiren wir Ihnen Ihre Acten mit den Bemer⸗ 
Een, daß die von der Implorantin nachgefuchte Reſtitution 


⸗ 
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dem Unterzeichneten die Einficht des vom Landgericht Alsfeld 
erftatteten Berichts freigeftellt. In diefem Bericht war, 
ohne tiefered Eingehen im die wahren Sachverhältniffe nur 
im Allgemeinen bemerkt worden, daß weder ein. annehms 
licher Meftitutionsgrund, noch eine Verlegung der Queru⸗ 
Iantin dargethan fei und bei gänzlicher Beendigung des Eons 
curſes und völliger Vertheilung der Maſſe die: Sache übers 
haupt zur Meftitution nicht geeignet ſei. Unter diefen Vers 


baltniffen und weil in der Hanptfache felbft die im dieſem 


Bericht enthaltenen Gründe durch die erwähnte Hofgericht- 
liche Verfügung vom 28. November v. J. gebilligt waren, 
remonftrirte der Unterzeichneter am 17: Febr. d. J. gegen 
die: letztere Verfügung. Er ſuchte namentlich darzuthun, 
daß der Verfaſſer des landgerichtlichen Berichtes — das 
wahre Gachverhäftniß voͤllig überſehen habe, indem alle ge— 
ſetzliche Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit einer Reſtitu— 
tion vorhanden ſeien. Hierauf erfolgte am 27. Febr. d. J. 
die angeſchloſſene Hofgerichtliche Verfuͤgung, gegen welche 
der unterzeichnete Anwalt der Querulantin — Beſchwerde 
führen zu müſſen glaubt. In dieſer Verfügung iſt die 
nachgeſuchte Reſtitution aus dem einzigen Grund als vers 
werflich bezeichnet worden, weil die Concursmaſſe nach 
Maaßgabe des Locationserkenntniſſes und darauf erfolgten 
Diftributionsbefcheidg bereits unter die Maffegläubiger vers 
theilt worden fei umd gegen seine wicht mehr. vorhandene 
Concursmaſſe Feine Anfprüche gerichtet werden könnten. Es 
iſt alfo zugleich ſtillſchweigend anerkannt, daß alle fonftigen 


—. 


ans den in Ihrem Bericht vom 2, Noveniber d. I. angeführ: 
ten Gründen umd da nach gänzlicher Erledigung des Coucurs⸗ 


prozeſſes und völliger Vertheilung der Maffe ein. Reſtitutions— 


gefuch gegen die Concursmaſſe nicht platzgreiflich erfcheint, als 
unftatthaft abgefchlagen worden fei. 

Abfchrift dem Hofger. Adv. N. N. zur Nachricht und · un⸗ 
ter Geſtattung der. Einficht des Landgerichtsberichtes.« 


* 
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gefeglichen Vorausfegungen zur Neftitution vorhanden feien, 
wenn nur überhaupt Meftitution gegen eine bereits vertheilte 
Maſſe möglich fei. Diefe Möglichkeit. wird nun aber durch 
den Sat, daß an einer nicht mehr vorhandenen Concurs⸗ 
maſſe feine Anfprüche mehr gebildet werden Eönnten, keines⸗ 
wegs ausgefchloffen; denn jede Meftitution bezweckt ja ges 
rade die Ernenerung und Wiederherftellung bereits erlofche- 
ner rechtlicher Verhältniſſe und es ift eben darum die Rich⸗ 
‚tigkeit, des Satzes, der ald Grund hingeſtellt ift, erſt zu 
ermweifen. Er fragt fih alfo, ob nicht das bereits ver 
sheilte Vermögen eines Eridard wieder ald Maffe eriftent 
werden kann, wenn nur folche, durch die Gefeke anerfannte 
Gründe der Billigkeit vorhanden find, welche eine Wieder⸗ 
herftellung untergegangener Rechtsverhältniſſe überhaupt rechts 
fertigen. Daß eine Neftitution gegen eine Concursmaſſe 
ſelbſt nachgefucht werde, ift wenigftens wicht unnatürlicher, 
old die rechtliche Fiction, daß die vorhandene Concursmaſſe 
ald Subject von Mechten und Merbindlichkeiten, ald eine 
juriftifche Perſon betrachtet wird... Will man diefe leßter- 
wähnte Anficht nur für eine irrige und mißbräuchliche Ter⸗ 
minologie gelten laſſen und dagegen annchmen, daß unter 
der Concursmaſſe nichts weiter verftanden werde, ald der 
Inbegriff ſämmtlicher Concursgläubiger im engeren Sinne, 
welchen in der Eigenfchaft ald procuratores in rem suam 
zum Behuf ihrer Befriedigung das gefammte Vermögen des 
Cridars überlaffen wird, fo wird ſich gegen ein Reſtitutions⸗ 
gefuch nach völliger Vertheilung der Maſſe noch weniger 
erinnern laflen. Dann in diefem Fall ift es eben die Ges 
fammtheit der befriedigten Gläubiger, gegen welche der 
Anfpruch gerichter ift, und es foll alfo nur ein rechtliches 
Verhältniß reititwirt werden, in welchem diefe Geſammtheit 
früher ftand, daß fie nämlich die eigenthumlich zugewiefenen 
Güter des Gemeinfchuldnerd wiederum nur titulo procura- 
torio befige. Ebenſo gut alfo, wie vor der Vertheilung des 
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ſchuldneriſchen Vermögens von den einzelnen Greditoren 
gegen die Maſſe ſelbſt liquidirt wurde ‚ man mag num die 
Terminologie in dem einen oder dem andern Sinn verftehen 
wollen, ebenfo gut kann auch nach Vertheilung der Maffe 
gegen dieſe felbft, oder vielmehr gegen des Eocationserfennts 
niß Reftitution nachgefucht werden. Denn diefe ift über⸗ 
baupr in allen Fällen zuläffig, welche nicht Durch das Ges 
feß befonders ausgenommen find. Indem nun aber unfer, 
von dem vömifchen durchaus abmweichendes Concursverfahren 
‚ fat allein auf dem Gerichtsgebrauche beruht und namentlich 
das Prineip der Univerfalitdt des Concurfes und einer des⸗ 
fallfigen Gemeinfchaft aller Gläubiger allein durch die deutfche 
Praris entftanden und ausgebildet worden ift, laͤßt fich na⸗ 
tuͤrlich eine gefeßliche Ausnahme der angegenen Art fuͤr den 
vorliegenden Fall nicht nachweifen. Ebenfo wenig liegt aber 
auch in der Natur der Sache irgend ein Grund, aus dem 
gerade gegen ein Locationserkenntnig nach Vertheilung 
der Maffe die Reſtitution nicht nachgefucht werden dürfe, 
da doch eine folche bei dem Vorhandenſeyn der gefeßlichen 
Erforderniffe auch gegen andere rechtsfräftige Erkenntniſſe 
nach deren Vollſtreckung nicht abgefchnitten ift. Endlich ift 


auch jene Ausnahme keineswegs etwa Durch eine allgemein 


angenommene Doetrin oder Praris gleichfam fanctionirt 
werden: Vielmehr erklärt ih Schweppe in feinem. claf- 
ſiſchen (2) Syftem des Concurfes der Gläubiger $. 145 *) 
dahin, daß auch nach gänzlicher Beendigung des Concurfeg 
und völliger Vertheilung der Mafle ein Neftitutionsgefuch 
gegen die Letztere zuläffig jei. Ebenfo lehrt Linde Lehrs 
buch des Eivil-Brozeffes 2. Ausg. $. 449, daß nach Vers 


a 


*) Es Heißt darin im A.: „Auch nach erfolgter Diftribiition Fönnen 
die nicht erſchienenen Gläubiger die Präcluſſon auf gleiche Weiſe 
anfechten, wie vor der Austheilung, NN - — aud aus dem 
Grunde der Reftitution,« Ä 4 


oo 0 
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theilung der Maſſe das Concursverfahren ſich endige, Falls 
nicht die Gläubiger noch zu beachtende Erinnerungen mach- 
ten, unter welchen Erinnerungen diefer Schriftſteller un⸗ 
zweifelhaft namentlich die Meftitutionsgefuche verftanden hat, 
weil er ſich in der betreffenden Note ausdruͤcklich auf die 
Auctorität von Schweppe und zwar namentlich auf den 
$. 105 des gedachten Werks deſſelben bezieht ). Diefelbe 
Anſicht iſt gebilligt von Claproth: Summariſcher Prozeß, 
$. aan. Sat es laͤßt ſich ſogar, fo viel bekannt, zum Bes 
lege für die Richtigkeit der entgegengeſetzten Anſicht keine 
doctrinelle Auctorität namhaft machen. Daraus folgt aber, 
daß die Hofgerichtliche Verfuͤgung vom 27. Februar d. J. 
beſchwerend iſt.“ Am Schluſſe dieſes Beſchwerdelibells wurde 
die Bitte ausgeſprochen, dieſe Verfügung wieder aufzuhe⸗ 
ben und zu verfügen, daß die Querulantin gegen die Rechts⸗ 
kraft des Locationserfenntniffes in den vorigen Stand Rech— 
tend wieder einzufeßen und resp. die Appellation dagegen 
noch zulaflig fei. — Der von dem oberften Gericht erfors 
derte Bericht Großherzogl. Hofgerichts ift nach einer kurzen 
Einleitung des Inhalts: „Der querulantifche Anwalt: ges 
ſteht felbft ein, daß die angebliche Verkürzung feiner Elien- 
tin blos durch feine Schuld veranlaßt worden fei. Nach 
einem vorliegenden gemeinen Befcheid vom 9. März 1807, 
welcher durch die höchfte Verordnung vom 9. Januar 1817 
beftätigt wurde, dürfen aber Anwälte in einer Sache, worin 
fie fich einer Verſaͤumniß, Fehlficht eder überhaupt - einer 
ſchuldvollen Handlung theilhaftig gemacht haben, gegen diefe 
ihre rignen Handlungen mit einem Reſtitutionsgeſuch nicht 
auftreten. Ebenfo beftimmt jenes höchſte Geſetz, daß Neftis 
tutions⸗Geſuche binnen einer, von dem Lauf des verfäumten 
Termins Hleich langen Frift unfehlbar eingebracht, gegen= 


*) ſ. nah Dabelom: Erläuterung der Lehre vom Concurs. 
Th. 2. Halle 1792, $, 188, 
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falls Feine Nückficht darauf genommen werden fol. Nach 
Vorlage der Untergerichts-Aeten ift das Locationserfenntnig 
dem querulantifchen Anwalt am 8. Suli 41832 publicirt, 
von demſelben aber erſt am 29. September das Neftitutiong- 
gefuch eingereicht worden, und dürfte daher das fragliche 
Reſtitutionsgeſuch in beiden Beziehungen als formell un 
zulaͤſſig, mithin fchon desfalls verwerflich erfcheinen. Abge—⸗ 
fehen aber auch hiervon, fo wird das Neftirutionsgefuch auch 
in materieller Hinficht ein gleiches Schickſal treffen 
muͤſſen. Der Kürze halber, und. um nicht in Wiederholuns 
. gen zu verfallen , erlauben wir ung eine Beziehung auf uns 
. fere Verfügungen und die Gründe, welche in dem von dem 
Untergericht — erftattesen Bericht angeführt worden find. — 
Indeſſen wollen wir denfelben noch folgende wenige Bemer⸗ 
kungen anfügen. Es behaupten mehrere angefehene Rechts— 
lehrer, 3. 3. Elaproth: Einleitung in fammtliche ſum⸗ 
mariſche Prozeſſe $. 379, Leyser: Medit ad pand. Sp. 496. 
m. 2, daß nach gefchehener, Bertheilung der Maſſe eine Re⸗ 
ſtitution überhaupt gar nicht mehr zuläffig fei und das 
etwa indebite bezahlte von den Creditoren, die folches em⸗ 
pfangen, nicht ‚zurückgeforderr werden könne, geftüßt auf 
L. 44, dig. de cond. ind., wo es heift: „repetitio nulla 
est ab eo, qui suum repetit“ und auf L.1. $.2, Dig. de 
 „separ. ubi, confusis bonis, et unitis, separatio et resti- 

tutio denegatur. : Allein, wenn man auch der Anficht der- 
jenigen Nechtgelehrren beisreten will, welche bei vorhan— 
denen,erheblichen Gründen eine Neftitution nach ge 
fchehener Bertheilung der Maffe noch zu. laffen, fo geht doch 
deren Meinung einftimmig dahin, daß eine folche Reſtitu— 
tion nicht gegen eine laͤngſt zerfplitterte, gar nicht 
mehr eriftente Concursmaffe gerichtet, fondern nur 
gegen. denjenigen Glänbiger gefucht werden. koͤnne, 
welcher. feine Bezahlung nicht erhalten haben würde, wenn 
des Reſtituenten Anſpruche vor der Diſtribution dem Nich- 
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ter bekannt geweſen wären. Danz: Grundſätze des: ſumm. 


Pros. $. 118. Strube: Rechtl. Bed. Th. 1. Bed. 67. 
Walch: Introductio in contr. jur. civ. Sect. 4 C. 3 m, 


Sect. 2 $. 24. L. 19 $. 1 de cond. ind. L. 32 Dig 


de reb. ered *. Hiernach möchten unfere angefochtenen 
Berfügungen vom 2. November vor. und 27. Febr d. J. 
in jeder Hinficht gerechtfertigt erſcheinen.“ — Unterm 26. 
September 1833 verwarf das oberſte Gericht die Beſchwerde 
„unter Bezugnahme auf die in dem at e 
wickelten Gründe,’ 

X. P. d. O. A. G. Nr.-91. Bürgſchaft, insbes 
fondere die Wirkung der Bräclufion des Glaͤu—⸗ 
bigers in dem Concurfe des Hauptfchuldners; 
resp. der Verzichtleiftung des Gläubigers auf 
feine Befriedigung aus der Concursmaſſe des 
Hauptfchuldners auf die Verpflihtung des 


Bürgen *). Wenn der Gläubiger, — fei es, weil er, 


#) ſ. noch Bayer Theorie des Eoncurs: Prozeffes nach gem. Recht, 
München 1836, $. 57. ©, 183, 184: wo der BVerfaffer von den 
Erforderniffen der MWiedereinfegung gegen eine-Präctufion hans 
beit und hinzufügt: »Unter diefen Vorausſetzungen kann aber 
zu jeder Zeit, auch noch nach der Publication des Prioritäts— 
urtheils, ja ſelbſt noch mach gefchehener Diftribution der Maffe, 


% 


mit Erfolg um Reptitution gebeten werden, Nur verfteht fich » 


in dem legten Fall von felbft, daß in Folge der ertheilten Res 
ftitution nicht etwa die zerftreute.Maffe wieder gefammelt And 
das Verfahren in feinem ganzen Umfange von vorne begonnen, 
fondern der Anſpruch nur gegen diejenigen Gläubiger ange: 
bracht und durchgeführt wird, welche entweder gar nichts oder 
doch weniger erhalten haben würden, wenn ſich der Reſtituirte 
zu rechter Zeit gemeldet hätte.« 


“r) Dergl. Jäger: Hat der Glänbigereine Klage gegen " 


den Bürgen, wenn er durch eignes Verſchulden von 
der Concursmaffe des Hauptfhuldnerg ausge: 
fhloffen worden ift? (Zeitfchr, für Civitrecht und P rozeß 
Band 5, S, 231 — 239). Der Verfaſſer bejapt dieſe Pin 


Eoneurd. . 23 
ſich präckndiren ließ, fei ed durch freiwilligen Verzicht, felbft 
Urfache war, daß er in dem Concurfe des Hauptſchuldners 
gar nicht, oder nicht vollkommen befriedigt wurde, fo iſt 
der Bürge rechtlich nicht verpflichtet, ihm dasjenige zu bes 
zahlen, was er, ohne jenes eigne Verfchulden, bei dem 
Eoncurfe des Hauptſchuldners von feiner Forderung an dens 
felben hätte erhalten können. (Befchloffen am 5. Decem⸗ 
ber 1834. Erkenntniß in Sachen der Praceptor R. Kinder 


zu D. gegen den Pächter H. auf dem — Hof, Forde⸗ 
rung betreffend).“ 


XI. P. d. O. A. G. Nr 83. Die Frage, ob 
dem Erbegeld ein Borzug im Eoncurfe zw 
ftebt *)? Dem Erbegeld fteht weder nach römifchen, 
noch nach gemeinem deutfchen Necht ein Vorzug im Cons 
eurfe zu *) (Erfenntniß ı) vom 28. Juni 1820 in Sachen 


gegen Weber: Syſtematiſche Lehre von ber natür: 
lihen Verbindlichkeit $. 115, Gönner: Handbud 
des tentfhen gemeinen Prozeffes Bd. 4. Abh. LXXXII. 
8. 31, und Sell: Kann der Bürge die exceptio excus- 
sionis vorfhüsen, wenn über das Vermögen des 
Hauptfhnidners@oncurs ausgebroden if? (6.243 
des dritten Bandes derſ. Zeitſchr.) S. 255. ıc. 

* Berge. Schweppe: Syſtem des Eoncurfes der Gläubiger, 
2. Aufl. Göttingen 1824. $. 4. S. 70, | 

2) Pfeiffer: Praktifche Ausfünrungen aus allen Theilen ber 
Rechtswiffenichaft, Band 4. Hann, 1836. Abh. IX. Weber 
das Vorzugsrecht der Erbgelder im Concurſe, 
S. 779 — 343, Der Berfaffer fagt einleitend: »Mitten anf 
der Grenze zwifchen römiſchem und deutfchem Privatrechte 
ftehet, — wenigftens der Theorie nach, die Lehre von dem bes 
fonderen Vorzuge ber Erbgelder, Daun, wie es auf der einen 
Seite nicht an Rechtögelehrten, zum Theil recht angefehenen, 
fehlt, welche diefes Vorzugsrecht nur auf die Grundfäge des 
römischen Rechts zurückführen wollen — Leyser Med. ad Pand, 
Sp. 483. med. 1. Pufendorf: Observ. jur. univ. P. 1 obs. 103. 
A. G. L, Weber: Diss. de pecunia hereditaria in concursu 
creditorum e jure pretii refidui rei venditae acslimanda, 

Mprogehordn. 11. 18 
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der Wittwe des Oberſten P. gegen die Concursmaſſe des 
Advocaten ©. zu D. M vom 10. Mai 1825 in Sachen des 





Goett. 1816. $. 7. v. Bülow, Abhandlungen über einzelne 
Lehren des römischen Rechts. Th, 1. Nr. 16 — fo wird daf: 
felbe hingegen von andern, nicht minder bewährten Schriftftel= 
lern nur als eigenthümlich deutfhrechtlihes Juſtitut bes 
zeichnet — Schilter: Exercit. ad Pand. Ex. 33. 41. Walch: 
' Dissertatio de privilegio pecuniae hereditarii in concursu cre- 
ditorum (opusc. P. Ill. ex. 3 p. 370) — wo. hingegen eine 
dritte Auſicht diefen Swiefpalt durch eine Unterfheidung 
zwifchen den verfchiedenen Fällen, in welchen Erbgelder Wrfom: 
men können, zu fchlichten fucht, indem fie unter gewiffen Vor⸗ 
ausfesungen die Grundfäse des römifhen Rechts für anwend— 
bar erklärt, unter gewiſſen andern die Entfcheidung auf das 
deutfche Recht gründe. — Schmeppe: Syſtem des Eon: 
curfed der Gläubiger, 6.41. Macdeldey: Lehbrbud des 
römifhen Rechts, $. 779. — Diefe letztere Anficht ſtimmt 
in fo fern mit der zunächſt vorher erwähnten überein, als fie 
eigentlich nur den Ball, wo wahre Erbgelder im technifchen 
Sinn vorhanden find, von demjenigen fondert, wo von fol: 
hen, genau genommen, gar nicht die Rede fein Fann, und wo 
deren Benennung nur uneigentlich gebraucht wird. Lediglich 
dem teutfchen Rechte,« fügt der Verfaffer hinzu »gehört aber 
die Lehre von dem Vorzugsrechte der Erbgelder in derjenigen 
Eigenthimlichkeit und dem Umfange an, in welchem deren prak: 
tifche Anwendung durch die Erfahrung felbft in vielen, wo 
nicht den meiften deutfchen Staaten gegeben iſt« — Das Re: 
fultat der Unterfuhung des Derfaffer befteht darin: »Den 
Erbgeldern kommt gemeinrechtlich ein befonderes Vorzugs— 
recht, gleih den Reallaften zu, wenn diefelben durch eine 
deutfhrehtlidhe Erbvertheilung begründet würden.« — 
Vergl. noch; Spangenberg Praftifche Bemerkungen, pros 
zeffuafifhen Inhalts (Zeitfchrift für Civitreht umd Prozeß, 
Band 6, ©. 226— 257 Nr 3) »Eollocation der Eribgels 
der und der dentfchrechtlihen Abfindungen im Con— 
eurfe, S. 241— 249, Der Berfaffer ſagt S. 242 »Die rich: 
tigfte Anfiht fcheint diejenige zu feyn, welche zwar das Vor⸗ 
bandenfeyn einesgemeinrechtlihen Vorzugsrects, 
vermöge deffen den Erbgeldern und deuntſchrecht— 
lichen Abfindungen der Pla in der erften Elaffe 
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Freiherrn d. T. gegen die Curatoren des J. ©. und Cons 
forten auf der &..er Mühle; 3) vom 21. Februar 1834 
in Sachen der Ehefrau des H. ©. zu D. gegen die Eredis 
toren der He Geaſchen Concursmaſſe zu B.).“ — Die ents 
gegenfeßte Praris herrſchte bei’ der ehemaligen Juſtiz⸗Canz⸗ 
lei in Michelftadt, f. Beck und Lauteren: Das Land» 
recht der Graffchaft Erbach und Herrichaft Breuberg. 
Darmſtadt 1824, ©. 391. 502. 

x P. d. 8.9. ©. Nr. 86. Das Vorzugsrecht 
des Heirathsguts, resp. des folchem nach 8.3 der Landee- 
Verordnung vom 2. März 1795 *) gleich ftehenden übrigen 
Eingebrachten der Ehefrau im Concurſe des Ehemannes fteht 
nicht allein der Ehefrau für ihre Perſon, fondern auch, 
nach ihrem Tode, im gleicher Maffe den — felbft unehe⸗ 
fichen — Kindern derfelben zu, ohne Rüchſicht, od fie mit 
ihrer Stiefmutter, oder andern Gläubigern concurriren (Ers 
fenntniß 1) vom 1. Mai 1834 in Sachen des Bärkermeis 
fier C. D. dahier ‚gegen die Debitmafle des G. D., in specie 
die Tochter deffelben; -2) vom 19. April 1825 in Sachen 
der Großherzogl. Forſtwittwenkaſſe dahier gegen A. C. W. 
zu N.) 

XIV. P. d. O. A. G. Nr. 102. „Vorzugsrecht 
der Ehefrau wegen ihrer Illaten in Concurſe 
ihres Ehemannes. Dem geſetzlichen Pfandrecht der 
Ehefrau wegen ihrer Illaten ſteht gemeinrechtlich ein Vor⸗ 


hi . 


der abfolut privilegirten Gläubiger angewiefen 
werden ſoll, ableugnet, wohl aber dafür hält, daß den 
Erbgeldern des römifhen Rechts unter beffimmten 
Vorausfegumgen ein Separationsreht anklebe, bie 
deutfchrehtlihen WUbfindungen aber als Maffe: 
taften anznfehen feien, .die. vorab befriedigt wers 
den müffen, ehe die Eoncursmaffe zur Verspeilung 
unter die Gläubiger kommen könne.« 
*) ſ. oben S. 252, 253, 


18* 


276 Concurs. 


zug vor dem privilegirten Pfandrecht deſſen zu, welcher ſich 
wegen zum Ankauf einer Sache hergeliehenen Geldes ein 
Pfandrecht ausbedungen hat. Entſcheidung in Sachen der 
Erben der zu ©. verſtorbenen B.fchen Wittwe gegen die. 
‚Ehefrau des Spenglermeifterd J. K. daſelbſt.“ 


XV. P. d. O. A. G. Nr. 103. „Das Vorzugs⸗ 
recht der Ehefrau wegen ihren Illaten in dem 
Concurſe ihres Ehemannes vor älteren Pfand» 
rechten ). Dem gefeglichen Pfandrecht der Ehefrau wes 
gen ihrer Illaten ſteht gemeinrechtlich nicht bloß vor Altes | 
ven ftillfchweigenden Clegalen) fondern auch vor Altes 
ven ausdrücklichen (gerichtlichen, wie außergerichtlichen) 





*) Sintenis: Handbuch des gemeinen Pfandrechts. Halle 1836 
5. 65 »Don den bevorzugten Pfandrechten« (S. 623 — 635.) 
©. 634. 635. Der Verfaffer fagt: »Das Pfandrecht der Ehes 
frau mwegen ihres Einbringens, d. h. der Mitgift und deren 
Vermehrung, fowie der davon angefhafften Sachen und zwar 
fowoht für fie, als ihre Kinder und Enkel (nicht aud für an- 
dere Erben oder Nachfolger) ſelbſt gegen die gleichen Anfprüche 
der zweiten Gattin und Stiefmutter ift von Juſtinian bes 
vorzugt worden. Es hat zu allen Zeiten nicht: an Befchrän: 

kungen und Anfehtungen diefes Worzugsrechtes gefehlt. (Glück: 
Ausführliche Erläntermg der Pandecten, Bd. 419, ©. 271 ı«.) 
Als ganz einftimmig verworfen find von diefen zu bezeichnen, 

» daß ed nur auf die älteren ſtillſchweigenden, nicht auf 
die ausdrücklichen einen überwiegenden Einſluß ausüben und 
daß die Kinder daffelbe nicht gegen ältere Gläubiger geltend 
machen können. Mehr Beachtung verdient die Brage, ob es 
den Kindern der Frau unbeichränft gleich ihr felbit zuguertheis 
ten fei, oder nur, wenn fie mit dem Mitgift einer zweiten Ehe 
zufammentreffen. Man Bann jedoch mit Sicherheit auf die von 
uns angenommene gemeine Meinung aus einer Novellenſtelle 
(Nov. XCVII. Cap. 1) ſchließen, weil nach ihr die ältere Mits 
gift überall priora privilegia genießen fol und in derfelben 
von den Kindern als Pfandgläubigern überhaupt die Rede iſt.« 
ſ. noch Schweppe a, O. ©. 128. 


Concurs. 277 


Eonventional» Pfandrechten der Vorzug au. (Erfenntniß 
1) in Sachen H. von 2. gegen G. B.s Ehefrau daf. 18285 
2) in Sachen der. Erben der Wittwe B. zu G. gegen 
die Ehefrau des J. K. dafelbft, 1836: 3) in. Sachen 
des C. ©. zu M. gegen die Ehefrau des J. K. zu H. 
1836). | 

XVI. Auf dem Landtage von 1826 big 1827 legte die 
Staatsregierung den Ständen folgenden Gefeßesentwurf vor : 
„Der deitte Abfak der Verprdnung vom 28. Mär; 1732 
iſt aufgehoben. und es follen in den Provinzen Oberheffen 
und Starfenburg in. Bezug auf die- privilegia dotis und 
fonftige weibliche Rechtswohlthaten die jüpifchen Ehefrauen 
diefelben Mechte genießen, welche den hriftlichen Ehefrauen’ 
zuſtehen.“ Zur Begründung. diefes Gefebesentwurfs trug 
der Regierungscommiſſär vor: „Die Verordnung vom 28; 
März 1732 *), deren beide erfte Paragraphen bereits außer 
Wirkſamkeit gefeßt find **), fehreibt im dritten und letzten 
Paragraph folgendes vor: „„AUnd damit auch drittens die 
jüdifche Eheweiber nicht Urſach haben mögen, fich zu bes 
ſchweren, als ob fie derer. denen Weibern in Nechren com 
petirenden ‚weiblichen benefieiorum, gegen die bisherige 
Obſervanz, gänzlich privirt würden, hingegen aber auch 
die Chriften in den. mit Unſern fchußangehörigen Juden 
babenden Handlungen und Negotien fih um fo mehr profpis 
eiren können; fo haben Wir, um auf beiden Seiten einen 


u) Sammlung der wictigeren bis zum Jahre 1800 
erlaffenen Heffifhen Verordnungen 2. Darmft. 1827. 
©. 33. 34. In dem Bericht des Ausichuffes der zweiten 
Kammer wurde hervorhoben, daß diefe Werordnung auf alle 
feit 1803 erworbenen cisrheinifchen Lande nicht ausgedehnt 
worden fei. 


er) Diele zwei Paragraphen ‚betreffen die Gerichtsbarfeit der Rab⸗ 
binen, welche durch die Merordnung vom 9. Februar 1826, 
(. C. P. O. m. Sp. ©. 12) aufgehoben wurde, 
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Mittelweg und temperamentum zu treffen, hiermit: verord⸗ 
net, daß, wann jüdifche Eheberedungen errichtet und folche 
den Beamten zu Confirmation präfentirt werden, dieſe die 
beide Berfprochene und deren Eltern und Beiftände vernehmen 
follen, ob beide eine gemeinfchaftliche Handlung führen, 
mithin eines vor das andere ftehen, und alfo die Braut ihrer 
weiblichen Gutthaten (welche der Beamte ihr. fodann deut⸗ 
lich zu erklären und fie davon certioriren bat) fich begeben, 
und darauf renunciiren wolle; im Fall fie nun fi) dazu 
refolviret, bat der Beamte folches in die Confimation aus⸗ 
drüdlich zu melden, gegenfalls aber. denen Verfprochenen 
der Ehe halber zwar ‚nichts in den Weg zu legen, auch-die 
Eonfirmation der Ehipakten ohne Umſtand zu thun, jedoch 
die Unterthanen des Orts und Amtes zu warnen, ſich in 
Handel und Wandel mit einem ſolchen Juden in Acht zu 
nehmen, wie dann auch Unſere Beamte, keine übermäßige 
Confirmationsgebühr zu prätendiren, ſondern ſich mit dem 
in Unſerer Fürſtlichen Prozeßordnung determinirten Quanto, 
ohne Reflexion auf die Summam dotis, vel donationis 
propter muptias, begnügen zu laflen, hierdurch -ernftlich: ans 
gewiefen werden.’ Diefe Beftimmungen haben ſich nicht 
als müßlich bewährt. Die vorgefchriebenen Warnumgen be 
nehmen dem jüdischen Handeldmann  fchon bei dem Anfang 
feines Geſchaͤfts einen großen Theil desjenigen Vertrauens, 
ohne welches er folches nicht führen Kann; fie fteilen ihn 
gegen den chriftlichen Handelsmann zurück, rückſichtlich deſſen, 
unter gleichen Verhaͤltniſſen, keine Warnung erlaſſen wird, 
und da dieſe Bekanntmachungen, weil ſie nicht periodiſch 
erneuert werden, bald in Vergeſſenheit übergehen, fo fchas 
den fie nur auf einer Seite, während fie auf der andern. 
feinen reellen Nutzen bringen. Weberdieß hat die Faſſung 
der erwähnten Verordnung Veranlaffung zu fehr abweichens 
den Anfichten bei den Gerichten, über die Borausfeßungen, 
unter welchen jüdische Ehefrauen auf die weiblichen Nechtss 
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wohlthaten Anfpruch machen können, gegeben *) und die 
Befeitigung der daraus .entfpringenden Ungleichheit in der 
Nechtiprechung wünfchendwerth gemacht. Damit nun end» 
lich , wenn die: Borfchriften der- Verordnung von 1732 aufs 
fer Wirkfamfeit gefeßt werden, die alte Controverſe Darüber, 
ob die Privilegien des dos, und die weiblichen Rechtswohl⸗ 
thaten nach ‚gemeinem Recht auch von den jüdifchen Ehe—⸗ 
frauen in. Anfpruch genommen werden dürfen *), auf die 
Rechtsſprechung feinen Einfluß mehr äußern kann; fo ift es 
zweckmäßig, auszuſprechen, daß die jüdischen Ehefrauen den 
chriftlichen Ehefrauen in diefer Beziehung gleichitehen follen, 
indem fein zureichender Grund vorliegt, welcher es als 
nothwendig darzuſtellen vermöchte, daß die Verſchiedenheit 


#) Gatzert: De judaeorum in Hassia praecipue Darmstadina 
juribus et obligationibus. $. 10. p. 25 v. Zangen: Abhandt, 
über die bürgerl, Berbeff. der Juden, ©. 71 und defs 
fen Schrift: Weber weiblihe Bürgfchaften und Concursſachen. 
©. 35. | 

*) An dem Bericht des Ausſchuſſes der erften Kammer heißt es 
u. A. »Es ift nämlich beftritten, ob die Nov. 109, Cap. 1, 
welche die mulieres haereticas im Gegenſatze der orthodoren 
Ehefrauen von den den letzteren in den Gefegen zur Sicherung 
ihres in die Ehe eingebradhte Vermögen verliehenen geſetzlich 
privifegirten Pfandrechte anschließt, fih blos auf die in der 
damaligen Zeit beftandenen Peberifchen chriftlichen Secten bes 
fchränke, oder, ob fie ganz allgemein alle diejenigen, welche ſich 
nicht zu der Batholifchen Kirche befennen, namentlich, alfo auch 
die Juden in ſich begreife? Diefe zu verfchiedenen Rechts— 
fpredungen in den Gerichten Beranlaffung gebenden Contro⸗ 
verfe wird nun zugleich durch den Geſetzesentwurf auf eine 
Weiſe befeitigt, welche der richtigeren Auslegung der Nov. 109 
wohl am mehrften entfpricht« ıc. ſ. Boehmer Jus eccles. pro- 
test. Tom, IV. Lib. 4. Tit. 6. 9. 62, Meißner: Bom ftill: 
fhweigenden Pfandrehte, Leipzig. 1803. 1804, '$. 158. 
159. Glüuck: Erläuterung der Pand. Th. 19. S. 111—1%0, 
Dabelow a. a. O. Th. 2, 9. 239. 40, ©. 248 — 253, 
nn. -Ingenheim Lehrb. d. gem. Givilrechts, Bd, 1. 

137, 
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der Meligion auch eine Verſchiedenheit der Rechte der Weis 
ber zu Folge haben müffe. Der vorliegende Gefeßesentwurf 
hebt daher nicht nur den $. 3 der Verordnung vom 28. März 
1732 auf, fondern fpricht auch aus, daß die jüdifchen Ehe: 
mweibern mit den chriftlichen gleiche Nechte genießen ſollen.“ 
Der Ausfchuß der zweiten Kammer trug auf Annahme des 
Geſetzesvorſchlags an, ein Antrag den die Kammer mit 26 
Stimmen gegen 3 genehmigte: Die erſte Kammer nahm 
einftimmig den Gefeßesentwurf an, der einer ganzen Faſ⸗ 
fung nach unterm 6. Januar 1827 zum Gefeß erhoben 
wurde. (Mg. Bl: v. J. 1827, Nr. 2, ©. 6.) Ä 

XVI. P. d. O. 96 Nr. 4. „Das Separa—⸗ 
tionsrecht der Pfandglaͤubiger eines älteren 
Eigenthümer. Demjenigen, welcher ſchon ein rechtsbe⸗ 
ſtaͤndiges Pfandrecht an der Sache erlangt hatte, ehe ſolche 
in das Vermögen des Gemeinſchuldners kam, ſteht der Vor⸗ 
zug vor allen bei Letzterem (dem nachherigen Erwerber der 
Sache) erſt entſtandenen, ſelbſt privilegirten Hypotheken, 
namentlich auch vor der Illatenforderung der Ehefrau des 
neuen Eigenthümers, ja ſogar ein (Quaſi⸗) Separations⸗ 


recht zu. (Entſcheidung vom März 1829 in Sachen der 


B. Z. Kinder erſter und zweiter Ehe zu G. Oberappellan⸗ 
ten, gegen F. H. daſelbſt, Oberappellanten, muͤtterliches 
Vermoͤgen betr.“ *). 


#) Dieſer Rechtsfall iſt dargeſtellt bei B. M. Br. 1. ©. 76-89. 
Der dort erwähnten Literatur iſt als neuerer Erſcheinung bei: 
aufügen: 1) Muehlenbruch: Doctrina pand Ed. 3. Hal, 1831. 
6. 115, 2) Depp: Iſt der Pfandgläubiger, welder 
ein Pfandrecht an der Sache hatte, bevor diefelbe 
vom Gemeinfchuldner erworben wurde, GSeparatift? 
(5. 37—53 des vierten Bandes der Beitfchr. für Civil: 
„recht und Prozeß. Gießen 1831.) 3) Wächter: Ueber 
"das Verhältuiß des Pfandrechts, welches hei einem 
früheren Eigenthümer erworben wurde, zu dem 
bei fpäteren Eigenthämern an derfeiben Sache 
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XVM. P. d. O. ©. Nr. 214. „Pfandrecht des 
Fiscus an dem Vermoöͤgen feiner Verwalter. 
Dem Fiscus *) fteht, wegen der Forderungen, die er an 
feine Beamten, Verwalter, Einnehmer, Caffirer u. f. w. 
als folche hat, namentlich wegen eines Paſſivreceſſes ders 
ſelben, an deren Vermögen cin ftillfehweigendens allgemeis 
nes, jedoch — ohne Unterſchied, ob das Vermögen vor, 
oder auch nach Hebertragung des Amts erworben worden, — 
nur fimples Pfandrecht zu, das gleich von dem Moment 
der Webernahme der Verwaltung beginnt, und, fobald das 
Factum und die Anfangszeit der Leßteren entweder durch 
das Anftellungsvekret des Beamten gehörig bewiefen wird, 
oder in anderer Weife mit geniigender Zuverlaͤſſigkeit conftirt, 
bei dem Zufammentreffen mit einer einfachen gerichtlichen 
Concentionalhypothek gemeinrechtlich diefes dergeftalt gleich 
geachtet werden muß, daß zwiſchen beiden blos die Prioris 
tät der Zeit den Vorzug verdient. (Erfenntniß vom 8. 
Januar 1830 in Sachen des Kaftenmeifterd K. zu ©. gegen 
die. Concursmaſſe des Schultheißen 3. zu U., modo den 
Großherzogl. Cameralfiscus, Capital und Zinfentorderung, 
jetzt Vorzugsrecht betr.)‘’ Vergl. Sintenis: Handbud 
©. zı1. Claproth Einirirung in ſämmliche ſum— 





erworbenen privilegirten Pfandrechten (8.340 
— 398 des vierzehuten Bandes des Archivs für die 
civitiſtiſche Prarie. Heid. 1832.) 4) Spangenberg: 
Ueber das Separationsrecht ex jure crediti hypothe- 

earii bei Concurſen (5. 155 — 160 deffelden Bandes die: 
fer Seitfhr. 5) v. Löhr: Weber die Rechte mehrerer 
Pfandaläubiger (5. 162 1. ebendaf.) ©. 166 — 168. 
6) Sintenis Hardbuh des gemeinen Pfondrechts. Halle 
1836, ©. 636 ꝛc. 

2) Eine Verordnung vom 14, März 1817 (E. 9. Bd. 3. S. 436) 
ertheilte der Großherzogl. Iuvalidenanftalt »die jura fisci« 
und gebietet namentlich den Gerichten, die Rechte diefer Ans 
ſtalt hiernach zu beurtheifen und anzuerkennen, 


282 Concurs. 


mariſche Prozeſſe. Ausgabe von Willich. (a. Ausg.) 
Göttingen 1808, $. 403. S. 655. Smelin: Die Or» 
nung der Gläubiger bei dem über ihres Schuld 
ners Vermögen entfiandenen Gant-Prozeſſe. 
Dierte Ausgabe. Ulm 1793. ©. 181. 

XVIII. 92.9.6 in D. Nr7 „Das Pfand 
recht des Fiscus betr. A. Der Fiscus bat an dem 
Vermögen feines Contraktſchuldners nur ein einfaches 
Pfandrecht von der Zeit des Abſchluſſes des Vertrags an *). 
Diefer Beftimmung fteht der Tit. 7. **) $-2 ded Cagenelln- 
bogen Landrechts ***), wonach dem Fiscus für rückſtaͤndige 
Steuern, Beede, Nente, Zins und Pächte ein vorzügliches 
Pfandrecht eingeräumt ift, nicht entgegen, indem die bier 
erwähnten Pächte unter die ftändigen Orundrenten gehören 
und unter denfelben keineswegs Zeitbeftandgelder verftanden 
werden. (Urtheil vom 18. Juli 1820 in Sachen des Groß 
herzogl. Cameralfiscus gegen die Concursmaſſe ded PB. ©. 
zu €. pto. prior.) - B. Der gemeinrechtliche Srundfaß, daß 
der Fiscus hinfichtlich feiner Contraftsforderungen ein all 
gemeines gefegliches, jedoch. nicht privilegirteds Pfandrecht 
om Vermögen feiner Contrahenten hat, und daß, wenn 
der Fiscus mir Conventionalhppothefen, feien diefe auch ge= 
richtlich beſtätigte Pfandverfchreibungen, collivirt, der Grund- 
ſatz, qui prior tempore, potior jure, gilt, wird durch 


*) Dabelom: Erläuterung der Lehre von Eoncurs der Gläubis 
ger. Th. 2. Halle 1792, $. 247— 254. Omelin aa O. 
©. 180. Muehlenbruch: Doctrina pand. Edit. 3, Vol, II, 
Hal, 1831, p. 210. Gintenis Handbuch, ©. 310. 630, 
Schweppe a. a O. ©, 177. 

”) »Von der Priorität der Gläubiger, ober wie eine 
Schuld vor ber andern ſoll bezahlt werden.« 

44) Es follen unfere Beamten — verfchaffen, daß vor allen Din: 

gen die — ausfkändige und betagte Steuer, Bethe, Renthe, 

Zins und Pfächte — aus des Schuldners Gütern bezahlt — 

werden.« 
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Tit. 7. 8. 3 des Catzenellnbogen Landrechts *) nicht. ges 
ändert, indem dieſer Baragraph nur das Verhältniß der 
dos zu den ausdruͤcklich und vor Gericht verlegten 
Pfaͤnder feſtſetzt, fonft aber an der Beſtimmung des gemei⸗ 
nen Rechts nichts ändert. -(Erkfenntniß vom 7. September 
18235 in Sachen F und H. gegen Großherzogl. Cameral⸗ 
gseus Vorzug in. R.fchen Concurs betr.) O. Im Colli⸗ 
ſionsfalle zwiſchen einem pignus publieum und einem pignus 
legale simplex gilt die Rechtsregel: prior tempore, potior 
jure. (Erkenntniß iin derſ. Sache),. 

XIX. P. d. O. A. ©: Nr. 90. „Sollscation ei 
fändiger Erbleibpräftationen im Concurſe *). 
Dem rüdftändigen Erbpacht (Erbleih- Canon) an fich betrach- 
tet, ſteht in Concursfällen an dem Erbleihbgut und deſſen 
Erloͤs weder ein abfolutes Privileg **), noch ein ſtillſchwei⸗ 
gendes Pfandrecht zu. (Erkenntniß 1) vom’ 4. Juni 1810, 





x 


*) Zum andern des Schuldners Weib zugebrachte Brautgift, 
was fie deſſen beweifet, fo ihrem Manne an Geld geliefert 
worden; ed wären demm ältere Gläubiger vorhanden, die auds 
drüctich und vor Gericht verlegte Pfande hätten, die werden 
ihr allein in dieſem Ball vorgezogen 2c.« f. v. Bangena. a. O. 
S. 13 — 1%. 

**) Sintenis: Handbuch ©. 342, 

“r) Ein Minifterialrefeript vom 20, März 1823 an die Finanzkam⸗ 
mer fchreibt in Bezug auf fiscalifhe Bauernlehen namentlic) 
vor: Gonfenfe zu Verpfändungen dürfen nicht anders ertheilt 
werden, als auf eine höchſte Dauer von ſechs Jahren, ferner 
dahin, daß fie mit Ablauf diefer Zeit von ſelbſt erlöfchen und 

das Erbleipgut von dem Oppothefenverbande wieder frei wird, 
daß während diefer Zeit das Erbleihgut nur ın subsidiam für 
die confentirte Schuld haftet; den herrfchaftlihen Abgaben, ins⸗ 
befondere den Erbleihpräftanden bleibt ein Bor: 
zugsrecht vorbehalten. Goldmann: Die Gefeugebung 
des Großherz. Heflen in Beziehung auf Befreiung des Grund: 
eigenthums und der Perfon von allen drüdenden Beichränkungen 
amd Laften, Darmfl, 1831, ©. 28. 
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in Sachen des Großherzogl. Cameralftcus und des A. D. 
auf dem D.er Hof gegen die Concursmaſſe der Gebrüder 
3. zu W., nun die ihnen vorgefeßten ‚Gläubiger; 2) vom 
10. Mai 1825 in Sachen der Freiherrn d. T. gegen die 
Euratoren der J. S. und Eonforten auf der G.er Mühle; 
3) vom 23..März 1827 in Sachen der Fuͤrſtlich J. ſchen 
Rentkammer zu D. gegen den. Gontradietor der K. ſchen 
Concurs ſache zu W.; m) vom 16. Oktober 1834 in Gachen 
D. zu D. gegen die Concurgmaffe des’ Oekonomierath W. 
dafelbft, in specie die ihnen vor und gleich. locirten Glaͤu⸗ 
biger).. Das Naͤmliche gilt hinſichtlich dei 1 Laudemii — Er⸗ 
kenntniß unter 1).“ 


XX. P. d. H. G. in D. Wr 8 „Vorzug des 
pignus publieum *). Das öffentliche Pfandrecht d. h. das⸗ 
jenige, deſſen Entſtehung aus einer oͤffentlichen Urkunde ers 
wieſen wird (pignus publicum) hat nicht unbedingt den 
Vorzug vor allen andern, nicht privilegirten Privat- oder 
gefeßlichen Pfandrechten. Die L. 11. Cod. qui potiores 
in pignore **) beftimmt nur dem fchriftlichen öffent 
lichen Conventional-Pfandrecht den Vorzug vor 
dem fchriftlihen Privar-Eonventionals Pfand» 
recht, und nur auf diefen fpeciellen Fall ift die Vor 
fohrift des Geſetzes zu beziehen, ohne daß dadurch an dem 
Grundſatz, daß bei der Concurrenz fonftiger , nicht conven⸗ 
tioneller öffentlicher Pfandrechte mit Privat » Eonventionals 
und Legal» Pfänder die Zeit über den Vorrang entfcheidet, 
etwas geändert wird. (Urtheil 1) vom 7. Sept. 1895 in 
Sachen Faber und H. gegen Großherzogl. Cameralfiscus, 


*) Sintenis Handbuh S. 266, 643, Schweppe a a. O. 
©. 132, 

“*) f, über die Auslegung dieſes Gefeges Sintenis a. a. O. 
©. 266 — 277. 
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Prioritaͤt im K... ſchen Concurs betr. ; 2): vom ne 
ber 1827 in Sachen W. gegen Hofe nd) 

XXI. 2.2.9 G. in D. Nr 10. „Geſetzliches 
Pfand⸗ und Vorzugsrecht derer, die ad refectionem 
aedium creditirt haben. Nur denjenigen, die zur Wies 
deraufbauung oder Wiederherftellung (ad refec- 
tionem) eines verfallenen Gebäudes creditirten, ſteht ger 
meinrechtlich ein gefeßliches Pfand» und Vorzugsrecht zu *), 
nicht ‚aber "denjenigen, die zur Erbauung eines neuen 
Gebäuded etwas leihen *), welche vielmehr in die Elaffe 
der fimpeln chirographarifchen Gläubiger gehören — am 
welchen Beſtimmungen das. Catenellnboger Landrecht *"*) 
nichts abändert +). (Urtheil 3) vom 26. März 1813 in 
Sachen des F. D. in Mainz gegen Großherzogl. Eamerals 
figeus, beſtätigt durch Großherzogl. Oberappellationsgericht 
am 28. October 18165 2) vom 21. Juni 1817 in Sachen 
des Zimmermeiſters D. zu G. gegen die en der 
— des * 2. u W.). 


#), Sintenis Handbuch. ©. 298, 628, | 
**) Gmelin a. a, O. ©. 133. Elaproth a. a. O. $. 404, 
8,657. Gintenis a, a. DO. 8.340. Schweppe a. ad. 
S. 13. 140, Dag. Madeldey: Lehrbud u heutigen 
römischen Rechts, $. 377. 
er) Th. 1. Tit. 7. 5.5 »Es haben auch den Vorzug unter denen, 
welche ſtillſchweigende Pfande haben, das Weib in ihres Mans 
ned Gütern der Widerlag halber — item der zur Erbauung und 
Erhaltung des Schuldners Behaufung oder Güter Geld fürge: 

.. fest Hat _ 

» Vergl. dv. Zangen a. a. DO. ©. 30— 233, Der Verfaſſer bes 
merkt noch am Schluſſe: Nach einer in Sachen der Caspar 
Hartfchen Ehefrau in Allendorf gegen den in ihrer verftorbenen 
Mutter Concursfache beftellten Eontradictor unterm 12. Juli 
1771 von dem böchften Gericht in Darmftadt ertheilten Erkennt 
niffe wird auch das hierher gerechnet, wenn einer vhne 
vorherigen Vertrag die Gebäude eines Andern auf 
feine Koften ansgebeifert hat, 
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XI. Nach den in der Grafſchaft Erbach‘ und in 
der Herrſchaft Breuberg geltenden Rechtsgrundſaͤtzen ge⸗ 
nießt das Leibgeding (Auszug ) in fo weit es ohne Schuld 
des Leibzüchters noch zuruͤckſteht und im fo weit die Guter, 
auf welchen es als Meallaft ruht, fich noch in der Concurs⸗ 
maſſe befinden *), ein befonders privilegirted Vorzugsrecht, 
jedoch unbefchader der hypothekariſch verficherten Forderums 
gen,’ welche früher, als das Leibgeding, auf dem: Gute 
ruhen: Beck und Lauteren: Das Landrecht ꝛc. der 
Grafſchaft Erbach und Herrſchaft Breuberg. Darmſt. 1820, 
©. 396. 400. 

XXIUII. Verfügung des Großherzogl aricht ⸗Collegiums 
vom 25. Juli 1817 „das geſetzliche Pfand⸗ und Bor 
zugsrecht der Offizierskleidetkaſſen auf die 
laufende Monatsgage und die übrigen Berlaß 
ſenſchaft eines abgebenden Offiziers betr. (A. © 
u. V. Bd. 2. ©. 118). Da in der von Sr. Königlichen 
Hoheit dem. Großherzog erlaffenen Verordnung wegen pers 
befierter Einrichtung der Offizierskleiderkaſſen bei Allerhöchft- 
dero nfanterie » Negimentern gnaͤdigſt beftimmt ift, daß 
den Regiments - Offizierskleiderkaſſen ein geſetzliches Pfand⸗ 
und Vorzugs recht nicht nur auf die laufende Monatsgage 
eined abgehenden Offiziers, Tondern auch auf deffen ganze 
übrige Verlaffenfchaft, in fo fern er darin fihuldig ver 
bleibt, conftituirt feyn folle, fo wird dieſes den Militärge- 
richten fowie überhaupt au jedermanng — — be⸗ 
kannt gemacht.“ 

XXIV. Im 8.10 der U 
nung vom 18. November 1816 (A. d. ©. u. V. Bd. 2, 
©. 289 — 324 € H. 3. 3, ©. 93) heißt es & 40, 


*) ſ. H. R. 5 v. Auszug ©. 72 — 76. 
9— Sonſt hat der Leibgedingsgerechte nur eine perjönfice unbevor: 
zugte Forderung. 
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Privilegien der Brandverfiherungstaffe hin— 
fichtlich ‚der Beiträge und Entfchädigungsgels 
der’’ Pof. 1. ‚‚Der Brandaffecurationskaffe gebührt gegen 
die einzelnen Gebäudebeſitzer hinſichtlich ihrer jährlichen 
Brandentfchädigungsbeiträge, welche ald Reallaſt auf den 
verficherten Gebäuden haften, daflelbe Privilegium und Vor⸗ 
zugsrecht, welches den Staat hinfichtlich der In 
zuſteht.“ C. P. O. m Sp. ©. 186. 

XXV. Am 8-10 der Verorduung som’ 21. Mai 
1817, die Verwandlung der fisfalifhen Schaaf 
weide-⸗Berechnungen in eine ftandige jährliche 
Grundrente betr. (A. d. G. u. V. 3.2, ©. 387 
— 392) heißt ed: „Den für die Weidepflichtigfeit vegulirs 
ten Grundzins liefert die Gemeinde auf Martinitag des 
jedesmaligen Taufenden Jahres in unzertrennter Summe. an 
das einfchlägige Rentamt und haftet dafür ald Selbſtſchuld⸗ 
ner, erhebt ihn aber vom den einzelnen Debenten. Wir 
wollen auch geftatten, daß die Gemeinden ftatt Natural 
lieferung den Geldwerth derfelben nach den Martini» Preis 
fen jeden Jahres entrichten und in diefem Falle die Bei⸗ 
träge des Einzelnen in Geld erheben. Zur Sicherheit ihres 
deß fallſigen Forderungen an die‘ einzelnen Zinspflichtigen der 
der Gemeinde — verleihen Wir bei ausbrechenden Concur⸗ 
fen diefer Zinspflichtigen binfichtlich deren deßfallſigen ftäns 
digen Beitrags zu dem für die Weidepflichtigkeit eingetrete- 
nen Grundzinſe den Gemeinden dad Privileg der erften 
Elaffe und zwar unmittelbar vor unſeren Fiscus wegen deffen 
etwaiger Forderung an ruͤckſtändigen Abgaben.’ 

XXVI. Weber die Stellung des‘ Fauſtpfandglaͤubigers 
im Concurs äußert fih v. Zangen a. a. O. (Ueber weib⸗ 
liche Bürgfchaften und Concursfachen) ©. 128, 129 dahin: 
„Hieruͤber ift zwar big jeßt Feine gefeßliche Vorſchrift vor 
handen, fondern nur darüber und was deßhalb feitzufeken, 
unterm 31. Mai 1779 fammtliche Fürſtliche Beamten mit 
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ihrem Gutachten gehört worden, fo, daß .alfo die Sache in 
gefeßgebender Berathung ſtehet. Inzwiſchen foll doch nach 
der Verficherung eines verehlichen Mitgliedes des hoben Ne= 
gierungs = Eollegii *) zu Gieflen ungezweifelte Praxis des 
gedachten Collegüi ſeyn, daß der Inhaber des Fauſtpfandes 
das Pfand zwar ad massam concursus abzugeben verbunden, 
folches jedoch von Obrigkeitswegen verkauft, vom: Erlös 
der Inhaber vorzüglich befriediget, der Ueberſchuß aber zur 
Concursmaſſe abgegeben werden muͤſſe. Etwas ähnliches’ 
fügt der Verfaſſer hinzu: „enthaͤlt auch ſchon der Butzbacher 
Stadtgebrauch vom 9. Mai 1518, Th. 2, Tit. 14, S. 13. 
Die Materie iſt äußerſt ſtreitig unter den Rechtslehrern, 
inzwiſchen iſt doch jener Gerechtsgebrauch der richtigeren 
Meinung angemeſſen.“ 

XXVII. Derſelbe Schriftſteller trägt ©. 130 — 132 
vor: „In Bezug auf die actio pauliana ift in den hieſi⸗ 
gen Chefl.) Landesdikafterien der Grundfaß angenommen, 
daß, wenn auch der Concurs bereitd materialiter vorhanden 
geweſen, ed doch noch einem andern Creditor erlaubt fei, 
wegen feiner Forderung zu vigiliren und fich vor eigentlicher 
Eröffnung des Goncurfes z. B. eine gerichtliche Hypothek 
und dergl. beftellen. zu, laffen,, wenn er ‚gleich gewußt, daß 
der Debitor nicht solvendo und concursmäßig fei, und dem 
übrigen Gläubigern dadurch ein Nachrheil erwachfe, indem 
blos der concursus formalis, welcher a die edictalium feinen 
Anfang nehme, die Wirkung babe,. daß der debitor commu- 
nis über. fein Vermögen. nicht. mehr fchalten und walten 
dürfe und eine folche Hypothek ungültig mache, wie Leyser 
Med. ad Pand. spec. 495 näher bewähre. Diefe Grund⸗ 
ſätze find befonders anerfannt in dem Glaffificationg » Lrtheil 
der F. Munzdirectors Koch in Gieflen. gegen deſſen Eredis 
toren und in dem vom böchften Tribunal. zu Darmftadt 


*) Seit ber Organifation v. 3. 1803, Hofgerich t. 
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in Sachen des Fabrikanten Rumpf zu Butzbach gegen ſeine 
Creditoren unterm 16. November 1790 ertheilten Claſſiſtea⸗ 
tionsbeſcheide, wo beſonders gelegentlich einer dem Glaͤubi⸗ 
ger kurz vor dem Ausbruch des Concurfes beftellten Hypothek 
folgende Entfcheidungsgründe aufgeftellt find: daß namlich: 
4) die dem Oberappellanten beftellte Hypothek aus dem 
Grunde, daß fie zur Vervortheilung der übrigen Gläubiger 
conftituirt worden, für nichtig keineswegs zu achten, im 
näherem Betracht einem jeden Gläubiger auch bei ſchon vors 
handenem materiellen Concurs zu vigiliren und fich ein 
Pfandrecht beftellen zu laffen, erlaubt ift und nur in dem 
Fall, wenn von dem Schuldner ein nachläfliger Gläubiger 
einem wachfamen vorgezogen wird umd jenem eine Hypothek 
von demfelben ertheilt wird, die Handlung mittelft der paus 
linifchen Klage angefochten werden werden kann: wogegen dann 
2) ni erhebt, daß ein Gläubiger gegen die Yusftellung 
aller Hypotheken proteftirt und der Beamte die verfchuldeten 
Umftände des Gemeinfchuldnerd gewußt habe, indem erfag- 
ter Gläubiger durch eine folche Proteftation nur allenfalls 
ſich ſelbſten einen Vortheil verfchaffen und die Beftellung 
der Hypothek zu feinem Schaden verhindern, Dagegen 
aber die vigilanteren Creditoren fich in Anfehung der wenis 
ger vigilanten zu proſpiciren, wie ihnen den Nechten nach 
vergönnt ift, nicht abhalten konnte, eben fo wenig auch der 
Beamte, geſetzt auch, daß er von des Rumpfes verfchuldes 
ten Vermoögensumſtänden, wie doch nicht Elar erwiefen iſt, 
überzeugt gewefen, die Beftätigung der Hypothek, da der 
Schuldner dergleichen zu beftellen, und dem Gläubiger folche 
beftellen zu laſſen, befugt war, verfagen konnte.’ *) 





#) »Die Hypothek, welche dem einen Gläubiger beftelt war, würde 
übrigens, ungeachtet fie vom Fürſtl. Amt unter ‚die creditores, 
welhe mit einer außergerichtlichen Hypothek verfehen ‚waren, 

Vrozeßordn. II. 19 
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XXVIII. Rad 8. 2, Tit. 7, Th. 1 des Landrechts 
der Obergraffchaft Cabenellnbogen: Bon der Priorität 
der&läubiger ıc. find die Leichenkoſten in der eriten Claſſe und 
zwar zuerft zu lociren. Es heißt darin: „Es follen unfere 
Beamten — erfilich verfihaffen, daß vor allen Dingen die 
expensae funebres, was auf ded Abgeftorbenen Begräbniß 
gangen — vor Allem gefolgt werden.‘ Gleiches beftimmt 
der $. 5 der Verordnung vom 1. Auguft 1813 (C. P. O. 
m. Sp. ©. 183). Nah v. Zangen a. a. O. ©. 17% 
175 erftreckt fich diefes Privileg auf die Trauerwaaren 
und Trauerkleider. Er gedenkt eines Prioritaͤts⸗Ur⸗ 
theild der ehemaligen Negierung zu Gieffen, wornach die 
Praxis fich dafür entfchieden habe, 

Concurskoſten. 1. P.d. H. ©. zu D. Nr. 58 „Locis 
rung der Prozeßkoſten im Concurſe betr. Wenn 
die in einer Schuldverfchreibung einem Gläubiger con tuirte 
Hypothek auch auf die etwaigen Koſten ausgedehnt iſt, ſo 
ſind die, einem ſolchen Glaͤubiger während des Concurspro⸗ 
zeſſes erwachſenen Koſten, wenn die Maſſe zu deren Er⸗ 
ſatz verurtheilt worden iſt, an dieſelbe Stelle im Prioritäts⸗ 
erkenntniſſe zu lociren, an welche das Capital nebſt Zinſen 
locirt worden iſt. Urtheil vom 22. December 1824 in 
Sachen des Hofv. W. gegen die Concursmaſſe des H. E. 
zu H.“ *) | — 

IL Urtheil deſſelben Gerichtshofes „über den Bes 
griff eigentliher Cocurskoſten“: In Sachen des 
Kaufmanns J. C. T. 8. zu F. Liquidanten und Querus 
lanten, gegen die Concursmafle des J. H. zu G., Liqui⸗ 
datin und Querulatin, wird auf erforderten Bericht des 





geſetzt und diefes auf erfolgte Berufung an Hochfürftt. Regie⸗ 
rung auch beftätigt wurde, vou höchſter Zribunal, wie die 
rat, dec. 3 bewährt, als eine öffentliche anerfannt.« 

*)f. B. M. Bd 2, ©, 244-245, wo der Sal felbft darge» 
ſtellt iſt. y ü | 
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Landgerichts L. deſſen Einſicht dem Einſicht dem Sachwal⸗ 
ter des Querulanten verſtattet iſt, und in Erwaͤgung 1) daß 
eigentliche Concurskoſten ), fie mögen nun durch das Ges 
richt felbft, oder durch die vom Nichter oder den Gläubis 
gern zur Beforgung ihrer gemeinfchaftlichen Intereſſen und 
Vertretung derfelben in ihrer Gefammtheit zum Zweck der 
Ausmittelung, Verwaltung nder Veräußerung des zur Cons 
cursmaſſe gehörigen Vermögens, oder zum Behuf der Aus⸗ 
mittelung der Frage, welche Gläubiger und wie jeder ders 
felben nach Vorſchrift der Gefege feine Befriedigung nach 
Ordnung und Summe aus dem Vermögen der Maſſe erhal 





*) »Unter Concurskoſteu im eigentlihen Sinn« fagt Bayer: 
Theorie des Eoncenrd: Prozeffes nah gem. Recht. München 
1836, ©. 216. Note »verfteht man nicht alle Auslagen, welche 
der Concurs veranlaßt, fondern nur die Koften, welche im In⸗ 
terefe der Sefammtheit der Gläubiger aufgewendet 
werden, alfo namentlich die Auslagen für die Inventariſtrung 
des Vermögens, für die Eramifiion des Schuldners, für die 
Ergänzung, Erhaltung und Veräußerung der Maffe, folglich 

“auch das Honorar für den curator. bonorum, ferner die Koften 
der Edictalcitationen, des Prioritätsurtheils, des Diftributiongs 
befcheids u. dergl. Hingegen die Koſteu, welche durch die bes 
fonderen Prioritätsftreitigkeiten einzelner Gläubiger unter ſich 
entftehen, gehören nicht: dahin. Was endlich Die Koften der 
einzelnen Liquidationsprogeife betrifft, fo unterfcheidet man ges 
wöhnlich den Aufwand des liquidirenden Gläubigers und den 
des Gontradictore. Denen muß immer der Liquidant ex pro- 
priis beftreiten, d. h. der Eontradictor wird. dem einzelnen 
Glaänbiger gegenüber nie in die Koften verurtheilt, wenn er 
auch die Forderung ohne hinreichenden Grund follte beftritten 
haben, Die Auslagen des Eontradictors aber (fowie das dems 
felben gebührende Honorar) werden den Concurskoſten beige: 
zählt, alfo nicht dem Liquidanten aufgebürdet, geſetzt auch, daß 
diefer abgewiefen worden und nach den allgemeinen Regeln zum 
Koftenerfan verpflichtet wäre, Eine ftrengere Prüfung,« fügt 
der Verfaifer hinzu, »hält nun freilich diefe durdgreifende Bes 
handlung der Sache nicht aus. Allein fie ift deſſen mngeatet 
in der Praxis allenthalben recipirt,« 

19 * 
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ten folle, entftanden fein, zwar allerdings auch während 
der Dauer des Concursverfahrens bezahlt werden Tünnen, 
wenn fie binlänglich erwiefen und defretirt find, 2) daß aber 
von den: eigentlichen Concurskoſten diejenigen Koften wohl 
unterfohieden werden müflen, welche zwar auch durch 
den Concursprojeß veranlaßt, aber nur von Seiten des 
Gemeinſchuldners, oder vom einzelnen Gläubiger, zu Bes 
treibung feiner befonderen Concurs-Angelegenheit verurfacht 
worden find, als in Hinficht welcher, nach allgemeiner. 
Praris und den übereinftimmenden Nechtslehrern die Regel 
gilt: Alle beim Concurfe aufgewendete Koften, welche die 
Betreibung der Angelegenheiten einzelner Gläubiger. verurs 
facht bat, können nicht zu den Concursfoften gerechnet wers 
den, fondern müſſen den Gläubigern ſelbſt zur Laſt fallen, 
son welchen fie aufgewendet worden find. Dabelow: Con⸗ 
curs der Gläubiger ©. 669 und 670, Gmelin: Dr 
ung der Gläubiger, ©. 68. Claproth fummar, Prozeß 
8. 3905 3) daß, wenn auch bei vorhin zuerfannten Koften 
diefe Regel nicht in Anwendung kommt, ſolche Koften doch 
natürlich nie als eigentliche Coneursfoften anzufehen find 
und keinerlei Vorzugs⸗ oder Pfandrecht haben, wenn dich 
nicht in. der Schuldverfchreibung ausdrüdlich enthalten ift — 
daß daher durchgängig, wenn die Maffe in den Erfaß von 
Prozeßkoſten verurtheilt worden ift, folche Prozeßkoſten auf 
feinen Fall mehr anfprechen koͤnnen, als an diefelbe Stelle 
in dem Prioritäis-Erkenntniß Ioeirt zu werden, in welcher 
die Hauptforderung rechtlich ihre Stelle findet; u) daß das 
her, in Anwendung diefer Negeln auf den vorliegenden Fall, 
die dem Liquidanten und Ouerulanten zuerfanuten Prozeß: 
foften, als nicht zu den Concurskoſten gehörig, höchfteng 
nur in derfelben Ordnung ihre Befriedigung erwarten und 
anfprechen koͤnnen, in welcher deſſelben SHanptforderung 
locirt werden wird, und daß daher der Unterrichter, ganz 
dem Nechte gemäß, den Querulanten mit feinem Antrag 
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auf Verausgabung jdiefer Koſten ab! und auf das Locations⸗ 
Erkenntniß verwiefen bat — in Erwägung diefer Gründe 
wird die, durch den Hofgerichtsadvocaten N. RI Namens 
des Kaufmanns 2. am 27. November v. J. gegen die Bers 
fügung des Landgerichts 2. vom 10. November vorigen 
Jahrs angebrachte Befchwerde und das darauf geftellte Ge- 
ſuch als ungegründet hiermit verworfen And Querulant 
in die dadurch entftandenen Koften verurtheilt. Darmftadt 
den 24. Februar 1824. Großherzogl. Heſſ. Hofger. daf.’’ 
Ueber ein trtheil des Ober » Appellationg » Gerichts zu Celle 
v. 3. 1794 ſ. v. Bülow und Hagemann: Prakt. Er 
oͤrterung Bd. 1. Hann. 1798 Nr 64. ©. 310. 311. Die 
Grundfäße,, die den Gerichtshof dabei leiteten, finden fich 
fo mitgerheilt: „Wenn ein Gläubiger vor ausgebrochenem 
Concurſe gegen den Schuldner klagt und es werden ihm die 
Prozeßkoſten zuerkannt, aledann kann er fie im Profeſſious— 
und Liquidationstermin mit angeben und Die Erftattung ders 
felben aus der Maffe fordern. Inzwiſchen genießt der Gläu—⸗ 
biger wegen derfelben am fich weder eines Lnterpfandes noch 
eines andern Vorzugsrechts ) wenn gleich die Erftattung 
derfelben verfprochen worden; es fei denn, daß die in der 
Verſchreibung beſtellte Hypothek ausdrücklich mit auf die 
Unkoſten wäre erftresft worden **), Diejenigen Unfoften 
bingegen , welche ein Gläubiger, nach ausgebrochenem 
Coneurspriozeffe für Citationen, Deerergebühren,, Bes 
lohnung der Advocaten und Procuratoren u. |. w. bat aufs 
wenden müffen, muß er felbit tragen und ſie werden. nicht 
zuerkannt; wenn gleich die Koften überhaupt ausdrücklich 


*,9, 4. ©. Ordn. Th. 11, Tit. 15. $. 8. f. auch Quistorp. 
recht. Bemerk. 33 B. " 
*) Dahin werden, dem Gerichtsgebrauche gemäß, alfe Koften ges 
rechnet, welche, nach der {ausgekaffenen Edictalladung veran⸗ 
laßt find, 
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mittelſt der Hypothek in die Schuld⸗ und Pfandverſchrei⸗ 
bung verſichert ſind ). Dergleichen Koſten verwendet ein 
jeder Gläubiger feines eignen Vortheils wegen auf den Pro’ 
zeß; und er kann fie mithin zum Nachtheil anderer Gläus 
biger nicht aus der Maffe erftatter verlangen *). Es bes 
baupten zwar einige, dergleichen Unkoften müßten dem Gläus 
biger alsdann dzuge ſprochen werden, wenn das in der Schulds 
verfchreibung conftituirte Unterpfand ausdruͤcklich auf die 
Unkoſten wäre ansgedehnt worden **. Mllein nach dem 
Gerichtögebrauche werden Feine Koften dieſer Art zuer⸗ 
kannt.“ 

III. Es heißt im zweiten Abſchnitt der Stempel⸗ und 
Taxordnung vom 27. Auguſt 1822 („Verzeichniß der Tarem 
. für die von den Gerichten ausgehenden Verfügungen und 
bei denfelben vorkommenden Gefchäften mit der Beftimmung, 
wie folche durch Stempelpapier erhoben werden follen’‘): 

XI. Liquiditaͤts- und Vrioritätserfenntniffe in Concurs⸗ 
ſachen ), in fo fern fie alle zur Anzeige gefomntenen Schuls 
den zugleich umfaffen, fowie Diftributionshefcheide und zwar 


Taxe bei. 

1) wenn die Summe aller ANGE a e dem on 
zeigten Schulden nicht über | oberften | Mittelz | Unter: 
2000 Gulden beträgt, für je- Gerichte gerichte | gerichte 
den Bogen des Urtheils . . . Ik 3 2 

2) beträgt fie mehr ..... 6 4 3 


Hierunter find nur die Taren für das Urtheil und für 
den Publicationstermin begriffen. Die Taren für die zu 


*) Claproth: Einfeit. in die ſumm. Pros. ©. 137. 
**) Dabelow: Dom Eoncurfe der Gläubiger Th. 3. F. 404, 
**) Gmelin: Orden. d. Gläub. ©. 77. 
7) Köſterus: Inder der Stempel- und Taxordnung für die Ge - 
richtöftellen der Provinzen Starfenburg und Oberheffen vom 
27. Auguft 1822 mit deu darüber erfchlenenen Erläuterungen 
und Verfügungen ıc. Zweite Auflage, Darmſt. 1837, 5, 54. 
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erlaſſenden Vorladungen zur Anhörung. des Urtheils und für | 
die Relation kommen hinzu. 


Erhebungsart. 


Der erftie Bogen der bei den Acten bleibenden Ausferti⸗ 
gung des Urtheils wird auf Stempelpapier gefchrieben, 
deffen Preis der Tare des Urtheild und der hinzukommen⸗ 
den Taxen gleich iſt; jeder folgende Bogen wird auf Stems 
pelpapier vom Preiße der Urtheilstare allein, gefihrieben. 

X. Für die Aufftellung eined Verzeichniſſes des Vers 
moͤgensbeſtandes und der Schulden (status activorum et 
passivorum) in Concursſachen jeder Bogen 

a) bei dem oberften Gerichte ı fl. 30 fr. 

b) bei den Mittelgerichten 4 — 15 — 

e) bei den Untergerichten 1 — 
Erhebungsart. 


Zu jedem Bogen der bei den Acten verbleibenden Aus⸗ 
fertigung wird ein Stempelbogen genommen, defien Preis 
der obigen Taxe gleich ift. 

XV. Protokolle. 

1) Wenn eine ftreitige Rechtsſache durchaus oder auf 
die fchriftlich eingereichte Klage bis zum Befcheid mündlich 
verhandelt wird, jeder Bogen | 

a) bei dem oberfien Gericht 2 fl. 
b) bei dem Mittelgeriht 1 — 30 fr. 
c) bei dem Untergericht 15 — 

Sind außer den erften Verfahren über die Klage noch 
weitere Verhandlungen z. B. über den Beweis ꝛc. nöthig, 
fo muß jede auf einen unbeſchriebenen Bogen RAR 
werden Ic. — — 

5) Liquidationsprotokolle in Concursſachen *)- 





*) Köferus.a, a. O. 54, 6-63. 
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A, Wenn über. jede Forderung ein befonderes Protokoll 

geführt wird, jeder Bogen 
a) bei dem oberften Gericht ı fl. 30 fr. 
b) bei dem Mittelgriht 1 — 
c) bei dem Untergericht 15 — 

B. Wenn die Verhandlung über alle Forderungen in 
einem fortlaufenden Protokoll geführt wird, jeder Bogen 
—3f.— 2 fl. — ıfl 30 fr. Hierin find auch die Ges 
buͤhren für die Termine begriffen. | 

Im übrigen tritt hier alles ein, was unterm Ziffer 1, 
diefer Nummer bemerkt ift. 

IV. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pro⸗ 
vinz Oberheſſen vom 20. December 1822 an die Unterge⸗ 
richte: „Durch die Anfragen einiger Landgerichte verans 
laßt, haben wir an die hoͤchſte Staatsbehörde Bericht ers 
flattet, wie es mit der Adhibition des Stempelpapiers zu 
Eoneurfen *) zu halten, und ob folched namentlich bei prä= 


*) Köfterns: Inder &.17.18. Es heißt dort s. v. Coucurs⸗ 
fahen, Koftenvorlage in folhen: »Die im Concursver⸗ 
fahren entftehenden Vorlagen für Stempelpapier, melde der 
Maſſe unmittelbar zu Laft fallen, find aus der Maſſe vorzufes 
gen, indem die Gerichte befugt find, fogleich bei Eröffuung des 
Coucurſes fi) von den Süterpflegern einen Vorſchuß hierzu 
geben, oder, wo dergleichen noch nicht beftelft find, ſogleich 
einen Theil der fahrenden Habe des Gemeinfchulduers verfilbern 
zu laſſen und hieraus die Gerichtsfoften zu beftreiten. Auch der 
Contradictor und curator ad lites haben das Recht, zu Bes 
ftreitung ihrer Koften eine Vorlage aus der Concursmaſſe zu 
fordern, Dagegen haben diefelben aber auch das auf ihren Be— 
trieb verbraudyt werdende Stempelpapier vorlagsweife zu 
bezahlen, Rürkfihtlic des der Eröffnung des eigentlichen Con— 
eurfes vorausgehenden präparatorifchen Verfahrens Fommt es 
barauf an, ob es durch die Bitte der Ereditoren um Eröffe 
nung des Concurfes veranlaßt worden, oder nicht, Im erſten 
Hall liegt den andringenden Greditoren die Vorlage desjenigen 
Stempelpapiers ab, welches nicht zur Rechtsbertheidigung des 
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paratoriſchen Geſchaäften, wo noch: keine Maſſe exiſtirt, nicht 
erft nachher beizulegen ſei? Da nun die hoͤchſte Staatsbe⸗ 
hörde aus. nachfolgenden Gründen, und zwar: 4) weil die 
Verbindlichkeit, das jeige Stemvelpapier vorzulegen, dies 
felgen Berfonen treffe, die früher verbunden geweſen wären, 
das ſonſt gefegliche. Stempelpapier , die gerichtlichen Auslas _ 
gen und Sporteln vorlagsweife zu beahlen; und mithin den 
Gerichten : diefelben Mittel auch jeßt noch, wie früher, zu 
Gebote Händen; 2) kein Gefeß die Gwichte hindere, einen 
Theil der fahrenden Habe des Cridard, bei’ defien Vermoͤ⸗ 
gensbefchlagnahme,, fogleich zu verdußern; oder Activ⸗For⸗ 
derungen deffelben einzuziehen; oder aich, ſich von dem 
Güterpfleger , zur Bezahlung des der Maffe unmittelbar 
zur Laft fallenden Stempelpapierd, einen Vorſchuß auf Bes 
rechnung geben zu laſſen; 3) weil, wenn die Ereditoren 
um Eröffnung eines Concurſes nachfuchten, folche alles 
Stempelpapiers, welches nicht zur Mechtvertheidigung des 
Schuldners gebraucht würde, bezahlen müßten; im entgegen- 
gefeßten Fall aber der Schuldner alles, was nicht blos 
zum Vortheil einzelner Creditorem bezwecke, bezahlen müßte, 
und 14) weil das nachherige Beilegen des Stempelpapierd 
dem Geifte des Stempelgefeßes direkt widerſtreite; verord⸗ 
net hat, daß alsbald das gefeßliche Stempelpapier zu prä- 
paratorifchen Handlungen in Concurſen adhibirt werden 
fol: fo feßen wir Gie von diefer höhften Beſtimmung zur 
Nachachtung und Bemeſſung, andurch in Kenntniß.“ 


Schuldners gebraucht wird. Im zweiten Fall muß der Schuld⸗ 
ner, resp. die Maffe alles dasjenige bezahlen, was nicht blos 
zum Vortheil einzelner Ereditoren verwendet wird.« — Erläu 
terungen zur Stempel: und Zarordrung vom 14. September 
1827 (Reg. BI. v. 3. 1824 Nr, 50, ©, 541 — 552) ©. 546, 

. 647,— 16 zur Nummer XV, 5, 
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Confiscation. I. Ausfchreiben Großherzogl. Hofge⸗ 
richtd der Provinz Oberheffen vom 11. Sept. 1823, „den 
Verkauf confiscirter Waaren betr.,“ an die Uns 
tergerichte: „Nach einer von Grßhzgl. Ober-Finanz. Kammer 
gefchehenen Benachrichtigung Toll cd bisher mit dem Vers 
fauf der von den Gerigten für conflscirt erklärten Waaren 
fehr verfchieden gehalten worden fein. Manche Landgerichte 
hätten namlich deren Verfteigerung felbft beforge, andere 
folche den Ortsvorftinden aufgetragen, andern wieder den 
Ober⸗ oder Amts⸗Acciſern, bisweilen auch den’ Steuer, 
Einnehmern überlajen. Durch ein fo ungleichartiges: Wer 
fahren feien fchon manche Unannehmlichkeiten und Wachtheile 
für den Großherzon. Fiskus entftanden, weshalb Großherzogl. 
Oberfinanzfammer wünfche, daß Gleichförmigkeit in diefer 
Geſchäftsbehandlung eintreten müffe. Cinverftanden mit den 
Anfichten jener Behörde, finden wir und veranlaft, Gie 
anzumeifen, alle durch gerichtliches Erkenntniß für confiseirt 
erklärt werdende Waaren nach befchrittener Rechtskraft künf⸗ 
tighin jedesmal an den einfchlägigen Diftrietd «Steuer: Eins 
nehmer zur Vornahme der Berfteigerung abliefern zu laſſen. 
Sie haben fich demnach in künftigen Fallen hiernach — 
lich zu achten ).“ 


*) Weſentlich gleichen Inhalts ift ein Ausſchreiben Großherzogl. 
Hofger. der Prov. Starkenb. vom 12. Sep. 1823, Ausſchreiben 
Gröhzt. Hofger. ter Prov. Starkenb. v. 30, Juni 1825 wie 
zum VBortheil des Fiscus für confiscirt erflärten 
Waaren betr.« an die Untergerichte: Nach einer Mittheilung 
Großherzogl. Oberfinangfammer foll das Generale vom 12» 
Eept. 1823 theils nicht überall gehörig und theild nicht in einer 
fahgemäßen Form befolgt worden ſeyn. Indem man daher 
feine genaue Befolgung einfchärft, ertheitt man über die hiers 
bei zu beobachtende Form folgende Vorfchriften: 1) Die Erlaffe 
der Untergerichte ar den einfchlagenden Diftrictseinnehmer müfs 
fen a) das Jahr und den Tag des ergangenen Urtheils, b) den 
Name des Defraudanten und des Denuncianten,.c) die Quan⸗ 


- 
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V. Ausſchreiben Großherzogl.? Hofgericht der Provinz 
Oberheſſen vom 7. Juli 1825 an die Untergerichte: „Auf 
Veranlaſſung Großherzogl. Oberfinanzkammer haben wir 
durch Generalausfchreiben vom 11. Sept. 1823 Ihnen bes 
reits eröffnet, daß alle, durch gerichtliche Erfenntniffe zum 
Vortheil des Großherzogl. Fiscus für conflseirt ‚erklärte 
Waaren ſogleich nach eingetretener Rechtskraft der Urtheile, 
dem einſchlägigen Großherzogl. Steuereinnehmer uͤberliefert 
werden ſollen, damit ſolcher den Verkauf vornehme. Nach 
einem kürzlich weiter erlangten Communikat Großherzogl. 
Oberfinanzkammer ſoll indeſſen die Vorſchrift dieſes General⸗ 
aus ſchreibens nicht überall gehoͤrig befolgt, und insbeſondere 
ſollen auch Notificationen nicht der. gehoͤrigen ſachdienlichen 
Form nach ausgefertigt worden ſeyn. Es wird daher erfor⸗ 
dert, daß fragliche Verfügungen an die Steuereinnehmer 
Jahr und Tag des Erkenntniſſes, den Namen des Defrau⸗ 
danten und Denuncianten, die Quantität und Qualitaͤt der 
confis cirten Waaren, auch deren Aufbewahrungsort ent⸗ 
halten, daß außerdem diefelben von Ihnen unterzeichnet, 
wenigſtens viſirt werden. Es follen ferner Fälle vorgekom⸗ 
men fein, daß in den Notificationen über angefeßte Geld» 
firafen auch zugleich ftattgefundene Conflscationen angezeigt 
worden, welches um degwillen unzuläffig feyn foll, weil die 
Einnahme der Strafen. und das Ergebniß der Verfteigerung 
nicht durch Einen, fondern durch zwei verfchiedene Belege 


tität und die Qualität ber confiscirten Waaren und d) ben 
Aufbewaprungsort berfelben angeben, 2) Sie müffen die Uns 
terzeichnung des Untergerichtd enthalten. 3) In den Notifica⸗ 
tionen der Eonfldcirung darf nicht zugleich eine Notification der 
angefesten befonderen Strafe enthelten feyn, da der Ertrag 
beider: durch befondere Belege nachgewiefen werden muß und fos 
mit die Eonfiscirung, wie die Strafe, eine befondere Rotifica: 
tion erfordert, Die untergerichte haben ſich hiernach zu be⸗ 
meſſen ꝛc.« 
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nachgewieſen werden muß, daher es nöthig iſt, daß in fol 
hen Fällen, wo Geld« und Confiscationd » Strafen zugleich 
ftattfinden, ſtets verfchiedene Notificationen ausgefertigt 
werden. Wir find deßhalb erfucht worden, Gie auf-oben 
erwähnte Defiderien aufmerkſam zu machen, und da wir 
fein Bedenken tragen, diefem Verlangen zu entfprechen, fo 
verordnen wir hiermit deren Befolgung.“ 

1. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starfenburg vom 22. Januar 1825 „die Unterfuhung 
gegen angeblihb unbefannte Contravenienten 
binfichtlich des Verbrauchſteuergeſetzes betr.’ *) 
an die Untergerichte: ,, Auf einen von einem Mirtelgerichte 
des Großherzogthums höchften Orts gemachten, Antrag, 
durch eine reglementäre Verfügung der competenten Behörde 
den Officianten für die Aufrechthaltung des Verbrauchſteuer⸗ 
gefeßes zu unterfagen,, daß fie vermeintlichen Defraudanten 
eigenmächtig die verdächtige Waare abnehmen, jenen viels 
mehr zu intimiren, ſolche Defraudanten, wenn. nicht vor 
dns competente Gericht, doch wenigftend von irgend eine 
andere Öffentliche Behörde zu führen und von diefer die das 
zu geeigneten Gegenftände proviforifch in Befchlag nehmen, 
oder doch wenigfiend den Namen und die Identität jener 
muthmaßlichen Deframdanten conftatiren zu laſſen, ift fol⸗ 
gende höchfte Verfügung erfolgt: „„Es tritt öfters der 
Fall ein, daß Defrandanten, welche bei dem Einbringen 
unverſtenerter Waaren betroffen werden, es vorziehen, diefe 
Waaren zu derelinguiren und die Flucht zu ergreifen, als 
die Aufforderung des Aufſehers, ihnen mit diefen Waaren 
an das betreffende Landgericht oder eine Ortspolizeibehörde 
zu folgen, zu entfprechen, indem fie hierdurch wenigſtens 
die Unterfuchungskoften und anderweite Strafen zu erfparen 


*) Im MWefentlichen gleichen JInhalts mit einem Ausſchr. Großbzl. 
Hofger. der Prov. Oberh. vom 20, San. 1825, 
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hoffen. Im allen ſolchen Faͤllen muß der Aufſeher noth⸗ 
wendig die derelinguirten Waaren vor Gericht bringen und 
bitten, daß die gefegliche Confiscation darüber ausgeſpro⸗ 
chen werde, indem ed, obgleich Leine Befchwerde yon Seiten 
der Waareneigenthümer deßhalb zu beforgen wäre, dennoch 
aus vielen Gründen nicht zuläfiig iſt, daß die Verwaltungs— 
behörde ſich kurzer Hand ſolcher Gegenftände” bemächtige, 
Dbiger Antrag würde in den meiften Fällen diefe@ Art un 
ausführbar fein, und es fcheint daher, um auch bier in 
den gefeßlichen Formen zu verfahren, nichts anders übrig 
iu bleiben, gls daß die Gerichte diejenigen, welche einen 
Anfpruch auf die befragten Waaren ‚begründen und dem 
Antrage auf deren Confiscation widerfprechen wollen, hierzu 
Öffentlich und unter einem peremtorifchen Termin vorladem, 
ein Weg, welchen mehrere Gerichtöftellen bisher auch wirk⸗ 
lich eingefchlagen haben und der von ſaͤmmtlichen Gerichten 
zu beobachten ift.”) — Die Dfficianten für die Aufrecht⸗ 


*) Ausfhr. Großherzogl. Hofger. der Prov. Starfenb, vom 15, 
Juli 1825 au die Untergerichte (übereinftimmend mit einem. 
Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 22, April 
1826): Durch) das Generale vom 22. Januar d. J. wurden die 
Untergerichte daranf verwiefen, daß in allen Fällen, wo bie, 

der gefeplichen Abgabe unterworfenen, Gegenſtände derelinguirt 
werden, diejenigen, welche einen Anſpruch hierauf maden, oder 
dem Antrag auf Eonfiscation widerfprechen wollen, hierzu öffents 
ih, unter Anberanmung eines peremtorifchen Termins, vorzus 
laden find, Es treten jedoch fehr oft Bälle ein, wo der Werth 
der derelinguirten und zu confiscirenden Gegenftände den Ko: 
ften einer öffentlihen Vorladung ‚nicht gleichfonmt, und es 
würde der Staatsfaffe ein offenbarer Nachtheil zugefügt wers 
den, wollten die Gerichte in folchen Fällen deffen ofmerachtet 
fogleih zur Öffentlichen Vorladung fchreiten. Diefem Nachtheil 
läßt fich dadurch vorbeugen, daß 1) die öffentlichen Vorladun⸗ 
gen nicht in einem jeden einzelnen Salt, fondern nur dann, wenn 
ſich eine, dem Koftenbetrag angemeffene, Parthie von Waaren 
aufgehäuft haty erlaffen werden, und 2) wenn die aufzubewahs 
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haltung des Werbrauchftenergefeßes werden hiernach anges 
wiefen werden. Die Untergerichte werden hiervon im 
Kenntniß geſetzt. | 

IV. Ausfchreiben Großherzog. Hofgericht der Provinz 
Oberheſſen vom 12. März 1829 „die Behandlung der 
Zoll- und Confiscationsſachen, insbefondere 
die Verrechnung der Geld» und Confiscations— 
firafeny nunmehr die Berwerthung der Confis— 
cate betr.‘ am die Untergerichte: „Von Großherjogl. 
Oberzolldirektion find wir benachrichtigt worden, daß nach 
einer Verordnung des Großherzogl. Finanzminiſteriums vom 
2, Februar l. J. die von den Gerichten in Folge von Zus 
widerhandlungen gegen die Zollordnung für confiscirt ers 
Härten Waaren, nicht mehr, wie bisher, won den betreffen- 
den Diftrietseinnehmern , fondern von den Großherzogl. 
Hauptzollämtern, und in deren Auftrag von den bes 
treffenden Nebenzoflämtern verfteigt werden follen. Zugleich 
find wir erfücht worden, Sie dahin anzuweiſen, von jeßt 
an, alle durch gerichtliche Erfenntniffe in Jolleontra— 
ventionsfachen für confiscirt erklärten Waaren, nach 
befchrittener Rechtskraft, künftighin jedesmal dem betreffens 
den Hauptzollamt zur Vornahme der Verjteigerung in der 
Art zu notifleiren,, daß aus diefem Erlaß Jahr und Tag 
des Urtheild, der Name des Defraudanten und des Denuns 
eianten, die Quantität und Gattung der conflscirten Waas 
ren erfichtlich ıft. . 


renden Gegenftände durch längere Aufbewahrung dem Merderb 
aus geſet find, oder eine befondere, in der gerichtlichen Aufbe— 

wahrung nicht liegende, DBorforge in Anfpruch nehmen, diefe 
unter Vorbehalt der etwaigen desfalffigen Auſprüche gegen ben 
Fiscus alsbald Öffentlich verfleigert werden. Man weiſt daher bie 
Untergerichte an, überall, wo nicht befondere Anftände eintreten, 
nach diefen, in Uebereinſtimmung mit Großherzogl, Ober-Finanz⸗ 
kammer anfgeftellten, Grundfägen zn berfahren,« 
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V. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 6. März 1829 in gleichem Betreff an die 
Untergerichte: „Hoͤchſter Verfügung gemäß find in Zufunft 
alle, durch gerichtliche Erfenntniffe in Zollcontravens 
tionsfachen für confiscirt erklärte Waaren, nach bes 
ſchrittener Rechtskraft, jedesmal dem betreffenden Haupts 
zollamt zur Vornahme der Verfteigerung in der Art zu 
notificiren, daB aus diefem Erlaß Jahr und Tag des Urs 
theild, der Name des Defrandanten und des Denuneianten 
und die Quantität und Gattung der confiscirten Waaren 
erfichtlich ift. 

VI. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 2. April 1829 an die Untergerichte: „die 
Unterfuchungen gegen angeblich unbefannteCons _ 
trovenienten gegen Auflagegefebe betr. Zu den 
Koften, welche in Unterfuchungen wegen Contraventionen 
gegen die Auflagegefeße, eben fo wie die Koften in andern 
Unterfuchungen, auf die Criminalfaffen, zur Vorlage, oder 
Ausgabe, decretirt werden müffen, gehören auch die Koften, 
welche durch die Öffentlichen Vorladungen derjenigen Indi— 
piduen, die an derelinguirte Gegenftände, binfichtlich deren 
die Auflagegefege verlegt wurden, Anfprüche zu haben vera 
meinen, verurfacht werden. Die Untergerichte haben ſich 
biernach zu. achten.“ Gleichen Inhalts ift ein Ausſchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts: der Provinz Oberheſſen vom. 
7. Mai 1829. - | | 

Confrontation. Der Art. 402 des Militärs Strafge 
feßbuche vom 13. Juli 1822 beſtimmt: „„Wenn es noths 
wendig ift, daß während der Unterſuchung Untergebene mit 
Vorgeſetzten confrontirt werden, fo muß das Inter 
fuchungsgericht feine ganze Aufmerkfamfeit darauf verwenden, 
daß darunter die Nefpceis und Subordinationkverhaͤltniſſe 
fo wenig, als möglich, leiden. Die Confrontationsfragen 
wiüſſen daher mit der größten Umficht und Beftimmtheit ges 
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ſtellt und mit der größten Strenge darauf gehalten werden, 
daß die Antworten auf den Grgenftand diefer Fragen bes 
ſchränkt und alle unangemefiene Auftritte zwifchen den Con⸗ 
frontirten vermieden werden.‘ 

Contradictor. J. Ausfchreiben Großherzogl. Hofge 
richt der- Provinz Oberheffen an die Untergerichte „den 
Bezug der Gebühren der Hofgerichts-Advoca— 
ten in der Eigenfchaft ald Eontradictoren im 
Goneurfen betr.,‘ vom 31. März 1897. „Wenn in 
Coneurfen ald Contradietoren Großherzogl. Hofgerichts⸗Ad⸗ 
£aten beftellt werden, fo kommen in der Nechtöfprechung 
des Hofgerichts, bei Feſtſetzung der von denfelben zu bezie⸗ 
benden Gebühren in vorkommenden Fällen unter andern die 
nachftehenden allgemeinen Beftimmungen zur Anwendung : 
1) Wen ein Contradictor in loco in dem feftgefegten Liqui⸗ 
dationstermin handelt , ift er nicht berechtigt, im allen eins 
zelnen verhandelten Liquidationg + Sachen die Gebühren für 
die Termine zu fordern, fondern er ift nur berechtigt, den 
durch den Liquidationstermin im Ganzen für ihn erforders 
ich gewordenen Zeitaufwand, nach den desfallfigen Beſtim⸗ 
mungen der Procuratur⸗ und Tar-Ordnung vom 24. Auguſt 
4810 *), in Aufrechnung zu bringen. 2) Wohnt ein Con⸗ 
tradictor außerhalb feines Wohnorts einem Liquidationg- 
Termin bei, fo ift er verbunden, fich mit den für Gefchäfte 
extra locum durch das Gefeh vom 24. Auguft 1310 feſtge⸗ 
feßten Taggeldern, ald Vergütung für feine Bemühungen 
zu begnügen, und es fteht ihm Feine Befugniß zu, flatt der- 
felden diejenige Gebühren in Anfpruch zu nehmen, welche 
fir die Abhaltung einzelner Termine in loco gefeglich zu⸗ 
gebitfigt find. 3) Bei Uebernahme von Contradieturen kann 
dem Contratictor nur eine Arrha für alle in diefem Con⸗ 
eurs von ihm zu behandelnden Sachen, nach der Wichtigkeit 
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der übertragenen Contradietur und mit Rückſicht auf das 
geſetzte Maximum der Arrha, zugebilligt werden, ohne daß 
jedoch hierdurch die Verguͤtung für beſondere Arbeiten, 
z. B. die Einſicht weitlaͤuftiger Papiere, u. ſ. w. ausge⸗ 
ſchloſſen wird. 4) Dem Contradictor kann, im Verhältniß 
zur Maſſe, nicht in jeder einzelnen Liquidationsſache der 
Anſatz für Aufſtellung des Koſtenverzeichniſſes paſſirt wer⸗ 
den, ſondern es kann vielmehr hier nur einmal für die Auf⸗ 
ſtellung eines Koſtenverzeichniſſes eine Taxe gefordert wer⸗ 
den, welche die durch dad Geſetz vom 24. Auguſt 1810 für 
defien. Aufitellung allgemein feftgefeßte Summe von 30 fr. 
nicht überfchreiten darf. 5) Im Fall der Eröffnung eines 
Erfenntniffes auf dem Wege der Infinuation kann dem Cons 
tradietor für das Durchlefen der Entfcheidung der Bezug 
von Gebühren irgend einer Art ebenfo wenig geftattet wers 
den, als demfelben die Befugniß zuſteht, für die mit Vers 
pakung und Abfendung ihm im Original mitgerbeilter Ars 
ten u. f. w. verbundene Bemühung befondere Gebühren zu 
verrechnen. Wir finden und aus bewegenden Gründen vers 
anlapt, Sie von diefen oben erwähnten bei und befolgten 
Normen, die vielleicht für Sie nicht ohne Sntereffe fein _ 
könnten, hierdurch in Kenntniß zu ſetzen.“ 

I. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg an die Untergerichte: „die Beftellung der 
Eoutradictoren bei Eoncurfen betr.‘ vom 27. 
Mai 1829.“) ,,‚Man finder fich veranlaßt, zu verfügen, 
daß Künftig erft dann die Beftellung eines Contradictorg 
erfolgen fol, wenn die Untergerichte anzeigen, daß folche 
nöthig ſei. Es werden fonach nicht mehr in. dem, den 
Concurs erfennenden Reſcript, fondern erfi auf fpeciellen 





*) ſ. noch Ausfchreiben deff. Gerichtshofs vom 7, December 1831, 
die Concurs- und Debitfahen betr,, ©. 460 ꝛ⁊c. beſ. 
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Antrag der Untergerichte die Contradictoren namhaft ges 
macht werden. Die Verfügung ift dadurch veranlaßt, daß 
bei dem Iobenswerthen Beftreben mancher Untergerichte, den 
Concurs gleich nach feinem Ausbruch durch gütlicheg Ueber⸗ 
einkommen der Betheiligteu zu erledigen, und die. Eoftfpielis 
gen Contradieturen zn vermeiden, ein Öftered. Abs und. Zus 
fchreiben im dem Verzeichniß der DOfficialfachen feither nö⸗ 
thig geworden ift und Verwirrung nicht allemal vermieden 
werden konnte.“ — (©. 189 der C. P. D. m. Sp. ift der 
Praxis des höchften Gerichts über den Beruf des Eontras 
Dietors,, gegen Liquidationserfenntniffe Rechtsmittel zu ergreis 
fen, gedacht. Der betreffende Rechtsfall ift inzwifchen bei 
3. M.Th.3, ©. 119 — 124 „Es it Pflicht und Bes 
fugniß des Contradietord, gegen Liquidations— 
erfenntniffe nach feiner Weberzeugung aut Kos 
ften der Eoneursmaffe Rechtsmittel zu ergreis- 
fen,“ dargeftellt werden.) 

- Contumacial- Strafen f. J 

Contumacial-Verfahren in Strafſachen N. Das 
Militär » Strafgefegbuch vom 13. Juli 1822 handelt hier⸗ 
von in den Art. 403: 404. — ‚Art. 103. Wenn fich der 
Angefchuldigte während der Unterfuchung auf flüchtigen Fuß 
feßt, fo macht das Unterfuchungsgericht der Behörde, welche 
die Unterfuchung angeordnet hat, davon die Anzeige, damit 
diefelbe nicht allein die dienftlichen Einfchreitungen zu feiner 
Habhaftwerdung und gefänglichen Einziehung mache (Art. 268); 
fondern auch die Entfchließung des’ Kriege -Minifterial » Des 
partements darüber einhole, ob ein Contumacialverfahren 
eingeleitet, oder ob überhaupt Steckbriefe, Edictalladungen 
u. ſ. w. erlaffen werden follen. Im bejahenden Falle theilt 
jene Behörde den Beichluß des Kriege-MinifterialsDepartes- 
ments dem Unterfuchungsgerichte mit, welches fofort Das 
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Erforderliche beforgt: Art. non. Gegen Deſerteurs H fin⸗ 
det in der Negel nur in fo weit ein Contumacialverfahren 
Statt, daß, fobald ihre Defertion durch den: Ablauf. der 
im Art. 94 beftimmten Zeit als erwiefen angenommen ift, 
diefe gefeßliche Annahme durch. gerichtliches Urtheil ausge⸗ 
fprochen ‚und die gefeßliche Geldftrafe gegen fie erkannt wird. 
Da der Ablauf diefer Zeit durch die dienftlichen Meldungen 
der Vorgeſetzten des Entwichenen vollftändig conftatire wird, 
fo ift deshalb in der Regel Leine gerichtliche Unterfuchung, 
nothwendig ; der Borgefeßte gibt vielmehr jene Meldung uns 
mittelbar an das, die Defertionserflärung ausfprechende und 
die. Geldftrafe erfennende Militärgeriht ab. Nur, wenn 
foiche Meldungen felbft Daten enthalten follten, welche eine. 
nähere Unterfuchung, fei ed zum Vortheile oder zum Nachs 
theile des Entwichenen. nöthig machen, wird diefe Unterſu⸗ 
chung von dem betreffenden Unterſuchungsgerichte vorgenom⸗ 
men, und von demfelben alddann die Arten an dad erfennende: 
Gericht abgegeben.’ — 


Contumacial⸗Verfuͤgungen des oberften Gerichts. 
Gemeiner Beſcheid vom 11. Mai 1837 „die Erlaffung 
der Contumacialverfuͤgungen in den bei dem 
oberſten Gerichte anhängigen Rechtsſachen bes 
treffend: Man ſieht ſich veranlaßt, die Großherzoglichen 
Hofgerichtsadvokaten und Procuratoren darauf auſmerkſam 
zu machen, daß — da nach dem Beſtimmungen der Verord⸗ 
nung vom 11. Januar 1812 die vom Richter anberaumt 
werdenden Termine ipso jure peremtorifch find **) und die 
Gerichte auch ohne Sontumacialanflage dafür Sorge zu tragen 
haben, daß die Nealifirung der Praͤjudize möglichit gleich 
mit dem Ablaufe der Termine durch die ſachgemaͤßen Con⸗ 


2) ſ. H. R. sv. Deferteur. Defertion, ©. 188 ıc. 
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rumacialverfügungen ausgeſprochen werde — von Seiten die⸗ 
ſes oberſten Gerichts, auch ohne Anrufen, auf erfolgte Re⸗ 
production der Aeten die Realiſirung der eintretenden Rechts⸗ 
nachtheile, ſowohl in den, in erſten, als den folgenden 
Inſtanzen dahier anhaͤngigen Rechtsſachen verfuͤgt wird, ein 
Anrufen von Seiten der Anwälte daher in der Regel als 
unnöthig erſcheinen muß. Da jedoch, nach der Geſchäfts⸗ 
einrichtung und mit Rückſicht auf die, oft nicht ſogleich zu 
erhaltenden Inſinuationsbeſcheinigungen, die betreffenden 
Contumacialverfügungen nicht zeitig genug in die Hände der 
Anwälte gelangen koͤnne; ſo wird zur Vermeidung unnoͤthi⸗ 
ger Koſten verfügt, daß die nach $. 6 der gedachten Ver⸗ 
ordnung äuläffigen Eontumacial-Anklagen *) von Seiten der 
Anwälte erft vier Wochen nach Ablauf des betreffenden Ter⸗ 
mind ftattfinden dürfen. Zugleich bemerkt man, daß die im 
Laufe der Termine erfolgenden Vergleiche resp. Berzichte als⸗ 
bald zur Anzeige zu bringen find, indem nur dadurch dem 
fonft erwachfenden Koften vorgebeugt werden kann.’ 


Copialgebühren der Anwälte I. Gemeiner Bes 
fcheid Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkenburg vom. 
29. Auguft 1827 „die Eopialgebühren des Groß— 
herzogl. Hofgerihts-Advofaten für einfahe 
Receſſe betr.“ Meg. BI. v. J. 1897 Nr.au, ©. 422. 
423). „Großherzogl. Dber-Appellationsgericht bat fchon 
längft, mit Genehmigung des Großherjogl. Geheimen Staats⸗ 
minifteriums , ausgefprochen,, daß die Großherzogl. Advoka⸗ 
ten und Procuratoren nicht berechtigt feien, für gerichtliche 
Schriften, welche blos den Außeren Prozeßgang zum Gegen’ 
ftand haben und gewöhnlich unter der Rubrik: Neceffe, Ans 
zeigen u. f. w. exhibirt werden, noch außer der verhältniß- 
mäßig hohen, in der höchften Verordnung vom 22. Anguft 
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1810 *) erlaubten Taxe von 30 kr. **) befondere Abſchrifts⸗ 
. gebühren in Anfa zu bringen. Da indeß weder von ſaͤmmt⸗ 
lichen Advokaten nach jener oberftrichterlichen Auslegung. der 
Verordnung vom. 22. Auguſt 1810 feither fich gerichtet 
worden ift, noch auch alle Gerichte fireng dabei ftehen ges 
blieben ſind, ſo wird. andurch zur Nachachtung der Groß⸗ 
herzogl. Hofgerichts⸗Advokaten ſowohl, ald auch fammlicher 
Untergerichterbefannt gemacht, daß für alle einfache, nicht 
in das Materielle der Sache eingreifende gerichtliche Eingas 
ben, wie z. B. Beförderungsgeſuche, Exhibitions⸗Re⸗ 
ceſſe, einfache Friſtgeſuche u. ſ. w. und namentlich auch für 
ſolche Sollicitir-Receſſe in Deſerviten⸗-Beitreibungsſachen, 
worin geboten wird, die weiter erwachſenen Deſerviten eben⸗ 
falls beizutreiben,, keine Abſchreibgebühren angefeßt und 
resp. paffirt werden dürfen, Das erfte bei Vermeidung der 
in der höchiten Verordnung vom 22. Auguſt 1810, zweiter 
Abſchnitt *, angedrohten Nachtheile.“ 
II. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 9. Januar 1828 (im Weſentlichen gleichen 
Inhalt mir: einem Ausſchr. Grßhzl. Hofger. der Provinz 
Oberheſſen und einem gem. Beſch. deſſelben vom 9. Juli 1828) 
an die Yntergericht „die Copialgebühren der Ad» 
vofaten betr. Mit Beziehung auf den gemeinen Bes 
fcheid vom 29: Auguft 1827, theilt man fämmtlichen Unter 
gerichten ein zur Erläuterung jenes gemeinen Beſcheides 
dem Hofgerichts⸗Secretariate ertheilte Inſtruction mit: 
Darmfladt, den. ın. Nov. 1827. Das Großherzogl. Hef 
fifche Hofgericht der Provinz Gtarfenburg an Großherzogl. 
SHofgerichtd » Secretariat, die Copialgebühren der 
en. betr. Um die Anftände au befeitigen, welche 
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binfichtlich der Anwendung des gemeinen Befcheided vom 29. 
Auguſt diefes Jahrs bei Reviſion der Deſerviten⸗Rech⸗ 
nungen ſich ergeben koͤnnten, wird Folgendes verfügt: 
4) Als einfache Receſſe find namentlich zu betrachten: a) Con⸗ 
tumacials Anzeigen; b) Monitorials Anzeigen; e) Friftges 
ſuche; d) Erhibitiongreceffe; e) die Einwendungen und £) die 
Einführungen von Rechtsmitteln; 8) Gefuche-um Remiſſo⸗ 
rialien; h) Gefuche um Reviſion und Rückgabe oder Beis 
treibung der Deferviten» Mechnungen ; i)  Beförderungdges 
ſuche; k) Anrufen um Ereeution’und Pfändung; h Notis 


fications ſchreiben. 2) Bon folchen Receſſen it nur dann 


h 


eine Gopialgebühr zu geftatten, wenn fie nicht pro stylo 
abgefäßt find, fondern zugleich Ausführungen enthalten, 
welche von der Nothwendigkeit eines förmlichen Conceptes 
zu den Manualacten des Anwaltes zeugen. In Anſtands⸗ 
fällen hat das Secretariat bei dem Meferenten anzufragen. 
3) Müffen die Schriften in duplo eingereicht werden, wie 
3. B. die. Gefuche um Promotoriales arctiores *), fo ift 
für das Duplicar eine Eopialgebühr zu paffiren. . 4) Auf 
die Beftimmung der Procuratur- und Advokatur⸗Taxord⸗ 
nung, daß von einfachen Meceflen, auch wenn fie einen 
ganzen nder mehrere Bogen füllen, nur 30 Kreuzer per 
Bogen gerechnet werden dürfen, fobald fie feine eigentliche 
Mechtsausführung enthalten, ift ftreng zu wachen. 5) Des⸗ 
gleichen wird die Verfügung wiederholt eingefchärft, daß die 
Eopialgebühren bei Schriften und Deferniten- Rechnungen 
immer nur nach Verhältniß des befchrichenen Raumes anzu⸗ 
feßen und zu pafliren find, mithin nur von jeder — 
benen Seite 2 Kreuzer.“ 


Corpus delicti. Ausſchreiben Großherzogl. Hofericht 
der Provinz Starkenburg vom 24. Febr. 1836 „die Bes 
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handlung der corpora delicti in Unter ſuchungs⸗ 
ſachen betr.“ an die Untergerichte: „Wir haben mehr⸗ 
fach wahrgenommen, daß die corpora delicti, welche von 
den Großhenzogl. Sandgerichten mit Unterſuchungs⸗Acten eine 
gefandt. werden; nicht immer mit der Gorgfalt behandelt 
werden, wie dieß die Wichtigkeit des Gegenſtandes erfordert, 
und die geeignet iſt, die ſo nothwendige Identitaͤt, wenn 
mehrere Ueberführungsgegenſtände vorliegen, außer Zweifel 
zu ſetzen. Wir machen deshalb darauf aufmerkſam, daß es 
zu dieſem Behuf zweckmäßig ſein wird, an den Corpus delicti 
ſelbſt, an einer paſſenden Stelle, z. B. mittelſt Bindfaden, 
ein Papier mit dem Landgerichts⸗Siegel anzuheften, auf wel⸗ 
chem dann ſowohl die betreffende Unterſuchung, als der Ge— 
genftand felbft genauer zu bezeichnen fein wird. ‚Hierdurch, 
wird der bisher häufig vorgefommene Mißſtand vermieden, 
daß 3.9. die in einer Schlaͤgerei⸗Sache eingefandten mehre⸗ 
ven Meſſer, ohne daß an dieſen ſelbſt die betreffende Bezeich⸗ 
nung angeheftet iſt, nur in verſchiedene Papiere eingepackt 
vorgelegt werden, wodutch Denn, wenn man, folcye zur Bes 
fihtigung deren Umfchlug heraus nimmt, leicht eine Ver⸗ 
wechslung eintreten, jedenfalls aber Die erforderliche Iden⸗ 
tität zweifelhaft. werden kann in ua Daun nl 

‚Lorrestionshaus. I. Anschreiben Großherzogl. Hofr . 
gericht der Provinz Starfenburg vom 18. März; 1825 
‚Die Einfendung von Gefangenen in das Correc⸗ 
tionshaus in Darmſtadt betr.,“ am. die Untergerichte: 
„Dadurch, daß wegen Aufnahme ein und deſſelben Gefange⸗ 
nen in dad Correctionshaus dahier an die Großherzogl. Nez 
gierung *) nicht nur von dem Hofgericht das Erforderliche 
erlaffen, fondern auch außerdem noch von dem einfchlägigen 
Untergericht, welches defien Einlieferung in das Corrections⸗ 
haus zu beſorgen hatte, Bericht erſtattet wurde, find bis 
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ber öfters unnöthige Schreibereien und Weitlaͤuftigkeiten 
entflanden, und werden daher die Untergerichte angewiefem, 
ur wegen Aufnahme der von ihnen zu einer Corrections⸗ 
hausitrafe verurtheilten Individuen in jene Straf-Anftalten‘ 
an Großherzogl. Regierung Bericht zu erftatten, dagegen aber, 
wenn das Hofgericht eine foldhe Strafe erkennt und ein 
Untergericht mit deren Bollziehung beauftragt: hat, den 
DVerurtheilten fofort, und ohne vorherige Berichtäerftattung 
an Großherzogl. Regierung, in das Correctionshaus einzu⸗ 
ſenden, indem das Hofgericht den Vollzug der Strafe nicht 
eher verordnen wird, bis es Großherzogl. Regierung von 
Anſetzung der Strafe in Kenntniß geſetzt hat.“ Kan 

1. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht ' der Provinz 
Starkenburg vom 22. Mär; 1895 „Die Einlieferung 
von Sträflingen in das Correctionshaus im 
Darmftadt mit Kindern betr.’ *) an die Ynterges 
richte: „Nach einer Mittheilung Großherzogl. Regierung’ 
find mehrere Fälle vorgekommen, daß von den Landgerichten 
mit den zur Correctionshausftrafe verurtheilten Sträflingen 
äugleich unerwachfene Kinder in dad Correctionshaus einges 
fendet worden find. Es ifk diefes, and verfehiedenen Grüns 
den, durchaus unftatthaft und die Untergerichte werden das 
ber angewiefen, eine folche Unordnung nie eintreten zu laſſen. 
Werden die Kinder durch Einfendung ihrer Angehörigen hülfs 
los, fo muß bei den Großherzogl. Landräthen die nothwens 
dige polizeiliche Borforge wegen ihrer einftweiligen Unter⸗ 
kunft und Unterhaltung erwirkt werden ”), 


nn, . . j re 
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I. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 25. Februar 1828 an die Untergerichte 
„die Aufnahme von Straͤflingen im hieſigen 
Correctionshauſe betr. Das nachfolgende Generale 
Grosherzogl. Regierung dahier: „„VWir haben bereits unterm 
20. März 1821 nachſtehende Weiſung an die damaligen Ju⸗ 
ſtizbeamten der Provinz; Starkenburg in rubricirtem Betreffe 
erlaffen: Sobald von einem Beamten eine Correctiond- 
hausſtrafe erkannt oder ihm Nachricht von einem höheren 
Erkenntniſſe gegeben wird, hat derfelbe unverzüglich die Ans 
zeige davon bei der Megierung zu machen, und anzufragen: 
05 der Sträfling eingebracht werden kann? Erfolgt biers 
auf innerhalb 8 Tagen Feine Antwort: fo ift der Beamte 
ermächtiget, den Sträfling unmmittelbar. an den Corrections⸗ 
hausverwalter abliefern zu laſſen. Letzterer hat fodann die 
Einlieferung den Transportanten zu befcheinigen. und, nach 
gefchehener Verbäßung der Strafe, dem Sträfling ein Zeug» 
niß Darüber auszuſtellen. In den Fällen aber, wo der, zu 
einer Eorrectionshausftrafe Verurtheilte im Lande nicht an- 
fähig und. deffen Entweichung aus dem Amtsgefängniß zu 
befürchten ift, wollen wir geftatten, daß derfelbe mit dem 
Amteberichte fogleich einbefördert werde, Wir finden und 
veranlaßt, diefe Weifung , welche in Vergeſſenheit gerathen 


find wir benachridtigt worden, daß feither öfters ſchwangere 
Weiber in das Correctionshaus zu Darmftadt eingeliefert wor: 
den find, deren Niederkunft in die Zeit ihrer Strafverbüßumg 
gefallen ifl. Zu Mermeidung folder Inconvenienzen gebeu wir 
Ihnen auf, in vorkommenden Zällen, wenn weiblihe Perfonen 
. aus Ihrem Gerichtsfprengel in das, Correctionshaus zu Darm: 
ſtadt abgeführt werden ſollen, diefelben vorher zu befragen, ob 
ſie fhwanger find, und im Bejahungsfalfe — in melde Zeit 
ihre Niederfunft faͤllt. Würde diefelbe alsdann in die Zeit der 
Strafverbäßung fallen, fo haben: Sie die Abführung in das 
Eorrectioushaus bis nad erfolgter Miederkunft zu verſchieben.« 
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zu ſein ſcheint, mit den Abänderungen hierdurch einzuſchaͤr⸗ 
fen, 1) daß der darin angegebene Termin von 8 Tagen auf 
14 Tagen, vom Tage der Spedition des. Berichtd an ges. 
rechnet , verlängert wird, und 2) daß micht blos die zuletzt 
angegebenen Verurtheilten, fondern alle, welche: detinirt find? 
und aus vorliegenden Gründen bis zur Ablieferung‘ in Die: 
Strafanftalt nicht freigelaffen werden koͤnnen, fogleich mit: 
dem an und zu erftattenden Berichte in das: Correctionshaus 
eingeliefert werden dürfen,““ wird fdmmtlichen Unterge⸗ 
richten zur Rachachtung feines Inhalts mitgetheilt, unter 
dem Bemerken, daß hierdurch keineswegs Das Hofgerichts⸗ 
Generale vom 22. Mära 1825 — iſt, ſondern for 
beſtehen bleibt.“ 

IV. Ausſchreiben Großherjogl. Hofgerichts der Prosing 
Startenburg vom 1. September 1828 an die Untergerichte: 
‚Man findet fich veranlaßt, die Beſtimmungen des Ausſchrei⸗ 
bens vom 18. März 1825 wieder aufjuheben und anſtatt 
deren, mit Beibehaltung der Beflimmungen des Ausſchrei⸗ 
bens vom 25. Febr. I. J., zu verordnen, daß in Zukunft. 
immer nur diejenige Behörde bei Großherzogl. Negierung- 
die erforderliche Anzeige und Anfrage, rückfichtlich der über; 
Angefchuldigte verhängten Correctionshausſtrafen, machen 
fol, welche mit Vollſtreckung des Erkenntniſſes beauftragt. 
wird, und haben fich die Untergerichte und das peinliche 
Gericht in vorkommenden Fallen hiernach zu bemeſſen, ins 
dem Großherzogl. Hofgericht. Großherzogl. Regierung ferner- 
bin nicht mehr von erkannten Eorrectionshausftrafen benach⸗ 
richtigen wird.“ 

V. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 10. December 1828, „die Einliefe 
rung von Kindern mit ihren zur Corrections— 
hausſtrafe verurtheilten Müttern betr.’ an die 
Untergerichte. „Es ſind feit einiger Zeit mehrere Fälle vor- 

gekommen, in welchen zur Correctionshausſtrafe verurtheilte 
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Mütter ihre Kinder in die Strafanftalt mitgebracht haben. 
Diefes darf von nun an nicht mehr ftattfinden, wir geben’ 
Ahnen daher auf, im allen Fällen, in welchen: zum Gorree- 
tionshaus verurtheilte Mütter noch fo Kleine Kinder haben, 
Daß diefe der Mutterpflege durchaus nicht entbehren können, 
bieruber vor deren Einfendung zum Correctionshauſe zuvor 
jedesmal an und zu berichten, überhaupt aber dafür zu tras 
gen, daß von den mir Correctionshaus⸗Strafe belegten In⸗ 
dividuen in keinem Falle Kinder in die nu mitge⸗ 
nommen werden.“ 

VI. Ausfchreiben Großherzogl Hofgerichts ver Provinz 
Oberheſſen vom 11. Mai 1831 „die den Eorrigenden 
zu Darmitadı zu verabreichenden nothduͤrftigen 
Kleidungsftäde betr.“ an die lintergerichte. „Groß⸗ 
herzogl. Regierung der Provinz Starfenburg bat in rubri⸗ 
eirten Betreff unterm 28. DM. pr. ein Generalausfchreiben 
an die Untergerichte jener Provinz erlaffen, und uns erfucht, 
Sie hiernach zu bedeuten. Indem wir Ihnen Abſchrift dies 
ſes Generale mittheilen, müſſen wir Sie um fo mehr. zur 
Befolgung des Inhalts jenes anmeifen, als die Intendance 
des Correctionshaufes zu Darmftadt darüber klagt, daß das 
Gerügte vorzüglich bei den Verurtheilten aus der Provinz 
Oberheſſen ftattfinde. Zugleich jchärfen wir Ihnen die Be⸗ 
folgung unferes am 4. Januar 1825 in rubrieirtem Betreff 
erlaffenen Generalausfchreibens *) ein. Darmfladt den 28. 


er Des Inhalts: »Von Großherzogl. Regierung der Provinz 
Starkenburg find wir benachrichtigt worden, daß viele Correc⸗ 
tionshand =: Sträflinge bei ihrem Erfcheinen in diefer Auſtalt, 
nicht einmal mit den nothbürftigften Kleidungsſtücken verfehen 
feien, wodurch der Eorrectionshans: Kaffe vieler Schaden zuges 
fügt werde, indem aus derfelben die nothdürftigen Kleibungss 
ſtücke angefchafft werden müßten. Da diefes für die Folge nicht 
mehr flattfinden fol, fo weifen wir Sie an, alle auf Ihre Ber: 
fügung in das Eorrectionshaus zu Darmftadt beſtimmten Sträf 
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April 1831. Die Großherzogl. Heff. Regierung der: Provinz 
Starfend. an fämmtliche Großherzogl. Landräthe, Stadt⸗ und 
Landgericht der Provinz: Der Intendant. des Correctiond- 
hauſes führte darüber Klage, daß nicht ſelten Corrigenden, 
namentlich Forfifrevler und ſolche, die einige Zeit vor ihrer 
Einlieferung in Bezirks⸗ oder Ortögefängniffen. geſeſſen has 
ben, ſich zur Verbüßung ihrer Strafen anmelden; oder ein» 
geliefert werden, deren Kleider entweder voller Ungeziefer, 
neer die überhaupt fo. wenig mit Kleidungsftücken verſehen 
find, daß damit kaum ihre Bloͤſen bedenkt werden... Es 
fcheint demnach, daß unſer Ausfchreiben vom 4. Dec. 1821 
wenigftend zum Theil in: Bergeffenheit gerathen iſt. Inden 
wir daher ſolches wieder einfchärfen, erwarten wir, daß die 
einliefernde Behörde bei folchen Perſonen, melche nicht bes 
reits aus einem Bezirksgefängniß eingeliefert worden, dafür 
ſorgt, daß folche die erforderlichen Kleidungsſtücke mitbrins 
gen, fei ed nun, daß diefe Perfonen ſelbſt hierzu: angehal« 
ten werden, oder daß, wenn fie hierzu außer Stand find, 
der betreffende Großherzogl. Landrath dafür forgt, daß die 
erforderlichen Kleidungsſtuͤcke auf Koften der Gemeindefaffe 
angefchafft und dem Corrigenden angegeben werden. Bei 
ſolchen Perfonen, welche aus Bezirkes oder Ortsgefängniſſen 
ing Correctionshaus eingeliefert werden, ift eg zwar einer⸗ 
lei, ob die erforderlichen Kleidungsſtücke aus der Criminal 
oder aus der Correctionshauskaſſe angefchafft. werden; allein 
dafür haben die Behörden wenigftend zu forgen, daß die 
Eingelieferten fo mit Kleidungsſtücken verſehen, dahier er⸗ 
ſcheinen, daß ihre Bloͤſen bedeckt und die Kleider nicht vols 
ler Ungeziefer find. — Dem Schreiben womit fich die Cor: 





linge in dem Balle, weun diefelben folches vermögen, anhalten 

zu Saffen, fi bei dem Abgange in die genammte Strafanftalt 
mit den nothdürftigen Kleidungsſtücken und — wenig⸗ 
ſtens zwei. Hemden zu verſehen.« 
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rigenden zur Strafverbuͤßung fiftiren „oder eingeliefert were 
den, iſt ein Verzeichniß der EN —— 
welche die Corrigenden mitbringen.“ 

VI. Ausſchreiben Großherzogl. Hofer. der Provinz 
Dberheffen vom 2. Mai 1832 ‚die den ind Correws 
tiond- und Arreftbaus in Darmftadt eingeliefert 
werdenden Perfonen mitzugebenden Kleidungss 
ſtuͤcke betr.’ an die Untergerichte: „Mit Bezug auf das 
bereit8 unter dem a1. Mai 1831 von und erlaffen General 
theilen wir Ihnen nachftehende Abfchrift eines von Groß⸗ 
berzogl. Negierung zu Darmftadt unter dem 5. April d. J. 
erlaffen GeneralsAusfchreibeng zur Nachricht und Bemeffung 
mit: Darmftadt den 5. April 1832. Die Großherjogl. 
Seffifche Regierung der Provinz; Starkenburg an fdmmtliche 
Landräthe, Stadt⸗ und Landgerichte der Provinz: Wir fin 
den und veranlaßt, den im unferm Ausfchreiben vom 28. 
nr v. J. und vom 8. März d. J. *) an Ausdruck 


9 Dieſes letztere Ausſchreiben an bie Landräthe, Statt: und Lands 
gerichte »die den ins Arreſthaus zu Darmftadt einge 
liefert werdenden Perfonen mitzugebenden Klei— 
dungsſtücke betr.« ift des Inhalts: »Der feit einigen Jah—⸗ 
ren bedeutend zugenommene Bedarf an Kleidungsftücen in dem 
hiefigen Arreſthauſe hat die höchſte Staatsbehörde veranlaßt, 
uns den Unftrag zu ertheilen, wegen der, den ins hiefige Arrefts 
haus eingeliefert werdenden Perfonen, mitzugebenden Kleidungss 
ftüce eine ähnliche Geheral: Verfügung zu erlaffen, wie wir 
fotche wegen der, den ins hiefige Eorrectionshans eingeliefert 
werdenden Perfonen mitjugebenden Ktleidungsftüde unterm 28 
April v. 3. erlaffen haben, Judem wir diefe General Verfü: 
gung, welche, nach der in nenerer Zeit gemachten Erfahrung, 
nicht überall gehörig beobachtet worden ift, bei diefer Gelegen⸗ 
heit hierdurch einfchärfen, verfügen wir nunmehr in rubricirtem 
Betreffe: 1) Werden Perfoneu aus den Bezirksgefängniffen in 
das hiefige Arreſthaus eingeliefert, fo ift es zwar einerlei, ob 
die erforderlichen Kleidungsftüde vor der Einlieferung oder erſt 
hier im Arrefthaufe den Perfonen verabreicht werden, welche 
ſolche nöthig Haben, indeffen iſt doch darauf zu fehen, * die 
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„„erforderliche Kleidungsftüde ,““““ welche den einzuliefern⸗ 
den Perſonen mitzugeben ſind, durch Nachſtehendes zu er⸗ 
laͤutern. Wir mißkannten die Verbindlichkeit des Staats 
nicht, den“ Gefangenen während der Dauer ih> 
res Arreſtes, ebenfo wie die Atzung, fo auch das ers 
forderliche Leibgeräthe und Kleider zum Wechfeln zu ver- 
abreichen, vorbehältlich des etwaigen Erfaßes von Geiten 
der fich blos in Detention befindlichen Gefangenen, wenn 
fie zur Zahlung der Unterfuchungstoften demnaͤchſt verurs 
theilt werden. Auf der andern Seite kann aber der Staat 
auch nicht verpflichtet feyn,, den Gefangenen bei ihrer Ent⸗ 
lafjung Leibgeräthe und Kleider mitzugeben, welche er auf 
feine Koſten angefchafft hat. Eine Nothwendigkeit: hierzu 
trat aber häufig mit großen dadurch veranlaßten Koften für 
den Staat, namentlich in der Beziehung ein, daß Perfonen 
in ‚die rubricirten Gefängniffe kamen, die, im Sommer 
angelangt , Teine Schuhe und Strümpfe mitbrachten, folche 

aber bei ihrer Entlaffung in einer fälteren Jahreszeit erhals 
ten mußten, wenn man der Menfchlichkeit Gehör gehen 


Arreftaten fo mit mit Kleidungsſtücken verfehen, bahier er: 
feinen, daß ihre Blößen bededt, und die Kleider nicht 
vol Ungeziefer find. 2) Befinden fich aber die Perfonen, 
weiche in das Arreſthaus eingeliefert werden folfen, auf freiem 
Fuße, was vorzüglich bei den Merfonen ber Ball feyn 
wird, welde blos zur Urtheils: Publication und Vollſtreckung 
des Urtheild in das Arrefthaus eingeliefert werden, fo iſt da⸗ 
für zu forgen, daß fie die erfordertichen Kleidungsftüde in das 
Arreſthaus mitbringen. Sind fie ſelbſt hierzu im Stande, fo 
find fie dazu anzuhalten; find fie aber arm, fo muß die betref- 
fende Gemeindefaffe, nach den Grundfäsen der Urmenpflege 
die deßfallſigen Koften tragen, und es müffen die erforderlichen 
Kleidungsftüce, wenn ſolche nicht gleich mitgegeben werden 
können, in das Arreſthaus machgefchickt werden. 3) In allen 
Fällen ift dem Schreiben an Großherzog, Eriminalgericht da: 
bier, mit welchem ein Arreftat eingefchidt wird, ein Verzeich⸗ 
niß der Kleidungsftücde, (wozu namentlich auch Hemden gehö- 
ven), welche der Arreftar mitbringt, beizufügen, 
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wollte, — ferner, daß Perſonen in die Gefängniſſe aufge⸗ 
nommen werden mußten, welche nur mit einem ſo verdor⸗ 
benen Hemde ankamen, daß ſolches, nach der für die. Rein⸗ 
lichkeit abſolut noͤthigen Reinigung deſſelben, in Fetzen zer⸗ 
fiel, und. alſo dem Gefangenen. bei feiner Entlaſſung nicht 
wieder mitgegeben werden konnte. — Außerdem veranlaßt 
dieſes durch folche Verhältniffe gebotene Mitgeben von, dem 
Staate gehörigen, Kleidungsftücen eine Speculation der 
Sträflinge, die möglichit zerlumpt erfcheinen , um neu ges 
Eleidet wieder. entlaffen zu werden. Diefen Mißbräuchen 
wollten wir durch unfere Generalverfügungen ftenern, und 
dem Staate eine ihm nicht obliegende Ausgabe fparen. Aber 
auch nur in dieſem Sinne find diefe unfere Ausfchreiben zu 
verfiehen, und nicht dahin ausdehnen, daß die in die rubri⸗ 
eirten Gefängniffe aufzunehmenden Verfonen mit Leibgeräth 
und Kleidungsſtücke zu verfehen feyn müßten, daß fie waͤh⸗ 
rend der Dauer ihres Arrefted damit den erforderlichen Bei 
fel vornehmen könnten.“ 

VIL Reſcript Grßhzl. Minifteriums des Innern und der 
Juſtiz v. 22. Marz 1834 an die Hofgerichte „die Einrichtung 
des Kloftergebäuded au Dieburg zu einer Straf 
anftalt betr.: Wir benachrichtigen Sie, daß zu Dieburg 
eine befondere Strafanftalt fowohl für Forſtfrevler, als 
auch fonftige zu Corrertionshausftrafen condemnirten Indi⸗ 
piduen eingerichtet worden ift und bemerken Ihnen zugleich, 
daß, fowie dieſe Strafanftalt mit dem Correctionshauſe über⸗ 
haupt auf gleicher Stufe fteht, fo auch namentlich dort wie 
bier, bei in Gefängniß verwandelten Geldftrafen täglich 
40. fr. an der Strafe abzubüßen find, daß dagegen, weil 
eine Entweichung . aus dem Gefängniß in Dieburg leichter 
möglich ift, ald aus dem Correctionshauſe, in der Negel 
folhe Subjerte zur Verbüßung ihrer Strafe in das Gefäng« 
niß nach Dieburg abanliefeen find, welche auf fürzere Zeit 
condemnirt und der Flucht weniger verdächtig find. Die 
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obere Aufficht über. die Strafanftalt zu Dieburg ift dem 
Großherzogl. Provincialeommiflär dabier übertragen, an 
welchen fich daher die Gerichte wegen Aufnahme von Straͤf⸗ 
linge zu wenden haben. Gie werden biernach die Landges 
- richte bedeuten.’ — f. noch: Zucht» und Corrections⸗ 
bausftrafe. | 

IX. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgericht der: Provinz 
Starkenburg vom 2. Juli 1835 an die Untergerichte 
„die Verſetzung der weiblichen Sträflinge in die 
Strafanftalt zu Dieburg betr.‘ EGleichen Inhalts 
ift ein Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dberheffen vom 3. Juli 1835). „Nach einer Benachrichs 
tigung des Großherzogl. Provincialcommiſſaͤrs dahier, ift 
böchften Drts verfügt worden; daß insfünftige Das hiefige 
Correctionshaus blos mit männlichen Sträflingen, dagegen 
die Dieburger Strafanftalt blos mit weiblichen, zu Correc⸗ 
tionshausfirafen verurrheilten Individuen befeßt werden foll. 
Es find biernach alfp in Zukunft die weiblichen Sträf- 
Tinge von den Gerichten unmittelbar nach Dieburg abjulies 
fern und es ift die deßfallſige Corresfpondenz; der Gerichte, 
ftatt wie bisher mit dem Großherzogl. Corrections hausver⸗ 
walter, künftig mit dem Verwalter der Dieburger Strafans 
fialt zu führen.’ | 

Curator einer Concursmaffe. Unterm 9. Januar 
1833 erließ Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starken⸗ 
burg folgendes Ausfchreiben die Snftruction für@uratos 
ren von Eoncursmaffen betr.’ an die Untergerichte: 
„Zur Befeitigung erhobener Zweifel werden fämmliche Uns 
tergerichte hiermit darauf aufmerkfam gemacht, daß unter 
den im $. 11 der Inſtruction für Curatoren von Concurs⸗ 
maffen *) erwähnten Steuern, welche der Eurator, ohne 


*) Diefe Inftruction (Nah dem Worgange Großherzogl. Hofger. 
der Prov. Starkenb. verfügte Großherzogl. Hofger, der Prov, 
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vorgängige Ausgabe⸗Dekretur von Seiten des Gerichts, aus— 
zahlen könne, nur Grundftenern, nicht aber Gewerb- und 
Perfonalftenern verftanden werden können, indem dieſe letz⸗ 
ten nicht auf der Concursmaſſe, fondern auf der Perfon 
des Cridars haften, es müßte dann etwa in einem einzelnen 
Fall. ein Gewerbe oder Handlungsgefchäft u. dgl. ausdrück— 
lich auf Rechnung der Maſſe fortgefeßt werden.‘ 
Defenſion (Vertheidigung). Defenfor (Vertheidiger). 
1. Im Fahr. 1832 wurde gegen den vierzehniährigen N. RN. 
wegen Todtung des N. N. eine Unterfuchung verfügt, in 
deren Folge er auch von Großherzogl. Hofgericht der Pros 
vinz Starfenburg wegen ceulpofer Tödtung in eine Zucht 
hausitrafe von anderthalb Fahren verurrheilt wurde. Am 
Schluſſe der Unterfuchung wurde er befragt, ob er ſich 
durch einen Anwalt : wolle fchriftlich vertheidigen laſſen ). 
Er erwiederte: „Ich babe feine Strafe verdient; ich bin 
unfchuldig, überlaffe die Entfcheidung den Gericht und ver- 
Lange feine fchriftliche Vertheidigung.’’ Der Vater des Ans 
gefchuldigten , vorgeladen, um ald folcher bei der Verneh⸗ 
mung feines minderjährigen Sohnes über die Frage der 
fchriftlichen Wertheidigung beigesogen zu werden, ſtimmte 
der Erklärung deffelben bei umd. erklärte, daß auch er die 
rechtliche Entfcheidung Tediglih dem Gericht anheim ftelle. 
Dennoch wurde von Großherzogl. Hofgericht dem Angeſchul⸗ 
digten ex officio ein Bertheidiger beigegeben , indem das 
jugendliche Alter des Angefchuldigten und die Schwere des 
Verbrechens berückfichtigt wurde. 
11. Ausfchreiben Großhersogl. Hofgericht der Provinz 
Starfenburg vom 13. November 1830 „die Befprehung 


Oberheffen unterm 10, October 1829, daß diefelde den Cura⸗ 
toren bei ihrer Verpflichtung mitzutheifen fei) ift S. 182-185 
der E&, P. O. m. Sp. abgedruckt, 

*) P. G. O. m. Sp. S. 301. 
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der in Criminalunterſuchungsfaͤllen beſtellten 
Bertheidiger mit den Defendenden Herr.’ an die 
Untergerichte und Hofgerichts⸗Advokaten: „Man hat fchon 
mehrmals bemerkt, daß von den beftellten Defenforen Ver⸗ 
theidigungsfchriften eingereicht wurden, ohne. daß: der Anz 
walt: mit dem Defendenden fich mündlich beſprochen hatte, 
Da aber num folche Unterredung durchaus nothwendig ift, 
wenn die Vertheidigung ihrem Zweck wollftändig entfprechen 
ſoll ), ſo weiſt man ſaͤmmliche Hofgerichtsadvolaten am, 





*) Zu gleichem Zweck wäre and die Aufhebung der beſtehenden 
WVorſchrift, wornach die Beſprechung mit dem Angeſchuldigten 
unter gerichtliche Aufſicht geſtellt it (C. P. O. m. Sp. ©. 400) 
wuünſchenswerth. »Erwähnungswerth« ſagt Weber: »Mon 
ben Hauptforderungen an eine zeitgemäße Straf: 
progeßordnung, mit befonderer. Hinficht auf bie 
baierifhe und franzöfifhe Gefehgebung, S, 529, 
530 bes fünften Bandes des Neuen Archivs des Crimi- 
nalhrechts, Band 5, Halle 1822 finde ich — die Beſtimmung 
bes Bairiſchen Strafgeſetzbuches Th. 2. Art, 145, wonach bie 
dem Schluß: und Vertheidigungstermine vorausgehende Unter» 
vebung des Defenfors mit dem Inquiſiten nothwendig und 
zwar ohme Beifeyn einer Gerichtöperfon zu geſchehen hat. 
Gewiß iſt diefe Vorfchrift Human und gerecht. Denn daß eine 

' foldeUnterredung dem Vertheidigungstermine vporangehen müffe, 
verlangt die Volftändigkeit und Gründlichkeit des Defen ſional⸗ 
verfahrens. Es fol aber auch dieſe Unterredung ohne Zeugen 
gefchehen, damit fi der Ungefchuldigte ohne Zurückhaltung und 
Mißtrauen gegen feinen Dertheidiger, als feinen Rechts⸗ 
freund, äußern Pönne und fo der wahre Swed der Beſpre⸗ 
ung erreicht werde. Mit Necht iſt daher in diefem Punkt 
das baierifche Strafgefepbuch von einer früheren Specialverord⸗ 
nung v. J. 1810 abgewichen, welche bei dergleichen Unterredun⸗ 
gen die Anmefenheit eines gerichtlichen Commiffars erfordert 
hatte. Denn fobald auch eine Gerichtsperfon diefer Unterredung 
bewohnt, fo laͤßt fich gar felten erwarten, daß fi) der Juqui— 
fit gegen feinen DVertheidiger frei und ganz offen ausſpreche.« 
Ja wohl!! Die Mecklenburg⸗Schwerinſche Eriminalgerichts- 
ordnung (Neues Archiv des Eriminalrechts Bd, 1, Halle 1887. 
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die ihnen aufgetragenen Defenfionsfchriften nicht cher auge 
zuarbeiten, oder doch einzureichen, bis fie mit den zu ver 
theidigenden Inquiſiten mündliche Unterredung geflogen has 
ben. Das peinliche Gericht ift ein für allemal angewiefen, 
den Zutritt auf bloße Vorzeigung des, die Beſtellung sum 
Defenfor verfügenden Defrers zu geftatten *). 

I. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 15. Juni 1831, „die Frage nah 
ſchriftlicher Vertheidigung in Unterfuhungs 
ſachen betr.’ an die Untergerichte: „Man findet fich 
veranlaßt, den Landgerichten au empfehlen, nur in den Fäl⸗ 
lem die obige Trage zu ftellen, in welchen. die Unter⸗ 
fuchung folche Nefultate geliefert hat, daß vorausſichtlich 
ein definitives abfolutorifches Urtheil ertheilt werden kann, 
nicht aber in Fällen, in welchen nur entweder eine Vervoll⸗ 
Fändigung der Unterfuchung, oder Erkenntniß förmlicher 
Specialinquſition, oder Abfolution von der Juſtiz verfügt 
werden koͤnnte, wenn nicht das vorläufige Beruhenlaffen der 
Unterfuchung vorgezogen würde, deffen Verfügen nicht fels 
ten, wegen gefchehener Befragung nach- fchriftlicher Verthei⸗ 
digung, beanftander wird, weil diefe Frage fchon unterſtellt, 
daß die Unterſuchung ihre Richtung ſpeciell gegen einen bes 
ſtimmten Angefchuldigten genommen habe.“ 

IV. Gem. Beſch. Grßhrzgl. Hofger. der Provinz Ober⸗ 
heſſen: „Die unterzeichnete Gerichtäftelle hat Hisher öfters 


©. 642 ıc.) geftattet Rüuckſprache des Mertheidigerd mit dem 
Angefchuldigten auch ohne Beiſeyn einer Gerichtsperfon, (Mit 
Recht beſtimmt diefes Gefey auch, daß die Gebühr der Defen⸗ 
flon nicht nach der Bogenzahl ſich richtet). | 
©) Vergl. über diefes Ausſchreiben das Schriftcheu: Heber einige 
: intereffante Gegeuflände unferer Seit, mit befons 
‚ .berer Beziehung auf das Großherzogthum Heffen, 
Darmftadt 1831, S,10. 11. »Die Beſprechung der in Eris 
minalunterfuhungsfällen beftellten Vertheidiger 
mit dem Defendenden« und 9 R. 6,165. Amer, 


a 
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die unangenehme Bemerkung machen muͤſſen, daß viele der 
hiefigen Hofgerichts⸗Advokaten die in gefchloffenen Unter⸗ 
fuchungsfachen entweder von den Angefchuldigten felbft, oder 
dem Gerichte, ihnen aufgetragene Einreichung der Bertheis 
digungsfchriften auf eine Höchft auffallende und mit. ihren 
Pflichten unvereinbarliche Weife verzögert haben. Um für 
die Zukunft ähnlichem Verzuge und deffen unverkennbaren 
Nachtheilen vorzubeugen, findet man fich veranlaßt, ſaͤmm— 
Jichen hiefigen Hofgericht8-Advofaten hierdurch zur Nachachtung 
befannt zu machen, daß Fünftig jedem derfelben, der eine 
ihm aufgetragene DVertheidigungsfchrift innerhalb der ihm 
bierzu geftatteten Friſt nicht überreicht ,. eine Strafe von 
fünf Reichthaler , wenn folche auch in dem die Friſt geftats 
tenden Defrete nicht angedroht fein follte, und in dem Falle 
des Nichteinhaltens der zweiten, ausdrücklich oder ftillfchwei- 
gend bewilligten Frift, die doppelte Strafe ꝛc. ausgeſetzt 
werden wird. Hierbei verfteht es fich von ſelbſt, daß, de 
Eriminalfachen vorzugsweiſe zu befchleunigen find, andere 
yon den Anwälten übernommene Gefchäfte, ohne dabei eins 
tretende ganz befondere Verhältniffe, zur Entſchuldigung des 
Verzugs in der Einreichung der Vertheidigungsfchriften nicht 
dienen können, daß aber eine dem Anwalte übertragene Vers 
theidigung, wenn derfelbe fich zur Begründung von: Friftges 
fuchen in anderen Sachen darauf beruft, auch fünftig, wie 
bisher, billige Beruͤckſichtigung finden wird. Gieffen den 21. 
December 1825. Großherzogl. Heſſ. Hofgericht der Provinz 
Oberheſſen.“ 

V. Gemeiner Beſcheid Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Oberheſſen vom 2. Mai 1829: „Um ein gleich⸗ 
förmiges Verfahren bei Friſterſtreckungsgeſuchen, welche auf 
auszuarbeitende Vertheidigungsſchriften geſtuͤtzt werden, her⸗ 
belzuführen, findet man ſich bewogen, zur Ergänzung des 
Gemeinen Befcheide vom 21. December 1825 folgende nähere 
Beſtimmung zur Kenntniß der biefigen Großherzogl. Hofges 
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richtsadvokaten zu bringen: Es kann nicht genügen, daß 
die beſtellten Defenſoren ſich zum Behuf der Friſterſtreckun⸗ 
gen in Civilſachen blos darauf berufen, daß ſie Vertheidi⸗ 
gungsſchraften zu fertigen hätten und die Befchaffenbeit der 
Criminalfache einftweilige Befreiung des Defenford von ans 
dern Gefchäften erheifche, da einem folchen Friſterſtreckungs⸗ 
gefuche in jeder Beziehung die erforderliche Befcheinigung 
abgehen und die Beilegung deiCriminalacten, zur Ergaͤn⸗ 
zung jenes Mangels, mancherlei Inconvenienzen zur Folge 
haben würde. — Vielmehr ift derjenige Anwalt, welcher 
zur Ausarbeitung einer Defenfionsfchrift Friſterſtreckungen in 
Civilfachen zu erhalten wünfcht, verbunden, in der Crimi⸗ 
nalſache ein allgemeines Friſterſtreckungs⸗Geſuch einzureichen ; 
findet alsdann das Colleg die Eriminalfache fo geeignet, daß 
das Gefuch des Defenfors Berückfichtigung verdient, fo wird, 
diefem Gefuche durch eine allgemeine Verfügung willfahrt 
werden, und ed hat alddann der Anwalt in den gleichzeitig 
zu bearbeitenden Givilfachen fich jedesmal auf diefe allge 
meine Verfügung , unter Vorlegung einer beglaubigten Ab⸗ 
ſchrift derfelben, zum Zweck der Friſterſtreckung au berufen.‘ 

VI. Vertheidigung derer, welche vor ein Mis 
litärgericht geftellt find. Art. 407 —nı6 des Militärs 
Strafgefeßbuchs vom 13. Juli 1822: „Art. 407. Infofern 
unter der Vertheidigung des Angefchuldigten die Auffuchung 
und Aufklärung derjenigen Umftände verftanten wird, welche 
im Falle ihres Vorhandenſeyns denfelben ald unfchuldig oder 
als weniger fchuldig darftellen würde — infofern ift die Ver⸗ 
theidigung des Angefchuldigten die heilige Pflicht jedes Unters 
fuchungsgerichtd und jedes Unterfuchungsverfahren muß eben 
ſo vollſtaͤndig auf die Erforfhung der Unſchuld, ald auf die 
Richtigſtellung der Schuld gerichtet fein — und zwar felbft 
alsdann, wenn der Angefchuldigte die für feine Unfchuld 
oder für feine geringere Schuld fprechenden Umftände nicht 
für ſich anführen oder gar feine Unſchuld verläugnen 


326 | Defenfion. . Defenfor. 


follte *). Eine Verſäumung diefer Pflicht bewirkt die Nich⸗ 
tigkeit des ganzen Verfahrens. Art. 408. Der vorige Ara 
tikel iſt felbft auf diejenigen Fälle volllommen anwendbar, 
wo die Geſetze dem Angefchuldigten die Verbindlichkeit zum 
Beweiſe feiner Unfchuld ausdrücklich auflegen, wie nament- 
ih im Falle der Art. 91 *) und 107 *. Das Unter 
fuchungsgericht muß auch in diefen Faͤllen für die Aufklaͤ⸗ 
rung derjenigen Umftände Awelche zur Beweisfuͤhrung des 
Angefchuldigten gehören, feine eigene, wenn gleich: unauf⸗ 
geforderte Thätigkeit verwenden und eine Verurtheilung des 
Angefchuldigten kann in folchen Fällen erft dann rechtsgül⸗ 
tig erfolgen, wenn weder die Angaben des Angefchuldigten, 
noch die Thärigkeit des Gerichts diefe Umftände in dem Grade 
richtig zu ftellen vermocht haben, welcher für eine genügende 
Vertheidigung des Angefchuldigten gefeklich erfordert wird, 
Art. 409. Inſofern aber von einer förmlichen Verthei— 
digung (Defenfion) des Angefchuldigten durch ihn felbft oder 
einen Dritten die Rede ift, fo kann, da der Militärdienft 
vorzugsweiſe die ſchleunige Erledigung der Unterſuchung 
erbeifcht, micht bei jeder militärgerichtlichen Unterfuchung eine 


*) Schon nad der P. ©, O. v. J. 1786, Tit. 13, $. 5, Prim 
cip. C. P. O. m, Sp. &, 405. 

##) Diefer Urt it des Inhalts: »Zum Thatbeſtand der Defertion 
gehört die Ubficht, ſich dem Deilitärdienfte zu entziehen. Diefe 
Abfiht wird nach Ablauf einer gewiffen Zeit vermuthet, 

dergeſtalt, daß alsdann der Angeſchutdigte, um ſich von ben 
Strafen der Deſertion zu befreien, die Abſichtsloſigkeit bewei⸗— 
fen muß, während vor ihrem Ablauf die Abſicht ermwiefen 
ſeyn muß, um die Eriftenz einer Defertion anzunehmen. — 
Die Abficht wird nad Ablauf einer noch längeren Seit als er 
wiefen angenommen, dergeftalt, daß alsdann der Anges 
ſchuldigte mur noch durch die Nachweiſung abfoluter phnfifcher 
Yinderniffe, welche ihm die Rückehr in den Dienft unmöglich 
gemacht haben, die Defertionsftrafen von ſich abwenden kann.« 
vr) Hieruach gehört Abfichtlichkeit zum Thatbeſtand des Mer: 
brechens des Uebergangs zum Feinde und hat fie dergeftalt die 
Vermuthung für fih, daß der Ungefchuldigte die Abfichtea 
loſigkeit darthun muß. 
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folche Defenfion nach allen Formen des bürgerlichen Ver⸗ 
fahrens geftattet werden, wenn gleich die Zulaflung der 
Vertheidigung im Allgemeinen ein wefentliches Erfordernig 
jeder militärgerichtlichen Unterfuchung ift, jedoch unter nach. 
ftehenden Modiftcationen. Art. 410. Beiallen, fowohl mili⸗ 
täriſchen als gemeinen Vergeben, auf welche die Gefege im 
Allgemeinen eine Strafe unter dem Maaße einer halbjährigen 
Feftungsftrafen beftimmen, und welche zugleich durch die 
Unterfuchung vonftändig Kar herausgeftellt worden find, kann 
dem Angefchuldigten Feine fchriftliche Defenfion, weder durch 
ihn felbft, noch durch einen Anwalt geftatter werden. In diefen 
Fänen hat jedoch das Militaͤr⸗Unterſuchungsgericht nach ges 
fchloffener Unterfuchung dem Angefchuldigten, wenn er davon 
Gebrauch machen will, einen auftündigen Termin nachaulaflen, 
um innerhalb deffelben dem Unterfuchungsgerichte feine DBer- 
theidigungsgrände nochmals mündlich vorjutragen oder zum 
Protokoll zu dietiren. Zu dem Ende muͤſſen ihm nicht allein 
auf Verlangen die Acten zur Einficht in Gegenwart des 
Auditeurs vorgelegt, fondern auch die Befprechung mit einem, 
bei der Sache unbetheiligten Dritten verftattet werden. 
Art. 411. In allen Fällen dagegen, wo die Gefeße auf 
das Vergeben im Allgemeinen eine das Maaß einer halbjäh- 
rigen Feftungsftrafe überfchreitende Strafe beftimmen, oder 
wo entweder über das Ergebniß der Unterfuchung oder über 
die Anwendung des Geſetzes Zweifel erhoben werden können, 
ift dem Angefchuldigten fchriftliche Defenfion geftattet, welche 
er entweder felbft führen oder durch einen felbftgewählten Anwalt 
aus der Zahl der autorifirten Anwälte führen laſſen kann *). 


u) Unterm 12, October 1827 machte Großherzogl. Kriegsminiftes 
rinm befannts »Die militärifche Ordnung erfordert, daß die 
Defenforen für Mititärperfonen, welche fich in militärgerichte 

- Ticher Unterfuchung befinden, fich in den Defenfionsfchriften auf 
das Genaufte in den Schranfen der den Dertheidigten felbft 
obliegenden Süubordination und Ehrerbietung gegen die Oberen 
und Vorgefesten der Lesteren halten, Im alle der Zuwider⸗ 
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haudlung haben fie zu gegenwärtigen, daß ihnen die Defenflonds 
fhriften zur Reinigung zurücdgegeben worden, one daß ihnen für die 
ihnen hierdurch etwa entflehenden Ausgaben an Copialgebühren, 
Stempelpapier u. f. w. oder für ihre desfallſige Demühnng etz 
was vergütet werden Fanı.« Reg. BI. v. J. 1827, Nr. 52. 
©. 471. Supplem und Erläut. z. M. St. ©. ©. 195. 196. 
f über diefe Bekanntmachung dad Schriftchen: Die Disciplis 
nargemalt Öffentliher Behörden über öffentliche 
Unwälte im Großherzogthum Heffen. Beitrag zur 
Kenntniß der Stellung des Advokatenſtandes. 
(Beilageheft zum erften Bande der Zeitfchrift für Geſetzg. und 
Rechtöpfl. des Kurfürft. und Grofperz. Heſſen 20.) Darmfladt 
1833, ©, 19, ıwo es heißt: »Menn das Großherzogl. Kriege: 
minifterium in der Bekanntmachung vom 12. October 1827 aus 
Gründen der militärifhen Ordnung den Defenforen von Mili— 
tärperfonen, unter Audrohung der Eprenftrafe der Zurückgabe 
der Defenflonsfchaften zur Reinigung, eine den Anwälten nach 
dem Geſetz nicht obliegende Subordination amd Ehrerbietung 
gegen die Oberen des Ungefchuldigten auferlegt, die bei diefem 
une Ausflug feines perföntichen mititärifchen Subordinations⸗ 
verhältniffes iſt, ſo Jiſt diefes eine nicht blos dag Aeußere der 
Eingaben betreffende und wahrhaft neue Vorſchrift, die nur 
im Wege der Gefengebung hätte erlaffen werden dürfen 
und wozu das Kriegsminifterium unfers Ermeſſens durch nichts, 
namenriich nicht durch den Art. 282 des ‚Mititärftrafgefepbuchs 
ermächtigt ward.« (Diefer Art. 282 iſt des Inhalts: Das 
Kriegsmifterial: Departement führe die Aufficht über fämmttiche 
Militärgerichte in demfelben Maaſe, wie das Minifterium der 
Juſtiz über die Eivilgerichte, Zu feiner Eompstenz gehört das 
ber die Anftelung der Mitglieder des Dbergerihtd und ber 
Auditeure bei den Untergerichten, die Sorge für eine promte 
Juſtizpflege und für einen zweckmäßigen Geſchäftsgang bei 
ſaͤmmtlichen Militärgerichten und die Erledigung der deßfallſigen 
Beſchwerden, die erforderliche Correſpondenz 2c.«) und S. 39 
wo es weiter heißt: »Nichts verträgt fich weniger zufammen, 
als militäriihe Subordination und die freimüthige Rücfichtss 
lofigkeit, die ein @igenthum des Anwalts fegn muß. Nur gänzs 
liche Verkennung dieſer Wahrheit Eonnte die Bekauntmachung 
des Kriegsminiſteriums vom 12. October 1827 veranlaffen; ſo⸗ 
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Friſt von 3—6 Tagen anzuberammen *). Art. 412. Bei 
Gapitalverbrechen *) hat das Unterfuchungsgericht, wenn 
der Inquiſit etwa von dem, im Art. 411 bemerften Rechte 
feinen Gebrauch machen wollte, demohngeachtet demfelben 
von Amtswegen einen Anwalt aus der Zahl der autorifirten 
Anwälte zum Defenfor zu beftellen. Die Frift zur Einreis 
hung der Defenfionsfchrift ift in diefem Falle auf 8 Tage 
bis zu 3 Wochen zu beftimmen. Art. 413. Ob bei einem 
unterfuchten Berbrechen oder Vergehen der Fall des Art. 110 





wie ihre Aufhebung gewünfcht werden muß, fo koͤnnen wir, fo 
lange dieſelbe befteht, Feinen Auwalt für verpflichtet halten, 
bei Kriegsgerichten Vertheidigungen zu übernehmen.« 
“) Unterm 23, April 1827 fchrieb das Großherzogl. Kriegeminis 
Ä fterinm in Bezug auf den Art. 411 folgendes vor: 1) Wenn 
der Angeſchuldigte fchriftliche Wertheidigung vorlangt und einen 
Defenfor namhaft macht, fo hat das Gericht den letzteren nicht 
zum Defenfor zu beftellen, fondern nur demfelben von dem Vers 
langen des Angefchuldigten Nachricht zu geben und eine Friſt 
zur Einreihung der Vertheidigungsfchrift nach Art. 411 des 
Militärktrafgefenbuches anzuberaumen. In diefem Falle ift die 
Zahlung der Defenfionsgebühren Sache des Angefhuldigten und 
es Bann deren Decretur von dem Kriegsminifterium nicht vers 
fügt werden. 2) Wenn dagegen der Angefchuldigte zwar fchrifts 
liche Verteidigung verlangt, aber zur Bezahiung eines Defen⸗ 
ford. unvermögend zu ſeyn verfichert, fo hat das Gericht einen 
Defenfor aus der Zahl der recipirten Anwälte ex officio zu 


beftellen und deſſen Gebührenrechnung demnächft zur Decretur 


einzuſchicken. Das Gericht ift hierbei nicht verbunden, gerade 

denjenigen zum Defenfor zu beſtellen, durch weichen der Auges 

ſchuldigte vertheidigt zu werden wünfcht, ſondern es wählt den⸗ 
ſelben nach eignem Gntfinden. Supplem. und Erlaͤut. z. M. 
St. G. S. 194. 195. 

*8 Nach einem Erlaſſe des Kriegsminiſteriums vom 23. Mai 1826 
ſoll, was den Begriff: Capitalverbrechen betrifft, nament- 
lich nach den Vorfchriften des Urt. 412 nur bei den Verbre⸗ 

chen verfahren werden, welche nach den vorliegenden Geſetzen 
im Wligemeinen die Zodesftrafe zur Bolge haben können.« 
Suppl, u. Erlänt, z. M. St, ©, ©, 153, 154, 
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oder des Art. 411 vorhanden fey, ift der Beurtheilung des 
dem Unterfuchungsgerichte beifigenden Auditeurs anheimge⸗ 
ben. Art. 414. Wenn in den Fällen der Art. 410 und 411 
der Angefchuldigte auf die Defenfion verzichtet, fo muß diefe 
feine Erklärung förmlich zum Protokoll genommen und dies 
fes von ibm umterzeichnet werden. Alsdann iſt ed hinficht« 
lich des Netenfchluffes gerade fo anzuſehen, als ob er die 
Defenfion eingereicht hätte. Art. 415. In allen Fallen, 
wo fchriftliche Defenfion geftattet wird, muß dem Ange⸗ 
fchuldigten oder feinem Anwalte die Einficht der Unterfuchungs« 
aeten in Gegenwart des Auditeurd geflattet werden; niemald 
aber kann eine Abgabe der Arten aus der Gerichtsftube Statt 
finden. Art. nı6. Eine mündliche Defenfion vor dem 
Kriegägerichen ift nur dem Angefchuldigten felbft verſtattet.“ 

Defertionsdecrete in der Inftanz der Rechtsmittel, 
Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starken⸗ 
burg vom 24. Juni 1835, „den Gefhäftsbetrieb in 
Appellationsfachen, insbefondere das Receffis 
ren der Anwälte betr.‘ an die Untergerichte: „Man 
hat die Bemerkung gemacht, daß die LUntergerichte von den 
Defertionsdeereten, wodurch Nechtsmittel gegen ihre Erkennt⸗ 
niſſe für erloſchen erklärt werden, den Gegner derer, welche 
jene Rechtömittel bei dem Dbergerichte eingeführt haben, 
feine Kenntniß zu ertheilen pflegen und es fcheint eine Folge 
biervon zu ſeyn, Daß die Appellaten ꝛc. häufig einen Anwalt fir 
die obere Inſtanz zu dem Zwecke beftellen,, daß diefen zei« 
tig Kenntnig von den, hinfichtlich des von ihrem Gegner 
ergriffenen Nechtsmitreld erfolgenden Verfügungen gegeben 
werden. Da indeffen die hierdurch entſtehenden Koften im 
der Negel überflüffig find, weil von Seiten Großherzogl. 
SHofgerichtd von Amtswegen die Einhaltung der für Verfol⸗ 
gung von Nechtsmitteln laufenden Friften gehörig überwacht 
wird und alsbald nach deren Ablauf, auch ohne befonderes 
Anrufen, die erforderlichen Defertionsdeerete mit Benachrichs 
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tigung des betreffenden Untergerichts, erlafien worden, weil 
ed alfo der Beftellung eines Anwalted von Seiten. des Ap⸗ 
pellaten Ic. zur Empfangnahme der in,oberer Inſtanz bins 
fichtlich des gegentheiligen Mechtsmitteld erfolgenden Verfü⸗ 
gungen nicht bedarf, wenn nur. die Untergerichte ‚gleichfalls 
von Amtswegen reſpiciren, daß von den gedachten Deſer⸗ 
tionddeereren der gegensheiligen. Parthie jedesmal alsbald 
Nachricht exrtheilt werde, fo ficht man fich veranlaßt, die⸗ 
feiben hierauf aufmerkfam zu machen und ihnen ‚die defides 
rirte Benachrichtigung für die Zukunft zu empfeblen.‘’ 

Deferviten der Anwälte. I Gemeiner Beſcheid 
Großherzogl. Hofgerichte. der Provinz Starfenburg vom 21. 
Mai 1819 „Durch Minifterials Nefeript vom: 26. Febr. 
d. J. iſt verfügt worden: Wenn: gleich im $. 3 ded 2. Ab⸗ 
ſchnittes der allerhöchften Verordnung vom 23. Auguſt 1810, 
in Betreff. der Gebühren der Advokaten und Procuratoren 
des ſtillſchweigenden Vorbehalts zu machender gegruͤnde⸗ 
ter Einwendungen gegen Verfügungen des Michterd, durch) 
welche Deferviten » Nechnungen der Anwälte ermäßigt würs 
ven, gedacht worden. fei: fo fei doch hierbei die Meinung 
keineswegs dahin gegangen, daß nun bei jeder etwaigen Er⸗ 
mäßigung von Koften der Recurs an Großherzogl. Oberap⸗ 
yellationsgericht durch Ertrajudiciel » Befchwerden ftattfinden 
folle; vielmehr fei an gedachter Stelle das Erlenntniß und 
die Rechtshülfe in Anfehung der Deferwiten des Anwalts 
dem Richter der: Hauptfache zugewiefen und zugleich Dad 
Verfahren. in folchen Fällen dergeftalt vorgezeichnet worden, 
daß dadurch ein Recurs on den hoͤhern Richter 
ausgefchInffen werde. Diefe Erläuterung der aller 
höchſten Verordnung: vom 23. Auguft 1810 wird hierdurch 
fämmtlichen Hofgerichteadvofaten ‚zur Nachricht und Tin 
Achtung bekannt gemacht! u 

4. P. d. O. A. G. Ne, „die user ei 
lichen Befchwerden der Anwälte gegen die von 
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den Mittel und Untergerichten wegen Herab- 
fegung ihrer Rechnungen erlaffenen Berfügum 
gen betr. Dur Collegialbeſchluß wurde feftgefeßt, daß 
außergerichtliche Befchwerden der Anwälte, welche wegen 
erfolgter Streichung oder Ermäßigung ihrer Koftenrechnungen 
gegen die Mittels oder Lintergerichte an das Oberäppella- 
tionsgericht gebracht werden, nur alddann angenommen umd 
berückfichtigt werden follen, wenn der verfügte Strich ent- 
weder das ganze Defervit überhaupt, oder doch ein für 
ein ganzes Verfahren angerechnetes Deſervit betrifft. Iſt 
feiner diefer beiden Fälle vorhanden, und es erſtreckt fich 
der von den Mittels oder Untergerichten verfügte Strich blos 
auf einzelne ganz oder theilmeife geftrichene Poften der Rech⸗ 
nung, fo finder dagegen feine Befchwerde ſtatt, indem nach 
der Minifterialverfügung vom 26. Februar 1819 gegen foldhe 
Ermäßigung ein Recurs an den höheren Richter ausgefchlof 
fen iſt.“ 

IL Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Pros 
vinz Starkenburg vom 31. October 1828 an die Unterge- 
richte ‚„‚dDie Reviſion und Attefkation der Defer 
viren-Rechnungen der Advokaten bei den Unten 
gerihten betr. Da es Großherzogl. Hofgerichte dahier 
fchon öfters vorgekommen ift, daß die Deferviten- Nechnuns 
gen der Advokaten bei den Landgerichten von den Actuarien 
revidirt und atteftirt worden find, dieß aber zu den Pflich⸗ 
ten der Nichter gehört ; fo macht man alle Unter» Gerichte 
hiermit darauf aufmerkfam, daß jene Mechnungen Fünftigs 
bin jedesmal von den Richtern zu revidiren und zu atteflt 
ren find.’ 

IV. Gemeiner Befcheid Großherzogt. Hofgerichts der 
Provinz Oberhefien vom 8. October 1834: „Die nach⸗ 
ftebende, von dem Großherzogl. Geh. Staatsminifterium den 
26. Febr. 1819 erlaffene Verfügung, durch welche, in Bes 
ug auf das Gefek vom 23. Auguſt ısıo Abſchnitt U. 8.5, 
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die Unzuläffigkeit einer Befchwerdeführung bei dem höheren 
Kichter gegen eine gerichtlich verfügte Ermäßigung von 
Deferviten ter Anwälte beftimmt wird, wird hierdurch den 
fünmtlichen dahiefigen Hofgerichtsadvofaten und Procurato> 
ren zur Nachricht und Bemeſſung mitgetheilt: Extractus 
protocollii Ministerii de dato Darmftadt den 26. Febr. 
1819. Die Borftellung und Bitte mehrerer biefigen Advo» 
taten um gmadigfte Aufhebung einer von Großherzogl. Hof- 
richt dahier, wegen gedehnter Schreibart in Parthieſachen 
erleffenen Verfügung betr. Meferibatur Großherzogl. Hof⸗ 
gericht dahier auf deſſen hierunter am 30. v. M. erflatteten 
Bericht, daB ind. 1 des erften Abfchnitts jener befragten 
Verordnung vom 23. Auguſt 1820 bei den nach der Bogen⸗ 
zahl zu taxirenden fchriftlichen Arbeiten der Advokaten ıc. 
die Beſtimmung, daß das Mundum eines folchen Bogens 
auf jeder Seite wenigſtens 22 nicht zu gedehnt gefchriebe- 
nen Zeilen enthalten müſſe, abfichtlich fo getroffen, und 
jener Ausdruck „‚nicht zu gedebnt‘’ darum gewählt worden 
fei, weil man eingefehen babe, daß eine Vorfchrift für eine 
gewiſſe Zahl von Buchftaben und Sylben, die jede diefer 
Zeilen enthalten müſſe, nicht wohl ausführbar fei, auch 
das NRichteramt, wenn fich daflelbe bei der Moderation der⸗ 
gleichen Arbeiten mit Zahlung aller darin enthaltenen Syl⸗ 
ben befaffen ſollte, fo fehr unnoͤthig erfchmeren wurde, im 
Fall aber, daß es damit nicht fo genau genommen werde, 
aledann das arbitrium judicis gerade, wie bei der vorliegen, 
den Beltimmung, auch eintreten würde, und daß es diefen- 
nach lediglich bei Vorſchrift befagter Verordnung, durch 
welche alle früheren, auf Ddiefen Gegenftand fich beziehen 
den Gefeße und Obfervanzen und alfo auch jener Regie⸗ 
rungss Befcheid aufgehoben worden fei, fein Bewenden bes 
halten müſſe und ſonach Großherzogl. Hofgericht fich bei 
Taration und Ermäßigung dergleichen Arbeiten nur nach die- 
fer Verordnung au bemeflen babe. Wenn übrigens aber 
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im zweiten Abfchnitt $. 3 derfelben ꝛc. noch des ftillfchwei- 
genden Vorbehalts zu machender genügender Einwendungen 
gegen dergleichen Verfügungen gedacht worden, fo fei hier⸗ 
bei keineswegs die Meinung dahin gegangen, daß nun bei 
jeder etwaigen Ermäßigung von Koften der Recurs an Groß- 
berzogl. Oberappellationsgericht durch Ertrajudicials Bes 
ſchwerden ftattfinden folle, vielmehr fei an gedachter Stelle 
das Erkenntniß und die Rechtshülfe in Anſehung der Defers 
viren des Anwalts dem Nichter der Hauptfache zugewiefen 
und zugleich das Verfahren in ſolchen Fällen dergefalt vor- 
gezeichnet worden, daß dadurch ein Reeurs an den höhern 
Nichter ausgefchloffen werde, was man auch Großherzogl. 
Dberappellatiosgericht, um künftighin Recurſe diefer Art 
nicht mehr anzunehmen, unterm heutigen zu erkennen gebe. 
Mittatur Copia hiervon Großherzog. Oberappellationsge⸗ 
richt zur Nachricht und Bemeſſung in Fällen der Art.’ 
V. Im Jahr 1832 hatte ein Mitglied des Anwalts⸗ 
vereins in Darmftade einen Antrag gegen dieſes Minifteriale 
Nefeript von 26. Febr. 1819 geftellt. Der Ausfchuß erftattete 
darin einen Bericht, worin u. U. vorgetragen wurde: „Das 
biefige Hofgericht hatte im J. 1818 den hiefigen Anwälten eine 
Vorſchrift der ehemaligen Wegierung aus dem Jahr 1801, 
in Betreff der erforderlichen Anzahl von Zeilen und Buch⸗ 
ſtaben, eingefehärft; hierüber befchwerten fich mehrere Ad⸗ 
vofaten bei dem Geheimen Staatsminifterium, indem fie 
vorzüglich geltend machten, daß jene frühere Vorfchrift durch 
die Tarordnung vom 23. Auguft 1810 aufgehoben worden, 
deren Einfchärfung alfo unftatthaft fei, und inden fie ferner 
bemerkten, daß das Oberappellationsgericht eine andere Tars 
norm anwende, alfo bei Befchwerden gegen Vollziehung der 
in der Hofgerichtöverfügung vorgefchriebenen, in jedem eins 
zelnen Falle die letztere abändern würde. Die höchfte Staats- 
behörde erließ hierauf an das hiefige Hofgericht das gedachte 
Nefeript, und theilte daffelbe auch dem Großherzogl. Ober- 
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appeflatiohsgericht zur Nachricht und Bemeſſung niit. Es 
veranlaßte dieß bei dem höchften Gericht einen Eollegial- 
befchluß, der in der Sammlung feiner Präjudizien unter 
Nr. a2 enthalten it, und alfo lautet: „Durch Collegial⸗ 
befchluß ꝛe. Sie willen, daß wir nach diefen von dem höch⸗ 
ften Gericht angenommenen Grundſäaͤtzen ſeither behändelt 
worden find. Der von Ihnen beftellte Ausfchuß bat fich in 
Beziehung auf diefen Gegenftand über folgende Anfichten und 
Anträge vereinigt: 1) Die von dem Geheimen Staatsmini- 
ſterium aufgeſtellte und von den Gerichten angenommene 
Auslegung des II. Abſchnitts 8. 3 der Tarordnung | vom’ 
23. Augnſt 1810, fcheint uns nicht richtig zu ſeyn. — Jene 
Stelle lautet: „Dem Nichter, bei welchem die Haupt⸗ 
ſache anhängig ift, oder war, kommt auch das Erkenntniß 
und die Rechtshuülfe in Anſehung der Deferviten des Anwalts 
zu. Es findet daruͤber, der Regel nach, kein weiteres 
Verfahren Statt, als daß die Rechnung bei dem Richter 
zu übergeben, von demſelben nach Anleitung der Acten, 
gegenwärtiger Verordnung gemäß, zu prüfen und zu mode 
riven und alsdann an ‘die Partie, unter Mittheilung: der 
Rechnung, ein Zahlungsbefehl — welcher jedoch immer den 
Vorbehalt zu machender gegründeter Einwendungen ſtillſchwei⸗ 
gend enthält — zu erlaffen iſt.“ Unſers Dafürhaltens bes 
ftimmt diefe Gefegesftelle nichts über die Trage, ob dem 
Anwalt gegen Koftenermäßigungen das Recht der außerge⸗ 
richtlichen Befchwerde zuſtehe; fie beftimmt vielmehr nur 
a) daß der Anwalt, um zum Erfaß feiner Deferviten zu 
gelangen, nicht an den ordentlichen Gerichtsftend der 
Bartie verwiefen, dag ihm vielmehr von dem Richter der 
Hauptſache dazu verholfen werden ſoll; b) daß er den 
Weg der ordentlihen Klage zu betreten nicht nöthig 
hat, fondern, nach erfolgter Reviſion, fogleich ein Za h⸗ 
Iungsmändar. erfolgen fol; e) daß, wenn die Partie 
Einwendungen gegen die Rechnung vorbringt, aus—⸗ 
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nahmsweife ein weiteres Verfahren ftattfindet. Das Recht 
der außergerichtlichen Befchwerde gegen Koftenermäßigungen, 
das dem Anwalt, abgefehen von einer befonderen gefeßlichen 
Beſchraͤnkung, ohne Zweifel zuftehen würde, fcheint ung 
durch jene Gefegeöftelle nicht berührt und nicht aufgehoben 
zu feyn. 2) In der Entziehung diefes Rechts finden wir 
eine Gefährdung unferer Ehre und unferer Unabhängig» 
keit. Unferer Ehre, — denn jede Koftenermäßigung ent⸗ 
halt den Vorwurf einer ungebührlichen Forderung, und 
begründet den Verdacht einer abfichtlichen Meberfordes 
rung; : nichts kann aber kränkender für ehrlichende Männer 
ſeyn, als gegen folchen Vorwurf und folchen Verdacht fich 
nicht. rechtfertigen zu dürfen; unferer Unabhängigkeit, — 
denn wir find in Beziehung auf unfer Einkommen der Will 
kühr des nämlichen Nichterd Preis gegeben, deſſen Verfüs 
gungen wir im Intereſſe unferer Partien öfters anfechten 
muͤſſen, deffen Mißfallen wir und nach der menfchlichen Nas 
tur bierdurd mitunter zuziehen mögen, und auf defien Ans 
fiht über unfere Koftenforderung dergleichen Vorfälle von 
Einfluß feyn können. 3) Ihr Ausſchuß ift daher der Ans 
ficht,, daß dem vorliegenden Antrag Folge zugeben ſei; 
er fchlägt Ihnen vor, die an die hohe Staatsregierung 
zu ftellende Bitte dahin zu richten: daß Diefelbe eine 
gefeglihe Erläuterung der fraglichen Stelle der 
Tarordnung vom Jahr 1810 veranlaflen, und daß hier⸗ 
durch beſtimmt werden möge, daß den Anwälten das Recht 
der Befchwerdeführung bei dem höheren Nichter gegen Kos 
ftenermäßigungen aufteben folle. Wir gingen nämlich davon 
aus, daß das Minifterialrefeript vom 26. Februar 1819 dem 
Gerichten Fein rechtliches Hinderniß darbieten könne, Bes 
fehwerdeführungen diefer Art, in fo fern fie das Gefek 
nicht ausfchließe, auch dermalen anzunehmen; — wir fan= 
den daher den Grund der Nichtzulaſſung folcher Beſchwer⸗ 
den nicht ſowohl in der Eriftenz jenes Minifteriafreferipts, 
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als in der dadurch veranlaßten und von den Gerichten adop⸗ 
tirten, unſers Erachtens aber unrichrigen, Auslegung jener 
Gefeßesftelle ; wir hielten es indeſſen für unwahrſcheinlich, 
daß ed uns gelingen werde, die Gerichte, nach einer 18jäh—⸗ 
vigen entgegenftehenden Praris, von der Unrichtigkeit jener 
Anficht zu überzeugen, und es fchien und daher, um unſe⸗ 
ren Zweck zu erreichen, eine Einfchreitung der Gefeßgebung 
erforderlich zu feyn. Auf der andern Geite glauben wir, 
daß ein Mißbrauch folcher Befchwerden mit Grund nicht 
zu beforgen ſei; — um deßwillen nicht, weil folche Beſchwer⸗ 
den den gefetslichen Eingabeftempel von 3 resp. 4 fl. erfor 
dern, der Mißbrauch alfo mit einem pecuniären Nachtheil 
für den Querulanten verbunden ift ꝛc.“ Der Verein der Ans 
wälte reichte im Sinn dieſes Ausfchußberichtes eine Vorſtel⸗ 
fung bei dem oberſten Gericht ein, erhielt aber folgendes 
zur Nefolution: „Auf eingefommene Borftellung mehrerer 
biefigen Hofgerichts⸗Advokaten, im Betreff der Ermäßigung 
ihrer Koftenrechnungen durch bie Mittel» und Untergerichte, 
wird hiermit nachftehende Entfchließung ertheilt: Die vers 
befierte Advokatur- und Procuratur-Taxordnung vom 
23. Auguſt 1810 geſtattet den Anwälten gegen Moderationen 
ihrer Gebühren, welche die Gerichte in den bei ihnen an⸗ 
hängigen Rechtsſachen verfügen, mit ausdrücklichen 
Worten, keine Beſchwerdeführung bei dem höheren Richter; 
im Gegentheil laſſen die Beſtimmungen der 88. 1. 3. N. 5. 
6 und 7 annehmen, daß ein folcher Recurs ausgefchloffen 
ſeyn foll. Denn wenn hiernach 1) dem Nichter der Haupt- 
fache auch die Entfcheidung und Rechtshülfe hinfichtlich der 
Deferviten der Anwälte in der Art zugewiefen ift, daß Die 
Koſtenrechnung bei ihm übergeben, mach Anleitung der Ar, 
- ten und der Torordnung von ihm ermäßigt umd hierauf fo- 

gleich die Betreibung verfügt werden foll; wenn 2) verords 
ner wird, daß die Anwälte auf- ihren farifticen Eingaben 


an das Gericht jedesmal die Gebühren, die s anfprechen 
Prozeßordn. II. 
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zu können glauben, notiren follen, welche Anfäbe der Nefes 
rent, bei Bearbeitung des Vortrags der Sache, prüfen, 
nach Befinden billigen oder ermäßigen, insbefondere für uns 
nöthig weitläuftige Schriften die Gebühren verbältnißmäßig 
herabfegen und biernach die Taren anf jeder Schrift 
bemerken, auch, wenn eine Koftenvermehrung aus eigennüßis 
ger Abficht des Anwalts fich zeigt, auf deſſen Beftrafung ans 
tragen foll; und wenn fodann 3) den Anwälten aufgegeben 
wird, ihre bei Gericht einzureichenden Deſerviten⸗Verzeich⸗ 
niffe nicht eher zu verfertigen, als big fie erft über 
die berichtigten Taren die Acten eingefeben has 
ben; fo muß hieraus gefchloffen werden, daß die Gerichte 
in den bei ihnen verhandelten Nechtsfachen von Amtswegen 
auf ordnungsmäßige Anfeßung der Deferviten des Anwalts 
zu ſehen und ungebührlichen Webertreibungen zu ftenern has 
ben, daß es hierbei ihrem pflichtmaßigen Ermeſſen übers 
laſſen feyn fol, unrichtige und unndthige Koſtenanſätze zu 
berichtigen und zu moderiven, und daß das Gefeß, fowie 
ed den Anwälten gebot, bei Aufftellung ihre Koftenverzeich- 
niffe der vorausgegangemen richterlichen Moderation 
fih zu fügen, denfelben auch Feine weitere Befchwerdefühs 
rung geftatten wollte, wenn eine, ohne vorherige Tarenbes 
flimmung verfertigte, Defervitenrechnung nachher von den 
Gerichte einer Ermäßigung unterwürfen würde. Diefe Aus- 
Fegung entipricht auch dem Weſen und Zweck des außer 
prdentlichen Verfahrens, welches für die Beitreibung 
der Deferviten vorgefchrieben ift; da — wenn hiermit auf 
der einen Seite den Anwälten für ihre Gebührenforderung 
eine fo fehr bevorzugte, an feine der gewöhnlichen Bedinguns 
gen gerichtlicher Verfolgung gebundene, Rechtshuͤlfe, ges 
wiffermanßen auf dem Wege der Juſtizverwaltung, ges 
währt werden foll, es auf der andern Geite um fo noth⸗ 
wendiger ift, daß der Anfab der beisutreibenden Deferviten 
einer firengen amtlichen Controle der betreffenden Ju⸗ 
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ftigftelfe unterliege, gegen deren Ausuͤbung die nur im dem 
förmlichen gerichtlichen Verfahren. zuläfigen Nechtsmittel 
und Necurfe, der Natur der Sache nad), nicht anwendbar 
feyn können. Indem daher Großherjogl. Oberappellations- 
gericht, um vorgefommene Zweifel zu befeitigen und das 
bei ihm einzuhaltende Verfahren zu regeln, durch den frage 
lichen Coflegialbefchluß erklärte, daß, wenn der Unterrich- 
ter die Deferwiten des Anwalts für die ganze Sache, 
oder für ein ganzed Verfahren ftreihe — was feine 
Ermäßigung, fondern eine Abweifung des Gebührenanfpruche 
ift — eine außergerichtliche Beſchwerde bei diefem oberften 
Gerichtshofe angebracht werden könne, wogegen bloße Mo: 
deration, oder Streichung einzelner Defervitenpoften, 
eine folche Befchwerdeführung nicht zuleffe, bat es nur die 
aus dem Geſetz gefolgerten, in feiner bisherigen Rechts⸗ 
fprechung als entfchiedene Obſervanz beobachteten, und durch 
die Minifterialyerfügung vom 26. Februar 1819 beftätigten, 
Grundſätze ausgefprochen, wogegen die jet erhobene Remon⸗ 
ftration um fo weniger Beachtung finden kann, als die Zus 
Iäffigkeit außergerichtlicher Befchwerden überhaupt nicht durch 
gefeßliche Borfchriften,, fondern lediglich durch den Gerichts⸗ 
gebrauch beftimmt wird, deffen einzelne Modificationen 
mithin hierbei ebenfans ald Norm gelten muͤſſen. Das vors 
liegende Geſuch um Zurücknahme des erwähnten Collegial- 
Beſchluſſes wird demnach ald unbegründet und unftarthaft 
hiermit verworfen. Darmftadt, den 12. Juli 1832. Groß⸗ 
herzogl. Heſſ. Oberappellations⸗ und Caffationd » Gericht 
daſelbſt.“ 

Diaͤten und Reiſekoſten 9. I. Die Verordnung 
vom 26. April 1826 „die Diäten und Reiſekoſten 





#) Köfterus: Inder der Stempel und Zarorduung de 2 Aufl. 
Darmftadt 1837. ©. 3— 31. s. v. »Diäten» und Vorbe⸗ 
merkung zw Diefer zweiten Auflage, 

23” 
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der. Civilftaatsdiener betr.,“ welche 11 88. enthält, 
it 8 1—9 des Inhalts: , Wir finden uns bewogen 
nachfolgende Abänderungen und nähere Beſtimmungen des 
Meglements vom 31. Mär; 1778 über die Diäten und Reife 
often Unſerer Civil» Dienerfchaft und ver feitdem hierüber 
ergangenen weiteren Verordnungen zu treffen: $. 1. Für 
Geſchäfte außerhalb des Wohnorts follen ohne Unterfchied, 
ob folche herrfchaftliche oder Privat» Wigelegenheiten betrefs 
fen, an Diäten und für Bedienung zu beziehen haben: 
J. Die in der dritten Klaffe des DiätensNeglements von 
1778 vorkommenden Eollegial= Räthe und die im gleicher 
Eategorie mit ihnen gefegten Civil-Diener täglich a fl. 30 fr. 
I. Die in der fünften Klaffe gedachten Diäten » Meglements 
vorkommenden Secretäre der Gollegien und die in gleicher 
Sategorie mit ihnen gefeßten Givildiener. — täglich 3 fl. 
1. Die in der zehnten Klaffe gedachten Diäten⸗Reglements 
vorkommenden Kanzliften der Coflegien und die in gleiche 
Gategorie mit ihnen gefeßten Givildiener — täglich 2 fl. 
IV. Die in der dreigehnten Klaffe gedachten Diäten - Megles 
ments vorfommenden Kanzleidiener der Eoflegien und die in 
gleiche Cathegorie mit ihnen gefeßten Civildiener — täglich 
1 fl. 92. Außerdem haben die in dem vorhergehenden 
Paragraph unter I und II erwähnten Diener für Service 
raͤglich 1 fl. und die unter III erwähnten Diener dafür 
täglich 30 Er. zu besiehen. $. 3. Den in dem $. 1 unter 
1 bis III erwähnten Dienern ift es geftattet, Transportkoften, 
wenn fie nicht bereits in ihrer Befoldung oder in ihren 
Bureaukoſten oder auf fonftige Weife Vergütung dafür ‚bes 
ziehen, nach folgenden Normen in Aufrechnung zu bringen: 
1) Die Transportfoften können nur für die Hin⸗ und Herreife 
verrechnet werden. 2) Die unter I und II erwähnten Dies 
ner koͤnnen in der Negel nur die bei dem Gebrauch von 2 
Pferden aufgehenden Transportkoften verrechnen. Eine Ver⸗ 
gütung für eine größere au von Pferden darf nur, wenn 
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beſondere Verhaͤltniſſe es erheiſchen, und mis ausdruͤcklicher 
Bewilligung Unſeres betreffenden Miniſteriums ſtattfinden. 
Die unter III erwähnten Diener können nur die bei dem Ges 
brauch eines Pferdes aufgebenden Transportkoften anrech« 
nen. 3) Wenn mehrere mit demfelben Geſchäft beauftragte 
Diener in einem und demfelben Wagen miteinander reifen 
koͤnnen, fo dürfen die Transportkoften nur einfach, d. h. 
nur für diefen einen Wagen verrechnet werden. 4) Wenn 
ein Diener fich feiner eigenen Equipage bedient, fo kann er 
Transportkoften nach obigen Beftimmungen in Aufrechnung 
bringen. $. 4. Es können keine Diäten in Anſpruch ger 
nommen werden: 1) fir Gefchäfte in dem Wohnorte des 
Dienerd, 2) für Gefchäfte außerhalb feines Wohnorte, 
wenn der Ort, mo folche zu verrichten find, nur eine halbe 
Stunde, oder darunter von feinem Wohnort entfernt ft, 
3) für Gefchäfte außerhalb des Wohnortd, wenn folche nur 
einen halben Tag oder noch geringeren Zeitaufwand erfor 
dern *)). 8.5. Für die Verrichtung verfciedenartiger Ger 


#) I. Verordn, v. 16. Auguft 1832, »Nachdem wir und — Demos 
gen gefunden haben, den $. 4. Nr. 3. Unferer Verordnung 
vom 26. April 1826,’ die Diäten und Reifefoften der Eivils 
ftaatödiener betr., worin beftimmt ift, daß für Gefchäfte außer⸗ 
halb des Wohnorts, wenn folhe nur einen halben Tag oder 
noch geringeren Zeitaufwand erfordern, Feine Diäten in Ans 
fpruch genommen werden können, dahin abzuändern, daß den 
genanuten Beamten in denjenigen Fällen, in welchen Diäten 
flattfinden, bei ſolchen Gefchäften, welche in einem halben Tage 
beforgt werden können, uch der Anſatz von Halbtägigen Diäs 
ten geftattet ſeyn ſoll, fle ift fi bieruach gebührend zu achten.« 
1. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenburg vom 
24. Nov, 1832 »die Diäten und Reifefoften der Civil— 
flaatsbeamten betr.« andie Untergerichte: »Da von einigen 
Untergerichten Zweifel darüber erhoben find, vb die Verord⸗ 
nung vom 16. Auguft,d. J. auch auf das untergerichtlihe Pers 
fonai ſich bezieht, fo benachrichtigt man fämmtliche Untergerichte, 
dag dieß, nach höchſter Erläuterung, allerdings der Ball ſei.« 
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fhäfte an einen und demfelben Tage oder an mehreren nach 
einanderfolgenden Tagen können nur einfache Diäten und 
Transportkoften in Aufrechnung kommen, und find folche 
ſtets nach) der Zahl ver Gefchäfte, ohne Ruͤckſicht auf die, 
auf jedss dieſer Gefchäfte verwendete, laͤngere oder kuͤrzere 
Zeit, zu vertheilen und in. Anſatz zu bringen. 8. 6. Wenn 
einem Diener ein höheres ald dag mit feinem Amt verbuns. 
denen Praͤdicat ertbeilt worden iſt, fo bat er „nicht. nach 
diefem höheren Prapdicat, fondern nach dem Amt, welches 
er begleiter, die für letzteres beftimmten Diäten. au ‚beziehen. 
Eben fo. hat der Diener, welcher ein Gefchäft eines. eine: 
höhere Dienftfielie begleitenden Dienerd, vermöge befondes. 
ren Auftrags, verrichtet, nur die mit feinem Amte verbuns 
denen Digten zu beziehen. $. 7. Die Diäten verbleiben in 
der Regel, ohne Ruͤckſicht auf Die längere oder Fürzere 
Dauer des Gefchäfts, die reglementmäßigen, jedoch mit dem 
Vorbehalt, daß bei Gefchäften von vorausfichtlich. längerer 
Dauer an demjelben Orte eine geringere fire tägliche Remus 
neration, als die reglementemäßigen Diäten, unter Beruͤck⸗ 
fihtigung der in jedem einzelnen Falle eintretenden befondes 
ren Verhaͤltniſſe, beftimmt werden. F. 8. Die berrfchaft- 
fhaftlichen Diäten verftehen fih nicht auf folche Diener, 
deren Dienft an und. für fi und hauptfächlich erforderr, 
daß fie auswärts fein müffen, und verbleibt es binfichtlich 
derſelben bei den desfalls erlaffenen befonderen Verfügungen 
$. 9. Für Geſchäfte im Ausland und in größeren Städten 
des Inlandes kann, wenn fie mit befonderen Auslagen vers 
bunden find, nur von Und eine Erhöhung der Didten bes 
willigt werden.‘ Der 8. 10 handelt von Diäten bei diplo— 
matiſchen Sendungen und Aufträgen. Der 8. a1 ift des 
Inhalts: „Hinſichtlich 1) des Landraths⸗ und Landgerichts⸗ 
Perſonals in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen, 
2) der bei den Juſtizbehoͤrden in der Provinz Rheinheſſen 
angeſtellten Diener, 3) der Notarien in der Provinz Nheins 
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heſſen, 4) dad Sanitätsperfonald in den drei Provinzen Uns 
ſers Großherzogthums, 5) der Rentbeamten, Obereinneh⸗ 
mer und deren Unter⸗Perſonals, 6) der Forſtinſpectoren, 
Revierförſter und des ſchaͤtzenden Forſtperſonals, 7) der Eis 
vil⸗Waſſer⸗ und Straßenbaumeifter und Conductoren und 
8 der Steuercommiffarien verbleibt es, wegen obmwaltenden 
eigener Verbältniffe, bei dem bereits vorliegenden Beſtim⸗ 
mungen, in fo lange Wir folcye nicht abzuändern für gut 
finden.‘’ 

U. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 5. März 1822 am die Untergerichte, die 
Diäten des Landraths⸗ und Landgerichtlichen Berfonals betr. : 
„Hinſichtlich der Tagegelder und Transportkoften des land» 
gerichtlichen Perfonald haben des Großherzogs Königliche 
Hoheit nachfolgende Allerhöchſte Beſtimmungen ercheilt: 
1) der Landrichter hat an Diäten zu beziehen, für Gefchäfte 
extra locum, die aber innerhalb feines Bezirks zu beforgen 
find, 3 fl., D für Geſchäfte extra locum, die außerhalb 
feines Bezirks vorgenommen werden müflen, 3 fl. 30, 3) der 
Landgerichts-Affeffor mit Votum desgleichen 3 fl. und resp. 
3 fl. 30 fr., a) der Landgerichtsaffeflor ohne Votum 2 fl. 
10 fr., 5) der Landgerichtd « Actuar ı fl. 30 fr., 6) ein 
Unterfchied zwifchen Diäten in berrfchaftlichen und Privars 
ſachen finder hinfichtlich des befragten Perfonals nicht mehr 
Statt und der Fiscus bat gleich hohe Diäten, wie andere 
Parthien, zu bezahlen. 7) Didten in loco find Gporteln 
und werden, gleich diefen, der Staatskaſſe verrechnet. 
8) Ueber Transporrfoften find immer abgefonderte Anfäte 
zu machen und foldhe, da fie nur für die Hits und Hers 
reife gebühren, mit den Diäten nicht zu verbinden. 9) Dem 
Landgerichtlichen Perſonale, ohne Unterfehied der Claſſe, 
mithin den Landrichtern, Landgerichts « Affefforen und Land» 
gerichtd » Aetuarien find, bei einer Entfernung, welche den 
Weg einer halben Stunde überfchreiten, an Transportkoften 
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7 fl. 30 fr. zu paſſiren. Nach diefen, allen bisher beftan- 


denen Normen und Obfervanzen derogirenden, Beſtimmun⸗ 
gen, haben Sie das Ihnen untergeordnete, Tandgerichts 
Tiche Perſonal anzuweiſen und ſich, in vorkommenden Fällen, 
ſelbſt zu richten.’ | 

II. Verordnung vom 25. September 1822 „den 
Diätenbezug des Landgerichtsperfonals berr.’ 
(9.2 G. u. V. Bd. 3 ©. 838 — 840). „Es ift und von 
mehreren Geiten die befchmwerende Anzeige zugefommen, daß 
in einzelnen Landgerichten des Großherzogthums das Land- 


‚gerichtsperfonal fich zum Theil gegen die beftcehenden Vor—⸗ 


fhriften übermäßigen, oft doppelt und mehrfachen Diäten- 
bezug erlaube. Aus den hierüber eingezogenen Berichten. 
haben wir mit Miffallen erfehen, daß wirklich bei einigen 
Zandgerichten diefer Mißbrauch ftattgefunden hat, und ſo⸗ 
gar unter verfchiedenen Vorwaͤnden gerechtfertigt werden 
will, daß andere fich anftatt der Diäten einen Gebührenbes 


zug, welcher ihnen nicht mehr zufam, angemaaft haben. 


Indem wir nun biermit allen und jeden, welche c8 betrifft, 
ihre Anfprüche auf Wiedererftattung des zu viel oder unges 
buͤhrlich Bezogenen vorbehalten, finden wir und bewogen, folgen⸗ 
des zu verordnen: 1) Die Stadt- und Landrichter, Stadt⸗ 
und Landgerichts » Affefforen, fo wie die bei den Landgerich- 
ten angeftellten Subalternen haben fi durchaus und in 
allen Fällen mit den verordneten Taggeldern zu begnügen, 
auch dann, wenn fie mehrere Gefchäfte an einem Tag, fei 
ed an demfelben oder an verfchiedenen Orten, - vornehmen, 
und wenn fie mehr als die gewöhnlichen Arbeitsftunden dazız 
verwenden, indem Taggelder ihrer Natur nach, bios ale 
Vergütung für die durch den Aufenthalt an fremden Orten 
entſtehenden Koften zu betrachten find, und ed dem redlichen 
Staatsdiener, der fich feiner Pflicht und der Würde feines 
Berufs bewußt ift, nicht ziemt, noch irgend einer durch 
Dienftordnung autorifirg ift, feine Amtsthaͤtigkeit auf eine 
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beſtimmte Stundenzahl zu beſchraͤnken. 2) Eben ſo behaͤlt es 
bei dem einfachen Anſatz der Transportkoſten für jede Reiſe 
ſein Bewenden, wenn auch an einem Tage in mehreren Or⸗ 
ten Geſchäfte verrichtet werden. 3) Für Verrichtungen in 
ſeinem Wohnort hat das Landgerichtsperſonal, da es hier an 
der zum Diätenbezug noͤthigen Vorausſetzung fehlt, in kei⸗ 
nem Falle Taggelder ſich anzurechnen. 4) Alle Geſchäfte, 
welche im dem Wohnort der Beamten beſorgt werden kön⸗ 
nen, dürfen nie außerhalb deffelhen vorgenommen werden. 
5) Werden mehrere Gefchäfte in einem halben oder ganzen 
Tag auswärts verrichtet; fo find die dafür gebührenden Tag⸗ 
geldern verhaͤltnißmäßig unter die Intereffenten zu vertheis 
len. 6) Andere Gebühren, als die verordnungsmäßigen 
Taggelver für ſich zu beziehen, ift mit Ausnahme derjenigen, 
welche den Landgerichtsdienern belaffen find, dem Landge⸗ 
richtsperfonal fchlechterdings unterfagt. 7) Wer fich gegen 
die vorfiehenden Beftimmungen eines Diäten» oder Gebühren⸗ 
bezugs fchuldig macht, ſoll unnachfichtlich zur gefegmäßigen 
Beftrafung vor Gericht geftellt werden. 8) Was insbeſon⸗ 
dere die Landgerichtsaffefforen und Subalternen betrifft, fo 
find diefe nur dann zur inforderung von Taggeldern bes 
fugt, wenn folche von ihnen pflichtmäßig verzeichnet umd 
von den Landrichtern defretirt find, welche hiermit befons 
ders dafür verantwortlich gemacht werden, daß fie bei ihnen 
Dekreturen das verordnungsmäßige Maas gehörig beobach⸗ 
ten, und halbjährig nach einem ihnen worzufchreibenden For⸗ 
mular » Verzeichniffe der in ihren Bezirken vorgefommenen 
Taggelver an die ihnen vorgefeßten Juftiscollegien einzufens 
den haben. Die Größherzogl. Hofgerichts- und Juſtizkanz⸗ 
Ieien werden über die Befolgung diefer Vorfchriften die ges 
naueſte Aufficht führen, und bei den Vifitationen der Stadt: 
und Landgerichten hat die Großherzogl. Commiſſion diefem 
Gegeriftand befondere Aufmerkfamkeit zu widmen. Darıns 
ftadt den 25. Sept. 1822. Aus Atterhöchftem Auftrag. 
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Großherzogl. Heſſiſches Minifterum des Innern und der 
Juſtiz.“ 

IV. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pro⸗ 
vinz Oberheſſen vom 23. December 1822 an die Unterge⸗ 
richte, betreffend den Didsenbezug des Landge— 
richts perſonals: „In der, rubrizirten Gegenſtandes 
halber, erſchienenen Bekanntmachung, iſt, unter Ziffer 8 . 
vorgeſchrieben: Was insbeſondere die Landgerichts⸗Aſſeſſoren 
und Subalternen betrifft; fo find dieſe nur dann zur Eins 
forderung von Taggeldern befugt, wenn ſolche von ihnen 
pflichtmäßig verzeichnet und von den Landrichtern dekretirt 
ſind, welche hiermit beſonders dafür verantwortlich gemacht 
worden, daß fie bei. ihren Dekreturen das verordnu.:gds 
mäßige Maaß gehörig beobachten und halbjährig, nach einen, 
ihnen vorzufchreibenden, Formular » Derzeichniffe der, in 
ihren Bezirken vorgefommenen Taggelder, an die, ihnen 
vorgefeßten Juſtiz⸗ Kollegin, einzufenden haben. Damit 
bei diefer Diäten» Verzeichnung,, gleichförmig verfahren 
werde, empfangen Sie, auf höchfte Verordnung Großbers 
zogl. Hochpreislichen Minifteriums der Juſtiz, angebogenes 
Formular, als vorfchriftmäßigen Typus. Gie werden, in 
diefer vorgefchriebenen Form, die Didtenverzeichniffe halb⸗ 
jährig an und. cinfenden, jede Kontravention oder fonftige 
Unordnung, bierunter vermeiden, umd den Empfang gegens 
wärtigen Generalausfchreibens, nach Verlauf von 11 Tagen 
berichtlich anzeigen.“ 

V. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Dberhefien vom 15. April 1823 an die Lntergerichte „b e⸗ 
treffend die Frage, ob das Ländgerichts-PBer- 
fonal befugr fei, bei Abwefenbeit über Nacht 
außer den ordnungsmäßigen Diäten und Trans— 
portloften auh Service» Gelder zu berechnen. 
Wir find von Großherzogl. Minifterium des Innern und 
der Juſtiz unterm 17. praet. angemwiefen worden, nachfolgende, 
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an die Juſtizkanzlei zu Büdingen gerichtete hoͤchſte Entſchlie⸗ 
fung Ihnen zur Nachachtung bekannt zu machen: „„Wir 
erwiedern Ihnen auf Ihren Bericht vom 31. Januar d. J., 
daß die obige Frage verneint werden muß, weil ein folcher Ans 
foruch weder im DidtensMeglement von 1778, — welches den 
Landbeamten Feine Vergütung von Service bewilligt. — noch 
in dem Publicandum vom 25. Sept. v. J. das von Gers 
vice» Geldern nichts enthält — noch in der neuen Stempel⸗ 
und Tarordnung, welche fich Abſchn. 3. $. 5 lediglich auf 
die vorerwähnte Bekanntmachung bezieht — begründet iſt.““ 
Indem diefed hierdurch geſchieht ꝛc.“ 

VI. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pro⸗ 
vinz Oberheſſen vom 8. Sept. 1823, „den Diaͤtenbezug 
des Landgerichtsperſonals betr.,“ an die Unterge⸗ 
richte: „Es iſt verſchiedentlich darüber Zweifel erhoben 
worden, ob, wenn von dem Landgerichts » Perfonal ein Ges 
ſchäft extra locum beſorgt wird, welches nur von halbtägis 
ger Dauer ift, und daher nur den Anfab halbtägiger Diäten 
zuläßt,, auch eine verhältnißmäßige Kürzung der, nad) den 
Ihnen den 5. März 1822 mitgetheilten ‚Beimmungen ,. zu 
beziehenden Transportkoften, eintreten müſſe. Diefe erho⸗ 
benen Anftände find nun von der höchften Staatsbehoͤrde das 
bin entfchieden worden, daß die vollen gefeglich zugebillige 
ten Transportkoften von dem Landgerichts = Verfonal in dem 
Fall, wenn dafielbe ein Gefchäft extra locum von einem 
mehr als eine halbe Stunde von dem Sitz des Landgerichts 
entfernten Ort beforge, ftetd und ohne Ruͤckſicht auf die 
Dauer des Gefchäfts gefordert werden koͤnnten. Indem 
wir Sie zu Ihrem Bemeflen hiervon in Kenntniß jeßen ꝛc.“ 

VI. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Pros 
vinz Oberheffen vom 24. December 1823 an die Unterge⸗ 
richte ‚„‚den Diaͤtenbezug des Landgerihts-Pers 
fonals betr. Hinter Bezichung auf die, wegen des rubris 
sirten Gegenſtandes, im Megierungs» Blatt Nr. 30 vom 
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19. Dftober 1822 erfchienenen Belanntmachung vom 25. Sept. 
und auf unfer am 23. December deffelben Jahrs erlaffene 
Generals Ausfchreiben, machen wir Ihnen hierdurch bes 
kannt, daß auf höchfte Verordnung Großherjogl. Hochpreids 
lichen Minifterium der Juſtiz, auch von Ihnen, den Groß 
berzoglichen Stadt und Landrichtern, halbjährig ein fpecifls 
eirted Verzeichniß aller verdienten Diäten vorgelegt werden 
fol und zwar in der Art, daß von Ihnen feine Diäte bes 
zogen werden darf, ohne daß diefelbe in dieſem Verzeichniß 
eingetragen fei. Diefe Berzeichniffe haben Sie nach dem 
nämlichen Formular, welches unferm gedachten. Generale 
Ausfchreiben vom 23. December 1822 beiliegt, einzurichten, 
foiche balbjährig ohnfehlbar an und Minzufenden ıc. 

VII Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Oberheſſen vom 12. Juli 1824 an die Untergerichte, 
„betreffend einen am 26. Detober 1923 in dem 
Walde zwifchen Roddau und Rohrbach vorgefal- 
lenen Straßenraub — nun die Diäten der Lands 
gerichts»- Affefforen ohne Botum außerhalb dee 
Bezirks, worin fie angeftellt find, fo wie der 
Landgerichts-Nerwarien. Durch eine höchfte Miniſterial⸗ 
Verfügung vom 13. Mai l. J. ift verordnet worden, daß 
die Landgerichts » Affefforen ohne Votum, fo wie die. Lands 
gerichtd » Artuarien , gleich den Landrichtern und den Lands 
gerichtö-Affefforen mit Votum, bei Geſchäften außerhalb des 
Bezirk, worin fie angeftelkt find, einen Zufaß von 30 fr. 
an denen ihnen ausgeſetzten gewöhnlichen Tagegeldern in 
Anſatz bringen können. Sie werden ftch in vorkommenden 
Tälten biernach benehmen.“ 

IX. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom nz. Juli 1826 an die Untergerichte, „den 
Diatenbezug des Großherzogl. Landgerichts— 
Derfonals, insbefondere der Landgerichts = Ace 
ceffiften berr. Es ift höchften Orts genehmigt worden, 
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daß die Stadt und Landgerichts » Gecretäriatd » Ncceffiften, 
in denjenigen Fallen, wo folche nach den vorliegenden gefeh- 
lichen Beftimmungen Diäten zu beziehen haben, vollziehen 
fie die Functionen der Stadt: und Landgerichts » Actuarien, 
die Acuariats⸗Diäten, vollziehen fie aber die Gefchäfte eines 
Stadt: und Landgerichts » Affeffors ohne Votum, deſſen 
Diäten in Anfpruch zu nehmen haben. Die lntergerichte 
haben fich hiernach zu bemeſſen.“ Gleichen Inhalts ift ein 
Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Obers 
heſſen vom 13. Juni 1826. 

X. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starfenburg vom 5. April 1830 an die Uintergerichte, „den 
Diätenbezug des Landgerichts-Perſonals betr. 
1. Ueber die Rubrik „Bemerkungen“ welche in dem, für 
die einzufendenden Diäten» Tabellen vorgefchriebenen, For⸗ 
mular enthalten ift, haben bisher bei vielen Landgerichten 
mangelhafte Anfichten obgewaltet. Es muß hierin nicht nur 
das Gefhäft, welches außerhalb des Gerichtsſitzes vorge 
nommen wurde, fondern auch, wenn nicht fchon aus feiner 
bloßen Benennung die Nothwendigfeit der Functionirung 
außerhalb des Gerichtsfiged hervorgeht, der Grund, welcher 
fie veranlaßte, fo beitimmt wie möglich, mit wenigen Wors 
ten, angegeben werden, damit bei der Mevifion der Tabel- 
Ien beurtheilt werden fann, ob denn auch wirklich hinreichens 
der Grund vorhanden war, das Gefchäft außerhalb des Ge- 
richtöfies zu beforgen. Die Untergerichte haben dieß für 
die Zukunft auf das gemauefte zu beobachten. II. Manche 
Untergerichte fcheinen von der Anficht auszugehen, daß die 
Unterfuchungen immer an dem Ort des verübten Vergehens 
oder Verbrechens vorzunehmen feien. Diefe Anficht ift uns 
richtig und wuͤrde die Koften der CriminalsJuftizverwaltung 
auf eine unftatthafte Weiſe vermehren. Yuch in Unter⸗ 
fuchungsfachen follen die Gefchäfte, wie überhaupt alle ges 
sichtlichen Zunctionen, in der Regel in dem Gerichtsſitz vors 
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genommen werden. Eine Ausnahme hiervon tritt nur dann 
ein, wenn 1) das Geſchäft, wie z. B. ein Augenſchein, 
eine Beſichtigung u. ſ. w. ſeiner Natur nach, nothwendig 
außerhalb des Gerichtsſitzes vorgenommen werden muß, oder 
2) dieſe Vornahme, wegen offenbarer Zweckmaͤßigkeit fuͤr 
die Unterſuchung, rathſam erſcheint, oder 3) die, mit der 
Unterſuchung in dem Gerichtsſitz verbundenen, Koſten an. 
Zeugengebühren sc. die Diäten und Transportkoſten des 
extra locum functionirenden, Landgerichts» Verfonals übers 
fteigen würden. Auch biernach haben ſich die Unterrichte zu 
bemeffen und es verfteht ſich von felbft, daß bier gleichfalls 
in den betreffenden Fällen die oben unter 1. angegebene Bes 
merfung nicht fehlen darf. IH. Da es den Lntergerichten 
durchaus feine erhöhte Mühe macht, die Diätentabellen in 
Zukunft fo einzurichten, daß hierin die Criminal» Juftizvers 
waltung, die ftreitige Civiljuſtiz und die freiwillige Gerichtes 
barkeit von einander getrennt gehalten werden, fo ift den⸗ 
felben diefe Einrichtung von nun an zu geben und genau zu 
beobachten. Die vorgefchriebenen Zufammenftellungen müfs 
fen hiernach auch fo ausfallen, daß man hieraus fogleich ers 
feben kann, wie viel Diäten und Transportfoften in jedem 
einzelnen jener drei Geſchäftszweige erfchienen find.’ 

XI. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Starkenburg vom 20. März; 1833 an die Untergerichte 
„Die Landgerichtliche Diätentabellen, insbefons 
dere das auswärtige Terminiren betr. Bei Reviſion 
der Diätentabellen bat man bemerkt, daß bei mehreren Lands 
gerichten außerordentlich viele Gefchäfte auswärts vorgenom⸗ 
men werden, und deßhalb die Summe der, von dem Lands 
gerichtd « Verfonale bezogen werdenden, Diäten und Trands 
portkoſten fich fehr hoch beläuft, während in anderen Lands 
gerichtd » Bezirfen gerade das Gegentheil ftattfinder., Dan 
ift der Anfiht, daß auch bei den erften Landgerichten die 
Koften fich bedeutend vermindern würden, und hierdurch zus 
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gleich Zeit gewonnen werden könnte, wenn mehr darauf 
Kücficht genommen würde, daß, fobald an demſelben Orte, 
oder nahe zufammen liegenden Orten, Gefchäfte an dem 
nämlichen Tage vorzunehmen find, oder auf den nämlichen 
Tag verlegt werden fönnten, folche nicht von verfchiedes 
nen Nefpicienten beſorgt, fondern nur einem Mefpiciens 
ten übertragen werden, was in der Megel wird gefchehen 
fönnen, auch wenn im Uebrigen die Meferate feparirt find. 
Durch diefe Einrichtung wird auch der Vortheil erzielt, daß 
nicht, wie man jegt zuweilen wahrnimmt, das gefammte 
Michterperfonale und der größte Theil des Netuariatsperfos 
nales gleichzeitig vom Gerichtsſitz abwefend if. Zugleich 
bemerkt man, daß es fchon wegen der, den Großberzogl. 
Randrichtern obliegenden, Mevifion, aber auch in anderer 
Beziehung, paflend fei, wenn die Großherzogl. Landrichter 
ſelbſt, befonders ſchwierige Fälle ausgenommen, eine Ins 
ventarilationen vornehmen, indem dieſes Gefchäft fich weit 
mehr für die Landgerichre » Affefforen und Attuarien eignet, 
wodurch ebenfalls Koften erfpart werden, weil man wahrs 
genommen bat, daß die Großherzogl. Landrichter zur Auf⸗ 
nahme von Inventarien immer noch Actuarien zuziehen. 
Daſſelbe gilt auch vongffpnfeiserungen welche ohnedieß in 
der Megel den BürgerMeiftern aufgetragen werden follen, 
und wenn dieß nicht gefchehen kann, und insbefondere eine 
richterliche Leitung ausnahmsweiſe nothwendig erfcyeint, bei 
zweckmäßiger Einrichtung am leichteften die oben defiderirte 
Bereinigung mit anderen Gefchäften zulaſſen.“ 

Diebftabl. I. Ausfchreiben Großberzogl. Hofgerichts 
der Provinz Oberheffen vom 24. Juli 1818 an die Unter 
gerichte: „Da bezweifelt werden wolle, ob Ihnen die Bes 
fugniß zuſtehe, auf Zuchtbausftrafen zu erkennen, diefer 
Zweifel durch eine höchfte Verfügung vom 10. April künfs 
tigen Jahrs nunmehr gehoben und hierin verordnet fei, wie 
ed bis zu eineg neuen Gefebgebung bei den Worfchriften des 
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Drganijationsedietd verbleiben folle und da hiernach die Bes 
firafung des erften und zweiten Eleinen nicht. qualificirten 
Diebſtahls Ihnen überlaffen wäre, folgeweife Sie auch in 
manchen Fällen verfaffungsmäßig auf Zuchthausftrafen fpres 
chen könnten, fo würden Sie von diefer hoͤchſten Entfchlie- 
ßung andurch in Kenntniß geſetzt.“ 


1. Nach der Praxis Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Starfenburg wird zum Begriff eines dritten Diebs 
ſtahls im juriftifchen Sinne erfordert, daß der Angefchuldigte 
fhon zweimal wegen vollendeten Diebftahle beitraft wor⸗ 
den fei, indem ein Conat.bei der Frage, ob ein dritter 
Diebftapl vorliege, nicht in Betracht fomme. Mefeript vom 
31. Mai 1826 an das Landgericht ©. in Unterfuchungsfachen 
gegen 2. M. zu 2. wegen Diebftahls. Der Angefchuldigte, 
welcher fchon zweimal von dem Landgericht G. wegen Eleis 
nen einfachen Diebſtahls und zwar das zweitemal wegen 
Verſuchs deffelben beftraft worden war, hatte fich wies 
derholt eines dritten Eleinen einfachen Diebftahle ſchuldig 
gemacht. Das Landgericht hatte die Acten an Großherzogl. 
Hofgericht zum Zweck der von demfelben zu bewirfenden Ab⸗ 
urtheilung eingefandt. Der Gerichtshof remittirte, da feine 
Competenz nicht begründer fei, die Aeten an das Landgericht 
zur Aburtheilung durch daflelbe. Ä 


II. Ausſchr. Grßhzgl. Hofgerichtd der Provinz; Obers 
heſſen vom 10. Febr. 1827 „die Beftrafung des dritren 
Diebſtahls betr.,“ am die Untergerichte: „Nach einem 
heute von uns gefaßten Beſchluſſe gehört die Beſtrafung 
eines dritten kleinen Diebſtahls nur unter der Vorausſetzung 
vor unſere Competenz, wenn das eines ſolchen Diebſtahls 
beſchuldigte Individuum ſchon zweimal wegen Diebſtahles 
beſtraft worden iſt. Hiervon ſetzen wir Sie mit der Auf 
lage in Kenntniß, künftighin ſich hiernach bei Einſendung 
der Unterſuchungsaeten zu bemeſſen.“ 
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IV. Ym 16. Det. 1830 ging H. D. von 2. nad der 
Wohnung des 3. F. wahrfcheinlich nur im der Abficht, fich 
von demfelben ein Werkzeug zu leihen. Als er an deflen 
Wohnung kam, fand er, da diefer abweſend war, die Haus⸗ 
thüre verfchloffen. Um dennoch feine Abficht, in den Beſitz 
des Werkzeugs zu gelangen, zu erreichen, fchlug er, damit 
er in die Stube gelangen könne, worin er daflelbe zu finden 
gedachte, eine Fenfterfcheibe ein, oͤffnete durch Zurückichies 
ben der Weiber das Fenfter und ftieg durch daflelbe in die 
Stube. ‚Dort erblickte er eine durch ein Worlegfchloß vers 
fchloffene Kifte, wodurch die Luft zum Stehlen in ihm erwachte. 
Er öffnete gewaltfam die Kifte und entwendete einen Theil 
des darin befindlichen geringen Geldbetrags. Bei der Abur⸗ 
theilung diefes Diebſtahls, der als zweiter Diebſtahl erfchien, 
da der Schuldige ſchon früher wegen Diebftahls beftraft 
worden war *), warf fich bei Großherzogl. Hofgericht in 
Darmftadt die Frage auf, ob daflelbe dazu competent fei. 
Der Gerichtshof bejahte die Frage, indem er von dem 
. Grundfag ausging: Wenn bei einem Diebftahl das äußere 
Factum des Einfteigens vorliegt umd gleichwohl nach 
den vorliegenden Umftänden (wenn 3. B. nicht in der Abficht 
des Entwendend, fondern aus einem andern Grund einge: 
ftiegen .worden ift), nicht angenommen werden kann, daß 
ein durch Einfteigen gefeßlich qualifleirter Diebſtahl — ein 
furtum periculosum vorhanden fei, fo ift nicht das blog 
binfichtlich des, einfachen Diebftahld zur Urtheilsfaͤllung com⸗ 
‚petente Untergericht, fondern das binfichtlich des qualificirs 
ten Diebftahld competente Obergericht diejenige Behörde, 
welche ber das Nichtvorhandenſein diefer Qualification umd 
gleichzeitig die Strafe des fo einfachen Diebſtahls zus 
——— 


. #) Er hatte früher Weiden entwendet und dieſe Handlung wurde 
ats Diebſtahl, nicht als bloßer Frevel beftraft, weil es bes 
reits gehauene Weiden waren. 
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erkennen hat. — In Gemäßheit diefes Grundfaßes erfannte 
der Gerichtshof unterm 10. Juni 1831 dahin: daß Incul⸗ 
pat von der Anfchuldigung, in der Abficht, zu fehlen, in 
die Behaufung des J. F. zu L. eingeftiegen zu fein, freis 
zufprechen, dagegen wegen eines einfachen zweiten Diebftahle 
in eine Correstionshansftrafe von 6 Monaten — zu verurs 
theilen fei. 


V. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Startenburg vom 18. Juli 1832 „die qualificirten Diebs 
ftähle betr.“ an die Lntergerichte: „Zur Vermeidung 
der Anftände, welche, in Beziehung auf die Beftimmungen 
des Organifationg » Ediftd wegen der Competenz zur Aburs 
theilung des qualificirten Diebftahls entflehen mußten, wenn 
der Begriff der Qualififation nicht gehörig firirt wäre, hatte 
Großherzogl. Hofgericht fchon früher angenommen : 1) daß 
der Diebftahl nicht qualifleirt fei, wenn der Dieb in eine 
offene Behaufung oder fonftige Behaltung eingegangen 
ift, und nun aus dem Innern diefer Schaufung, oder Bes 
haltung felbft in einen — verfchlofenen — Theil derfelben, 
zum Beifpiel in ein Zimmer oder den Keller, fteigt oder 
bricht; — 2) daß dagegen, fofern von außen in ein Gebäude 
geftiegen oder gebrochen werde, ed auf die Höhe oder Tiefe, 
in welcher eingeftiegen, oder die Gewalt, mit welcher ges 
brochen werde, nicht anfomme; — und num ift auch in Be- 
rückſichtigung neuerdings entftandenen Zweifel — angenomz 
men worden: 3) daß, wenn in ein offenes Gebäude eingegangen 
und aus diefem in ein anftoßendes, durch eine Scheidewand 
getrenntes Gebäude von verfchiedener Beſtimmung — alfo 
z. B. aus einem anfloßenden Stall, einer Scheune u. f. w. 
in dad Wohnhaus, oder umgekehrt — geftiegen oder gebro- 
chen werde, die hofgerichtliche Competenz fundirt fie; welche 
Competenz> Belimmung man den fammtlichen Unter⸗ 
gerichten andurch bekannt macht.’ 
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VI. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Startenburg vom 14. Januar 1835 am die Untergerichte, 
‚die Competenz bezüglich der Aburtheilung der 
Diebftäble betr. Es ift in der Mechtöfprechung des 
Hofgerichts der Grundfaß angenommen, daß daffelbe auch 
in denjenigen Fallen von Diebftählen, in welchen nach Maaß⸗ 
gabe des. zweiten Organiſations-Edikts vom 12. October 
1803 die Untergerichte das Urtheil zu geben haben würden, 
alsdann zur Aburtheilung competent ift, wenn das angefchuls 
digte Individuum fehon einmal von einem Mittelgericht mes 
gen Diebſtahls beftraft worden if. Man finder fich vers 
anlaßt, von diefer Mechtsfprechung fämmtliche Untergerichte 
zur Nachachtung in Kenntniß zu feßen.’’ 

VI. Nach der Rechtsfprechung Großherzogl. Hofges 
richts der Provinz Starkenburg tritt bei einem gefährlichen 
Familiendiebſtahl ein Strafverfahren nicht von Amtswegen 
fondern nur auf Anftehben des Beftohlenen ein. ſ. H. R. 
©. 201, Hitzig: Annalen der deutfchen und ausländifchen 
Criminalrechtspflege, Band 13. Berl. 1832. ©. 365 — 373: 
wo der betreffende Rechtsfall unter der Ueberſchrift: „Tritt 
bei einem gefährlichen Familiendiebſtahl ein Verfahren von 
Amtswegen ein?’ dargeſtellt ift. — Vergl. bef. Waͤch⸗ 
ter Lehrbuch des römifch » deutfchen Strafrecht, Th. 2. 
Ötuttg. 1826. ©. 321 — 326. | 

Dilstorifche Termine. Deren Aufhebung bei den 
Untergerichten. I Das Geſetz vom 1. Diai 1830 „die 
Aufhebung der dilatorifhen Termine.bei den 
Untergerichten der Provinzen Starfenburg und 
Dberbeffen betr.’ ift des Inhalts: Ludwig I. ꝛc. 
Wir haben nach Anhörung Unfers Staatsraths und mit Zu- 
ſtimmung Unferer getreuen Stände verordnet und verord- 
nen, wie folgt: Art. 1. In den bei linferen fämmtlichen 
Untergerichten der Provinzen Starkenburg und Oberheſſen 
anhängigen und anhaͤngig werdenden bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
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ftreiten follen von num an keine dilatorifchen Termine mehr 
ftattfinden. Jeder von diefen Gerichten anberammte Termin, 
er beftehe in einer Tagfahrt oder in einer Frift, foll, auch 
wenn fein Prajudiz dabei angedroht ift, als ipso jure perem- 
torijch betrachtet werden. Die Untergerichte muͤſſen aber in 
jeder Verfügung, durch welche eine Frift oder Tagfahrt anbes 
raumt wird, den Rechtsnachtheil beftimmt und in deut ſchen 
Worten ausdrücken, welchen die Nichtbefolgung der richter- 
lichen Auflage nach fich ziehen fol. Art. 2. Bei Anberau⸗ 
mung der Tagfahrten haben die Untergerichte auf die vor⸗ 
waltenden Umftände eines jeden Falls, indbefondere auf Die 
weitere oder Yeringere Entfernung der Partieen von dem 
Sitze des Gerichts, die Weitläufigkeit und Wichtigkeit der 
Sache und die darnach erforderliche längere oder kuͤrzere 
Ausdehnung des Zeitraums zur. Vorbereitung auf dasjenige, 
was in dem Termine -gefchehen foll, und dergleichen, immer 
aber darauf Rückſicht zu nehmen, daß zwifchen dem Tage 
der Einhändigung der Ladung und dem Tage des Erfcheineng, 
dringende Sache ausgenommen, wenigftend vierzehn freie 
Tage bleiben. Art. 3. Bei Ertheilung von Friften zu 
fopriftlichen Verhandlungen foll bei Lnferen Untergerichten 
eine Frift von vierzehn Tagen ald die Ordnungsfriſt betrach- 
tet, dadurch aber diefen Untergerichten das Recht nicht ge⸗ 
nommen werden, ſowohl in Fallen, wo die Umftände es 
nothwendig machen, längere Friften anzuberaumen, ald auch 
in dringenden Sachen die Friften zu befchränfen. Art. A. 
Wenn von dem Geladenen um die Anfehung einer weiter 
binausgerückten Tagfahrt, oder von denjenigen, welchem 
eine Frift anberaumt worden war, um Erſtreckung derfelben 
gebeten wird, fo foll dieſem Gefuche nie willfahrt werden, 
wenn nicht von dem Bittenden folche Verhinderungsgründe 
angeführt und befcheinigt werden, auf melche demfels 
ben, wenn der Termin fchon abgelaufen wäre, die Wie 
dereinfeßung in den vorigen Stand nicht verfagt werden 
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fönnte *). Art. 5. Insbeſondere foll der von den Anwäl- 
ten häufig mißbrauchte Grund, daß fie Durch andere Arbeiten 


*) I, Ausfchreiben Großherzogl, Hofger. d. Prod, Oberheſſen vom 
23. Nov. und der Prov. Starkenburg, vom 19, Dctober 1830 
an die Untergerichte, »den Geſchäftégang in fiscalis 
Shen Proceffen, insbefondere bei den Landgericd» 
ten, betr. Das Großherzogl. Minifterium des Innern und 
der Juſtiz hat verfügt: »1) dem Procurator fisci follen in den, 
bei den Landgerichten abhängigen, fiscalifchen Proceffen, der 
Regel nach, vier Wochen als Drpuungsfrift bewilligt werden. 
2) Die für den Proceß vor den Mittelgerichten, wegen der von 
den Fiscal⸗Anwälten nachgeſuchten Srifterftredungen, geltenden 

Beſtimmungen, alfo namentlih die Beſtimmung — daß eine 
erfte Sriftererftredung auf bloße Beicheinigung der betreffenden 
Vermwaltungsbehörde, daß der Biscal: Anwalt nicht zeitig genug 
babe inftruirt werden Fönuen, zu bewilligen, hinfichtlidy weite: 
rer Sriftverlängerungs:Gefulhe aber der Fiscal wie jede andere 
Parthie zu behandeln fei — follen au auf die Proceßführung 

- vor den Randgerichten ausgedehnt werden. 3) Dabei foll je: 
doch auch bei den Lntergerichten die, bei den DObergerichten 
geltende, Beſtimmung Anwendung finden, — daß der Aufang 
der weiteren Friſt vom Ablauf der früheren zu rechnen iſt, 
wenn auf das Geſuch um Frifterftredung feine Verfügung ers 
theilt, ſonach das Geſuch ftilffchiweigend bemilligt worden ift, 

Säammtliche Untergerichte haben fich hiernach zu bemeffen.« 
II, Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Prov. Starkenb. vom 
27. Nov. 1830 an die Untergerihte »den Gefhäftsgang 
in Proceffen der milden Stiftungen betr.« (Gleichen 
Inhalts ift ein Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Oberh. 
vom 8. December 1830) ⸗»Ju Folge höchfter Verfügung des 
Großherzogl. Minifteriums des Innern und der Juſtiz wird 
in rubricirtem Betreff den Untergerichten eröffnet, daß 1) hin: 

_ fihtlich der, dem Syndicus der milden Stiftungen in den, bei 
den Großherzogl. Landgerichten anhängigen, Proceffen zu bes 
willigenden Sriften es eben fo zu halten fey, mie durch Aus: 
fchreiben vom 19. October d. J., hinfichtlich des Gefchäfte:- 
gangs in fiscalifhen Proceffen normirt worden iſt; 2) eine 
Befreiung ded Syndicus der milden Stiftungen von der Ders 
bindlichkeit zur Beſtellung von infinuationd =: Mandatarien an 
den Sigen der Landgerichte nicht flattfinden ſolle.“ 
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verhindert würden, den Termin einzuhalten, nie mehr als 
ein rechtlicher Grund zu einer Frifterfiredung betrach- 
tet werden. Wenn hingegen bei Tagfahrten der Anwalt 
zeigen kann, daß er auf diefelbe Zeit, zu welcher er gelas 
den wurde, fchon vor ein anderes Gericht geladen worden 
fei, fo ift diefes auch ferner rechtlicher Grund zur Anfeßung 
einer andern Tagfahrt. Art. 6. Weil es nicht von der 
Willkühr der Anwälte abhängen foll, die Proceffe, gegen 
den Willen der Bartbien, zu verzögern und zu verlängern, fo 
ſoll überall, wo durch Anwälte gehandelt wird, das Präjudiz, 
welches auf die Verfäumung der Termine ſteht, fich ipso 
jure und ohne daß es deßfalls einer Ungehorfamsanflage, 
die jedoch immer zuläffig bleibt, bedurfte, realifiren, und 
die verfäumte Handlung foll, wenn auch noch Feine Anklage 
des Ungehorſams erfolgt und noch Fein Praͤcluſivdekret er 
laffen ift, nie mehr zugelaffen werden *), wenn dem Vers 


#) Ueber die Frage, ob eine folhe Beftimmung fih der Geſetz⸗ 
gebungspotitif empfiehlt, f. Mittermaier: »Ueber die Ergeb: 
niſſe der legislativen Thätigfeit in Bezug auf Civilproceßgeſetz⸗ 
bung und Gerichteorganifation feit 1830« (Arch, für die civ. 
Prar. Bd. 17). ©. 281. 282, Der Verfaffer gedenft einer 
Meimarfchen Proceßuovelle vom 12. April 1833 und fagt 
namentlich: » Keine Billigung verdient der $. 46, nah welchem 
Ungehorfamsbefchuldigungen nicht weiter fkattfinden folfen, in: 
den die nach dem Gefete vom Richter oder von dem Geſetze 
gedrohten Rechtsnachtheile mit dem Ublaufe der zur Vornahme 
gewiffer Handlungen beftimmten Friſten ohne vorgängige Uuges 
horfamsbefchuldigung und ohne hinzugefommenes Präckuflivdekret 
ipso jure eintreten, ohne daß purgatio morae verftattet wäre. 
Diefe im Weimarifchen Gefege eingeführte Vorſchrift galt früher 
auch in Baden, wurde aber in der Proceßorduung von 1831 
($. 654) aufgehoben, weil man ſich leicht überzengt, daß eine 
eintretende Ungehorfamsftrafe dem DBerhandlungsprincip wider: 
fpricht, daß auch der Ungehorfam im Civilproceffe nur das 
Recht der andern Parthei verlegt, von der es auch abhängen 
muß, ob fie ihr Recht verfolgen will und. daß man fonft dem 
Richter eine unnöthige Lat Termine zu zählen, anflegt und 


! 
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fäumenden nicht von ihm zugleich ausgeführte rechtliche 
Gründe zu einer Wiedereinfekung in den vorigen Stand 
zur Seite fteben *). Art. 7. Die Ladung wird dem Gelades 
sen durch einen Gerichtöboten, oder einen verpflichteten 
Stellvertreter defjelben eingehändigt. Die Einhändigung ges 
ſchieht entweder an die Perfon des Geladenen felbft, oder 
durch Zurüclaflung der Ladung an feinem Wohnfige. Wenn 
der Gerichtöbnte an dem Wohnſitze oder Aufenthaltsorte des 
Geladenen weder diefen felbft, noch auch im erfteren eine 
erwachfene,, au deſſen Familie oder Gefinde gehörende Pers 
fon, welcher die Abgabe geſchehen könnte, vorfindet, fo ges 
ſchieht die Einhändigung durch Abgabe an den Vorfteher 
(Bürgermeifter oder deffen Stellvertreter) oder den nach 
Art. 12 der Gemeindeordnung etwa angeftellten Polizeibe 
amten der Gemeinde des Domicild des Geladenen, welcher 
die Obliegenheit hat, die Ladung dem Geladenen fo bald als 
möglich zufommen zu laffen. Der Gerichtöbote hat auf der 
Ausfertigung der Ladung, welche er abgibt, eine von ihm 
unterzeichnete Befcheinigung der Einhändigung zu feßen, in 
welcher erwähnt wird, an wen die Abgabe gefchehen fei, 
und eine gleiche Befcheinigung in das von ihm zu führende 
Inſinuationsbuch einzutragen. Art. 8. Es ift übrigend Uns 
fere Abficht keineswegs, durch diefe gefeßlichen Beftimmungen 





ohne Noth die Fälle der Ungehorfamftrafen ausdehnt, daher 
entweder den Uebergang des materiellen Unrechts in formelles 
Recht veranlaßt, oder häufige MReftitutioggefuhe begünſtigt 
und dadurch Prozebverzögerung herbeiführt.« f. auch nad 
Mittermaier: Das neue Shwarzburg:Sondershan: 
fifhe Geſetz über das Verfahren in geringfügigen 
bürgerlihen Rechtsſachen vom 21. Mai 1826, im 9. Bande 
des Archivs für die civitiftifchhe Praxis, ©. 273—2%. S. 290, 291. 

*) Sleichlautend mit den 99. 4— 6 diefes Gefehes ift der $.4—6 
der Verordnung vom 11, Januar 1812, ſ. C. P. O. m. Sp, 
©, 143, 
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die Zuläffigfeit eines conventionellen Prozeſſes und folgeweiſe 
die Zuläfigkeit conventioneller Erſtreckungen aufzuheben. 
Solche Erſtreckungen bleiben vielmehr auch für die Folge 
möglich , aber ihr Dafeinimuß durch eine] ausdruͤckliche Bes 
willigung der Gegenparthie dargethan werden. Die Anwälte 
follen dagegen weder ausdruͤcklich, noch ſtillſchweigend durch 
Unterlaffung des Contumacirens ſolche Erftredtungen ertheis 
fen können, ſelbſt nicht einmal mit der genereifen Vollmacht 
verbundene fpecielle Vollmacht zur conventionellen Erſtreckung 
der Friften foll fie dazu befähigen Finnen, fondern nur eine 
zu jeder ſolchen Convention - befonders ertheilte Vollmacht 
fol ihren ausdrüdtichen Conventionen über die Friſten 
Gültigkeit zu ertheilen vermögen. *) Art. 9. Die Gefuche 
um Wiedereinfeßung in den vorigen Stand müſſen binnen 
vierzehn Tagen, von der gefchehenen Einhändigung oder 
Belanntmachung der ergangenen Defertiond = oder Praͤclu⸗ 
fiong- Verfügung an, eingebracht werden. Näch Verlauf 
diefer Zeit fol, wenn nicht von dem Bittenden deßhalb 
ganz befonderd erhebliche Verhinderungsurſachen angeführt - 
und befcheinigt werden, auf dergleichen Reſtitutionsgeſuche, 
als verſpätet, Leine Nücficht genommen werden. Die Gt- 
richte haben jedoch mit der Defertiond» oder Praͤcluſions⸗ 
Verfügung jedesmal eine in deutfcher Sprache und hinläng⸗ 
lich beftimmt abgefaßte Erklärung der Neftitutiong-Bittfrift 
und der Folgen ihrer Verfäunung zu verbinden. Art. 10. 
Die Gefuhe um Wiedereinfeßung in den vorigen Stand 
follen ferner nur alddann eine Beruͤckſichtigung finden: 
1) wenn wahrhaft erbeblid;e Urfachen, welche , den Auflagen 
Folge zu leiften, verhindert haben , angeführt und befcheinigt, 
oder, wo diefes nicht möglich wäre, doch die Befcheinigungss 
mittel darüber angezeigt find. 2) Wenn, der Fall, daß 


*) Mit dieſem Art. 8 ift der $. 8 der Verordnung vom 11, Fa: 
nuar 1812 übereinftimmend. | 
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der Bittende zum Armenrechte qualifieirt wäre, ausgenom⸗ 
men, entweder die Contumacialloften oder eine Quittung 
über die Entrichtung derfelben mit dem Gefuche übergeben 
werden ‚oder mit demfelben eine genlgende Sicherheit für 
vie alsbaldige Entrichtung diefer Koften , falls fie noch nicht 
verzeichnet wären, verbunden wird; 3) wenn bei verfäumten 
Friſten mit dem Gefuche zugleich die Handlung, mit welcher 
fich der Bittende verfäumt hat, verbunden iſt, es wäre 
denn, daß die Verhinderungsgründe von der Art wären, 
daß eine Unmöglichkeit , ſchon jet dieſe Handlung zu liefern, 
Elar erhellte, in welchem alle über das Reſtitutionsgeſuch 
allein zu erkennen, und, wenn demfelben willfahrt wird, die 
erforderliche weitere Friſt zu ertheilen ift.*) Art. 11. Zu 





*) Mit diefem Art. 10 if der $. 9 der Verordnung vom 11. Tas 
mar 1812, unter Ausnahme des Worts »ferner« übereinftims 
rend. Der Gemeine Beſcheid Großherzogt. Hofger. d. Prov. 
Starfenbnrg vom 17. Bebruar 1836 »die Friſt geſuche und 
Bitten um Wiedereinfegung in den vorigen Staud 
betr. (Reg. Bl. v. J. 1836. Nr. 19. ©. 214) iſt des ns 
halts: »In dem $. 9 der Verordnung vom 11. Sannar 1812 
und in dem Art. 10 des Gefepes dom 1. Mai 1830, die Auf: 
hebung der dilatoriſchen Termine bei den Gerichten der Pros 
vimen DOberbeffen und Starkenburg betreffend, find die Bedin⸗ 
gungen feftgefegt, unter weichen nur allein die Geſuche um 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand berückſichtigt werden 
folfen. Die Beſtimmungen unter Nr. 2 dieſes Paragraphen 
und resp Wrtifels find bisher nicht immer in Anwendung ges 
bracht worden, indem insbefondere es in der Rechts ſprechung 
häufig für genügend angenommen worden iſt, daß er um Mies 
dereinfegung Bittende fih nur zur Entrichtung der Eontumacials 
koſten erboten hatte. Die unterzeichnete Gerichtsbehörde hat 
jedoch in ihrer nenereh'Mechtfprechung angenommen, daß das 
Erbieten zur Entrichtung der Contumaciatfoften allein nicht 
hinreiche, daß vielmehr, wie bie erwähnten Stellen mit aus: 
drücklichen Worten vorſchreiben — den all, daß ber Bittende 
zum Armenrecht qualificirt wäre, ausgenommen — entweder bie 
Eontumacialkoften, oder eine Quittung über bie Entrichtung 
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den rechtlichen Gründen für eine zu ertheilende Wiederein⸗ 
feßung in den vorigen Stand foll auch ferner gerechnet wer⸗ 
den, daß die Verſaͤumniß einzig der Nachlaͤſſigkeit des oͤffent⸗ 
lichen Anwalts, deſſen ſich die Parthie bediente, ihren Urs 
ſprung verdanfe, ) ohne daß hierbei ein Unterſchied zwiſchen 





berfelben, mit dem Geſuch übergeben, oder mit bemfelben eine 
genägende Sicherheit für die alsbaldige Eutrichtung diefer Ko> 
ften, falls fie noch nicht verzeichnet wären, verbunden werden 
müfe, was zur Nahachtung befannt gemacht wird. Eben fo 
findet man fi veraufaßt, auf die Beſtimmungen des $. 4 und 
resp. Artikels 4 der gedachten Geſetze, die Friſtgeſuche betref- 
fend aufmerffam zu machen, indem ſich in Zukunft genau hier: 
nach bemeffen und auch das Erbieten zur Beibringung von Bes 
fheinigungen nur alsdann als genügend angefehen werden wird, 
wen conftirt, daß nach der Natur der Sache die Befcheinigung 
noch nicht hat beigebracht werden Fünnen.» in Ausfchr. deff. 
Gerichtshofs, gleichfalls vom 17. Febr. 1836 an die Untergerichte 
»die Gefuhe um Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand betr.« ift des Inhalts: »Das Gr. Hofg. hat in feiner 
neueren Recdtsfprechung. angenommen, daß bei Gefuhen um 
Wiedereinfegungen in deu vorigen Stand, das Erbieten zur 
Entrichtungen der Eontumacialfoften nicht genüge, daß viel: 
mehr, wie die Verordnung vom 1. Mai 1830 im Art, 10 un: 
ter Nr. 2 mit ausdrüdlichen Worten vorfchreibt, — den Fall, 
daß der Bittende zum Armenrecht qualificirt wäre, ausgenom: 
men, — entweder die Contumacialfoften, oder eine Quittung 
über die Entrichtung derfelben mit dem Gefuche übergeben, oder 
mit demfelben eine genügende Sicherheit für die alsbaldige 
Entrichtung derfelben, falls fie noch wicht verzeichnet wären, 
verbunden werden müfle. Da bei diefer Rechtsfprechung Die 
Parthieen, wenn fie von feinem Anwalt vertreten find, leicht 
vergebliche Reftitutionsgefuche vorbringen Fönnen, fo ift es er: 
forderlih, diefelben im eintretenden Falle auf die geſetzlichen 
Beflimmungen aufmerffom zu machen, und hiernach das Pro: 
tokoll zu inftruiren; wornach Sie fi) bemeffen haben.« 

*) »Darmftadt den 28. Bebruar 1838. Das Großherzogl. Heff. 
Dbers Appel. : und Eaffationsger, an Großherzogl. Hofger. dah. 
auf den Ber. v. 14. San, 1838 in Sachen der Gemeinde G., 
Implorantin, Querulantin, gegen den Herrn Zürften von J. B. 
Imploraten, Querulaten 21. — Wir Pönnen Ihre Anficht, wor: 


1 
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den Faͤllen, wo ein Regreß an den nachlaͤſſigen Anwalt 
möglich und wo ein ſolcher unmoͤglich waͤre, eintreten ſoll. 
Bei ſolchen Geſuchen hat jedoch das Gericht dem angeblich 
nachläſſigen Anwalte feine zu dieſer Sache gehörenden Mas 
nualaften abfordern zu laſſen, um ſich daraus über den 
Grund oder Ungrund der Angabe zu unterrichten, und wenn 


es diefe gegründer findet, fo ift mit der Ertheilung der 


Miedereinfegung in den vorigen Stand jedesmal eine Vers 
urtheilung des ſäumigen Anwalts zum Erfae ded durch den 
verzögerten Prozeß begründeten Schadens, fo wie der durch 


die Beſtellung eined neuen Anwalts der Parthie verurfachten 


Koften und außerdem in eine Öffentliche Strafe von 2 big 
10 Rthlr. zu verbinden. Falle, welche eine härtere Bes 
ftrafung erheifchen,, find an das betreffende Hofgericht zur 
Entfcheidung einzufenden. *) Art. 12. Wird das Gefuch 


nach Sie den von derimplorantifchen Gemeinde bei ihnen aus⸗ 
geführten Ertrajudicial: Recurs für nnftatthaft erachten, nur 
billigen; dagegen erfcheint das fpätere Reſtitutionsgeſuch nach 
unferem- Dafürhalten an ſich Peinedswegs mnbegründet, ba 
Rechtsirrthümer der Unmälte in Beziehung auf Formalien 
mit einer Verſäumuiß aus Sahrläffigkeit auf gleicher Linie ftes 
ben. Wir würden uns daher zu einer Abänderung Shrer an: 
gefochtenen Verfügung veranfaßt fehen, wenn nicht der Umſtand 
entgegenftände, daß das Gefuh um MWiedereinfegung in |dem 
vorigen Stand Nechtens von dem nämlichen Anwalt ausgegans 
gen ift, welcher die Verfäumniß verfchuldete, mithin die auf 
folhes nah den Gefesen formel unzuläſſiges Gefuch erfolgte 
Verfagung der Reftitution nicht angefochten werden kann. Aus 
diefen Rüdfichten haben wir die gegen ihre Verfügungen vom 
7. October v. 3. und 4. Fan, 1. 3. erhobene Beſchwerde als 
unbegründet abgefchlagen ꝛc.« 

er Mit‘ diefem Art. 11 iſt der zehnte und lebte Paragraph der 
Verordnung vom 11, Januar 1812 übereinftimmend; nur heißt 
ed am Schluffe des Paragraphen »von 2—10 Thlr. zu verbinden, 
vorbehältlih hHärterer Maaßregeln und felbft der 
Suspenfion gegen folhe, welche fich häufige Nach⸗ 
täffigkeiten zu Squlden fommen laffen« 
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um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand auf den Grund der 
Nachlaͤſſigkeit des Öffentlichen Anwalts geſtützt, deſſen ſich die 
Parthie bediente, fo kann dieſer ſelbſt weder um die Reſtitution 
bitten, noch auch, wenn er des Verſaͤumniſſes wirklich ſchul⸗ 
dig befunden wird, in der Sache überhaupt ferner zur Ans 
waltfchaft zugelaffen werden, Die öffentlichen Anwälte haben 
von den flattgehabten Verſäumniſſen, befonderd, wenn die 
Schul derfelben bloß am ihnen liegt, fo wie von der ers 
gangenen Defertionds oder Präclufionds Verfügung , ihre 
Parthien, bei Strafe der Ordnung, jedesmal fogleich im 
Kenntniß zu ſetzen.“ 

ID. In Soden der Handlung A. C. zu D. Klägerin 
gegen die Wittwe des Bürgermeifterd H. zu 3. Beklagte, 


‚ sheilte Großherzogl. Landgericht M. die Klage der Beklagten 


* 


it und lud fie unter dem Rechtsnachtheil des Ausſchluſſes 


zur Erflärung auf die Klage vor. Die Beklagte erfchien 
und bat um Erftredung der Frift zur Abgabe diefer Erfläs 
rung, worauf das Landgericht fie, diefem Gefuch willfahrend, 
weiter auf den 7. März 1837 zur Erklärung unter dem 
Nechtönachtheil des Ansfchluffes vorlud. Die Bellagte er 
ſchien aber nicht in diefem Termin, daher es in den Akten 
beißt: ‚‚Contin, den 7. März 1837. Der heutige Termin 
wurde von der Beklagten verſäumt.“ Ehe noch Kläger con⸗ 
tumacirt hatte, erfchien Beklagte am 14. März 1837, ent 
fhuldigte ihr Ausbleiben im früherem Termin durch angebs 
liche Krankheit, bat um Reſtitution und gab ihre Erklärung 
auf die Klage ab. Nach gefchehener Verhandlung bis zum 
Schluß erkannte dad Landgericht M. dahin, daß, da 
Beklagte die Erklärung auf die Klage vor gefchehener Ac⸗ 
eufation des Ungehorfams abgegeben und fo-die Mora purgirt 
babe, fie mit diefer Vernehmlaſſung zuzulaſſen fei. Auf Er 
greifung der Berufung reformirte Großherzogl. Hofgericht 
der Provinz Starkenburg unterm 30. September 1837 das 
Landgerichtliche Erkenntniß dahin, daß das Neftitutiondges 
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fu der Beklagten und Appellatin angebrachtenmaßen zu 
verwerfen ſei. Der Gerichtöhof ging dabei von der fchom 
bei Aburtheilung einer früheren Nechtsiache CH. B. von B. 
gegen die A. M. H. zu 2.) ansgefprochenen die Art. 1 
und 6 des Geſetzes vom 31. Mai 1830 interpretirenden Ans 
fiht aus, daß alle von den Lntergerichten anberaumten 
Termine in der Art ipso jure peremtorifch feien, daß alle 
angedrohten Nechtönachtheile fich von felbft und ohne daß 
es einer Ungehorfamsanfchuldigung bedürfe, realifirten, und 
zwar ohne Nücficht darauf, ob von Anwälten. gehandelt 
werde, oder nicht. (Dieſes Präjudiz wurde in einer Ple⸗ 
narfikung angenommen.) 

IH. Der entgegengefeßten Anficht ift Großherzogl. 
Hofgericht in Gieflen, welches fich in einem Aktenſtücke und 
unter Bezugnahme auf einen Vortrag des Klägers im We⸗ 
fentlichen dahin ausfprach: „Wir haben die Frage, ob nad 
den Beftimmungen des Gefeged vom 1. Mai 1830 
die Erklärung des Beklagten nach abgelaufener 
Frift feld dann als präcludirt anzuſehen ift, 
wenn eine Contumarialantlage des Gegners 
noch nicht erfolgrund Bellagter, entweder über 
haupt, oder noch zur. Zeit Durch einen Ans 
walt nicht vertreten war? in Vebereinftimmung mit 
dem Untergerichte, darum verneint, weil der Art. 6. des 
gedachten Geſetzes ſpeciell verfchreibt, daß dann, wenn 
durch Anwälte gehandelt wird, das angedrohte Präjudiz 
ipso jure und. ohne daß es einer, mach wie vor zuläfligen 
Contumarialanflage bedürfen, fich realifiren folle, alfo in 
allen andern Fällen das ältere Recht, resp. die Regel bes 
ſtehen geblieben ift, daß vor erfslgter Contumacialanzeige 
die verfäumte Handlung noch immer nachgeholt werden 
könne. Denn 1) der Art. 1. des Geſetzes, auf welchen 
Kläger vor allem fich bezieht, vermag ſchon aus dem Grunde 
nichts zu entfcheiden, weil feine Vorſchrift, jede Frift folle, 
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auch wenn fein Präjudiz angedroht worden, ipso jure 
peremtorifch fein, durch den Nachſatz, die Untergerichte 
wären aber auch verbunden, den Nechtönachtheil ſtets be- 
ftimmt und in deutfchen Worten auszudrücen , völlig para» 
liſirt, alfo dunkel und in fich widerfprechend erfcheint. Aber 
auch abgefehen davon, enthält doch 2) diefer Art. nur den 
allgemeinen, an die Spike des Geſetzes geftellten Grundfaß, 
der durch die nachfolgenden Vorfchriften wiederum modiflcirt 
oder befchränft wird, und defien Inhalt daher fo interpre- 
tirt werden muß, daß diefe fpeciellen Beftimmungen daneben 
ftehen können und offenbare Wiederfprüche des Geſetzes mög⸗ 
lichft vermieden werden. Eine unerklärliche Erfcheinung 
aber würde es fein, wollte man annehmen, daß der Ge⸗ 
feßgeber den Fall, wo durch Anwälte gehandelt wird, noch 
befonders hervorgehoben habe, obgleich in der großen Mehr- 
zahl der Falle, wo nicht durch Anwälte gehandelt wird, 
der Megel nach. der Landes-Prozeß⸗Ordnung, in Gefolge ‚des 
Art. 1. bereitd ganz daffelbe gelte. Endlich fommt noch 
3) der fehr wefentliche Umſtand hinzu, daß das Gefeb vom 
1. Mai 1830 , welched größtentheils und wörtliche Wieders 
holung des Geſetzes vom 11. Januar 1812 enthält, den 
$. 7 des letztgenannten Geſetzes mit gutem Vorbedacht nicht 
aufgenommen hat. Haben aber. die Untergerichte, wie 
hieraus auf der beftimmtefte ‚hervorgeht, ox officio ‚für 
Nealifirung der angedrohten Nechtönachtheile nicht zu ſor⸗ 
gen, fo darf man’ aus dieſer, durch die wefentliche Ver⸗ 
fhiedenheitides Verfahrens bei den Untergerichten bedingten 
Modification wohl weiter ſchließen, daß es überhaupt nicht 
‚in der Abficht des Gefeßgebers gelegen habe, in Beziehung 
auf die Mealifirung der Präjudizien eine durchgreifende 
Aenderung zu machen. Steht diefes richtig, fo feheitern die 
weiteren Anfechtungen, unferd Erachtens, daran, daß a) das 
Auftreten eines Anwalts aus dem doppelten Grunde. nicht 
entfcheidend fein. kann, weil eben das Gefeg von einem 
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Handeln durch Anwälte, alfo in der Mehrzahl redet und 
die Parthie, welche noch zur Zeit feinen Anwalt hat, für 
die Wahrung ihrer Nechtöjuftändigleiten ganz auf gleicher 
Linie fteht mit derjenigen, welche überhaupt ihren Rechts⸗ 
ftreit ſelbſt führt. Nicht blos die Verhütung willführlicher 
Prozeßverzögerung durch die Anwälte, welche ebenfalls Ge⸗ 
genfeitigkeit vorausſetzt, fondern auch die Rückſicht, daß 
nur Nechtöfundige nach der Strenge des Geſetzes behandelt 
werden ſollen, liegt der Vorfchrift der Art. 6. zu Grunde; 
die Fälle, wo nur eine Barthie durch einen Anwalt vertres 
ten ift und wo für beide Theil durch Anwälte gehandelt wird, 
find daher keineswegs gleich; b) daß die fpätere Vertretung 
durch einen Anwalt auf die frühere Zeit, im welcher vie 
Friftverfäumung eigentlich eintrat, nicht zurückwirkt“ ꝛc. 
. IV. Im Jahr 1837 bat der oberſte Gerichtehof den 
fraglichen Art. 6. fo interpretiert: „Der Art. 6. des Ge 
fees vom 1. Mai 1830 ift dahin zu verfiehen, daß zwar auch 
in dem Falle, mo in einem Mechtöftreise bei den Unterges 
richten nicht durch Anwälte gehandelt wird, das Prajudiz, 
welches auf die Verſäumung der Termine fteht, ſtets ipso 
jure und ohme daR es depfalld einer Ungehorſamsbeſchuldi⸗ 
gung des Gegners bedürfte, eintritt, die verfäumte Hands 
lung mithin, fand nicht dem Verfäumenden rechtliche Gründe 
zu einer Wiedereinfeßung in den vorigen Stand zur Seite 
ſtehen, nicht mehr zugelaffen werden, das Gericht jedoch 
das Praͤcluſivdekret — die geeignete Contumacialverfügung — 
nicht (wie in dem Falle, wo die Parthien durch Anwälte 
vertreten find) fogleich und unwiderruflich, ſondern 
‚nicht eher erlaffen fan, als bie von der Gegenfeite darum 
angerufen — eontumacia gecufirt — worden ift. 
Difeiplinargefege für die in dem Arreſthaus 
in Darmſtadt Detinirten (vom Jahr 1831). „Art. 1. 
er in das Arrefthaus abgeliefert wird, muß fich ziner 
genauen körperlichen Viſitation unterwerfen, und ift ſchuldig, 
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alle Gegenftände, welche ex im feinen Kleidern, oder un⸗ 
mittelbar am Körper verborgen bat, mamentlich Mefler, 
Scheeren, Meifel, Bohrer, Feilen, Nägel, Nadeln und 
überhaupt alle Werkzeuge diefer Art, dergleichen Geld, 
Kordel, Sara, bei der Viſitation felbft vorzuzeigen umd 
abzuliefern. Diefe Sachen werden verzeichnet, und dem 
Gefangenen , wenn fie fein Eigenthum find, zuruͤckgegeben, 
fobald er wieder in Freiheit kommt, in fo fern nicht aus 
anderen Nechtsgründen diefe Rückgabe unzuläffig erfcheint. 
Jede Verheimlichung folcher Gegenſtände wird, auch ohne 
daß von ihnen eim anderer Gebrauch gemacht worden ift, 
mit Entziehung der warmen Koft auf 3— 8 Tage beftraft. 
Art. 2. Wer die ihm gelieferten dem Arrefthaufe gehörigen 
Kleidungsftüce befchädiget, auf andere Weile, als dieſes 
durch den gewöhnlichen Gebrauch gefchieht, oder wer die zu 
feinem Gebrauch im Arren erhaltenen Kleidnngsſtuͤcke und 
fonftigen Effekten auf andere Weile, als durch Ablieferung 
an den Arrefthausverwalter aus dem Gefängnig wegfommen 
läßt, wird mit Entziehung der warmen Koft auf 3 bis 
8 Tage beftraft. Art. 3. Wer indbefondere feine Kleis - 
dungs ſtücke zerreißt, verfchneidet, oder fonft verändert, um 
Mirtel fih zu verfchaffen, mit anderen Gefangenen im 
Haufe, oder mit Perfonen außer dem Haufe, namentlich 
auch mit Schildwachen zu colludiren, das heißt Verab⸗ 
redungen in Beziehung anf die gegen ihn anbängige Unter 
ſuchung zu treffen, wer alſo 4. B. Sachen, befonders 
Schreibereien, in die Hände Anderer bringen, oder von 
diefen in Empfang nehmen will, wird mit 3—8 tägigem 
Tragen einer Kette beftraft. Art. a. Wer feine Kleidungs- 
ſtücke beſchaͤdiget, um dadurch Mittel zur Flucht fich zu 
verfchaffen, wird mit achttägigem bie vierwoͤchigem Anfefleln 
an die Wand oder den Fußboden beflraft. Art. 5. Wer 
Gefangenen in einem anderen Behälter des Arrefihaufes 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Arreſthausverwalters 
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irgend etwas zuſteckt, an Lebensmitteln, Kleidungsſtücken, 
oder was ed fonft fei, wird mit 3 — 8 tägiger Entziehung 
der warmen Koft beftraft. Art. 6. Wer anderen Gefans 
genen Werkzeuge verfchafft, welche zum Colludiren, das 
beißt dazu dienlich find, in der Unterfuchung den Michter 
zu belügen,, oder fonft ihm die Ausmittelung der Wahrheit 
zu erfchweren, wer alfo z. B. einem anderen Gefangenen 
Schhreibmaterialign zuſteckt, um dadurd mit Dritten Vers 
abredungen in Beziehung auf anhängige Unterfuchungen 
treffen zu fünnen, wird mit 3— 8 tägigem Tragen einer 
Kette beftraf Art. 7. Mer anderen Gefangenen Berk 
zeuge verfchafft, welche dienlich find, damit eine beabſich— 
tigte Entweichung vorzubereiten, wird mit achttägigem bis: 
vierwöchigem Anfeffeln an die Wand oder den Fußboden 
beftraft. Art. 8. Wer mit der Schildwache, oder mit 
Gefangenen im einem anderen Behälter des Arreſthauſes, 
oder mit Jemand auf der Straße oder in den benachbarten 
Gäuſern fprichr, fei ed durch die Fenfter, die Abtritte, 
Defen oder Thüren, wird mit 3 — 8 tägiger Entziehung 
der warmen Koft beftraft. Art. 9. Wer in oder aus feinem 
Grfängniffe ſchreiet, oder auf fonftige Weife laͤrmt, daß 
dadurch Die Ruhe im Arrefthaufe bei Tag oder Nacht gez 
ſtört wird, wird mit Anlegung einer Kette auf 3—8 Tage 
beftraft. Art. 10. Wer feine Stubenfameraden oder die 
übrigen Gefangenen fchimpft, wer jene abfichtlich des 
Nachts am Schlafen hindert, wird mit 3 — 8 tägiger Ent: 
ziehung der warmen Koft beftraft. Art. 11. Wer den 
Arreſthausdiener fchimpft, wird mit achttägiger bis viers 
wöchiger Anlegung einer Kette beftraft. Art. 12. Mer 
den Arreſthausverwalter fchimpft , oder durch Gebärden be- 
leidige, wird mit achttägigem Bis vierwöchigem Anfchließen 
an die Wand oder den Zußboden beftraft. Das Beleidiger 
der. Schildwachen wird nach den beftchenden Gefeßen peinlich 


beftraft. Art. 13. Wer zu fohimpfen oder zu fehreien 
Sprogehordn, IL. 24 
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fortfährt, nachdem der Arrefihausvermalter oder die Schild- 
wache Ruhe geboten bat, wird mit Anlegung eined Sprens 
gerd auf 8 Tage bis n Wochen beftraft. Art. 12. Wer 
fih den Befehlen oder den Verboten der peinlicher Nichter 
mit Worten widerfegt, wird mit Anfeffelung an die Wand 
oder den Fußboden auf 8 Tage bis a Wochen beſtraft. — 
Schimpfworte gegen den Richter werden von Großherzogl. 
Hofgerichte in jedem einzelnen Fall nad den gefeßlichen 
Beſtimmungen beftraft werden. Art. 15. Wer fih an 
feinen Mitgefangenen vergreift, wird blos um deßwillen 
mit Btägigem bis 4 wöchigem Anfeffeln an die Wand, oder 
den Fußboden, beftraft. Hat cr zugleich eine Körperliche 
Verlegung verurfacht, fo wird noch eine befondere peinliche 
Strafe erkannt werden. Art. 16. Wer fi) an dem Arreſt⸗ 
hausdiener oder fonftigen Subalternperfonal, einer Schild⸗ 
wacht, dem Arreſthausverwalter, oder gar dem Michterpers 
ſonal felbft vergreift, wird, neben der etwa verwirkten 
peinlichen Strafe, förperlich gezüchtiget mit 3 — 42 Hieben, 
und auf 8 Tage bis a Wochen an die Wand oder den Fuß⸗ 
boden gefeffelt. Art. 17° Wer die Wände des Gefängnifles, 
die Fenfter, Defen, Thüren, Abtritte, Nachtftühle, Betten, 
Gefäße, oder die angehefteten Gefege muthwillig befchädiget 
oder verunreiniget, ohne befondere Erlaubniß etwas aus 
einem Fenfter oder in einen Abtritt wirft oder ſchüttet, 
oder an ein Fenſter hinan klettert, wird mit 3 — 8 tägiger 
Entziehung der warmen Koft beftraft.*) Art. 18. Wer 


*) Diefer Art. 17 hat noch folgende Zufäbe erhalten: 1) Jeder 
Sefangene erhält bei feiner Einlieferung in das Arreſthaus 
Strohſack, Kopfpolfter und Teppich im unbefchädigten Zuftand, 
und muß eine jede etwa ohne feine Schuld entftandene Beſchä⸗— 
digung diefer Stüde ſogleich unaufgefordert dem Arreſthausver⸗ 
walter anzeigen, widrigenfalld angenommen. wird, daß er die 
Beihädigung abfichtlih verübt habe. Wer abfichtlich einen 
Strohfad, ein Kopfpolfter oder einen Teppich befhädiget, muß, 
neben der verwirften Strafe, auch Erfab für das befchäbigte 
Städ leiſten, welcher nicht weniger als ein Drittheit und nicht 
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jene Befchädigung vornimmt, um zu colludiren, z. B. 
Löcher bohrt, wird mit 3 — Stägigem Kettentragen bes 
firaft.*) Art. 19. Wer fie unternimmt, um ſich oder 
Anderen eine Entweichung vorzubereiten, wird mit 8 tägis 
gem bis 4 wöchigem Anfeſſeln an die Wand over den Fuß⸗ 
boden beftraft. Art. 20. Wer, wenn Feuer in den Defen 
befindlich ift, die Defen befchädigt, oder brennbare Gegen- 
ftände an oder auf den Dfen legt, oder hängt, fo daß 
Fenerögefahr entſteht, 3. B. die Strehfäde fich entzüunden 
können, wird mit Achttägigem bis viermöchigem Anfeſſeln 
an die Wand oder den Fußboden beftraft. Art. 21. Wer 
über irgend eine in feinem Gefängniß vorgefallene verbotene 
‚Handlung die verlangte Auskunft dem Nichter zu geben 
verweigert, wird mit derfelben Strafe wie der Thäter felbft 
belegt. Art. a. Mer die Erlaubniß erhalten bar, im 
Hofe des Arreſthauſes ſich aufhalten zu Dürfen, und folche 


mehr ald zwei Drittheile des Ankaufpreifes betragen fol. In 
Ermangelung anderer fogleich vorhandenen Zahlungsmittel foll 
diefer Erfah nach und wach in angemefjenen Zwiſchenräumen 
durch Entbehrung der warmen Koft geleiftet werden. 2) Die 
in dem Zufag= Artikel 1 hinſichtlich einer abfichtlichen Beſchä⸗ 
digung der Strohfäde, Kopfpolfter und Teppiche bereits aus: 
geiprochene Verbindlichfeit zum Schadenderfag und die Beftims 
mung, daß, in Ermangelung anderer fogleich vorhandenen Zahs 
Iungsmittel, diefer Erfag nach und nach in angemeifenen Zwi⸗ 
fhenräumen durch Entbehrimg der warmen Koſt geleiftet wer: 
den folle, findet, neben der verwirften Strafe, auch Anwendung 
auf die übrigen durd Artikel 17 verbotenen abjichtlichen Bes 
fhädigungen und DBerunreinigungen, fo oft dadurch Koften ver: 
anlaßt werden. 

*) Diefer und der vorhergehende Artikel hat noch folgenden Zufas 
erhalten: Wer an einer in feinem Gefängniß entflandenen Ber: 
letzuug eine folche Deräuderung vornimmt, mwodurd deren Ents 
deckung bei der Viſitation verhindert oder erſchwert wird, wer 
alfo 3. B., Löcher in den Wänden, Fußböden oder Deden zus 
ftopft, wird mit der nämlichen Strafe befegt,, welche auf die 
Verletzung felbft gefest ift, 
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‚mißbraucht , namentlich mit den Schildwachen oder anderen 
in den Häuſern eingefchloffenen Gefangenen Gefpräche führt, 
wird jener Erlaubniß jur Strafe verluftig, und außerdem 
noch mit den in den obigen Artikeln der verbotenen Hands 
lung angedrohten Strafen belegt. Art. 23. Wer irgend 
etwas ohne Vorwiffen und Erlaubniß des Arreſthausverwal⸗ 
ters von Mitgefangenen Caußer den“ verabreichten Lebens» 
mitteln von Mitgefangenen deſſelben Gefängniffes), von 
Scildwachen, oder von irgend fonft einer Perſon annimmt, 
oder wer etwas finder und nicht alsbald dem Verwalter oder 
einen der peinlichen Richter die Anzeige davon macht, wird 
mit 3 — 8s raͤgiger Entziehung der’ warmen Koft beftraft. 
Art. a9. Solche bei einen Gefangenen im Arreft_fich vor 
findende Gegenftände,, hinfichtlich deren er-fich nicht darüber 
augmeifer, fie auf erlaubte Weife in den Arreft befommen 
zu haben, werden conflscirt. Art. 25. Wer die ihm zum 
Verarbeiten anvertrauten Materialien, z. B. Strickwolle, 
veruntrenet, wird mit dem Verluſt der Erlaubniß zu ars 
beiten, und dußerdem einem achttägigen big vierwöchigen 
Kertentragen beftraft. Art. 26. Wer die ihm zum Lefen 
anvertrauten Bücher muthwillig beſchaͤdigt, verliert die Ers 
laubniß zum Lefen und wird mit 3—8 tägigem Tragen einer 
Kette beftraft. Art. 27. Wer den Gottesdienft- durch Spott, 
Lachen oder Lärmen fidrt, wird mit achttägigem bis vier 
wöchigem Kettentragen beftraft, blos wegen diefer Hands 
lung und vorbebältlich der etwa verwirften Strafe wegen 
Gpttesläfterung. Art. 28. Wer eine Entweichung wirklich 
verfücht, wird von Großherzogl. Hofgericht beftraff und 
vorläufig an die Wand oder den Fußboden gefeffelt, Art. 29. 
Her mehrere ftrafbare Handlungen zugleich begeht, hat die 
Strafe jeder einzelnen verwirkt und zu verbüßen. Art. 30, 
er eine gleihe Handlung, wofür er ſchon Strafe erlitten 
bat, zum zweitenmal begeht, wird mit dem nächfifolgenden 
Strafgrad belegt und ebenfo wer wegen verfchiedener 
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Handlungen fchon zweimal Strafen erlitten bat. Die 

Strafgrade folgen auf einander, wie nachfteht: a) Entzie⸗ 
bung der warmen Koft auf 3—8 Tage, b) Anlegung einer 
Kette von 3—8 Tage, ec) Anlegung einer Kette bid auf 
4 Wochen, d) Anfeffeln an die Wand oder den Fußboden 
auf 8 Tage bis 4 Wochen, e) Anlegung eined Handfpren- 
gerd oder Fußfprengers auf 8 Tage bis 4 Wochen, f) fürs 
perliche Züchtigung mit 3— 12 Hieben, 8) fchwerere Stra⸗ 
fen, welche Großherzogliches Hofgericht zu erfennen hat. _ 
Art. 31. Wenn befondere Umftände die Anwendung ded ans 
gedrohten Strafübels nicht geftatten, fo wird Großherzogl. 
Hofgericht ein anderes anwendbares Strafübel eintreten 
laſſen. Art. 32. Wenn ficy eine der in den bisherigen Ar- 
tifeln aufgeführten ftrafbaren Handlungen durd die Größe 
des geftifteten Schadens oder auf fonflige Weife befonders 
auszeichnet , fo wird das Vergehen an Großherzogl. Hofge⸗ 
richt einberichtet und von diefem dann eine höhere Otrafe 
nad Umftänden erkannt werden. Art. 33. Die Gefange⸗ 
nen, welche gegen ihre Mitgefangenen, oder den Arreſthaus⸗ 
Diener, oder die Schildwachen fich beſchweren zu Tönnen 
glauben, haben ihre Befchwerde dem Arreſthausverwalter, 
und. Befchwerden gegen Letzteren einem der peinlichen Mich 
ter bei der wöchentlichen Viſitation, Befchwerden gegen den 
peinlichen Nichter aber bei der Arrefihaussifitationd » Com 
miffion vorzubringen. Sie können aber auch ihre Be⸗ 
fchwerden dem peinlichen Michter felbft zu Protocoll geben, 
und diefes Protocol wird dann glei an Großherzog⸗ 
liches Hofgericht eingefchiekt. Art. 34. Die fih von 
felbft verftehende Befugniß des peinlichen Gerichts, die Fels 
felung eines Gefangenen ald Sicherungsmaßregel zu verfüs 
gen, und dem Unfug unbändiger Gefangenen alsbald durch 
alle zuläffigen Zwangsmittel, namentlich alfo auch durch 
Binden und Krummmfchließen, Einhalt zu thun, wird durch 
die gegenwärtigen Difciplinargefeße durchaus nicht: aufgehos 
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ben.“ — Diefen 3% Artikeln wurden fpäter noch folgende 
hinzugefügt: 1) „Jeder Gefangene ift fogleich bei feiner 
Einlieferung in das Arrefthaus zu befragen, ob er weder 
mit einer anſteckenden Krankheit, noch mit Ungeziefer bes 
haftet feie, und ihm dabei zu bemerken, daß vorfätsfiche 
Verheimlichung eines oder des anderen diefer Uebelſtände 
mit Entziehung der warmen Koft auf 3 bis 8 Tage beftraft 
werde. Diefe Strafe ift im Fall einer folchen vorfälichen 
Verheimlichung in Anwendung zu bringen. 2) Wer einem 
Befehl oder einem Verbot des Arrefthausverwalterd oder 
feines etwaigen Stellvertreter, zu deſſen Ertheilung derfelbe 
vermöge feines Dienfted berechtigt ift, nicht Folge leifter, 
‚oder fich demfelben mit Worten widerfeßt, wird mit Ans 
Iegung einer Kette auf 3 bis 8 Tage beftraft.’ 

Duplicate. I. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hof 
‚gerichts der Provinz; Starkenburg vom 14. Februar 1831, 
die Unterfchrift ver Duplicate berr.‘- „Um den 
mancherlei Inconvenienzien vorzubeugen, welche dadurch 
entfiehen, daß die, nach den bereits beftchenden Vorſchrif— 
ten zu übergebenden, Duplicate nicht unterfchrieben werden, 
fieht man fich veranlaßt, den Großherzogl. Hofgerichts⸗Ad⸗ 
vocaten aufzugeben, in Zukunft die Duplicate, bei Vermei— 
dung einer Ordnungsſtrafe von 30 fr. und der, eintreten—⸗ 
deu Falle, durch Nachholung der Lnterfchrift entftehenden 
Koften, glei) den mundis, zu unterfchreiben IE A 





*) Diefe umd viele andere aͤhnliche Verfügungen beurtheilt das 
den Abdruck eines Berichtes des Ausſchuſſes des Anwaltevers 
eins in Darmſtadt enthaltende Schrifthen: Die Discipli— 
nargewalt Öffentliher Behörden über öffentliche 
Anwälte im Gr. Heffen, Darmft, 1833, nicht weniger ale 21 
folder Erfaffe zufanımenfaffend, So heißt es u. W.: »Was die vor⸗ 
liegenden (21) Strafbeſtimmungen gegen Verfehlungen in Be— 
ziehung auf die Förmlichkeiten und das Aeußere des Prozeſſes 
betrifft, ſo wird bei der beſtehenden Prozeßgeſetzgebuug aller⸗ 
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H. Ausſchreiben Großherzog. Hofgericht der Provinz 
Starfenburg vom 16. Juli 1831 an die Untergerichte, „Die 
von den Großherzogl. Renrämtern den, am die 
Großherzogl. Landgericht erlaffenen, Neauifis 
tionsfchreiben beisulegenden Dupklicate betr.‘ 
„Auf böcften Befehl Großherzogl. Miniſteriums des In⸗ 
nern und der Juſtiz werden ſämmtliche Untergerichte ange⸗ 
wieſen, künftig in ſolchen Fällen, wo die ſchriftlichen Re⸗ 
quiſitionen der Großherzogl. Rentbeamten, als lediglich die 
Stelle einer protokollariſchen Erklärung vertretend anzu⸗ 
ſehen ſind und nicht ſo betrachtet werden koͤnnen, als werde 
durch fie eine eigentliche ſchriftliche Verhandlung eingeleitet, 
son dem Verlangen abzuftehen, daß folche Requiſitionsſchrei⸗ 
ben in duplo einzureichen ſeien.“ 





dings zugegeben werben müſſen, daß der Anwalt zur Wahrung 
des dahin Gehörigen durch Strafverfügungen in manchen Ballen 
müffe angehalten werden können. Gleichwohl finden wir in 
der Exiſtenz dieſer Maffe von Strafandrohungen eine fehr em⸗ 
pfindliche Beeinträchtigung der Ehre des Advokatenſtaudes. Ob 
bei demfelben früherhin Nochläffigkeit und Unorbuung fo fehr 
die Regel bildeten, daß es wirklich nothwendig war, auch die 
unbedeutendſten Worfchriften diefer Art, um ihrer Beobachtung 
verfichert zu ſein, mit der Ordnungsftrafe zu pönalifiven, müſ⸗ 
fen wir dahin geftellt ſeyn laſſen; was die Gegenwart betrifft, 
fo fiud wir ung des Gegentheile bewußt, und dürfen vor jedem 
unbefangenen Beobachter daſſelbe Zeugnif erwarten. Demun⸗ 
geachtet ſtempeln ung dieſe Borfchriften zu einer Menfhenktaffe, 
die nicht ohne größte Strenge in Ordnung zu helten fei. Dazu _ 
kommt noch, daß die pönalifirten Vorfchriften oft am ſich höchſt 
unsedeutend find; ferner die Unbilligkeit, überall Strafe zu 
verhängen, wo auch dem Sorgfältigften ein Fehler fo leicht 
unterlaufen Fan, und wo in gleichem Falle die Gerichte eigne 
und ihrer Untergebenen Fehler weit nachſichtiger beurtheilen; 
endlich die Demüthigung, die darin liegt, daß jede Gtrafver: 
fügung diefer Art durch die Hände der Gerichtsfubalternen bis 
zum Pedellen, der Finanzbehörde, und des Steuererhebers lau⸗ 
fen muß.« 
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II. Gemeiner Befcheid Großherzog. Hofgerichts der 
Provinz Starfendburg vom 19. September 1832 „das Beis 
legen der Duplicate zu VBortragen betr.“ „Zur 
Vermeidung neuerdings fich ergeben habender Anftände wird 
unter Bezugnahme auf die gemeinen Befcheide vom 12. Mai 
und 3. December 1817 verordnet, daß künftig von allen 
‚Vorträgen, nebft Anlagen, die nicht bloß Beförderungsge⸗ 
ſuche find und auf welche, dem Prozeß gemäß, eine Ders 
fügung erfolgt, von der dem Gegner Nachricht gegeben wird, 
namentlich von Contumacial⸗ und Friftgefuchen, went bes 
reits der Grgner bei Gericht aufgetreten ift, Duplicate ein- 
zureichen und diefe Duplicate den Gegner mitzutheilen ſind.“ 

IV. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Pros 
vinz Starfenburg vom 9. März 1836 „die Einreichung 
von Duplicaten in Unterfuchungsfachen betr.’ 
an die Lintergerichte. „Da die Schriften, welche in Unters 
ſuchungs ſachen eingereicht werden, blos für das Gericht bes 
ſtimmt find, fo erſcheint bei folchen die Einreichung von Du⸗ 
plicaten ald überfläffig und nur im dem fogenannten,, die 
Defraudation indirecter Abgaben betreffenden Denuntiationgs 
fachen tritt von diefer Regel alsdann eine Ausnahme ein, 
wenn Schriften eingereicht werden, von deren Inhalt, wie 
3. 2. einem Appellationslibell, dem Denunciirten oder ums 
gekehrt dem Denuncianten Kenntniß zu geben if. Wenn 
gleich dies fchon aus der Natur der Sache hervorgeht, fo 
find doch Zweifel darüber erregt worden, ob und welche 
Schriften in Unterfuchungsfachen mit Duplicaten zu verfehen 
feien und wir finden ung daher veranfaft, Sie auf vorftes 
bende allgemeine Grundfäße aufmerkfam zu machen, damit 
feine unnöthige Duplicate in Anterfuchungsfachen zugelaffen 
und die Koften nicht nutzlos vermehrt werden.’ 

Mdition von Urkunden I P. d. O. A. 6. Nr. 30. 
„Verpflichtung des Elagenden Theils zu Urkun— 
denedition gegen den beflagten Theil. Der Elas 
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gende Theil iſt verpflichtet, dem beklagten Theile alle Ur⸗ 
kunden zu ediren, welche der Letztere zum Behuf ſeiner 
Rechtsvertheidigung gegen die Klage bedarf); es beſchränkt 
ſich daher dieſe "Pflicht Feineswegs auf die zur Führung des 
directen Gegenbeweifes erforderlichen Urkunden , fons 
dern fie erſtreckt fich namentlich auch auf ſolche Documente, 
durch welche der Beklagte die der Klage entgegengefeßten 
Einreden zu erweifen beabfichtigt. (Erkenntniß vom 26. 
März 1830 in Sachen der Gerichte N. 3. und E. gegen 





*) f, über die Praxis der heſſiſchen Gerichte zu Anfang des fiebens 
‚ zehnten Jahrhunderts Malcomesius: Obseryationes practicae 
fori hassiaci. Francof. 1667. Classis prima. Observ. XV. 
»Actor reo instrumenta edere tenetur. Ab actore omnia in- 
strumenta,‘ quae ad causam perlinent, reo exigenti sunt 
edenda, (L. 5. 6 et ult. Cod. de edend,) non tantum ratio- 
nes, sed et alia, quae ad fundandam rei intenlionem apta 
reputantur. Editionem namque documentorum postulare potest, 
qui habet interesse. Nequaquam vero reus ad edenda instru- 
menta aclori cogi potest (L. 1. 4 et ult. Cod. de edend. 
Cap. 1. X. do prob.) Actor enim instructus ad judicem ve- 
nire et probationes e domo sua, non e domo rei producere 
debet. Ita in causa J. und S. D. Kläger eines, wider 3. R. 
Beflagten andern Theild — erkannt, daß Kläger fürgewandter 
Einrede unverhindert, den begehrten Hausbrief dem Beklag— 
ten zu ediren und davon copiam zuzuſtellen ſchuldig fei, den 
24, November 1614,« Leber die jepige Praris in Kurheſſen 
f. Wagner: Grundzüge der Gerichtöverf. und des unterge⸗ 
richtlichen Verfahrens in Kurheffen, 2. Ausg. Marb, 1827. 
$, 94. ©, 95. 96. Hiernach kann »der Beklagte von dem Kläs 
ger die Herausgabe aller Urkunden verlangen, welche zu fei: 
ner Dertheidigung und zur Dernichtung des Klaggrundes dies 
nen und felbft der Fiscus ift von dieſer Verbindlichkeit nicht 
anusgenommen.« So heißt e8 ganz allgemein. Ueber Sachſen 
f. Biener: Systema proc. jud. et comm. et sax. Ed. Siebdrat 
et Krug. P. I. Berl. et Lips. 1834. $. 144. p. 255. „Actor rei 
instrumenta, quae possidet, indistincte edere abligatur, qua- 
tenus iis defensionem suam intendit, sed ad probandas ex- 
ceptiones peremtorias — nihil edit.‘ 
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Großherzogl. Cameralfiscus, Erbpacht betreffend.’ Unterm 
7. Mai 1828 erlieg Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Oberheſſen in Sachen der Gerichte N. B. und C. Beklagte 
und Producenten, gegen den Großberzogl. Heſſ. Camerals 
fiscus, Klägern und Producten, ruͤckſtaͤndigen Erbpacht bes 
treffend, folgendes Urtheil: In Sachen ꝛe. wird die von 
dem productifchen Gameralanwalt, Hofrath E. erfolgte Eins 
gabe dem gegenth. Anw. Adv. C. im Duplicate zur Nach⸗ 
richt mitgetheilt, die Sache nach gefehlicher Verhandlung 
. alsbald ex officio für befchloffen angenommen und auf den 
nach Prüfung der Arten dem Golleg erftatteten Vortrag, in 
der Ruͤckſicht, daß 1) wenn man den Inhalt des in diefer 
Sache in Bezug auf die von den Producenten vorgefhügten 
Erceptionen rechtskräftig feftgefeßten Beweisfak mit den 
son den Producenten zur Führung diefer Bemeife gebrauchten 
Gemeinderechnungen vergleicht, fich fogleich ergiebt, daß 
diefelben theils fchon im Allgemeinen nicht geeignet find, die 
hier in Frage kommenden Beweife, ohne Concurrenz andes 
rer Beweismittel, - felbftftändig zu erbringen, theild nach 
dem bier fich darlegenden befonderen Inhalt derfelben für 
diefen Zweck ohne rechtliche Bedeutung find, daß 2) die von 
den PBroducenten ald Beweismittel benannten Rentamts⸗ 
rechnungen während des Laufes der Beweisfrift weder in 
einem beglaubigten Auszug, wie diefes im geringften Fall 
gefeglich erforderlich gewefen wäre, beigebracht wurden, noch 
auch diefelben, mit Bezug auf Das vorzubringende Editiond- 
gefuh, um Erfirefung der präfigirten Beweisfrift nachges 
fuht haben, der durch Diefe zu führen verfuchte Beweis 
mithin nach ſtrengen Nechtsgrundfäßen für formell uns 
zuläffig au halten iſt; daß 3) auch hiervon abgefehen, 
nach Lage diefer Sache, für den Producten eine Ver⸗ 
bindlichfeit zur Edition der fraglichen Rechnungen gefeßlich 
nicht für begrunder gehalten zu werden vermag, indem 
a) bei denfelben Die Eigenfihaft einer Gemeinfchaftlichkeit 
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diefer Urkunden gänzlich vermißt wird und b) wenn gleich 
im Allgemeinen der Kläger, als folcher, dem Beklagten zur 
Edition von Urkunden zum Zwede feiner Bertheidigung vers 
bunden ift *) und diefe Verpflichtung in der Megel, und in 
fofern die Geſetze Keine befondere Ausnahme in diefer Hins 
ficht enthalten, auch bei dem Fiscus vollftändige Anwendung 
finden muß, doch diefe Verbindlichkeit umgekehrt für einen 
Beklagten, im Verhältniß zum Kläger, ald Regel gefeglich 
nicht begründet erfcheint, der Kläger aber in Anfehung der 
Erceptionen , welche der Beklagte, wie in dem vorliegenden 
Fall, vorſchuͤtzt, ald Beklagter rechtlich zu behandeln iſt, 
die hieran gefeßlich gefnüpften Folgen mithin, nach einer 
eonfequenten Gefeßgebung, auch auf ihn, binfichtlich der 
Befreiung von der Editionsverbindlichfeit, zur Anwendung 
kommen müffen, daß a) bei dem Hinmwegfallen der bis jebt 
erwähnten präjudiciellen Beweismittel, der gleichzeitig Durch 
Benennung eined Sachverfländigen angetretene Beweis, wels 
her nur eine Erleichterung des Gebrauchs der fraglichen 
Mentamtsrechnungen bezweckt, ald völlig bedeutungslos bins 
wegfälls, daß 5) nach diefem allen, der, von den Producen- 
ten zu führen verfuchte Beweis als gänzlich verfehlt erfcheint, 
weshalb den Wroducenten, in Gemäßheit des nunmehr für puri⸗ 
fleirt zu erflärenden Hofgerichtserfenntniffes vom 7. Mai 
1827, die Verbindlichkeit obliegt, fowohl die — eingeflagte 
Hauptfchuld nebft Vorzugszinfen — ald auch die — Koſten 
zu tragen, hierdurch zu Mecht erkannt, daß ꝛc. — Deflen 








#) Nach der Ausführung von D. M. Mittermaier: Weber 
die Gründe der Verpflichtung zur Edition von Urfunden, 
Heidelb. 1835, ©. 48 — 74 »Ungeblihe Editionspflicht 
des Klägers« fprehen die Geferesftellen, aus denen bie 
Theorie von der Verbindlichkeit des Klägers, als folchen, zur 
Edition hergeleitet wird, diefe Verbindlichkeit gar nicht aus 
und kann überhaupt von einer folhen Pflicht Hiernach gar Beine 
Rede feyn, Re 


380° Edition von Urkunden. 


zur Urkund ıc. So gefchehen Gieffen am 7. Mai 1828. Groß- 
berzogl. Heſſ. Hofgericht daſ.“ — Gegen diefed Erfenntniß 
ergriffen die Beklagten das Nechtsmittel der Berufung an 
das hoͤchſte Gericht. Im Mechtfertigungslibell trugen fie 
vor: Im September 1827 fteilte der Großherzogl. Fiscus 
folgende Klage gegen die jegigen Appellanten on: Die letz⸗ 
teren feien mit dem fogenannten berrfchaftlichen Giebener- 
gut — beerblehnt, und hätten einen jährlichen Erbpacht von 
139 Gulden 1 Kreuzer im 20 Guldenfuß, oder 166 Gulden 
50 Kreuzer im 24 Guldenfuß zu entrichten. Bis zum Jahr 
1794 fei der Erbpacht richtig abgeführt, von da an aber 
nur 137 Gulden ı Kreuzer, alfo 29 Gulden 49 Kreuzer zu 
wenig bezahlt worden. Der Fiscus bat ſofort, die Beilag- 
ten zur Zahlung des zu wenig -bezahlten für Dergangenbeit 
und Zukunft und der Vorzugszinfen zu verurtheilen. Die 
Beklagten fohügten die Einrede der Zahlung und even- 
tuell die des gefchehenen Erlafies vor. Großherzog. Hof⸗ 
gericht Tieß den Beklagten den Beweis diefer Einreden nach, 
den fie durch folgende Beweismittel antraten: 1) durch die 
Communalrechnungen der zu den Gerichten B. und E. gehoͤ⸗ 
rigen Orte; 2) durch die &...er und ©... er Rentamts⸗ 
rechnungen von 1780 an bis auf die neueften Zeiten; 3) durch 
einen Kunfiverftändigen in der Perfon des Rentamtmanns 
B. zur Erleichterung der Beweisführung durch diefe Urkuns 
den. Da die Beklagten nicht im Beſitz der Nentamtsrech- 
nungen waren, auch feine Auszüge von folchen beibringen 
fonnten, fo wurde zugleich mit der Beweisantretung ein 
Editionsgefuch gegen den Elägerifchen Fiscus übergeben, da⸗ 
bei aber von dem früheren Anwalt verfäumt, Durch die ges: 
eigneten Friftgefuche die Beweisfrift offen zu halten. Der 
Kläger konnte gegen die Zuläffigkeit der Beweisantretung 
nichts einwenden und rügte auch den Ablauf der Beweisfriſt 
nicht, begab ſich alfo der ihm hieraus erwachfenen Rechte. 
Es erfolgte das befchwerende Erfenntniß Großherzog Hof 


Edition von Urkunden. 381 


gerichts, gegen deffen ganzen Inhalt die Befchwerde gerich- 
‚tet ift. Am beſten läßt fich diefe rechtfertigen durch Bes 
fampfung der Entfcheidungsgründe, — Zu 1. Gegen die 
in diefem Entfcheidungsgrund aufgeftellte Behauptung laßt 
ſich nichts einwenden, indem dieffeits nicht behauptet worden 
ift, daß mit den Gemeinderechnungen felbftftändig irgend ein 
Beweis geliefert werden folle. — Zu 2. Es ift ſchon hers 
vorgehoben, daß der frühere Anwalt es verfäumt hat, bei 
Webergabe feines Editionsgefuched zugleich um Erftredfung 
der Beweisfrift nachjufuchen umd in fo fern Fünnte man auch 
gegen die aus diefem Entfcheidungsgrund gezogene Folgerung 
nichts einwenden. Allein wenn man bedenkt, daß diefe Vers 
fänmung von einem Dffentlichen Anwalt ausgegangen ift, fo, 
daß fie der Barthie nicht fohaden fan, und wenn man fer- 
ner erwägt, daß den appellantifchen Gerichten, ald mora⸗ 
liſchen Perſonen, die Rechte der Minderjährigen zur Geite 
ftehen, fie daher jedenfalls auf Neftitution Anſpruch machen 
fönnen, fo rechtfertigt fich die Bitte um Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Beweisfrift. 
Durch diefe Neftitution hebt fich der Mangel um fo mehr, 
ald der Umftand, daß der Beweisantretung feine Auszüge 
beigefügt wurden, fich dadurch entfchuldigt, daß, wie auch 
in der Berweisantretungsfchrift bemerkt ward, Appellanten 
folche nicht erbalten fonnten. — ad. 3) Es wird bier bes 
bauptet, daß der Beklagte, wenn er Einreden vorfchäße, 
die Nolte des Klägers übernaͤhme und fo Appellat nicht zur 
Edition verbunden erſcheine. Folgendes dient jur Wider: 
legung: Wenn auch dad Fr. ı D. de except. (un. 4) im 
Allgemeinen fagt: reus in exceptionibus fit actor, fo ift 
damit nur ausgefprochen, daß, indem Beklagten ſich der 
Einrede bediene, er nicht mehr, durch Abldugnung des Klag- 
grundes, vertheidigend zu Werke gehe, fondern fich dadurch 
von der Klage zu befreien fuche, daß er fih auf neue That- 
fache Berufe und fo gleichfam durch einen Angriff die Klage 
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zu vernichten fuche. Hierdurch firirt fich die Beweislaſt, 
indem der Beklagte die ihm widerfprochene Thatfache in der 
Regel darthun muß; allein ed wird dadurch feine Stellung 
als Beklagter nicht alterirt und die ihm als folchem zuſtehen⸗ 
den Begünftigungen werden ihm nicht entzogen. Der Tit. 
Cod. de edend. (2. ı) fpricht ganz allgemein den Grund» 
fo aus, daß der Kläger dem Beklagten alle Urkunden zu 
ediren ‚verbunden fei, welche derfelbe in diefem Mechtsftreit 
als zu feiner Vertheidigung dienlich bezeichne. Weber Ers 
läut. d. Band. Th. 2. 8. 109. Martin Lehrb. d. Civil⸗ 
Pros. $. 316. Thibaut: Pandectenſyſt. 8. 1220. Linde 
Lehrb. des bürg. Proz. $. 229. Lauterbach Coll. theor. 
pract. P. I. L. II. Tit. XIII. $. 29. Hätte der Gefeßgeber 
die Abficht gehabt, die Edition von Urkunden zu Gunften 
des Beklagten nur zum Zweck des eigentlichen Gegenbeweis 
fe8 zuzulaſſen, fo würde er diefed gewiß um fo mehr aus⸗ 
gedrückt haben, als es ohne Zweifel häufiger vorkommt, daß 
derfelbe durch den Beweis eigentlicher Einreden, ald durch 
directen Gegenbeweis die Klage zu zernichten im Stande ift. 
Es läßt fih auch gar fein Grund abfeben, aus dem der 
Gefeßgeber die Editionspflicht, da er fie hinfichtlich des Bes 
flagten der Billigkeit angemeffen fand, nur auf das eine 
Dertheidigungsmittel, den eigentlichen Gegenbeweis hätte 
befchränfen follen. Weiter fpricht gegen die Anficht des Un- 
terrichterg der Umſtand, daß der Gefeßgeber mit der Regel 
fpeciell die Ausnahmen ausfpricht, in welchen der Beklagte 
dem Kläger zur Vorlegung von Beweismitteln verbunden er= 
ſcheinen fol. Die Anficht des Unterrichters beruht hiernach 
auf feinem rechtlichen Fundament; und fo fallen die Ents 
fiheidungsgründe 4 und 5, da fie nur Folgerungen der uns 
richtigen Boransfegung find, hinweg: Das ergriffene Rechts⸗ 
mittel erfcheint als gerechtfertigt 20. — Im dem erforders 
ten Appellationgbericht bezog fich das Untergericht auf die 
in feinem Erkenntniſſe enthaltenen Entfcheidungsgründe. 
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Großherzogl. Dber- Appellationd- Gerichts erfannte wolle 
Appellationsprozeffe. Der appellantifche Anwalt fuhmittirte 
dediglih auf die früheren Verhandlungen. — Unterm 26. 
März; 1830 erkannte das oberfte Gericht dahin, „daß das 
von Großherzogl. Hofgericht zu Gieffen am 7. Mai 1828 
ertheilte Urtheil dahin abzuaͤndern, daß Kläger und Appel 
dat fchuldig fei, die 2... ud ©... Nentamtsrechnungen 
som Jahr 1780 an zu ediren, die Entfeheidung darüber 
aber, ob und in wie weit die denominirten weiteren Bes 
weismittel als zulaͤſſig erfchienen, bis nach erfolgter Edition 
jener Urkunden und das Erkenntniß über die in erfter Im 
ſtanz entftandenen Prozeßkoſten big zur definitiven Entfchei- 
dung auszuſetzen fei, unter Bergleichung der Koften diefer 
Inſtanz ꝛc.“ | 

14. P. d. O. ©. Pr 109. „Edition gemeine 
fhaftliher Urkunden von Seiten des Figeus. 
Das dem Fiseus gefeglich zuſtehende Recht, vermöge deffen 
ihm die Edition gemeinfchaftlicher Urkunden nur gegen Cau—⸗ 
tion, daß fie nicht gegen ibn, oder den Staat gebraucht 
werden, angefonnen werden kann, findet dann nicht ftatt, 
wenn der Fiscus als Parthie in einem Rechtsſtreit erfcheint 
und fein Gegner gemeinfchaftliche Urkunden zur Wahrung 
feiner Rechte in diefem Prozeß edirt verlangt. Erkennt⸗ 
ni 1) vom 17. November 1825 in Sachen des Großherzog!. 
Sameralfitcus gegen die Wittwe des J. F. zu V. Erftat- 
tung der auf dem’ Zenkenhof bei V. verwendeten Baufoften 
betr.; 2) vom Januar 1837 in Sachen des Großherzog. 
Forftfideus gegen A. B. in ©. Eigenthbum eines Grundſtücks 
betr.’ 

IM. P. d. O. A. G. Nr. 109 „Verpflichtung 
des beklagten Theils zur Urkunden-Edition 
gegen den klagenden Theil. Die Vorſchrift, welche 
den klagenden Theil verpflichtet, dem verklagten Theil alle, 
zu ſeiner Rechtsvertheidigung gegen die Klage dienenden, 
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Urkunden zu ediren — ſ. Praͤjudiz Nr. 30 — findet auch 
auf den verklagten Theil in Anſehung derjenigen Urkunden 
Anwendung, welche der klagende Theil zum Behuf ſeiner 
Rechtsvertheidigung gegen die der Klage opponirten Einreden 
bedarf. Erkenntniß in Sachen fisei cameralis und die Wittwe 
Fauft zu Vöhl, Erfrattung von Baufoften betr. 1825. Des⸗ 
gleichen in Sachen Chatelain zu Neuveville gegen Pfarrer 
Giebelhauſen zu Niedereſchbach, Darlehneforderung betr. 1838. 
Note: Das vorftehende Prajudiz, fowie dasjenige sub Nr. 30 
bezieht fich blos auf den Fall, wo die Edition von Uriunden 
zum Zweck der Beweisführung gefordert wird, und läßt fo- 
nach die Frage: ob und in wie fern die Edition von Docu⸗ 
menten zu anderen Zwecken verlangt werden könne? — uns 
berührt *).’ 


Ehebruch. Nach der Praris der heſſiſchen Gerichte 
wird der Ehebruch nur dann Gegenftand der Unterfuchung 
und Beftrafung, wenn der dadurch verletzte Ehegatte felbft | 
darauf anträgt, oder die — in öffentlichem Ehe⸗ 
bruch ee m) 


#) Eine wichtige Erläuterung des frühern Präjudizes, das von 
der Praris bis daher fäljchlich namentlich dahin verftauden wurde, 
als ob der Beklagte berechtigt fei, zum Zweck der Vorberei— 
tung der Beantwortung der Klage vom Kläger Urkuns 
denedition zu verlangen und, bis diefes gefchehen, die Einlafs 
fung zu verweigern, " 

*+) Der entgegengefaste Grundſatz herrfcht im Königreih Wür— 
temberg, wo ber Ehebruch ftetd von Amtswegen unterfucht 
wird. f. Knapp: Das Mürtembergifhe Criminalrecht, dars 
geftellt in Zufägen zu Feuerbach's Lehrbuch, Stuttgart 1828, 
©, 388, 389, 

Vergl. im Allgem, Heffter: Lehrbuch des gem. deutſchen 
Criminalrechts, Halle 1833, S. 460. Der Verf. ſagt: »Außer 
dem beleidigten Ehegatten hat in der Regel Niemand das Recht 
der Klage (P. G. O. Art. 120) — und es findet außer dem 
Bau eines Öffentlichen ehebrecherifhen Verhältniſſes Beine Bes 
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Ehegatte. Anzeige eined Verbrechens von 
deffen Seite. Der Ortöbürger J. G. 2. von W. hatte 
fein Wohnhaus in Brand geſteckt und fich fo der Bramdftifs 
tung fchuldig gemacht. Geine Ehefrau hatte den Tag zus 
vor erfahren, daß er diefe That beabfichtige und nichts ges 
than, um die Ausführung au hindern. Bei der Aburrheis 
lung im Jahr 1827 erkannte Großherjogl. Hofgericht in 
Darmftadt dahin, daß diefe Frau für ftraffrei zu erflä- 
ren fei. Es ging davon aus, daß nach gemeinem Straf⸗ 
recht im Allgemeinen Niemand verbunden fei, drohenden 
Verbrechen vorzubeugen und zu dieſem Zweck davon Anzeige 
zu machen *), eine Negel, die bier um fo mehr‘ anzuwen⸗ 
den fei, da die Fran durch eine ſolche Handlung ihren Ehe— 
mann blosgeftellt hätte. (Die Frau hatte ferner vor dem 
Unterfuchungsrichter die Schuld ihres Ehegatten geläugnet 
und namentlich, in Gemaͤßheit ihrer Verabredung mit ihm, 
das Alibi defielben behauptet. Großherzogl. Hofgericht ging 
davon aus, daß im Allgemeinen der, welcher vor Gericht 
feine Kenntniß von dem Verbrechen abläugne und falfche 
Angaben mache, um die Entdedung des Schuldigen zu hits 
dern, überhaupt fich einer Lüge fehuldig mache, ftrafbar 
handle und darum zu beftrafen fei, daß diefe Negel aber 
eine Ausnahme leide, wenn die Berfon, welche die Unwahr⸗ 
heit vor Gericht ausfage, um ‚Dadurch die Entdeckung des 


ftrafung von Amtswegen flatt« indem er in der Note hinzufügt: 
»Diefe auf die P. 9. ©. O. geftügte Anſicht theiten jegt bie 
Meiften.« - 

*) Nach einer Würtembergifchen Minifterial: Verordnung vom 30. 
Mai 1807 (Hofacker: Jahrbücher, Band 1 ©. 87) fo, 
wenn ein Ehegatte ein von dem andern Ehegatten begangenes 
ſchweres Verbrechen anzuzeigen unterläßt, diefe Nictanzeige 
geahndet worden. In dem Fall, der diefe Vorſchrift verans 
laßte, wurde einer Ehefra„, melde den von ihrem Ehemann 
“ begangenen Todtfchlagsverfuch anzuzeigen unterlaffen harte, blos 
ein Verweis zuerkannt. 

Prozeßordn. I. 25 
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Schuldigen fern zu halten, eine nahe Angehörige deſſelben 
fei, indem alddann die Vermuthung dafür fpreche, daß die 
Zuneigung, nicht die Abficht der Beguͤnſtigung des Berbres 
chens, zur Unwahrheit verleitet babe) f. B. M. Bd. 6. 
©. 155 — 163. 

Ehegatte. Berbindlichleit zur Borlegung der 
Prozeßkoſten. Nach der Mechtsfprechung des oberften 
Gerichtshofs ift bei Nechtsftreitigleiten zwifchen Ehegatten 
der Ehemann verbunden, der Ehefrau die Prozeßkoſten vors 
zufchießen,, felbft dann, wenn die Frau fich von ihrem Gat⸗ 
ten entfernt, ihm alfo ihre häuslichen Dienfte entzogen hat 
und hierauf von ibm auf Rückkehr zu ihm Klage erhoben 
wird. | 


Kid. L P. 210. 9. ©. Nr. 36 „Anfechtung 
eined zugefchobenen und abgeleifteten Schieds— 
eides wegen neu aufgefundener Beweismittel (Retractatio 
juramenti), Auch ein abgeichworner deferirter (freiwilliger) 
Schiedseid und darauf ergangenes Erfennthiß Tann wegen 
neu aufgefundener Beweismittel (fowohl Urkunden, 
ald Zeugen) in allen Fällen angefochten und aufgehoben 
werden, wenn vollftändig erwiefen werden kann, daß der 
Delat wiffentlich (fubjectiv) falfch geſchworen, fonach 
einen wirklichen Meineid begangen habe. (In Sachen des 
Rathſchoͤffen A. H. zu B. gegen I. H. R. jetzt deffen 
Univerfalerben P. R. daf. 1817. Desgl. in Sachen der 
Stadt Homburg gegen die Wittwe des J. D. R. in der 
Landmuͤhle bei H.).“ 

1. P. d. O. A. © Nr 37. „Zurücknahme 
einer Eides. Die Beſtimmung des H. D. Prozeßord⸗ 
nung von 1724, Th. 2, Tit. 5. $. 2 in fine *), wor⸗ 
nach ein bereits acceptirter freiwilliger Schiedseid zurückge⸗ 


*). €. P. O. m. Sp. ©, 150, 
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nommen werden kann, wenn, mitrelft vorhin unbekannt ges 
weiener Documente, oder Zeugen, Härlich dargethan wers 
den kann, daß derjenige Theil, welcher den deferirten oder zus 
ruͤckgeſchobenen Eid abzufchwören übernommen, manifesto einen 
Meineid begehen wirrde, finder auch bei einem nothwendigen 
(juramento litis deeisorio necessario) Anwendung ). (Ju 
Sachen C. L. zu W. gegen C. M. dafelbft, 1830 *), in 
Sachen B. R. zu E. gegen J. ©. N. zu G. 1821. Desgl. 
in Sachen H. L. W. zu H. gegen ©. K. und deffen Erben 
su H. 1825).' 

I. P. d. O. A. ©. Nr. 60. „Die Frage, wer 
„die zur Ableiftung des einer moralifhen Per 
fon**) zugefchobenen Eides zu beftimmenden ein 
zelnen Berfonen zunächſt vorsufchlagen habe? 
Wenn einer Gemeinde, ald moralifcher Verfon, ein Haupt⸗ 
eid deferirt wird +), fo hat, der Megel nach, nicht der 
Deferent +7), fondern die Gemeinde das Recht, diejenigen 


*) Die Gefepgebung in Kurheſſen hat einen andern Grund. 

| fas aufgeſtellt. (Verordn. vom 14. März 1815) f. Wagner. 

Grundz. d. Gerichtsverf. und d, unterger. Verf. in Kurheffen 

2. Ausg. Marburg 1827. ©. 148. $. 155 »Beweis zur Ver: 

hütung des Meineides zu führen, ift blos gegen einen anges 

tragenen oder zurädgefhobenen Eid, nicht aber gegen 

einen vom Richter auferlegten nothwendigen Eid zuläflig,« und 

Jäger: Ueber den Beweis zu Verhütung des Mein 
eides. 3.1. G. md R. Bd. 1,6. 1—17, 

*e) Diefer Rechtskall iſt witgerheilt bei B. M. Bd. 2. ©. 230, 
231, »Beweisführung zur Bermeidung des Mein 
eidbes.« 

ese) Ueber die Rechtsſprech. des oberften Gerichts hinfichtlich der 
Ableitung des Streitgemoffen zugefhobenen Eides 
ſ. C. P. O. m. Sp. 6.59. 60. 

+) C. P. O. m Sp. ©. 152. 

Tr) Nach der Praxis in Kurheſſen hat der Geguer der Ge: _ 
meinde die drei oder vier Mitglieder derfelben zu wählen, 
welch: deu Eid abzuleifien haben. Wagner: Grundzüge der 

25° 
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ihrer Mitglieder auszuwaͤhlen und vorzuſchlagen, durch welche 
fie den Eid, im Falle der Acceptation deſſelben, ausſchwö—⸗ 
ren laſſen wilt, vorbehaltlich jedoch des. Rechts des Deferens 
ten, ftatthaften Einwand gegen die Perfon oder Sachkennt⸗ 
niß der Sewählten vorzubringen und auszuführen‘). 1) Er 





Gerichtsverf. und des nırterg. Verfahr. in Kurheffen. 2. Ausg. 
Marburg 1827. $. 160. ©. 150, Gleiches ift Grundfag in 
Sacdfen: Biener: Systema Processus judiciarii et comm. et 
sax. Ed. Siebdrat et Krug. Tom. I, Berl. etLips. 1834. $. 101. 
p. 182. „Jure communi et saxonico antiquo ipsum Corpus 
membra eligit et adversario sistit, qui omnino, si minus id onei 
sunt, excipere et alia proponere valet, ut res, si disputatio 
oriatur, ad decisionem judicis redeat. Jure novo generalis 
regula est: In omni juramento ab universitate adversarii est 
optio membrorum.« 

*) Weber die verfchiedenen Theorien f. Linde: Beitrag zur Lehre 
über den Gebrauch und die Ableiftung des Schiedseides bei 
moralifchen Perfonen (Archiv f. civ. Praris Bd.10. ©. 1—66). 
$. 6 »Röfung der Frage, wie viele Gmeindeglieder 
ſchwören müffen und auf weldhe Weife die Shwurs 
flidtigen beffimmt werden,« S. 19 — 3%. Im folgenden 
$. 7. »Grundfäge nenerer Geſetzgebungen« fagt der Verfaffer, 
der fich für das Wahlrecht des De: und Referenten entichieden, 
am Schlufe: »Eine eigenthümlihe Schwierigkeit veranlaffen 
Diejenigen Geſetze, weiche zwar über Zahl und Eigenfchaften 
der zur Leiftung des Eides zu nehmenden Gemeindeglieder Bor: 
fchriften enthalten, aber die Befugniß zur Wahl nicht genan bes 
flimmen. So ertheilt unter andern die im, Großherzogthbum . 
Heffen bis jetzt gültige Proceßorduung vom J. 1724, Th. 2, 
zit. 5.9 4 (EP. O.m. Sp ©. 152. 153) folgende Be⸗ 
ftimmung: »»Es ift aber in Fällen, wo ganze Gemeinden oder 
Collegia zu ſchwören haben, dahin zu fehen, daß fodann aus 
folchen corporibus vor andern diejenige, fo guten Gerüchte 
feyn, und von der Sache, worüber das Deciforium de: oder 
referirt wird, fpeciale oder doch die befte Wiſſenſchaft haben, 
zum fchwören aufgeſucht, die übrigen membra collegii vel 
universitatis aber, wann folche zuweilen nene Ankömmlinge oder 
Einzieher find, mithin von der Sache, warum der Streit iſt, 
gar Feine, ober Doch Feine genngfame Wiſſenſchaft haben, mit 
dem juramento verfhont, auch denen membris jurantibus eine 
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fenntniß vom 8. März 1832 in Sachen der Gemeinde Eichel« 
hain gegen Schlagmäller H. D. daf., Spolium betr. 
2) Großberzogl. Cameralfiscus gegen die Gemeinde Urberach 
Schadenserfaß betr., 1825. Webereinftimmend ift die. 
Praris im Würtembergifchen. f. Richter: Auffäbe über 
verfchiedene Nechtöfragen, gezogen aus Civilrechtöfprüchen der 
höheren Gerichtäftellen im Königreich Wirtemberg, Tübingen 
1834. Nr. XXVIII. Die Badiſche Civil» Prozefordnung 
vom 31. December 1831 beftimmt 8.613. „Soll eine Ges 
meinde oder Körperfchaft einen Eid leiften, fo ernennt fie 
hierzu einige der, der zu beſchwoͤrenden Thatfachen am beften kun⸗ 
dige Mitglieder. Die Gegenparthei hat das Recht, die Ernen- 


Specialvollmacht ad jurandum zu ertheilen, nicht angehalten 
werden, welches alles wir auf ſolche Art auch bei andern spe- 
ciebus juramentorum, wodurch eine Sache per indirectum ebens 
falls decidirt würde, nud worin ed auf facta prepriae scientiae 
anfommt, kyobachtet und darin nicht leicht Procuratores ad⸗- 
mittirt haben wollen.«« Durch dieſes Geſetz ift beffimmt nur 
eutfchieden, daß nur einige Gemeindeglieder den von einer 
Gemeinde abzuleiftenden Eid ſchwoͤren und Procuratoren dazu 
regelmäßig nicht zugelaffen werden follen. Wer aber die Schwö= 
renden zu wählen habe, beftimmt das Geſet nicht. Dennoch 
feitet ein heffiihes Obergericht (welches ?) daraus das Wahl: 
recht der Gemeinde ab. Wenn man aber die vorhergehende 
Ausführung als richtig zugiebt, fo muß auch in Heſſen, ver⸗ 
möge eines anerkannten reichsgefeslihen Grundfages, wornach 
die Partifulargefege dur die Heichsgefege ergänzt werden 
follen, dem De: oder Referenten die Befugniß, die Schwörens» 
den zu wählen, zugeftanden werben, Pur fo viel folgt aus jes 
nem Gefebe, daß Gemeindeglieder, welche ihr eigenes Wiſſen 
beſchwoͤren können, denen vorgezogen werden müſſen, welche 
blos de eredulitate fhwören könnten und daß unter Umftänden 
Mrocuratoren den Eid ableiften dürfen. Als allgemeine Regel 
aber gilt bei folchen, nicht ale fpeciellen Punkte entfcheidenden 
Partikulargeſetzen, daß ſowohl die materiellen Rechtsgrundfäbe, 
als auch das Formelle bei der Beweisführnng im Zweifel aus 
der Theorie des gemeinen Civilprocefies entnommen merbden 
muß.« | 
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nung anderer zu begehren, wenn die Ernannten nicht von 
unbeſcholtenem Rufe oder nicht aus der Zahl derjenigen 
ſind, welche von den zu beſchwoͤrenden Thatſachen die beſte 
Kunde haben.“ f. noch den Beitrag zur allgemeinen juri⸗ 
ftifhen Zeitung von Elvers und Bender, Jahrg. 1929, 
Mr. 30. ©. 117. 118. Sind die Gemeindeglieder, 
welche für ihre Gemeinde im Prozeß titten Eid 
abzuleiften haben, von dieſer, oder von dem 
Gegner zu wählen? Sn einer bei dem Amt Gera 
im Säcfifchen anhängigen Nechtsfache hatte eine Gemeinde 
einen ihr zurückgeſchobenen Eid abzuleiften. Die Juriftens 
farultdt in Leipzig erkannte dahin, daß der. Gemeinde die 
Wahl zuftehe und diefe Entfcheidung ward in höherer In⸗ 
franz beftätigt. — Die Gefeßgebung von Defterreich ge 
ftattet dem Deferenten nur, die Individuen, welche den 
Eid ableiften follen, vorzuſchlagen, und trägt dem Gericht 
befonderd auf, nach den Umftänden fo zu entfcheiden,, daß 
der Eid nicht ohne Noth vervielfältigt und kur denen, die 
ihn nach eigenem Wiffen ablegen koͤnnen, auferlegt werde *). 
Weber die Geſetzgebung in Preußen f. Fürftenthal: 
Lehrb. des preuß. Civil- und Criminal- Prozeffed. Erfter 
Theil. Königsberg 1827. 8. 91. ©. 47: „Soll von einem. 
Collegio oder einer Corppration ein Eid geleifter werden, fo 
fann der Gegentheil drei oder Hier Mitglieder , unter diefen 
den Syndicus und bei einem Magiftrat auch den Stadtfchreis 
ber aus ihrer Mitte wählen. Trifft die Partei gar feine 
Wahl, oder wählt fie ſolche, die die geringfte Wilfenfchaft 


*) Pratobevera, Materialien für Geſetzeskunde und Rechts⸗ 
Pflege in den öſterreichiſchen Erbftaaten, Band 5, ©, 128. 
Linde a, a. O. (Archiv für civ. Pr. Bd. 10), ©. 34, wo 
ber Derfafier zugfeich in eine Eritif diefer Gefepgebung eins 
geht, während er ©. 35. 36 die Grundſätze des Entwurfs eis 
ner Prozeßordnung in bürgerlichen Rechröftteitigkeiten fr das 
Königreih Baiern v. J. 1825 beleuchtet, 
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von der Sache haben, fo wählt der Michter ex officio die 
Schwörenden. Wollen nur einige, aus der Commune ges 
wählte Deputirte dem Eid nicht ſchwoͤren, und die Sache ift 
theilbar , fo müſſen die gefammten übrigen Mitglieder ent» 
weder ſchwoͤren, oder jeder Weigernde fich die Folgen der 
Eidesablehnung gefallen laſſen. Iſt hingegen die Sache un» 
theilbar, fo müflen, wenn die Urſache der Weigerung blos in eis 
nem Neligionsferupel befteht, an die Stelle der fich Weigerns 
den eben fo viel andere Mitglieder aus der Gemeinde gewählt 
werden; befteht die Lrfache hingegen in fonftigen Umftän- 
den, welche die Leiftung des Eides bedenklich machen, fo 
bleibt die Beftimmung den Conclufo des Collegii oder dem 
Erfenntniß vorbehalten, und ift allenfalls die Gemeinde 
Mann für Mann über den Eid zu vernehmen, und nach 
der Mehrheit der Stimmen entweder der Eid durch die 
Mehrheit Teiften zu laffen, oder die ganze Gemeinde pro 
jurare nolente zu erachten.“ 

IV. P. d. O. A. G. Wr 81. „Eidvom Glauben. 
Die Richtung des Eides auf den Glauben, in Verbindung 
mit dem Eide vom Nichtwiſſen, iſt nicht an ſich unzuläſſig 
und zwar dieß eben ſo wohl bei dem angetragenen, als bei 
dem nothwendigen Eide. (Erkenntniß vom 17. Januar 1834 
in Sachen der Wittwe B. in D. gegen den G. Pfarrfond, 
pto. deb.)’’ 

v P. d. H. © inD. Nr. 46. „Die Ableiftung 
eines einem Standesherrn Ddeferirten Eides. 
Es iſt einem Standesherrn geftatter, den ihm deferirten 
und von ihm acceptirten Eid vor einer von Großherzogl. Hofs 
gericht, resp. von dem Gericht feines Wohnorts anzuord⸗ 
nenden Commiffion in feiner Wohnung aus zu ſchwoͤren *), 


*) In Kurheſſen Bann wegen bed hohen Standes des Schwö— 
renden der Eid in deffen Wohnung abgenommen werden. Wa gs 
ner a. a. O. $.161. ©. 151. f. noch Schaumburg: Princ. prax. 
jurid, judic. Lib, 1. Sect. 1. Membr. III. $, XIX, 
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wobei derfelbe zwar vorher auf die Wichtigkeit der Hand⸗ 
lung in angemeffener allgemeiner Weife aufmerkfam gemacht 
werden kann, ohne daß es jedoch weder nörhig noch ftattz. 
haft erfcheint, ihm einer fürmlichen Eidesbelehrung oder 
Verwarnung vor dem Meineid in gewöhnlicher Art au unters 
werfen *%. Gleichwie endlich diefer Act überhaupt auf 


*) Vergl. Glüd: Ausführl. Erläut, d. Pand. Bd, 12, ©. 193. 
194, Der Verfaffer fügt, indem er bemerkt, zu den Sormalis 
täten der Eidesableiftung gehöre »die Erklärung des Eides und 
Belehrung von der Wichtigfeit und Heiligkeit diefer Handlung, 
womit zugleih eine Warnung vor dem Meineide und deſſen 
bürgerlichen und geiftlihen Solgen verbunden« werde, hinzu: 
»In AUbficht auf Die Nothwendigkeit einer ſolchen Warnung gilt 
Bein Anfehen der Perfon und es ift ganz unrichtig, wenn einige 
die Warnung nur bei gemeinen, nicht- Hinlänglich aufgeftärten, 
‚oder verdächtigen Perfonen fordern. Es ift vielmehr die Eides— 
warnung, zur Sichernug ded Gegners desjenigen, der den Eid 
ableiften foll, ganz allgemein nicht nur als nützlich, fondern 
auch als nothwendig eingeführt nnd dem Richter fteht es nicht 
frei, blos nad feiner Willkühr, ohne die Einwilligung bes 
Gegners, eine Ausnahme von der Regel zu machen. Nur in. 
Anfehuug der Art, wie fie gefchieht, Fommt es auf die Quali— 
tät der Perfon au, die einen Eid ausfchwören foll, indem ſie 
freilich bei folchen Perfonen, beidenen man in Rücdjicht ihres Stans 
des, ihrer Erziehung und fonftigen bürgerlichen Verhältniffe Feine. 
vollkommen richtige Begriffe von der Wichtigfeit und Heiligkeit 
des Eides mit völliger Zuverläffigkeit vorausfenen kann, nad): 
drücticher und ernfllicher gefchehen muß, als bei foldhen, mel: 
chen man desfalls beffere Begriffe zutrauen .Pann, Der höhere 

"Stand an und für fi giebt hiernach Fein Worrecht vor dem, 
niederen Stande. Denn daß jenem eine firengere Gewiffenhafs 
tigkeit und vegere Gefühle der Prlichten gegen Gott und feinen 
Mebenmenfchen mehr eigen wären, ald dem niederen Stande, 
läßt fih wohl mit völliger Zuverläffigkeit nicht vorausſetzen, 
da nicht felten bei dem lestern mehr wahre Moral und Reli⸗ 
gion angetroffen wird.« Ehbenfo heißt es bei v. Bülom und 
Hagemann: Prakt. Erörter. Bd, 2. Erört. XV, »Von der 
Nothwendigfeit der Warnung vordemMeineide bei 
Abftattung eines Juramenti assertorü« 1,% »Die Vor⸗ 
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Koſten des ihm veranlaffenden Standesherrn vorzunehmen. 
ift, fo ift auch der Gegenparthie freizuſtellen, demfelben 





leſung der Eideswarnung ift zur Sicherung des Gegners bed: 

jenigen, der den Eid ableiften fol, ganz allgemein als nützlich 

und nothwendig angenommen , und eine, blos dem richterlichen 

Ermeffen, ohne Einwilligung der Parthei, anheim geftellte Aus⸗ 

nahme von der Megel hat mehrere wichtige Bedenklichkeiten. 
“Mor dem Richterftuhle gilt Fein Anfehen der Perfon und jeder 
mann iſt dafelbft, in Betracht der Anwendung beftehender 
Rechte, feinen Gegner völlig gleich. Hat demnach derjenige, 
gegen den ein Eid gefchworen werden ſoll, nicht felbft die volle 
Heberzeugung von der Moralität und Religiofität des Schwö⸗ 
renden, fo Fann man biffigerweife nicht von ihm verlangen, 
daß er fi dieſerhalb Tediglich bei dem, blos durch äußere 
Dualität der Perfon geleiteten, Gutdünfen des Richters bes 
ruhigen fol, vielmehr muß es alsdann frei ſtehen, bei jedem 
Gegner, mag diefer fein, wer er will, die in der Rechten ges 
gründete Morftelung der Wichtigkeit einer Cidedleiftung zu 
fordern. Ueberhin dürften auch die Gränzen ber Unsnahme, 
wegen ber Perfonen, bei deren Eidesleiftungen die Eideswar— 
nung, ohne ausdrüdtiche Erlaffung,, wegfallen follte, fehr ums 
gewiß und fchwer zu beftimmen feyn. Ein höherer Standpunkt 
in bürgerlihen MVerhältniffen, oder eine Foftbare Erziehung, 
find Teider nicht immer von firenger Gemwiffenhftigfeit und dem 
regeren Gefühle der Pflichten gegen Gott und die Nebenmen: 
fchen begleitet und ed würde. fo unficher, als hart feyn, blos von 
der Geburt, der Würde oder der Erziehung des Schwörenden 
eine Präfumtion zu einem Vorrechte gegen die niederen Stände 
berzunehmen, unter welchen lehteren doch — zur Ehre der 
Menfchheit darf man es fagen — wahre Moral und Religion 
gewiß nicht felten find. Don dem K. DO. U. Gericht, der 
Zelliſchen Juſtizcanzlei und dem Hofgerichte ift daher der Grund: 
fa angenommen, daß die Erlaffung der Eideswarnung bei den 
Jurament. assertoriis nicht von dem Richter abhänget,” fondern 
dag auch in dem Falle, wenn eine in Amt und Würde ftehende 
Perſon einen folhen Eid abzuleiften hat, der Gegner darüber 
ausdrücklich zu befragen ift: ob.er die Vorlefung und AEIRLEM 
der Warnung des Meineides verlange?” 

fe dagegen Seryk: Usus mod. L. 12, Tit. 2, $ 12 und 
Tevenar: Theorie bes Beweifes S. 210, 
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auf Koſten des Standesheren felbft oder durch eimen abzu⸗ 
ordnenden Deputirten beizumohnen. Gntfcheidung Großher⸗ 
zoglichen Oberappellations » Gerichts in Sachen des Herrn 
Fürften von Löwenftein-Werrhheim und des Klofterd Höchft 
in der Herrfchaft Breuberg gegen die Gemeinde Oberklingen, 
som 18. September 1829. B. M. Bd. 2. ©. 231. 

VI Belehrung über die Wichtigkeit des Ei- 
des. In Sachen VEN. N. Klägers, gegen den Prinzen... 
von Heffen, Beklagten, hatte Lebterer den ihm zugefchobes 
nen und von ihm acceptirten Haupteid abzuleiften. Kläger 
bat darum, daß dem Herren Beklagten „die Wichtigkeit der 
Eidesleiftung durch Höchftihren Seelforger,' wie dieß üblich ift, 
genuͤgend erläutert und vorgeſtellt““ werde. Gr. Oberappellas 
tios⸗ und Caffationsgericht fhlug unterm 3. Dec, 1835 das 
Gefuch „als unftatthaft”’ ab. Kläger wiederholte fein Ges 
ſuch, dem Fein Gefeß entgegenftehe, und erwürfte dadurch 
eine weitere Entfchließung vem 19. December 1835, worin 
fi) der höchſte Gerichtähof dahin ausfprach, der Antrag 
fei darum ald unftatthaft verworfen worden, meil er weder 
im den Gefegen, noch in dem Gerichtögebraudy feine Unter 
früßung finde ) und nach Leterem insbeſondere das Ermef 
fen des Gerichts darüber zu entfcheiden habe, ob nach den 
befonderen Verhältniffen eines Falls eine Verfügung der bes 
antragten Art als geboten nder zweckmaͤßig erfcheine, im dem 
bier vorliegenden Falle aber ein Grund hierfür weder aus 
der Sache felbft, noch aus der Perfönlichkeit des Herrn 
Beklagten abgeleitet werden könne. 

vn. Eidesdelation als Beweismittel P. d. 
H. 8. in D. Nr. a4 B. *, Wird die Eidesdelation als 


*) Vergl. EP. DO. m. Sp. ©. 58, 59. 

“*) Ueber das Präjud, Nr. 44 A. hinfichtlich des Zeitpunkts, bie 
zu welchem Eidesdelation nad dem Gebrauche anderer Beweis⸗ 
mittel zuläffig iſt (Urtheit vom 19, Juni 1822 in Sachen des 
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alleiniges Beweismittel gebraucht, fo ift fie gleich andere 
Beweismitteln an die Beweidfrift gebunden und findet nach 
Ablauf der Beweisfrift nicht mehr Statt (Entfcheidung vom 
4. November 1812 in Sachen des C. A. H. zu D. gegen 
Hofgerichtscanzliften S. daſelbſt).“ 

VIHs Ableiſtung der Haupteide im Ausland. 
P. d. H. ©. in D. Nr. 45. ‚Wenn derjenige, welcher den 
Haupteid abzuleiften bat, fich im Auslande aufhält und aus 
diefem Grunde um Abnahme des Eides mittelſt Requiſition 
des dortigen Richters bitter, fo find die befonderen Verhält⸗ 
niffe, Vorzüglich die Größe.der Entfernung des Aufenthalts⸗ 
pried vom dem Ort, wo das Gericht, bei welchem die Sache 
anhaͤngig iſt, feinen Sig hat, zu berücfichtigen und hier⸗ 
nach muß vom dem Nichter ermeſſen werden, ob dem Ans 
trag Statt zu geben fei. (Entfcheidung vom 10. März 1830 
in Sachen des P. D. gegen Lientenant von R. *) Urtheil 





9. 9. zu D. gegen die Reg. Sekr. F.'ſche Verlaſſenſchafts⸗ 
maffe daf.) ſ. C. P. ©. m. Sp. ©. 154. ©. ebendaſ. fiber 
das Präjudiz Nr. 44 C., hinfichtlich des Rechtsnachtheils der 
Pichtbeantwortung der Zuſchiebung und Zurüdfhiebung des 
Haupteides, (md B. M. Bd. 4. ©. 117. 118. »Bolge der 
Unterlaffung der Erklärung auf die Zurüdfdies 
bung des Haupteides«) und über die Präjudizien Mr. 51. 
A, B. den directen Gegenbeweis durch Eidesdelation betr. 
»A) Urtheif vom 1. Juni 1810 in Sachen €. L. B. zu D. ge: 
gen Schueidermeifter 3. daf. nnd vom 2. März 1816 in Sachen 
J. S. ;7uR. gegen P. M. Erben zu B. B) Urrheil vom 17. 
Aanıtar 1928 in Sachen Advokat B. gegen Pfarrer 9. in ©. 
vom 7. Mai 1827, in ©. D. Wittwe genen B...er Kirchen: 
fond vom 17. October 18% in Sachen P. J. D. zu O. gegen 
die Eoncursmaſſe des Oekonomieraths W. daf. beftätigt vom 
Großherzogl. Ober : Appeltationg = Gericht durch Urtheil vom 

26. Juni 1829).« 

u) Diefer Rechtsfall iſt dargeſtellt bei B. M. Bd. 5. ©. 118 bis 
1%. Ueber die Praxis in Kurheſſen ſ. Wagner a. a. O. 
$. 161. S. 151. Der Verf. fagts »Wohnt derjenige, welcher 
ſchwören ſoll, außerhalb des Bezirks des Gerichts, vor welchem 
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vom .22. Detober 1836 in Sachen A. A. D.'s Söhne von 
Siegen gegen Simon B. zu M.).“ 

IX. Eidesdelation über Eheſcheidungéur⸗ 
ſachen. Unterm 14. Juli 1825, gab das Großherzogl. Land⸗ 
gericht L. folgenden Beſcheid: „In Sachen der Ehefrau des 
Beiſaſſen H. J. v. E. Klaͤgers, gegen gedachten ihren Ehe⸗ 
mann daſelbſt, Beklagten, Eheſcheidung (wegen Ehebruchs) 
betr., wird — in Anbetracht, daß Beklagter die Ableiſtung 
des ihm klaͤgeriſchen Seits angeſonnenen Eides davon ab⸗ 
hängig macht, daß die Zuſchiebung eines ſolchen Eides recht⸗ 
lich zulaͤſſig erſcheine, in welcher Hinſicht er auf den Spruch 
des Richters provocirt, — in Erwägung, daß es einestheils 
an ſich, analog der Zeugnißablegung, juridiſch unplatzgreif⸗ 
lich iſt, im Civilrechtsſtreitigkeiten ſeinem Gegner ein jura- 
mentum de propria turpitudine zu deferiren, anderntheils, 
bekannten Rechtsprincipien nach, zur Auflöſung des ehelichen 
Bandes eine Eidesleiſtung nicht ſtattfindet — durch Beſcheid 


der Prozeß verhandelt wird, fo kann ihm, ber Regel nad, 
nicht zugemuthet werden, fi vor jenem Gerichte zur Eidesab: 
Tage zu ſtellen, vielmehr muß alsdann das Gericht, welchem 
jener für feine Perfon unterworfen ift, unter Mittheilung der 
Eidesformel, erfucht werden, demfelben nach diefer Formel, in 
Gegenwart des zum Schmörenfehen vorzuladenden Gegners, 
den Eid abzunehmen ,« fügt aber in der Anmerkung hinzu: 
»MWenn jedoch ans den Arten befondere Umftände hervorgehen, 
nach denen der Ucceplant den Eid mwahrfcheinlicher Weife mit 
gutem Gewiffen nicht ſchwören kann, fo ift dies ein hinreichens 
der Grund, gegen die Ablage des Eides vor einem ausmärtis 
gen Gericht zu proteftiren.« 
Nah einem Herzoglih Anhalt: Deffau’fchen Gefes vom 
1. October 1831 Pann auswärtigen Parthien, denen ein Eid 
zuerkannt ift, vom Richter geflattet werden, den Eid vor dem 
. Richter des MWohnorts in Gegenwart eines von dem Gegner 
zu beftellenden Anwalts abzuleiften, indem, wenn der Gegner 
ſelbſt beimohnen will, dem Schwörenden die dadurch entſtehen⸗ 
den Koſten nicht zu Laſt fallen. 
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zu Recht erkannt: daß Klägerin mit ihrer unftatthaften 
Eidesfchiebung unter Vorurtheilung in die Koften abzumeis 
fen fi. V. R. W.“ Großherzogl. Hofgericht der Pros 
vinz Starkenburg änderte diefen Befcheid ab: „In Sachen 
der Ehefrau u. f. w. wird auf erhobene und gerechtfertigte 
Berufung, darauf erforderten und mit den Akten erfter Ins 
ftanz eingefommenen Bericht nach vergeblich verfuchter Güte, 
durch Urtheil zu Mecht erkannt: daß das Erfenntniß des 
Großherzogl. Landgerichts 2. vom 14 Juli 1825 dahin ab⸗ 
zuändern fei: daß der von der Klägerin dem Beklagten zus 
gefchobene Eid für ftatthaft zu erachten und, da Bellagter 
und Appellat für diefen Fall den Eid in der angetragenen 
Form bereits angenommen bat, Termin zu deffen Ableiftung 
und des von der Appellantin nach dem Antrag des Appellas 
. ten abauleiftenden Calumnieneides bei dem Untergericht, an 
welches diefe Sache zurüdfgewiefen wird, ausjuberaumen, 
die Entfcheidung Über die Koften erfter Inſtanz noch aus» 
zufeßen und Appellat in die Koften diefer Inſtanz zu verurs 
theilen fi. V. M. W. Deſſen zur Urkunde u. f. w. 
So gefcheben, Darmftadt den 1. Mai 1826. — Leber die 
entgegengefete Praris des Oberappellationd = Gerichts in 
Caflel, f. Haffenpflug: „Finder zum Beweis von 
Eheſcheidungsurſachen die Eidesdelation ftarıt?” 
©. 315 — 325 des erften Bandes der Zeitfchrift Themis. 
Hannover 1828. Der Derfafler verneint die Frage und 
gedenkt mehrerer Nechtsfprüche dieſes oberften Gerichtes aus 
den Jahren 1817, 1824 und 1825, welche beurfunden, daß 
daffelbe der gleichen Theorie huldigt. Die Civil⸗Gerichtsord⸗ 
nung von Bremen v. J. 1820 verordnet $. 248 „Eides zu⸗ 
fchiebung bat auch bei Verlöbniß- und Eheſachen — ſtatt.“ 
Arch. f. d. civ. Praxis, Bd. 5, ©. 277. 
x. Ableiftung des Eides für Gefährde durd 
einen Bevollmächtigten. In einer bei dem oberften 
Gericht gegen einen Standesherrn anhängig gemachten Rechts⸗ 


! 
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ſache ſchob dieſer als Producent ſeiner Gegnerin, einer Ge⸗ 
meinde, den Schiedseid zu, den dieſe annahm, verlangend, 
daß Deferent den Gefaͤhrdeeid ableiſten. Deſſen Anwalt 
trug vor, der Herr Beklagte ſei bereit, den Gefaͤhrdeeid 
per procuratorem abzuleiſten; ihn im eigner Perſon zu 
ſchwören, fei er nicht verbunden, weil es fein Haupteid, 
fondern ein Nebeneid fei. Der Anwalt der Productin er 
klaͤrte fehließlih, die P. O. v. J. 1724 ſchreibe Th. 2. 
Tit. 5. $. 4 *) vor, daß jeder Eid, ſowohl der Haupteid, 
als der Gefährdeeid, durch die ſtreitenden Theile in Selbſt⸗ 
perfon ausgefchworen werden müſſe und laffe nur zwei Aus, 
nahmen zu, 1) bei ganzen Gemeinden oder Collegien, 2) wenn 
die Partheien ſich daruber vereinigten, daß der Eid durch 
einen Bevollmächtigten ausgefchworen werde. — Zur Bors 
bereitung des Urtheild trug Meferent im Wefentlichen vor: 
Nach gemeinen Prozeßrechte fei es allerdings Negel, daß 
auch Nebeneide, zu denen der Gefährdeeid gehöre, in Selbſt⸗ 
perfon abzuleiten feien. Indeſſen vereinigten fich die mei- 
fien Rechtslehrer darin, daß die Ahleiftung des Calumnien; 
eides **) Dusch einen Bevollmächtigten gefchehen koͤnne — 
Malblanc: Doctrina de jure jurando, $. 378. Glüd: 
Erläuterung der Band. Th. 12. ©. 345. — Grolman: 
Theorie $. 69. — Martin: Lehrb. d. Proz. $. 219. — 
Claproth: Drdentliher Prozeß, $. 322. — Linde: 
Lehrbuch des Civil⸗Proz. 8.310. — Danz: DOrdentl. Broz. 
$. 366. — Reinhardt: Hamdb. d. Proz. Th. 2. $. 229, 


und ein Zweifel fei micht begruͤndet, da das Geſetz fih das 


bin ausfpreche, namentlich Cap. 6. 7. X. de juram calumn. 


*) C. P. O. m. Sp. ©, 152, 153, 

**) Daß der Ergänzungseid durch einen Bevollmächtigten ab: 
geleiftet werden könne, wird ausgeführt bei Kapff: Merkwiür: 
dige Rechtsfpräche der höchſten und Höheren Gerichte in Wür⸗ 
temberg, Bd. 1, Züb. 1821, ©. 302, 
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(2. 7) Cap. 3 de jur. calumn. in VI. (2. 4) und Jüngfte 
Reiche » Abfch. $. a3. 117. Nur die Frage werfe fich auf, 
ob etwa das Partikularrecht *) abweiche? Diefe Frage 
fei zu verneinen. Der deutliche Wortlaut und Sinn jener 
Stelle der P. D. v. 1724 zeige, daß durch fie der gemein, 
rechtliche Grundſatz, der Calumnieneid könne auch durch 
einen Bevollmächtigten abgeleifter werden, nicht weggeräumt 
worden fei, indem es darin heiße, daß das juram. calumn. 
regulariter in PBerfon gefchworen werden folle, hierdurch 
aber ausgefprochen worden wäre, daß ausnahmsweiſe ein 
Bevollmaͤchtigter zuldffig fei, umd Die ganze Faſſung zeige, 
daß ald Ausnahmsfälle nicht blos die erfchienen , ‘welche die 
- Schlußerflärung bervorhebe. Die Praxis des oberſten Ges 
richts habe daher auch ſtets Ausnahmen zugelaffen und fich 
namentlich dahin entfchieden, daß fie von Standesherrn 
in Anfpruch genommen werden koͤnnten. Sonach finde die 
Ableiftung des Gefährdeeides durch einen Bevpollmaͤchtigten 
des Producenten feinen Anftand. — Im Sinne diefes Vo⸗ 
tumd wurde erfannt. 


Kide. Deren iR und Heilighals- 
tung. Unterm 10. Deckber 1831 erließ Großherzogl. 
Minifterium des Innern und der Juſtiz, „wegen Vermin⸗ 
derung und Heiligbaltung der Eide“ Folgendes an die bei- 
den Großherzogl. Hofgerichte: „Der rubricirte Gegenftand, 





*) Nach dem Prozeßrecht der Stadt Frankfurt haben Anmwefende 
perfönlich den Eid für Gefährde abzuleiften und nur für Ab: 
wefende kann ein ausdrüclich und genugfam Bevollmädtig: 
ter Anwalt fhwören. Bender: Lehrb, d. Eivil: Proz. ber 
freien Stadt Franffurt. 1837. $. 37, ©. 86. Das Prozeß» 
recht des Herzogtbums Braunfhmeig geflatter die Bes 
vollmächtigung. Krüger: Darftell. d. bürgerl, Proz. bes 
Herzogth. Braunſchw. 1829. S. 92, 93, während es fcheint, 
als ob das von Bayern diefe Befugniß ausfchließt. v. Wendt: 
Handb. d. bayer. Eivil: Proz, $. 113. »Eid für Gefährde.« 
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worüber von den beiden Kammern der Stände des Groß 
herzogthums auf dem Ießten Landtage eine gemeinfchaftliche 
Adreſſe eingereicht worden ift, wird bei der neuen Gefeßges 
bung die Bericfichtigung finden, welche er allerdings ver- 
dient. Was die Maasregeln betrifft, die ſchon jet zu er- 
greifen ſeyn möchten, fo iſt in den Verhandlungen der zwei⸗ 
ten Kammer zur Sprace gefommen, daß bei den unteren 
Verwaltungs⸗ und Gerichtsbehörden der Eid nicht überall 
mit der den Gegenftand angemeffenen Wuͤrde und Feierlichkeit 
abgenommen und die Belehrung über die Wichtigkeit des 
Eided und die Verwarnung vor dem Meineid, ſowohl rück⸗ 
fichtlich der darauf gefeßten äußeren Strafen, als der innes 
ren Verantwortung, nicht überall zweckmäßig erfolge, Wir 
fordern Sie daher auf, den Untergerichten Ihres Gerichts: 
bezirkd die Beobachtung der den Gegenfland normirenden 
Vorſchriften einzufcharfen.‘’ Letzteres gefchab fofort durch 
Ausfchreiben an die Untergerichte. 

Binlieferung der Angefhuldigten und Arreftaten. 
1. Generale Großherzogl. Hofgerichts der Provinz; Starken 
burg vom 23. December 1818: am die Untergerichte, des 
Inhaltz: „Von einigen Juſtiſämtern feien die Inquiſiten 
bisher früher an das peinliche Gericht eingeliefert worden, 
als die Lnterfuchungsarten an das Hofgericht -eingefendet 
worden; da es aber die Gefchäftsordnung erfordere, umd 
die Veinliche Gerichtsordnung Tit. 5. $. 11 ”) vorfchreibe, 
daß in dem zur Einlieferung des Inquiſiten geeigneten Falle 
gleichzeitig mit der Einlieferung des Inhaftirten an das Pein⸗ 
liche Gericht, auch die Praliminar » Unterfuchung » Yeten an 
Großherzogl. Hofgericht eingefendet werden follten , fo finde 
man es für nöthig, die famtlichen Großherzogl. Juſtizämter 
der Provinz Starfenburg auf die genauere Befolgung diefer 
Vorſchrift aufmerkfam zu machen.‘ 


”) P. G. O. m, Sp. © 372, 373, 
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11. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz 
Oberheſſen vom 6. November 1827 an die Untergerichte : 
Die bisher beftandenen Einrichtungen, nach welcher vie 
von den Untergerichten zu dem biefigen/Arref e einzuſen⸗ 
denden Arreftaten zunächſt an das Großherzogl. Hofgericht 
jur weiteren Verfügung eingefchidit wurden, hat zu viels 
fachen AInconvenienzien Beranlaffung gegeben. Um diefe zu 
entfernen, wird hierdurch verordnet: daß die Arreftaten von 
nun an direft am den in den einzelnen Fallen von dem 
Colleg fperiell genannt werdenden peinlichen Richter vermits 
telft eined am denfelben zu erlaffenden Communicats einges 
fickt werden follen. Indem wir Sie von diefer Verfügung 
zur Nachachtung hierdurch in Kenntniß fegen, bemerken wir 
Ihnen zugleich,. daß ed im Uebrigen bei der beftchenden Vor⸗ 
Borfchrift, daß fein Arreftat ohne vorhergegangene,Weifung 
Großherzogl. Hofgerichts zum Arrefthaufe eingeſchickt werden 
darf, auch fernerbin fein Bewenden behält.’ 

Kinrede der Zahlung in der Executionsinſtanz. 
Nah der Mechtsfprechung Großherzogl. Hofgerichts "der 
Provinz Starkenburg (1837) it die Einrede der Zahlung, 
wenn fie auch alsbald befcheinigt wird, nicht zu den privi⸗ 
legirten Einreden zu zählen, welche in jedem Stadium ded 
Prozefled nad) Ablauf der Frift zur Lirideonteftation, naments 
lich noch in der Executions⸗Inſtanz vorgeſchützt werden koͤn⸗ 
nen, ausgenommen, wenn fie erft nach Ablauf der Friſt 
zur Litisconteftation entftanden ift. 

Einrede des nicht gezahlten Geldes (exceptio non 
naumeratae pecuniae) *, J. P. d. O. A. G. Nr. 8. 


*) Wenn Mittermaier: »Ueber die Ergebniſſe der legislati—⸗ 
ven Thätigkeit in Bezug auf Cibilprozeßgeſetzgebung und Ges 
richtsorganifation feit 1830« im 17. Bande des civil. Arch., 
indem er die Schwarzburg Sondershaufen’fche Prozeßnovelle 
vom 20, Bebruar 1834 betrachtet, ©, 284 fagt: »Sehr zu bil⸗ 
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„Segen noch nicht zwei Jahre alte Schuldicheine, welche das 
Bekenntniß einer. früher , felbft aus Darlehen, entftandenen 
Schuld enthalten, findet die zwei Jahre lang dauernde ex- 
ceptio non ratae pecuniae nicht Statt. (In Sachen der 
Concursmaſſe des Oeconomieraths W. zu DO. gegen P. J. D. 
daſ. pto. liquidi et prior d. d. 26. Juni 1829). 

HM. 2.2.9. ©. in D. Nr. a2. „Die exceptio non 
numeratae pecuniae findet gegen einen gerichtlich beftätigten 
Schuldfchein, in welchem derfelben ausdrücklich entfagt iſt, 
nicht ſtatt und eben fo wenig gegen Urkunden, welche nicht 
über ein Darlehn ausgeftellt. worden find, fonvern, worin 
überhaupt der Empfang von Geld oder andern Sachen ber 
ſcheinigt ift, indem. die Beftimmung in L. 14. $. 1. 2. Cod. 
de non num. pec., daß derjenige, welcher einen - Schein 
über den Empfang von Geld oder andern Sachen ausge 
ſtellt habe, fich intra biennium der Einrede des nicht ges 
zahlten Geldes bedienen könne, nur auf pecunias, vel alias 
res, mutuo datas zu beziehen und davon zu verftehen ift. 
Uxtheil vom 7. Mai 1817 in Sachen Sufanna Weyland das 

gegen den Eurator über den Nachlaß des Gartenwirths 

old hierfelbft *). — Urtheil vom 9, September 1829 in 
Sachen Heufels Wittib von Umftadt gegen Lichtenftein zu 
Naibach *). —  Urtheil vom 17. October 1828 in Sachen 
Diehler von Dffenbach gegen Oekonomierath Weber’fche Cons 
eursmaſſe daſelbſt.“ 





ligen iſt ed, daß nach $. 49— 54 die nur zu Chikane dienende 
exceptio non numeratae pecuniae und legis anastasianae völ⸗ 
lig aufgehoben find,« fo fteht die heſſiſche Geſetzgebung erft auf 
halbem Wege, indem zwar (durch Gefeb vom 6. Januar 1827) 
das anaftafimifhe Gefeb aufgehoben wurde, aber die Legisla— 
tion noch befteht, welche die Einrede des nicht gezahlten. Gel: 
des erzeugt hat, 

*) Diefer Rechtsfall iſt dargeftelit bei B. M. Bd. 3. ©. 159 ıc. 

**) Diefer Rechtsfall ift dargeftellt bei 3, M, Bd, 3. S. 9 ꝛc. 
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IH. Weber die Einrede des nicht gezahlten Geldes gegen 
Wechſel. (P. d. H. G. in D. Nr.37C) f. Erecutivs 
Prozeß Nr. V. S. 412. 413. 

Einſtandskaſſe. Deren Stempelfreiheit. Der 
Art. a0 des Geſetzes vom 19. März 1836 „die Stellver: 
tretung im Militärdäenfte betr. ,’’ ift des Inhalte: 
„Die Einftandskaffe genießt in etwaigen Klagfachen die 
Stempelfreiheit.‘‘ 

Einſteher. I. Die Verordnung vom 23. März 1836, 
‚aber die Stellvertretung im Militärdienft‘ 
beftimmt in dem 8.20, ein Nichtercapitulant , welcher eins 
ftehen will, müſſe ſich bisher gut betragen haben. Die 
müffe von den betreffenden DOrtsvorftänden, Geiftlichen, 
Kreis⸗ oder Landraͤthen und Stadt» oder Landgerichten mög» 
lichſt beftätigt feyn. Namentlich müßten diefe Behörden bes 
wahrheiten, daß er wegen Vergehen weder jegt in Unter⸗ 
fuchung fei, noch früher gemweien fei, oder daß er zwar mer 
gen eined (genau zu bezeichnenden) Vergehens in Unter⸗ 
fuchung gemwefen, aber völlig freigefprochen oder nur zu einer 
(genam anzugebenden) Strafe verurtheilt worden ſei; ein 
folcher , welcher in Unterfuchung fei, könne nicht angenoms 
men werden; eine Berurtheilung wegen Diebſtahls, Bes 
trugs, Unterfchlagung und anderer entehrender. 
Verbrechen babe in jedem Fall, eine Vorurtbeilung wegen 
fonftiger Vergehen aber nur dann die Unzuläffigkeit zum 
Einftehen zur Folge, wenn die Strafe wenigftens in weis 
monatlihbem Gefängniß beſtehe; nur auf fpeecielle 
Bewilligung des Kriegsminifteriums Lönnten bei befonderen 
Umftänden folche Leute angenommen werden. „Uebrigens“ 
heißt ed am Schluß, „muß in den Aeußerungen der obens 
benannten Behörden (deren Form der $. 29 beftimmt) hins 
fihtlich der Aufführung im Allgemeinen ſtets die beſtimmte 
Wiffenfchaft derfelben ausgefprochen und folche Befcheiniguns 
gen, worin in diefer Beziehung die Worte: „„unſeres 
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Wiſſens“““ vorkommen, dürfen nicht angenommen werden.‘ 
Der $. 29 ift des Inhalts: „Das Anmeldungsprotofoll 
überfchieft der Kreids oder Landrath dem betreffenden Bürs 
germeifter , welcher nebft dem Gemeinderath die unter dem 
Anmeldungsprotofoll bemerkten Fragen über das bisherige 
Betragen Ic. des Manns pflichtugäßig und genau beantiwors 
ter und fofort das Protokoll dem Ortsgeiſtlichen mittheilt. 
Der Letztere bemerkt, unter Beifügung des Geburtstages Ic. 
entweder, daß er mit der Aeußerung des Ortsvorſtandes 
einverfianden fei, oder was er dabei zu erinnern habe und 
remittirt das Protokoll dem Kreis⸗ oder Landrath, welcher, 
nachdem er felbft das Geeignete darauf bemerft hat, die 
Neuerung des Stadt oder Landgerichts — einholt. Alle 
diefe Aeußerungen werden (wie im Formular 5 angedeutet) 
auf dad Anmeldungsprotokoll geſetzt.“ 


I. NAusfchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz 
Starkenburg vom 5. April 1837 am die Untergerichte „die 
Anmeldung und Prüfung der Einfteber betr. 
Nach den $$. 20 und 29 der Verordnung vom 23. März 
1836 über die Vollziehung des Stellvertretungsgeſetzes und 
nach dem Formulare 5 zu diefer Verordnung follen die 
Großherzogl. Stadgr und Landgerichte, in der Provinz Rheins 
heſſen die Großherzogl. Staatsprocuratoren, auf den Anz 
meldungsprorofollen der Einfteher befcheinigen, ob diefelben 
wegen Vergehen in Unterfuchung gewefen und beftraft wor⸗ 
den find. In Beziehung hierauf weifen wir Sie an: 1) in 
alten Fällen, wenn die erwähnte Frage nicht unbedingt zur 
verneinen ift, genau zu bemerken, a) wann, b) wegen wel 
cher (möglichft fpeciell zu bezeichnender) Vergehen die bes 
treffenden Leute in Unterfuchung geftanden haben, oder noch 
ſtehen, ec) zu welcher Strafe diefelben verurtheilt worden 
find, und d) ob fie die Strafen verbüßt haben; 2) die 
Ihnen zukommenden Anmeldungsprotofolle, nachdem Gie 
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das Erforderliche unter Beidruͤckung des Siegeld darauf be 
merkt haben, möglichft fchnell weiter zu befördern.’ 


Entlaffungsurfunden. (Apoftel) I. Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Oberbeflen vom 8. 
October 1831 an die Untergerichte, „die von den Unter 
gerihten in Civilſachen ertheilt werdenden Ent— 
laſſungsurkunden betr. Man hat ſeither öfters bes 
merken müſſen, daß von den Großherzogl. Hofgerichtsad» 
vokaten die umterrichterlichen Entlaffungsurfunden, unter 
dem Dorgeben, ſolche nicht zu gehdriger Zeit erhalten zu 
haben, der beftehenden Borfchrift zumider, nicht mit der 
Einführung der Berufung beigebracht, und daß dadurch 
mancherlei, für die Bartheien mit Koften verknüpfte Pros 
jeßverzögerungen veranlaßt worden find. Um dieſe Nach- 
theile für die Zufünft zu befeitigen, und in eintretenden 
Fällen defto leichter beurtheilen zu können, wem in der 
angegebenen Beziehung die Schuld etwaiger Verfäumniffe 
zur Laſt falle, finden wir und bewogen, Sie anzumeifen, 
fernerhin nicht nur die Ausfertigung der Entlaffungsurkuns 
den überhaupt möglichft zu befchleunigen, fondern auch jedes, 
mal darin zu bemerken, wann folche bei Ihnen erbeten 
worden feien, und auf weffen — ob der Parthie, 
oder des Anwalts — Nachfuchen Sie diefelbe ertheilt 
haben.’ | un 
| IL Ausfchr. Großh. Hofger. der Provinz Oberheffen 

vom 15. Mär; 1834 an die Untergerichte „betr. Die Bes - 
fhwerde mehrerer. Hofgerichtsadvofaten umd 
Procuratoren zu Gieffen, die von und erlaſſe— 
nen gemeinen Beſcheide vom 12. März 1821 *) 
und 8. Oktober 1831, wegen Beibringung der 
unterrichtlihen Entlaffungs-Urtunden. Es ift 





®) f Appellotionseinfährung 6:78. z 
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oͤfters wahrgenommen worden, daß die Ihrer Cognition 
unterworfenen Parthien mit der Appellations⸗Einführung 
die, nach Maßgabe unſeres General⸗Ausſchreibens vom 8. 
Oktober 1831 erforderliche Beibringung der Entlaffunges 
Urkunden unterlaffen haben, welches denn die Folge gehabt, 
daß die Appellarion für defert erklärt und diefelben des er- 
griffenen Nechtsmittels hierdurch verluftig geworden find. 
Um nun für die Zufunft von den Parthien diefen Nachtheif 
fo viel wie möglich zu entfernen, geben wir Ihnen auf, dies 
felben bei Erklärung der Appellations-Fatalien zugleich auch 
über die Folgen der nicht zeitig gefchehenen Einforderung und 
Beibringung der Entlaffungss Urkunden gehörig au belchren, 
und, daß dieß gefchehen, in das hierüber aufzunehmende, Pros 
trfoll jedesmalen einzutragen. | 

Entſcheidungsgruͤnde. Die Verordnung vom 20. Dft. 
1773, dur Verordnung vom 18. Dftober 1808 auf die 
‚neuen Lande ausgedehnt (A. d. G. u. B. Bd. 1. ©. 327) 
fchreibt vor: „daß bei Abfaffung einer sententiae defini- 
tivae vel interlocutoriae mixtae der referens jedesmal die 
rationes dubitandi et decidendi fchriftlich verfaſſen, fofort 
diefe, wenn die übrigen membra collegii dem Antrage acs 
cediren, bei den Aeten gelaffen, falls aber per majora eine 
‚andere, dem Antrage ded Meferenten nicht gemäfe Sentenz 
refolvirt werden würde, alsdann die rationes decidendi dem 
Antrage des Neferenten noch beigefügt und ebenfalls bei die 
Arten gelegt werden follen.’’ 

Erfuͤllungs⸗ und Reinigungseid in Defraudationg- 
ſachen. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Gtarkenburg vom 6. Oktober 1824 „die Ableiftung von 
Erfuͤllungs- und Neinigungseiden in Defrauta 
tionsfachen betr.“ an die Untergerichte: „Nach einer 
Mittheilung Sroßherzogl. Ober⸗Finanz⸗Kammer Laffen manche 
Untergerichte den Erfuüllungs⸗ oder Reinigungseid, "worauf 
fie in fiskaliſchen Denunciationsfachen erkennen , : ableiften, 
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vohne vorher den Fiskal von den: Entfcheidungen, wenn auf 


den Eid interloguirt wird, in Kenntniß zu ſetzen. Es wider⸗ 
fpricht dies, da ſolche Entfcheidungen ſchon eine: bedingte 


Abſolution enthalten, nicht nur der gefeßlichen Vorſchrift, 


wornach der Fiskal wegen etwaiger Ergreifung eines Rechts⸗ 
mitteld gegen die. ::richterliche Entfcheidungen in fidcalifchen 
Denunciationdfachen: von denfelben in Kenntniß geſetzt wers 
den fol, fondern es greift dies auch ‘der freiwilligen Nach⸗ 


gabe Großherzogl. Ober » Finanz» Kammer, welche ,. wein 


nicht befondere Umftände das Gegentheil erfordern, auf: die 
Ausfchwirung diefer Eide will verzichten Taffen, vor. Es 
werden daher fämmtliche Lntergerichte angemwiefen , : im’ Zur 


kunft den Rammier-Anwalt von ihren Entfcheidungen, worauf 


fie auf einen Ergaͤnzungs⸗ oder Reinigungs-Eid erkennen, zu 
benachrichtigen: und deſſen Erklärung einzuholen, ob. fiöfas 
lifcher Seits auf Ausſchwörung des Eides beftanden wird.“ 

‚Krecutiossgebühren. Deren Beitreibung. I Aug 
ſchreiben Großherzog: Hofgerichtd der Provinz Starkenburg 
vom 10. Juli 1823 „die Beitreibung der Gebühren 
der Gerichtsdiener bei. Ereceutionen betr.,an 
die Untergerichte: „Es ift höchften Orts zur Anzeige ger 
fommen, daß in einem Theil der Provinz Starkenburg die 


Untergerichtsdiener , bei Executionen auf ihre Gebühren, 
ohne alle weitere Formalität pfänden konnten, und dazu 


angemwiefen waren, fobald:die Gebühren nicht auf der Stelle 


‚bezahlt wurden‘, daß diefe, auf dem Herfommen beruhende, 


Ermächtigung allgemein bekannt war und von den Untertha⸗ 


‚nen diefe Pfändung auf "Gebühren von der Auspfändung 
in der Hauptfache überall wohl unterfchieden wurde. Dies 
:fes Herkommen ift höchſten Orts für einen Mißbrauch ers 
klärt, und. für alle Theile der Provinz Starfenburg, foferne 


es auch noch irgendwo beftehen: follte, aufgehoben worden. 
Es ſollen vielmehr, nach der. höchſten Verfügung , auch: bei 


Beitreibung der GErecutionsgebühren, wird. hierbei eine 
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Pfaͤndung nothwendig, ganz dieſelben Beſtimmungen und 
Formalitaͤten, welche bei Auspfaͤndungen in der Hauptſache 
durch das Geſetz vorgeſchrieben ſind, zur Anwendung kom⸗ 
men. Die Untergerichte haben ſich hiernach zu bemeſſen.“ 

I. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 8. Juli 1823 an die Untergerichte: „Es 
ſind hoͤchſten Orts Faͤlle zur Anzeige gekommen, wornach 
die Untergerichtsdiener ſich ermaͤchtigt haben, auf ihre Ge⸗ 
buͤhren bei Executionen, wenn ſolche nicht auf der Stelle 
bezahlt worden, die Debenten ohne weitere Formalität aus⸗ 
zupfänden, und es hat fogar von den einſchlägigen Gerich 
ten behauptet werden wollen, daß diefe Ermächtigung. offen 
kundig ſei, auch auf der bisherigen Praxis beruhe. Indem 
aber eine fogenannte Praris gegen klare Geſetze und In⸗ 
ftruftionen anſtoͤßt, charakterifirt fie fich ald ein wahrer 
Mißbrauch. Das Gefeh will nämlich, daß die Abpfänduns 
gen nur in Gegenwart eines Ortsvorſtandes, oder einer, 
von demfelben abgeordneten Perſon, oder aber eines ‚andern 
fonftigen glaubwirdigen Mannes gefchehen folle, theild, um 
den Erekutanten zu controliren, damit diefer nur feiner In⸗ 
Aruktion gemäß handle, umd jede Willkür, oder doch der 
Glaube an fie entfernt werde, theild, um folche Auftritte, 
wodurch Widerfeglichleiten veranlaßt werden, zu vermeiden, 
sheild auch, um das Anſehen des Erekutanten, wenn dennoch 
Widerſetzlichkeiten vorfallen follten, dadurch, Daß ihnen - 
das unpartheiifche Zeugniß eines Dritten zue Seite ftebt, 
aufrecht zu erhalten. Alle diefe Gründen treten bei Pfän- 
dungen auf die Gebühren, wie bei Pfändungen anf die 
Hauptfchuld gleichmäßig. ein. Die gegentheilige Annahme 
Tann alfo um fo weniger in der Natur der Sache gegrüns 
der ſeyn, ald bei Auspfändungen auf die. Hauptfchuld die 
Pfändung auf die Gebühren, ald ein Necefforium, ſogleich 
miterfolgen kann und auch. damit keine Koften verurſacht — 
und als ferner die Rückſicht, ‚daß in feltenen Fällen, wo 
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bei Execution der Gebühren nach erfolgter Bezahlung der 
Hauptſchuld, die Zusiehung einer Ortvorſtandsperſon, nach 
den in der Inſtruction enthaltenen Beftimmungen, eine Vers 
mehrung der Koften zu Folge haben würde, eine Abwei⸗ 
hung von dem beftehenden, auf weifen Grundfäßen beruhen⸗ 
den Geſetz nicht motiviren, noch weniger eine demfelben 
derogirende Praxis fanctioniren fann. Bon der höchiten 
Staatöbehörde find wir daher beauftragt worden, Sie anzu⸗ 
weifen, im Fall etwa bei Ihnen ähnliche Mißbräuche gegen 
Erwarten beftehen follten, folche alsbalden abzuftellen, und 
ſich deshalb am die ordnungsmäßige Vorfchrift genan zu bins 
den. Indem wir Sie daher von diefer höchſten Auflage 
hierdurch in Kenntniß feßen, weiſen wir Gie zugleich an, 
falls in Ihrem Gerichte dergleichen Mißbraͤuche fich gegen 
Berhoffen eingefchlichen haben follten, ſolchen auf der Stelle 
abzubelfen.’’ | 2 

Brecutiv- Prozeß *. J. P. d. O. A. ©. Nr. 17. 
„Der Ausſteller einer guarentigiirten Schuld-Urkunde kann 
Dadurch, daß er. feine illiquiden, (nicht in continenti ers 
weislichen) Einreden praeveniendo, im Gewand einer Klage 
vorbringt, dem Executiv⸗-Proceß und defien Wirkungen, uns 
ter dem Prätert der Litispendenz, nicht ausweichen. (Bes 
fcheid vom November 1829 in Sachen des Landrichterd K. 
zu H., Imploraten und Appellanten gegen die Kammerath 
St. .fche Verlaffenfchaftsmafle zu S. Imploratin und Apr 
pellatin, Schuldforderung betreffend). ’’ | 

1. P. d. O. A. © Nr 38 Erecutiv: Prozeß 
bei Klagen aus zweifeirigen Verträgen. Auch 


*) Beranntlich iſt diefe Prozeßart dem franzöfifchen Prozeß— 
rechte fremd und auch die Praris im Herzogthum Naffan 
hat diefelbe, der zweifelhaften Landesgefengebung gegenüber, 
ausgefchloffen. Flach: Erläuterungen zum Prozeßgefepe des 
Herzogthum Naſſau vom 23, April 1822. Wiesbaden 1837. 
©. 27.28. 
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bei Klagen aus zweifeitigen, namentlich aus Pachtverträgen, 
iſt der Ereeutiv- Prozeß zuläffig, vorausgefeßt, daß der 
Kläger die, von feiner Seite gefchehene Erfüllung des Vers 
trags durch mit der Klage beisubringende Urkunden genügend 
darthut *). Bei fortlaufenden Verbindlichteiren, 





*) Diefes Iehren Linde: Lehrb, d. Eivif- Proz, 6.360. Marek 
dey: Grundriß zu Vorlefungen über den deutfchen gemeinen 
und Preußifchen.EivilsProceß, nebft einem Anhange, die Lehre 
von den fummarifchen Eivilprogeffen enthaltend. Bonn 1833, 
©. 19, Martin: Lebrb. d. bürgerl, Proz. 11. Ausg. 1834 
$. 350, Note b. a 

Andere Meinung find: Mittermaier: Der gemeine 
deutſche Prozeß in Vergl. ıc, Vierter Beitrag. Bonn 1826, 
©. 106— 129, »V. Der deutſche Executiv⸗-Prozeß.« 
S. 114— 116. Heffter: Inftitut des Civilproz. ©. 434. 

Mehrere Gefepgebungen, 3. B. die Oldend. Proz. Ordn. 
dv. 1824 und ein Anhaltifches Geſetz v. 3. 1824 (Archiv für 
eiviliftifhe Praris, Band 7. S. 428) geflatten dann eine Erecus 
tivflage aus zweifeitigen Verträgen, wenn die Urkunde einen 
Verzicht anf alle Einreden enthält und der Schuldner ſich dem 
Erecutivprozeß fo umterwirft, daß er fich mit allen im Execu⸗ 
tivprozeß nicht zuläffigen Einreden ad separatum verweifen Lafs 
fen wol. En 

Ueber die Geſetzgebung von Preußen. f. Fürftenthat. 
Lehrb. des preußifchen Civil- und Griminalprozeffes, Erfter 
Theil. Königeb, 1827, Tit. 28 »Vom Erecutivprogeß. ©. 142 
bis 114 nnd Makel dey a. a. O. S. %6. 27 und über die in 
Daiern v. Wendt. Handb. des bayeriſchen Civilprozeſſes. 
Bd. 2. Zweite Aufl. Nurnb. 1835, S. 34. Note 4, wo der Verf. 
vorträgt, es ſei der Erecutivprogeß wicht auf beſondere Arten 
von Rechtsgeſchaͤften befchränft, wie unter anderm hinſichtlich 
ſeiner Anwendbarkeit bei Klagen des Legatars vorkomme. Ueber 
Sachſen ſ. Biener. Syst. proc. jud. et comm. et sax, Ed. 
Siebdrat et Krug, P. II. Ber, et Lips, 1835, $. 248. » De 
attributis obligationis ad fundandum processum: executivum 
necessarüis« p. 121. 122. Der Derf. fagt: »Jure-saxonico 
receptum, ut processus executivus ex instrumento conditionali 
et bilaterali permittatur, etiamsi, existere conditionem, et 
adimpletum esse contractum, ex documentis non appareat. 
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wie fie, unter andern, aus Pachtverträgen entfpringen, ges 
nügt es indeffen, wenn der klagende Verpachter durch Urs 
kunden darthut, daß er den Pachrvertrag von feiner Seite 
einmal wolftändig erfüllt, alfo z. B. die verpachteten Ob⸗ 
jefte dem Pachter überliefert habe; behauptet dagegen der 
‚verklagte Vachter, daß der Pachter im Verlauf der 
Pachtzeit den Vertrag von feiner Seite nicht erfüllt, 
oder mit andern Worten, daß derfelbe fich vertragsmwidriger 
Handlungen fehuldig gemacht, wie 3. B., daß er dem Wachs 
ter einen Theil der verpachteten Dbjekte wieder entzogen 
babe, fo ift dieß eine Einrede, welche der Beklagte zu 
erweifen hat, und welche ſomit die Ereentiv- Klage keines— 
wege ald unſtatthaft darftellen kann. Ebenfo macht ed den 
Ereeutiv » Prozeß nicht unzulaͤſſig, wenn der Elagende Vers 
pachter, welcher nach Inhalt des producirten Pachtbriefd 
ein gewiſſes Pachtgelt Liquid zu fordern har, fogleich in der 
Klage anführt, daß ihm darauf verfihiedene Abſchlagszah⸗ 
Iungen geleiftet worden feien, indem der Kläger im Execu⸗ 
cutiv⸗Prozeß nur über die, feiner Klage zum, Grunde ges 
legten Thatfachen den Beweis in dem Klaglibeil anticipando 
anzutreten, keineswegs aber zugleich darzuthun hat, daß 
dem Bellagten fein Einreden zur Seite ftehen. (Urtheil 
4) vom 13. Febr. 1829 in Sachen der Wittwe und Erben 


Actoris tamen est, libello dicere, conditionis contractusve 
implementum factum esse, idque instrumentis probare.« Nach 
der -Schwarzburg:-Sondershanfen’fhen Prozeßnovelle 
vom 20, Febrnar 1834 ift der Erecutivprogeß auch zuläffig. bei 
zweifeitigen (oder bedingten) Rechtsgeihäften, wenn der De: 
weis der Erfüllung (oder eingetretenen Bedingung) bei Weberreis 
chung der Klage durch Urkunden angetreten wird, oder die defs 
fallſige Beweislaſt dem Kläger nicht obliegt, welches Letztere 
der Fall iſt, wenn der Kläger zwar noch nicht erfüllt, jedoch 
in der Klagſchriſt die Erfüllung angeboten hat, oder wenn er 
nach der Natur des Nechtsgefchäftes oder nach befonderen Der: 
trägen vor dent Beklagten nicht zu erfüllen braucht. 
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des Pachters K. zu M. gegen die Graͤflich J... fche Rent⸗ 
kammer zu M.; 2) vom 3. December 1830 in Sachen des 
Rentamtmanns F. zu B. gegen den Fürſten von L. Schuld⸗ 
forderung betr.)“ 

u. P. d. H. G. in D. Nr. 37 A „Ein Wechſel 
begründet da, wo kein Wechſelrecht gilt, nur in ſo fern 
den Exrecutiv⸗Prozeß, als er noch eine weitere causa de- 
bendi, wie das folenne Zahlungsverfprechen, enthält. (Erz 
kenntniß in Sachen des ©. B. zu M. gegen Regierungs⸗ 
rath W. daſ., vom 25. März 1829 beſtaͤtigt in revisorio 
durch Beſcheid vom 25. November 1829). Ad causa 
debendi aber genügt, was da, wo Wechfelrecht geſetzlich 
gilt, und die Wechfelgefee die Angabe einer ſolchen weites 
ven causa debendi erfordern und vorfchreiben, für eine 
hinreichende Bezeichnung der Schuldverbindlichfeit gehalten 
wird, wenn der Wechfel z. B. die Ausdrücke enthält : 
„„Werth in Rechnung‘ (Erkenntniß vom 17. Juli 1829 
in Sachen des Apr. R. in D. gegen I. M. daf. beftätigt 
in revisorio durch Befcheid vom 14. Juli 1830) oder 
„„Werth in mir ſelbſt.““ (Erkenntniß in Sachen des 
©: 3. gegen L. M. in O. vom 28. November 1834, bes 
flätigt in revisorio durch Befcheid vom 2. Sept. 1835). 

IV P. d. H. G. in D. Nr. 37 B. „Iſt in einem 
guͤltig abgefaßten Wechſelbrief nur die fuͤr die Wechſelver⸗ 
bindlichkeit beſtimmte Zeit verfloſſen, ſo bleibt doch derſelbe 
noch als guarentigiirte Urkunde gültig. Alle Rechte daraus 
können mithin immer noch auf jedem, durch das gemeine 
Recht zur Rechtverfolgung aus ſolchen Urkunden verſtatteten 
Wege geltend gemacht werden. (Entſcheidung vom 17. Juli 
1829 und 14. Juli 1830 in Sachen des Advokaten R. zu 
Offenbach gegen Joſeph Meyer daſ.).“ 

V. P. d. H. G. in D. Rr.37C. „Wenn aus einem 
in gehöriger Form ausgeſtellten Wechſel executiviſch geklagt 
worden iſt, ſo findet dagegen die privilegirte Einrede des 
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nicht . gezahlten Geldes nicht Statt und es muß Implorat 
damit, wenn der Nichtempfang des Geldes nicht in conti- 
nenti liquid gejtellt ift, ad separatum verwiefen werden. 
(Entfcheidung des Ober⸗Appellationsgerichts vom 13. Sept. 
1824 in Sachen ©. zu Frankfurt a. M. gegen M. sen. 
in H.).“ — Ueber die Praxis in Kurbeffen f. Way 
ner: Grundzüge des Gerichtsverf. und des unterger. Verf. 
in Kurheſſen $. 267. ©. 226. „Hat din Wechfel die vors 
gefehriebene Form nicht, fo begründet er auch nicht den 
Wechſelprozeß, fondern allenfalld nur den Executiprozeß. 
Enthält ein Wechfel gehörig das Bekenntniß der empfanges 
nen Valuta, worunter in der Megel baared Geld verftanden 
wird, fo iſt dagegen die Einrede des nicht gezahlten Geldes 
oder des nicht erfüllten Contrafts im Wechfelprozeffe 
nicht —— 

In einer bei dem — N. anbängig ges 
— Rechtsſache erkannte daſſelbe den Executivprozeß fuͤr 
zulaͤſſig und definitiv zu Gunſten des activen Theils. Die 
Beklagte ergriff dagegen das Rechtsmittel der Berufung, in⸗ 
dem fie zur Nechtfertigung deffelben namentlich auszuführen 
verſuchte, daß der Executivprozeß unzuläffig fei. Sie trug 
vor: Der Executivprozeß bildet eine Ausnahme von der 
Megel des gerichtlichen Verfahrens, darf alfo nur. dann eins 
geleitet werden, wenn die nach wiflenfchaftlichen Grunds 
füßen und der Prarid nöthigen Erforderniffe vorhanden find 
und Kläger ausdruͤcklich darum bittet. Beide Erforderniffe 
verfagen fich im vorliegenden Fall. Als Erforderniß gilt die 
Beibringung einer beglaubigten Abfchrift der Beweis⸗ 
Urkunde bei Anftellung der Klage *), weil der Nichter von 


%* Martin: Lehrb. d. bürg, Proz. $. 251 fagt: »Die nöthigen 
Urkunden müffen wenigftens abfchriftlich dem Klaglibell 
gleich beigefügt feyu.« Gleiches Tehrt Linde: Lehrb. d. Eiv, 
Proz. $. 361 und Madeldey a. a. D. ©, 22, 
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dem ordentlichen Verfahren nur dann abweichen darf, wenn 
ihm befcheinigt wird, daß die Urkunde eine guarentigiirte ſei. 
- Eine folche Befcheinigung liegt aber nur in der eigenen Ans 
fiht der Urkunde, oder, wenn fie blos abfchriftlich beiges- 
bracht wird, im dem Hffentlichen Glauben deffen, der fie bes 
glaudigt und in deſſen Zeugniß über ihre Uebereinſtimmung 
mir der Urfchrift. Nun war aber in vorliegendem Falk die 
mit der Klage überdebene Abfchrift der Urkunde nicht bes 
glaubigt, der Richter konnte fo die erforderte Ueberzeugung 
darans nicht fchöpfen und mithin diefe Prozeßart nicht ein» 
leiten. 2— Ebenfo darf nach der Anficht der bewährteften 
Rechtölehrer — Martin Lehrbuch d. bürg. Pros. $. 250. 
Linde Lehrb. d. Civ. Proz. $. 360, der Executivprozeß nur 
auf ausdrückliches Verlangen des Klägers eingeleiter worden, 
ein Verlangen, welches im vorliegenden Fall nicht ausge— 
fprochen wurde. Zwar hat Kläger um fehleunige Rechts⸗ 
bülfe nachgefucht; aber diefer Ausdruck kann an und für 
fich ebenfo gut auf das Mahnverfahren bezogen werden, ift 
alfo zweidentig und muß aus den begleitenden Umſtaͤnden 
erklärt werden. Diefe deuten aber mehr auf das Mahnvers 
fahren bin, weil es 1) den gemeinen Mann viel befannter 
und geläufiger ift und 2) Kläger, wie oben gedacht, nicht 
beibrachte, was zur Begründung des Executivprozeſſes er⸗ 
forderlich war, die Bermuthung aber unmöglich dafür ftreis 
ten kann, daß jemand einen unftatthaften Antrag ſtellen 
werde, wenn feine Worte ebenfowohl einen offenbar ftatt- 
haften ausdrücken. Der mögliche Einwurf, daß Kläger als. 
rechtsunfundiger Landmann die Formen des Executivprozeſſes 
nicht gefannt haben werde, fpricht cher für ald gegen mich ; denn 
bat er fie nicht gefannt, fo ift auch nicht anzunehmen, daß 
er ihre Anwendung habe beantragen wollen — Großherzogl. 
Hofgericht der Provinz Starfenburg verwarf unterm 8. Juni 
1337 die Appellation, indem es einſtimmig den dahin gerich- 
teten Antrag des Referenten genehmigte. Zum Zweck der 
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Aburtheilung hatte aber Mef. ſich dahin ausgeſprochen: Aus 
der Urkunde vom 18. Mai 1834 geht hervor, daß fie alle 
Erforderniffe für die Einleitung des Executivprozeſſes befigt. 
Appellant beftreitet diefes auch nicht; er bebaupter nur, daß 
diefe Prozeßart theild darum nicht habe eingeleitet werden 
dürfen, weil mit der Klage nur eine unbeglaubigte Abs 
fohrift der Schuldurfunde beigebracht worden fei, theils 
darum, weil Kläger die Einleitung des Executivprozeſſes 
nicht verlangt habe. Indeſſen ift die Nothwendigkeit der 
Beibringung einer beglaubigten Abfchrift. der Urkunde 
nirgends gefeglich ausgefprochen *) und wenn es gleich im 
der Befugniß des Gerichts liegen möchte, vorerft die Bes 
glaubigung nachholen zu laſſen, ſo kann doch das Gericht 
davon. abfehen, fobald, wie hier, Feine befondere Gründe 
für. die Unrichtigfeit der unbeglaubigten Urkunde fprechen, 
oder, fobald wenigſtens, wie bier, der Gegner der Einleis 
tung des Executivprozeſſes nicht widerfpricht. — Kläger bat 
in. feinem Antrag auf fhleunige Rechtshülfe allerdings der 
Sache nach (und darauf, nicht ſowohl auf die Worte 
fommt ed an) um Einleitung des Executivprozeſſes nachges 
Sucht. Auf das Mahnverfahren fann das Verlangen deflels 
ben nicht bezogen werden, weil er den für das Prozeßver⸗ 
fahren erforderlichen Stempel von 45 Kreuzer vorgelegt 
hatte, da er, hätte er das Mahnverfahren bezweckt, blos 
eines Stempelbogend zu 15 Kreuzer bedurft. Auch gewährt 
der Weg des Mahnverfahrend, da auf die Anzeige, Eins 
wand zw haben, der Prozeßweg eingeleitet werden muß, dem 
Kläger nicht die Ansficht auf ſchleunige Rechtshülfe, wie der 
Executivprozeß. 


*) Der ſãchſiſche Prozeß ſcheint eine beglaubigte Abſchrift nicht 
zu fordern, Biener: Systema proc. jud. et comm. et sax. ed. 
-Siebdrat et Krug: Tom II, Ber. et Lips. 1835, fpricht $. 245 
p- 124 »De libello et cit. in proc. execut,« davon, daß Im— 
plorant »copias libello addere queat.« 
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Prbibitions- Protokolle. Deren Führung und Eins 
richtung bei den Untergerichten. Ausſchreiben Großherzogl. 
Hofgericht der Provinz Starfenburg vom 20. Januar 1830 
an die Untergericht „die Fuͤhrung und Einrichtung 
der Erbibitionsprotofolle bei den Untergerich» 
ten, betr. Man findet es zweckmäßig, daß die Erhibitiond“ - 
protofolle, welche die Untergerichte zu führen haben, ſowohl 
rückfichtlic der Gegenftände, welche in ſolche einzutragen 
find, alfo auch rüdkfichtlich der innern Einrichtung auf eine 
moͤglichſt gleichförmige Weife geführt werden. Aus diefem 
Grunde und mit Rückſicht auf die Erreichung der Haupt⸗ 
zwede der Exhibitionsprotokoll, nämlich die Nachweiſung 
der wirklichen Einlangung einer Eingabe, ferker die Unters 
ftüßung und Erleichterung des Landgerichtöperfonale, naments 
lic) der Richter, in der Gefchäftsführung felbft, und insbes 
fondere in der Controle gegen die pflichtmäßige Thaͤtigkeit 
der Untergebenen, und endlich die Erleichterung der höheren 
Behörden in Ausubung ihrer Anfficht auf das Landgericht 
. und resp. feine Mitglieder, finder man fich zu folgenden 
Anordnungen veranlaßt: 1) In der Regel find alle fohrifts 
liche Eingaben in das Erhibitionsprotofotl einzutragen. Hier⸗ 
ber gehören alfo alle Verfügungen und Reſcripte höherer 
Behörden, namentlich auch Monitorial» und Straf-Meferipte ; 
Eorreipondenz mit inlandifchen und ausländifchen Behörden 5 
ferner fchriftliche Eingaben von nicht coordinirten oͤffent⸗ 
lichen Ungeftellten im Bezirk, fowie Berichte und fonftige 
amtliche Eingaben von fubordinirten Localbehörden ; weiter 
VBorftellungen und fchriftliche Vorträge von Unterthanen, 


durch welche etwas verlangt und angerufen wird, mithin 


auch ſchriftliche Erinnerungsvorträge; endlich auch Urkun⸗ 
den, welche ohne Begleitungevortrag zur Information des 
Gerichts übergeben und nicht etwa fogleich wie z. B. dann 
und wann in Fällen der freiwilligen Gerichtbarkeit retra= 
dire werden. 2) Außer den fchriftlichen Eingaben bedürfen . 
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auch die in Civils Sachen (nicht Criminal» Sachen) von 
dem Gericht aufgenommen werdende Protokolle des Eins 
trags. in das Erhibitionsprotofolt. 3) Bon der Megel unter 
Ziffer 1 find jedoch ausgenommen und mithin nicht einzus 
tragen: a) Flurbuchd » Auszüge, Schakungen, Vermögens: - 
Atteſtate, fonftige Befcheinigungen und bloße Beilagen 
von Exhibiten oder Wrotofollen, und b) alle Berichte und 
dienftliche -fchriftliche Eingaben zum Behuf der Aufſtellung 
und. NRichrigftellung der Feldgerichtöprotofolle. 4) Da das 
Nachſchlagen in. dem Erhibitionsprofolle und in der Negiftra- 
tur durch das Führen eines fogenannten Inder fehr erleich- 
tert wird, fo wird zugleich auch die Führung eines. Inder 
empfohlen. 5) Rückſichtlich der dem Exhibitionsprotokoll zu 
gebenden inneren Einrichtung verweiſt man auf das anliegende 
Formular, nach welchem daffelbe einzurichten ift, und ber. 
merkt namentlich, daß der Eintrag der ertheilten Verfügung 
mit wenigen Worten gefchehen kann. Indem man übrigens 
fchließlich noch die Bemerkung beifügt, daß man durch das 
unter Ziffer 3 und 5 Gefagte eine weitläufigere Führung des 
Erhibitionsprotofolld da, wo die Landgerichte Zeit und Hülfe 
genug haben, nicht ausgefchloffen haben will, infomweit diefe 
MWeitläufigkeit nicht zweckwidrig wird und dadurch nicht die 
promte und gründliche Behandlung anderer Arbeiten leis 
det’’ ıc. 

Krpeditionen. Deren Richtigkeit. Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkfenburg, „Die 
Nichtigkeit der Expeditionen beim Hofgericht 
betr.’ an die Lintergerichte und ſämmtliche Hofgerichte- 
Advofaten und Brocuratoren, vom 3. November 1820 ,- des 
Inhalts: „Es ift zwar ſchon durch das Generale vom 
14. Sept. 1810, ad Num. H. ©. 5410 verfügt worden, 
Daß die Großherzogl. Untergerichte, und fämmtliche Hof: 
gerichts⸗Advokaten und Procuratoren, wenn Hofgerichte- 
Refolutionen an fie Bean würden, worin grobe Schreib- 
Vrozeßordn. II. 27 
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fehler enthalten feyen, oder, wenn auch die Schrift durch 
Gorreeturen entſtellt ift, diefelbe fogleich an Großherzogl. 
Hofgericht. zu fenden hätten, umd erwarte man die genaue 
Befolgung diefer Vorſchrift, indem, falls dergleichen fehler 
haft mundirte Refolutionen demungeachtet in Amts» Ycten 
vorgefunden würden, dieſes, nach Befund, geahnder wer⸗ 
den müſſe. Man finder fich indeflen veranlaßt, nicht nur 
diefe Verfügung zu wiederholen und einzufchärfen, fondern 
auch noch weiter zu verfügen, daß, wenn in Hofgerichtes 
Ausfertigungen die gebührende calligraphifche Drdnung 
nicht beobachtet fei, darüber ebenfalls fogleich gehörige Ans 
zeige gemacht werden folle.’’ 

rtinctiv- Derjährung J. P. d. H. ©. in D. 
Pr. 38: „Die Einrede der Ertinctiv » Verjährung wird won 
Dem Richter nicht ex officio berücfichtigt *) und kann nicht 
in jeder Lage des Prozeſſes vorgeſchützt werden (Entfcheis 
dung vom 6. November 1830 in Sachen des Stadthofpitals 
zu ©. gegen E. und J. A. Erben daſelbſt).“ 

N. 2.2» 09.9 ©. Nr. 106. „Die Einrede der 
Ertinetiv-Berjährung wird von dem Richter nicht von Amts⸗ 
wegen berückfichtigt. (Erfenntniß vom 31. März 1837, in 


°) f, v. Bülow und Hagemann Praft. Erörter. Bd. 1. Hann, 
1798. Nr. 74 wo es u. 9. heißt: »Die Verjährung einer 
Klage gefchieht nicht ipso jure, fondern fle geht nur dann vers 
foren, wein der Beflagte exceptionem praescriptionis extinc- 
tivae entgegenfegt. Die Ausfluht der Verjährung der Klagen 
beruhet auch auf factifchen Umständen und gründet ſich auf eine 
gefebmäßige Zeit und bonam fidem. Alles dag muß vom Rich: 
ter unterfucht und von dem, der fi darauf beziehet, ermiefen 
werden. Nach der richtigern Meinung kann daher der Richter 
. die Einrede der Verjährung, wenn fie von Feinem Theile ent: 
gegengefent ift, ex officio nicht fuppliren. Aber alsdann ift 
biervon eine Ausnahme zu machen, wenn die Werjährung aus 
‚den Acten genugfam erhellt und gang Plar iſt.« 
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Sachen des ©. und B. J. zu B. gegen die Erben des 
C. 8. C. zu H., Forderung betr.) 

Fiscus. Frift zu Koftenzahlung von Seiten 
deffelben. Musfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der 
Provinz Starkenburg vom 15. Juli 1826 „die dem Groß 
bersogl. Fiscus wegen Zahlungen von Deſervi— 
ten und fonftigen Koften anguberaumende Fri— 
ften betr.’ am die Untergerichte: „Sämmtlichen Unter: 
gerichten der Provinz Starfenburg wird hiermit zur Nachs 
achtung befannt gemacht, daß in Zukunft in den Fallen, wo 
der Großherzogl. Fiscus Deferviten, Auslagen oder fonftige 
Koften zu erfeßen habe, in den Erpeditionen eine Frift von 
acht Wochen zu ſetzen iſt.“ 

Sörmlichfeiten des Unterfuchungsverfahrens. Aut 
fchreiben Großherzog. Hofgerichts der Provinz; DOberheffen 
vom 7. Mai 1828 am die Untergerichte, „die Beobady 
tung der für das Unterfuchungsverfahren vor- 
gefchriebenen Förmlichleiten betreffend Wir 
haben mehrfach die Bemerkung machen muͤſſen, daß von 
manchen Landgerichten in vorkommenden Unterfuchungsfachen 
die für das Unterfuchungsverfahren gefeglich vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten nicht mit der durch die Wichtigkeit des Gegen 
ftandes gebotenen Pünktlichkeit beobachtet werden, und 
namentlich nicht felten die gehörige Verzeichnung de3 bei der 
Vornahme einzelner Unterfuchungs » Handlungen gegenmwärti- 
gen Gerichtsperfonald, fowie die Mitunterfchrift der Proto> 
£olle von Seiten des den Aet leitenden Richters theils unters 
bleibt, theild nur mangelhaft bewirkt wird. Um dem bier 
durch nur zu leicht erzeugt werdenden Nachtheilen zu begegs 
nen, fordern wir Sie auf, alle für eine Unterfuchung ge 
ſetzlich vworgefchriebenen Formen in. vorkommenden Fallen 
mit pflichtmäßiger Genauigkeit zu bepbachten, mit dem Anz 
fügen, daß wir und bei etwaiger Unterlaffung diefer Ver⸗ 
bindlichkeit gendthigt fehen, jeden Contraventionsfall mis 

27* 


420 Kornifationd: Sachen. — Friſterſtreckung. 


einer Strafe von wenigftend zwei Reichsthalern zu belegen, 
infofern die concurrirenden Umftänden nicht zur ‚Berhäns 
gung einer angemeſſenen fehärferen Ahndung auffordern 
ſollten.“ 


Fornications⸗Sachen. Requiſitionen ausläns 
diſcher Behoͤrden in ſolchen. Ausſchreiben Großherz. 
Hofgerichts der Provinz Starkenburg vom 28. Juni 1826 
„die Vollziehung einlangender Requiſitionen 
ausländiſcher Behörden in Fornicationsſachen 
betr.“ an die Untergerichte: „Die Verordnung Großherzogl. 
Geh. Staatsminiſteriums des Innern und der Juſtiz, des 
Inhalts, „„daß es keinem Anſtande unterliege, daß den 
Requiſitionen ausländiſcher Behörden in Fornicationsſachen, 
inſofern fie Civil-Anſprüche betreffen, Bis zur Publika— 
tion des Erfenntniffes einſchließlich, entfprochen werde, ins 
dem diefed fogar im dem Intereſſe der diefleitigen Staats⸗ 
bürger felbft liege; dagegen den Requifitionen um Wrtheild- 
Vollſtreckung, wenn diefe Urtheile nicht auf einer freiwil 
ligen Anerkennung der Vaterſchaft beruhen, nicht deferirt 
werden könne;““ wird fämmtlichen Untergerichten hierdurch 
zur Nachachtung bekannt gemacht.‘ Gleichen Inhalts ift 
ein Ausfchreiben Großherzog. Hofgerichts der Provinz Ober: 
beffen vom 19. Juli 1826). 


Srifterftredung. Gemeiner Befcheid Großherzogl. Hof- 
gerichtd der Provinz Oberheffen vom. 28. Dftober 1833. 
„Schon öfters bat man wahrgenommen, daß mehrere hiefige 
Anwälte die Grundſähze zu ignoriren fcheinen, welche das 
unterzeichnete Gericht in den Fallen befolgt, wo um Er- 
ſtreckung einer bereit bewilligten Frift gebeten wird, 
und eine Verfügung auf dieſes Friftgefirch vielleicht nicht 
zeitig genug erfolgt. Das unterzeichnete Gericht finder fich 
daher bewogen, nachftehende, dem gemeinen Mechte umd 
den gemeinen Befcheiden Großherzogl. Oberappellationsge⸗ 
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richts vom 30. Januar 1789 *) und 30. Januar 1796°**) 
entfprechenden,, auch bisher in dem bemerkten Falle von 
ihm. befolgten Grundfäße fänmtlichen Anwälten durch dies 
fen gemeinen Befcheid zu eröffnen. 1) Wird auf unbeftimmite 
Zeit um Verlängerung einer bereit bewilligten Frift ges 
beten, ohne daß zeitig genug eine Verfügung auf dieſes 
Friftgefuch erfolgt, fo kann die Frift auch nicht länger, ald 
die frühere, Frift beſtimmt war, für ftillfchweigend zugeftan« 
den erachtet werden. 2) Iſt aber in dem Friftgefuche um 
eine weitere Frift gebeten worden, fo muß auf jeden Fall 
die Handlung, zu deren Vornahme um Frift nachgefucht 
worden ift, binnen der erbetenen Frift, welche mit dem 
Ablauf der früher geftatteten Friſt zu laufen beginnt, vor⸗ 
genommen werden. 3) In den beiden vorgenannten Fällen 
find indeffen die Handlungen, auch wenn fie binnen der für 
fie vorgefchriebenen Frift eingereicht worden fein follten, 
nicht ohne Weiteres ald zur rechten Zeit vorgenommen zu 
betrachten, fondern es bängt hierbei Alles davon ab, ob 
das eingereichte Friftgefuch begründet war, oder nicht.“ 
Gegenbeweisfrift. Ausfchreiben Großherzogl. Hofges 
richt der Provinz Starfenburg vom 13. Juli 1831 „den 


# 


*) „Demnach Verſchiedene der hiefigen Advokaten bisher, wenn fie 
um Sriftverlängerung gebeten, ın den irrigen Gedanken geftans 
den, als. ob fie ein Dekret von dem Zribumal abzumarten bes 
fugt und fie, ehe diefes erfolgt, zu erfcheinen und zu haudeln 
nicht fchufdig feien, da fie doch vielmehr die Friſt für ſtillſchwei⸗ 
gend zugeftanden annehmen und während dem Laufe derfelben 
agenda hätten agiren follen; als wird ſämmtlichen hieſigen 
Advofaten hiermit angedeutet, daß fie insfünftige in obgedachs 
tem alle, ohne ein Dekret zu erwarten, ihre Handlungen ein= 
bringen follen.« 

»v) des Inhalts, daß, wenn um-eine Grit auf unbeſtimmte Zeit 
gebeten wird und feine Refolution darauf erfolgt, der termi- 
nus ordimis für ſtillſchweigend zugeftanden zu halten, aber nöthis 

gen Falls ein gefegliches Impediment zu befcheinigen fei. 
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Lauf und die Friſtbeſtimmung zur Führung des 
Gegenbeweiſes betr.“ an die Untergerichte: „Das 
Hofgericht hat in feiner Rechtsſprechung den Grundſatz ans 
genommen, daß die Frift zu Führung des direkten Gegen- 
beweiſes, foferm eine folche nicht ausdrücklich beftimmt wor⸗ 
den war, einem ftillfchweigenden Ablauf nicht unterworfen 
ift und daß mithin auf den geführten Beweis mit rechtlichen 
Beftand nicht eher erfannt werden Tann, ald nach zuvor 
ftattgehabter ausdrücklichen Anberaumung eines Termind oder 
Beſtimmung einer Frift zur Führung des Gegenbeweifes und 
Beendigung des Verfahrens darüber. Um Anftänden, welche 
daraus entftehen können, daß eine folche Friftbeftimmung 
nicht zeitig erfolgt, vorzubeugen, befolgt das Hofgericht 
ferner ald Regel den Grundfaß, daß in das Erkenutniß 
feloft, in welchem, unter ausdrücklichen oder ſtillſchweigen⸗ 
den Vorbehalt des Gegenbeweifes, auf Beweis erfannt wird, 
allemal die Beftimmung aufzunehmen ift, daß der Gegens 
beweis binnen Drdnungsfrift, welche von dem Tag der ers 
folgten Mittheilung der Beweisantrerung zu laufen anfange, 
anzutreten ſei ). Man finder es theild zur Abfchneidung 


x*) Webereinftimmend ift die Prozeßgefesgebung im Medlen: 
burgifden f. v. Kamptz Handbuch des Mecklenburgiſchen 
Civil: Progeffes. 2. Ausg. 1822, S. 160, 161. Ebenſo be: 

ſtimmt die badifhe Civil: Prozeß :Ordn, vom 31. Dec. 1831, 
$. 399, »Bür die Antretung des Gegenbeweifes fteht der Ge— 
genparthei Kraft des Geſeßes eine Friſt von gleicher Dauer 
zu, wie dem Beweisführer für Antretung des Beweiſes. Sie 
fäuft ihr vom Tage der Cinhändigung oder mündlichen Eröffs 
nung der Beweisantretung.« Und übereinftimmend ift die Ges 
fepgebung in Baiern (Gefeb vom 22. Juli 1819 »einige Vers 
befferungen der Gerichtsorduung betr.« $.12. — f. dv. Wendt 
Handbuch des bayerifchen Eivil:Prozeffes $. 100), der freien 
Stadt Bremen (Geridhtsordn. v. 1830, Abſchn. 4, Tit. 4. 
$. 174), Kurpeffen (Wagner Grundzüge ic. S. 82). Weber 
die Sefepgebung in Würtemberg f. Shüb: Der würtems 
bergiſche Eivit: Prozeß, Tüb. 1834. ©. 295, 296 in Sachſen 
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von Recurſen, theils zur Bewirkung einer uniformen Pros 
zeßleitung, für angemeſſen, die Untergerichte hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen und denſelben die Beobachtung gleichen 
Verfahrens anzuempfehlen.“ ſ. B. M. Bd. 3. ©. nı—u6? 
Theobald: „Einige Worte über den Gegenbe— 
weistermin nach der Natur der Sache und Groß— 
herzogle Heffifchen Prozeßgeſetzen.“ Vergl. noch: 
Mittermaier: „Beiträge zur Lehre vom Gegen⸗ 
beweiſe im ſechſten Band des Archivs für die eiviliſtiſche 
Praris ©. 342 — 386. In Bezug auf Geſetzgebungs— 
politik äußert fich der Derfaffer in A. dahin: „Entſteht — 
die. Frage: Ob für eine neue Gefeßgebung nicht die Ber 
Rimmung mehr zu empfehlen fei, welche den direkten Gegen» 
beweid (und den fogenannten. Beweis der Einreden)"dann 
anzutreten gebietet, wenn der Beklagte gerichtlich erfahren 
bat, daß der Kläger feinen Beweis angetreten habe, alſo 
fobald die Beweisartikel infinuirt worden find, fo dürfte 
die Frage bejaht werden, obwohl auch von Gönner ſich 
legislativ dagegen erklärt”). Es kann keinem Zweifel unter 
liegen, daß der Prozeß bedeutend abgekürzt wird, wenn fo- 
gleich mit der Antwort auf die Beweisartifel der. Gegenbes 
weis angetreten und num gemeinfchaftlich Über. Beweis und 
Gegenbeweis fo verhandelt wird, fo daß am Schluffe in dem 
Urtheile über das Reſultat der mechfelfeitigen Beweidführungen 
geurtheilt werden fann. Zwar behauptet von Gönner, 
daß nach dieſem Verfahren eben fo viel Zeit verwendet wers 
‚den müßte, ald ob die Bartheien über jedes nach der natür⸗ 
lichen Ordnung den Beweis angetreten hätten, indem ja die 
nämliche Zahl von Zeugen abgehört werden müßte, allein es 


Biener process, comm. et saxon $, 124: 125, Kori: Theorie 
‚ bes fächllichen bürgerl. Prozeſſes, $. 129, in der freien Stadt 
Frankfurt: Bender Lehrbuch des ——— der freien 
Stadt Frankfurt. Frankf. 1837. 

*) In feinem Haudb. d. Moz. Bd. 2. Tv. 351, 
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ift nicht fchwierig, zu berechnen, wieviel: Zeit wirklich ges 
wonnen wird, wenn man erwägt, daß, fobald man die Vers. 
bindung fordert, die Partheien zum naͤmlichen Termine ad 
andiendum et videndum testes in Anfehung der Haupt⸗ 
und Gegenbeweidzeugen vorgeladen werden können, und daß 
in dem nämlichen Termine die Yusfagen fämmtlicher Zeugen 
publisirt werden, und in den nämlichen Schriften über- die 
Nefultate des Beweiſes und Gegenbeweifes die fogenannten 
 Disputationsfchriften eingereicht werden koͤnnen. Da indem 
nämlichen Defrete zugleich immer über Beweis und Gegen» 
beweis entfchieden werden kann, fo werden auch beträcht- 
liche Koften erfpart. Die Beforgniß der Verwirrung wird 
von der Erfahrung (die bayerifche Praxis kann bier Belege 
liefern) widerlegt, fobald man nur in den Schriften der 
Partheien den Theil, welcher den Beweis trifft, von. dems 
jenigen, der. den Gegenbeweis enthält, abfondern läßt: Am 
Ende muß. doch Beweis und Gegenbeweis ald ein Ganzes 
aufgefaßt und zum Gegenftande einer umfaffenden ruptbtie 
lung gemacht werden ꝛc.“ Ä 

Bemeinde-Prozeffe. I Ausſchreiben Großgeriagl. 
SHofgerichtd der Provinz Oberheffen vom 7. Januar 1826: 
„das Verfahren in GemeindesProzeffen betr.‘ 
an die Untergerichte:: „Zufolge erhaltener Benachrichtigung 
Großherzogl. Negierung dahier haben fich Fälle ereignet; 
daß in Prozeß ſachen gegen Gemeinden nicht blog der Bürgers 
meifter, fondern auch ſämmtliche Gemeinderaths⸗Mitglieder 
zum Erſcheinend vor Gericht vorgeladen worden find. Da 
ein ſolches Verfahren den beftehenden gefeßlichen Worfchrifs 
ten nicht entfpricht und hierdurch für die Gemeinden fehr 
bedeutende und unnoͤthige Koften verurfacht werden ; fo- fins 
den wir und veranlaßt, Sie auf die genaue Befolgung des 
Art. 75 der Gemeinde » Ordnung *) zu verweifen, mit dem 


*) E. P. O, m Sp. 6.48, Anmer. 
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Anfuͤgen, daß in Fällen, wo der Buͤrgermeiſter bei der 
Führung von Gemeinde⸗Prozeſſen am die Zuſtimmung des 
Gemeinderaths gebunden iſt, es zu deflen Legitimation. ges 
nügen muß, wenn er eine gehörig abgefaßte und von ſaͤmmt⸗ 
lichen Semeinderath- Mitgliedern unter Beidrückung des Ges 
meindefiegeld unterfchriebene Vollmacht producirt.“ 

1. Auöfchreiben deffelben Gerichtshofs vom 8. März 
1826 im gleichem Betreff: „In unferem, des rubricirten 
Betreffs wegen, am 7. Januar I. 5. erlaflenen Generals 
Ansichreiben haben wir unter Andern bemerkt, daß in Fäls 
len, wo der Bürgermeifter bei der Führung von Gemeinde 
Prozeſſen am. die Zuftimmung des Gemeinderaths gebunden 
ſei, es zu deſſen Legimation genügen müffe, wenn er eine 
gehörig abgefaßte und von ſaͤmmtlichen Gemeinde 
raths⸗Mitgliedern unterfchriebene Vollmacht producirt. 
Um etwaigen Mißverſtaͤndniſſen vorzubeugen, erlaͤutern wir 
dieß nachträglich dahin, daß nach Art. 31 der Gemeindes 
Drdnung zwar eine. Einladung. fämmtlicher Mitglieder des 
Gemeinderaths zur Berfammlung ftastfinden muß, daß aber 
fhon in dem Falle, wenn zwei Drittel derfelben erfchienen 
find, abgefiimmt und. nach Stimmenmehrheit ein Befchluß 
gefaßt werden kann: ob ein Prozeß im Namen der Gemeinde 
geführt ‚oder fortgefeßt werden folle. Die Beftimmung un⸗ 
fered vorderen Generals Ausfchreibens‘ erleidet daher hier⸗ 
nach unter der gegebenen Vorausfeßung eine Modification 
und ed ift alddann hinreichend, wenn in der Vollmacht das 
eintretende befondere Verhältniß angeführt und derfelben 
eine beglaubigte Abfchrift der in dem erwähnten Artikel der 
Gemeinde » Ordnung. vorgefehriebenen Abſtimmungsurkunde 
beigelegt wird.’ 

Bemeinderathemitglieder als Sülfsbeamte der Ju⸗ 
ftiz. Competenz au deren Beftrafung. Am 12. Juli 
1837 erließ Grhzgl. Minifterium des Innern und der Juſtiz 
„die Competenz zur Beftrafung der Gemeinde 
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rathsmitglieder in ihrer Eigenfhaftr als Hülfs— 
beamte der Juſtiz betr.’ folgendes Ausfchreiben au 
die Provinzial» Commiffariate im Darmftadt und. zu. Gieffen 
und ſaͤmmtliche Großberzogl. Kreisräthe in den Provinzen 
Starkenburg und Oberbefien: „Um die Verfchiedenheit der 
Anfichten zu befeitigen, welche darüber entftanden find, ob 
bei Dienftvergehen, deren fich Ortsvorftände in ihrer Eigen 
fhaft als Huͤlfsbeamte der Zuftiz fchuldig machen, die den⸗ 
felben binfichtlich ihrer Hauptfunftionen ald Gemeindever- 
waltungs » Beamten vorgefeßten Adminiftrativbebörden, oder 
die Gerichte, in deren Neffort fie Geſchäfte ver Juſtiz be⸗ 
forgen, die Adminiftrativ » Unterfuchung: zu führen und: auf 
deren Grund disciplinarifch zu erkennen, oder. bei fchweren 
Dienftvergehen unfere Genehmigung zur foͤrmlichen Stellung 
vor Geriht — bei Gemeinderathömitgliedern zur Abgabe 
on das Gericht — einzuholen haben, finden wir, vermoͤge 
der ung, ald dem den Juſtizbeamten ſowohl, als auch den 
Berwaltungsbeamten vorgefeßten höchften Colleg zuftehenden 
Befugniffe, ung veranlaßt, allgemein zu verfügen, daß jene . 
Artributionen zum Reſſort der den Ortsvorftänden hinfichts 
lich ihrer Hauptfunftionen. als. Gemeindeverwaltungsbeamten 
vorgefeßten Ndminiftrativbehörden gehören. Indem wir Sie 
bieroon zu Ihrem Bemeſſen in Kenntniß ſetzen, eröffnen 
wir Ihnen zugleich, daß, fobald Ihnen, den Großherzogl. 
Kreisräthen, yon den Großherzogl. Stadt- und Landgerich- 
ten: Anzeigen über von Ortsvorſtänden, in. ihrer Eigen⸗ 
haft als Hülfsbeamten der Juſtiz, begangene Dienſtver⸗ 
gehen mitgetheilt werden, Sie nach $. 19 der Inſtruction 
für die Kreisräthe”) zu verfahren, ſomit vermöge der Ihnen 


—— 





*) Es heißt dort namentlich: Die Kreisräthe hätten die Dieuft: 
thätigfeit der ihnen untergeordneten Diener zu überwachen, 
Dermöge ihrer Disciplinargemalt feien fle bei Dienftnahläffig: 
Zeiten nud Disciplinarfehlern, ihnen, wenn Ermahnungen u, f 10, 
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zuſtehenden Gompetenz, wenn es fidy von bloßen Dienftfehlern 
und Dienftnachläffigfeiren handelt, und Ihre Strafgewalt 
ausreicht , felbft zu erkennen, außerdem aber Bericht an 
und zu erftarten haben, damit nach Befund der Umftände 
eine fürmliche Adminiftrariv » Unterfuchung angeordnet und 
folche dem Großherzogl. Adminiftrativ » Zuftizbofe übertras 
gen werde, welcher fodann auf den Grund diefer Unter 
ſuchung diseiplinarifch zu erkennen, oder die Stellung vor 
Gericht, resp. Abgabe an das Gericht, bei ung beantragen 
wird. In den Bezirken‘, in welchen Landräthe beftehen, 
werden letztere, fobald fie Anzeigen begangener Dienftvers 
gehen der bezeichneten Art von den Landgerichten erhalten, 
an das betreffende Großherzogl. Provinzial⸗Commiſſariat 
zu Verfügung der Unterſuchung und um auf deren Grund 
diseiplinarifch zu erkennen, oder Stellung vor Gericht zu 
beantragen, Bericht erftatten. ‚Schließlich bemerken wir: 
noch, daß, wenn auch nach dem oben Erwähnten den Lands 
gerichten bei Dienftuergehen der bezeichneten Art die eigent- 
liche Adminiſtrativ⸗Unter ſuchung nicht zuſteht, diefelben doch, 
wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, ohne Anftand befugt 
find, Diejenigen vorbereitenden Unterfuchungshandlungen vor⸗ 
zunehmen, welche erforderlich find, um über die Frage, ob 
eine. förmliche Adminiftrativ » Unterfuchung einzuleiten fei, 
urrheilen zu koͤnnen. Auch haben wir, um in den Verhand⸗ 
lungen zwifchen den Landgerichten und den Ortsvorſtän⸗ 
den ald Hülfsbeamten der Yuftiz einen rafcheren Gefchäfts- 
gang herbeizuführen und zu erhalten, den Landgerichten die 
Befugniß eingeräumt, gegen Ortsvorftände, welche in Er- 
ledigung der ihnen augehenden landgerichtlichen Auflagen ſaͤu⸗ 
mig find, DOrdnungsftrafen bis zu 20 fl. zu erkennen.’ — 
Im Auguſt 1837 fehten die Hofgerichte die Untergerichte von 
diefem Ausfchreiben zu ihrer Bemeflung in Kenntniß. 


kruchtlos blieben — Verweiſe zu ertheilen oder Geldſtrafen bis 
zu 20 Gulden anzuſetzen berechtigt ꝛc. 
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Gendarmen. Deren Beeidigung. Ausſchreiben 
Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Oberheflen vom 17. 
und Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starfenburg vom 
14. Mär; 1827 „die Vereidigung der Gendarmen betr.,‘‘ 
an die Untergerichte: „Von Großherzogl. Hefiifchem Kriegs- 
minifterium iſt nachfolgende Verfügung an das Commando 
der Gendarmerie erlaffen worden: „„Das Großherzogl. Mis 
nifterium des Innern und der Juſtiz findet für nörhig, daß 
den Gendarmen, außer dem von ihnen geleifteren Eid auf 
die Kriegsartikel, noch ein weiterer, auf ihre Dienftbeftims 
mung fich beziehender, Dienfteid zu dem Ende abgenommen 
werde, damit der, ihnen bei Denunciationen gebührende, 
öffentliche Glaube nicht beftandet werden könne. Dan trägt 
Ihnen daher auf, jedem künftig angeftellt werdenden Gen» 
darmen, durch den Auditeur, jenen Eid nach folgender 
Formel abnehmen zu Taffen: „„Ich gelobe ıc. ıc. bei 
allen Denunciationen, welche ich vermöge meines Dienftes 
bei den Behörden anbringe, mich fireng an die reine Wahr» 
heit, Niemand zu lieb und zu leid, halten au wollen, fo 
wahr mir Gott ıc. ꝛc.““ Da auch die dermalen angeſtell⸗ 
ten Gendarmen diefen Eid Teiften follen, fo haben fie deren 
Beeidigung, 1) binfichtlich der dahier flationirenden Gen- 
darmen, durch den Corps⸗Auditeur vornehmen zu laflen; 
2) hinfichtlich der in auswärtigen mit Auditenren verfehenen 
Garniſonen ftationirten,, die betreffenden Commandeure um 
die Beeidigung durch die ihnen untergebene Auditenre und, 
3) hinſichtlich aller übrigen, die berreffenden Stadt⸗ und 
Landgerichte, in Rheinheſſen aber die Zriedensgerichte um 
die Beeidigung zu requiriren. Uebrigens bemerkt man noch, 
daß nicht allein die gemeinen Gendarmen, fondern auch die 
Unteroffiziere diefen Eid zu leiften haben.’ Es wird diefeg 
hiermit zur gebührendenden Nachachtung bekannt gemacht.‘ 

Gendarmen. Strafbared Benehmen derfels 
ben und gegen fie. I. Ausfchreiben Großherzog. Hofs 
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gerichts der Provinz; Starkenburg vom 12. Juni 1830 an 
die Untergerichte „UUnterſuchungen gegen Gendars 
men: betr. Auf Anfuchen des Commando’s Großherzogl. 
Gendarmerie. werden fämmtliche Untergerichte der Provinz 

endurg angewieſen, für die Zukunft, wenn bei ſtatt⸗ 
babenden Exceſſen der Gendarmen gegen Unterthanen, und 
fo umgefehrt von Unterthanen gegen Gendarmen, Lnterfuchuns 
gen angeordnet werden, die desfallfigen Akten immer direkt 
an den Divifionär umd nicht an das Commando der Gen. 
darmerie einzufenden.’’ Gleichen Inhalts ift ein Ausfchreis 
ben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Oberheſſen vom 
4. Auguſt. 1830. 

m. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom a. Februar 1831 am die Untergerichte, 
„das Benehmen der im Dienfte oder im Urlaub 
befindlihen Soldaten gegen die Gendarmerie 
betr. Es ift höchften Dres verfügt worden, daß ſämmt⸗ 
liche Untergerichte von allen, in Unterfuchungsfachen wegen 
Wivderfeglichkeit gegen Gendarmen oder wegen Beleidigung 
und Mißhandlung von Gendarmen bei Ihnen erfolgenden 
Urtheilen, auf ähnliche Weife, wie bei dem Linien» Militär, 
fo oft e8 von dem Gendarmerie⸗Commando gemwünfcht wird, 
diefem Letzteren Nachricht ertheilen *). ine Benachrichtis 
gung von der Vollziehung der Urtheile fol jedoch, höchfter 
Verfügung zu Folge, nicht ftattfinden, weil die Gerichte für 
diefe Vollziehung verantwortlich find umd eine folche Benach- 
richtigung viele Schreibereien veranlaflen wiirde. Man weißt 
ſämmtliche Untergerichte an, fich hiernach zu achten.‘ 

II. Ausſchreiben deffelben Gerichtshofs vom 12. Febr. 
1831, ‚„Erceffe gegen Gendarmen, bei Ausübung 
ihres Dienfted betr. Hoöchfier Verfügung gemäß, wers 


*) Gleichen Inhalts ift ein Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts 
der Provinz Oberheffen vom 5. Gebr. 1831. 
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den ſaͤmmtliche Untergerichte angewieſen, fich die im In⸗ 
tereffe der Sicherheitspolizei fo. fehr wünfchenswerthe baldige 
Erledigung von Unterfuchungen,, betreffend Exceſſe gegen 
Gendarmen bei Ausuͤbung ihres Dienfted , ſtets zum beſon⸗ 
deren Anliegen zu machen *).’‘ ee. 
IV. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der 
vinz Oberhefien vom 28. März 1832 an die Untergerichte, 
„betr. vorgefallene Erceffe gegen Gendarmen. 
Dur hoͤchſtes Minifterialrefeript vom 25. Januar l. J. 
ift verfügt worden, daß die Großherzogl. Inſpektion der 
Gendarmerie von dem Reſultat der wegen Erceffen gegen 
Gendarmen bei Ausübung ihres Dienfted eingeleiteten Unter⸗ 
fuchungen fünftighin fogleich nach deren Beendigung benachrich- 
tigt werden foll. Mit Bezug auf das Generale vom 5. Febr. 
v. 3. werden Sie von diefer höchften Verfügung zu ihrem 
Bemeſſen hierdurch in Kenntniß geſetzt.“ 
Generalprotofolle der Untergerichte. Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz; Starfenburg vom 22. 
Januar 1834 an die Untergerichte, „die Generalprotos 
tolle der Untergerichre in Civilſachen betr.’ 
san hat wahrgenommen, daß im rubricirtem Betreff eine 
gleichförmige Einrichtung bei den Großherzogl. Landgerichten 
bisher nicht beftanden hat, und wird daher hiermit verord- 
net: 1) In allen Erbvertheilungs-, Vormundſchafts⸗, Cons 
curs⸗ und Unterfuchungsfachen find jederzeit vollftändige 
Generalprotofofle zu führen, darin Tag, Monat und Jahr, 
und da, wo es einen Zweck bat, auch die Stunde völlig 
ausgeschrieben anzugeben, und wird binfichtlich der letztern 
noch befonders verordnet, daß die Abhör von Angefchuldigs 
ten und Zeugen in das Generalprotofoll nicht aufgenommen 
werden dürfe. Weberall hat der Reſpicient die innere 


*) Gleichen Inhalts iſt ein Ausfchreiben Großherzog. Bofgericte 
der Provinz Oberheffen vom 5. Bebr. 1831. 
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Drdnung der Aeten zu handhaben und: nicht dem Netuariat 
zu überlaffen. 2) Bei rein fchriftlichen Verfahren find Res 
pertorien, wie fie bei dem Hofgerichte eingeführt find, mit 
den nothwendigen Abänderungen: su führen. 3) Bei dem 
mündlichen Verfahren fällt zwar die Führung von General 
protokollen und Wepertorien weg; aber von felbft verfteht 
es fih, daß die gehörige Ordnung der Akten gehandhabt 
werden muß. 4) Bei theifweife mündlichen und theilweiſe 
(chriftlichen Verfahren find Repertorien, welche eine Ueber⸗ 
ficht des Inhalts der Akten gewähren, zu führen. Man 
erwartet, daß diefe Worfchriften genau beobachtet werden.“ 
Gerichtliche Medicin *). | 
Gerichtsferien. I. Gemeiner Befcheid Großherzogl. 
KHofgerichtd der Provinz; Starkenburg vom 23. Oftober 1833 
‚zen Ablauf derFriften während der großen Ges 
richtsferien, insbefondere die Auslegung des 
$. 2ı der Oberappellationd- Geriht8- Ordnung 
vom 5. Auguft 1804. betr.: Großherzogl. Hofgericht 
giebt, mit Zuftimmung des oberften Gerichte, dem 8. 21 
der Oberappellationg » Gerichts » Ordnung von 1804 **) die 
Auslegung, daß: 1) die 20 Tage, binnen welcher, nach Ab» 
lauf de3 decendii, noch die Oberappellation angezeigt wers 
den darf, als fatale juris zus betrachten, alfo auch im Laufe 
der großen Ferien einzuhalten find, weil fie vom Gefeße 
beftimmt und feiner Erftredung fähig find; 2) daß, was 
von der Oberappellation ailt, auch auf die Nichtigfeitsbes 
ſchwerde, in Gemäßheit des Geſetzes vom 8. März; 1815 
anwendbar erfcheint; 3) daß die fraglichen 20 Tage, bezüg- 
lich des Rechtsmittels der Nevifion, weil fie ausdrücklich 
für erſtreckbar erklärt find, fein fatale juris find, und alfo 
erſt am erften Gerichtötage nach den Ferien ablaufen, resp. zu 


29) Hierüber wird ein befonderes Schriftchen BR 
En. O. Ep ©, 211, 
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laufen anfangen, je nachdem dad decendium ſchon vor den 
Ferien, oder erſt innerhalb derfelben abgelaufen ift. Jene 
bisher auch fchon von dem Großherzogl. Hofgericht befolgte 


Auslegung bringt man zur allgemeinen Kenntniß, damit die - 


Anwälte ſich nach ihr achten, mit dem Anfigen, das Groß- 
herzogl. Hofgericht künftig auf die Anzeige von Rechtsmit⸗ 
teln im Allgemeinen kein Dekret mehr erlaflen, fondern nur 
die Meproduction der Alten ex officio 20 Tage nach Ab⸗ 
lauf des decendii verfügen wird.“ 


I. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenburg vom 1. Maͤrz 1837, „die Gerichtsferien 
bei den Gerichtshöfen in den Provinzen Star— 
kenburg und Oberheſſen betr.“ an die Untergerichte 
und Hofgerichts⸗Advokaten und Proeuratoren der Provinz 
Starkenburg: „Nachdem durch hoͤchſte Verfügung vom 20. 


vorigen Monats beſtimmt worden iſt, daß die bei den Ge⸗ 


richtshöfen in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen 
ſeither üblich geweſenen Gerichtsferien in der Art beſchraͤnkt 
werden ſollen, daß kuͤnflighin nur folgende Ferien ſtattzu—⸗ 
finden haben: 1) auf Weihnachten 8 Tage, vom erften 
Feiertage bis zum Neujahrstage einfchließlich ; 2) auf Oftern 
8 Tage, und zwar mit dem Gründonnerstage beginnend; 
3) an Pfingften Tediglich die beiden Feiertage ; 4) zur Erndte⸗ 
Zeit 25 Tage, nämlich vom 1. bis zum 25. Auguft ein 
ſchließlich; ſo wird dies ſämmtlichen Untergerichten der bies 
figen Provinz und ſämmtlichen Hofgerichts-Advokaten und 
Procuratoren mit dem Anhange zur Nachricht und Nachach⸗ 
tung bekannt gemacht, daß auch fünftig, wie feither fchon 
geicheben, Vorforge getroffen werden wird, daß während 
der vorbeftimmten Ferienzeiten ſtets fo viele Mitglieder beis 
fammen find, ald zur Bildung eines Senats erforderlich 
iſt, damit zu jeder Zeit eilende, keinen Aufſchub geftattende 
Sachen erledigt werden koͤnnen.“ 
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Gerichtsſtand. 1. Verordnung vom 27. Mai 1830). 
„den Gerichtsſtand des Geſindes betr.‘ „Lude—⸗ 
wig II. ꝛc. Da die bei unſern Gerichten der Provinzen Star⸗ 
kenburg und Oberheſſen entſtandene Obſervanz, welche die 
Schriftſaͤßigkeit auch auf die Dienerſchaft und das Geſinde 
der — einen befreiten Gerichtsſtand genießenden Perſonen 
ausgedehnt hat, die Rechtspflege erſchwert und deren Bes 
förderung hindert, auch die höheren Gerichte dadurch haufig 
mit ganz geringfügigen Nechtsftreiten behelligt werden; fo 
verordnen Wir hiermit, wie folgt: $. 1. In Anfehung der- 
‚jenigen Perſonen, welche der Gerichtsbarkeit Unſerer ver⸗ 
febiedenen Hof » Zuftiz » Deputationen unterworfen find, ver 
bleivt es bei den deshalb beftehenden Vorſchriften. 8. 2. 
Die Dienerfchaft der fämmtlichen Prinzen und Prinzeffinnen 
Unſeres Hauſes hat ihren Gerichtsftand künftig bei Unferem 
Hofgerichte der betreffenden Provinz. $. 3. Die Diener 
ſchaft und das Gefinde aller übrigen Perfonen, welche einen 
befreiten Gerichtöftend haben, ift nicht mehr befugt, diefes 
-Brivilegium auch für. fich in Anfpruch zu nehmen, fondern 
ſoll der Zurisdierion der Stadt- und Landgerichte des Wohn: 
orts ihrer Dienfiherrfchaft unterworfen ſeyn. $. 4. Auf 
‚die bereits anhängigen Mechtöftreite findet diefe Verordnung 
feine Anwendung.“ 

1. P. d. O. 9 G. Mr. 59. — 
zur Begründung des Gerichtsſtandes vertrags— 
maͤßig eingegangener Verbindlichkeit *). Nach 


*) Ueber die Bekanntmachung vom 1. Mai 1830 »die Belan⸗ 
gung ber Hinterfaffen durd ihre Parrimonial:Ger 
richtsherrn betr.«, alfo den Gerichtsftand diefer Hinterſaſ⸗ 
” fen in Rechtsangelegenheiten mit ihren Patrimouialgerichtsherrn 
angehend, f. Adelige Gerichtsherru, ©. 24, Note. 

**) ſ. über den neneften wiffeufchaftlichen Standpunkt der Lehre von 
dem »foram contractus« Mühlenbriich : »Ueber das forum con- 
tractus« im 19, Bande des Archivs für die civiliſtiſche Praris, 
©, 337 —384, 

Progeforön, I. 28 - 
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einem auf guten Gruͤnden beruhenden Gerichtsgebrauche, 
iſt der Gerichtsſtand vertragsmäßig eingegangener Verbind- 
lichfeit (forum contractus) ohne Unterſchied, ob der zu bes 
langende ein In⸗ oder Ausländer ift, nur dann begründet, 
wenn derfelbe entweder in dem Bezirke des Gerichts, bei 
welchem geflagt werden foll, anmefend ift, oder Vermögen 
in demfelben befibt. (Erkenntniß vom 14. Auguft 1782 in 
Sachen des Geheimen Raths von ©. in Hanau gegen die 
Gebruͤder J. C. und J. C. W. zu A. Erfenntniß vom 1. 
Mai 1828 in Sachen des Pferdehändlers D. S. zu Deſſau 
gegen Großherzogl. Obermarſtallamt dahier, Pferdehandel 
betr. und Erkenntniß vom 2. März 1832 in Sachen der 
Erben des H. B. zu O. gegen die Erben des G. L. zu H. 
Darlehnforderung betreffend.)’‘ — ſ. Ueber den Gerichtsge⸗ 
brauch u, U. Scheurlen: Der teutfche gemeine und würtem⸗ 
bergifche Civil- Prozeß, Band 1. Tüb. 1836. 8. 77 „Der 
Gerichtsftand des Contraktes“ ©. 256. 37. Der 
Verfaſſer fagt: „In der Praris verlangt man gewöhnlich 
zur Begründung diefes Gerichtsſtandes, daß der Beklagte 
zur Zeit der Anftellung der Klage im Bezirke des Gerichts, 
wo der Contraft gefchloffen worden, fich perfünlich einfinden 
oder doch wenigftens Vermögen dafelbft befigen müffe; allein 
theoretiſch läßt fich diefes Requiſit keineswegs begründen. 
Cap. 1. $. 3 in VIto de foro competente (2. 2), worauf 
ſich zur Begründung diefes Nequifits gewöhnlich berufen 
wird, fpricht geradezu dagegen, indem bier dem Richter 
des gefchloffenen Vertrags auch dann die Einleitung des Pro- 
zeſſes geftartet wird, wenn fich der Beklagte nicht dafelbft 
‚treffen laßt und auch Fein Vermögen dort beſitzt.“ — 
binzufügend: „Die von Würtemberg mit Baitrn, 
mit Baden und mit Hohenzpllern: Sigmaringen 
abgefchloffenen Jurisdietionsverträge fchreiben ald Bedingung 
diefes Gerichtöftandes vor, daß der beklagte Contrahent zur 
Zeit der Ladung in dem Gerichtsbesirfe, in welchem der 
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Contrakt gefchloffen worden ift, anweſend feyn müffe, eine 
Beitimmung, welche befonders bei den auf Öffentlichen Maͤrk⸗ 
ten gefchloffenen Contrakten und bei Viehhändeln Anwendung 
finden foll’’. Weber vie Gefebgebung im Medlenburgi- 
ſchen f. v. Kamptz: Handb. d. medlend. Civil» Bros. 
2. Ausg. von v. Nettelbladt. Berl. 1822, ©. 71. 7%. 

1. P. d. O. A. © Wr. 79. Gerichtsftand der 
entftandenen Verbindlichfeit, insbefondere er 
delicto. Der befondere Gerichtsftand der eingegangenen Ver⸗ 
bindlichfeit — (conf. Nr. 59 der Prajudizien « Sammlung) 
— ift auch in den Fallen begründet, wo es fich um die 
Erfüllung der aus einem Delict entfiandenen Verbindlich⸗ 
keiten handelt. Urtheil vom 6. September 1833 in Sachen 
©. v. H. gegen B. Relieten in R. 

IV. 9%. 009.9 © Nr. 100. Forum für Ber 
fisflagen. „Poſſeſſoriſche Klagen gehören vor das forum 
rei sitae. Das forum rei sitae aber ift, falls micht die 
Schriftſäßigkeit des Objeets eine Ausnahme begründet, 
das betreffende Stadt» oder Landgericht, welches dann auch 
binfichtlich der Standesheren unter dem im Z. 13 des 
Allerhöchſten Edictd vom 17. Februar 1820 gebrauchten Aus⸗ 
druck „„einſchlägige Gerichte“““ zu verſtehen ift (Beſchloſſen 
in der Oberappellationsgerichts⸗-Sitzung vom 15. Septem⸗ 
ber 1836. Erkenntniß in Sachen des Papierfabrifanten 
D. H. zu ©. Klägers und Appellanten, gegen die Gräf- 
ih G. fche Fideicommiff» Curatel, Beklagte und Appellatin, 
eine om dem Wafferbett vorgenommene, der Papiermühle 
nachtheilige Veränderung betr.) 

V. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Oberheſſen vom 10. März 1829, „die Competen; in 
Streitigfeiten über Kirchenftände betr.’ an die 
Untergerichte: „Höchſten Orts ift in Betreff des rubricir- 
ten Gegenftandes unterm 19. Febr. l. J. mit Beziehung 
anf eine frühere, seither jedoch hin und wieder mißverftandene 

28” 
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höchſte Verfügung vom 18. Mai 1805 beſtimmt worden, 
daß Rechtsſtreitigkeiten uͤber Kirchenſtühle einen dinglich 
befreiten Gerichtsſtand nicht haben, vielmehr der Regel nach 
zur Competenz der Großherzogl. Landgerichte und nur in 
ſolchen Faͤllen, in erſter Inſtanz, vor die Großherzogl. Hofs 
gerichte gehoͤren ſollen, in welchen der Kirchenkaſten, oder 
die Kirchenvorſtände, als Beklagte erſcheinen. Sie werden 
ſich hiernach bemeſſen.“ C. P. O. m. Sp. ©. 108. 
VI. Ausſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Oberheſſen vom 29. April 1829 „die Rechtsſache 
des Friedrich Streib von Rappenau gegen den 
Forfifiscus wegen Holzkaufſchillingsruͤckſtan— 
des, nun den Abfchluß eines allgemeinen Juris— 
dietiondg- Vertrags mit dem Großherzog. Badi- 
fhen Gouvernement betr.’ an die Lntergerichte : 
„Sie werden von machftehender Verfügung der höchſten 
Staatsbehörde vom 7. d. zu Ihrem Bemeſſen in. Kenntniß 
gefeßt: Darmjtadt den 7. April 1829. Das Großherzog⸗ 
lich Heffifhe Minifterium des Innern und der Juſtiz an 
das Großherzogl. Heſſiſche Hofgericht zu Gieffen: Da der 
außerordentliche Gerichtöftand des gefchloffenen Vertrags im 
der Gefebgebung des Großherzogthums Baden überhaupt 
nicht anerkannt *) und daher auch die Großherzogl. Badifche, 
auf gemeinfchaftlicher Webereinkunft berubende, Verordnung 
vom 30. Juni 1813, welche der Ddieffeitigen Verordnung 
von demfelben Datum, den Gerichtöftand der Standeeherrn 
ıc. und die Vollziehbarkeit richterliche Erfenntniffe in den 
beiden Staaten betreffend **), correfpondirt, auf ſolche Ers 
fenntniffe, welche von einem dieffeitigen Gerichte, in deffen 
Bezirk ein Contrakt gefchloffen worden ift, gegen einen Bas 
difchen Unterthanen ertheilt werden, nicht anmendbar iſt; 
*) Diefes ailt auch von der nenen Badifchen Prozeßordnung in 


bürgerlichen EINEN vom 31, December 1831. 
*) (, 6, 165. 
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ſo machen wir Sie hiermit bekannt, damit in Ihrem Ge— 
richtsbezirke, wenn dergleichen Erkenntniſſe der Badiſchen 
Gerichte gegen Heſſiſche Unterthanen erfolgen ſollten, die 
Vollziehung derſelben ebenfalls nicht ſtattfinde. Uebrigens 
iſt, gelegenheitlich der Verhandlungen über dieſen Gegen, 
ſtand, zwiſchen den beiderſeitigen Gouvernements verabredet 
worden, daß die von den beiderſeitigen Gerichten ergehen⸗ 
den Urtheile, nachdem fie auf eine amtliche Nequifition 
von dem requirirten Michter für wollziehbar erklärt worden 
- find, in der Vollziehung Feinerlei weiteren Formalitäten und 
Koften unterworfen feyn ſollen, ald diejenigen, welchen die 
inländifchen Wrtheile felbft unterworfen find, fo daß es 
in der Provinz Mheinheffen nur noch der Aufforderung des 
Vollziehungsbeamten bedarf, um die wirkliche Vollziehung 
eines für ereeutorifch erklärten Urtheils zu bewirken. Hier: 
nach werden Gie fich, fomeit es die Provinz Oberh. betrifft, 
nicht nur felbft bemeflen, fondern auch die — Untergerichte 
inftewiren.’’ Gleichen Inhalts ift ein Ausſchr. Großherzogl. 
Hofger. d. Prov. Starkend. vom 16. Mai 1829. 

VII. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. v. 
26. März 1826 am die Untergerichte, „dia s forum contrac- 
tus bei Markthaͤndeln betr. Zwifchen dem Großher⸗ 
zogthum Heflen und dem Kurfürftentbum Heſſen beftand 
fruͤherhin eine  unbedingte wechfelfeitige Anerkennung des 
Contrafts » Forums bei Markthändeln, welche von den Uns 
- terthanen des einen Staated auf den Märkten des anderen 
Staates. abgefchloffen wurden *). Da von Geiten Kurs 


* f. Wagner: Grundzüge der Gerichtöverfaffung und des unters 
gerichtlichen Verfahrens in Kurheffen, 2. Ausg. Marb. 1827 
$. 2, wo in Bezug auf den Gerichteftaud des gefchloffenen 
Vertrags die Note fi) findet: »Dr. B. M. Pfeiffer: Neue 
Sammlung bemerfenswerther Entfcheidungen des Oberappella- 
tionggerichts zu Gaffel 1. Bd. S. 33. Nr.6 in der Duvfing | 
ſchen Sammlung (Collect. notab. decis. supr. trib. Hasso-Cass 
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heſſens dieſe Anerkennung ſo modificirt worden iſt, daß ſie, 
ebenſo wie bei allen ſonſtigen im Ausland abgeſchloſſen wer⸗ 
denden, oder daſelbſt zu erfuͤllenden Verträgen, nur dann 
eintreten ſoll, wenn der Kurheſſiſche Unterthan, der in 
dieſſeitigen Landen den Vertrag abgeſchloſſen, oder zu erfül⸗ 
len hat, in dem Ort des Contrakts ſich perſoͤnlich befindet, 
oder Vermögen daſelbſt beſitzt; ſo iſt höchſten Orts verfügt 
worden, daß die dieſſeitigen Gerichte die Competenz der 
Kurheſſiſchen gegen dieſſeitigen Unterthauen, werden fie da⸗ 
ſelbſt, wegen eines in Kurheſſen abgeſchloſſenen, oder zu 
erfüllenden Vertrags, belangt, nur unter gleichen Vorauss 
feßungen anzuertennen haben. Es ift fich hiernach au 
achten.‘ 


VIII. Der erfte Abfchnitt des dritten Theild der 
Verordnung vom 28. April 1835 „die Disciplinerfias 
tuten der Univerfirät Gieffen berr.’ Handelt 
„son der Gerichtsbarkeit über Studirende in 
PolizeisDenunciationd- und Griminalfahen 
überhaupt, ſowie insbefondere in Disciplinars 
ſachen“ (Art. 101— 110). In dem drei erften Abfchnit 
ten des Art. 101 heißt ed: „Die Studirenden find den alls 
gemeinen und Localgefegen und Verordnungen in Beziehung 
auf Polizei: Denunciationg- und Criminalſachen, fowie alle 
andere Unterthanen unterworfen und in diefen Beziehungen 
fiehen fie unter den allgemeinen, sur Handhabung derfelben 
vom Staate eonftitwirten Gerichtd- und Verwaltungsbehör⸗ 


Tom IIL) ©. 23, Nr. 6, Ertr. Geh. Raths Port v. 7. Jan. 
1817. Außer den hier erwähnten Marfthändeln mit Großh. 
Heſſiſchen Unterthanen ift zur Begründung ded fori contrac- 
tus erforderlich, daß der Merflagte entweder anwefend, oder 


unter denfelben mit Gütern angefeffen fei. Pfeiffer (Duyflug) 
l. cn. 7. 8.« 
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den”). DieStudirenden haben hiernach den mit der Hand⸗ 
habung diefer Geſetze und Verordnungen, indbefondere der 
Eorolpolizei, beauftragten Beamten und Dienern die gebühs 
rende Achtung und in Ausübung ihres Amtes den fchuldigen 
Gehorfam zu beweifen. Die Studirenden genießen in diefer 
Beziehung die Rechte der Schriftfäffigen.‘ Hierauf 
beffimmt der Art. 103 weiter: ‚‚Außerdem find die Gtudi- 
‚renden den akademifchen Diseiplinargefegen und allen von 
den Univerſitätsbehoͤrden in alademifchen Disciplinarfachen 
ausgehenden Anordnungen unterworfen und in diefer Beziehung 
ftehen fie unter den zur Handhabung der akademifchen Dis⸗ 
eiplin vom Staate conftituirten Univerfitätsbehörden.’’ Nach 
Art. 103 ift „die Handhabung der für die Studirenden der 


*) Der Art. 125 ber Verordnung beftimmt: »Die allgemeinen 

Gerichtsbehörden find verpflichtet, dem Univerfitätsrichter von 
alten Erfenntniffen Nachricht zu geben, die fie im Bereiche ih» 
rer Competenz gegen Studirende ausgefprohen. Auch haben 
biefelben ihm von jeder peinlichen Unterfuchung gegen Studis 
rende alsbald nach deren Einleitung Kenntniß zu geben.« Un: 
term 14. October 1835 referibirte Großh. Minifter. des In— 
ern und Juſtiz folgendes an die Hofgerichte« Der Art. 125 
der alterhöchften, die academifhen Disciplinarftatuten für die 
Univerfität Gießen betreffenden, Verordnung vom 28. April 
d. J., verpflichtet die allgemeinen Gerichtsbehörden, dem Unis 
verfitätsrichter von allen Erfenutniffen Nachricht zu geben, die 
fie im Bereiche ihrer Competenz gegen Studirende ausfprechen, 
fo wie auch denfelden von jeden peinlichen Unterfuchungen gegen 
Studireude alsbald nach deren Einleitung in Kenntniß zu ſetzen. 
Mie wir erfahren haben, ift diefe DVorfchrift, deren genaue 
Beobachtung um defwillen als durchaus erforderlich erfcheint, 
damit die Umiverfitätsbehörde fortwährend in der ihr nothwens 
digen Weberficht über das ganze Merhaften eined Studirenden 
bleibe, bisher nicht allgemein befolgt worden. Wir finden und 
hierdurch veranlaßt, Sie aufzuford-ın, nicht nur Sich ſelbſt iu 
vorfommenden Fällen nach der erwähnten Beſtimmung ftreng 
zu bemeffen, fondern auch die Ihnen untergebenen Gerichtebe: 
hörden zur Befolgung derfelben anzumeifen.« 
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Univerſität beſtehenden beſonderen Gebote und Verbote dem 
akademiſchen Disciplinargericht und dem Univerfitätsrichter 
übertragen.’’ Die Art. 104— 107 find des Inhalte: „Art. 10%. 
Alle Diseiplinarvergehen ohne Unterfchied unterfucht der 
Univerfitätsrichter feibftftändig, und in dem Falle, in wel— 
chem es ſich von einem ordnungswidrigen Benehmen gegen 
den Univerfitätsrichter felbit handelt, und das von der Ars 
it, daß es mit einer bärteren als dreitägigen Carcerfirafe 
geahndet werden muß, hat ein anderes Mitglied des Disci- 
plinalgerichts die Unterfuchung zu führen. Art. 105. In⸗ 
fofern wegen eines Vergehens nicht auf höhere Strafen, 
ald Verweis oder achttägigen Sarcerfirafe oder Geldftrafe 
bis zu drei Gulden zu erfennen ift, übt der Univerfitätsrich- 
ter die Strafgewalt felbftftändig, ohne Mitwirkung des Dis— 
ciplinargerichts , aus, ift aber verbunden, das Gericht in 
fteter Ueberſicht von dem Gebrauche diefer Strafgewalt zu 
halten, theils, damit demfelben fortwährend die Ueberſicht 
des Zuſtandes der Dieciplin bleibt, theils, um ihn Gelegens 
heit zu geben, fich über die zeitgemäße Handhabung der 
amtlichen Strafgemalt des Univerſitaͤtsrichters mit diefem 
befprechen, oder bei Verfchiedenheit der Anfichten etwa die 
Entfchließung des verordneten Minifterii einholen zu können. 
Art. 106. Diefe Mitwirkung des afademifchen Disciplinars 
Gerichts tritt ein: I. in den Fallen, in welchen es ſich 
um den Fleiß der Studirenden handelt; I. in den Fällen, 
in welchen e8 fich um Verfehlungen der Studirenden bei 
den Befuche der Lehrſtunden, bei Öffentlichen afademifchen 
Feierlichkeiten, fo wie überhaupt durch Verlekung der den 
Borgefebten, Lehrern und Beamten der Univerfität gebuͤh⸗ 
renden Achtung handelt, mit Ausnahme der Falle, in wels 
chen fich um Ungebuͤhrlichkeiten gegen Univerfitätsrichter, die 
ibm im Amte zugefügt werden, handelt, welche, wenn fie 
nicht eine härtere Rüge als dreitägigen Carcer erfordern, 
von ihm felbft befiraft werden dürfen; III. in den Fällen, 
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in welchem, einerlei, von welchen beftimmten Vergehen es fich 
‚handelt, das Geſetz im Allgemeinen eine höhere Strafe, 
nach Umftänden, für zuldffig erklärt bat, als diejenige ift, 
welche der Univerfitätsrichter felbftftandig auszufprechen bes 
fugt ift. Art. 107. Der Univerfitätsrichter bringt, nach 
von ihm vollendeter Unterfuchung, diejenigen Disciplinars 
ſachen, bei deren Aburtheilung nach ihrer beftimmten Art, 
oder nach den auf fie in den Disciplinargeſetzen beftimmt 
feftgefegten Strafen ohne Mitwirkung des afademifchen Diss 
ciplinargerichts erforderlich ift, zum Behufe ihrer Entfcheis 
dung durch Erftattung eined Vertrags an diefe Behörde.’ 
Der Art. 109 beftimmt: ,,Der Univerfitätsrichter hat die 
Vollziehung aller umd jeder gegen Studirende erkannt wers 
denden Disciplinarſtrafen;“ der Art. 110 aber: „Der Unis 
verfitätsrichter ift in den die Studirenden betreffenden Dis⸗ 
ciplinarſachen die alleinige, mit allen andern Behörden des 
Inlandes und Auslandes correfpondirende Behörde, infofern 
nicht in beftimmten Fällen diefe Correfpondenz; durch den 
anßerordentlichen Negierungsbevollmächtigten zu führen iſt.“ 
Der erfte Abfchnitt des vierten Theild der Verordnung 
vom 28. April 1835 handelt (in dem Art. 130 — 133) 
„von den privatrehtlihen Verbältniffen der 
Studirenden überhaupt und ift des Inhalts: ‚Art. 
130. Die Studirenden ftehen im Allgemeinen in Beziehung 
auf ihre Brivatverhältniffe unter den vom Staate zur Ver⸗ 
waltung der Givilgerichtsbarfeit conftituirten allgemeinen 
Landesbehörden. Gie genießen in diefer Hinficht die Rechte 
der Schriftfäffigen. Art. 131. Nur wegen der fogenann- 
ten gefeßlichen Schulden, welche die Studirenden während 
ihres temporären Aufenthalts: auf der Univerfirdt contrahi⸗ 
ren *) find die Studirenden einer befonderen Civilgerichtsbar⸗ 
feit unterworfen. Art. 132. Diefelbe befondere Civilgerichtsbar⸗ 


°) Im Art. 156 heißt es noch: »SEs ift dieſen, die gefehlichen 
Schulden ver Stidirenden betreffenden Verfügungen nicht der 
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keit iſt, ſowohl, was die Verhandlung, als was die Abur⸗ 
theilung betrifft, dem Univerſitaͤtsrichter übertragen. Art. 133. 
In objectiver Hinſicht iſt dieſe Civilgerichtsbarkeit auf die 
geſetzlichen Schuldforderungen gegen Studirende beſchraͤnkt.“ 
Der zweite Abſchnitt (Art. 134 — 137 handelt von den, 
bei den Unterfuchungsrichter eingeflagt werden: 
fönnenden Schuldverbindlichkeiten der Studis 
renden insbefondere: ‚Art. 134. Bei dem Univerſi⸗ 
tätsrichter werden geltend gemacht: Die gefeglihen For: 
derungen gegen Studirende, es mögen -diefelben unbeftrit- 
ten oder befiritten feyn. Art. 135. Als gefegliche 
Schulden der Studirenden erfcheinen : 4) Die Honorarien 
der afademifchen Lehrer , fowie der Nepetenten, Sprach⸗, 
Erecitien⸗ und anderer Lehrmeifter, 2) die Honorarien für 
Aerzte und Wundärzte, 3) die Forderungen für Medica- 
mente, 4) die Forderungen für Collegienbücher, 5) der. 
Miethzins für Wohnung und Möbel für die Dauer eines 
Semeſters, 6) der Lohn und dag ‚Koftgeld der Dienftboren, 
Aufwärter, auf die Dauer eineg Semefterd, 7) der Lohn 
für Barbier und Wafcherinnen für die Dauer eines Viertel: 
jahres, 8) die. Forderungen für das Mittags⸗ und Abend» 
Effen für dir Dauer eines Vierteljahre, 9) die Forderungen 
für Holz bis zum Betrage von zwei Stecken, 10) die Fors 
derungen der Hauswirthe, Dienftboten, und Yufwärter für _ 
Frühſtück, Licht und dergleichen Heinen Sedürfniffe bis zum -- 
Betrage von zehn Gulden, 11) die Forderungen für Schnei- 





Sinn beizufegen, ald ob dieſelben ungeahndet und ohne alfe 
Verbindlichkeit zur Wiederbezahlung, nicht gefepliche Schulden 
machen dürften. Auf Schulden, die nach dem Begriffe, den 
diefe Disciplinargefebe darüber aufgeftellt Haben, nicht als ges 
fegliche augefehen werden follen, kann nur im Allgemeinen bei 
dem Univerfitätsrichter nicht förmlich geklagt werden. Dage: 
gen aber ift des Schuldners bei einem anderen Gerichte Flag: 
bare Verbindlichkeit dadurch nicht aufgehoben,« 
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derarbeit, bis zum Betrage von achtzehn Gulden, 12) die 
Forderungen für Schuhmacherarbeit bis zum Betrage von 
achtzehn Gulden, 13) die Forderungen für Schreibmaterialien 
bis zum. Betrage von fünf Gulden, 14) die Forderungen 
für Buchbinderarbeit bis zum Betrage von fünf Gulden, 
15) das Kaufgeld für anatomifche Inftrumente bis zum Bes 
trage von fünfzehn Gulden. Art. 136. Alle diefe Fordes 
rungen haben den Borzug, daß diefelben vor dem Univer⸗ 
fitätsrichter geltend gemacht werden koͤnnen, daß gegen dies 
felben feine Einwendungen daraus, daß der Schuldner noch 
unter vÄterlicher Gewalt oder Vormundfchaft fteht, abgeleis 
tet werden koͤnnen und daß zu ihren Gunften befondere Ere- 
eutionsmittel zuläſſig find. Art. 137. Diefen Vorzug bes 
halten diefe Forderungen jedoch nur dann, wenn fie mit: 
dem Ablauf des Semeſters, alfo, wenn fie innerhalb eines 
Winterhalbenjahrs contrahirt worden, vor dem Samſtag 
vor Palmarum, und wenn fie während eines Sommerhals 
benjahrs entſtanden, vor dem Samftag vor Michaelis ein- 
geklagt, wenigftend, unter in jeder Hinficht genauer Spe⸗ 
eifleation, bei dem Univerfitätsrichter angezeigt und ſodann, 
binnen ſechs Woch a, geltend gemacht werden.’ Der dritte 
Abſchnitt (Art. 138 — 142) der „allgemeine Beſtim⸗ 
mungen in Beziehung auf das Schuldenwefen 
der Studirenden enthält, beftimmt noch Art. 138 „Der 
Stupdirende bleibt auch nach feinem Abzuge von der Univer⸗ 
fität der Civil» Gerichtsbarkeit des Univerſitaͤtsrichters in 
Beziehung auf die auf der Univerfität contrahirten gefeß- 
lichen Schulden, ſo lange, bis fie vollſtändig getilgt find, 
unterworfen und es haben deßhalb die inländifchen Gerichts- 
behörden den deßfallſigen Nequifitionen des Univerſitaͤtsrich⸗ 
ters zu entſprechen.“ 

Sauptbericht. I. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Starkenb. vom 24. Juli 1821 „die von den Großh. Juſtiz⸗ 
aͤmtern zu erſtattenden Hauptberichte betr.“ an die Unter⸗ 
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gerichte: „Es ift ſchon mehrmald wahrgenommen worden, 
daß die Großh. Juſtizämter in den Fällen, wo fie Special 
inquifitionen geführt haben, Feine, oder doch Feine genügende 
SHauptberichte erftatten. Da diefe Hauptberichte indeſſen 
eine norhmendige Arbeit des Inquirenten find, indem ſowohl 
folche diefem weit leichter zu fertigen werden, als jedem 
andern, ald auch, umd vorzüglich, weil der Inquirent oft 
erit durch Fertigung des Hauptberichtd mir Beftimmtheit zu 
beurtheilen im Stande ift, im wie ferne die Unterfuchung 
noch Mängel hat oder nicht; fo wird den. fämmtlichen Un⸗ 
tergerichten hierdurch für die Zukunft aufgegeben, bei allen 
von ihnen geführt werdenden Special» Inquifitionen wenig- 
ftens im Allgemeinen die vorliegenden Facta in dem zu ers 
ſtattenden Berichte anzugeben, und ſolche durch vollſtändige 
Allegate aus dem Unterfuchungsprotofolle zu belegen.’ Gleis 
chen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. der Provinz 
Oberheſſen vom 11. Juni 1830. | 

U. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 
415. November 1834 „die Abfaffung der Hauptbe- 
richte betr.‘ an die Untergerichte: „Man weist ſaͤmmt⸗ 
liche Untergerichte an, bei der Unterſchrift der Hauptberichte 
ftetd den Eoneipienten derfelben namhaft zu machen, insbe: 
fondere auch, wenn ein bei dem Landgericht arbeitender Ac⸗ 
ceffift den Bericht abgefaßt hat.“ 

II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prob. Starkenb. vom 
27. Sept. 1837 an die Stadt⸗ und Landgerichte und das 
Criminalgericht in Darmſtadt „die zu erſtattenden 
Hauptberichte betr. In den zu erſtattenden Haupt⸗ 
berichten iſt ſeither haͤufig nicht bemerkt worden, wie lange 
die angeſchuldigten, im Lauf der Unterſuchung verhaftet 
geweſenen, Individuen dem Detentiond »Arreft ausgeſetzt 
geweſen ſind. Da jedoch die Hauptberichte, wenn ſie ihren 
Zweck vollſtaͤndig erreichen ſollen, auch uͤber dieſen Punkt 
ſich verbreiten müſſen; fo giebt man ſaͤmmtlichen Unterges 
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vichten auf, auch in der angeregten Beziehung künftig jeded- 
mal das Nöthige, unter Hinweifung auf die betreffenden 
Aftenftellen, in ihren Hauptberichten zu bemerken.’ 

Sauptzollamter. Verhältniß derfelben zu den 
Untergerichten. Ausfchr. Großh. Hofger. der Provinz 
Startenb. vom 3. Dftober 1828 an die Untergerichte „die 
Behandlung der Zoll-Eontraventions-Gadhen 
in adminiftrativer Hinficht umd die Verrech— 
nung der Geld» und Eonfiscationd- Strafen — 
nun das Verhältniß der Hauptzollämter zu den 
Untergerichten betr. Nachfiehende Minifterialverfügung 
wird ſaͤmmtlichen Untergerichten zur genauen Nachachtung und 
Befolgung hierdurch mitgerheilt: „Den Hauptzollämtern ftebt 
in Defraudationsfachen, vor deren Anhängigmachung bei dem 
Gericht, eine vorläufige Unterſuchung au. Inſofern die . 
Sache nicht im adminiftrariven Wege ihre Erledigung finder, 
"haben die Hauptzollämter ihre Verhandlungen zur gericht» 
lichen Behandlung und Entfcheidung an das betreffende Ges 
richt abzugeben. Hierin durfen aber die Gerichte nichts 
anders erblicten, als die Mittheilung einer coprdinirten Ad⸗ 
miniftrativbehörde , bei welcher, was die Stellung der Be- 
börden betrifft, ein ähnliches Verhältniß eintritt, wie in 
denjenigen Fällen, worin Landräthe Akten über die von ih- 
nen geführten vorläufigen Unterfuchungen an die Gerichte ab- 
geben. Da aber ſchon der Fall eingetreten ift, daß ein 
Landgericht das Hauptzollamt , in Folge einer folchen Mit⸗ 
theilusig, ald Denuncianten behandelt, und fogar das Schrei⸗ 
ben des Hauptzollamts mit der Benennung: Bericht — be⸗ 
legt hatz fo beauftragen wir Sie, zur Abwendung der fonft 
unausbleiblichen, dem -Dienfte und der guten Sache nur 
fchädlichen Reibungen zwiſchen den Unterbehörden, die Unter 
gerichte der Provinz; Starkenburg angemeffen zu belehren.’ 
Gleichen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Oberh. vom 7. Okt. 19298. 
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Seimath. Verbringung der in Gefaͤngnißſtrafe 
verurtheilt geweſenen Perſonen in dieſelbe. 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 20. Juni 
1826 „die Verbringung der in Gefaͤngnißſtrafe verurtheilt 
geweſenen Perſonen in ihre Heimath betr.“ an die Unter⸗ 
gerichte: „Es haben ſich ſchon vielfältige Faͤlle ereignet, 
daß in den Gefaͤngniſſen des Großherzogthums inhaftirt ges 
weſene Auslaͤnder ſogleich nach ihrer Entlaſſung wiederholte 
Verbrechen in dem Großherzogthum verübten und daher 
abermals von deſſen Gerichten zur Unterſuchung und Beſtra⸗ 
fung gezogen werden mußten. Diefe Fälle würden fich nicht 
ereignet haben, wären die ihres Arreftes Entlaffenen ſogleich 
nach ihrer Entlaffung unter gehöriger polizeilicher Aufficht 
in ihre Heimath verbracht worden. Allein ed war die 
auch nicht immer möglich, da diefer Verbringung bei vor- 
liegenden Staatöverträgen zuerft Correfponden; mit den be> 
treffenden Heimathsbehörden hätte vorausgehen müſſen. Um 
nun den fich hier ergebenden Anftänden möglichft zu begeg- 
nen, ift man mit Großh. Megierung dahin übereingefom- 
men: In allen Fällen, wo die Gerichte gegen einen inhaf⸗ 
" tirten Aus⸗ oder Inlaͤnder, deffen Heimath nicht conftatirt 
ift, eine Verfügung oder ein Erkenntniß ertheilen, wodurch 
auf eine Gefängnißftrafe, oder Aufhebung des Arrefted, oder 
völlige Freifprechung,, oder auch nur auf Abfolution von 
der Inſtanz erkannt wird, und wo eine Berbringung in die 
eonftatirte oder noch zu eonftatirende Heimath nothwendig 
erfcheint , haben die Gericht: 1) die Bezirks-Polizei— 
Behörde des Orts, wo der Inhaftirte aufgegriffen 
worden ift, fogleich von dem Erfenntniß , oder der Verfüs 
gung, unter Beifchluß aller Documente, worin über die 
Heimath des Inhaftirten Auskunft ertheilt wird, mit dem 
Erfuchen in Kenntniß zu feßen, für Verbringung ded In⸗ 
baftirten in feine Heimarh und zwar nach verbüßter Strafe, 
wenn eine folche noch zu verbüßen ift, au forgenz; 2) zu⸗ 
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gleich diejenige Behörde, unter welcher die Strafanftalt, in 
der der Condemnirte feine Strafe verbüßen foll, fteht, zu 
requiriven, den Verurtheilten nach verbüßter Strafe an die 
erwähnte Bezirkd » Molizei- Behörde bringen zu laffen, und 
3) wenn die Berbißung einer weiteren Strafe nicht eintritt, 
für diefe Verbringung an die betreffende Bezirk - Polizeis 
Behörde felbft Sorge zu tragen. Es haben die Untergerichte 
fich nach diefen Beltimmungen genau zu achten.’’ 

Sofgerihts-Sefretariats-Accefliften. I. Ausſchrelben 
Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. v. 11. April 1832 „die 
Arbeiten von Hofgerichts-Sekretariats-Acceſ— 
fiften betr.“ an die Untergerichte. „Da mehrere Unterge- 
richte die irrige Anficht genommen zu haben fcheinen, daß den 
Acceſſiſten, welchen geftattet wird, bei Hofgerichtsadvofaten 
zu arbeiten, um fich praftifch weiter auszubilden, auch ers 
laubt fei, felöftftändig im Namen jener Advokaten Gefchäfte 
zu beforgen, nämlich Schriften zu erhibiren, Termine ab- 
zuhalten, Acten einzufehen u. ſ. w.; Yo benachrichtigt man 
die Untergerichte,, daß eine folche Befugniß den Acceſſiſten 
micht zuſtehe, fie im Gegentheil vor Gericht nur in Gegen- 
wart des Advokaten felbft erfcheinen, und unter deſſen Ders 
antwortlichkeit, und ohne Koften für die Partheien, handeln 
dürfen, übrigens auch während ihrer Befchäftigung bei einem 
Advokaten allee Serretariatsgefchäfte bei dem Hofgerichte 
oder einem Antergerichte fi enthalten müſſen, namentlich 
auch der Beglaubigung von Actenſtuͤcken.“ 

1. Ausſchr. Großh. Hofger. der Prov. Starkenb. vom 
8. Sept. 1831 „das Verhältniß der Stadt- und 
Sandgerihtd- Dirigenten zu den bei ihrem Ge 
richte arbeitenden Neceffiften betr.’ an die Unter; 
‚gerichte: „Da im neuerer Zeit fehr vielen Necefiiften die 
Erlaubniß ertheilt worden ift, den Acceß bei einem Stadt: 
oder Landgericht fortzufeßen, und da die Dirigenten der 
Land» und Stadtgerichte uber das Dienftverhältniß der Ae⸗ 
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ceffiften vielleicht in Zweifel feyn könnten, fo eröffnen wir 
Ihnen zur Entfernung eines jeden, in diefer Hinficht moͤg— 
lichen. Zweifels, daß eg den bei den Stadt⸗ oder Landgerichs. 
ten arbeitenden Aeceffiften keineswegs fee fteht, an den vors 
fommenden Gefchäften regelmäßig Anteil zu nehmen und 
namentlich alle ihnen von dem Landgerichts » Dirigenten zus 
gewiefen werdenden Gefchäften, zu deren Vornahme ein 
assessor sine voto fähig erfcheint, zu übernehmen und pünkt⸗ 
lich zu beforgen, verpflichtet find.’ Gleichen Inhalts ift ein 
Ausſchr. Großh. Hofger. der Prov. Oberh. vom 8: Sep⸗ 
tember 1831. 

Sof-Juftiz » Deputstion. Deren Aufhebung. 
ſ. Marftall- JZuftiz- Deputation. 

Softbheater-Juftisamt. Deffen Aufhebung. „Dur 
die Auflöfung des dahiefigen Hofthearerd bat auch die Thä- 
tigkeit des Hoftheater⸗Juſtizamts aufgehört, und es ift 
von des Großherzogs Königliher Hoheit verfügt worden, 
daß alle die, welche bisher ihren Gerichtsſtand bei diefem 
Hoftheater⸗Juſtizamte gehabt haben, nunmehr derfelben Ge⸗ 
richtsbarkeit, welcher früher die nicht activen Mitglieder des 
Hoftheaters untergeben waren, und fomit dem dahiefigen 
Stadtgerichte, ald dem forum ordinarium, unterworfen 
feyn follen. — Darmftadt, den 21. Sept. 1832. Großher;. 
Heſſ. Minifterium des Innern und der Juſtiz.“ 

Infinuationen. Staatsverträge wegen der- 
felben. I. Erlaß Großh. Geh. Staatsminifteriumd von 
5. Nov. 1817 „die Vebereinfunft mit dem König, 
reihb Sachſen, dem Großherzogthum Baden, 
dem Herzogthbum Naffau, dem Herzogthbum 
HolfteinsDldenburg, den Herzogl. Anhbaltifhen 
und den Fürftl. Shwarsburgifchen Landen wes 
gen gerichtlicher Erfuhungen, Ladungen und 
Inſinuationen betr. Um die Verzögerungen bei ges 
richtlichen Inſinuationen au verbannen, ift von dem Großs 
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herzogthum Heſſen, mit dem Koͤnigreich Sachſen, 
dem Grobherzogthum Baden, dem Herzogthum Naſ— 
ſau, dem Herzogthum HolſteinOldenburg, den Her⸗ 
zoglich Anhaltiſchen und den Fuͤrſtl. Schwarzbur— 
giſchen Landen die Uebereinkunft getroffen worden, daß 
künftig alle gerichtliche Erſuchungen um Ladungen und In⸗ 
finuationen , die and dem Großherzogthum Heffen in einen 
der genannten Staaten, oder umgekehrt ergehen, bei obwal⸗ 
tenden Zweifeln, welche dieffeitige oder auswärtige Behörde 
anzufprechen fei, an die unten genannten Gerichte ded Lans 
des, in welchem die Inſinuation gefchehen foll, gefandt und 
von diefen nicht allein für fich felbft, fondern auch für ans 
dere Gerichtöftellen oberer, gleicher ‚oder niederer Inſtanzen 
in der Art vorgenommen werden follen, daß, wenn die ges 
nannten Gerichte nach der Verfaffung des Landes die unmit⸗ 
telbar zuftändigen Behörden nicht find, die Erfuchungsfchreis 
ben an die competenten Gerichte zur Verfügung und Beant- 
wortung abzugeben find. Hierzu find nun im Großher- 
thum Heffen für die Provinz; Starkenburg das 
Hofgeriht zu Darmitadt, für die Provinz 
Oberheſſen das Hofgericht zu Sieffen, und für 
den Ueberrhein das Kreisgericht zu Mainz — im 
Königreich Sachfen für die Kreislande die Landesregies 
rung zu Dresden und für die Oberlaufiß das Ober 
amt zu Budiffin‘)’ — von Großh. Badifcher Seite für den 


©) Unterm 30. Suni 1837 (Reg. Br. v. J. 1837, Nr. 33, 
©. 355. 356) machte das Großh, Minifterium des Innern und 
der Juſtiz, unter Beziehung auf den Erlaß vom 5. November 
1817, bekannt, daß. nach einer von der Königlich Sächfifchen 
Regierung erhaltenen Benachrichtigung anſtatt der feither be- 
flimmten Behörden, nämlich der vormaligen Königlichen Lan: 
dbesregierung zu Dresden und des Königlichen Oberamts Bus 
diffin, von jest an die vier königlichen Uppellationsgerichte zu 
Dresden, Buddiffin, Leipzig und Zwickau, als diejenigen Kö: 
niglich Sachſiſchen Behörden anzufehen feien, an welche fich die 
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Seekreis und Donaukreis das Hofgericht u Meers— 
burg, für den Treyſamkreis das Hofgericht zu 
Freiburg, für den Murgkreis und Pfinz- und Enz 
kreis jenes in Naftadt * und. für den Nekarkreis 
ud Main und Tauberfreis das in Mannheim’), — 
für das Herzogthum Naſſau dad Hofgericht zu Dillen- 
burg *) für die Herzoglich Holftein-Oldenburgifchen Lande, 


Sroßherzoglih Heffifhen Juſtizbehörden, wegen Inſinuation 
dieſſeitiger gerichtlicher Urkunden und Erlaſſe an Königlich 
Sächſiſche Unterthanen, nach Maasgabe der verſchiedenen Wohn: 
ſtellen der Letzteren, zu wenden hätten. ſ. Kratſch: Tabella— 
riſche Ueberſicht des Juſtizorganismus der ſämmtlichen deutſchen 
Bundesſtaaten Leipzig 1836, S. 231 — 350 »Königreich 
Sachſen.« Dieſe vier »Appellationsgerichte, angeordnet durch 
das Geſetz vom 28. Jannar 1835, find an die Stelle des aufs 
gehobenen Landesjuftizcollegiums, des Appellationsgerichts zu 
Dresden, der Dberamtsregierung zu Budiffin und des Ober 
hofgerichts zu Leipzig mad mit dem 1. Mai 1835 in Wirkſam— 
keit getreten.« Sie bilden die erfte Inſtanz in beftimmten Ci— 
vilfällen ımd haben bei ſchwereren Verbrechen in erfter Inſtanz 
zu erkennen; font find fle für Civil: und Straffachen Inſtanz 
der Rechtsmittel. 

*) Unterm 16. Oktober 1819 machte Großherzog. Staatsminiftes 
rium noch befannt, daß unter den einzelnen Kreifen des Gro ß⸗ 
herzogthums Baden für den Kinzigkreis das Hofgericht 
des Mittelrheing zu Raftadt zur Empfangnahme gerichtlicher 
Erfuchungen um Ladungen und Infinnationen angemwiefen wor— 
den ſei. — f. Hufnagel und Scheurlen: Die Gerichtöver: 
faffung der deutfchen Bundesftaaten, dargeſtellt von Gefchäftsmän- 
nern der einzelnen deutſchen Staaten. Bd. 1. Tübingen 1829, 
S. 357— 406. »Gerichtsverfaſſung des Großherzogthums Ba⸗ 
den« ©, 368 

”) Kratſch a. a. O. 8.5—8 »Großherzogthum Baden.« 
Die Badiſchen Hofgerichte ſind in Civilſachen 1) privilegirter 
Gerichtsſtand und 2) Gerichte zweiter Inſtanz gegen Erkennt— 
niffe der Aemter, in peinlichen Unterfuchungssachen Gerichte 
erfter Inſtanz. 

“) Kratſch a. a. O. S. 109. 110, »Herzogthum Naſſau« Unterm 
19, März 1822 macht Großh. Minifterium der auswärtigen 
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die Juſtizkanzlei zu Oldenburg und Eutin und die 
— ——— \ 


Angelegenheiten bekannt, daß nach einer von der Herzoglich 
Naſſauiſchen Regierung erhaltenen Benachrichtigung anftatt des 
feither zur Empfangnahme der Erfuchungen um nfinuationen 
beftinmten Herzog. Sofgerichtd zu Dillenburg vom 1. April 
an das Herzogliche Oberappellationsgericht zu Wiesbaden für 
den angegebenen Zweck beauftragt worden ſei. Unterm 27, No⸗ 
vember 1827 machte daffelbe weiter befannt, »daß nach einer 
von dem Herzoglih Naffauifhen Staatsminifterium erhaltenen 
Benachrichtigung zur Empfangnahme der Erfuchungen um ns 
finuntionen anftatt des dazu feither beſtimmten Naffauifchen 
Oberappellationsgerichts zu Wiesbaden nunmehr die Herzogs 
lichen Hof: und Appellationsgerichte zu Wiesbaden (nun zu 
Uflngen) und Dilfenburg beauftragt und zugleich angermiefen 
worden feyen, in den wohl jeltenen Fällen, worin folches Er: 
fuchungsfchreiben der Großherzogl. Gerichtsbehörden aus Unbe- 
kanutſchaft der Gerichtöfprengel der Herzogl. Naffanifchen Hof: 
gerichte an die incompetente Behörde gelangen follte, von dies 
fer ohne Weiteres an das competente Gericht abzugeben.« 
Ausfchreiben Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. vom 
26. Septemper 1825 und Großherzogl. Hofgerichts d. Prov. 
Oberheſſen vom 12, Sept. 18%, »die Infinuation von 
Gerihtsacten für Ausländer in Defrandationgs 
fahen gegen die indirecten Auflagen betr.« an die 
Untergerihte: „Von dem Großhergogl. Minifterium des In— 
nern und ber Juſtiz iſt folgende Meittheilung anher gefchehen: 
v»Wir find mit dem SHerzoglih Naffaunifhen Gonvernement 
übereingefommen, daß Fünftighin ale, die Defraudationen ges 
gen indirecte Auflagen - betreffende, gerichtliche Urkunden, welche, 
von irgend einer der competenten Fuftigbehörden des einen der 
der beiden Staaten. erlaffen werben und für Unterthanen des 
andern Staats beftimmt find, wechfelfeits (jedoch unbefchas 
bet des Grundſatzes, wornah in Solldefraudas 
tionsſachen Feineinterthanen vor ein auswärtiges 
Gericht ſiſtirt und Peine Urtheile gegen fie voll 
firedt werden) durch die requirirten Gerichtsbehörden im 
gewöhnlichen Wege infinuirt werden follen. Indem wir dieſe 
Vebereinkunft, welche Tedigfich die eigne Notiz der Benacdhrich- 
tigten, zur Möglichkeit der Wahrung ihrer Jutereſſen, und 
ohne irgend eine weitere Eonfeguenz beabfihtigt, Ihnen zur 
Nachachtung und Bebentung der Ihnen untergeordneten Ges 


29* 
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Regierung zu Birkenfeld“y, für die Herzogl. Anhaltiſchen 
Lande die Regierungen zu Bernburg, Deſſau und 
Cöthen **), und für das Fürſtenthum Schwarzburg⸗Sonders⸗ 


richte mittheilen, bemerfen wir zugleih, daß, der Natur der 
Sache nach, Solche Acten, welche lediglich die Vorladung dies- 
feitiger Unterthanen ald Zeugen zu Gonftatirung von Ver: 
gehen der fraglichen Art zum Gegenftande haben, beiderjeits, 
nach wie vor, als unzuläffig zu betrachten find und von der In— 
finuation ausgefchloffen bleiben,«« Großherzogl. Untergerichten 
wird diefes zur Nachachtung hierdurch mitgerheilt.« (Gleichen 
Inhalts ift ein Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
v. 14. März und resp. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 15, 
März 1826 in Bezug auf eine Webereinkfunft mit Kurheffen.) 

*) Kratfd a. a. O. ©. 168. 165, Die Jufkigcanzlei in 
Oldenburg iſt in Eivilfahen Gericht zweiter Inftanz umd 
erfte Inftanz für die wenigen Landfaffen, welche eigne Gerichts: 
barkeit haben und die Stadt Oldenburg, als eine mit eigner 
Gerichtöbarkfeit bekleidete Gemeinde. In Straffachen ift fie 
Gericht erfter Inſtanz in Betreff der Verbrechen, hinficht: 
lich derer die Untergerichte die Unterfuchung geführt haben und 
Gerichtshof zweiter Inftanz wegen der Vergehen, worüber die 
Landgerichte (Untergerichte) erfennen. Die Gerichtscanzlei zu 
Eutin hat diefelde Competenz; außerdem gehört zu ihrem 
Wirkungskreis das Pupillenweſen. Die Regierung zu Birken— 
feld fungirt in ihrem erften oder Fuflig: Senat a) als Yppel: 
lationsinſtanz in bürgerlichen Rechtsfachen ohne Ausnahmen der 
Summe, b) ald Eriminalgericht erfter Inſtanz, indem fie in 
diefer Eigenfhaft wegen Verbrechen und Mergehen, die nicht 
zu den Polizeiübertretungen gehören, ſowohl die Unterſuchungs⸗ 
führung als Aburtheilung hat, c) als Strafgericht zweiter In⸗ 
ftanz gegen Erkenntniſſe der Amtsgerichte. 

*) Kratſch a. a. D. ©. 28, 29, Die Regierung zu Cöthen ift 
in Eivilfahen Gericht erfter Inſtanz in Rechtsſachen -gegen 
ben Fiscus, die Kürftenfamilie und die, welche einen priviles 
girten Gerichtsftand haben, fonft Gericht zweiter Juſtanz. Ju 
wichtigeren Eriminalfachen ift fie erfennendes Gericht. Außer: 

. dem beauffichtigt fie die Untergerichte, äft fie Obervormund- 
ſchaftsbehoͤrde Hinfichtlich fehriftfäßiger Perfonen ꝛc. Im Gans: 
n bat die Regierung zu Deffau diefelben Wirfungs- 
reife, 
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haufen die Regierungen zu Sondershaufen und zu Arnftadt 
(erftere für den unterherrfchaftlichen,, letztere für den obers 
berrfchaftlichen Landestheil )), fowie für das Fürftenrhum 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt die Negierung zu Rudolſtadt **) bes 
fiimmt worden; daher man diefe Uebereinkunft den betreffen: 
den Großherzoglich Heffifchen Behörden zur Nachachtung in 
vorfommenden Fällen hierdurch bekannt macht!” 

NH. Erlaß Großh. Staatsminifteriumd vom 8. Decem⸗ 
ber 1817 „die Hebereinfunft mit dem Königreich 
Hannover, dem Kurfürſtenthum Heffen- und 
dem Herzogthum Braunfchweig wegen gericht. 
liher Inſinuationen betr. Die mit verfchledenen 
deutfchen Staaten gefchloffene Uebereinkunft binfichtlich der 
Behörden, von welchen im Zweifel die gerichtlichen Inſinua⸗ 
tionen zu verlangen ‚it auch mir dem Königreich 
Hannover, Kurf nthum Heffen md dem Her- 
zogthum Braunſchweig getroffen worden. In Folge 
diefer Uebereinkunft wurde in Anfehung der aus dem Groß 
berzogthum Heſſen in das Königreich Hannover zu 
erlaffenden Erfuchungen um Ladungen und Inſinuationen 
für dos Für ſtenthum Ealenberg und die Grafſchaft 
Hoja uud Diebhol;, desgleichen für die daran ftoßenden 
vormals Kurheffifchen Aemter die Juſtizcanzlei zu Hans 
nover, für dad Fürftentbum Lüneburg und den hans 
növerifchen. Antheil des Herzogthums Lauenburg die Juſtiz⸗ 
canzlei zu Celle, für die Herzogthümer Bremen 
und Verden und dad Land Hadeln die Juſtizcanz— 
lei zu Stade, für die Sürfenthümer Göttingen, 


*) Kratſch a. a. O. ©. 254 Jede diefer Megieruugen iſt in 
Civilſachen Gericht erfter Inſtanz für Schriftfäffige, Fiscus ıc, 
font Appellationsinſtanz, ſowie in Griminalfachen erkennendes 
Gericht erfter Juſtanz bei wichtigeren Straffachen, fonft Ger. 
zweiter Inſtanz bei Vergehen, worüber die Untergerichte erfenuen, 

22) Kratid a. a. O. 6.25% Die Gerichtsbarkeit diefer Be⸗ 
* iſt im Ganzen dieſelbe. 
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Gräbenhagen, einſchließlich des Harzes, und die Graf⸗ 
ſchaft Hohnſtein, desgleichen den Dutterſtädtiſchen 
Diſtriet des Eichsfeldes und die daſelbſt gelegenen vor⸗ 
maligen Kurheſſiſchen Aemter die Juſtizcanzlei zu 
Göttingen, fuͤr das Fürſtenthum Hildesheim und 
die Stadt Goslar die Juſtizcanzlei zu Hildes— 
beim, für ®as Fürſtenthum Osnabrück und die 
Sraffhaft Bentheim, auch die Kreife Meppen und 
Emsbühren und die Niedergraffchaft Lingen die 
Juſtizcanzlei zu Osnabrück ) und für das Fürften- 
thum Oftfriesland die Juſtizcanzlei zu Aurich ) 
beſtimmt. In Anſehung der in das Kurfürſtenthum 
Heſſen zu erlaſſenden Erſuchungen wurden für Nieders 
beffen, einfchließlih Hersfeld, die Megierung zu 
Eaffel, für Oberbeffen, einfchließlih Ziegenhaym, 
die Regierung zu Marburg, fie Provinz Fulda, 
das Dbergericht zu Fulda, für die Provinz; Hanay 
dad Hofgericht zu Hanau und für die Grafſchaft 
Schaumburg die Regierung u Rinteln fefigefebt ). 









se Unterm 8. Juli 1837 machte Großherzogl. Minifterinm der 
auswärtigen Angelegenheiten befannt, »daß nach einer von der 
Königlich Hannöveriſchen Regierung erhaftenen Mittheilung 
ſtatt der zur Empfangnahme der Erſuchungen und Inſinuationen 
früher bezeichneten Königlichen Juſtizcanzlei zu Osnabrück, die 
für das jebige Herzogthum Aremberg-Meppen in Haſelünen 
und für die Graffchaft Bentheim in Bentheim errichteten ftan 
desherrlichen Juſtizcanzleien zu dem gedachten Zwecke für die 
genannten zwei ftandesherrlihen Bezirke beauftragt worden« 
feyen, 

e*) Kratſch a. a. O. ©. 41—50. Die Zuftigcanzleien find fo= 
wohl in Civil: ald Straffahen nach Umftänden entweder Ge— 
richte erfter oder zweiter Inſtanz. 

*) Erlaß Großherzogl, Minifteriums der auswärtigen AUngelegen- 
heiten vom 9, Mai 1822, »Unter Beziehung auf die — wegen 
der gerichtlihen Inſinuationen erfchienenen Bekanntmachung 
vom 8, December 1817 werden die Großherzogl. Heſſiſche be⸗ 
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Endlich iſt in Anſehung der in das Herzogthum Braun 
fhweig zu erlaffenden Erfuchungen das Landgericht zu 


treffende Behörden, zur Nachachtung in vorkommenden Fällen, 
hierdurch in Kenntuiß gefebt, daß, nach der neuen Organifa= 
tion des Kurfürftlichen Heſſiſchen Staats und der deßfalls hier: 
her erlaffenen Benachrichtigung, anftatt der bisher zur Empfang: 
nahme der Erfuhung um Sufinuetionen beftimmten in jener 
Bekanntmachung angeführten Kurfürftlich Heſſiſchen Behörden, 
insfünftige folgende Behörden, nämlich 1) für Niederheffen 
das Obergericht zu Eaffel, 2) für Oberheffen, die Graffchaft 
Biegenhain und das vormals Mainzifche Amt Amöneburg, das 
DObergericht zu Marburg, 3) für die Provinz Fulda, nebft dem 
Sürftenthum-Hersfeld, der Herrfchaft Schmalkalden und den Nie⸗ 
derHeffifchen Uemtern Friedewalde nnd Lande, das Oberge⸗ 
richt zu Fulda, 4) für die Provinz Hanan nebſt den Sürftlich- 
und Gräflich: Fenburgifchen Gebietstheilen und dem vormali: 
gen. Fuldaifhen Amte Saalmünfter das Obergeriht zu Has 
nau und 5) für die vormalige Graffchaft Schaumburg: das 
Dbergericht zu Rinteln zu dem angegebenen Zwecke beauftragt 
worden ſind.« Kratfha. a. DO, ©. 51-54 Wagner: 
Grundzüge der Gerichtsverfaffung umd des untergerichtlichen 
- Berfahrens in Kurhefien. 2. Ausg. Marb. 1827, ©. 36 ıc, 
»Von den Obergerichten.« Die Kurheſſiſchen Obergerichte 
‚verwalten die Eivil: und Strafrechtöpflege in 2 Senaten. Der 
@ivilfenat erfennt in erfter Inſtanz auf die Klagen wider 
Schriftfäffige und über alle Rechtsftreitigkeiten, welche Verlöb: 
niffe, Trennung von Zifh und Bett, Ehefcheidung, fowie die 
Daterfchaft oder Mutterfchaft betreffen, in zweiter Juſtanz 
auf die Berufung von untergerichtlichen Entfcheidungen, wenn 
der Gegenftand der Befchwerde den Werth von 50 Thalern 
Heſſiſcher Währung überfteigt, oder fich gar nicht fchägen läßt 
oder eine unheilbare Nichtigkeit dargethan ift. (ſ. Appellas 
bele Summe 6.75). Dem GEriminalfenat liegt ob: 1) bie 
Hanptunterfuhung aller Verbrechen, welche mit peinlicdher 
Strafe zu belegen find, fowie in der Regel aller Amtsvergehen, 
die nicht blos Disciplinarftrafe find, und das Aberkennen. 
4) Das Erkenntniß über die, durch die Landgerichte und Ju⸗ 
flizämter unterfuchte Vergehen, die weder polizeilich, noch pein⸗ 
lich zu beftrafen find. 3) Die Reviflon der untergerichtlichen 
Erfenntniffe, welche eine Polizeiftrafe d. h. eine nicht härtere 
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Wolfenbuͤttel ) angeordnet worden. Man ſetzt hiervon, 
in Beziehung auf die Bekanntmachung vom 5. November 
die betreffenden Großherzogl. Behörden zu gehörigen Nach⸗ 
achtung in Kenntniß.“ 

II. Erlaß Großherzogl. Staatsminiſteriums vom 16. 
Januar 1818, „den Staatsvertrag mit dem Groß⸗ 
herzogthum Sahfen-Weimar, dem Herzogs» 
thum Sachfen- Meiningen, den Fürftenthümern 
Hohenzollern Hechingen, Lichtenftein, Hohen— 
sollern: Sigmaringen, Schaumburg- Lippe und 
Lippe über gerichtliche Infinuationen betr. Da 
die mit verfchiedenen teutſchen Staaten, in Betreff der ges 
richtlichen Infinuationen gefchloffene Uebereinkunft auch mit 
dem Großherzogthum Sachfen- Weimar, dem Hers 
zogthum Sahfen Meiningen, den Fuͤrſtenthümern 
. Hobenzollern- Hechingen, Lichtenftein, Hobens 
sollern- Sigmaringen, Schaumburg-Lippe und 
Lippe getroffen worden ift und für das Großherzogthum 
Weimar die Negierungen zu Weimar und Eifenachy**) für 
das Herzogth. Meiningen die Regierung zu Meinins 
gen"), für das Fürſtenthum HohenzollernHechingen 

Strafe ald 14tägiged Gefängniß, oder 20 Thaler Geldftrafe 


verhängen. Das Obergeriht zu Rinteln befteht nur aus 
einem Senat, 

*) Kratſch a. a. O. 619-2. Diefer, Gerichtshof iſt 
in Civitfahen Gericht zweiter Inſtanz und in Eriminalfachen 
nad Umfländen Gericht erfter oder zweiter Inſtanz. 

“) Kratſch a. a. O. S. 50—262. Der Verfaffer ſagt: »Die 
beiden Landesregierungen find, jede für ihren Bezirk: a) die 
erfte Inftanz in Civilklagſachen wider fhriftfäffige Perfonen 
und in Ehefacdyen, b) die zweite Inſtanz gegen Givilerfennte 
niffe der Untergerichte, c) das fprecende Eriminafgericht 
erfter Inſtanz, d) die Anffichtöbehörde fiber die Untergerichte, 
e) der Eehenhof über alle Lehengüter, f) die oberfte vormunds 

- fchaftliche Behörde 1c.« 

»*) Kratſch a. a. O. S. 103 — 108. An die Stelle dieſer Re⸗ 

gierung iſt jetzt das Oberlandesgericht in Hildburghauſen getre⸗ 
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die Regierung zu Hechingen , für dag Kurfürftens 
thum Lichtenftein dad - Oberamt zu Vaduz *), für das 
Fürſtenthum Hohenzollern » Sigmaringen die Negierung 
in Sigmaringen **), für das Fürftenthum Schaums 
burg» Lippe die Juſtizcanzlei zu Büdeburg +) für 
das Fürſtenthum Lippe in Civilfachen die Regierungs⸗ 
eanzlei oder auch das Hofgericht zu Detmold umd in 
Sriminalfachen dad Criminalgericht daſelbſt +9 
beftimmt worden find, fo werden in Beziehung auf die — 
Belanntmachiingen vorm 5. Movensber und 11. December v. J. 
die Großh. betreffenden Behörden zur Nachachtung im vor 
fommenden Fällen in Kenntniß gefetzt. 

IV. Erlaß Großh. Staatsminiſteriums vom 13. Maͤrz 
1818 „den Staatsvertrag mit Bayern wegen ge—⸗ 
rihtlicher Infinuationen betr. Die mit verfehiedes 
nen dentfchen Staaten in Betreff der gerichtlichen Inſinua⸗ 
tionen gefchloffene Uebereinkunft iſt nunmehr auch mit dem 
Königreich Bayern getroffen worden. In Folge ders 


ten, welches in Civilrechtsſachen in der Regel Gericht zweiter 
Inſtanz iſt und die 2 TUE in erfter Inſtanz vermaltef, 
*) Kratſch a. a. O. S. 6 
”*) Kratſch a. a. O. © * 

”*) Kratſch a. a. O. ©. 63—65. Au die Stelle dieſer Regler 
rung iſt das Hofgeriht in Sigmaringen getreten, welches bei 
erimirten Perfonen in erfter, fonft in zweiter Inſtanz in Eivils 
fachen erfeunt, in Eriminalfachen bei fchwereren Verbrechen in 
erfter Inftanz, fonft in zweiter Inſtanz richtet. Durch Bekaunts 
machung Großherzogl. Minifteriumd der auswärtigen Angeles 
genheiterr vom 9, December 1837 wurden bie betreffenden Bes 
hörden benachrichtigt, daß nam dieſes Hofgericht die Behörde 
ſey, an die ih wegen Inſinnation zu wenden. 

r) Kratſch a a ©. ©. 81—83. Diefe Juſtizcanzlei ift in 
Eriminalfahen Spruchgericht erfter Inſtanz und in Eivilfachen 
zweite Inſtanz, bei Schriftfäffigen, im erster Inſtanz competent. 

jr) Kratfä a. a. O. S. 7-9. Das Hofgeriht in Detmold 
iſt Gericht zweiter, bei Erimirten erſter Inſtanz. Das Eri: 
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ſelben wurden, in Anſehung der aus dem Großherzogthum 
Heſſen in den genannten Staat zu erlaſſenden Erſuchungen 
um Ladungen und Inſinuationen, die in den verſchiedenen 
Kreiſen deſſelben befindlichen Appellationgerichte und zwar 
1) im Iſarkreiſe u München, 2) im Unterdonaw 
freife zu Straubing, 3) im Regenkreiſe zu Am⸗ 
berg, a) im Oberdonaukreiſe zu Neuburg, 5) im 
Rezatkreiſe zu Anſpach, 6) im Obermainfreife 
zu Bamberg, T) im Untermainfreife zu Würz⸗ 
burg (nun zu Afchaffenburg), 8) im Rheinkreiſe au Zwei⸗ 
bruͤcken ) beſtimmt, wovon man, in Beziehung auf die 
früher erfchienenen Belanntmachungen vom 5. November und 
11. December vorigen und 16. Januar dieſes Jahre, die 
Großherzogl. betreffenden Behörden zur Nachachtung in den 
sorkommenden Fallen hierdurch in Kenntniß geſetzt.“ 


V. Erlaß Großh. Staatsminifteriumd vom 10. Juli 
1818 „Die Uebereinkunft mit Würtemberg, Sachfen- 
Gotha, und Altenburg, Lübeck, Frankfurt und 
Bremen wegen fihneller Beförderung der ge 
richtlichen Infinuationen betr. Die mit den meiften 
Staaten wegen fohnellerer Beförderung der gerichtlichen Inſinu⸗ 
ationen getroffene Webereinkunft ift auch mit dem Königreich 
Würtemberg, dem Herzogthume Sachſen-Gotha 
und Altenburg, fowie mit den freien Städten Luͤbeck, 


re unterfucht und erkennt zugleich ald Gericht erfter 

uflan;z 

*) v. Wendt, Handbuch des baheriſchen Civil⸗Prozeſſes. Bd. 1. 

. 14. S. 19 — 21. Kratſch a. a. O. S. 9— 16. Die 
Appellationsgerichte find, a) Gerichte zweiter Inſtanz in Civil: 
rechtsfachen, b) Gerichte erfter Inſtanz hinfichtlich der Perſonen, 
bie einen privilegirten Gerichtsftand haben, c) Gerichte erfter 
Inſtanz zur AUburtheilung in Criminalſachen. Das Appella⸗ 
tionsgericht in Sweibrüden ift Gericht zweiter und Tester us 
Fanz für den Rheinkreis. 
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Frankfurt und Bremen gefchloffen worden. In Ans 
fehung des Königreichd Würtemberg ift für den Neckar⸗ 
und den Schwarzwaldfreis das Criminalgericht 
zu Eflingen und der Appellations-Gerichts— 
hof in Tubingen, für den Jart- und Donaufreis 
aber der Eriminalgerichtshof zu Ellwangen und 
der AppellationdsGerichtshof in Ulm *), in Ans 
fehung des Herzogthums Sachſen-Gotha und Als 
tenburg für Gotha die dortige Negierung, für 
Altenburg ebenfo die Regierung dafelbit * in An⸗ 
fehung der freien Städte endlich, für Lübeck dad Oberge⸗ 
richt *), für Frankfurt dad Stadtgericht +) und aM 


—* Unterm 3. December 1818 machte Großherzogl. Staats mini⸗ 
ſterium weiter bekannt, »daß, gemäß einer im Königreich 
Würtemberg vom 1, Janunar 1819 an eintretenden Organi- 
fation der Gerichtsftellen, die vorher zur Annahme der gerichts 
lichen Infinuationen beftimmt gewefenen dahin verändert wors 
den, daß nunmehr zu dieſem Bwed für den Nedarkreis 
der Gerichtshof zu Efflingen, für den Schwarzwald: 
Ereis der Gerihtshof zu Tübingen, für den Jartkreis der 
Gerichtshof zn Ellwangen und für den Donaukreis der Gerichte: 
hof zu Ulm feftgefegt worden find.« Hufnagel und Scheur: 
len: Die Gerichtsverfaffungen ıc. S.407— 59 »Gerichts⸗ 
verfaffung und Recdtsverwaltung im Königreich 
Würtemberg.« © 45—49. 510. Scheurlen: Der 
tentfche gemeine und würtembergifche Civilprozeſſes, Band 1, 

Tübingen 1836, ©. 36. 154. Kratſch a. a, O. S. 263-278. 

*) Seit den befannten Zerritorial: Veränderungen, die bef. Bes 
börde für Sachſen-Altenburg. 

“s) Rratih a. a. O. 6. 5-86. Dieſes Dbergericht ift in Ei: 
vilfachen Gericht zweiter Inſtanz, in Eriminatfachen nach Um⸗ 
ftänden Gericht erfter oder zweiter Inſtanz, auf ähnliche Art, 
wie im Großherzogthum Heffen. 

7) Kratſch a. a. O. ©.31.32. Bender Lehrb. des Eivilprozeffes 
der freien Stadt Frankf. Frankf. 1837. S. 41-43. 57—60, 
S.57 ſagt der Verfaſſer: »Das Stadtgericht iſt für die Stadt und 
das ganze Gebiet 1) Gericht erſter Inſtanz für alte den Juſtizaͤmtern 

‚ nicht zugemiefenen Eivilklagfachen, Handels⸗, Fracht⸗, Wechſel⸗, 
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Bremen dad Obergericht *) in jeder dieſer Städte beſtimmt 
worden, daher man hiervon die Großherzogl. Behörden im 
Beziehung auf die früheren Bekanntmachungen zur Nachach⸗ 
tung im dem vorkommenden Fällen in Kenntniß ſetzt.“ 

VE Erlaß Großh. Staatsminifteriumg vom 26. Okto⸗ 
ber 1818: „die Webereintunft mit den Königreis 
hen Preußen und Dänemark (mit legrerem wes 
gen Holftein und Lauenburg) den Fürſtenthü— 
mern Neuß und der freien Stadt Hamburg wes 
gen fchnellere Beförderung der Inſinuation 
betreffend.’ Die mit. den meiften Staaten Deutfch- 
lands, wegen fohnellerer Beförderung der gerichtlichen Inſi⸗ 
nuationen, getroffene und durch die Großherzogliche Zeir 
tung zur Kenntniß der betreffenden. Behörden gelangte Ueber⸗ 
einkunft, ift nunmehr auch mit dem Königreich Preufs 
fen *), dem Königreich Dänemark wegen der Her⸗ 


Arreſt⸗, Moratoriens, Güterabtretungs:, Accord⸗ und Concurs⸗ 
ſachen, in welchen Letzten ihm auch die Strafgewalt über muth⸗ 
willige und betrügerifhe Cridare zuſteht; 2) die zweite Inſtanz 
für folhe, welche diefe Aemter in erfter Inſtanz entfchieden 
haben (Provocationen) infofern der Streitgegenftaud mindeſtens 
fl. 25 des 24 Guldenfußes im Hauptſtuhl austrägt: und bie 
Sache an ſich berufungsfähie find; 3) das proteflantifche- Ehes 
gericht mit unbedingten Ausſchluß der Juſtizämter zc, 

*) Kratſch a. a. O. S. 23 — 26. Dieſes Obergericht iſt nach 
Umſtänden, ſowohl in Civil- als in Strafſachen entweder Ge: 
richt erſter, oder zweiter Juſtanz. 

##) I, Erlaß Großh. Staatsminiſter. vom 24, Juni 1819 »die Be: 
förderung der gerichtlichen Infinuationen von 
Staat zu Staat betr. Mit Beziehuug auf die in obigem 
Betreff in der Großh. Heffiichen Zeitung Nro. 130 von 1818 
erfchienenen Bekanntmachung vom 26. Oktober v. J. mb als 
Erläuterung derſelben Hinfichtlih der Königlich Preußiſchen 
Staaten wirb nachfolgende , zwifchen dem Großherzoglich Hef: 
fischen und Königlich Prenßifchen Staatsminifterium: in diefer 
Hinſicht ausgewechſelte Erklärung: »»Die Großherzogl. Heſſ. 
Regierung und die Koͤnigl. Preußifche Megierung find übereins 
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| zogthümer Holſtein und Lauenburg, den Fürſten⸗ 
sbumern Neuß älterer und jüngerer Linie und der freien 


gekommen, den bisyer flattgehabten Weg der gefandtfchaftlichen 
Vermittelung bei Beförderung gerichtliher Requiſition um La: 
dungen und Sinfinnationen, die aus dem einen der beiderfeitigen 
Lande in das andere ergehen, aufzuheben und eine ummittels 
bare Kommunikation gewiſſer Gerichtsbehörden herzuſtellen. 
Beide Regierungen haben ſich daher über folgende Beſtimmun⸗ 
gen vereiniget: 1) Die unmittelbare Kommunikation findet Statt 
zwiſchen der preußiſchen Immediat-Inſtiz-Commiſſton zu Eöln, 
und nach deren Auflöfung zwiſchen den Generalprocurator des 
Koniglichen Appellationshofes zu Cöln einerfeits und den fol: 
genden Großherzogl. Heſſiſchen Gerichten anderfeitd: dem Hof: 
gerichte zu Darmfladt, dem Hofgerichte zu Gieffen und dem 
Kreisgerichte zu Mainz, dergeftalt, daß alle von Prenßifchen 
Gerichten ausgehende, Großherzoglich Heffiihe Unterthauen 
 einzuhändigende Verhandlungen von der Königlichen Immediat⸗ 
Juſtiz-Commiſſion, und nach ihrer Anflöfung von dem General: 
prochrator des Königlichen Appellationshofes zn Eöln an die 
vorgenannten Großherzogl. Heffiihen Gerichte, alle aus dem 
Großherzogtum Heſſen an preußifche Unterthanen gerichtete 
und diefen einzuhändigende Verhandlungen aber von ben genanns 
ten Großberzoglich Heffiihen Gerichten an die Immediat⸗-Ju⸗ 
ftiz:.@ommifflon zu Eötw und nad deren Auflöfung an den Ge: 
neralprocurator des Königlichen Wppellationshofes daſelbſt zu 
fenden find. 2) Die Königlich Preußiſche Immediat⸗Juſtiz: Com: 
mifflon oder der Generalprocurator bes Appellationshofes zu 
Göln fowohl, ald die Großherzoglich Heffihen Gerichte forgen 
für die Weiterbefördermg nnd für die Einfendung der Em: 
pfangsbefcheinigungen. 3) Die Großherzogt. Heſſiſchen Gerichte 
find dergeftalt beauftragt, daß fie au dann, wenn ein Regui: 
fitoriate nicht den Bezirk des angefprohenen Gerichts angehen 
ſollte, verbunden find, für bie fchleunige Beförderung deſſelben 
zu forgen. Preußifcher Seits wird dagegen, ſobald fich in der 
Solge wegen eines lebhaften gerichtlichen Verkehrs zwifchen den 
Großh. Heffiihen Landen und den preußifchen Prov. dieffeits der 
Weſer die Beftellung einer Behörde in diefen Provinzen zur Ver: 
anfaffung der Juſinuation, der mehreren Befchleunigung wegen, 
wünfdhenswerth zeigen follte, diefe angeorduet werden. 4) Für die 
Beforgung der Inſinuation, fowie für die ganze jetzt angeord⸗ 
nete Kommunikation, follen gegenfeitig Beine Koften und Fein 
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Stadt Hamburg geſchloſſen worden. In Gemaͤßheit 
dieſer Uebereinlunft iſt fuͤr die geſammten Königlich Preußi- 





Poſtporto berechnet werden; ſondern es ſoll jedem den beider⸗ 
ſeitigen Staaten überlaſſen bleiben, ob und welche Koſten er 
dafür von ſeinen Unterthanen einziehen will. Zur Ausführung 
dieſes Punkts werden die Großherzogl. Heſſiſchen Gerichte ihre 
nah Cöln beſtimmten Briefe mit der beſonderen Bemerkung: 
»Herrſchaftliche gerichtliche Inſinuationsſachen⸗ verſehen, und die 
von Cöln nach dem Großherzogthum Heſſen abgehenden Briefe 
werden dieſelbe Bezeichnung führen, um ſie von allem preußi⸗ 
{hen Porto frei zu machen, Gegenwärtige Erklärung fol, 
nachdem fie in gleichlautenden Exemplaren von dem Großher: 
zoglich Heſſiſchen Miniſterinm und von dem Königlich Preußis 
fchen Minifterium vollzogen und ausgewechfelt werden, durch 
öffentliche Bekanntmachung in den beiderfeitigen Landen: Kraft 
und MWirffamkeit erhalten. Darmftadt, den 24. Juni 1819. 
.(L, 5.) Großherzoglich Heffifhes Staatsminifterium der and» 
wärtigen Mngelegenheiten, Sreiherr von Lichtenberg.«« bier: 
durch zur Nachachtung der Großherzogl. Behörden unter dem 
Bemerfen gebracht, daß biefelben noch zur Beit fortfahren koͤn⸗ 
nen, fich zur Beförderung der Inſinuationen an die oben ges 
nannte Königlich Preußifhe Immediat-Juſtiz-Commiſſion zu 
Eöln zu werden, welche, fobald der Generalprocurator dafelbft 
inftallirt feyn wird, diefem das erwähnte Gefchäft übermeifen 
und die Großherzogl, Gerichte davon in Keuntniß ſetzen wird.« 
11. Ein weiterer Erlaß Großherzogl. Staatsminifteriums vom 
16. Dftober 1819 benachrichtigt, unter Bezugnahme auf bie 
Vebereinfunft vom 24. Suni, daß der Königlich Preußifche 
Aheinifche Appellationshof zu Edln am 1. September eröffnet 
worden fei und nun der General:Procurator dieſes Gerichtds 
hofs bei Beförderung der Infinuationen an die Stelle der bis⸗ 
herigen Immediat-Juſtiz-Commiſſion getreten fei. III. Aus⸗ 
fchreiben Großh. Hofger. d, Prov. Starkenb. vom 28. Februar 
und Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 27. März 1835 au 
die Untergerichte »die zwifhen dem Großherzogthum 
Heffen und mehreren deutfhen Staaten getroffene 
Mebereinkunft Hinfichtlih der gerichtlichen Inſinu— 
ationen, jetzt insbefondere derjenigen an König: 
ih Preußifhe Unterthanen betr. Indem man fämmt: 
liche Untergerichte von nachſtehendem höchſten Reſcripte in. 
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ſchen Staaten die Immediat⸗-Juſtiz-⸗Commiffion 
zu Coͤln, für das Herzogthum Holſtein, das Obergericht 


Kenntniß ſetzt, empfiehlt man denſelben künftig, fo weit Ihnen 
nur irgend möglich, in Ihren Berichten an Großherzogliches 
Hofgericht, wegen Beförderung einer Verfügung in das Königs 
reich Preußen, den Obergerichtsbezirk genau zu bezeichnen, in 
welchem der Ort liegt, an dem bie Perfon wohnt, der die In⸗ 
finuation gefhehen fol: Darmfladt, am 13, Februar 1835, 
Das Großherzogl. Heſſ. Minifterium des Innern und Juſtiz 
an das Großherzogliche Hofgeriht. In Folge einer von 
bem Großherzogl. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
im Wege der Eorrefpondenz mit dem Königlich Preußifchen 
Gouvernement getroffenen Webereinkunft zum Zwecke mehrerer 
Beförderung einer direkten Eorrefpondenz zwifchen den dieffei« 
tigen und Königlich. Preußifchen Yuftizbehörden, find, unter 
Aenderung der deffalfigen Webereinkunft vom 24. Juni 1819 
(Regierungsblatte Nr. 4 vom Fahr 1819) nachbenannte Königs 
£ liche Juſtizbehörden und resp. Procnratoren ermächtigt worden, 
} ben im Ungelegenheiten ihres Reſſorts unmittelbar an fie ge: 
richteten Requifitionen zu entfprechen und ift denfelben zugleich, 
nah Maasgabe der im 5. 3 vorgedachter Mebereinfunft vom 
Jahr 1819 für die dieffeitigen Gerichte ſtipulirten Beſtimmun⸗ 
gen, die MWeiterbeförderung dieſſeits gerichtlicher Requifitionen, 
auch in dem Sale zur Pflicht gemacht worden, werfl die an fie 
gelangenden deßfallſigen Schreiben nicht ihren, fondern einen 
andern Gerichtsbezire angehen ſollten. 1) In Rheinpreußen die 
Oberprocuratoren der fechs rheinifchen, die Stelle der Provin: 
zial-Juſtizcollegien einnehmenden Landgerichte zu Ein, Coblenz, 
Trier, Aachen, Düſſeldorf und Eleve, ſowie der Juſtizſenat 
zu Coblenz. Der Generalprocurator zu Cöln nur in Anfehung 
der unmittelbar bei dem dortigen Appellhofe ſchwebenden Sachen. 
2) In den übrigen preußiſchen Provinzen folgende Koͤnigliche 
Provinzial⸗Landes⸗Juſtiz⸗Collegien: Er 
Provinz Oftpreußen, Oberlandesgericht zu Königsberg, 


” » * » Inſterburg, 

» Weſtpreußen » » Marienwerber, 
» Brandenburg, Kammergericht » Berlin, 

» » Oberlandesgericht » Sranffurt a /O. 
» Pommern, » » Stettin, 

» * » Cöðslin, 
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zu Glückſtadt ), für Lauenburg die Regierung zu 
Ratzeburg *), für die Fürſtlich Reußiſchen Lande älte- 
rer Linie, die Regierung zu Gräß, und für die Lande 
jüngerer Linie (oder zu Schleig, Lobenftein und Ebersdorf) 
die gemeinfchaftlihe Negierung zu Gera **), 
endlich für die freie Stadt Hamburg, wegen der Mannich- 
faltigfeit der dortigen Behörden, der Senat der freien 
Stadt Hamburg ſelbſt +), beſtimmt worden. ‚den 
man hiervon die Großherzoglichen Behörden, in Beziehung 
auf die früheren Bekanntmachungen, zur Nachachtung in den 
vorkommenden Fällen, in Wiffenfchaft ſetzt, bemerkt man 
denfelben noch, hinfichtlich derjenigen Gerichtsaften, welche 
an Bewohner des Königreichd Preußen, oder aus dieſem 
Staat an dieffeitige Untershanen gerichtet — daß den ſie 


Provinz Pommern, Oberappellationsgericht zu Orion, 


» » Dofgericht a 

»  Gohlefien, Oberlandesgericht ». Breslau, 

» » no. | » Ratibor, 

» » » » Glogau, 

» . Dofen, DOberappellationdgericht » Poſen, 

» Sachſen, Oberlandesgericht » Magdeburg, 
» » » » Naumburg, 
» » » » Halberſtadt, 
» Weſtphalen, m» » Münfter, 

» » » » MPaderborn, 
» » » Hamm, 

» » Hofgerict » Arnsberg. 


Hiernach ‚werden Sie fih in vorfommenden Fällen mit den 
nöthigen Mequifitonen nicht mehr an den Königlichen General: 
proenrator in Eöln (mit Ausnahme der dahin gehörigen Appell 
fachen) wenden, fondern resp. an die betreffenden Oberprocus 
ratoren oder an das zuftändige Königliche Provinzial: Landes: 
inftigcolegium.« ſ. noch Kratfch: a. a. O. Borwort, ©. 1. 

*) Kratſch a. a. D. 6. 67-69, 
”) Kratſch a. a. O. © 1—73. 
***) Kratſch a. a. O. ©. 227-230. 
) Kratſch a. a. O. S. 37— 39, 
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betreffenden Requiſitionen ganz koſtenfrei Genüge gelei— 
ſtet werde und die Briefe und Pakete, welche an. die Im⸗ 
mediat» Zuftiz» Commiffion zu Cöln gehen follen, mit der 
Bezeichnung, „„gerichtliche Inſinuations ſachen,“ 
verſehen werden muͤſſen.“ | 
Vu. Erlaß Großh. Staatsminifteriums vom 3. Decem⸗ 
ber 1818 „den Staatsvertrag mir Sachſen⸗-Co— 
burg, Waldet und Heffen- Homburg wegen 
fihnellerer Beförderung der gerichtlichen Inſi— 
nuationen betr. Die mit den einzelnen deutichen Staa- 
ten wegen fchnellerer Beförderung der gerichtlichen Inſinua⸗ 
tionen getroffene Webereinfunft ift nunmehr auch mit dem 
Herzogthum Sachfen- Coburg, dem Fürftenthum 
Walde, und der Landgraffhaft Heflen-Hom- 
burg gefchloffen werden. In Gemäßheit derfelden wurde 
hinfichtlich des Herzogthums Sachfen » Coburg für die Cos 
burg Saalfeld- und Themarifchen Lande die Negierung 
zu Coburg * und für den überrheinifchen Landestheil **) 
die Landes-Commiſſion zu St. Wendel, für das 
Fürftenthbum Walde das Hofgericht zu Corbach **), 
binfichtlich der Landgraffchaft Heflen » Homburg endlich für 
diefe felbft die Wegierung zu Homburg vor der Höhe 
und für Meifenheim das Oberamt dafelbft +) beftimmt, 
wovon man die betreffenden Großherzogl. Behörden in Bes 
ziehung auf die früher erfchienenen Bekanntmachungen zur 
Nachachtung in den vorkommenden Fallen in Kenntniß feßt. 
VIII. Erlaß Großherzogl. Staatsminifteriumd vom 
9. Auguſt 1819 „die Beförderung der gerichtlichen 


*) Das jetzige Herzogthum Sach ſen-Coburg⸗Gotha hat jest 
2 Juſtiz-Collegien, zu Coburg und Gotha. Kratſch a, a. O. 
S. 33 — 36. 
*) Diefer Landestheil ift nun Preußifch. 
) Kratſch a. a. O. ©. 255 — 257, 
+) Kratſch a. a. O. ©, 61, 62, 
progeßordn, II. " 30 
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Inſinuationen betr. Unter Beziehung anf die frühes 
ren wegen dieſes Gegenftandes erlaffenen Bekanntmachungen - 
werden die Großh. Heff. betreffenden Behörden zur Nach—⸗ 
achtung in vorkommenden Fällen hierdurch in Kenntniß ges 
feßt, daß auch mit dem Kaiferlich Defterreichifchen Staate 
deßhalb eine Uebereinkunft getroffen worden if. In Gemäß— 
heit derfelben wurden für die verfchiedenen Theile der Oeſter⸗ 
reichifchen Monarchie, niit Ausnahme Ungarns und Gieben- 
buͤrgens, binfichtlich welcher Länder es bei der bisherigen 
Mittheilungsart im diplomatifchen Wege verbleibt, folgende 
Gerichtöftellen beftimmt: Für das Königreich Böhmen 
das Appellationdgericht zu Prag, für das König 
reich Salizien jenes zu Lemberg für Defterreich ob 
und unter der End jenes zu Wien, für Innerdfter 
reich jenes zu Klagenfurth, für Mähren und Schle⸗ 
fien jenes zu Brünn, für Tyrol und Boralberg 
jened zu Insbruck, für das Küftenland jened zu 
Fiume, für Dalmatien jened zu Zara, für den Kark 
ftädter Kreis das proviforifche Appellationegericht 
zu Laibach, für dad Lombardifche Königreich jenes 
zu Mailand, für dad venetianifhe Königreich das 
zu Venedig’ *). 

IX. Erlaß Großh. Staatsminifterium vom 16. Dftos 
ber 1819 „die Beförderung gerichtlicher Inſinua— 
tionen von Staat zu Staat betr. Die mir den 
deutfchen Staaten wegen fehnellerer Beförderung der gericht 
lichen Inſinuationen abgefchloffene Webereinkunft ift nunmehr 
auh mir dem Großherzogthum Medlenburg 


” Hufnagel und Scheurlen. Die Gerihtsverfaffungen ıc. 
©. 45—356, »Die Gerihtsverfaffung der zu dem 
deutſchen Bunde gehörigen Länder und Gebiete 
des Defterreihifhen Kaiſerthums, dargefellt von 
Dr. Emanuel Raindel zu Wien,« bef. &, 194 1, Kratfch 
a. a. O. ©, 111 — 113, 
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Schwerin und dem Großherzogthume Mecklen— 
burg⸗Strelitz getroffen worden. In Gemäßheit derſelben 
wurden für den erſteren Staat die Juſtiz-Canzlei zu 
Schwerin, Guͤſtrow und Roſtock, für den letzteren 
aber die Juſtiz-Canzlei zu Neuſtreliz als diejenigen 
Gerichtöftellen bezeichner, an welche fich die bieffeitigen 
Juſtizbehörden zu wenden haben“ *). 

X. Erlaß Großherzogl. Staatsminiſteriums vom 20. 
Februar 1820 „die Beförderung der gerichtlichen 
Inſinuationen von Staat zu Staat betr. Unter 
Beziehung auf die früheren, wegen dieſes Gegenſtandes er⸗ 
laſſenen Bekanntmachungen ſetzt man die Großherzogl. bes 
treffenden Behörden zur Nachachtung in den vorkommenden 
Fallen in Kenntniß, daß auch mit dem Herzogthum 
Sachſen⸗-Hildburghauſen deshalb eine Uebereintunft 
getroffen worden ift. In Folge derfelben wurde für das genannte 
Herzogthum die Juſtiz-Abtheilung der Landes-Re— 
gierung su Hildburghbaufen **) ald diejenige Gerichte> 
ftelle bezeichnet, an welche ſich die dieſſeitigen Juſtizbehoͤrden 
zu wenden haben.“ 
| Infinuatiönen, deren Befheinigung. 1. Ausfchr. 

Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 27. Sept. 1819, 


— 


») v. Kamptz: Handbuch des Mecklenburgiſchen Civilprozeffes. 
Zwoeite Ausgabe, bearbeitet von v. Nettelbladt. Berlin 
1822. Buch 1. Abſchn. 1. »Die Mecklenburgiſchen Gerichte« 
8.10% Kratſch a. a. O. S. 87—101. Trotfhe: Ma: 
terialien zu einem Handbuch der Mecklenburg⸗ Schwerin'ſchen 
Partikular⸗Eivil Vreee. Güſtrow 1837. S. 65. 86 x. 
insbef, 6; 227, 


“+, Seitdem an die Stelle des Herzogthums Sachſen⸗Hild— 
burghaufen, welhes au Gacfen: Meiningen abgetreten 
wurde, das Herzogthum Sahfen:Ultenburg getreten ift, 
befteht das Juſtiz-Collegium zu Altenburg. Kratſch a. a. O 
81-4 


30* 
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‚die Befheinigungen von gerichtlichen Inſinu— 
ationen betr.’ an die Untergerichte: „Die eingefender 
werdenden Befcheinigungen über geſchehene Inſinuationen 
ſeien oͤfters zu unbeſtimmt und werde daher, zur Vermei⸗ 
dung etwaiger Anſtaͤnde, den Großherzogl. Beamten bemerkt: 
Bei Inſinuations-Beſcheinigungen der von Seiten dieſes 
Großherzogl. Collegs erlaffen werdenden Verfügungen koͤnne 
vie bisher übliche Berichtsform beibehalten werden; bei Bes 
tcheinigung der Infinuation der von fremden Behörden ers 
laſſenen und hierher mitgetheilten Verfügungen hatten fie 
indeffen darauf Nüdficht zu nehmen, daß. in der über die 
gefchehene Inſinuation jedesmal beſonders auszuſtellenden 
und einzuſendenden Beſcheinigung der Tag der erlaſſenen 
Verfügung nebſt der Benennung der Behoͤrde, welche dieſe 
erlaſſen, der Name der Parthieen und derjenigen, welchen 
ſolche zugeſtellt worden, nebſt dem Tag, wann ſolches ge⸗ 
ſchehen, enthalten ſei.“ 
1. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
13. Juni 1828 an die Untergerichte, den zu Inſinua— 
tionsbeſcheinigungen zu adhibirenden Stempel 
betr. N. Es find Zweifel daruͤber entſtanden, welcher 
Stempel zu Infinuationsbefcheinigungen alddann zu adhibis 
ven fei, wenn die Beforgung der Inſinuation den Anwälten 
obliegt und diefe fich wegen deren Bewerkftelligung und At 
teftation an die Untergerichte wenden. Da nun: in folchen 
Fällen die Beftimmungen der Stempel- und Tarordnung, 
Abſchn. IE Nr. XI. Anwendung finden und es ſich übri⸗ 
gend von felbft verfteht, daß dergleichen Befcheinigungen nur 
infofern zahlbar find, als ihre Tare nicht ſchon durch den 
Stempel der Eingabe vorgelegt ift, fo werden Gie hierauf 
verwiefen, um fich hiernach in künftig vorkommenden Fällen 
zu bemeffen.’’ 


| *) f, Koͤſterus: Inder ic, 2, Aufl, 1837, ©, 47. 
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Infinusationen nad) den Nordamerikaniſchen Srei- 
ftaaten. Ausfchr. Großh. Höfger. d. Prov. Starfenb. vom 
2. December 1835 an die Untergerichte, „die Inſinua— 
tion gerichtlicher Urkunden nach Den Nordameris 
fanifchen Freiftaaten betr. Da im neuerer Zeit, in 
Folge der ftattgehabten Auswanderungen, öfters Berichte, 
wegen Beförderug gerichrlicher Verfügungen, zur Inſinua— 
tion nach Nordamerika auf diplomatifchem Wege eingefoms 
men find; fo fieht man fich veranlaßt, fammtliche Großh. 
lintergerichte von nachſtehendem höchften Neferipte zum dems 
gemäßen zukünftigen Bemeflen, hiermit in Kenntniß zu 
feßen: Darmftadt, den 1. Auguft 1835. Der Großherzogl. 
Heffifche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an das 
Großherzogl. Hofgericht dahier. Auf den Bericht vom 18. 
Juli fehe ich mich genöthigt, Ihnen zu bemerfen: 1) daß 
man gar nicht hoffen darf, uber die Inſinuation gerichts 
licher Urkunden, die nach Nordamerika geſchickt werden, 
gerichtliche Certificate, oder Iegalifirte Mecepiffes der In⸗ 
tereffenten, oder irgend fonftige Befcheinigungen, zu erhal: 
ten, 2) daß in den vereinigten Staaten legale Infinuationen 
durchaus nicht anders, ald durch dreimalige Inſertion in 
die Öffentlichen Blätter gefcheben können, 3) daß, wenn auch 
die Gebühren diefer Inſertion, im Verhaͤltniſſe zu dem 
Gegenftande, bisweilen nicht für zu bedeutend anzufehen 
wären, doch Fein amerifanifcher. diplomatifcher Agent fich 
zu der deßfallfigen Beforgung verficehen würde, und. daß 
endlich a) Alles, was man in diefer Beziehung von der 
amerikaniſchen Sefandtfchaft zu Paris bisher erlangen Eonnte, 
ſich darauf befchränfte, daß diefelbe gerichtliche Lrfunden, 
zur weiteren Beförderung, nur alddann übernahm, wenn 
ihr folche in Form verfchloffener Briefe, an den sder die 
Jutereſſenten adreffirt äugeftellt wurden, worauf fie fofort 
den Empfang fchriftlih, unter der Nachricht befcheinigte, 
daß fie den Brief mit ihren offlciellen Depefchen nach ben 


» 
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vereinigten Staaten abgeſchickt habe, oder naͤchſtens abſchicken 
werde.‘ . | | 

Infinustionsgebühren der Landgerichts - Diener. 
1. Ausfchr. Großh. Hofger. der Prov. Starkenburg vom 
1. April 1823 „die Infinuationen der Landge 
yichrsdiener betr.’ am die Untergerichte: „Es ift hoͤch⸗ 
ften Orts verfügt worden, daß die Stadt- und Landgerichts, 
diener bei Inſinuationen, 4) innerhalb des Gerichtsſitzes 
2 Kr., 2» außerhalb deffelben 4 Kr. für jede Infinuation, 
und in fich ereignenden Fallen, wo die fehleunige Abſchickung 
eines Stadt: oder Landgerichrädieners am entferntere Orts 
(haften eine unvermeidliche Nothwendigfeit ift, für die 
Stunde 10 Kr., jedody fo, daß das Maximum nicht 40 Kr. 
überfteigt, an Gebirhren bezichen follen. Die Stadt: und 
Landgerichte haben ihre Gerichtediener hiernach anzuweiſen, 
und fireng darauf zu wachen, daß diefen Beftimmungen gehörig 
nachgelebt werde.’ Im Wefentlichen gleichen Inhalts ift ein 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberb. v. 22. April 1823. 

11. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. GStarfenb. vom 
19. November 1824 „die Inſinuationsgebühren 
der Landgerichtsdiener in Unterfuhungsfachen 
betr.’’ an die Untergerichte: Die Landagerichtsdiener haben 
in Unterfuchungen nur dann Inſinuationsgebuͤhren in Aus 
fpruch zu nehmen, wenn folvente Angefchuldigte im diefelben 
‚verurtheilt werden, nder wenn die Jnfinuetionen, find auch 
die verurtheilten Angefchufdigten infolvent , nicht in den ger 
wöhnlichen Rundgängen, fondern durch befondere Abſendun⸗ 
gen beforgt werden muͤſſen. Pur in diefem Ießteren Falle, 
worin fogleich die Inſolvenz der Werurtbeilten eintritt, find 
die Inſinuationsgebühren von der peinlichen Gerichtsfaffe zu 
berichtigen. In allen übrigen Fällen müffen diefe durch die 
Untergerichte von den Verurtheilten felbft beigetrieben, und, 
find folche infolvent, die Inſinuationen als DOfficialfachen 
angefehen werden. Die Untergerichte haben daher auch für 
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die Zukunft in die Koftenverzeichniffe in Unterfuchungsfachen, 
weiche an den Rechner der peinlichen Gerichtsfaffe zur Zah⸗ 
lung oder Beitreibung abgegeben werden, nur dann die In—⸗ 
ſinuatsgebuͤhren aufzunehmen, wenn die oben erwähnte Aus⸗ 
nahme, daß die Infinuationsgebühren von der — 
Gerichtskaſſe zu beſtreiten ſind, eintritt.“ 

III. Ausſchr. Großh. Hofger. der Prov. * v. 
17. Dec. 1830,die Inſinuationsgebühren der Lande. 
gerichtsdiener in Beziehung auf Requiſitionen 
betr.“ *) an die Untergerichte: „Großh. Miniſterium dee 
Innern und der Juſtiz hat in Betreff des rubricirten Gegen- 
ftandes verfügt: In Nequifitionsfachen 1) inländifcher 
Gerichte und zwar aJin Civilfachen find Infinuationd: 
Gebühren zu geftatten, wenn fie, wäre die Verfügung ohne 
Mequifition vom requirirten Gericht ausgegangen, hätten 
bezogen werden dürfen. Sie find durch die Boft zu erheben, 
wenn. Diefes gefcheben kann und wenn der die Inſinuation 
Empfangende nicht felbft zur Koftennorlage verbunden war. 
b) In Unterfuchungsfachen werden Feine Inſinuationsgebüh— 
ven geftattet. 2) In Requiſitionsſachen ausländiſcher 
Gerichte ift binfichtlich der Inſinuationsgebuͤhren das bis—⸗ 
herige Herfommen und der Grundfab der Meciprocität zu 
 heachten. Hiernach haben die Untergerichte ſich zu bes 
meſſen.“ 

VI. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
16. März 1830 „den Bezug von Inſinuationsge— 
bühren der Landgerichtsdiener betr.’ an die Um 
tergerichte : „Es ift au unſerer Kenntniß gefommen, daß 
von manchen Landgerichtödienern auch in dem Fall Infinuas 
tionsgebuͤhren bezogen werden, wenn fie Tandgerichtliche 
Verfügungen an auswärts mwohnende Parthien oder Sach⸗ 


“) Gleichen Inhalts iſt ein Ausſchr. Großh. Dofger, der Prov. 
Obherh. vom 5. Yanuar 1831, 
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walter zur weiteren Beförderung an die Voft bliefern. Da 
indeffen in Fällen diefer Art für den Bezug von Inſinua—⸗ 
tionsgebühren ein erheblicher Grund gänzlich mangelt, ſo 
fehen wir ung genöthigt, diefen mißbräuchlichen Gebühren« 
bezug unbedingt mit dem Anfigen hierdurch zu unterfagen, 
daß gegen die gegen Erwarten hiergegen handelnden Gerichts» 
diener mir der geeigneten gefeßlichen Strafe unnachfichts. 
lich vorgefchritten werden wird, und fordern Sie auf, pflicht- 
mäßig darüber zu wachen, daß im Ihren Gerichtsbezirfen 
Mißbräuche diefer Art alsbald gänzlich vertilgt werden.’ 

V. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Prov. Oberb. 
vom 21. November 1833 an die Untergerichte, „betr. die 
Dekretur der Inſinuationsgebühren der Land— 
gerichtödiener in Unterſuchungsſachen auf die 
Großh. Eriminalfaffe Es ift neuerdings mehrmalg 
vorgekommen, daß einige Landgerichte die Inſinuationsge—⸗ 
bühren der Gerichtsdiener in Unterfuchungsfachen, in wel- 
chen diefelben von den Verurtheilten nicht beigetrieben wers 
den Fonnten, gleich den Diäten des Gerichtsperfonale vers 
zeichnet und zur Defretur auf die Criminalkaffe eingefendet 
haben, welchem Anfuchen auch bei der in unferem Colleg 
darüber beftandenen Meinungeverfchiedenheit in einigen Fals 
len entfprochen worden ift. Da fich dieß indeß nicht mit 
den in unferm Ausfchreiben vom 5. Januar 1831, die its 
finuationsgebühren der Landgerichtsdiener bei Mequifitionen 
betreffend, und vom 21. Nov. 1832 diejenigen in Sachen 
der frommen Stiftungen betreffend, ausgefprochenen und hoͤch—⸗ 
fien Orts gebilligten Grundſaͤtzen verträgt, fo weifen wir 
Sie an, für die Zukunft nur diejenigen Gebühren der Land- 
gerichtsdiener in Unterfuchungsfachen, in welchen folcye nicht 
von den DVerurtheilten beigetrieben werden Eönnen, oder 
feine Verurtheilung zum Koftenerfaß ftattgefunden bat, zur 
Defretur auf die Criminallaffe zu verzeichnen und einzufens 
der, welche diefelben für befondere Abſchickungen, in eilens 
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den Fällen, nach Maasgabe unfered Ausfchreibend vom 22. 
April 1823, die Infinuationsgebühren der Landgerichtsdie- 
ner betreffend (im u. Abſatz), anzufprechen befugt find, und 
die Gerichtödiener zu bedeuten, daß fie für diejenigen Ins 
finuationen in Unterfuchungsfachen, welche fie gelegentlich 
ihrer übrigen Gefchäfte beforgen, und wofür fie von den 
Berurtheilten die gewöhlichen Gebühren von 2 Tr. und resp. 
4 Er. zus verlangen haben, wenn Niemand zum Koftenerfaß 
verurtheilt wird, oder der Verurtheilte infolvent ift, von 
dem Staate feine Vergütung anfprechen koͤnnen.“ 
Injurien. 1. P. d. O. N. ©, Nr.g. Competenz 
der Mittelgerichte und Untergerichte zu Beftras 
fung von Injurien. „Der $. 5 ded zweiten Organis 
ſations⸗Edikts vom 12. Oftober 1803 *) fpricht sub Litt. A 
nur von Vergehen, binfichtlich welcher die Untergerichte 
unterfuchende und urtheilende Behörden feyn follen, und 
zählt hierzu alle gemeine Schmähungen oder woͤrt— 
lihe Injurien. Da leichte einfache Privatinjurien nur 
Gegenſtand eines Civilprozeſſes, nicht aber einer Uns 
terfuhung ſeyn können, fo laffen fih auf ſolche Im 
jurien die Worte des Organiſationsedikts nicht beziehen, 
fondern nur auf folche fchweren Injurien, welche, ihrer 
befonderen Befchaffenheit nach, geeignet find, ein Inquifls 
tionsverfahren rechtlich zu begründen. Es muß daher ange: 
nommen werden, daß das Organifationsedift nur die ger 
ſetzlich ausgezeichneten oder qualificirte Injurien 
wie z. B. das Pasquill, die Schmähſchaft, die Blasphemie, 
der Competenz der Untergerichte entziehen wollte, indem ſie 
ein oppositum der denſelben zur Unterſuchung und Abur⸗ 
theilung uͤberwieſenen, zwar ebenfalls graven, jedoch aber 
gemeinen Verbalinjurien bilden. Es wird dieß noch be— 
ſtätigt durch 5. 8 der Landrichter⸗Inſtruktion. Die Unter⸗ 


) 9, ©. O. m. Sp. ©, 343, 
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ſuchung und Beſtrafung von Injurien, welche ſich nicht 
ſchriftſaͤßige Perſonen gegen öffentliche Behörden ſchuldig 
machen, gehört daher zum Reſſort der Untergerichte. (Ur⸗ 
theil vom 26. Juni 1829 in Unterſuchungs⸗Sachen gegen 
B. A. ©. zu M. wegen Schmaͤhungen gegen das Kurfürſtl. 
Heſſ. Amt Langenſelbold).“ 

Im P. d. H. © in D. Nr. 36. „Widerruf und Ab⸗ 
bitte können nur dann mit einander verbunden werden, wenn 
die Injurien nicht allein in der Verläumdung, in der Ber 
bauptung unmwahrer Thatfachen zum Nachtheil eines Andern, 
fordern auch noch in dem befondern Ausdruck, in einer fons« 
fligen unbefugten Verachtung des Andern fih ausfpricht. 
(Urtheil vom 14. April 1821 in Sachen des Großh. Geb. 
Mathe H. gegen Geh, Nath von R. zu O.).“ 

11. 9.2. 9. ©. D. Nr. 64. Zuldffigfeit des 
Mechtsmitteld der Revifion in Injurienſachen. 
Das Rechtsmittel der Reviſion ift zuzulaſſen, fofern Revi⸗ 
dent befchwören kann, daß er lieber 150 Gulden verlieren, 
als auf dasjenige verzichten wolle, was ihm aberfannt wor⸗ 
den fei, er aber nicht ebenmäßig befchwören kann, daß er 
lieber 400 Gulden verlieren, als jene Nachtheile erleiden 
wolle. Man geht hierbei von dem Grundfaß aus, daß nur 
im Falle wirklicher Unberimmtheit der Summe des Streits 
objekts die Dberappellation ftattfinde, daß aber bier durch 
Yeftimation des befchwerten Theild das unbeftimmte 
Streitobjeft in ein beftimmtes verwandelt werde, daher 
zur formellen Begründung der Nevifion es genüge, wenn 
Revident befchwöre, daR ihm das Streitobjeft wohl 150 Gul⸗ 
den, aber feine 400 Gulden werth fei, daher wohl die 
Reviſions ſumme, aber nicht die Appellationsfumme erreiche. 
(Urtheil vom 21. März; 1832, in Sachen ©. au ©. gegen 
W. daf.).’ | | 

IV. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
21. Mai 1822 die Untergerichte: „Da der Fall vorgekom⸗ 
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men, daß aus den von den lintergerichten megen verübter 
Mealinjurien eingefandten Aeten nicht zu entnehmen gewefen, 
ob Arzt= oder wundärztliche Hilfe angewendet worden, oder 
nicht , biernach aber beurtheilt werden muß, zu weflen Ges 
ſchäftskreis der fich ereignete Fall nach dem Organiſations⸗ 
edikt eigentlich gehört, fo hat man fich dadurch bewogen ges 
funden , Sie hierauf aufmerffam zu machen, mit der Auf⸗ 
lage, es in folchen Fällen jedesmal actenmäßig zu machen, 
ob der Arzt oder Wundarzt zur Heilung der Wunde bat zus 
gezogen werden müſſen ).“ | 

V. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
15. Januar 1831 „die Appellationsfähigfeit der 
Injurienſachen betr.’ an die Untergerichte: „Da 
die Appellationsfähigkeit der Injurienfachen nach der Eigen: 
thümlichkeit der Fälle verfchiedenen Zweifeln Raum giebt und die 
oorgefchriebene handtreuliche Würdigung nicht gleichförmig 
von den Untergerichten angewendet wird; fo finden wir und 
veranlaßt, folgende in der Plenarfigung unferes Collegs ans 
genommenen Grundfaße zu Ihrer Kenntniß zu bringen: 
1) Bei rein dftimatorifchen Injurienklagen kommt es, wie 
bei allen Privatforderungen,, blos auf die geforderte und 
resp. (für den Beflagten) auf die zuerkannte Summe an. 
2) Bei Klagen auf öffentliche oder relativ-Öffentliche Strafe 
ift der Streitgegenftand nach Beftimmung der Großh. Ober- 





*) Ausfchr, Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 15, Sept. 1836 
an die Untergerichte, »die Competenz der Mittelgericdte 
bei Mißhaudlungen der Eltern durch ihre Kinder 
betr. Wir Haben die Anficht gewonnen, dab Mishandlungen 
der Eltern durch ihre Kinder, weil folche Gewaltthätigkeiten 
nicht geſetzlich ausgezeichnet find, unter die allgemeinen Be 
flimmungen des Großh. Organifationgs Edifts vom 12. Ofto: 
ber 1803, $. 5. A. 3 fallen, daß mithin die Comperenz bei 


Vergehen diefer Art Lediglich durch die Nothwendigkeit ärzts - 


licher oder wundärztlicher Hülfe beſtimmt, resp. die unfrige be: 
gründet wird. Sie werben fich hiernach bemeffen.« 
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appellationsgerichts⸗Ordnung von 1804, Tit. 1. $. 2, als 
unfhäßbar zu betrachten, wenn aud) bereits eine beftimmre 
Geldſtrafe ausgefprochen ift, und es muß daher in folchen 
Fällen nicht nur die in der Großherzogl. Prozeßordnung von 
1724, Thl. I. Tit. VIE 9. 2, vorgefchriebene Neftimation 
mittelft Handgelöbniffes ftattfinden , fondern auch die erfor, 
derliche Arteftation hierüber in den Apofteln jedesmal augs 
gedrückt werden. Nur dann kann, wie fich von felbft vers 
fieht, in Fälten diefer Art die handtrenliche Würdigung auf 
Seiten des Beklagten nicht plaßgreifen, wenn der Kläger 
unbedingt abgewiefen worden ift, oder wenn die Dffenriche 
Geldftrafe bereits die appellationsfähige Größe erreicht. Wir 
erwarten, daß Sie nach dieſen Normen, foweit die Ausfertigung 
der Apoftel darunter berührt wird, genau bemeffen werden.‘ 
VI. Nach der Anficht Großherzogl. Hofger. zu Darm⸗ 
ftadt *) find die Lintergerichte wegen Nealinjurien und Thät- 
lichkeiten, bei welchen ärztliche Hilfe nicht nothwendig iſt, 
auch dann zur Aburtheilung competent, wenn die Mißhans 
delten niedere Staatsdiener, 3. B. Gerichtödiener, Felds 
füge, Steuerboten, Gensd'arme, Schildwachen u. f. w. find. 
VE In Unterfuchungsfachen gegen Fabrifanten H. 
und DB. zu R. Denunciaten und Appellaten, Beleidigung 
des Großherzogl. Obergrenzcontroleurs ©. dafelbft betr, 
bat Großherzogl. Hofger. in Darmftadt angenommen, daß, 
wenn Snjurienfachen im Unterfuchungsverfahren behandelt 
und fogenannte Ehrenftrafen, namentlich Widerruf, Abbitte 
und Ehrenerflärung vor Gericht erfannt worden feyen, die 
Berufung an den höheren Nichter nicht unzulaͤſſig fei, ine 
dem die Beltimmung des Organifationdedifts über die Bes 
rufung in Straffachen die Zuläffigkeit eines Rechtsmittels 


#) Ausgeſprochen in Unterfuchungsfachen gegen D. E. von P. und 
M. E. von 9. wegen Mißhandlung des Gensd’armen W. und 
Beleidigung des Bürgermeifters K. von E. 


Injurien. 477 


nicht auf Gefängniß- und Geldftrafe oder Förperliche Züch⸗ 
tigung babe befchränfen wollen, fondern ed dem Ermeflen 
des Oberrichters überlaffen babe, auch bezüglich anderer 
Strafen die Berufung zuzulaſſen, wenn das Strafübel den- 
jenigen Strafen gleich geachtet werden könne, gegen welche 
das Organifationsedift Rechtsmittel ausdruͤcklich zulaffe und 
dag Ehrenftrafen Uebel feien, welche nach Umftänden weit 
härter empfunden würden, ald Gefängniß oder Geldftrafen, 
felbft, wenn fie nur in der fogenannten Ehrenerflärung vor 
Gericht beftünden, weil auch diefe demuthigend fei. Auch 
wurde angenommen, daß der in Civilfachen gefetlich vorges 
fchriebene Appellationdeid auf Injurien, welche im Unter⸗ 
fuchungsverfahren behandelt würden, nicht anzuwenden fei. 

VIII. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
vom 15. Juni 1829 am die Untergerichte, „die Compe— 
ten; der Landräthe und Landgerichte bei Stö— 
rungen der dffentlihen Ruhe und Ordnung, 
namentlich wenn Neals und Berbalinjurien vor» 
gefallen find, betr. *. Don nachftehender Verfügung, 
- welche Großh. Minifterium des Innern und der Juſtiz an 
Großh. Regierung zu Gießen erlaffen hat, fett man ſaͤmmt⸗ 
liche Untergerichte, zur gleichmäßigen Nachachtung , in 
Kenntniß: „„Darmſtadt, den 30. Mai 1829. Das Groß» 
herzogl. Heſſ. Minifterium des Innern und der Juſtiz an 
die Großherzogl. Heſſ. Negierung zu Gießen, auf den Bes 
richt vom 17. Februar l. J. Durch den 8. 19. der Lands 
rathinftruftion har die beftehende Gefeßgebung keineswegs 
abgeändert werden follen, der fragliche Paragraph ift viel 
mehr durchaus im Einklange mit derfelben abgefaßt. Der 
Landrath hat alle Störungen der öffentlichen Ruhe, ber 
welchen der Richter nicht ex officio einfchreiten muß, nach 
der ihm zuftehenden Befugniß zu unterfuchen und zu beftras 
fen, die dabei vorgefommenen Befchwerden wegen Neal 


) Gl. Inhalts ift ein Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. 
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oder Verbalinjurien aber auf den Weg der Cüvilklage vor 
dem Michter zu verweifen. Kignen ſich Dagegen die öffent: 
lichen Exeeffe zur richrerlichen Officialunterſuchung, fo tritt 
fofort die Competenz des Gerichts ein, und die des Landraths 
ceſſirt. Da ed num aber, nach dermalen beftehenden Gefeß- 
gebung, nicht feſt beftimmt werden kann, wann der Michter 
Störungen der öffentlichen Ruhe, wobei Real⸗ und Verbal⸗ 
injarien vorgefallen find, ex officio zu unterfüchen und zu 
beftrafen babe, da es vielmehr, nach diefer Geſetzgebung, 
in jedem vorkommenden Falle feinem Ermeffen unterliegt, 
ob er folche zur offiziellen Unterfuchung und Beltrafung 
qualificirt erachtet; fo find alle eintretenden Störungen der 
Öffentlichen Ruhe von den Landräthen fofort zu unterfuchen, 
und, wenn Neal und DVerbalinjurien dabei. vorgekommen, 
die Informativ⸗Protokolle an die Landgerichte, mit der Auf: 
forderung zur alöbalvigen Erklärung, ob fie ihre Competenz 
hierin erkennen oder nicht, abzugeben. Im bejahenden 
Falle haben ſich die Landräthe aller weiteren Unterfuchung 
und Beitrafung zu enthalten, im verneinenden dagegen folche 
vorzunehmen, und die etwa verwirkte Strafe, mit Vorbe⸗ 
halt. der Nechtsverfolgung wegen der vörgefommenen Ins 
iurien, ausjufprechen. Sie werben hiernach die Großherzogl. 
Landräthe Ihrer Provinz bedeuten.““ 

Invaliden. Anzeige von deren Beftrafung. 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 26. Nov. 
1829, ‚die gegen Invaliden erfannte Gefängnißs 
firafe von längerer Dauer betr., am die Unterge⸗ 
richte. „Nach dem Weglement der Invaliden bat derjenige 
Invalide, welcher eine Gefängnißftrafe von mehr «ls drei 
Monate erleidet, während der Dauer diefer Strafe Feine 
Benfion zu beziehen. Wir weifen Sie daher an, wenn eine 
Strafe der fraglichen Art vom Ihnen erkannt worden if, 
‚uns fofors berichtliche Anzeige zu machen, damit wir das 
Großherzogl. Kriegeminifterinm davon in Kenntniß feßen 


Irrthum. — Körperliche Zuchtigung. 479 


könne.’ Gleichen Inhalts ift ein Ausſchr. Großherzogl. 
Hofger. d. Prov. Startenburg. 

Irrthum. Beweis deſſelben. P. d. O. A. G. 
Nr. 88. „Das Erbieten zum Eide iſt kein taugliches Mit⸗ 
tel zum Beweiſe des Irrthums (Erkenntniß vom 28. Auguſt 
1834 in Sachen des A. A. zu H. gegen die Debitmaſſe des 
H. 2. dafelbft, Bedienung bet.).”’ 

Rlagen der Stadt-, Kand- und Patrimonialrich⸗ 
ter gegen Gerichtsuntergebene. Im Oktober 1825 wurde 
hoͤchſten Orts verfuͤgt, daß dieſe Riichter „in Fällen, mo 
fie einen ihrer Gerichts-Untergebenen gerichtlich belangen 
wollen, deßfalls an Großherzogl. Hofgericht zu berichten 
und ein Commisſorium für einen dritten Michter zu erwir⸗ 
fen’? hätten, „Bei Klagen der Affefforen und Landgerichtes 
actuarien gegen Gerichtuntergebene foll eine folche Beauftra⸗ 
gung nicht eintreten.’ 

RKnappſchaftskaſſen. Deren Befreiung von Ads 
hibirung des Stempelpapiersd. Im November 1825 
verfügte Großherzogl. Staatöminifterium, „daß der Art. 26 
der Verordnung vom 27. Auguft 1822 allerdings auch auf 
die Salinen- und Knappfchaftstaffen anwendbar fei und 
folche daher ald von Adhibirung des gefeßlichen Stempels 
papiers befreit betrachtet werden müßten.‘ 

Koͤrperliche Zuͤchtigung. J. Ausſchr. Großherzogl. 
Hofger. der Prov. Oberh. vom 25. Oktober 1821 ‚die 
Mortalitaͤt der Zuͤchtlinge im Marienſchloß 
betr.“ am die Untergerichte: „Wir haben bisweilen wahr: 
nehmen müffen, daß in Unterfuchungsfachen körperliche Züchtis 
gungen theild ganz gegen die Regeln des Unterfuchungsprogeffeg, 
theils in einem ungurechtfertigenden Grade und unter Adhi⸗ 
birung des Stockes Über die Inculpaten verhängt werden. 
Indem wir Sie hierauf aufmerkffam machen, weifen wir 
Sie zur Vermeidung der mehrfach hieraus nothwendig ent: 
ſtehenden Nachtheile an, künftig bei eigner Verantwortlich⸗ 
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keit 1) nur in den Fallen körperliche Züchtigungen eintreten 
zu laffen, in denen fie nach den Grundfäßen des Unter⸗ 
fuchungsprogeffes als zulaͤſſig und unvermeidlich fich darftels 
len, 2) auch unter diefer Vorausſetzung diefelde nur in einem 
geringen, der Gefundheit des Verbrechers durchaus unnach- 
theiligen Maaſe zu Anwendung zu bringen und 3) in jedem 
Fall fich hierbei des Gebrauchs des Stocks zu enthalten ).“ 

II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 
21. November 1823 „das Verfahren betreffend, 
wenn die zur Verbüßung einer Eorreftiond 
bausfirafe VBerurtbeilten nach dem Inhalte 
ihres Erkenntniſſes in dem Correktionshaus eine 
körperliche Zuchtigung erhalten ſollen“ an die 
Untergerichte: „Es ereignen ſich oͤfters Fälle, daß in 
Strafurtheilen zugleich auf eine in dem Correktionshaus zu 
vollziehende koͤrperliche Züchtigung erkennt wird. Um die 
Nachtheile zu vermeiden, welche aus dem Mangel einer des 
fonfigen, gehörig umfaffenden Beftimmung in dem Straf 
urtheil hervorgehen, fo feßt man, nach vorausgegangener 
Vereinigung mit Großherzogl. Negierung dahier, hierüber 
folgende Normen feft: 1) Es ift jedesmal in dem Gtrafers 
fenntniß beftimmt auszudrücken, worin die in den Correk—⸗ 
tionshaus zu vollziehende Eörperliche Zuchtigung beftehen foll. 
2) Soll diefelbe in Schlägen befteben , fo ift ſtets ihre Ans» 
zahl und die Stelle des Körpers, auf welche fie zu applici- 
ren find, fowie jedes fonftige, hierbei zu beachtende Vers 
haͤltniß genau zu bezeichnen *). Glaubt der Wichter dies, 


‚ Nach einem Ausſchr. Groß). Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 
6. Sept, 1830, gegründet auf eine höchfte Verfügung, follen 
in allen Fällen, wo von dem Untergerichte Schläge angewendet 
werden, Peine Diebe auf den Rüden, fondern allein ad poste- 
riora gegeben werben, | 

**) In Kurheſſen ift vorgefchrieben, daß auf Eörperfiche Züchtigung 
nur bei Unzweckmäßigkeit jeder andern Strafart, befonders bei 
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ohne die Begutachtung eined Arztes, nicht beftimmen zu 
fönnen, fo bat er, vor Ertheilung des Erfenntniffes, dad 
nothwendige Gutachten des Diſtrikt⸗Arztes einzuholen. 3) Die 
förperliche Züchtigung wird in dem Correctionshaus unter 
der Leitung des Correctionshausverwalters, in Gegenwart 
des Corrertionshausargted, vorgenommen, um, nach den 
Beftimmungen des letztern, jedem Uebermaas der Strafe, 
welches fich vielleicht nur aus einem momentanen Uebelbe⸗ 
finden des Straͤflings ergiebt, vorzubeugen. — Die Unter 
gerichte haben fich hiernach genau zu achten.’ 

1. Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Starfenburg vom 18. December 1829 an die Unterges 
richte, „das beftebende Verbot von koͤrperlichen 
Zuchtigungen der Soldaten betr.’ Die in Abs 
ſchrift nachftehende, höchſten Orts ergangene, Verfügung 
vom 9. December I, J. laßt man ſaͤmmtlichen Untergerich- 
ten, zur Nachachtung und genauen Bemeffung in vorliegen- 
den Fällen, andurch zugehen, und erwartet, binnen ıu Tagen, 
über den Empfang dieſes Ausſchreibens berichtliche Anzeige: 
„„Darmſtadt den 9. December 1829. Das Großherzogl. 
Heffifche Minifterium des Innern und der Juſtiz an das 
Großherzogl. Heflifche Hofgericht dahier. Da Fälle vorge 
fommen find, daß Civilgerichte gegen, in Unterfuchung vor 


muthwilligen jugenblichen Frevlern männlichen Gefchlechts, je⸗ 
denfalls aber nur bei folchen Perfonen erkaunt werden dürfe, 
deren EFörperliche Befchaffenheit folche geftatte, daß -die Zahl 
der Streiche ftets beftimmt im Urtheil angegeben werden müſſe 
und die Zahl von 20 nicht überfteigen dürfe, daß bei Perfonen 
von 14 Jahren und darunter Ruthen, bei älteren Perfonen 
dünne Hafelftöde anzumenden ſeyen und die Strafe nie öffent» 
li und fletd in Gegenwart eines Mitglieds des Gerichts zu 
vollziehen fey. Wagner: Grundz. d. Gerichtsverf, und des 


untergerichtl. Verf. in Kurheffen, 2, Aufl, Marburg 1827, 


S. 46, 
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ihnen ſtehende und zur Beſtrafung an ſie gewieſene, Mili⸗ 
taͤrperſonen oder Kriegsreſerviſten, welche letztere in dieſer 
Beziehung den erſteren gleich ſtehen, körperliche Züchtiguns 
gen erkannt haben, welche, nach Art. 174 des Militärftrafe 
geſetzbuchs, gänzlich unterfagt find, fd finden wir ung vers 
anlaßt, Ihnen aufjutragen, die Untergerichte auf genaue 
Befolgung der desfans beftehenden Borfchriften aufmerkſam 
zu machen, und fie vor einer ftrafbaren Ueberſchreitung ihrer 
Amtsgewalt zu warnen.““ Gleichen Inhalts ift ein Aus⸗ 
ſchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz Oberheffen 
vom 34: December 1829. 

WW. Ausſchreiben Großherjogl. Hofgerichts der Pros 
vinz Startenburg vom 29. April 1836 am die Untergerichte 
„die Erkennung körperlicher Strafen von Sei— 
ten der Civilgerichte gegen Militärperfonen 
betr. Don machftehender höchfter Verfügung geben wir 
Ihnen zu Ihrer Bemeſſung Nachricht. „„Darmſtadt 
1836: Das Großherzogl. Hefliiche Minifterium des Innern 
und der Juſtiz an Großherzogl. Hofgericht dahier. Es find 
im neuerer Zeit abermals Falle vorgefommen, im welchen, 
dem Art 71 des Militär» Strafgefegbuchs und unferer Ver⸗ 
fügung vom 9. December 1829 zuwider, die Eivilgerichte 
förperliche Strafen gegen Kriegsreferviften oder gegen ans 
dere, ihnen zur Unterfuchung und Aburtheilung überlaffene, 
Soldaten erfannt haben und es find Zweifel erhoben wors 
den, ob unter Erkennung auch das bloße Ansfprechen 
körperlicher Strafen zu verſtehen oder ob. hierunter das Aus—⸗ 
forechen und Vollziehen folder Strafen gemeint fei. 
Wir finden und hierdurch veranlaßt, Ihnen zu bemerken, 
daß das Militär Strafgefekbuch ſchon die Erkennung koͤr⸗ 
perlicher Strafen gegen Militärperfonen, alfo nicht bloß den 
Bollzug derfelben von Seiten der Civilgerichte ganz unter 
fogt; indem «8 fogar am einem gefeßlichen Maasftab zur 
Verwandlung diefer Strafen fehlt, da der im Art: 77 des 
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Militär ⸗Strafgeſetzbuchs feſtgeſetzte Verwandlungs⸗Maasſtab 
ſich bloß auf die militärifche Strafe der Stoßfchläge bei 
degradirten Gemeinen bezieht. Sie werden die Unter 
gerichte hierauf aufmerkfam machen und ihnen dabei eröff- 
nen, daß jede Fünftige Zuwiderhandlung gegen diefe Vor: 
ſchrift, ald Mißbrauch der Amtsgewalt, ſtrenge geahndet wers 
den wird.““ Gleichen Inhalts ift ein Ansfchreiben Grßigl. 
Hofgerichts der Provinz Oberheffen vom 8. Juli 1836. 
BRecoſtenvorlage der Anwälte für die Partbie bei 
den Untergerithten. Ausfchreiben Großherjogl. Hofgerichte 
der Provinz Starfenburg vom 12. Februar 1821 am die 
Untergerichte:. „Es ift bei Gelegenheit einiger Befchwerden 
von Anwälten, denen Verfügungen auf ihre Eingaben von 
den Aemtern deswegen vorenthalten wurden, weil fie ſich 
sur Vorlage von Amtskoſten für -ihre Partheien nicht vers 
fiehen möllten *), die Frage entftanden: ob Die zunächſt für 
das Großhzogl. Oberappeflationdgericht und die Großhzogl. 
Mittelgerichte beſtimmte Verordnung vom 20. September 
1807, wegen der Verbindlichkeit der Anwälte zur Sporteln⸗ 
Vorlage *) auch bei den Großherzogl. Juſtizaͤntern und 
Untergerichten Anwendung finde , und dadurch eine Anfrage 
bei der hoͤchſten Staatsbehoͤrde veranlaßt worden, von wel: 
her eine verneinende Entſchließung dahin ertheilt worden ift, 
*) Unterm 30. October 1820 refcribirte Großherzogl. Ober: Appel: 
lationsgericht an Großherzogl. Hofgericht der Provinz Star: 
kenburg: »Da fein Geſetz vorhanden ift, welches den Advo⸗ 
Paten auflegt, auch bei den Untergerichten die Koften für ihre 
Parthie vorzulegen, fo können wir das Amt B. nicht für er- 
mächtigt halten, um deßwillen, weil Advofat N. N. fich nicht 
‚zur Vorlage der im rubricirter Sache erwachſenen Berichtes 
koſten für feine Parthie verftehen will, demſelben die Reviſtion 
feiner Deferviten : Rechnung zu verweigern. Sie Haben demnach 
befagtes Amt anzuiveifen, die Deferviten Rechnung des Abvofaten 
N. N. zu revidiren und zurückzugeben, wegen der Gerichtsge⸗ 
bühren aber ſich an deſſen Principalen ſelbſt zu halten,« 
“*) C. P. O. u, Sp. S. 319. 
31* 
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daß wegen unberichtigter Sporteln und Taxen weder ein 
richterliches Erkenntniß, noch eine ſonſtige richterliche Ver⸗ 
fügung vorenthalten werden dürfte. Von dieſer hoͤchſten 
Entſchließung werden ſaͤmmtliche Juſtizämter und Unterge⸗ 
richte hierdurch in Kenntniß geſetzt.“ | 

KRuͤrnbach. Ausübung der Rechtspflege da 
ſelbſt. ‚Bekanntmachung, die Ausübung der Nechtöpflege 
in dem Condominiatorte Kürnbach*) betr. Wegen der Aud- 
übung der Nechtöpflege in dem Condominiatorte Kürnbach 
ift zwiſchen der Großherzogl. Heffifchen und der Großherzogl. 
Badifchen Regierung folgende Webereinkunft abgefchlofien 
worden: Art. 1. Da die Einwohner von Kürnbach theild 
Großherzogl. Heflifche, theild Großherzogl. Badifche Anges 
börige find, fo wird der Gerichtsftand in Civil, Criminal» 
und Bolizei- Sachen Iediglich durch das Subjections⸗Ver⸗ 
hältniß des Beklagten resp. der Betheiligten beftimmt. 
Art. 2. Die Geſetzgebung des betreffenden Staats, dem 
der Beklagte und DBeziehungsweife die Betheiligten ange 
hören, iftjauch die ausfchließliche Entfcheidungsquelle. Art. 3. 
Die Civil», Eriminals und polizeiliche Jurisdiction über 
die in Kürnbach befindlichen Fremden, das heißt folche Per⸗ 
fonen, die weder Großherzogl. Heflifche, noch Großherzogl. 
Badiſche Unterthanen find, ift ausfchlieglich von den Groß 
herzogl. Badifchen Behörden und nach den in Baden gelten- 


*)f, Wagner: Statiftifch-topographifch = Hiftorifche Beſchreibung 

des Großherzogthums Heffen, Band 1. Prov. Starfenburg. 
Darmitadt 1829, ©, 131. »Kürnbah (L. Bez Wimpfen), 
Marktflecken, liegt im Craichgau zwifchen dem würtembergifchen 
und badifchen Gebiete. Don Kürnbach gehören ?/, zu Deflen 
und */, zu Baden. Nicht die Gemarkung, fondern die Unter, 
thanen find getheift und-die Befigungen ftenern an die Regie: 
rung, deren Unterthanen. Eigenthümer der Gemarkungstheile 
find, — die Grafen ron Katzenelnbogen batten ſchou im 12. 
Jahrhuudert Antheil an Burg und Sleden Kürnbach.« 
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den Geſetzen in allen Inſtanzen ausziiben. Art. a. Hier⸗ 
von ausgenommen find diejenigen Fremden, welche wegen 
eines in Kürnbach verübten Verbrechend außerhalb des 
Banned von Kürnbach auf einem Gebiere ergriffen werden, 
in dem bisher ſchon ausfchließlich die Großherzogl. Heſſi⸗ 
ſchen Gerichts- und Volizeibehörden competent waren. Auch 
wird im denjenigen polizeilichen und Criminalfaͤllen, in wels 
chen mit Fremden nur Großherzogl. Heſſiſche Unterthanen 
befchuldigt find, die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Großh. 
Heſſiſchen Behörden vorbehalten. Art. 5. Für die Unter 
fuchung und Aburtheilung derjenigen polizeilichen und Crimis 
nalfätte, wo Großherzogl. Heflifche und Großherzogl. Ba⸗ 
difche Untertbanen betheilige find, ift, flatt gemeinfchafts 
licher Einwirkung der beiderfeitigen Behörden, ein jahrweifer 
Turnus unter denfelben hiermit feftgefeßt, fo zwar, daß 
die Jurisdiction in allen folchen Fallen, die in dem einen 
Fahre anhängig werden, von den Badifchen Behörden aus⸗ 
ſchließlich und durch alle Inſtanzen auszuüben ift, und die 
Jurisdiction in dem. darauf folgenden Jahre auf gleiche 
Weiſe auf die Großherzogl. Heflifchen Behörden übergeht. 
Art. 6. Da in Criminalſachen immer die fchleunigfte ges 
richtlihe Entfcheidung wuͤnſchenswerth erfcheint, das Großs 
herzogl. Heffifche Landgericht Wimpfen aber von Kürnbach 
zu entlegen ift, um im den zu feiner Competenz fich eignens 
den Fallen fchnell genug einfchreiten zu können, fo haben 
ſich die beiderfeitigen Regierungen noch weiter dahin vereis 
nigt, daß auch in den zur Competenz der Großherzogl. Hef⸗ 
fifchen Behörden gehörigen Fällen das Großherzogl. Badifche 
Bezirksamt Breiten, als zunächſt gelegene Behörde immer 
zuerft von dem Ortsvorſtand benachrichtigt werden, und bes 
fugt und verpflichter feyn ſeyn ſoll, die nöthigen gerichtlichen 
‘ Handlungen folange allein vorzunehmen , bid das Großhagl. 
Heſſiſche Landgericht Wimpfen im Stande ift, felbft ein» 
fehreiten, resp. die Wnterfuchung übernehmen zu koͤnnen. 
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Art. 7. Rückſichtlich der polizeilichen Gerichtsbarkeit hat 
man ſich noch insbeſondere darüber vereinigt, daß in Kuͤrn⸗ 
bach keinerlei polizeiliche Anordnungen getroffen werden 
ſollen, als ſolche, woruͤber die beiden Condominats⸗Regie⸗ 
rungen ſich vorher mit einander verſtaͤndigt haben, damit 
ihnen ſodann ſaͤmmtliche Einwohner von Kürnbach unter⸗ 
worfen find. Art.8. Unterſuchungs⸗ und Straf⸗Erſtehungs⸗ 
koſten fallen, wenn der Verurtheilte vermoͤgenslos iſt, wie 
ed ſich von ſelbſt verftcht, demjenigen Staate zur Laſt, 
welcher die Jurisdiction ‚uber denſelben ausübte. Diefe 
Uebereinkunft wird hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß ges 
bracht. Darmftadt den 2. Januar 1836. Auf allerhöchten 
Auftrage. Großherzogl. Heflifches Miniſterium der aus⸗ 
waͤrtigen Angelegenheiten.“ 

Candgerichts⸗Acten. Deren ordnungsmäßige 
Fuͤhrung. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Provinz 
Starkenburg vom 23. Mai 1827 an die Untergerichte: „Da 
von manchen Landgerichten die Acten nicht gehörig ‚geordnet, 
und da, wo Generalprotofglle beiliegen, die Anlagen mit 
den fortlaufenden Nummern nicht bezeichnet find, anher eins 
gefchiekt und eben fo wenig von den Untergerichten Die, 
wegen Baginirung der Parrheifchriften durch die Advofaten *), 
als die nicht zwifchen rubrum und nigrum ”*), fondern in 
dorso der Exhibiten und, in fofern hierzu Fein Raum mehr 
porhanden, auf befondere Bögen zu inferibirenden Vers 
fügungen, beftehenden Vorfchriften nicht beachtet worden; 
fo wird den ſämmtlichen Landgerichten die Deßfallfige genaue 
Befolgung hierdurch anempfohlen.“ 


*) C. P. O. m. Sp. ©. 30, 31, 114, Note *. 

*%) Durch Ausfchreiben Großherzogl. Hofgericht der Provinz Stars 
fenburg vom 7. Derember 1831 an die Untergerichte, »das 
Suferibiren der Befhlüffe zwifhen Rubrum und 
Contexrt betr,,« wurde noch beftimmt bemerft, daß unbedingt 
dieſes Aufcribiren unterfagt ſey und die Mebertretung biefes 
Verbots die Ordnungsſtrafe nach fich ziehe, 


Landgerichtd » Actuarien. 487 


Landgerichts =» Actuarien. I Die & ı —4 der 
Dienftinfiruction für die LandgerichtsActua— 
rien vom 21. Jan. 1822 enthalten Borfchriften für diefe in 
Bezug auf moralifches Leben, Wahrung ihrer Amtsehre, 
Verhalten gegen die Vorgefeßten und Beurlaubung *). Die 
übrigen 85. (5 — 10) find des Inhalts: ,,$. 5. Ueberall, 
wo der oͤffentliche Glauben des Landgerichtd> Actuard zur 
Anwendung kommt, ift ftrenge Gewiſſenhaftigkeit, Parteilofig- 
keit und volle Wahrhaftigkeit ein mefentliches Erfordernig 
feines Berufed. Es tritt dieſes namentlich ein bei Aufnahme 
der gerichtlichen Berbandlungen zu Protokoll, unter Leitung 
des Richters, bei allen Yetariatd» Befcheinigungen, Vidis 
mationen u. f. w. Der Actuar bat indbefondere nicht nur 
wo er ald Protokolliſt erfcheint, ſowohl die für die innere 
Abfaſſung der Protokolle im Civil- und Criminalverfahren, 
fo weit ed ihm gukommit, flattfindenden Regeln genau au 
beobachten, fondern auch in Anfehung der äußeren Form 
Requiſite, vorzüglich wegen der Erwähnung der gegenwaͤr⸗ 
tigen Gerichtöperfonen, an der gewöhnlichen Stelle im Pros 
tokoll, wegen der gefchehenen Vorleſung und Genehmigung 
am Schluffe der Protokolle, wegen Vollziehung aller nach 
der Borlefung etwa vorfallenden Abänderungen durch Bes 





*) Ausfhreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Starkens 
burg vom 2. November 1835 an die Uintergerichte: die Ur: 
laubsertheilung an die Großherzogl. Stadt: und 
Landgerichts: Affefforen betr. »Nachdem höchſten Orts 
verfügt worden ift, daß der $. 4 der Amtsinftruction für die 
Großherzogl. Randgerichtsactuarien vom 21. Januar 1822, 
wornad den Großherzogl. Landrichtern verflattet ift, einen 
Arlaub-auf drei Tagen im Juland zu ertheilen, Pünftighin auch 
auf die Großherzogl. Stadt: und Landgerichts s Affefioren Ans 
wendung finden fol, fo ſetzen wir Sie hiervon zu Ihrer Des 
meffung in Kenntniß.« Gleichen Inhalts ift ein Ausfchreiben 
Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen vom 10, No⸗ 
vemher 1835. 
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merfungen am Rande der Protokolle, welche eben fo wie 
das Protokoll durch Unterfchrift zu beglaubigen find, und 
nicht durch Ausftreichen und Veränderungen der betreffenden 
Stellen im Inhalte der Protokolle, fo wie wegen den Un⸗ 
terfchriften der den protofollarifchen Glauben verbürgenden 
Gerichtöperfonen niemals das Noͤthige zu unterlaffen. Auch 
bat derſelbe für die richtige Führung der Prorofolle der, 
unter des Landrichterg und feinem, des Aetuars, gemeinfamen 
Verſchluß befindlichen Depofiten beforgt zu feyn, die jährlich 
einzufendenden Tabellen mit zu unterfchreiben und fomit für 
die Wahrheit der darin bezeugten Ereigniffe ebenfalls zu 
haften. 8. 6. Eine der wefentlichften Berufsbeftimmungen 
des Landgerichts⸗Actuars tritt bei der ihm obliegenden Mit- 
wirfung zur Handhabung eines Iebendigen Betriebes des 
ganzen Gefchäfts- Organismus und der Erhaltung der Wer 
giftratur bei den Landgerichten ein. Die allgemeinen nie 
außer Augen zu laffenden Grundbedingungen für die richtige 
Erfüllung aller dahin gehörenden Pflichten, liegen in einer 
fi anzugewöhnenden Ordnungsliebe und Pünktlichkeit. 8.7. - 
In Anfehung der Beförderung der Gefchäfte, ihrer Eins 
theilung und ihres regelmäßigen Ganges hat der Landgerichtd- 
Netuar, fo weit als es für ihn gehört, außer der Beobach⸗ 
tung der allgemeinen, dahin einfchlagenden Regeln, fich nach 
den ihm für die Gefchäftsordnung von dem Landrichter bes 
fonderd gegebenen Vorfchriften zu bemeffen. Inter allge 
meiner Hinweifung auf pünktliches Präſentiren, Negiftriren 
und Duadranguliren der einkommenden fchriftlichen Vorträge 
und auf Befolgung der allgemeinen gefeßlichen Gefchäftsfor- 
men, namentlich der gehörigen Anwendung des verordneten 
Stempelpapierd hat der Landgerichtds Actuar auch der Füh⸗ 
rung der vorgejchriebenen Eintragsprotofolle fich zu unter 
ziehen und alle dahin ſich eignende Gegenftände und hierüber 
ertheilte richterliche Verfügungen, auf eine kurze zweck⸗ 
mäßige Weife, jedesmal auf den betreffenden Tag einzutragen. 
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Nicht minder ‚hat er für die pünktliche und gewiſſenhafte 
Führung des vorgefchriebenen Termind » Diarii einzuftehen 
und folches mit zu unterfchreiben. Wegen Eintragung der 
Befcheide in die Tabellen, der angefeßten Strafen in die 
Regiſter, die für die Domanial- Nentämter hieraus zu fers 
tigenden Ertracte, wegen Einrichtung der Bußregifter über 
die geringern Feld» und Gartenfrevel in der vorgefchriebes 
nen Form und wegen Aufftellung der Vormunds⸗, Erbver⸗ 
theilungs » und Teftamentss Tabellen, wenn ihm ſolches von 
dem Richter, unter deffen Reviſion, überlaffen wird, hat 
er das Nöthige zu beforgen, auch fih mit den von den 
Zandgerichten perindifch zu erftattenden Berichten befannt zu 
machen, und jedesmal dem Nichter die dazu nöthigen Acten⸗ 
ſtücke zur gehörigen Zeit vorzulegen. Sollte er bemerken, 
daß durch den Drang der Gefchäfte von dem Michter die 
nöthige Beforgung eines Amtsgefchäfts überfehen worden 
wäre, fo bat er denfelben mit Befcheidenheit hieran zu ers 
innern. Eine ganz vorzügliche Thaͤtigkeit hat der Landge, 
richts⸗Actuar bei Beförderung der Expeditionen der richter- 
lichen Befchlüffe und Verfügungen eintreten zu laffen. Er 
bat zu diefem Ende jeden Tag alle zu erpedirende Sachen 
durchzugehen, und dafiir eifrigft bemüht zus feyn, daß Alles, 
wo nicht noch denfelben Tag, doch ohne Auffchub fo ſchnell 
ald nur möglich befördert werde. ). Bei dem Eoneipiren 


*) In dem Ausfhreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provinz 
Starfenburg vom 28. September 1831 an die Untergerichte, 
»die Requifitionen in Unterfuhungsfadhen betr.« 
heißt es: »Mau hat fchon mehrmals bemerft, daß den gegen 
feitigen Requifitionen in Unterfuchungsfahen von den Landges 
richten nicht mit der Schnelligkeit entfprochen wird, welche Die 
Rückſicht auf die großen Nachtheile, welche ſowohl den Betheis 
ligten, ale auch dem Staate und insbefondere der peinlichen 
Gerichtscaffe aus einer Merzögerung der Unterfuchungen er: 
wachfen, verlangt. Deßhalb ift man veranlaßt, fämmtliden 
Landgerichten dringend zu empfehlen, alten Requifitionen in 
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in den, ihm vom Richter überlaffenen Fällen, bei Prüfung 
der Rechnungen, rückſichtlich des Calculs, bei allen ihm 
von dem Richter zur Verrichtung beftimmter Gefchäfte ers 
theilten Aufträge, fo wie bei dem, ihm in Fällen der cri⸗ 
minellen, ftreitigen und willlührlichen Gerichtsbarkeit oblies 
genden Mundiren der yon dem Nichter felbftbefprgten Aus 
fertigungen bat er den gehörigen Fleiß anzuwenden und 
befonders eine faubere, correcte und lesbare Handfchrift fich 
eigen zu machen. Bei den ihm zufommenden, jedesmal von 
dem Michter vorher zu geftartenden Abſchriften der gericht 
lichen Verhandlungen hat er die Intereffenten, fo viel als 
nur in feinen Kräften ſteht, au befördern, in Anfehung der 
Copialgebuͤhren fich nach der gefeßlichen oder auf rechtmaͤßi⸗ 
ger Obfervanz beruhenden Tare zu richten, die Abfchriften 
ſelbſt aber nicht über die Gebühr auszudehnen, fondern auch 
bier feine für alle gerichtliche Geſchaͤfte übliche, gewöhnliche 
Schreibart beisubehalten und in der Megel darauf zu ſehen, 
daß bei den Ahfchriften die Bogenzahl der Originalproto⸗ 
kolle nicht überfchritten merde, Auch bat der Actuar mit⸗ 
zuwirken, daß bei der Vollziehung der expedirten richterlichen 
Verfügungen Fein Vorzug eintrete, es kommt ihm daher im 
diefer Hinficht zu, die Thätigkeit der Landgerichtsdiener mit 
zu eontroliren und unter andern darauf zu fehen, Daß in den 
geeigneten Fällen die erforderlichen Inſinugtionsbeſcheini⸗ 
gungen zur richtigen Zeit zu den Acten kommen. $. 8. Die 
Landgerichtd- Negiftratur bat der Actuar in gehörigem Stand 
und Ordnung zu erhalten. Er bat mit Fleiß und Genauig⸗ 





Unterfuhungsfachen vorzugsweife mit der größten Promptheit 
zu entfprechen und insbefondere auch die Actnarien 
anzubalten, alle Ausfertigungen inUnterfuhung 8 
fahen gang befonders zu beeilen. Lintretende Der: 
zögerungen find von dem requirirenden Landgerichte dem Hofs 
gericht zur Remedur unvermweilt anzuzeigen, widrigenfalls foldhe 
ihnen nicht zur Entfchuldigung dienen koͤnnen.« 
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keit alle dahin gehörenden Gefchäfte zu beforgen, die künf⸗ 
tig wegen Einrichtung der Landgerichtg » Megiftraturen erlaf- 
fen werdenden befonderen Megulative genau au befolgen, 
inzwifchen ober ſtets Darauf bedacht zu fen, Daß Die allge 
meinen dem Zwecke entiprechenden Vorkehrungen niemals 
unterlaflen bleiben, und Daß daher unter andern die Acten 
nach Verfchiedenheit der einzelnen Juſtizzweige und bei dies 
fen, fo weit als thunlich, nach Berfchiedenheit der Materien, 
‚bei der ftreitigen Gerichtsbarkeit aber alphabetifch nach Jahren 
und Orten feparirt gehalten, fchriftlich verhandelte Sachen 
mit vubricirten Umſchlagsbogen verfehen, die Acten⸗Con⸗ 
volnte gehörig rubrieirt umd wohl gebunden, fowie mit Mes 
pertorien, in welchen die einzelnen Sachen mit Nummer 
einzutragen find, verfeben werden. In allen Fällen, wo 
von dem Richter die Auffuchung von Arten verfügt wird, 
ift diefe ſchleunigſt zu bewirken, die Wegnahme der Arten 
und deren Noregiftrirung am gehörigen Orte jedesmal zu 
wahren, bie richterlich angeordneten Acten⸗Reproductionen 
binnen der vorgefehriebenen Friſt richtig einzuhalten, bei 
allen nicht mehr im Lanfe ſich befindenden Acten Darauf zu 
‚achten, daß folche ordnungsmaͤßig reponirt werden, und 
überhaupt auf richtige Aufbewahrung aller Acten und Urs 
funden die größte Sorgfalt zu verwenden. Zu der Negis 
ſtratur felbft hat der Actuar, außer dem Michter und den 
Landgerichts» Affefforen, fo wie andern, durch Amtspflicht, 
in befonderen Fällen dazu berufenen Perfonen, Niemanden 
einen Zutritt zu geftatten, auch ohne richterliche Erlaubniß 
feine Acten zur Einficht vorzulegen, fo wie fie fich felbft die 
erforderliche Beruföverfchwiegenheit zur Pflicht zu machen. 
$. 9. Ueber die dem Landgerichts-Actuar obliegende Cons 
trole in Betreff der für die Staatscaſſe zu verrechnenden 
Amts ſporteln wird derfelbe auf die befonders hierüber er, 
teilten Vorſchriften verwiefen. Anch hat derfelbe nament⸗ 
lich die Vorſchrift, der zu Folge alle Amtsfporteln in die 
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Acten notirt werden ſollen, ebenwohl genau zu befolgen, 
und aus dieſen beſagte Sporteln getreulich in das Manual 
übertragen. F. 10. Der Annahme von Geſchenken und 
der Zueignung irgend eines unerlaubten Vortheils in Bezie⸗ 
bung auf Dienſtpflicht, bat ſich der Landgerichts = Actuar, 
wie von feiner Berufstreue vorauszuſetzen ift, bei Vermei⸗ 
dung.der gefeßlichen Beftrafung , zu enthalten, er hat viel⸗ 
‚mehr in allen ſolchen Fallen jede dahin gerichteten Verſuche 
dem Landrichter ungefäumt zur Unterfuchung und Beftrafung 
anzuzeigen.“ 

11. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 
18. Juni 1924 und Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. von 
demſelben Tage „die Vermoͤgens-Adminiſtrationen 
und Geldeinnahmen der Landgerichtsactuarien 
betr.“ an die Untergerichte: „In Gemäßheit höchſter 
Verfuͤgung ſoll den Actuarien alle und jede Uebernahme von 
Vermögensadminiſtrationen und dahin: bezüglichen Geldein⸗ 
nahmen, um den daraus hervorgehenden unvermeidlichen 
Mißbräuchen und Inconvenienzien im Allgemeinen zu begeg⸗ 
nen, unterfagt werden *). Die Untergerichte haben die- 


*) Unterm 7. Nov. 1823 verfügte Großh. Minifterium des Sin: 
nern und der Juſtiz: »Den Landgerichts: Aetunarien nnd felbft 
denen unter ihnen, welcher früher Amtsfchreiber waren, kaun 
die Befuguiß in außergerichtlihen und Gnaden-Sache DVorftel: 
lungen und Bittfchriften fertigen zu dürfen, nicht geftattet wer: 
den. Die Gründe, melde und zu dieſer Entfchließung führen, 
find folgende: 1) die Randgerichts:Actuarien find, wenn fie ihre 
Schuidigkeit thun wollen, vollauf befchäftigt; der Staat zahlt 
ihnen fogar ein Bedeutendes, ald Vergütung für ihre Koften, 
weiche innen die Annahme von Schreibgehülfen verurfacht. Die 
Beforgung der, bei dem Landgerichte vorkommenden Schrei⸗ 
bereien, gehört mit zu der Dienftobliegenheit des Actuars; 
hätte er Zeit zu andern Gefchäften, fo würde er biefer Oblies 
genheit ohne Gehülfen genügen können, und der Staat dann 
feine Veranlaſſung haben, ihm für eine Hülfe etwas zu verwilligen. 
2) Man würde dem bei der neuen Organifation angewandten 
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felden hiernach zu bedeuten umd auf die Beobachtung diefer 
böchften Beftimmung genau zu wachen.’ 





- Grundfape, alles frembartige aus bem Wirfungsfreife eines jeden 
Beamten auszufcheiden , zuwiderhandeln, wenn man den Lands 
gerichtd = Hetuarien geftattete, einen Theil ihrer Thätigkeit Ge: 
fchäften zw widmen, welche ihrem amtlichen Wirfungfreife durch»: 
aus fremd find. 3) Die Fertigung von Vorftellungen in Gna⸗ 
den: und Derwaltungsfachen fest, wenn fie zwecmäßig fein 
folfen, Kenntniffe voraus, welche in der Regel bei Landgerichts⸗ 
Actuarien nicht als vorhanden angenommen werden können; 
manche Verwaltungs » Normen lernt man nur durch Gefchäftss 
Verkehr mit den höheren Adminiftrativftellen, wozu es den 
Landgerichtds Actuarien an Gelegenheit fehlt. 4) Die Actua⸗ 
rien find vom Staate angeftellte und befoldete Beamten, Auch 
in diefer Kategorie ift die möglichfte Erhaltung der Ehre des 
Dienftes ein wichtiger Gefichtspunft für die Staatsregierung. 
Reicht kann aber der Landgerichts:Actuar, ald Schriftverfaffer, 
um des Gewinnes Willen in ein, mit der Amtsehre nicht ver: 
einbarliches , VWerhältniß zu den Landgerichts = Untergebnen ges 
rathen und fi um deren Achtung bringen. 5) De den Amts- 
ſchreibern, ohne Konfequenz und bid auf weitere Verordnung, 
geftattete Befugniß, Vorſtellungen der befragten Art fertigen 
zu dürfen, kann nicht auf die Landgerichts-Actuarien ausge: 
dehnt werden. Dieſe bilden eine neue Klaffe der Beamten, ihr 

- jebiged Dienftverhältniß ift keineswegs eine Zortfegung ihres 
früheren; find genügend befoldet, und es fehlt ihnen die Ges 
legenheit, welche die Gerichtöfchreiber bei den vorigen Aemtern 
hatten, mit dem Gang der Verwaltung und den dafür beſte— 
benden Normen fih aus den Acten und durch Gefchäfts : Vers 
Fehr vertraut zu machen. Ohnehin geftattet die jebt gewahrte- 
Reinheit der Dienftverhältniffe und deren fcharfe Begrenzung 
ein folches Eumuliren nicht.« Unterm 26. Juli 1837 fchrieb 
Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. an die Untergerichte, „die 
Stellung von Euratel: und VBormundfhaftsrede 
nungen dur die Großh. Landgerihts:Uctnarien 
betr.« Bolgendes aus: »Man hat die Bemerfung gemacht, 
daß Landgerichtsactuarien fih mitunter mit Aufftellung 
von Vormundſchafts- und Euratelrechnungen befaſſen. Da je: 
doch die Boruahme folder Gefchäfte mit ihren Amtsfunktionen 
ſich nicht verträgt, fo weifet man fämmtliche Untergerichte, in 
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MI. Ausſchr. Großh. Hofger. der Prov. Starkenburg 
‚Die Bekanntmachungen der Großhe. Landge 
richte durch öffentliche Blätter betr,, vom 20. 
Auguft 1825, an die Untergerichte: „Von höchftpr. Gehei- 
mem. Staatsminifterium. iſt nachſtehende Verfügung anher 
erlaſſen worden: „„Wir bemerken ſeit einiger Zeit, daß 
mehrere Landgerichte ihre Bekanntmachungen in öffentlichen 
Blättern durch die Landgerichts-Actuarien contraſigniren, 
oder gar „fuͤr die Ausfertigung“ unterſchreiben laſſen. Da 
dasjenige, was hinſichtlich der Contraſignatur oder Beglau⸗ 
bigung der Ausfertigung bei den Collegien ſtattfindet, auf 
die Untergerichte nicht angewendet werden’ kann, indem die 
Landrichter, oder die bei den Landgerichten angeſtellten 
Aſſeſſoren ſelbſt für die gerichtlichen Ausfertigungen welche 
mir ihrer Unterſchrift verſehen ſein müſſen, verantwortlich 
find, die Contraſignatur der Actuarien oder deren Unter— 
ſchrift „für die Ausfertigung‘, alfo ganz unnöthige Koften 
verurfacht Und es überdieß nur als eine auffaltende Unförm⸗ 
lichkeit angefehen werden kann, wenn Bei den Ausfertiguns 
gen der Gerichte eines Staats eine ſolche Werfchiedenheit 
ftattfindet , fo werden Sie das hier gerügte Verfahren uns 
terfagen und dafür, daß ſolches nicht weiter vorkomme, 

ſorgen.““ &8 wird dieſes, zur genauen Nachachtung hiers 

„ durch ſaͤmmtlichen Untergerichten befannt gemacht.’ Gleis 
hen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. der Provinz 
Oberh. vom 10. Sept. 1825. | 

IV. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. v. 
8. Nov. 1827, „die, für die Actuariats⸗Gehuͤlfen 
geleiſtet werdende, Verguͤtung betr.’ an die Uns 


Auftrag der höchſten Staatsbehörde, an, denfelben die Ver⸗ 
richtung folder Gefchäfte unbedingt zu unferfägen, und für bie 
genanefte Befolgung diefer Verfügung, bei eigener Verantwort⸗ 
Tichfeit, Sorge zu tragen.« 
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tergerichte: „Es follen bei manchen Landgerichten bb 
rien einen wahren Wucher mit der, denfelben von dem 
Staat für die Haltung von Schreibgehälfen geleiftet wer 
denden, Vergütung, oder mit dem, für Conmmiffionen außer 
halb des Gerichtsſitzes berichtigt werdenden, Diäten um 
Transportkoſten treiben. Die von dem Staat geleiftet wer: 
dende Vergütung wird gegeben, uns hierdurch die Haltung 
von möglichft tüchtigen Gehülfen zu bewirken und die Diäten 
und Transportkoften find beftimmt, um den Aufwand, der 
durch eine Geſchäftsführung außerhalb des Gerichtsſitzes ent: 
fteht, zu erſetzen. An den letzteren einen Gewinn zu machen, 
widerfpricht ganz; dem Inſtitut der. Actuariats-Gehülfen 
und der Abficht der höchften Staatsbehörde. Man ift weit 
entfernt, den Großh. Ländrichtern eine Einmifchung in die 
Annahme und Verabſchiedung der Landgerichts» Actuariates 
Gehülfen, wedurd die, den Actuarien obliegende, Verant- 
wortlichkeit für ihre Gehlilfen gefährder, oder das depfallfige 
Vertrauen der Actuarien auch nur erſchüttert werden könnte, 
zuzumuthen, eine ſolche Cinmifchung würde man ald eine 
wahre Anmaaßung, auf erhoben werdende Beſchwerde, aus 
rückweiſen und ahnden. Aber die, den Großh. Landrichtern 
obliegende, Direktorialpflicht erfordert es unumgaͤnglich, daß 
fie anf das frengfte darauf wachen, daß die Landgerichtd- 
Actuarien, durch die zweckmaͤßigſte Verwendung des, ihmen 
in der fraglichen Vergütung und in den beftimmten Didten 
und, Transportkoften eröffneten, Fonds, die möglichſt beften 
Sehülfen, welche mir diefen Hilfsmitteln zu erhalten find, 
annehmen und, zur Verrichtung der Actuariengeſchäfte, den 
Landgerichten ſtellen, daß ihnen jener Fonds nicht zum Mit: 
tel des Eigennutzes, zur Bergrößerung ihres einmal: beſtimm⸗ 
ten Gehalts wird. Man fordert daher die Großh. Landrich- 
ter auf, ihre Actuarien hiernach gehörig zu bedeuten und 
jener Direftorialpflicht, bei Vermeidung der ſtrengſten Ahn⸗ 
dung, ſtets eingedenk zu ſeyn.“ 
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. ‚Landgerichts - Actuariats- Behülfen. J. Ausfchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. v. 5. November 1823 
„die von dem verpflichteten Schülfen der Land» 
getrichts-Actuarien zu verfehbenden Gefchäfte 
betr.,“ am die Untergerichte: „Es ift höchften Orts für 
sinen Mißbrach .erflärt worden, daß die LUntergerichte den 
ediglich auf das Protokoll verpflichteten Gchülfen der Ac⸗ 
warien, da fie nicht Staatsdiener find, Aufträge zur felbft- 
tängigen Vornahme gerichtlicher Handlungen ertheilen, ins 
jem fie durch ein folches unbefugtes Commiſſorium gegen- 
ven Vorwurf der Nichtigkeit nicht gedeckt feien. Die Unter: 
jerichte werden daher angewiefen, ſich in Zukunft der Er- 
heilung folcher Aufträge zu enthalten.’’ 

I. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. vom. 
11. Mai 1825 „die Verpflichtung der Landge- 
richts-Scribenten auf das Protokoll betr.’ am 
yje Untergerichte: „Nach höchfter Verfügung follen fowohl 
ubjektive, ald andere Verhältniffe einen Beftimmungsgrumd 
ibgeben, zur Erleichterung und Aushuͤlfe der Landgerichtd- 
Actuarien einen ihrer Seribenten auf das Protokoll verpflich- 
sen zu Taffen. Diefe Verpflichtung foll jedoch in der Megel 
mr dann eintreten Tonnen, wenn die zu verpflichtenden 
Subjekte die höchften Orts vorgeſchriebene Actuariats⸗Pruͤ⸗ 
tung beftanden und hierin ihre Qualification bewährt haben. 
Diefe Prüfung wird von Großherzog. Hofgerichte vorge⸗ 
sommen, erſtreckt fich auf förmliche Gegenftände, welche 
ein Landgerichts » Nctwar, nach der Inſtruktion vom 21. 
Januar 1822, zu wiffen nöthig hat und es werden hieran 
ur diejenigen Bewerber gelafien, welche ſich durch glaub» 
hafte Zeugniffe ausweifen, daß fie eine angemeffene Zeit bei 
einem Landgerichtd - Nctuar gearbeitet umd fich in deſſen 
Dienfiverrichtungen gehörig befähigt haben. Die Unterge⸗ 
richte haben die Actuarien und deren Gehülfen biernac zu 
bedeuten 10.’ 
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IL. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starkenb. v. 
5. Mai 1830 „die Verpflichtung der Landgerichts— 
Actuariats⸗Scribenten auf das Protokoll 
betr.“ an die Untergerichte: „Wenn in dem Generale 
vom 11. Mai 1825 von der beſtehenden Regel, daß nur 
die, nach beſtandener Actuariats⸗-Prüfung für qualificirt 
erachteten, Actuariats⸗Gehülfen auf das Protokoll verpflich« 
tet werden werden folten, Ausnahmen zugelaffen wurden, 
ſo verftand es fich hier, bei der beftehenden Ordnung, von 
felbft, daß nicht einmal die, nach der beftehenden Regel zus 
läfftge und daher um fo weniger die ausnahmsweiſe vorzu⸗ 
nchmende, Verpflichtung eines Scribenten auf das Protos 
koll, ohne ausdrädliche, vorber einzuholende Autorifation 
. Großherzogl. Hofgerichtd eintreten fünne. Diefe, fich von 
felbft verftehende und auch in dem Generale vom 11. Mai 
1825 in fine ausdrücklich enthaltene, Vorausſetzung ift je⸗ 
doch nicht überall genau erfüllt worden. Man findet fich 
daher veranlaßt, folgendes zu verfügen: 1) Zu einer jeden 
Verpflichtung eines Actuariats⸗Gehuͤlfen auf das Protokoll 
im Allgemeinen muß die Auctorifation Großherzogl. Hofges 
richt8 eingeholt werden; 2) follten unverhergefebene, gar 
nicht zu befeitigende, Verhältniffe, wegen Gefahr auf Vers 
zug, die vorherige Einholung diefer Auctorifation unmöglich 
machen, fo fünnen die Landgerichte zwar für den einzelnen 
Act, wobei Gefahr auf Verzug eintritt, eine Verpflichtung, 
ohne jene Auctorifation vornehmen. Weiter, ald auf diefen 
Yet, darf fie nicht ausgedehnt werden und es ijt zugleich 
unverzüglich Großh. Hofgericht, mit genauer Angabe des 
Acts, der Gründe der Gefahr auf Verzug und der Noths 
wendigfeit der ausnahmsmweifen Verpflichtung, fo wie aller 
perfönlicher , hierbei in Betracht kommender, Verbältniffe 
des Verpflichteten, die Verpflichtung einzuberichten.“ 

IV. Ausſchr. Großh. Hofgerichts d. Prov. Starkenb. 


von 20. Mai 1830 an die Untergerichte, „die Aetua— 
Prozeßordn. IM. 32 
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riats-Gehülfen betr. Es wird hiermit verfügt ,. daß 
auf einem Actuariat Gehülfen zugelaffen werden, welche 
ſich nicht darisber ausweifen, ob fie bereits bei einem Lands 
gericht , oder. einer anderen offentlichen Behörde, gearbeitet 
babe, oder nicht, und in erfterem Fall, 95 fie bei einem. 
Gericht. oder mehreren Behörden gearbeitet, oder nicht, und 
welche fich nicht, durch legale Atteſtate aller diefer Gerichte 
oder Behörden, darüber ausweifen, daß fie ſich ſtreng rechtlich, 
ſittlich und fleißig betrugen. Hinſichtlich derjenigen Adfpis 
ranten, welche noch bei feiner öffentlichen Behörde geaxbeis 
tet haben, behält es bei der allgemeinen Verfügung, Daß 
fie fich durch glaubhafte Arteftate über ihren. bisherigen fitt- 
lichen und moralifchen Lebenswandel vor. ihrer Zulaffung auf: 
dem Actuariat, auszumweifen haben, fein Bewenden. 


Kandgerihts- Actuariats- Perfonal. J. Ausſchr. 
Großh. Hofger. der Prov. Starkenb. vom 21. Dec. 18% 
„die bei den Landgerichten gegen das Actua— 
riats-Perſonal verhängt werdenden Discipli— 
niarftrafen betr.’ an die Untergerichte: „Es iſt darüber 
Zweifel entftanden, ob die Landgerichts s Affefforen zur Vers 
bängung von Dieeiplinarftrafen gegen das Actuariats-Perſo⸗ 
nal berechtigt feien. Die Weberficht ımd Conſequenz, womit 
gerade in diefer Hinficht verfahren werden muß, würden 
offenbar leiden, wäre den Affefforen mit Votum hierzu eine 
ſelbſtſtändige Befugniß eingerdumt. Alle Disciplinar⸗Straf⸗ 
verfuͤgungen gegen das Actuariats-Perſonal muͤſſen wenig⸗ 
ſtens dem Landrichter zur Genehmigung und Zeichnung vor⸗ 
gelegt werden, damit derſelbe ergänze, was ihm, vermoͤge 
feiner Erfahrung und Pflichten als Dirigent des Gerichts, 
nothwendig erfcheint. Es ift fich hiernach zu achten.‘ 


11. Ausjchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starkenb. vom 28. September 1827, „die Verpflich— 
tung der Landgerichts» ⸗Actuare und deren Ge— 


„“ 
- 
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zulf en betr. *), "an DIE Untergerichte: „In Gemaßheit 
böchfter Weiſung, ſollen die Weruariats » Seribenten, "ei 
welchen eine Verpflichtung auf das Protokoll noch nicht ein⸗ 
treten kann, nach folgender Formel in Pflichten genommen 
werden: Ich ſchwoͤre ıc. ; daß. ich, Niemand von den Lands 
gerichtlichen Geſchäften, weder mündlich noch ſchriftlich, 
noch durch Mittheilung und Vorlegung der Acten zur Eins 
fiht , ohne Erlanbniß der Vorgeſetzten, etwas offenbaren, 
ſondern Stillſchweigen beobachten, in Prozeß⸗ oder andern 
Sachen des Landgerichts keinem der Betheiligten durch Pri⸗ 
vatgeſchaͤfts führung mit Rath und That an die Hand gehen, 
die in der Negiftrarur befindlichen Aeten und Urkunden treu⸗ 
fich bewahren, nach DVorfchrift behandeln und Nichts davon 
abhanden kommen Taffen, fowie in den, von dem Landge⸗ 
richts⸗Aetuar, auf feine Verantwortlichkeit, mir anvertrau⸗ 
ten, und für ihn zu verrichtenden Geſchäfte mit Fleiß; Treue 


= und Pünktlichkeit, nach meinen beften Einfichten, verfahten 


will, fo wahr sc. Im Beziehung auf die Netware und ihre 
Gehülfen, welchen eine Verpflichtung auf das Protokoll ges 
ſtattet wird, fehreibt man folgende Eidedformel vor: Ihr 


ſollet mittelt Handtreue geloben und einen Törperlichen Eid 


zu Sort. dem Aflmächtigen fohwören, daß Ihr, nachdem 





*) Das Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 24, Ok⸗ 
tober 1826 »die Verpflichtung der Landgerichtg: Urs 
tuariatsgehülfen betr.« ifi des Juhalts: »Im hoͤchſtem 
Auftrag werden Sie augewieſen, dafür zu ſorgen, daß die jetzt 
und Pünftig bei Innen beſchäftigten Laugerichts = Actnariafdges 
Hütfen anf die nachftehende Eidesformel verpflichtet werden, und 
daß ein jeder derfelben, nad) erfolgter Verpflichtung, eine Ab⸗ 

ſchrift des darüber abzuGaltenden Protokolls erhalte, Uebrigens 
bleibt der, von jedem Inländer vor der competenten Behörde 
abzulegeude verfaffungsmäßige Huldigungseid, wie fih von 
felbft verfteht, vorbehalten und es wird Durch die gegenwärtige 
Verfügung an den beftehenden Befimmungen, über die Der 
pflichtung der Landgerichtd: Actuarintsgehülfen auf das Profos 
koll, nichts abgeändert. 

32*r 
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Euch der Dienft eined Yetward oder, die Verrichtungen 
eines, auf das Protokoll verpflichteten, Actuariats⸗Gehül⸗ 
fen). bei dein Landgericht N. N. übertragen worden iſt (find), 
demfelben Cdenfelben) mit gemwifienhafter Treue, Fleiß und 
Eifer, nach beftem Wiffen und Vermögen, vorftchen, die 
Protokelle in gehöriger Ordnung der Wahrheit getreu fühs 
ren und erhalten," bei dem Goncipiren, Expediren, Regi⸗ 
firiren und fonftigen Functionen eines Actuars (Actuariats⸗ 
Gehälfen), fowie auch bei den, Euch etwa noch befonderg 
übertragen werdenden,. Gefchäften, mit der pflichtmäßigften 
Gewiffenhaftigkeit verfahren, von ihrem Inhalte und Allem, 
was bei- dem Gerichte vorgeht und verhandelt wird, ohne 
Borwiffen- und. Erlaubnig Eurer Vorgeſetzen, Niemanden 
Etwas eroͤffnen oder lefen laffen, auch weder durch Gefchenfe, 
noch. andere-Vortheile, noch aus Rückſicht eines Nachrheilg, 
Euch von eurer Pflicht abwenden laflen, fondern überhaupt 
Alles Das, was einem getreuen und gewiſſenhaften Diener 
gebührt, und was namentlich in der, für die Großherzogl. 
Landgerichts = Actuarien beftimmten, Inſtruction vom 21. 
Januar 1822 vorgefchrieben worden ift, oder in fommenden 
Verfügungen vorgezeichnet werden wird, thun und befolgen 
wollet. Alles getreulich und ohne Gefährde. — Nach dieſen 
beiden Formeln find Die gegenwärtig bei den Landgerichten 
angeftellten Actuariats-Gehuͤlfen, je nachdem folche auf das 
Protokoll verpflichter find, oder nicht, nochmals zu beeidis 
gen. Auch in Zukunft ift die Beeidigung hiernach nicht zu 
unterlaffen. Treten jedoch alsdann Falle cin, daß ein Ges 
bülfe bei einem Landgericht eintritt, nachdem er bei cinem 
andern bereits vorgefchriebenermaaßen verpflichtet worden 
ift, fo muß er fich hierüber durch ein Zeugniß des Lebteren 
ausweifen, und er ift alsdann nur auf die geleifteten Pflichs 
ten zu verweifen. Weber den Net jeder Verpflichtung, fowie 
der Verweiſung anf geleiftete Pflichten, iſt ein Protokoll 
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aufzunehmen, das in der Gerichts » Resifrater aufbewahrt 
werden muß.’ 

Landgerichts = Affefforen mit votum. 1. In einem 
Ausfchreiben Großherzogl. Hofgerichtd der Provin Ober⸗ 
heſſen vom 3. Mai 1822 heißt es u. Ar. „Ferner iſt bei 
den einzelnen Landgerichten eine große Verſchie denheit in 
Anſehung der Unterſchriften der landgerichtlichen Verfuͤgun⸗ 
gen durch die Landgerichts-Aſſeſſoren eingetreten. Indem 
uns dies veranlaßt, die 8. 9, Abſchn. 5 u. 6 der Dienſtin⸗ 
ſtruction *) in dieſer Beziehung enthaltenen Beſtimmungen, 





*) Im $. 5 der Inſtruction für die Landrichter vom 3. December 
1831 heißt ed Sag 2: »Die mit Votum angefteliten Landges 
richtös Affefforen haben auf eigeue Gefahr uud Werantwortung 
die ihnen übertragenen Gefchäfte zu beforgen, fie bleiben aber 
ſtets der Auffiht und Leitung des Landrichters unterworfen. 
Diefer hat ihnen nach feinen Qutbefinden die geeigneten Ge: 
fchäfte zuzutheifen und vermöge feiner oberen Aufficht alles dass 
jenige zu refpiciren, wodurch er in Ben Stand gefent wird, 
ſich die volle Ueberzeugung von ihrer richtigen pfächtmäßigen 
Amtsführung zu verfhaffen, Auch bleibt ed dem Landrichter 
unbenommen, ein den Aſſeſſoren übertragenes Gefchäft von 
denfelben zurüczunehmen und an fih zu ziehen.« Der 9 
diefer Inſtruction ift Pol. 5 und 6 des Inhalts: »Aus ihrem 
(der Landrichter) Verhältniß als‘ Vorgeſetzte gegen die ſelbſt 
mit Votum angefteltte Aſſeſſoren ergiebt ſich — daß ed diefen, 
fo lange fie nicht in Verhinderung ber Landrichter Auftrag 
bazu erhalten werden, weder zufommen Fann, die an das Rands 
gericht addreffirten und verfchloffenen Eingaben zu eröffnen, 
noch bei den Eorrespondenzen mit in= und ausländifchen Ber 
börden Unterfchriften vorzunehmen. Die zu erftartenden Bes 
richte, ſowie die durch öffentliche Blätter erfofgenden richterlichen 
Aufforderungen und Bekanntmachungen hat zwar der Aſſeſſor 
mit Votum in denjenigen Sachen, welche er auf eigene Ver: 
. antwortung-beforgte, zu nnterfchreiben, der Landrichter muß 

aber folhe Ausfertigungen mit unterſchreiben, ohne 

daß jedoch dieſe Mitunterfchrift, dir ihm nur die Ueberſicht 

alter Gefchäfte fihern und ihn als Direetiv: Organ des Ges 

richts bezeichnen fo, ihm eine Verautwortlichkeit für Hands 

— 
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daß mimlich H die Landgerichts⸗ Affefforen mit Votum bei 
ftattfindenden- Eofrespondenzen mit ins oder ausländifchen 
. Behörden ‚keine Unterſchriften vornehmen follen, daß 2) bei 
zu-erftaftenden Berichten oder durch Öffentliche Blätter ers 
. folgenden richterlichen Aufforderungen oder Bekanntmachun⸗ 
gen, die Aſſeſſoren eum voto zwar es linterfchrift in den 
auf ihre eigene Verantwortung von ihren beſorgten Sachen 
befugt ſind, die Landrichter jedoch ſolche Ausfertigungen mit 
unterſchreiben ſollen; daß 3) nur bei legaler Verhinderung 
der Landrichter die Unterſchrift der erwaͤhnten Verfuͤgungen 
durch die Aſſeſſoren cum voto allein entweder im Auftrag 
oder ‚wegen Eile der Sache, bewirkt werden kann, bierbei 
jedoch ftets die Formel: wegen Verhinderung, nder: wegen 
Abweſenheit des Landrichters vorauggeſchickt werden muß; 
daß hiernach M) den LandgerichtssAffefloren ohne Votum 
bie Linterzeichnung gerichtlicher Verfügungen nicht zuſtehen 
kann, bei Ihnen in Erinnerung zu bringen, erwarten wir, 
daß Sie fich bemühen werden, dieſelben künftig mit aller 
Strenge zu beobachten. Außerdem haben wir wahrgenom⸗ 
en ‚Cdaß andgerichtd » Affefforen , nachdem fie zuwor von 
den «betreffenden Landrichtern Urlaub erhalten, ſich von ihrer 
Stelle entfernt haben. Da aber das von dieſen beffeidete 
“ Ame nicht- weniger, als bei den Großherzogl. Landrichtern, 
wefentlich erfordert, daß ein von denfelben gewünfchter Ur⸗ 
laub dahier nachgefucht wird, hierüber daher die Verordnung . 
vom 7. Juli 1820 *) volle Anwendung finder, mithin nach 





lungen, welche nicht feine eignen find, anflegt, Nur in Sülten‘ 
begründeter Verhinderung des Landrichtere unterfchreißtder . - 
Aſſeſſor mit Votum allein, entweder in Auftrag, oder, bei 
befonders, dringenden Säuen, durch die Dringenheit gerechtfers 
tigt, mit der voraus geſchickten Bormel: wegen Ferhinderung, 
oder: in Abweſenheit des Laudrichters.« 
Ju dieſer Verordnung, wornach der, welcher ohne vorheriges 
Urlaubsgeſuch oder, ohne die Entfchließung darauf abzuwarten, 


* 
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deren dentlichen Inhalt folche Gefische bei den Großherzogl. 
Landrichtern einzureichen umd von diefen, mit berichtlicher 
Yenßerung über die Gewährung des Geſuchs, und zur fers 
neren Verfügung vorzulegen find, fo haben Sie hiernach 
ſowohl die Großherzogl. Landgerichtd» Affefioren ordnungs⸗ 
mäßig zu bedeuten, ald auch ſich ſelbſt hiernach auf das 
Genaueſte zu bemeſſen.“ 

1. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
vom 23. November 1831, „die von Landgerichts— 
Aſſeſſoren mir Stimme abzuhaltenden auswärs 
tige Termine betr’, an die Untergerichte: „Man 
ſieht fich veranlaßt, über das Verhältniß der Großherzogl. 
Landrichter zu den Affefforen mit Stimme, bezüglich des 
rubrieirten Gegenftandes, Folgendes den Großherzogl. Lands 
gerichten bemerklich zu machen: Es fteht zwar den Großh. 
Landrichtern frei, auf die ihnen gefchehene Anzeige, daß ein 
Großherzogl. Landgerichts Affeffor mit Stimme, zur Vor⸗ 
nahme eines auswärtigen Geſchäfts, fich vom Gerichtefiße 
entfernen wolle, zu welcher Anzeige natuͤrlich die Aſſeſſoren 
mit Stimme, eben fo wie das gefammte übrige Landgerichtds 
Perfonale, verpflichtet find, fofort die Vorlage der Acten 
zu verfügen und, falls fie die Anficht gewinnen follten, daß 
die auswärtige Terminirung unnötbig fey, den Affeffor mit 
Stimme von diefer Anficht in Kenntniß zu ſetzen. Es ift 
jedoch dieſem zu überlaffen, wenn nicht fonft erhebliche 
Gründe im dienftlichen Intereſſe den Landrichter beſtimmen, 


— t 





ſich eigenmächtig von ſeinem Amtsort entfernt, für allen daraus 
dem Fiscus oder Privaten entſteheuden Schaden verantwortlich 
erfcheint und zur Strafe zu ziehen ift, heißt es $. 5: »Urlaub 
von oder unter 4 Wochen ift blos bei dem, dem Petenten vors 
gefegten Colleg fchriftlich nachzufuchen und es ift dem Ermeffen 
des Ehefs des Collegs überlaffen, ob die Gefchäfte oder andere 
DVerhättniffe geftatten, die gebetene Erlaubniß zu ertheilen, 
oder nicht,“ | 


a 
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unbedingt die Abhaltung des Termin zu unterfagen, ober 
die Sache anderweit zu diftribuiren, — auf eigene Berants 
wortlichkeit dennoch den Termin abzuhalten, in welchem 
Falle indeß dem Großherzogl. Landrichter unbenommen bleibt, 
ex post die Decretur der Diäten zu verweigern, geeigneten 
Falls auch Großherzogl. Hofgericht die Anzeige von etwa 
indieirter Diätenmacherei zu machen. Bon felbft übrigens 
verfteht es fich, daß in feinem Falle den Partheien, durch 
etwaige Abbeftellung eines fchon ‚anberaumten Termind und 
Borladung zum Erfcheinen in loco, größere Gerichtsfoften 
verurfacht werden dürfen, als ein fofortiges Anberaumen 
des Termind am Gerichtsfig veranlagt. haben wuͤrde.“ 
Candgerichts⸗Aſſeſſoren ohne Votum. Ausſchr. 
Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starkenb. v. 11. Sept. 1827 
und Großherzogl. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 20. Sept. 1827, 
„die Leitung von Unterfuchungen Durch Landge— 
sihtssAffefforen ohne Botum betr.‘ an die linter« 
. gerichte: „Es find Zweifel darüber entftanden, in wie: weit 
die Sandrichter, nach $. 5 der Landrichterinftruetion *), 
berechtigt feien, den Landgerichts-Affefloren ohne Votum 
Unterfuchungen zu übertragen. Das Großherzogl. Geheime 
Staatsminiſterium des Innern und der Juſtiz hat diefe 
Zweifel, durch nachfolgendes Nefeript an das Großherzogl. 


*) Es heißt dort Sag 1. (über Sat 2 ſ. Landgerichts: Uffefs 
foren mit Votum ©. 501 Note): »In Anfehung der. bei 
dem Landgerichte angeftellten und unter ihnen ſtehenden Affefs 
foren haben fie forgfältig darauf zu achten, daf tiefe mit Be: 
rufstreue, Thätigfeit und Gründlichkeit allen denfelben von 
ihnen übertragenen geeigneten Geſchäften fidy unterziehen und 
unter ihrer Leitung ſich praktifch fo ausbilden, daß fie demnächſt 
in ihrem Sache zu weiterer Beförderung und namentfic; zu den 
künftig zu errichtenden Landfchreibereien als vollfommen quafis 
fieirt erfcheinen, daher auch folche in Tegterer Hinficht zu den 
Geſchaͤften der wilführlihen Gerichtsbarkeit rn von 
ihnen verwendet werden ſollen.« 


Landgerichtöbiener, 505 


Hofgericht zu Gießen, gelößt: Mit Beziehung auf Ihre 
Berichte vom 18. November vorigen und ı2. März diefes 
Jahrs, erwiedern wir auf Ihre, den obigen Gegenftand 
betreffende, Anfrage, daß wir, einverftanden mit der Ans 
ficht des hiefigen Hofgerichts, ed ganz dem Zwecke des Ins 
ſtituts der Affefforen bei den Landgerichten entfprechend fin 
den, daß der Landrichter auch den Aflefloren ohne Votum 
Unterfuchungen, welche er nicht über die Kräfte derfelben 
findet, zutheile, daß es fich aber dabei von felbft verftcht, 
daß feine eigentlichen richterlichen Verfügungen in dem Pro» 
zeffe, welche die Grenzen der allgemeinen Leitung des Pros 
zeſſes überfchreiten, wie Confrontationen , Strafen der 
Lügen ıc. ohne befondere. Genehmigung des Landrichterd, 
erlaffen werden dürfen. Man theilt diefes Refeript ſämmt⸗ 
lichen Untergerichten zur Nachachtung mit.’’ 


Londgerichtsdiener. Deren accidentelles Eins. 


tommen. L Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Provinz 
Startenburg vom 16. Juli 1827, „das accidentelle 
Eintommen der Landgerichtsdiener ) betr.’’, am 
die Untergerichte: „Zur Erleichterung der Stadt» und 





e) Die Eidesformel, wornach die Landgerichtsdiener verpflichtet 
werden folfen (Ausfchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Oberh. 
v. 24, Auguſt 1822) ift die: »Ich gelobe und ſchwoͤre Treue 
dem Großherzoge, Gehorfam dem Gefege und Beobachtung 
der Staatsverfaffung, auch, daß ich der mir fibertragenen Lands 
gerichtödienerftelle gewiffenhaft vorftehen, zu dem Ende die mir 
von dem Großherzogl. Landgerichte- erteilt werdenden Auf⸗ 
träge pünktlich beforgen, insbefondere, daß ich die Eitationen, 
Defrete und übrige, mir zur Inſinuation zugefertigt werdende 
YAusfertigungen den betreffenden Behörden jedesmalen gehörig 
an⸗ und darüber richtige Befcheinigung ausftelfen, auch übers 
haupt alles dasjenige, was mir den Parthien zu verfündigen 
aufgetragen oder fonften befohlen werden wird, jedesmalen ors 


En 


dentlich und getreulich augrichten, auch mit den mir beflinnnten 


Gebühren mich begnügen wi, fo wahr mir Gott helfe und 
fein Heiliges Wort,« | 


® 
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Landgerichte wird hiermit beftimmt, daß in Zukunft nur 
generelte Weberfichten des accidentellen Einfommens der Ges 
richtsdiener, und zwar nur halbjährig, eingefendet werden. 
Aus diefen generellen Weberfichten muß hervorgehen, wie 
hoch fich das Einkommen der Landgerichtsdiener in! den vers 
fhiedenen Rubriken beläuft, nämlich an Inſinuationens⸗ 
Gebühren, Pfandungs» Gebühren, Erecutiong = Gebühren, 
Taggelder und Bewachungss Gebühren und am Ende der 
Generalztieberficht muß jedesmal angegeben werden, nach 
weichen Grundfäßen im allgemeinen die Gebühren berechnet 
find. Unter diefer Vorausſetzung kann die Einfendung der 
fpeciellen Berzeichniffe ceffiren, fie find jedoch, um nöthigen, 
falls auf diefelben recurriven zu können, bei den Landges 
richten aufzuheben, und die Großherzogl. Landrichter haben 
forgfamft darauf zu wachen, daß überall das gefeßliche 
Maas der Gebühren gehörig eingehalten wird, Der Anhalt - 
der bisher eingefendeten Verzeichniffe erfordert noch folgende 


" Bemerkungen: 1) PBerfonal» Ereentionen follen in der Regel 


nie ‚eintreten, nur da, wo fie dag einzige Mittel zur Ers 


reichung des Zwecks find, oder aus fonftigen fehr dringenden 


Gründen nicht umgangen werden können, dürfen fie anges 
wendet werden. 2) Die Diäten der Landgerichtsdiener füns 
nen per Tag, innerhalb des Gerichtöfprengeld, niemals 
die Summe von Vierzig Kreuzer überfchreiten. Wo Geſetz 
und Obſervanz einen mindern Betrag beſtimmt haben, kommt 
diefer zur Anwendung. 3) Die Iniinuationds Gebühren bes 
tragen nach der Prozeß - Ordnung vom Jahr 1724 und nach 
vorliegenden höchften Beftimmungen, a) bei Inſinuationen 
in dem Gerichtsſitz Zwei Kreuzer, b) bei Inſinuationen 
auſſerhalb des Gerichtöfißed Vier Kreuzer, und c) wird die 
erpreffe Abfendung des Gerichtsdienerd auſſerhalb des Ges 
richtsſitzes nothwendig, fir die Stunde Zehn Kreuzer, je 
doch fo, dag dad Maximum niemals die Summe von Bierzig 


Lebenslauf, früherer. u 507 


Kreuzer überfteigt. *) 4) Die Ereeutionds und Pfandungss 
Gebühren beftimmen fich nach den beftehenden Gefeßen und 
Obſervanzen, umd die erfteren namentlich auch. nach dem 
richterlichen Ermeffen, welches durch den Zweck und die: 
Norhwendigfeit in den befonderen Verhältniffen geleitet wird. 
Wegen einer gleichmäßigen Negulirung derfelben, wird einer 
böchften Verfügung, auf die gemachten Anträge, entgegen 
gefehen. 5) Die Bewachungskoſten find durch die —— 
Generalien hinreichend beſtimmt.“ 

U. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
vom 22. December 1827, „das accidentelle Einkom— 
men der Landgerichtsdiener betr.“ an die Unterge— 
richte: „Indem man die Stadt- und Landgerichte darauf 
aufmerkfam macht, daß in dem Monat Januar 1828 die 
noch rückſtaͤndigen Berzeichniffe von jsoeiten halben Jahr 1827, 
in ſoweit fie noch nicht eingefommen find, cingefendet wer« 
den muͤſſen, benachrichtigt man diefelben, daß, vom Jahr 
1828 an, jährlich nur einmal ein Derzeichniß des rubricirs 
ten Einkommens von dem ganzen abgelaufenen Jahr einzus 
ſchicken iſt. Der Einlieferungss Termin ift der Monat Ja— 
nuar des, auf das abgelaufene folgenden Jahres und muß, 
zur Vermeidung unnöthiger Schreibereien und Dionptorien, 
bei Vermeidung der Legalitrafe von 3 fl., eingehalten werden. 
Im fonftigen find alle befichenden Vorfchriften, namentlich 
die, im Generale vom 16. Juli l. 3. enthaltenen, genau 
zu befolgen.’ | 

Lebenslauf, früherer. (Vita ante acta). I. Ausſchr. 
Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfend. v. 3. Juli 1826, 
„Die Eommunicationen der gegenfeitigen Bes 
börden, wenn ein Bewohner des Julandes von 
den Gerichten des Auslandes in Unterfuhung 
gezogen wird, betr. In Gemäßbeit vorliegender böchs 





*) ſ. Infinnationen der Landgerihtstiener ©. 471 
bis 473, 


so Lebenslauf, früherer, 


fter Verfügung, follen den Großherzogl. Badifchen Gerichten, 
wenn bei denfelden Großherzogl. Heflifche Unterthanen ins 
baftirt find und in Unterfuchung ftehen, auf deren Requi⸗ 
fition, die, über ihre etwaigen früheren Verbrechen und 
ihren früheren Lebenslauf vorhandenen Acten, fo wie alle 
bierauf fich bejiehenden Notizen, bid zur weiteren hoͤchſten 
Beſtimmung, auf das Bereitwilligfte mitgerheilt werden, 
indem von Seiten Badens eine gleiche Rechtshuͤlfe gegen 
die Großherzogl. Heffiichen Gerichte beobachtet wird.’ 

I. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Provinz Oberh. 
vom 12. October 1825, „die gegenfeitige Mittheis 
lung der Unterfuchungs-Acten an ausländifche 
Gerichte und von denfelben an dieffeitige betr., 
an die Untergerichte: Wir Hafen Ihnen den unten 
ſtehenden Befchluß der höchften Staatöbehörde von 27. v. M. 
im Betreff des rubrieirten Gegenftandes zur Nachricht und 
Nachachtung zugehen: Das Großherzogl. Heff. Minifterium 
des Innern und der Juſtiz an Großherzog. Hofgericht zu 
Gießen: Es liegt im Intereſſe der gegenfeitigen Mechtes 
pflege, fo wie es dem diefjeitigen Unterfuchungs = und Strafs 
richter wünfchenswerth ift, die Aeten ‘über die in anderen 
Staaten gegen einen vor den dieffeitigen Gerichten in Uns 
terfuchung ftehenden geführten vorderen Unterfuchungen und 
Nachweiſe über den früheren Lebenswandel einzufehen, auch 
die Gerichte in andern Ländern durch Mittheilung der dies⸗ 
feitigen Unterfuchungs =» Acten in den Stand zu feken, ihre 
Unterfuchungen gegen jenfeits Verhaftete zu vervollſtändigen. 
Sie werden daher feinen Anftand nehmen, den auswärtigen 
Mequifitionen um Mittheilung von Unterfuchungs-Acten zum 
Behufe der Vervollſtändigung der Unterfuchung gegen Ins 
baftirte, wenn fich auch nicht der auswärtige Staat, wie 
das von Seiten des Großherzogthums Baden gefchehen, bes 
fonderd zur Beachtung der gegenfeitigen Mechtshülfe anheis 
fchig gemacht hat, au entfprechen, fo dag eine Unwillfaͤhrig⸗ 
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keit in Mittheilung der Acten nme im Wege der Metorfion 
vortommen darf. Hiernach werden fie auch die Zandgerichte 
Ihres Gerichtöfprengels anweiſen.“ | 
. Kosfprehung (Freifprehung) *%). I Unterm 
5. April 1824 erkannte Großherzogl. Hofger. der Provinz 
Starkenburg dahin, daß. G. 3. hinfichtlich der dem L. ©. 
zugefügten Verwundung wegen gerechtfertigter Nothwehr 
für ftraffrei zu erklären fey, während es den A. H. wegen einer 
beftimmten Anfchuldigung von der Inſtanz freifprach, wegen 
einer andern Anfchuldigung aber in eine Correctionsbausftrafe 
und in einen Theil der Unterfuchungsfoften verurtheilte und 
die Erben des am feiner Wunde geftorbenen 2. ©. in den 
andern Theil der Unterfuchungsfoften und in die durch die 
Verwundung erwachfenen ärztlichen Gebühren condemnirze, 
Gegen diefed Erfenntniß ergriffen diefe Erben nebſt A. 9. 
das Nechtsmittel der weiteren Vertheidigung. ‚Auf Grunds 
lage der Mefultate der dadurch herbeigeführte Unterfuchung 
reformirte Großherzogl. Hofgericht fein früheres Erfenntniß, 
indem ed unterm 18. März 1826 namentlich dahin erkannte, 
daß ©. J. für überwiefen zu erflären, den 8. ©. abficht- 
lich und ohne fi mehr im Zuſtande der Nothwehr bes 
funden zu haben, die toͤdtliche Wunde beigebracht zu 
haben, daher mit drei Jahren Zuchthaus zu beftrafen 
fey, u. fe w. **) Gegen diefes Erfenniniß ergriff G. 3. 
) J. Weber: Don den Hanptforderungen an eine zeitgemäße 
Etrafgefepgebuing ©. 543. 2. des fünften Bandes des Neuen 
Ardbivs. des Eriminalrehts. Hate 1822, | 
er) Das Strafgefepbud von Defterreich beftimmt $. 474: »Wer 
durd ein Urtheil von einem Verbrechen losgeſprochen und 
ſchuldlos erklärt worden ift, Bann diefes Verbrechens halber“ 
nur dann wieder zur Derantwortung gezogen werden, wenn 
von der Zeit des ergangenen Losfprechungsurtheiles das Vers 
brechen durch Verjährung noch nicht erlofchen iſt und ſolche 
ganz neue Beweismittel vorgefunden werden, woraus ſich mit 
Grund die Verurtheilung erwarten läßt, Vor Eintretung ber 
Unterfuchung muß jedoch die Anzeige an das Dbergericht ges 
macht und die Entfcheidung hierüber abgewartet werden.« 


510 bosſprechung. 


das Rechtsmittel der Nichtigkeit, weil ed gegen ein rechtes 
kräftiges Urtheil, das frühere Erkenntniß vom Jahr 1824, 
gerichtet fey. Unterm 1. December 1826 erkannte Großb. 
Dberappeflationsgericht dahin, daß das hofgerichtliche Urs 
theil vom 18. März 1826 ald nichtig aufzuheben ımd das 
Erkenntniß vom 5. April 1824, fo weit es den ©. J. bes 
treffe, wieder herzuftellen fey. Die Gründe, welche ſowohl 
in dem Befchwerdelibell, als in den, dem höchften Gerichte» 
hof erftatteten Gutachten des Re⸗ und Eorreferenten für die 
Nichtigkeit des jüngften hofgerichtlichen Urtheils angeführt 
und von dem oberſten Tribunale gebilligt wurden, waren 
kürzlich folgende: Der gemeine deutfche Griminalprozeß kenne 
weder einen Fiskal mit dem Nechte, Erfenntniffe in Grimis 
ralfachen anzufechten, noch ein folches Recht des Staates 
ſelbſt; eben fo wenig-ftche eine ſolche Befugniß einem Drits 
ten, nicht betheiligten Privaten zu: Es fey daher das Hofs 
. gericht zur Anfechtung und Aufhebung feineg eigenen Ers 
fenntniffeg vom 5. April 1324 ald Vertreter des Staats 
nicht befugt gewefen; eben fo wenig habe dem H. und den 
S.fchen Erben gegen jenes Urrheil, foweit ed nicht fie ſelbſt, 
fondern nur den J. betroffen, ein Mechtsmittel zugeftanden. 
Deshalb hätte das Hofgericht weder auf Verlangen des Ich» 
tern, noch von Amtswegen, eine neue Unterfuchung gegen 
J. verhängen dürfen. Ueberdieß gingen unbedingt freifpres 
chende Urtheile zu Gunften des Freigefprochenen fogleich in 
unabänderliche Rechtskraft über *) und dienten demſelben 





#) Vergl. die Schrift: A. Wendler: De re judieata, inprimis 
in causis criminalibus. Lipsiäe 1833, ud deren Beurtheilung 
im Jahrg. 1834 des Archivs des Criminalrechts S. 461-465, 
Der Beurtheiler fpricht fich gegen den Werfaffer,, der naments 
Lich den Satz vertheidigt, daß bei Iosfprechenden Urtheilen Feine 
Rechtskraft eintrete, ans amd träpt namentlich vor: Offenbar 
muß man in der Lehre von der Rechtskraft unterſcheiden: 
1) Wann entſpringt aus einem Urtheil für den Staat das Recht 
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als Documente ſeiner Unſchuld, als Schutzmittel, ex eeptio 
rei judicatae, gegen jede weitere Anfchuldigung, Anzeige 





auf Strafvolfftirefung und für den Angefchuldigten das Recht, 
reieder eingefeht zu werden in den Genuß der durch den Strafs 
prozeR fuspendirten oder entzogenen Rechte — ift in fofern ein 
Griminafurtheil rechtskräftig, daß dagegen Fein ordentliches 
Rechtsmittel zuläſſig iſt und der Vollſtreckung Fein vechtlicheg 
Hinderniß im Wege fteht? 2) Kann ein Urtheit wieder aufges 
hoben und eine neue Unterfuchuug wieder eingeleitet werden ? 
und fzwar A. kann ein verurtbeilendes Erkenntniß aufgehoben 
‚werden a)anf den Grund der Angabe oder Nachmweifung, daß der 
Verurtheilte gar nicht hätte geftraft werden ſollen? oder b) daß 
er nur mit einer geringern Strafe hätte beftraft werden Pöns 
nen; oder c) weil ſich ergiebt, daß das vorige Urtheil geſetz⸗ 
— widrig eine zu gelinde Strafe ausſprach? (4. B. in einem Falle, 
* wo ein Daun feine Ehefrau ſchwer mißhandelte, wurde von dem 
Anmte nur Stägiges Gefängniß erkannt, während fich fpäter ers 
gab, daß der Ehemann mit dem MVorfoge, die Frau zu tödten, 
handelte), B. Kann die Unterfuchung gegen ein losfprechendes 
Urtheil wieder aufgenommen werden, und zwar, weil neue Bes 
weife entdeckt werden, welche den zuvor unvollſtändigen Beweis 
ergänzen? oder C. weil erwiefen wird, daß die Bemweife, auf 
welche zuvor der Entfchnldigungsbemeis gebaut wurde, falfch 
z. B. die Zeugen für die exceptio alibi beftohen waren? Wer 
wird läugnen können, daß ein Zeitpunft feyn muß, in welchem 
das Urtheil als vollzugsreif betrachtet wird, wer mag hier die ' 
Praris tadeln, wenn fie dann das Urtheil rechtskräftig nennt? — 
Auch im Eivitprozeffe geht ja ein Urcheil in Rechtskraft, obgleich 
dagegen restitutio in integrum Statt findet, — Dagegen ift ed 
allerdings richtig, daß in Bezug auf die Wiederaufnahme der 
Unterfuchung das verurtheilende Erfenntniß nie vechtöfräftig 
wird, wenn dargethan wird, daß der Merurtheilte gar nicht 
hätte beftraft werden follen. — Das Streben des Staats nad) 
materieller Wahrheit, in der Art, daß er nie die Eutdedung 
derfelben verhindert, wenn ſich zeigt, dab geſetzwidrige Strafe 
erkannt wurde, rechtfertigt. hier die Wiederaufnahme der Unters 
fuchung; beftritten ift fchon diefe Wiederaufnahme, wenn gegen 
den fchon-Beftraften eine höhere Strafe erkannt werden fol; 
es läßt fich. hier aus der Praris wohl fo viel ableiten und 
rechtlich vertheidigen: a) fol nur eine höhere Strafe erkanut 
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oder Unterſuchung hinſichtlich des abgeurtheilten Vergehens. 
Dieſer Grundſatz der Unumſtößlichkeit vollkommen losſpre⸗ 
chenden Urtheile muͤſſe gelten, wenn überhaupt zwiſchen 
dieſen und den Losſprechungen von der Inſtanz ein Unter⸗ 
ſchied beſtehen, und wenn es nicht der Bosheit, der Rache 
und dem Privatintereſſe möglich gemacht werden folle, 
Unterfichungen ing Unendliche au verſchleifen und Unſchuldige 





‘werden, weil die vorigen Richter die Strafe zu mild ausgemefs 
fen hatten, 3. B. weil fie auf zu viele Milderungsgrfinde Rück⸗ 
fiht nahmen, fo findet die Wiederanfnahme nicht Statt; b) liegt 
dagegen der neuen Unterſuchung die Anfchuldigung eines neuen 
Verbrechens, das man zuvor nicht kannte, zum Grunde, 3. 2. 
A. wurde wegen Mißhandlung beftraft und es ergiebt fich jest 
erft, daß er mit animus occidendi handelte, fo findet eine neue 
Unterfuchung Statt. Bei den Iosfprechenden Urtheiten kann aus 
den Geſetzen in der Praris der Say deducirt werden: non bis in 
idem, Wenn daher auch neue Beweife fich ergeben, welche, zu 
den vorigen hinzugerechnet, jest eine Verurtheilung begründen 
werden, findet Peine neue Unterfuhung Statt; fie it aber zus 
läſſig, wenn a) durch die neuen Beweiſe eine andere Art des 
Verbrechens fich ergiebt, als das war, worauf die vorige Uns» 

terfuchung ging, b) wenn die neuen Beweiſe die Falfchheit der 
vorigen Entfchnldigungsbeweife zeigen, worauf die Losſprechung 
gebant war, Dies Syftem ift eben fo auf die Principien der 
Gerechtigkeit, ald der Strafpolitif gebant.« — f. auch noch: 
Brinkmann: Wiſſenſchaftlich praktiſche Rechtskunde. Eine 
Sammlung von Erörterungen aus dem Geſammtgebiete der in 
Dentfchland geltende Rechte. Band 1. Schleswig 1831, Nr. 62. 
»Im inguifitorifhen Prozeffe werden Urtheife, in 
fo weit fie eine Freiſprechung enthalten, fofort 
rechtskräftig. Hiervon tritt Beine Ausnahme ein, 
wenn ein Urtheil in den Punkten, die eine Derur, 
theilung enthalten, durch weitere Vertheidigung 
angefochten iff« daın v. Hohnhorſt: Jahrbücher des Gr, 
Badifhen Oberhofgerichts. Neue Folge. Zweiter Jahrg. 1834, 
Mannuh. 1835, S.412—416: »Ueber die Rechtskraft der 
peinlihenUrtheile,« und Minnigerode: Bemerfungen 
über den Stand der Geſetzgebung und Jurisprudenz in Dentſch⸗ 
fand. Darmftadt 1836, ©, 87 ıc. 
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ewigen Verfolgungen auszuſetzen. Derfelbe Grundfag werde 
deßhalb nicht nur ſchon von den Nömifchen und Canoniſchen 
Geſetzen, cap.6. X. de accusat, const. 9. Cod. de accusat. 
L. 7. 8.7. Dig. de accusat. et inseript. ausgefprochen, 
fondern auch von den bemwährteften Criminalrechtslchrern 
vertheidigt, als Feuerbach: Lehrbuch des peinl. Rechts 
8. 617. Stübel: GCriminalverfahren, Bd. V. $. 3222, 
3223, 3232. Claproth: Einleitung in ſaͤmmtliche ſum⸗ 
marifche Prozeſſe ©. 135. Meifter: princ. jur. crim, 
sect. 3. cap. 23. 9.6. Kleinfchrod: Abhandlung von 
der Losfprechung von der Inſtanz. Quistorp: Grund 
fäte des peinl. Rechts $. 775, und durch die Geſetzgebun⸗ 
gen derjenigen Staaten, welche in ihrer Eivilifation, nas 
mentlich in einer geficherten Nechtöverfaffung am weiteften 
vorgefchritten, Englands und Frankreichs nämlich, geheiligt. 
f. Higig: Annalen der deutfchen und ausländifchen Cri⸗ 
. minalrechtöpflege Band 4, ©. 338 — 314. B. M. Band 6, 
©. 72—98. | 

IL. In der bei dem Landgericht N. N. gegen M. H. 
von dem E.er Hof geführten Unterfuchung wegen Widerfeß- . 
lichfeit und Beleidigung gegen den Zollbeamten war von dem 
Landgericht der Angefchuldigte freigefprochen worden. "Gegen 
dieſes Erkenntniß ergriff der Fiscal das Mechtömittel der 
Berufung an Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starken⸗ 
burg, da der Angefchuldigte in eine Gefaͤngniß⸗ und Geld» 
ftrafe zu verurtheilen fey. Großherzogl. Hofgericht verwarf 
jedoch die Appellation durch Befcheid aom 22. Sept. 1830, 
weil es nach Anhörung des in Plenarfikung erftarteten 
Vortrags der Anficht folgte, daB gegen ein in einer folchen 
Unterfuchungsfache erlaffenes freifprechendes Erfenntniß dem 
Fiscal die Berufung nicht zuſtehe, weil im Allgemeinen frei- 
forechende Erkenntniffe in amtlichen Unterfuchungsfachen der 
Anfechtung auf dem Wege der Appellation von Seiten des 


Staats nach den beftebenden Geſetzen nicht unterlägen,, weil 
Progehordn. II. ! f 3 3 
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die Ausnahme, welche die Verordnung vom 7. März 1820 
von diefem Grundfat bei einzelnen Unterfuchungsgegenftän- 
den mache, nicht auf andere Fälle ausgedehnt werden könne 
und weil die Beſtimmung des $. 243 der Zollordnung von 
23. Juni 1828 nach den Worten: „in Eivilfachen zuläffigen 
Rechtsmittel und Contraventionsfällen‘‘ und nach der auf 
der früheren Gefeßgebung in Zollfachen zu ſchließenden Ab⸗ 
ſicht des Gefeßgebers nur von den Erfenntniffen über den 
Defraudationspunft (indem Deframdatiensfachen in zweiter 
Inſtanz als Eivilfachen Hehandelt werden), nicht aber von 
Erkenntniffen über Widerfeglichkeit, Beleidigungen und Mifs 
handlungen verftanden werden fünne. 

IN. Ausfchr. Großberzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. 
vom 16. April 1836 an die Untergerichte, ‚Die Mitthei— 
lung des Erfenntniffes bei erfolgenden Frei 
fprechungen von Inculpaten an den Rechner der 
Griminalcaffe berr. Sn Gemäßheit hoͤchſter Entfchlies 
fung vom 12. v. M. wird Ihnen befannt gemacht, daß die 
in der Stempel» und Tarordnung von 1822 vorgefchriebene 
Mittheilung des Erfenntniffed bei erfolgenden Freifprechun: 
gen von Inculpaten an den Nechner der peinlichen Gerichtes 
sale durch. die neuefte Einrichtung der Einnahmsbelege als 
implieite abgeſchafft anzufehen und daher für die Zufunft 
au unterlaffen ſey.“ Gleichen Inhalts ift ein Ausichreiben 
Großherzogl. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 12. März 1836. 
Mahnverfahren. 1. Geſetz vom 31. December 1829, 
„das Berfahren in unbeftrittenen Schuldſachen 
bei den Untergerichten in den Provinzen Star 
tenburg und Dberheffen berr. Ludwig ꝛc. Wir 
haben, nach Anhörung Unſers Staatsraths und mit Zuftims 
mung Unſerer getreuen Stände, verordnet, und verordnen, 
wie folgt: Art. 1. Wenn in Schuldfachen, welche zur 
Eompetenz der, Stadt» und Landgerichte in den Provinzen 
Oberheſſen und Starkenburg oder an die Hoftheater⸗ und 
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Marſtall-Juſtizdeputation gehören, der Fordernde glaubt, 
annehmen zu können, daß fein Schuldner die Nechtlichkeit 
der Forderung nicht beitreiten werde, und darum nicht fp- 


gleich eine förmliche Klage anftellen will, fo kann er das 


Gericht, bei welchem die Klage angeftellt werden müßte, 
bitten, feinem Schuldner einen Mahnzettel infinuiren zu laſſen, 
welcher die Summe der Forderung und den Rechtstitel, 
worauf folche beruht, enthalten muß. Diefen Mahnzettel 
fann der Fordernde dem Gerichte felbft übergeben oder zu⸗ 
fenden, oder das Gericht um deflen Ausfertigung mündlich 
oder fchriftlich erfuchen. Iſt das fchriftlich eingereichte 
Geſuch auf einen Stempelbogen von 15 Fr. gefchrieben, fo 
wird der Mahnzettel auf freied Papier, im entgegengeſetz⸗ 
ten Falle auf Stempelpapier zu 15 fr. ansgefertigt; der 
Fordernde muß diefen Betrag vorlegen. Es ift erlaubt, im 
dem Mahnzertel die Mahnung an mehrere Schuldner in 
demfelben Orte mit einander zu verbinden, es muß jedoch, 
wenn die Forderungen nicht in ftändigen Menten und Ger 
fällen beftehen, von dem mehrere Forderungen begreifenden 
Mahnzertel jedem Schuldner eine die an ihm gerichtete For⸗ 
‚derung enthaltende, auf ftempelfreies Papier auszufertigende 
Abſchrift zugeftellt werden. Der Fordernde hat die durch die 
Adfchriften entſtehenden Koften vorlagsweife zu tragen. Art. 2, 
Steht dem Gefuche der Fordernden weder unbezweifelte In⸗ 
competen; ded Gerichts noch are Geſetzwidrigkeit der For⸗ 
derung entgegen, fo verfügt dad Gericht die Inſinuation 
des Mahnzettels, mit der beigefeßten Aufforderung an den 
Schuldner, binnen eined beftimmten Termind entweder den 
Fordernden zu befriedigen, oder zu erflären, daß er recht: 
lichen Einwand vorbringen wolle, widrigenfalls im Wege der 
Hülfsvollſtreckung gegen ihn verfahren werden würde. Art. 3. 
Erklärt der Schuldner vor oder in dem Termin, fchriftlich 
oder mündlich, daß er. rechtliche Einwendungen vorbringen 
wolle, fo ift dieſes Verfahren beendigt und der Fordernde 
33* 
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muß von dem Nichter zu der Einleitung des gewöhnlichen 
Verfahrens durch eine auf ftempelfreies Bapier zu erlaffende 
Berfügung verwiefen werden. Ueber die Erklärung des Ge 
mahnten bedarf ed, wenn er micht eine fchriftliche Ans 
zeige überreicht, welche ebenfalls feinem Stempel unter 
liegt, einer bloßen Vormerkung in dem Terminsdiarium. 
Erklärt der Schuldner, daß er feinen rechtlichen Einwand 
zu machen gedenfe, oder bleibt er in dem Termin, ohbae 
genügende Entfchuldigungsgründe vorzubringen, aus, ſo 
wird demfelben, auf Anrufen des Fordernden, wozu jedoch 
fein Stempelpapier erforderlich ift, vom dem Gerichte auf- 
gegeben, binnen einer beſtimmten Frift den Fordernden, bei 
Bermeidung der Pfändung oder jeder. anderen geeigneten 
Zwangsmaßregel, zu befriedigen. Diefer Befehl wird auf 
ftempelfreies Bapier ausgefertigt. Art. ı. Bon Erlaffung des im 
Art. 3 vorgefchriebenen Befehls an den Schuldner, den 
Fordernden bei Vermeidung der Pfändung zu befriedigen, 
an tritt das gewöhnliche Verfahren in der Executionsinſtanz 
(auch Hinfichtlich des Stempel und der Taren) ein. Der 
Schuldner fann daher nur noch mit folchen Einreden gehört 
werden, welche nach den beftebenden Geſetzen ın der Exe⸗ 
entionsinftang zuläffig find, es wäre denn, daß er 1) gegen 
den ergangenen richterlichen Befehl, den Fordernden bei Vers 
meidung der Pfändung zu befriedigen, Neftitution erwirkte, 
oder 2) daß er die Forderung, nebſt den bereits entſtande⸗ 
nen Koften, deponiert, oder für die Zahlung derfelben bins 
reichende Sicherheit durch Bürgen oder Pfaͤnder Teiften - 
würde. ’’ | 

UI. „Inſtruction für die Großherzoglichen 
Untergerichte in den Provinzen Starfenburg 
und Oberheſſen in Bezug auf das Gefeh vom 
31. December 1829, das Verfahren in unbe 
ftrittenen Schuldfachen betr. vom 17. April 1830: 
Um bei der Anwendung des Geſetzes vom 31. December 1829 
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— Gleichförmigkeit zu bewirken, wird dem genannten Ges 
richten hiermit folgende Inſtruction ertheilt: F. 1. Dies 
jenigen Mabnzettel, in welchen mehrere Sculdser zus 
gleich gemahnt werden, auch wenn an die einzelnen Debenten 
Abſchriften davon abgegeben werden müffen, werden nach 
volljogener Mahnung an das Gericht zurückgebracht und 
befonders regiftrirt. Diefen Mahnzetteln werden die im Ver⸗ 
laufe des Mahnverfahrend weiter erfolgenden fchriftlichen 
Eingaben beigelegt und die mündlich gefchebenen Erklärungen 
oder Anrufungen beigefeßt, auch die erlaffenen richterlichen 
Verfügungen auf die Eingaben oder auf den Mahnzettel, 
wenn es der Raum geftattet, ihrem wefentlichen Inhalte 
nach bemerkt. $. 2. Die nur an einen Debenten gerich- 
teten Mahnzettel und die an folche ergebenden Zahlungsbe⸗ 
fehle werden, damit es nicht nöthig ift, Abfchriften zu den 
Arten zu nehmen, in ein tabellarifch eingerichtetes, mit einem 
Namensregiſter verfehenes Protokoll eingetragen, welches 
folgende Rubriken enthalten muß: 1) die Ordnungsnummer 
des Mahnzettelö, welche auch auf diefen felbft zu ſetzen ift; 
mit dem DBeginne des neuen Jahrs fangen diefe Ordnnngss 
nummern wieder mit 1 an; 2) Namen und Wohnort des 
Fordernden; 3) den Mechtstitel und Betrag der Forderung; 
4) den Namen und Wohnort ded Schuldnerd; 5) den Tag 
des Erlafies und der Inſinuation des Mahnzetteld; 6) die 
vom Richter zur Erklärung oder Zahlung präflgirte Friſt 
oder den hierzu angefeßten firen Termin; 7) erklärt der 
Schuldner Einwand zu haben, fo wird diefed in den noch 
nicht ausgefüllten Rubriken mit Verweifung auf das Ter- 
minsdiarium bemerft; 8) den Tag, wenn der Fordernde 
weiter angerufen hat; 9) den Tag des Erlaffes und der In- 
finuation des Zahlbefehld; 10) die vom Richter präfigirte 
Zahlungsfrift oder den hierzu anberaumten firen Termin. 
$. 3. Bon den richterlichen Verfügungen im Mahnverfahren 
werden die Eytrahenten, welche perſönlich erfchienen find, 
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mündlich, die übrigen durch kurze fchriftliche Norizen auf 
ftempelfreiem Papier benachrichtigt. $. A. Die Formulare 
zu den Mahnzetteln find auf Stempelpapier zu 15 fr. und 
die Formulare für die Auszüge, welche, wenn mehrere 
Debenten in einem Mabnzertel begriffen find, den einzelnen 
zugeftellt werden müffen, auf Stempelpapier zu 2 fr. ge 
druckt bei der Großherzogl. Stempelpapier » Verwaltung zu 
haben und für die Ausfüllung diefer Formulare darf nichte 
erhoben werden. *) $. 5. Wird von Seiten des Fordern: 
den auf eine Forderung nach einer Mechnung, als Beilage 
des Mahnzettels, gemahnt, fo ift diefer verbunden, folche 
doppelt einzureichen; es bedarf jedoch hierzu des in der 
Stempel» und Tarordnung beftinnmten Beilagsftempels mit 
6 fr. nicht. 8.6. Hat der Gemahnte die Forderung be— 
ftritten und der auf einem Gerichtetag erfchienene Gläubiger 
will, nach der ihm von dem Richter verfündeten Verweifung 
zum Mechtsftreite, fogleich feine Klage zu Protokoll geben, 





—_— —— 


*) Bekanntmachung Großherzogl. Miniſterinms des Innern und 
der Juſtiz vom 13. November 1833 (Reg. Bl. v. J. 1833, 
Nr. 68, S. 435). »Nachträglich zur Juſtruction für die Grit, 
Untergerichte in den Provinzen Starfenburg und Oberheffen 
vom 17. April 1830, in Bezug auf das Gefes vom 31. Dec. 
1829, das Berfahren in unbeftritteuen Schuldfachen betr., wird 

- hiermit zur allgemeinen Wiffenfchaft und Nachachtung befannt 
gemacht, daß, da in den im $.4 jener Inſtruction bezeichneten 
Fälfen die vorgefhriebenen, anf Stempelpapier zu 2 fr. gedrud: 
ten, Formulare für die Anszüge der Mabnzettel lediglich auf 
die von dem Gericht gefertigten Auszüge fich beziehen, den Bor: 
dernden es unbenommen bleiben fol, dieſe Auszüge, ordnungss 
mäßig abgefaßt, auf ffempelfreiem Papier ſelbſt aufftellen und 
übergeben zu können, in welhem Fall für die gerichtliche Vol: 
ziehnung folder Auszüge, außer den Infinuationsgebühren, nichts 
weiter entrichtet wird, der Schuldner jedoch, wenn der Bor: 
dernde für den von ihm gefertigten Auszug auf einer befonderen 
Dergütung befteht, zu einem höchſtens anf 2 Er. zu beftinnmenden Er⸗ 
fage angehalten werden darfı« 


1 
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ſo iſt der Richter zu deren alsbaldigen protokollariſchen Auf⸗ 
nahme verpflichtet. $. 7. Bleibt der erlaſſene Zahlungs⸗ 
befehl ohne Erfolg und es tritt das gewöhnliche Executions⸗ 
Berfahren ein, fo ift Folgendes zu beobachten. Im münd⸗ 
lichen Verfahren find die Protokolle über Bittem um Aus 
pfaͤndung, auf frempelfreiem Bapier zu führen. Die gefetsliche 
Taren befchränken fich auf die Ausfertigungen; es darf aber, 
wo ein generelle, auf mehrere Schuldner deflfelben Orts 
gerichterer Mahnzettel vorausgegangen ift, fein generelles, 
auf ſaͤmmtliche auszupfandende Schuldner gerichtetes Pfand- 
defret ausgefertigt werden, fondern es müſſen fo viele ein- 
zelne, der Stempeltage unterliegende Ansfertigungen von 
Pfanddefreten erfolgen, als einzelne Schuldner augzupfäns 
den find, jedoch mit Ausnahme der Gefälle und Renten, 
bei welchen die Ausfertigung eines allgemeinen Pfanddekrets 
auf den erforderlichen Stempel zu 30 fr. geftatter wird. 
Wird fchriftlih um Einleitung des Zwangsverfahrens ans 
gerufen, fo bleibt ed, wenn folches gegen einen Schuld» 
ner gefchieht, bei bem bisherigen gefetlichen Eingabeftempel 
von 45 kr., gefchieht folches aber, in Folge des vorausges 
gangenen Mahnverfahrens, gegen mehrere Schuldner eines 
Glaͤubigers in demfelben Orte, fo muß zur Eingabe mit Zus 
rechnung von 15 fr. für die Benachrichtigung, derjenige 
Stempel adhibirt werden, deſſen Berrag die Summe der 
fänmtlichen Pfanddekrets-Ausfertigungen ausmacht, Renten 
und Gefälle ausgengnimen, bei welchen ein Eingabeftempel 
von 45 fr. genügt. In den Fällen, in welchen, in Bezug 
auf den $. 26 der Stempel» und Tarordnung, die Forderns 
den von dem Gebrauche des Stempelpapiers gefeßlich befreit 
find, haben die Richter, nach geendigtem Mahnverfahren, 
wegen Nachholung ded Stempeld des Mahnzetteld nach der 
Vorfchrift des erwähnten $. 26 der Stempel» und Tarord- 
nung fich zu richten.’ 
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II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. vom 
26. Mai 1830, „die Ausführung des Geſetzes vom 
31. Dee. 1829 über das Mahnverfahren, insbe— 
fondere die Formularien zu den Zahlungsbefeh— 
len betr.“, an die Untergerichte ): „Mit Bezug auf die — 
erſchienene Inſtruction, den rubricirten Gegenſtand betr., 
weiſet man die Untergerichte, höchſter Verfügung gemäß, 
weiter an, die von ihnen zu erlaffenden Zahlungsbefehle mit 
Androhung der zwangsweifen VBollziehung, nach unten ſtehen⸗ 
den Formularien ı u. 2, je nachdem dieMahnung an einen 
Schuldner allein oder mehrere zugleich gerichtet if, abzu—⸗ 
foffen und für den Fall, daß jene Formularien gedruckt 
werden follten, das Schema, wie ebenfalls unter 3 und 4 
vorgezeichner ift, abzufaffen. 


Form. 1. 
Zahlungsbefehl mit Erecutiongd - Androhung. 

Da N. N. von... ... 0. in dem, Durch Mabnzettel 
vom 2. Januar 1830 beftimmten, autägigen Termin weder 
ven N.N...... die, demfelben dreißig fünf Gulden, 
rüuckſtändigen Zinfen vom 1. Oct. 1828 bis 30 Sept. 1829: 
von einem Capital von 700 fl. laut Verbriefung vom 1. Det. 
1827, fowie die, 27 kr. betragenden Koſten bezahlt, noch) 
Einwendungen hiergegen vorbringen zu wollen, erklärt hat; 
fo wird ihm wiederholt aufgegeben, dem N. N. um fo gewiffer 
binnen 8 Tagen gedachte 35 fl. nebft 27 Er. Koften zu bezahlen, 
als ſonſt mit der Pfandung oder fonftigen geeigneten Zwangs- 
maßregeln gegen ibn vorgeichritten werden ſoll. 

3... . 0. den 19. Januar 1830. 

Großhzgl. Heſſ. Landgericht 3... . . 


Landrichter. 


2) Das gleiche Ansfchreiben —— SERIE zen 
Dberheffen ift vom 3. Mai 1830. 
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Form. 2 


Zahlungẽbefehl mit Ereentiond » Androhung. 

Da nad der Anzeige des Gutsbefigers N. N. zu Rein⸗ 
heim, unterzeichnete Einwohner zu Spachbrüden, ohnerach⸗ 
tet des Mahnzetteld vom 2. Januar 1830, die, demfelben 
von den Jahren 1828 uud 1829 fchuldigen Gefälle und Ren⸗ 
ten, nebſt beigeſetzten Koften, nicht abgetragen haben; fo 
wird ihnen wiederholt aufgegeben, den N.N. um fo gewiſſer 
binnen 14 Tagen zu befriedigen, als fonft mit der Pfan- 
dung, oder fonftigen Zwangsmaßregeln, gegen fie vorgefahren 


werden foll. 


ı) N. N. 


2) N. N. 
3) N. N. 
a) N.N. 
5) N.N. 


4)-N.N. 
9) N.N. 
3) N.N. 
4) N.N. 
5) N.N. 
6) N.N. 


7) N.N. 


8) N.N. 
&.. 


I. Vom Jahr 1828. 
1 Simmer Hafer jährlicher Grundpacht und 
6°/, fr. Koften, 
3 Gefcheid Gerfte desgl. und 6°/, fr. Koſten. 
1 Rumpf Gerfte deögl. und 6°/, fr. Koften. 
12 kr. Grundzins und 6°/, fr. Koften. 
20 Fr. desgl. und 6’/, Er. Koften. 


U. Vom Jahr 1929. 


1 Simmer Hafer jährlicher Grundpacht. 
3 Gefcheid desgl. 


1 Rumpf Gerfte desgl. 


12 tr. Grundzins. 
20 kr. desgl. 
2u kr. desgl. und 6’/,tr. Koften. 


4 Gefcheid Hafer jährlicher Grundpacht und 


6°/, fr. Koften. 
5 * jaͤhrlicher Grundrente und 6°/, fr. Koften. 
. den Sanuar 1830. 
 Sroßper gl. Heſſ. Landgericht 2... + » 
AM. N. 


Landrichter. 
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Form. 3. 
Zahlungsbefehl mit Ereeutiond » Androhung. 

JJ . . In dem, durch Mahnzettel 
vom ..ten ..... 18 .. beſtimmten Termin, weder 
d d felben ſchunigen 
...... ſowie die, .. fr. betragenden, Koſten bezahlt, 
noch Einwendungen hiergegen vorbringen zu wollen, erklaͤrt 
ba ..; fo wird ih .. wiederholt aufgegeben, d..... 
... um fo gewiſſer, binnen . . . . . gedacht ...... 
. . nebſt Koften zu berichtigen, als fonft mir der Pfaͤn⸗ 
dung, oder fonftigen geeigneten Zwangsmaßregeln gegen 
..... Borgefchrieben werden foll. 

oe. den ten 18 

Großherzogl. Heff. Landgericht daſelbſt. 


Form. 4. 


Da, nach der Anzeige Ded ....... . . unten vers 
zeichnete Einwohner zu......-. ohnerachtet des Mahns 
zetteld vom . . ten... ..18..died. . felben von de. 
Jahre .... Schuligen. ........ nebft den beigefegten 
Koften, nicht berichtigt haben, fo wird dieſen Debenten 
wiederholt aufgegeben, d ........ um fo gewiffer, 
binnen ..... zu befriedigen, als fonft mir der Pfandung, 
oder fonftigen geeigneten Zwangsmaßregeln gegen fie verfahs 
ren werden foll. 

..den tn...18.. | 

Großherzogl. Hefl. Landgericht dafelbft. 


IV. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Brov. Starfenb. vom 
10. Detober 1832 an die Untergerichte: „Großherzogl. 
Dber » Appellationd- und Caflatioggericht bat nunmehr mit 
der Anſicht Großherzogl. Hofgerichts, daß im Mahnver- 
fahren der Gemahnte nicht fchuldig jey, dem Mahnenden 
die, etwa von diefem aufgewendeten Koften eined Anwalts 
zu erftatten, fich vereinigt, wovon man fänmtliche Unter⸗ 
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gerichte zur Beförderung der Gleichförmigkeit in der Rechts⸗ 
fprechung in Kenntniß ſetzt. Durch jene rechtliche Anficht 
wird übrigens das Recht des Mahnenden, fich in den geeig- 
neten Fällen durch einen Anwalt vertreten zu laffen, nicht 
weiter befchränft, als daß folches nur auf eigne Koften exer⸗ 
eirt werden kann.“ 

V. Refeript Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. 
vom 16. Januar 1835, in Sachen des Großherzogl. Hof: 
gerichts-Advokaten N. N. zu Darmftadt, Klägers und Ques 
rulanten, gegen verfchiedene Debenten zu 2. nun Wittwe St. 
dafelÖft, an das Großherzogl. Landgericht L. ,,Die mit 
Bericht vom 4. I. M. vorgelegten Acten vemittirend, er⸗ 
öffnet man Großherzogl. Landgericht, daß das Generale vom 
10. October 1832, die Deferviten der beim Mahnverfahren 
adhibirten Anwälte betr., fich nur auf dad eigentliche Mahn⸗ 
verfahren, welches nach Art. a des Gefeed vom 31. Dec. 
41829 geendigt ift, fobald der im Art. 3 des Gefeßes vor« 
gefchriebene Befehl an den Schuldner, den Fordernden bei 
Vermeidung der Pfändung zu befriedigen, erlaffen ift, be 
sieht, daß man deßhalb feine Verfügung, wodurch es die 
Deferviten des Anwalts, welche nach Beendigung des eigent- 
lichen Mahnverfahrens in dem gewöhnlichen Verfahren in 
der Executionsinſtanz erwachſen find, als nicht zu paffirend 
geſtrichen bat, aufgehoben hat.“ 

VI In einer bei dem Landgericht 3. anhaͤngigen Con⸗ 
eursfache wurde unterm 22. Auguft 1834 zwiſchen den Maſſe⸗ 
gläubigern ein Arrangement abgefchloffen, wodurch naments 
lich beftimmt ward, daß, unter vorzugsweiſer Befriedigung 
der Hypothefengläubiger, die übrigen Ereditoren den Neft 
der Mafle nach der Größe ihrer Forderungen unter fich vers 
theilen follten. Diefem Arrangement trat der Gläubiger N. N., 
welcher vor Ausbruch des Concurſes eine Forderung von 
139 Gulden nebft Zinfen im Mahnverfahren eingeflagt und, 
da fein Einwand erhoben ward, eine Verfügung ded Lands 


5“ 
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gerichtd wegen Aufſtreckung vom drei Grundſtücken zum Zweck 
der Befriedigung aus dem Erlöfe erwirkt hatte, nicht bei, 
indem er vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlös diefer 
auch wirklich zwangsverfteigten Guter, die ald pignora ju- 
dieialia anzufehen feyen, in Anfpruch nahm. Dach gefche- 
hener Verhandlung erkannte das Großherzogl. Landgericht 3. 
unterm 18. Januar 1835 diefem Gläubiger, der in die in 
Beſchlag genommenen Executionsobjecte nicht eingemiefen 
worden fey, dad von ihm angefprochene Vorzugsrecht ab, 
worauf er das Rechtsmittel der Appellation ergriff. „Das 
zum Zweck der Aburtheilung in der Appellationsinftaitz ers 
ftattete Gutachten des Neferenten befchaftigte fich zuerſt mit 
der Frage, ob es zur Begründung eines pignus in causa ju- 
dicati captum einer förmlichen richterlichen Einweiſung des 
Släubigerd in die in Befchlag genommenen Erecutiondobjecte 
bedürfe? und vermeinte fi. Hierauf heißt es weiter: 
Nach Entfcheidung diefer Vorfrage ift noch zu prüfen, ob 
Appellant wirklich ein fogenanntes richterliches Pfandrecht 
an den bezeichneten drei Grundftüden erworben babe. Die 
Borausfeßungen zu einem folchen Erwerb find ſchon im Big; 
herigen allgemein angedeutet; cd wird nämlich hierzu erfor: 
dert: 4) daß der Schuldner rechtöfräftig zur Zahlung ver: 
urtheilt worden fey, 2) daß die gefeßliche Frift, innerhalb 
welcher er dem Urtheil hatte nachleben follen, abgelaufen 
gewefen, und 3) hierauf von dem competenten Nichter die 
Erecution angedroht und die Befchlagnahme von Erecutiong- 
objecten vorgenommen worden ſey? Die beiden erften Er- 
forderniffe muß ich darum zuſammenfaſſen, weil Eein rechts⸗ 
fräftiges Urtheil der Befchlagnahme und DVerfteigerung der 
Immobilien, fondern ein Mahnverfahren vorausging. Es 
fragt fich daher, ob eine im Mahnverfahren erfolgte und 
ohne Widerrede in Vollzug gebrachte Execution gleiche Wirs 
fung mit einer in Folge eined ergangenen rechtskraͤftigen 
Erfenntniffes verhängten Execution babe, der nicht wider 
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fprochene Mahnzettel fomit mit einem rechtöfräftigen Erfennt- 
niffe und der .im Mahnverfahren ergangene Zahlungsbefehe 
mit der die Befolgung des Erfenntniffes aufgebenden Ver: 
fügung in feinen Wirkungen durchaus gleich ſtehe? Die 
durfte der Fall feyn. Denn bei der Erlaffung des Geſetzes 
über das Verfahren bei unbeftrittenen Schuldforderungen 
hatte der Gefetgeber offenbar feine andere Abficht, als für 
diefe mit Umgehung des Foftfpieligen ordentlichen Verfahrens 
das fchnellere des bedingten Mandatsprozeffes einzuführen; 
er hat darum auch deffen Grundfäße mit einigen, der Eigen- 
thümlichkeit des Mahnverfahrens angemeffenen Abweichungen 
in diefes eingeführt. Denn auch bier wird, wie bei dem 
Mandatsprozeh, dem Schuldner der bedingte Befehl ertheilt, 
den Gläubiger klaglos zu fielen; nur ſteht ed bier dem 
Debenten noch frei, Einwand anzuzeigen und bierdurch den 
Austrag der Sache in das ordentliche Verfahren zu verweifen. 
sat der Schuldner jedoch feinen Einwand vorgebracht,, fo 
wird das Mandat purifleirt, derfelbe als der Schuld geftän- 
dig angefehen und nach vorhergegangener nochmaliger Zah⸗ 
Iungsaufforderung auf dem Wege der Huͤlfsvollſtreckung 
gegen ihn verfahren. Daß aber diefe alsdann eintretende 
Huͤlfsvollſtreckung ganz das gewöhnliche Erecutionsverfahren 
feyn foll, demfelben fonach diefelben Wirkungen beigelegt 
werden müffen, welche die nach rechtöfräftigem Erkenntniſſe 
verfügte Execution erzeugt, fpricht der Art. 4 des Geſetzes 
v. 31. Dec: 1829 aus. So wenig daher, wenn in Folge eines 
Mandatsverfahrend der Schuldner fachfällig erfannt worden 
wäre, die Nechtsgültigfeit der verhängten Execution und 
das hierdurch erworbene pignus judiciale, die Eriftenz der 
übrigen Erforderniffe vorausfegt, in Zweifel gezogen wer- 
den könnte, eben fo wenig wird folched bier beanftander 
werden können. Weber dieß verlangt felbft das roͤmiſche 
Recht ald Vorausſetzung eines folchen Pfandrechts nicht un⸗ 
bedingt ein vechtsfräftiges Erfenntniß, indem es ihm genügt, 
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wenn die Befchlagnahme der Pfänder einem unbezweifelten 
Anerkenntniß der Schuld gefolgt if. Ich führe an: L. 1. 
Dig. de confess. (,„Confessus pro judicato est, qui quo- 
dammodo sua sententia damnatur“) und L. 6. $. 2. Dig. 
eod. („Sed et, si fundum vindicem meum esse, tuque con- 
fessus sis: perinde habearis, atque si dominii mei fundum 
esse, pronunciatum esset.“) und füge nur noch hinzu, daß 
ein Einbefenntniß der Schuld offenbar vorliegt, da die 
Schuldnerin die bereits vor mehreren Jahren erkannte und 
viermal vollzogene Verfteigerung ihrer Güter fich ohne Wi- 
derrede gefallen Tieß und auch im Concurfe die Nichtigkeit 
der Anfprüche des Appellanten nicht widerfprochen hat. — 
Der Eorreferent erklärte fich einverftanden und der Gerichts- 
hof, Großherzogl. Hofgericht der Provinz; Starfenburg, 
reformirte nach dem Antrag durch Erfenntniß vom 8: De- 
tober 1835. 

| Vu. Der vierte Anfchnitt des dritten Theils der 
Verordnung vom 28. April 1835, ‚die Disciplinar- 
ftatuten der Landesuniverfität Gießen betr.“, 
handelt (Art. 143—156) „vom rehtlihen Verfah— 
ren in Sachen der Civilgerichtsbarfeit über 
Studirende‘’ Die Art. 113 — 152 find des Inhalts: 
‚Art. 103. Das Verfahren ift mündlich; und protofolla- 
rich. Art. 1a. Zu den Protokollen, Erkenntniffen und 
Ausfertigungen wird Fein Stempelpapier adhibirt, und es 
finder überhaupt Fein Anſatz von Koften, außer den herz. 
fömmlichen Vergütungen für die dabei vorkommenden Bes 
muͤhungen der Pedellen, fowie die etwa wirklich entftehenden 
Koiten, welche von den Fordernden immer vorgelegt wer- 
den müſſen, flatt. Art. 145. Bevor gegen einen Stu⸗ 
direnden, wegen der gefeßlichen Forderungen zu einer förm— 
lichen Klage gefchritten wird, foll immer das Mahnverfahren, 
wie es in den folgenden Artikeln vorgezeichnet ift, verfucht 
werden. Art. 116. Der Fordernde hat den Univerſitäts— 
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richter mündlich zu bitten, dem Schuldner einen Mahnzettel, 
welcher die Summe der geltend gemacht werdenden Forderung 
und den Rechtstitel, worauf foldye beruht, enthalt, inſinui⸗ 
ven zu laffen. Art. 147. Steht dem Gefuche des Fordern 
den feine unbezweifelte Incompetenz ded angegangenen Rich—⸗ 
ters entgegen, fo verfügt der Univerfitätsrichter die Inſinuation 
des Mahnzetreld, mit der beigefügten Aufforderung am den 
Schuldner, binnen eines beftimmten Terming, entweder den 
Fordernden zu befriedigen, oder zu erklären, daß er rechts 
lichen Einwand vorbringen wolle, widrigenfalls im Wege der 
Hülfsvollſtreckung gegen ihn verfahren werden würde. Art. 148. 
Erflärt der Schuldner in Termin, daß er ‚rechtliche Eins 
wendungen vorbringen wolle, und find diefe Einwendungen, 
die er dabei fogfeich vorzubringen bat, nicht von der Art, 
daß diefelben, ohne nur vorher den Gegner darüber zu hören, 
abgemwiefen werden Finnen, fo ift diefes Verfahren beendigt, 
und der Fordernde muß von dem Univerfitätsrichter zur Eins 
leitung des gewöhnlichen Klagverfahrend angewiefen werden. 
Art. 149. Erflärt der Schuldner, daß er feinen rechtlichen 
Einwand zu machen gedenfe, oder bleibt er in dem Termine, ohne 
genügende Entfehuldigungsgründe vorzubringen, aus; To wird 
demfelben, auf mündliches Anrufen des Fordernden, von den 
Univerfitätsrichter aufgegeben, binnen einer beftimmten Frift 
den Fordernden, bei Vermeidung der Pfandung oder jeder 
geeigneten Zwangsmaßregel zu befriedigen. Art. 150. Bon 
Erlaffung diefed Befehles an den Schuldner an, tritt dag 
gewöhnliche Verfahren in der Executionsinſtanz ein. Der 
Schuldner kann daher nur noch mit folchen Einreden gehört 
werden, welche, nach den beftehenden Gefeßen, in der Eres 
eutionsinftang zuläffig find, es wäre denn, dad er: 1) gegen 
den ergangenen Befehl Meftitution erwirkte, oder 2) daß er 
die Forderung bei dem Univerfitätsrichter deponirte, oder für 
Bezahlung derfelben hinreichende Sicherheit durch Bürgfchaft 
oder Pfänder leiftere. Art. 151. Will der Fordernde in 
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dem Falle, in welchem er wegen Geltendmachung einer ge 
feßlihen Schuld zur Einleitung des gewöhnlichen Klagver- 
fahrens verwiefen worden ift, von diefer Verweiſung Ge: 
brauch machen; fo bat er nunmehr bei dem Univerfitätsrich- 
ter eine förmliche Klage zum erheben und es wird hierüber 
. nach den allgemeinen Grundfäßen verhandelt und entfchieden. 
Art. 152. Sollte fich ein Gläubiger im Laufe des Mahn 
oder ded Klage» oder des Erecutivverfahrens veranlaßt fin 
den, dem Schuldner eine Zahlungsfrift zu geftatten; fo 
kann dieß, bei Vermeidung des Verluſtes des geſetzlichen 
Borzugs der Forderung, nur mit Einwilligung des Univers 
fitätsrichterd gefchehen, und es bat derfelbe darüber ein 
Protokoll aufzunchmen.‘‘ Ä 
Manifeftationseid. L P. d. H. ©. in D. Nr. 47. 
„Der Manifeftationseid ift ald species purgatorii nicht zu 
betrachten und es find auch zus deſſen Ableiftung, auf Verlangen 
eines Erbintreffenten, wegen der gefeßlichen obligatio ad mani- 
festandum, die Miterben und des Erblaffers wirkliche Haugs 
genofjen unbedingt fchuldig *).. Dagegen ift Dritter nur dann 
ſchuldig, dieſen Eid auf Verlangen der Erben zu leiſten, 
wenn ganz befondere Umftände vorliegen, welche es wahr⸗ 
fcheinlich machen, daß derfelbe Wiffenfchaft von dem Vers 
mögenszuftande des Erblaffers hat und es verfteht fich, Daß 
diejenigen, welche die Ableiftung des Eides verlangen, jene 
Umftände, wenn fie der Beklagte Läugner, beweifen müſſen ).“ 





*) Weber die Praris in Kurheffen |. Wagner: Grundfägetver 
Gerichtsverf. u, d. unterger. Derfahr. in Kurkeffen, 2. Ausg. 
Marb. 1877. $. 128, ©. 126 — 128. »Der Manifeftarionseid 

— muß — don den bei dem Tode des Erblaffers aumwefend ges 
mefenen Erben, Miterben der Wittwe (fie fei Erbe geworden, 
oder nicht) und dem Dansgefinde, felbft in dem Fall geleiftet 
werden, wenn die Obiignation des Nachlaffes fogleih nad dem 
Tode erfelgt wäre. Canngiesser. Collect. ſ. Il. p. 398, 671.« 

-**) Die Juriftenfacultät zu Göttingen hat den Grundfag adop⸗ 
tirt: Wenn man den Manifeflationdeid, der gemeinen Praxis 
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1. Weiteres Präjudiz d. 9. ©. in D. v. J. 1837. 
„Die Frage, ob derjenige, gegen den die Execution auf 
eine Schuld erkannt worden, und von dem conftatirt iſt, 
daß er Feine Executiondobjefte befigt, auf Antrag des Klä⸗ 
gers unbedingt zur Ableiſtung des Manifeſtationseides angehalten 
werden könne, iſt verneinend entſchieden und dahin coneludirt 
worden, daß in einem ſolchen Falle zwar der Gebrauch des 
Manifeſtationseides zuläſſig ſei, jedoch nur alsdann darauf 
erkannt werden koͤnne, wenn der Antragſteller ſpecielle Ver⸗ 
dachtsgruͤnde anzuführen und nachzuweiſen vermoͤge.“ 

Marſtall⸗Juſtiz⸗Deputation. Deren Aufhebung. 
Verordnung vom 18. Februar 1831 „die Bereinfahung 
der Organifation der Juftisftellen in der Reſi— 
denzftadt Darmftadt betr. Ludwig Il. ꝛc. Wir has 
ben und bewogen gefunden, zur Vereinfachung der Organis 
fation der Juſtizſtellen in unferer Juſtiz zu verordnen, wie 
folgt: Art. 1. Unfere Hof Juftige und Unfere Marftalls 
Juſtiz⸗;Deputation ) find aufgehoben. Art. 2. Unfer Hof— 


zu Folge, auch noch fo weit ausdehnt, fo darf derfelbe doch nicht 
dahin gemißhracht werden, daß der Erbe von dritten Perfonen, 
welche einzelne zur Erbfchaft gehörige Sachen im Befig haben, 
oder in die Erbfchaft etwas ſchuldig find, verlangen dürfte, daR 
fie beſchwören müßten, weiter nichts zu beſihen, nod etwas 
abhanden gebracht zu haben; ſelbſt bei Perfonen, die mit dem 
Erblaffer verwandt find und deßhalb oder fonft Gelegenheit ge: 
habt haben, fih von feinen Gütern etwas auzumaßen, kaun 
die Abforderung und Auflage eines folhen Eides, welcher eine 
Gattung von Reinigungseid ift, nur unter Deransansfepung 
vorhandener gültiger Verdachtsgründe gerechtfertiat werden.« 
f. Elvers Themis, Zeitfchrift für praktiſche Rechtswiſſenſchaft. 
Th. 1. Göttingen 1828 Nr. XIX. »Ueberfiht bemerfens: 
werther Entfheidungsgründe der in den neueflen 
Beiten in bürgerliben Recdtsftreitigfeiten abge: 
gebenen Erkenntniffe und Gutachten der Göttin— 
ger Zuriftenfacultät« ©, 537 1, ©. 539, 

*) C. 9. O. m, Sp, ©, 8. 13. 
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gericht der Provinz Starkenburg ift von nun an das Gericht 
erſter Inftanz für alle, bisher der Gerichtsbarkeit der im 
Art. ı benannten Justiz» Deputationen; unterworfen ge» 
wefenen Perfonen, jedoch mit Ausnahme der Hofhandwers 
fer, für welche das biefige Stadtgericht von nun an das 
Gericht erfter Imftanz if. Art. 3. Hinſichtlich der im 
Gemäßheit des Art. 2 diefer Verordnung an das Hofgericht 
und das Stadtgerichr gelangenden. Sachen gilt alles dasjes 
nige, was bei den fonftigen,. bei diefen Gerichten in erfter 
Inſtanz anhängigen Sachen gilt. Art. 4. Die devolutiven 
Rechtsmittel, welche gegen ſchon publicirte Erkenntniffe der 
im Art. ı benannten Zuftisdeputationen gefeglich noch inters 
ponirt werden können oder bereits eingelegt worden find, 
follen im erften Falle bei dem Hofgerichte interponirt und 
in beiden Fallen bei vemfelben profequirt und erledigt wors 
den 10.’ | 


Meineid. Beweis deffelben*). Der Iſraelit I. M-- 


von €. flellte im Jahr 1324 eine Klage gegen T. S. zu 
N. an, behauptete darin, er fei von Lebterem mißhandelt 
worden und leiftere nach gepflogener Verhandlung den zurück 
gefchobenen Haupteid in feierlicher Form in der Synagoge 
dahin ab, daß diefe Mißhandlung ftattgefunden habe. Spaͤ—⸗ 
ter wurde gegen J. M. wegen Verdachts, durch Ableiftung 
diefes Eides fich eines Meineides fchuldig gemacht zu haben, 
eine Unterjuchung gerichtet und es wurden mehrere Zeugen 
vernommen. Der Angefchuldigte wurde unterm 12. Novem- 
ber 1827 durch Erkenntniß Großherzogl. Hofgerichtd der 
Provinz Starkenburg wegen des ihm angefchuldigten Mein- 
eided von der Inſtanz abjoloirt, indem der Gerichtshof von 


*) Schneider: Lehre vom Beweiſe S. 534. Gtübel:- Eriminaf: 
verfahren. $. 910 und Mittermaier: Die.Lehre vom Be: 
weife im beutfchen Strafverfahren. Darmſt. 1834, welcher 
lehrt, daß zwei Zeugen genügten, es 


En 
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dem Grundjaße ausging, dag zum Beweld des Meineides, 
wenn er durch Zeugen erbracht werden folle, nicht zwei, 
fondern drei clafiifche Zeugen erforderlich feien. Zwei von 
den drei Zeugen, Die dahin ausgefagt hatten, es habe die 
bebauptere Mißhandlung nicht ftattgefunden, ftanen i in Dien⸗ 
Ren des Beklagten. 

° milde Stiftungen. I. Ausſchr. Großh. Hofger. der 
Provinz Starkenburg vom 26. Auguſt 1822, die den mil—⸗ 
den Stiftung zuſtehende Sportelfreiheit betr.“ 
an die Untergerichte *): „Durch Reſcript des Großherzog⸗ 
lichen Geheimen Staatsminiſteriums „der Finanzen ift nach⸗ 
ſtehende, an die Großherzogliche Oberfinanzkammer gerich⸗ 
tere Verfügung: „„Da die milden Stiftungen, nach vor⸗ 
liegenden geſetzlichen Beſtimmungen, die Sportelfreiheit zu 
genießen. haben, und ſomit weder Gerichtsſporteln vorzu— 
legen, noch folche definitiv zu bezahlen schuldig find; fo. 
‚werden Sie, in Gemäßheit eines von’dem Großherzogl. Ger 
heimen Staatsminifterio. gefaßten PWlenarbefchluffes , befons 
derd beauftragt,’ die fämmtlichen Sporteln » Erheber und 
Controlleurs der indireften Auflagen hiernach gehörig zu, ins 
firuiren, und insbefondere die Landgerichte: zu Nidda und 
Schotten von diefer Verfügung, „indem fie durch eine Be⸗ 
fehwerde des Hofpitalmeifters Braun zu Nidda veranlaßt 
"worden ift, in Kenntniß zu feßen: Dabei verfteht es. fich 
jedoch von felbft, daß in aller Fallen, in welchen die Geg> 
ner der milden Stiftungen in die Koften verurtheilt werden, 
auch diejenigen Koften, welche von den milden Stiftungen, 
wenn ihre Befreiung nicht beſtünde, hatten vorgelegt wer⸗ 
den müſſen, zu verzeichnen, und von den verurtheilten Des 
benten beizutreiben find, weshalb zu diefem Ende jedesmal 
dag Erforderliche in der Sportel-Eontrolle zu wahren iſt,““ 
hierher zur Nachricht und Bemeſſung, ſowie zur Bedeutung 

*) Am Weſeutlichen gleichen Inhalts iſt ein Ausſchr. Großh. Hof: 

gerichts der ‚Prod, Oberh. v. 10. ao 1822, 
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ſämmtlicher Untergerichte mitgetheilt worden. Groß). Hofz 
richt theilt daher dieſe Verfügung zur Befolgung für die 
Zukunft mit.‘ 

IL. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
13. Januar 1824, „die Flurbuchsertrafte für Ans 
gelegenheit der Kirchenfäften betr.’ an die Unter— 
gerichte: „In Gefolge des 8. 26 der neuen Stempel⸗ und 
Tarerdnung follen die pia corpora u. f. w. von dem Ge 
brauch des Stempelpapiers, infoweit deren Zahlung oder 
Vorlage ihnen zur Laſt fallt, frei fein, folglich muͤſſen die 
Flurbuchs⸗Extrakte, jo jene benöthigt find, auf ftempelfreieg 
Papier gefchrieben werden. Damit nun die Steuer Cons 
miffäre beurtheilen können, wann fie dergleichen Ertrafte 
auf fiempelfreiem Papier zu eriheilen haben, fo geben wir 
Ihnen auf, in folchen Fällen den Inteſſenten Befcheinigungen 
zu geben, daß flemipelfreie Ausfertigung errheilt werden kann, 
welche dann von ſolchen den Steuer: Commillären jedesmal 
porgezeigt werden müffen. Sie haben Sich biernad) zu achten.” 

mMilitär- Commando's. 1. Ausichr. Großh. Hofger. 
der Prov. Starfenburg vom 20. Januar 1825 „die Abs 
gabe von MilitärsCommando’s auf Nequifition 
der Givilbehörden betr.‘ an die Untergerichte: Nach» 
dem dad Großh. Minifterium des Innern und der Juſtiz 
folgende allgemeine Verfügung vom 30. December vorigen 
Jahrs: „„Die Landgerichte find in den Fällen, wo fie in 
ihrem Dienfte die Unterftüßung der bewaffneten Macht noͤthig 
zu haben glauben, zu unmittelbaren Requiſitionen Eleinerer 
Commando's (bis zu 6 Mann) berechtigt ). Glauben fie, 





*) Hinfichtlih der Requifition von Gendarmen liegt folgendes Re— 
feript Großh. Minifteriums des Juneru und der Juſtiz vom 
4. März 1836 au Großh. Hofger, in Gieſſen vor: »Wir ers 
wiedern Ihnen auf die in Ihrem Bericht vom 3. Deceniber 
v. J. gemachte Anfrages Nach dem Flaren Juhalt des $. 2 


N 
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arößere Commando's nöthig zu haben, fo haben fie ſich am 
die ihnen vorgefegten Mittelgerichte zu wenden. Diefen ift 
in dringenden Fällen die unmittelbare Requirirung größerer 
Commando’d von dem Regiments-Corps⸗ und Bataillonss 
Commando's geſtattet.““ erlaffen bat, fo wird foldyes 
fänmtlichen Landgerichten zur Nachachtung befannt gemacht.’’ 
(Gleichen Inhals ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Oberh. vom 3. Febr. 18925). 
II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. vom 
97. Auguft 1834 an die Untergerichte, „die Unter⸗ 
fuhung wegen eines bei Jacob Heß in Sadern 
verübten Diebftahbls, jet das Nequiriren von 
Militäar- Commando’ betr. Großh. Hefl. Minifterium 
de8 Innern und der Juſtiz hat nachftehende Verfügung ers 
laſſen: „„Darmſtadt, den 30. Juli 1834. Das Großh. Hefl. 
Minifterium des Innern und der Juſtiz an dad Großh. 
Hofgericht dahier. Nach den Beltimmungen des militäris 
fchen Dienftreglements Soll jeder im Dienft befindliche Sol- 
dat in der Regel drei Nächte wachtfrei haben. — Wir 
weifen Sie deßhalb an, wenn he Militär-Commando’s requis 
tiven, welche Voften halten follen, deren Stärke dar 
nach zu bemeffen, dag mit Ausfchuß der Chargen (DOfficiere, 





der uftruction fir die Großh. Gendarmerie vom 1. Nov. 1821 
haben die Local: Tuftizbehörden, wenn fle der Affiftenz der Gens 
darmen bedürfen, fib in ver Regel an den Kreisrarh zu mens 
den und nur in dringenden Nothfällen ift die unmittelbare Re— 
auifition der Gendarmen geftattet; wir mollen jedoch, um die 
Vollziehung der Tandgerichtlihen Befchlüffe nicht zu hemmen, 
zugeben, daß bis auf weitere. Verfügung und fo kinge Feine 
Beſchwerden erfolgen, die Landgerichte, welche fich nicht au dem 
MWohnfige eines Kreisrathes befinden, die Gendarmen in allen 
Fällen, in welchen fie der gewöhnlichen und nad der Jnſtruk⸗ 
tion der Gendarmerie unzweifelhaft zufommenden Dienftvers 
zichtungen derfelben bedürfen, ferner, wie bisher, namittelbar 
reguiriren.« 


4 Militaͤrperſonen. 


Unterofſteiere und Gefreite) auf jeden Poſten 12 Mann zu 
rechnen find, damit der Soldat die reglementsmäßig vorges 
fehriebenen drei Nächte mwachtfrei habe.’ Man fehr fämmts 


liche Untergerichte zu ihrer Beachtung davon in Kenntniß. 


Militaͤrperſonen. Competenz der Civilgerichte, 
binſichtlich derſelben in Strafſachen ). I. Aus— 
ſchreiben Großh. Hofgerichts der Prov. Starkenburg vom 
3. März 1824 „die Vollziehung des Art. 185 des 
Militaͤrſtrafgeſetzbuchs betr.” an die Untergerichte: 
Auf Verordnung des Minifteriums des Innern und der 
Juſti;z wird den Untergerichten die pünftliche Befolgung der 
Borfohriften des Art. 185 des Militärſtrafgeſetzbuchs **) um 
fo mehr hierdurch anempfohlen, als, im entgegengefeßten 
Fall, dem Militärdienft jedesmal, zur Beeinträchtigung der 
Milirärpflichtigen, aug deren Mitte der Erſatz geleiftet wers 
den muß, ein Mann verloren geht. Ferner machr man die 
Untergerichte dafür verantwortlich, daß es niemalg unter⸗ 
laffen wird, "genau zu erwiren, und in den Acten zu bemers 
fen, ob „die in Unterfuchung verwickelte Berfon weder im 
activen Militärdienft , noch bei der Kriegsreſerve ftehen ; 
und endlich, empfiehlt man denfelben die Vorſchrift des 
Art. 195 **) des Militargeſetzbuchs, daß, fo oft ein Kriegs⸗ 
reſerviſt von Ihnen zur Unterſuchung gezogen wird, davon 
und ebenſo von feiner Beſtrafung das betreffende Regiments⸗ 
oder Corpscommando benachrichtigt werden ſoll, nicht außer 
Acht zu Taffen.‘’ 

II: Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. vom - 
18. Dftober 1825 an Die Untergerichte: „die Verhaf— 
tung beurlaubter Soldaten durch die Civilbe— 
börden betr, Es fotten fich bisher häufig Fälle nn 
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) CE. P. O. m. Ep. ©. 349. 350. 
"GP. O. m. Spy. ©. 


353. 354. | n 


Militärperfonen. 00535 


haben, daß beurlaubte Soldaten, gegen die Vorfchriften des 
Militär » Strafgefeßbuche , zuweilen blofer Bolizeivergehen 
‚wegen, von den Givilbehörden verhafter und an ihr Regi— 
ment oder Corps abgeliefert worden feien, wo fie dann ald- 
bald ihrer Haft wieder hätten entlaffen werden müflen. In 
Gemäßheit höchften Auftrags, werden daher die Lintergerichte 
auf die genaue Befolgung der, in dem Militär-Strafgefeks 
buh (Th. I. Tit. 3, insbefondere Art. 269) enthaltenen, 


Vorfchriften aufmerkfam gemacht und angemwiefen, nur in den" 


bier vorgefchriebenen Fällen zu Verhaftung einer Militärperfon 
zu fchreiten und dieſelbe nur dann an das betreffende Negis 
ment oder Corps abzuliefern, wenn die Unterfuchnng gegen: 
diefelbe nicht zu ihrer eigenen -Competenz; gehört *).”’ Dex 
angeführte Tit. 3 des zweiten Theild des Militärftrafgen 
ſetztuches,“ welcher. handelt „von den Rechten und 
Pflichten der Militärvorgefegten in Bezug auf 
die Verhbängung des Sicherheits-Arreſtes“ 
(Art. 246 — 269), ift des Inhalts: ‚Art. 206. Der 
Sicherheits» oder Detentionsarreft-wird gegen eine 
Militärperfon im allen den Fällen verfügt, wo es nothwens 
dig erfcheint, ſich der Perſon derſelben zu verſichern. Dieſe 
Sicherſtellung der Perſon kann, ohne daß von einem Ver⸗ 
brechen oder Vergehen des Aryetirten die Mede ift, um des 
Arretirten felbft und feiner perfönlichen Sicherheit willen 
nothwendig werden. Die folgenden, Artikel betreffen aber 
nur den Sicherheitdarreft, welcher in Bezug auf Verbrechen 
und Vergehen der Militärperfonen verfügt wird. Art. 247. 


. Außer dem eigentlichen oder definitiven Sicherheitsarreſt er⸗ 


fordert der Dienft in gewiſſen Fällen die Anlegung eines 


proviforifchen Sicherheitdarrefts. Diefer wird von dens 


jenigen Vorgeſetzten, welchen Feine —— überhaupt, 


*) Im Weſentlichen gleichen Inhalts iſt ein Ausfchreibeun Großh. 
Hofger. der Prov. Oberh. vom 17. Oktober 1 1:7: 
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oder keine Befugniß zur Beſtrafung des vorliegenden Vers 
gehens zufteht,, im gewiffen Fällen infolange angelegt, big 
der hierzu berechtigte Vorgefete entweder eine Strafe oder 
die Fortfeßung des Arreft, als definitiven Gicherheitds 
arreft anordnet. Urt. 218. Der Sicherheitsarreſt in. Bes 
zug auf Verbrechen oder Vergehen der Milıtärperfonen kann 
begründet werden, 1) durch die vorliegende Gewißheit, daß 
ein Verbrechen oder Vergehen von einer Militärperfon bes 
gangen worden, 2) durch das Dafeyn dringender Verdachts⸗ 
gründe, daß ein folched begangen worden, 3) durch die Bes 
forgung, daß ein ſolches begangen werden möchte. Art. 249: 
1) Wenn die Gemwißheit vorliegt, daß eine Militärperfon 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen habe (fei es, daß 
diefe Gewißheit durch Geftändniß, durch eine im Dienfte 
gemachte Wahrnehmung, oder durch offleielle Dienftmeldung, 
foweit diefer Wahrnehung oder Meldung nach Art. 394. 
396. 397 vollen Glauben gebührt, oder auf eine andere Art 
eonftatirt fei), fo legt, wenn das Vergehen ein Difciplinars 
vergehen ift, derjenige Vorgeſetzte, welcher nach feiner Be* 
fugnig dieſes Vergehen zu beftrafen berechtigt ift, feinen 
Sicherheitsarreſt an, fondern verfügt fogleich die Strafe 
für das Vergehen. Wenn aber ein Vorgeſetzter, welcher 
feine Strafbefugniß überhaupt oder Feine Befngniß zur Bes 
ftrafung des vorliegender Disciplinarvergehend hat, einen 
Untergebenen auf Begehung deffelben betrifft oder fonft Ger 
mwißheit erhält, daß daffelbe begangen worden ſei, fo vers 
fügt er, wenn das Vergehen blos in einer Dienftnachläffig- 
keit oder fonftigen Unterlaffung beftand, ebenfalls feinen 
Sicherheitsarreft , fondern erftattet fogleich dem höheren 
Dorgefegten zur weiteren Verfügung davon Meldung. Bes 
frand dagegen dad Vergehen in einer Dienft- oder geſetzwidri⸗ 
gen Begangenfchaft, fo verfügt er den proviforifchen 
Sicherheitsarreft,, bis der höhere Vorgefeßte, welcher zur 
Beſtrafung derfelben berechtigt ift, die Strafe angeordnet 
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hat, zu welchem Ende er diefem im Dienftwege augenblick⸗ 
; liche Meldung zu machen hat. Art. 250. Wenn aber im 
- Falle des vorigen Artifeld von einem nicht disciplinarifchen 
Vergehen oder Verbrechen die Mede ift, fo wird der provi« 
forifche Sicherheitsarreft dom jedem Vorgeſetzten angelegt 
und augenbliclich ftufenmeife bis zu demjenigen, der zur 
Berhängung des definitiven Sicherheitsarreſts berechtigt ift, 
gemeldet. Der Lebtere entfcheider fofort, indem er die 
Sache an das einfchlägige Militärgericht verweiſt, od die 
gefeßlichen Gründe vorhanden: find, um den definitiven 
Sicherheitsarreft anzulegen oder nicht. Im erfteren Falle 
verfügt derfelbe die Fortfekung des Arrens, im Iebteren 
hebt er ihn fogleich auf. Art. 251. 2) Wenn keine Gewiß— 
heit vorliegt , daß ein Vergehen oder Verbrechen von einer 
Militärperfon begangen worden fet, fo ift, außer den im 
Art. 254 genannten Behörden und den von demfelben Bes 
anftragten, in der Regel fein Vorgefebter zur eigenen Ans 
degung des Sicherheitdarrefts berechtigt, es müßte denn 
deffen Anlegung von jenen Behörden bereitd angeordnet und 
der zu Verhaftende auf flüchtigem Fuße ſeyn. Wenn jedoch 
dringende Verdachtsgründe gegen eine Militärperfon vor: 
Tiegen, daß fie ein Verbrechen höherer Art begangen habe, 
fo ift jeder Vorgeſetzte berechtigt und verpflichtet, unter 
den übrigen in den Art. 256 und 257 bemerften Vorauss 
ausfeßungen den proviforifchen Sicherheitsarreft anzuordnen, 
muß aber der höheren Behörde (Art. 254) fogleich davon 
Meldung thun, damit diefelbe entfcheide,, ob der Arreft als 
definitiver Gicherheitdarreft fortdauern folle oder nicht. 
Art. 252. 3) Wenn and vorliegenden Umftänden dringende 
Beforgniß eintritt, daß eine Militärperfon ein Vergeben 
oder Verbrechen begehen werde, (wenn fie z. B. damit ges 
droht, beoeits vorbereitende Handlungen dazu unternommen 
haben follte u. f. w.) fo ift jeder Vorgeſetzte, wenn er fich von 
dem Vorhandenfeyn der die dringende Beforgnig begruͤndenden 
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Umſtaͤnde vollſtändig überzeugt hat, berechtigt und verpflichtet, . 
den Gicherheitsarreft anzulegen, es muß aber augenblicklicye 
Meldung davon an die höheren Borgefekten bis zu demjenigen 
erſtattet werden, welcher dag Vergehen, wenn e8 begangen wors 
den wäre, zu beftrafen oder die Unterfuchung deshalb zu vers 
hängen berechtigt gemwefen feyn würde, Diefer muß dann 
entfcheiden,, ob umd mie lange der Gicherheitdarreft fort» 
dauern umd was etwa fonft zur Verhütung des befürchteten 
Vergehens verfügt werden folle. Art. 253. Der proviforifche 
Sicherheitsarreft wird, wenn und foweit er nicht durch Ders 
fügung des höheren Vorgefegten als definitiver Sicherheits 
arreft fortgefegt wird, ſtets am der darauf folgenden Strafe 
jn Abzug gebracht.- Art. 254. Der definitive Sicherheits 
arreft wegen Vergehen und Verbrechen, welche vor die Mis 
litaͤrgerichtsbarkeit gehören, Tann binfichtlicy aller zu einem 
Megiment oder Corps gehörigen Individuen, mit Ausnahme 
der Stabofficiere, nur von dem Befehlshaber des Regiments 
der Corps, binfichtlich ‚aller übrigen Militärperfonen aber 
nur von dem ‘Kriegsminifterials Departement, im Felde von 
dem General ex chef verfügt werden. Wenn und fo lange 
ſich jedoch die. Individuen eines Regiments oder Corps in 
dem Art. 228 bezeichneten Garnifonsdienite befinden, ſteht 
die Befugniß zur Verhängung des Lefinitiven Sicherarrefts 
über diefelben wegen der in diefem Dienfte begangenen Vers 
.. gehen dem Plaßcommandanten zu, fowie, derfelbe die gleiche 
Befugniß hinſichtlich der Perſonen des Plapftabes wegen 
aller, die Anlegung des Sicherheitsarreſts rechtfertigenden, 
Vergehen derſelben hat )Y. Art. 255. Wird die Anlegung 
des definitiven Sicherheitsarreſts im Laufe einer Unterſuchung 
nothwendig, ſo muß er auf den Antrag des Unterſuchungs⸗ 


*) Ueber ein Ausſchr. Großh. Kriegsminiſter. vom & Oft. 1827 

wegen Erkennung ‚der Haft (und Unterſuchung) über die Ange— 
ſtellten beider Waffendirektion und bei den Lazarethen I. Suppiem, 
und Erläut. z. d. M. m G. Darmft. 1834. ©. 126, 
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gerichtd verfügt werden. Scheint aber. feine Anlegımg dem 
Regiments⸗ oder Cerpsbefehlshaber vor oder zugleich mit der 
Verbängung einer Unterfuchung nothwendig, ſo verfügt er 
denfelben, nachdem er vorher den Auditeur mit feinem Guts 
achten vernommen bat. Die Befchwerden über ungefeßliche 
Arreftanlegung von Seiten der Regiments⸗ oder Corpsbe⸗ 
fehlehaber gehen an das Kriegsminifterial» Departement *). 
Art. 256. Der definitive Gicherheitdarreft darf. nur dann 
verfügt werden, wenn es nothwendig ift, fich der Perfon 
des Schuldigen oder Angefchuldigten zu verſichern. (Art. 246). 
Er kann nach Art. 250 und 251 nur bei foldyen Verbrechen 
und Vergehen angelegt werden, welche eine gerichtliche Un⸗ 
terfuchung und Entfcheidung erfordern. Diejenigen Erfors 
derniffe, welche nach dem folgenden Titel die Verhängung 
einer gerichtlichen Unterfuchung bedingen, müſſen alfo auch 
vorhanden feyn, wenn der definitive Sicherheitsarreft anges 
legt werden foll. Art. 257. Wenn aber auch. eine gerichte 
liche Unterfuchung bereits angeordnet ift, oder die Erforder⸗ 
niffe zu deren Anordnung vorhanden find, fo kann der defis 
‚nitive Sicherheitsarreſt nur in folgenden Fällen angelegt . 
werden: 4) menn zu beforgen iſt, daß der-Angefchuldigte 
ſich durch die Flucht der Unterfuchung und Strafe entziehen 
werde; 2) wenn er auf die ergebende Ladung vor dem Un⸗ 
terfuchungsgerichte nicht erfcheint; 3) wenn ein Verbrechen 
von mehreren Berbundenen begangen worden und daher Col⸗ 


*) Nach eidem — des PER VIREN v. 5. März 1834 
(Suppiem. S. 126. 127) full, da es nothweudig ei, daß, wenn | 
der Sicherheitsarreſt ſtattgefunden, die Acten der Uutörfuhungss 
gerichte volfen Aufſchluß Darüber enthielten, wann und aus 
welchem Grunde derſelbe angeordnet, und, infofern während 
der: Unterfuchung deffen Wiederanfpebung erfolgt fei, wann 
und aus weldem Grund diefes gefhehen, von den 
Commandeurs das Geeignete zu den ——— gege⸗ 


ben werden. 1 
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Infionen zur Täufchung des Gerichts von denfelben zu der 
fürchten find; 4) wenn zu beforgen ift, daß der Angefchul: 
digte das Verfahren, wegen deffen er in Unterfuchung ift, 
fortfeßßen oder wiederholen werde. Art. 258. Ob aus dem 
erften Grunde (Art. 227) der Gicherheitsarreft angelegt 
werden Eönne und müffe, ift in den verfchietenen einzelnen 
Fällen darnech zu beurtheilen, ob nach den individuellen Bers 
hältniffen des Angefchuldigten ein größerer Nachtheil für den» 
felben von der ihn wahrfcheinlich treffenden Strafe, als von 
der Flucht zu erwarten iſt. Diefes muß, ohne andere fperielle 
Falle auszuſchließen, jedenfalls und ungeachtet anderer, den 
Verdacht der Flucht entfernenden Umſtände angenommen 
werden, wenn die gefeßliche Strafe des Derbrecheng, deſſen der 
Angefchuldigte bezichtigr ift, in Zuchthausſtrafe, mehr als 
halbjähriger Feftungsftrafe oder einer anderen höheren Strafe 
beſteht. Diefer Sicherheitsarreft wird auf den Antrag des 
Unterfuchungegerichts wicder aufgehoben, fobald die für die 
Schuld des Inquiſiten vorgelegenen Berdachtsgründe fo weit 
verfchwinden, oder feine Schuld ſich in dem Maaße geringer 
darftellt, daß die Beforgniffe einer Entweichung des Anges 
fehuldigten nach den Dbigen nicht mehr vorhanden find. 
Art. 259. Aus dem zweiten Grunde (Art. 257) wird 
der Sicherheitsarreft alsbald angelegt , wenn der Angeſchul⸗ 
digte zu der beftimmten umd ihm befannt gemachten Zeit 
vor dem Unterfuchungsgerichte nicht erfcheint, ohne deßhalb 
durch abfolute Hinderniffe entfchiuldige zu feyn. Hierdurch 
wird nicht ausgefchloffen, daß er mit Gewalt vor das Ge— 
richt gebracht und nach Verhaͤltniß feiner Nachläſſigkeit oder 
feineg böfen Vorfages mit den Strafen des Ungehorſams 
oder der Anfubordination belegt werden kann. Diefer 
Sicherheitsarreft dauert in der Megel bie zur Beendigung 
der mit dem Angefchuldigten vorzunehmenden Verhoͤre. 
Art. 260. Aus dem dritten Grunde (Art. 257) muß der 
Sicherheitsärreft in jedem Falle der dort bemerften Art 


— 
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angelegt werden. Er wird aber, in foferne nicht andere 
Gründe zu feiner Fortfegung vorliegen, auf den Antrag dee 
Unterſuchungsgerichts wieder aufgehoben, fobald die That 

mit allen Nebenumftänden von den fänmtlichen Ditfchuldigen 
eingeftanden if. Art. 261. Aus dem vierten Grunde 
Art. 257) kann der Sicherheitsarreft in denjenigen Fällen, 
welche im Art. 252 erwähnt find, und namentlich auch alds 
dann gerechtfertigt und nothwendig erfcheinen, wenn nach 
der Natur des Vergehens der Dorgefegte außer Verhältniß 
mit feinen Untergebenen oder der LUntergebene außer Ver⸗ 
hältniß mit feinen Vorgefeßten gefeßt werden muß und Dies 
fer Zweck durch eine temporäre Dispenfation des Vorgeſetzten 
oder Untergebenen vom Dienfte nicht mis Sicherheit erreicht 
werden kann. Diefer Arreft wird wieder aufgehoben, fobald 
die angeführte Beforgniß verichwindet. Art. 262. Keine 
Militärperfon kann dem gegen fie zu verhängenden Sicher: 
beitsarreft wegen eines, vor die Militärgerichtsbarkeit ges 
börigen Vergehens oder Verbrechens durch eine Cautiongs 
leiftung entgehen. Arr. 263. Der Sicherheitsarreft Ffaun 
bei Unteroffiieren und Gemeinen, nach Geftalt der Um— 
fände, entweder in. der Gaferne oder im Wachtarreftiocal 
und bei Öffizieren aller Grade entweder in der eigenen 
Wohnung des Arretirten oder im Arreſtzimmer vollzogen 
werden. Es darf aber, da der GSicherheitsarreit feine Strafe 
iſt, als folcher kein höherer Arreftgrad angewendet werden, 
als für feinen Zweck erforderlih iſt; alfo bei Offizieren 
fein Arreft im Arreitzjimmer, wo durch BZimmerarreft der 
Zweck fchon erreicht wird. Keinerlei Derichärfungen, wie 
folcye bei dem firengen und fcharfen Arreft der Unteroffiziere 
und Gemeinen eintreren, finden bei dem Gicherheitgarreft 
Statt, außer als Strafe für ordnungswidriges Benehmen 
im Arreſt oder bei der Unterfuchung. Alle Bequemlichkeiten, 
‚welche fich der Arretirte felbft verfchaffen fann und will, 
find ihm im Sicherbeitsarreft verſtattet, wenn fie nur mit 
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der Localitär vereinbarlich find und dem Zwecke des Sichers 
heitsarreftö und der Unterfuchung nicht zuwider laufen. 
Art. 264. Dagegen können und müffen in den Fallen, wo 
wegen. der Größe des Verbrechens oder wegen anderer Vers 
hältniffe die Entweichung des Angefchuldigten aus dem Arreft, 
oder Collufionen mit Andern ungeachtet der Arretirung zu 
befürchten find, die erforderlichen Sicherheitgmaßregeln gegen 
dag eine oder andere durch Beorderung oder Verftärfung der 
Warhe, durch Entziehung aller Communicationsmittel mit 
Anderen umd dergl. — fo wie im erfteren Falle durch Ans 
legung von Feſſeln u. f. w. getroffen werden. Art. 265. 
Die Form der Verhaftung fehreibt das Dienftreglement vor, 
und der Vorgeſetzte, welcher den Arreft angeordnet hat, 
entfcheidet in jedem einzelnen Falle nach pflichtmäßigem Ers 
meffen, in welcher der vorgefchriebenen Formen die Verhaf— 
tung bewerfftellige werden folle. *) Art. 266. Jede Vers 
bängung des definitiven Sicherheitsarreſts über einen Offizier 
muß fogleıh dem Kriegs » Minifterial = Departement, im 
Felde dem Generalcommando gemeldet werden, welches dem 
Großherzog davon Anzeige thut. Iſt er über eine Militär: 
ftabsperfon verhängt, fo ordnet das Kriegs» Minifterial = Des 
partement u. ſ. mw. alsbald einen Vikar für die Arreftzeit 
verfelben an. Art. 267. Der definitive Sicherheitsarreft 
kommt nur dann und in dem VBerhältniffe an der Strafe, 
welche nach beendigter Unterfuchung erkannt wird, in Ab, 
zug, als fich die Unterfuchung ohne die Schuld des Arres 
tirten verzögert hat. In wie weit died der Fall ift, muß 
in den gerichtlichen Erfenntniffe ausgedrückt werden. *) 





*) f. noch Supplem. S. 1277. »Zu Art. 265.« 

**) Ein Erlaß des Kriegsminifteriums vom 13, Juni 1832 (Supplem. 
S. 127, 128 »zu Art. 2674) iſt des Inhalts: »Da in den 
kriegsgerichtlichen Erkenntniſſen gewöhnlich nur allgemein bes 
merkt war, daß und welcher Theil des Sicherheitsarreſts auf 
die erkannte Strafe aufgerechnet, nicht aber, wie dieſe Auf⸗ 
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Art. 268. Wenn fich eine Militärperfon wegen eines ber 
gangenen Verbrechens auf flüchtigen Fuß gefeht hat, ſo 
werden alle im Wege des Militärdienftes zu erlaffende Ders 
fügungen zu feiner Habhaftwerdung und gefänglichen Eins 
ziehung, namentlich die Abfendung von Commando’, die 
Requirirung der Landdragoner und Landſchützen und anderer 
Behörden u. f. w. von derjenigen Behörde, welche die Uns 
terfuchung verhängt hat, und zwar, wenn der, Verbrecher 
während der Unterſuchung entwichen ift, auf den Antrag 
des Unserfuchungsgerichts erlaffen. Dagegen gehören die 
gerichtlichen Verfügungen zu diefem Zwecke, namentlich die 
Erlaffung von Steckbriefen, Öffentlichen Ladungen. u. ſ. w. 
lediglich zur Compesenz der Gerichte. Art. 269. Die Bors 
fchriften des gegenwärtigen Titels find auch von den Civil 
gerichten, wenn fie nach ihrer Befugnig den Sicherheitsars 
reſt gegen Milirärperfonen verfügen, fo weit moglich zu 
- beobashren. Insbeſondere baden diefelben, die zu verhaftens 
den Militärperfonen, wo es an einem geeigneten und Ans 
fändigen Arreftlocale fehlen follte, in einem anderen paffenden 
Locale, in den Rathhäuſern, Wachtſtuben, Wirthshäu— 
fern u. ſ. w. unter gehdriger Bewachung zur Haft zu 
bringen.’ | 

III. Ausfchr. Großherzogl. Bofger· d. Prov. Startenb. 
vom 5. September 1826, „das Verfahren der Civil— 
gerichte bei er Ha ——— Vergehen 





rechnung bewerkſtelligt werden ſolle, fo — verfügt, 1) die 
Brage, in welchem Maaße und in welcher Weife der unvers 
fhuldet verlängerte Sicherheitsarreft auf die nachher erfannte - 
Strafe aufgerechnet werden folle, iſt der jedesmaligen Entfchei: 
dung der Mititärgerichte überlaffen. 2) Die Militärgerichte 
haben in alfen Fällen, mo eine folche Aufrechnung ſtattfinden 
fol, in.ihren Erfenntniffen beffimmt auszudrücen, wie viele 
 Zage, Wochen oder Monate der erkannten Sreiheitsftrafe als 
dur den Sicherheitsarreft bereits verbüßt zu betrachten feyen.« 
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von Militärperfonen betr.“, an die Untergerichte*) ı 
„Danach einer Mirtheilung Sroßberzogl. Kriegsminifteriumg, 
die Givilgerichte bei Exceſſen und fonftigen Vergeben, an 
welchen Militärperfonen Theil genommen zu haben befchuls 
digt find, auf fehr verfchiedene Weiſe verfahren: fo wird 
den Untergerichten, in Folge eines Erlaffes des Großberzogl. 
Minifteriums ded Innern und der Juſtiz vom 17. v. M., 
um diefe Ungleichheit in dem gerichtlichen Verfahren zu ents 
fernen, Folgendes, zu ihrer Nachachtung, befannt gemacht : 
sr, Während ein Untergericht die Unterfuchung gegen die 
Militdrperfonen, — gegen die Art. 178 und 196 des Milis 
tärſtrafgeſetzbuchs, — ihrem ganzen Umfange nach big zum 
Schluffe vornimmt, enthält ſich das andere aller und jeder 
Handlungen, welche die Erforfchung der Indicien gegen die 
befchuldigten Militärperfonen zum Zwecke haben. Es ilt 
jedoch das eine fo unftatıhaft wie das andere. Die Unters 
gerichte müffen vielmehr, ihrer Stellung und dem Militärs 
firafgefeßhuche zu Folge, bei jedem, innerhalb ihres Bezirke 
vorgefallenen, Vergehen die Braliminarz- Unterfuchung 
in dem Falle ausichließend vornehmen, ohne Rückſicht, ob 
die Befchuldigte Civil» oder Militärperfonen find; und alle 
erforderliche Gerichtshandlungen, durch welche derjenige 
‚Grad des Verdachts ermittelt werden foll, welcher zur Er» 
fennung der fürmlichen Unterfuchung gegen mitbefchuldigte 
Milirärperfonen nothwendig ift, gehören allein zur Compes 
ten; der Civilgerichte. Es kann daher feinen Anfiand haben, 
Daß die befchuldigte Militärperfonen felbft von den Civil— 
gerichten vernommen werden, jedoch aber nur fo lange, ale 
jener Grad von Verdacht noch nicht hergeftellt iſt, und nur 
zu dem Zwei, um Aufklärung über die Sache zu erhalten, 





*) Im Mefentlichen gleichen Inhalts ift ein Ausichreiben Groß: 
herzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen vom 2, Septem⸗ 
ber 1826. 
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nicht aber, um die Militärperfonen als verdächtig zu bezeich- 
nen, — wie dieß im Artifel 276 des Militärftrafgefeßbuche 
vorgefchrieben ift. Sobald dagegen die Sache fo weit ges 
diehen ift, daß, mach der Anficht des unterfuchenden Civil⸗ 
gerichts, die förmliche Unterfuchung gegen die befchuldigre 
Militärperfon erkannt werden kann, ift dag Civilgericht nicht. 
weiter berechtigt, irgend eine Handlung in Bezug auf Mis 
litärperfonen vorzunehmen. Nunmehr find die Acten an die 
einfchlägige Militärbehärde zu fenden, damit diefelbe, falls 
fie die Unterfuchung gegen die implicirten Militärperfonen 
wirklich erkennt, die Sache entweder an das betreffende 
Militärgericht abgebe, oder, nach eingeholter Entſchließung 
des Kriegsminifteriumg, die Unterfuchung den Civilgerichren 
überlaffe. Dan bezieht ſich in diefer Hinficht auf den Zufaß 
zu dem Art. ı84 Lit. b. des Militärftrafgefeßbuchs *), welcher 
den Untergerichten durch das Ausfchreiben vom 5. Septem⸗ 
ber; 1824 zur Nachachtung, befannt gemacht worden ift. 
Nur wenn und in ſoweit Gefahr auf dem Verzuge if, 
gebört ed zu den Befugniffen und zu den Pflichten der Ci⸗ 
vilgerichte, auch folche Handlungen vorzunehmen, welche zu 
der eigentlihen Unterfuchung gegen die Militärs 
perfonen gehören, wie dieß auch fchon durch den Schluß 
des Art. 196 des Militärftrafgefeßbuchd angedeutet wird. 
So hat alfo 3.3. ein Civilgericht in dem Falle, wenn ein, 
ald Zeuge vernommener, Soldat feine eigene Theilnahme 
an dem begangenen Verbrechen befennt, das Verhoͤr nicht 
fofort abzubrechen, um den Soldaten der Militärbehörde 
zu überweifen, fondern e8 hat den Augenblick zu benußen und 
den Geftändigen über die nähere Umftände, den Grund feiner 
Schuld ꝛc. weiter zu vernehmen. ’’ + 

IV. Ausfchr. Großherzogl. Hofgerichts der Provinz 
Starfenburg vom 6. April 1827, „die Erkennung mis 
litariſcher Strafen durch die nn: bes 


—— 


*) P. G. D. m. Sp. ©, 349, 
Prozeßordn. I, 35 
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treffend‘ am die Untergerichte: „In Gemäßheit eines 
Erlaffes des Großherzogl. Minifteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 24. v. DM. *) werden hierdurch die Untergerichte 
angemwiefen, gegen die, ihrer Gerichtöbarfeit unterworfenen 
oder ihrer Aburtheilung überlaffenen, Soldaten feine milis 
tärifche, fondern nur bürgerliche Strafen zu erkennen 
und deren Verwandlung in militärifehe Strafen, eintreten. 
den Falls, nach Maßgabe der darüber vorliegenden gefeß- 
lichen Beftimmungen, den einfchlägigen Militärbehörden zu 
überlaffen.’’ | 

V. Ausfchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. 
vom 10. October 1832 an die Lintergerichte, „die Local 
polizei- Verwaltung an Garnifonsorten betr. 
Des Großherzogs Königliche Hoheit haben, in Folge des 
allerhöchften Edicts vom 6. Juni d. J. über die Organifas 
tion der Negierungsbehörden, zu befchließen gerubt: 1) Das 
Militär an Garnifonsorten ift, gkeich allen übrigen Einwoh⸗ 
nern, ſowohl an die allgemeinen polizeilichen Vorfchriften, 


*) Diefer Erlaß iſt wörtlich des Inhalts: »Das Großherzogl. 
Kriegsminiſterium hat ſich bei uns beſchwert, daß es öfters 
gekommen ſey, daß die Civilgerichte gegen die ihrer Gerichts— 
barkeit unterworfenen oder ihrer Aburtheilung überlaſſenen Sol: 
daten rein militäriſche Strafen (z. B. ſtrengen und ſcharfen 
Arreſt ıc.) erkannt haben und es hat namentlich mit Bezug auf 
die mehrfachen defallfigen Beſtimmungen des Militärftrafge: 
ſetzbuchs (befonderd Art. 182), worin beftimmt ift, daß die 
bürgerlihen Gerichte gegen Militärperfonen nur bürgerliche 
Strafen erfennen dürfen und deren Verwandlung in militärifche 
den Militärgerichten überlaffen bleiben folle, — ung erfucht, in 
diefer Hinficht die geeignete remedirende Verfügung zu erlaffen. 
— Da die erwähnte Rüge allerdings begründet ift und abge: 
fehen davon, daß fhon der Natur den Sache nad die Erfen: 
nung militärifher Strafen durch die Eivilgerichte mit man: 

cherlei Snconvenienzien verbunden nnd zum Theil ganz unthuns 
lich feyn würde, nach den Gefegen den Eipilgerichten nur Die 
Erkennung der bürgerliben Strafen zufömmt, fo haben Sie 
die betreffenden Untergerichte darauf aufmerffam zu machen.« 
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als an die Localpolizeis Verordnungen gebunden, und den 
Strafen, welche auf deren Webertretung gefeßt find, unters 
worfen. 2) Hinfichtlich der Beftrafung ver Polizeivergehen 
der Militärperfonen fol jederzeit nach den Beftimmungen des 
Militärftrafgefeßbuches vom 13. Juli 1892, Art. 180 *) 
verfahren werden. In Auftrag Großherzogl. Geheimen 
Staatsminifteriums des Innern und der Juſtiz feht man 
fämmtliche Untergerichte hiervon in Kenntniß.”’ 

VI Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
vom 14. October 1836 an die Untergerichte, „die Unters 
fuhung und Gtraferfenntniffe gegen Militärs 
perfonen von Seiten derCivilgerichte betr. Da, 
nach einer von dem Großherzogl. Kriegsminifterium am das 
Minifterium des Innern und der Zuftiz erlaffenen Communicas 
tion fich in neueren Zeiten die Falle wiederholen, in welchen Civil⸗ 
gerichte förmliche Unterfuchungen und Strafen gegen Leute 
erkennen, von deren Militärqualität fie feine Kenntniß hatten, 
ſo werden Sie, auf Verordnung des Großherzogl. Minifter 
riums des Innern und der Juſtiz, hierdurch angewielen, fo 
oft ein Individuum, welches zwifchen 20 und 30 
Fahre alt ift, in Unterfuchung genommen wird, 
daffelbe bei der erſten Bernehmung darliber zu bes 
fragen, ob es im Militärdienfte ftehe. Zugleich geben wir 
Ihnen unter Bezugnahme auf unfer, diefen Gegenitand 
betreffendes Ausfchreiben vom 3. März 1824 auf, es nies 
mals zu unterlaffen, in den Rubriken Ihrer Berichte die 
Militärqualirdt eines darin ald Angefchuldigter bezeichneten 
Indwiduums anzugeben.’ Gleichen Inhalts ift ein Aus 
ſchreiben Großherzogl. Hofgerichts der Provinz Oberheffen 
vom 18. October 1836. 

VI. Ausfchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starkenb. 
vom vom 4. April 1838, „die civilgerichtlihen Er— 

*) P. G. O. m. Sp. S. 346. 
— 
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kenntniſſe gegen Soldaten in Strafſachen betr.“ 
an die Untergerichte: „Von der höchſten Staatsbehoͤrde iſt 
verordnet worden: daß, wenn Civilgerichte befugt ſind, in 
Strafſachen Erkenntniſſe gegen Militaͤrperſonen zu erlaſſen, 
in dieſen Erkenntniſſen künftig jedesmal der 
Grund der civilgerichtlichen Competenz ausge— 
drückt werden ſoll, alſo namentlich entweder 1) daß 
der angeſchuldigte Soldat Kriegsreſerviſt ſey, oder 2) daß 
derſelbe von dem Großherzogl. Kriegsminiſterium den Civil- 
gerichten zur Unterſuchung und Aburtheilung nach Art. 184 
des Militaͤrſtrafgeſetzbuchs überlaffen worden fey, oder 3) daß 
die Unterfuchung gegen denfelben ſchon vor feinem Eintritt 
in den Militärdienft anhaͤngig geweſen fey, je nachdem die 
eivilgerichtliche Competen; in den Art. 181, 184, pder 198 
des Militärftrafgefegbuchs begründen ift. Nur dann bedarf es 
diefer näheren Bezeichnung des Competenzgrundes nicht, wenn 
Givilgerichte, nach Maßgabe des Art. 180 des Militärftrafs 
geſetzbuchs, Miilitärperfonen in ihren Erfenntniflen mit 
Geldſtrafen belegen, weil fi) alsdann der Grund der 
eivilgerichtlichen Competenz aus der Bezeichnung des Ver⸗ 
gehend und der Strafe von felbft ergiebt. Indem wir 
fämmtliche Untergerichte hiervon in Kenntniß feßen, erwar⸗ 
ten wir, daß fich diefelben in vorkommenden Fallen biernach 
bemeflen werden.“ 

Nachdruck. Das Gefeb vom 23. September 1830 
jur Sicherftellung der Nechte der Schriftfteller und Ver⸗ 
leger gegen den Nachdruck“ verordnet: Art. 15. Der Nach- 
druck wird nur auf Klage eines mach Inhalt dieſes 
Geſetzes Berechtigten unterfucht und beftraft. Die einmal 
eingeleitete Unterfuchung darf, wenn auch die Parthieen die 
Sache liegen laffen, zum Zwecke der Erkennung und Voll⸗ 
siehung der Strafe fortgefeßt werden. Art. 16. Die Bes 
hörde, von» welcher über den Nachdruck entfchieden wird, 
ift das Gericht, dem der Befchädigende bürgerlich unter= 
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worfen iſt. Art. 17. Mechtömittel gegen die verfügte Be— 
ſchlagnahme der nachgedruckten Gremplare haben feine Sus- 
penfivwirfung,. Art. 18. Das Urtheil wird Dffentlich befannt 
gemacht.’’ 
Nachlaßvertrag im Concurfe. P. d. O.A. G. Nr. 82. 
„Bei Nachlaßverträgen im Concurſe) iſt, nach der den roͤmi⸗ 
ſchen *) Geſetzen (L. 7. $. 17—19. L. 8—10 de pactis) 


*) Weber die Geftattung eines Nachlaffes bei einem bloßen Pris 
vatarrangement f. B. M. Bd. 3, S. 112?— 115 »Unfreis 
williger Nadhlafßvertrag.« 

#4) Ueber die Gefengebung in Baiern f. v. Wendt: Handbuch 
des baierifchen Eivilprozefied. 2. Aufl. Bd.2. Nürnd, 1835, 
$. 193. »Nachlafverträge und Friftenregulirungen.« 
Der Verf. fagt u. A.: »Was die Mehrheit der Gläubiger in: 
oder außergerichtlich, fammt oder fonderd dem Schuldner an 
gewiffen Sahlungsfriften und Nachlaß beftimmt, das muß ſich 
auch die Diinorität von gleich oder weniger privilegirten Gläu— 
bigern gefallen laffen. Die Mehrheit wird nicht nad der Pers 
fonenzahf, fondern nach der Größe der Schulden, mit Eins 
ſchluß der rücftändigen Intereſſen, berechnet, Sind gleiche 

. Stimmen vorhanden, fo fol der Ausfpruch nach der Billigkeit 
gefhehen.« Sol, was nad der Gefesgebung in Baiern 
gefchehen Faun, von Amts wegen eine Briftenregulirnng 
ftattfinden,, fo muß der Schuldner namentlich nachzeigen, »er . 
trage an feiner Unvermögenheit nicht eigene Schulo, und jey 
lediglich durch unvorhergefehene Zufälfe dahin gerathen.« Die 

Preußiſche Legislation hat folgende Grundfäge aufgeftelt: 
1) Die Gläubiger werden unter dem Rechtsnachtheil des Bei⸗ 
tritts vorgeladen. 2) Mehrheit der Stimme entfcheidet. 3) Diefe 
Mehrheit wird nach den liguiden Sorderungen an Capital und 
Binfen, fo weit diefe mit dem Capital gleihes Vorzugsrecht 
haben, dergeftalt berechnet, daß in jeder, nach der gegenwär⸗ 

. tig liquiden Qualität der Sorberungen gemäß ber Glaffificas 
tiondordnung zu formirenden Elaffe- die Pluralität der Forde— 
rungen, oder bei. Gteichheit der Summen von beiden. Seiten, 
die Mehrheit der Perfonen das Votum der ganzen Elaffe bes 
flimmt, »Iſt foldergeftalt die Mehrheit aller Claſſen für oder 
wider den Vergleich, fo wird im letztern Falle der Vergleichs⸗ 
vorfhlag verworfen, im erfteren aber angenommen und kommt 
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durch einen allgemeinen Gerichtsgebrauch gegebenen Ausdeh- 
nung, der Befchluß der Majorität für die Minderzahl der Fordes 
rungen, unter gewiffen Borausfeßungen, zu welchen übrigens die 
Nachweiſung unverfchuldeten Bermögensverfalls nicht gehört *), 


ed alfo diesfalls auf den Widerfpruch der Diffentienten in den 
einzelnen Claffen nicht an. Sind aber die Claſſen-Vota von 
einander geſchieden, fo Fann 1) entweder der Vergleich mit einer 
oder etlihen Claffen befonders abgefchloffen werden, ohue daß 
ed des Beitritts der übrigen dazu bedarf, oder 2) die Morfchläge 
find von der Urt, daß eine Stückbehandlung nicht ftattfinder, 
vielmehr der ganze Wergleich angenommen oder verworfen wers 
den muß. Im erften Fall wird der Vergleich mit den einwils 
ligenten Claſſen abgefchloffen und den MWiderfprechenden übers 
laffen, die Sache für fih im Wege Rechtens fortzufegen. Im 
zweiten Gall findet der. Vergleich nicht flatt, wenn auch uur 
eine Claſſe widerfpricht, es wäre denn, daß nad dem ausges 
mittelten Betrage der Activmaſſe mit Zuverläffigkeit erhelle, 
daß die widerfprechende Claffe niemals zur Hebung gelangen 
könne, in welchem Salt fie den Abichluß des Vergleichs mit den 
vorgehenden Glaffen nicht aufhalten kann.« 

*) Bergl. Bayer: Theorie des Concurs-Prozeſſes. München 1836, 
$. 39, ©. 119, 120, wo der Verf. (im Einverftändniß mit äl- 
teren Rechtslehrern, z. B. Happel: Auleitung zu dem Ders 
fahren, Concursprozeffe abzuwenden. ®ießen 1799, von Völ— 
derndorff: Etwas von Nachlaßverträgen. Erlangen 1788, 
$. 174) fagt: »Der Echuldner muß bei der Anbringung des 
Nachlaßgefuches feine Inſolvenz durch Vorlage eines Vermö— 
gend: und Schuldenftatus nachweifen, die Urfachen feines Ver⸗ 
falls und feiner Schuldlofigfeit hiebei zeigen,« während 
er in der Note hinzufügt: »Mance’halten freilich den Beweis 
der Unschuld nicht für nothmwendig. Allein wenn fehon die Vor— 
theile der cessio bonorum dadurch bedingt find, fo kann diefe 
Bedingung bei dem erzwungenen Nachlaffe noch weniger außer 
Acht gelaffen werden.« (Die Verordnung vom 30. April 1785, 
die Bangueroutirer betr. — C. P. O. m. Ep. ©. 177 — 
räumt nur dem dad Beneficium der Güterabtretung ein, der 
»durd wirkliche Unglücks fälle in Abnahme des Vermögens ges 
rathen.«) ſ. dagegen Pfeiffer: Praktiſche Ausführungen aus 
allen heilen der Rechtswiſſeuſchaft, TH. 3. Hannover 1831, 
Abth. I. »Ueber die rechtlichen Borausfepungen des 
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bindend. *) Einem folchen Zwang find jedoch nur unbevor⸗ 
jugte Forderungen unterworfen. *)  (Entfeheidung vom 





Nachlaßvertrages infonderheit rüdfihtlih der 
Verbindlichkeit des Beitritts einzelner ®läubiger 
zu einem von der Mehrheit bewilligten Erlaffe, 
und von der Wirkung eines folhen Vertrags in 
Beziehung auf nachher erworbenes Vermögen des 
Schuldners« S. 3—53, $. 10 — 13. Diefer Schriftfteler 
erinnert ©. 31 daran, daß das Oberappellationsgericht in Caſſel 
ſchon im Jahr 1769 dahin erkannt habe, »daß Mangel des eiges 
nen Verſchuldens der Zahlungsunfähigkeit des Gemeinfchuldners 
Fein mwefentliches Erforderniß des nothwendigen Nachlaßver: 
traged« fey. (Decis. Hasso Cassell. N. If. dec. 287. n. 2. 3.) 


#) Gntgegengefept ift die Praxis des Ober : Uppellationsgerichts in 
Gele. f. Hagemann: Prakt. Erörter., Band 6. Hannover 
1818, Nr. 72. »Von der Wirkung det Stimmenmehr: 
heit der Gläubiger in Eoncurfen» Der Derf. trägt 
u.a. vor: »Betrifft die Merfchiedenheit der Meinung unter den 
Gläubigern nicht das gemeinfchaftliche,*fondern das getheilte, 
befondere individuelle, oder mit einem Worte das ifolirte 
Jutereſſe eines oder einzelner Creditoren, z. B. — pacta remis- 
soria — fo können dergleichen ad jura singulorum gehörende 
Gegenftände nicht durch Pluralität der Stimmen feftgefeht wers 
den.« — Nach diefen Principien erfannte das Ober: Appellationd- 
gericht am 13. Gebr. 1818, 

.**) Webereinftimmend ift die Rechtsſprechung des Ober: Appellationds 
gerichts in Eelle. f. Hagemann: Praftifhe Erörterungen, 
Band 7, Nr. 104. »Ein hypothefarifher Gläubiger 
ift zu keinem Nachlaſſe an feiner Forderung ver: 
bunden.« 

Vergl. noch: Schweppe: Syſtem des Eoncurfed der Gläus 
biger. Zweite Ausgabe. Göttingen 1824, $.21. » Gläubis 
ger, welde an den Nachlaß niht.gebunden find.« 

Ueber die Geſetzgebung und zwar in Defterreich fiehe 
Sügers Das gerichtliche Verfahren in Streitfachen nach der 
Öfterr, Gerichts und Concursordnung, 2, Ausg. Wien 1828, 
Gap. 32, »Von Stillftänden und Behandlung der 
Gläubiger 8.1 — 11. Bon ©, 2 handelt der Verf. vom 
Naclaßverteag, indem er u. U. (F. 356) vorträgt: »Iene 
Gläubiger, denen ein Vorrecht gebührt, oder welche mit einem 
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7. März 1828, betreffend das Debitwefen des Herrn Gra- 
fen H. 5. zu J. P., insbefondere den zu Erledigung des 
Schuldenwefens intendirten Vergleich. Entfcheidung vom 
27. Auguft 1829, betr. die beabfichtigte gütliche Lebereins 
kunft des Heren Grafen Ir. W. v. ©. gem. ©. mit feinen 
Ereditoren. Erfenntniß vom 21. Februar 1834 in Sachen 
der Ehefrau des H. ©. zu D. gegen die Greditoren der 
H. G.ſchen Concursmaſſe zu B.).“ — Ueber Gefeßgebungs- 
Politik in Bezug anf Zwangsnachlaßverträge f. Puchta: 
Weber den Concursprozeß. Erlangen 1827, Buch 3. „Bon 
den Mitteln der Abkürzung eines Concurſes.“ 
Abſchr. 2. „Bon den Mitteln, Concursprozeſſe 
durch Vergleich. abzukürzen.“ Gap. 2. „Bon dem 
Zwangsnachlaßvergleiche.“ Gap. 3. „Bon den 
Unvolltomenheiten dieſer Lehre, beſonders nach 
dem heutigen Concursrecht“ ıc. 

Naſſauiſche Soldaten. Erlaß Großherzogl. Miniſte⸗ 
riums des Innern und der Juſtiz vom 5. Februar 1831 
an Großherzogl. Hofgericht der Provinz Starkenburg: „Der 
als Knecht zu Unterlindenbach, im Herzogthum Naſſau, 
dienende Soldat Loͤſch von Trebur wurde wegen Mißhand- 
fung des Chriftian Dorn von Delkenheim, wobei er fich feis 
nes Militärfäbeld bedient haben foll, von dem Herzoglich - 
Naſſauiſchen Amte zu Höchft zur Unterfuchung gezogen und 





Pfandrecht bedeckt find und ſich Tediglih an ihre Pfande haften 
wollen, find nicht fchuldig, fich in die Behandlung einzulaffen, 
die übrigen aber follen den mehreren Stimmen beizutreten ſchul— 
dig ſeyn.« Das fächfiihe Recht beftimmt, daß der Nachlaß 
vertrag fich Tediglich auf die chiragrapporifchen Gläubiger, nicht 
einmal alfo auf diejenigen nuter ihnen erſtreckt, welche ein pri- 
vilegium exigendi haben, ferner nicht auf die, welche eben fo 
arm find, ald der Schuldner. Den Ehirographorien muß wenige 
tens die Hälfte ihrer Borderungen nach dem Nachlaßvergleich 
. bezahlt werden Fünnen und dann erft bindet der Beſchluß die 
Minderheit. Kori: Syſtem des Eoncursprozeffes $. 84. 
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obgleich bon der dieffeitigen Militärbehörde deffen Auslieferung 
bieher requirirt werden war, fo wurde doch diefe Auslies 
ferung von den Herzoglich Naffauifchen Behörden nicht allein 
verweigert, fondern der Soldat Löfh dort auch in eine 
fechsmonatliche Correctionghausftrafe verurtheilt, welche ders 
felbe wirklich verbüßt hat. Wir feßen Sie von diefem Vor⸗ 
gang mit dem Bemerken in Kenntniß, daß auf gleiche Weife 
gegen Herzoglich Naſſauiſche Soldaten von den dieffeitigen 
Gerichten kuͤnftig zu verfahren iſt.“ 

Negatorienklage. Beweislaſt. P. d. O. AG. 
Nr. 28. „Bei der Negatorienklage liegt dem Beklagten der 
Beweis des behaupteten beſondern Rechts ſelbſt alsdann ab, 
wenn ihm der Beſitzſtand zur Seite ſteht, wenn er auch 
darin durch rechtskraͤftiges Urtheil geſchützt worden iſt. (Er⸗ 
kenntniß 1) in Sachen der Wittwe des Oekonomen R. zu 
M. gegen die Gemeinde T. vom 6. December 1821, 2) in 
Sachen des J. C. N. zu B. gegen J. P. N. Servitut 
betr., vom 22. Juni 1824, 3) in Sachen der Stadt M. 
gegen den Herrn Grafen von ©. 8. vom 19. März 1830). 

Nichtigkeitsbeſchwerde ). 1. P. d. O.A. G. Nr. 35. 
„Da die Großh. Verordnung vom 8. März; 1815 in Be⸗ 
treff des Rechtsmittels der Nichtigkeitsbeſchwerde als Gegen⸗ 
ſtand derſelben unzweifelhaft ein wirkliches richterliches Er⸗ 
kenntniß unterſtellt, das nur unter Vorausſetzung zweier 
ſtreitender Theile, von welchen der eine die Rechtshülfe des 
Richteramts wider den andern in conereto reklamirt, ſomit 
nicht ohne das Dafeyn eines Nechtöftreits denkbar ift, fo 
kann auch eine, in Ermangelung diefer Vorausfeßung, wenn 
gleich fonft in Urtheildform erlaffene und eröffnete richters 
liche Verfügung ald ein der Nechtöfraft fähiges Erkenntniß 
und die Anfechtung einer folchen Verfügung ald an die, für 


2) Leitfaden zur Kenutniß der Juſtizverwaltung in dem Großh, 


u. 
“ F 
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den Gebrauch der Nichtigkeitsguerel vnrgefchriebene Beobach- 
tung der. Appellationsfatalien gebunden nicht betrachtet 
werden. Refeript an Großh. Hofger. in Gieffen vom 29. 
Dftober 1830, in Sachen der Ehefrau ald Grenzauffeberg 
M. zu Q. gegen den Regierungsrath H., nun deſſen Ers 
ben zu ©. ).“ 

II. Nach der Rechtsfprechung Großh. Oberappell.- und 
Caflat.» Ger. (Präjud. Nr. as) ift ſowohl in Civil als 
Straf- Sachen wegen Verurtheilung in die Koften allein, 
das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbefchwerde zuläffig. 

1. P. d. O. A. ©. Nr. 67. Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde in Criminalſachen »). Die in dem Schluß- 
ſatze des $. 10 der die Nullitätsbeſchwerden in Eivilfachen 
betreffenden Verordnung vom 8. März; 1815 enthaltene Bes 
fimmung ***) findet Feine analoge Anwendung auf dag 
Rechtsmittel der Nullitaͤtsbeſchwerde in-Criminalfachen, deſſen 
weiterer Gebrauch in höherer Inſtanz gegen Erkenntniffe 
über Nullitätsbefchwerden daher Feineswegs durch die Vor⸗ 
aus ſetzung bedingt wird, daß bei deren Fällung neue Nich- 
tigteiten begangen worden feien. (Entfcheidung vom 14. 
Sept. 1832 in Unterfuchungsfachen gegen d. Ehefrau des M.R. 
zu A. jest zu W. Widerfeglichkeit betr.).“ 

Obereinnehmerei = Geldausftände, ritterfhaftliche. 
Im Juli 1824 wurde höchſten Orts verfügt, dag deren Liz 
quidation und Beitreibung die dem Großh. Fiscus felbft zus 
ſtehende Sportelns und Stempelfreiheit genießen folle. 

OÖberfinanzfammer. VBerbältniß derfelben zu 
den Landgerichren und den übrigen unteren Ju— 


*) Diefer Rechtsfall ift dargeftellt bei B.M. Bd. 5. ©. 127—133, 
**) Sundheim: Weber die Nichtigfeitsgrände eines Erkenntniffes 
in Criminalſachen. Gieffen 1822, 
we) C. P. O. m. Sp. S. 201. 
T) Reg. Bl. v. 5, 1822, Nr. 38, ©. 535 — 538, 
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ſtizbehörden. Erlaß Großh. Miniſteriums der Finanzen 
vom 14. December 1822 : „Vorhin konnten die Finanz⸗ 
Eollegien der Provinzen Oberheſſen und Starkenburg au 
die Juſtizbeamten Weifungen erlaffen, und Berichte von 
denfelben fordern. Nachdem die in der Perſon des Juſtiz⸗ 
beamten vereinigt gewefene Verwaltung der Juſtiz⸗ und 
Megierungsfachen durch Beftellung der Landgerichte und der 
Landrärhe getrennt worden war, entftanden Zweifel, ob 
und inwiefern jenes Verhältniß in Beziehung auf die Lands 
gerichte noch fortdauere. Das Plenum des Großh. Staats⸗ 
minifteriums bat über diefe Anftande folgende Entfcheidung 
gegeben: 1) In der Regel fteht die Oberfinanzkammer mit 
den Landgerichten in feiner unmittelbaren Gefchäftsverbin- 
dung. Alles zum Gefchäftsfreife der Oberfinanzlammer 
Gebörige, was mit oder vor den Landgerichten zu verhan⸗ 
deln ift, wird entweder von den einfchlägigen Zocalfinanzbes 
börden beforgt, oder in den geeigneten Fällen von der Obers 
finanztanımer durch Communication mit den einfchlägigen 
Mittelgerichten betrieben, infoweit es fich nämlich nicht zur 
Berhandlung durch die Kammer » Anwälte in progeffualifchen 
Wege eignet. 2) Bon diefer Negel finden folgende Ausnah⸗ 
men ftatt. a) Inſoweit den Landgerichten, oder einzelnen 
dabei angeftellten Perfonen, die Sporteln» Erhebung oder 
die Controle gewiffer Staats s Einnahmen, oder die perios 
difche Aufftellung der MVerzeichniffe uber dergleichen Eins 
nahmen und deren Mittheilung an die Finanzbehörden zur 
Pflicht gemacht ift oder in der Folge etwa noch zur Pflicht 
gemacht wird, fteht das betreffende Tandgerichtliche Perſo⸗ 
nal auch unter der Oberfinanzlammer, ald welche befugt 
ift, demfelben in diefer Beziehung Weifungen zu ertheilen, 
von ihm Berichte zu fordern und erforderlichen Falls die 
Befolgung der Vorfchriften, durch Straf» Androhung und 
wirkliche Beſtrafung zu erzwingen *). b) Nach der Vor⸗ 


*) ſ. Berichte der Untergerichte, S. 210. 211. Nr. VI. 
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ſchrift im Art. IL Nr. 10 des Edikts vom 28. Mai 1821 
gehören zum Geſchaͤftskreis des Miniſteriums der Finanzen: 
die Gnaden » Erlaffe von Strafen, die in diefem Verwal⸗ 
tungszweige erfannt werden. „So wie, wenn es fich von 
folhen Straferlaffen bandet dem Minifterium der Finanz 
zen die Befugniß zuſteht, von den einfchlägigen Gerichten 
Bericht und Einfendung der Acten zu fordern, fo bat auch 
die Oberfinanzfammer, wenn Gefuche und folche Strafnach- 
Läffe bei ihr vorfommen, gleiche Befugniſſe hinfichtlich der 
Landgerichte, und fie kann, wenn die Landgerichte nicht 
Folge leiſten, dieſelben durch Strafen dazu anhalten. 
3) Die Abnahme der Dienfteide folcher Finanzdiener, wel: 
chen eine Geld» oder Natural-Einnahme übertragen iſt, und 
auf welche das Gefeß vom 30. März 1812 *) Anwendung 
findet, fol von den Gerichten gefchehen, welche auch die in 
8. 2 diefed Geſetzes vorgefchriebene Inſinuation deffelben an 
die Ehefrau des Mechners zu beforgen haben. Die Oberfinanz- 
kammer wird, wenn folche Bedingungen und Inſinuationen 
nöthig find, deßhalb mir den betreffenden Juſtiz-Collegien 
communiciren, damit diefe den einfchlägigen Gerichten dazu 
die Weifung oder Aufträge ertheilen. Die Abnahme der 
Dienfteide der übrigen Finanzdiener gefchieht entweder von 
der Oberfinanzlammer, oder von den Landrathen, auf Wei- 
fung oder aus Auftrag von jener. 4) In Beziehung auf 
die bei den Landgerichten durch die Obereinnehmer und Nents 
beamten zu betreibenden Sachen, find folgende Vorfchriften 
zu beobachten: a) In allen Fällen, wo eine Angelegenheit, 
wenn fie den Fiscus nicht betrifft, von der Parthie felbft, 
oder durch einen Gefchäftsführer, ohne dad Organ eines 
Advokaten, bei den Landgerichten nach den jet beftehenden 


%) Diefes Geſetz ift durch den Art. 11 des Geſetzes vom 18. Jan. 
1831, »das Verfahren gegen Kaffebeamten, welche 
Receſſe machen, betr.,« aufgehoben werden. 
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Normen, betrieben und behandelt werden kann, darf das 
Landgericht dem Obereinnehmer oder Mentbeamten nicht zus 
‚muthen, fie durch den Kammer » Aduofaten betreiben oder 
verhandeln zu laſſen. b) Die Anträge der Obereinnehmer 
und Mentbeamten in folchen und andern Angelegenheiten 
ihred Dienftes gefchehen in der Form von Erfuchungsfchreis 
ben an die Eandgerichte, worauf diefe das Geeignete verfüs 
gen, und der. erfuchenden Behörde von der erlaffenen Ver⸗ 
fügung , oder wenn ein Anftand bei der Sache obwaltet, 
von diefem Nachricht zu geben haben. Diefe Nachricht er- 
folgt: A. wenn eine Berfügung erlaffen ift, dadurch, daß 
hinter derfelben ein weiterer Befchluß gefaßt wird, des In⸗ 
halts: „„von vorftehender Verfügung ift der Großh. Ober- 
einnehmer (NRentamtmann) Herr N. zu N. dur Mittheis 
lung einer Abfchrift in Kenntniß zu ſetzen,““ und von der 
Verfügung ſowohl, als von dieſem Befchluß dem erfuchen- 
Beamten Abfchrift zugefchickt wird; 3) wenn gegen die Ers 
laffung der verlangten Verfügung ein Anftand obwaltet, 
durch ein Antwortfchreiben: ec) In eben der Art wird das 
Landgericht die Finanzbehoͤrde, von welcher das Erfuchen 
ausgegangen ift, weiter davon unterrichten, was in Gefolg 
der darauf von jener erlaffenen Verfügung bei dem Gericht 
vorgefommen ift, unter Anfchluß der für den Fiskus aus⸗ 
gefertigten Urkunden oder Mittheilung eimer Abfchrift der 
gegen die Verfügung erhobenen Einwendungen. d) Den: 
Landgerichten Tann ed nicht zugemuthet werden, aus den 
Gerichtdacten Auszüge ausjuarbeiten, die den Zweck haben, 
die fisfalifche Behörde von der Lage einer den Fiscus in- 
tereflirenden Nechtsfache im Detail in Kenntniß zu ſetzen, 
fondern e8 fommen, wenn eine folche detaillirte Kenntniß 
aus den Gerichtsacten zu ſchoͤpfen ift, die Vorfchriften in 
Anwendung, welche wegen Einſicht der Gerichtsacten von 
dem Großherzogl. Minifterium des Innern und der Juſtiz 
vor Kurzem erlaffen find. - Dagegen find die Landgerichte 
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ſchuldig, dem Fiscalbeamten auf Verlangen diejenigen acten⸗ 
maͤßigen Beſcheinigungen zu ertheilen, welche dieſelben nöthig 
haben, um ſich entweder bei Ablage ihrer Rechnung oder 
ſonſt, im Verhältniß gegen die ihnen vorgeſetzten Behörden 
auszuweiſen, daß die Urſache, warum der Poſten noch nicht 
wirklich eingebracht, oder eine betreffende andere Sache bei 
dem Landgerichte noch nicht zu Ende gebracht iſt, nicht in 
einer Dienſtnachlaͤßigkeit der fiscalifchtn Behörde liege. e) Es 
ift im Allgemeinen von dem pflichtmäßige Dienfteifer der 
Landrichter zu erwarten, daß fie den an fie gebracht wer⸗ 
denden fiscalifchen Angelegenheiten die möglichfte Befchleus 
nigung in der Beförderung werden angedeihen laffen. Sollte 
aber, wider Erwarten, in einzelnen Fällen der Fiscalbeamte 
Veranlaſſung zu gegründeten Befchwerden über Mangel an 
gehöriger Befchleunigung erhalten, fo bat er fich, wenn 
fein Erinnern bei dem Landgerichte fruchtlos bleibt, deßhalb 
berichtlich an die Oberfinanglammer zu wenden, welche dann 
darüber die geeignete Communication an das betreffende 
Juſtizcolleg erlaffen, und daflelbe erfuchen wird, durch Bes 
fehle an die faumige untere Zuftigbehörde, den raſchen Forts 
gang folder Sachen zu bewirken. 5) So viel die Provinz 
Rheinheſſen betrifft , fo bleibt das bisherige Verhältniß der 
Dberfinanzfammer zu den dortigen Juſtizbehörden unverän- 
dert. Handelt ed ſich von Strafnachlaß wegen Vergehen 
gegen Finanzgefeße, fo fann die Oberfinanzlammer von dem 
Staatsanwalt Bericht fordern. Das Großherjogl. Miniſte⸗ 
rim der Finanzen machte durch ein Reſcript vom 8. Juli 
d. J. diefe Entfcheidung der Oberfinanzkanımer, zur Nach- 
Achtung, und um die ihr untergeordneten Finanzbehörden 
darnach anzumeifen, befannt; fo wie auch der Oberforft- 
direction, um in ihrer Eigenfchaft ald Dominals Forftbes 
börde fich ebenfalld darnach zu richten, mithin, da dasjenige, 
was diefe Entfcheidung unter Nr. 2. enthält, auf die Obers 
forftdireetion nicht anwendbar fei, fich aller unmittelbaren 
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Verhandlungen mit den. Landgerichten und übrigen unterm 
Buftizbehörden zu enthalten; was aber in der Entfcheidung 
von den Dbereinnehmern und Wentbeamten vorkommt , finde 
in paffenden Fällen Anwendung auf die Local- Forfibeamten, 
welche biernach zu inftruiren feyen. Von dem Großherzogl. 
Minifterium des Innern und der Juſtiz ift das am 8. Zuli 
d. J. von dem Großherzogl. Minifterium der Finanzen an 
die Ober⸗Finanzkammer erlaffene Nefeript, am 27. Juli 
d. %. auch den Hofgerichten zu Darmftadt und Gießen, und 
den fämmtlichen Zuftizs Canzleien zur Nachachtung und um 
die denfelben mitgerheilten Anzahl gedruckten Eremplarien 
jenes Neferipts an die Landgerichten auszutheilen, zugefandt 
werden. Da es für den Gefchäftsbetrieb von Nuten ift, 
wenn dem beftehenden Verhältniß zwifchen den Juſtizbehör⸗ 
den und den Bermwaltungsbehörden die ausgedehntefte Publi⸗ 
eität gegeben wird, fo fieht das unterzeichnete Minifterium 
der Finanzen fich veranlaßt, die vorftehenden hierüber er- 
folgten Entfcheidungen und Verfügungen VE zur öffent» 
lichen Kenntniß zu bringen.’ 

Orden, Großherzoglicher. Durch Winifterials 
Verfügung vom 17. März 1819 wurde verordnet, „daß 
jedem zur Bornahme der Special» Inquifition in dag Stock⸗ 
baus gebracht werdenden Inquiſiten der Großherzogl. Orden, 
wenn er damit bekleidet fey, abzunehmen wäre und diefer 
demſelben fo lange entzogen bleiben müſſe, bis über deffen 
Unfchuld oder Strafbarkeit rechtlich entfchieden feyn würde. 
Im erſteren Falle folle dem Inquiſiten der Orden zurückges 
geben werden, im zweiten fey aber von Großherzogl. Hofs 
gericht Bericht zu erſtatten.“ Später warf fich die Frage 
auf, ob jene Verfügung vom 17. März; 1819 auch auf den 
Fall anzuwenden fey, wenn ein in richterlicher Unterfuchung 
ſtehender Angeſchuldigter, der den Großherzogl. Orden trägt, 
"in das Correctionshaus ald Derentionsort eingebracht 
werde. Hierauf fprach fich ein MinifterialsErlaß vom 
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6. März 1822 dahin aus: „daß jene Verfügung fich blos auf 
die beziehe, gegen welche die alle Ehrenrechte fuspendirende 
Specials Inquifition wegen eined begangenen peinlichen Pro- 
zeffes erkannt worden ſey, nicht aber auf andere, in Unter- 
fuchung fommende DOrdensmitglieder und am wenigften auf 
die, welche blos der Derention halber und in Ermangelung 
eined andern fchicflichen Gefängniffes im Correctionshaus 
inhaftirt worden feyen. Ein fpäterer Minifterial- Erlaß 
vom 3. April 1822 fprach fich dahin aus, daß, wenn gleich, 
nach der früheren Verfügung, eine interimiftifche Ordensent⸗ 
kleidung lediglich durch die wegen eines begangenen peinlichen 
Verbrechens erkannte, alle Ehrenrechte fuspendirende Spe= 
eial » Inauifition begründet werden könne, man es doch höch- 
ften Orts ganz paflend finde, daß der Orden überhaupt im 
dem Zuchthaufe von denjenigen, welche zu einer in diefer 
Anftalt zu verbüßenden Strafe verurtheilt worden, nicht ges 
tragen werde. Unterm 2. Mai 1822 erließ Großherzogl. 
Hofgericht der Provinz Oberheffen folgendes an die Unter⸗ 
gerichte: „Nachdem böchften Orts verordnet worden, daß 
wenn in Fällen, in welchen nach Vorlage der Gefeße den 
Land» und Parrimonialgerichten auf Zuchtbausftrafe zu er= 
kennen nachgelaffen ift, diefe Strafe gegen eine Berfon aus» 
gefprochen worden, welche mit dem Großherzoglichen Orden 
bekleidet ift, derſelben diefe Decoration bei Abführung in das 
Zuchthaus zum Behuf der Strafverbüßung — ab- und in 
Befchlag zu nehmen, und unverweilt unter Anfchluß der 
Arten an und zu berichten fey, um die höchfte Entfchlie- 
gung einzuholen, ob der Seftrafte nach überftandener Straf: 
zeit den Drden wieder erhalten folle oder nicht, fo feben 
wir Sie hiervon in Kenntniß, mit der Auflage, fich bier 
nach pünktlichſt zu bemeſſen.“ 

Ortsvorftände. Ausftellung von Bollmachten 
und andern Urkunden von Geiten derfelben. 
Ausſchr. Großherzogl. Hofger. der Provinz Starkenburg 
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v. 19. San. 1831 an die Unterger. „die Ausftellung ber 
Bollmachten und anderer Urkunden von Seiten der Ortsvors 
ftände betr. Großherzogl. Regierung hat an die Großherzogl. 
Landräthe nachftehende Verfügung erlaffen: „„Es wurde fchon 
öfter bemerft, daß die Ortsvorftände, bei den von ihnen auds 
geftellt werdenden Vollmachten oder andern Urkunden, ihren 
Namensunterfchriften nicht die Eigenfchaft, in welcher fie folche 
unterzeichnen, beifügen. Da hierdurch, worauf wir v. Groß⸗ 
herzogl. Oberappellationdger. aufmerkfam gemacht worden find, 
zu manchen Weitläufigfeiten Veranlaffung gegeben. werben 
kann; fo beauftragen wir Sie, nad) dem Wunfche des höchften 
Gerichtshofes, die Großherzogl. Bürgermeifter , Beigeordneten 
und die Mitglieder der Gemeinderäthe dahin anzumeifen, bei 
foihen Urkunden ihren Unterfchriften entweder die Dienft- 
qualität beizufegen, oder diefelbe gehörig beſcheinigen zu laſſen, 
in welch? letsterer. Beziehung hinreicht, wenn 3. B. der Bürs 
germeifter befcheinigt, daß alle Unterfchricbene, Gemeinderaths⸗ 
Mitglieder find." Man madyt diefes fämmtlichen Unterger. 
mit dem Anfügen bekannt, diefe Berfügung in vorfommenden 
Fällen gehörig zu berücfichtigen.” 
Paginiren der Partbiefchriften. I. Gem. Beſch. 
d. oberften Gerichtsh. v. 6. März 1834: „Da bei Groß 
herzogl. Oberappell. und. Caſſ. Ger. öfters: ftärfere Parthier 
fchriften eingereicht werden, ohne daß folche mit Seitenzahlen 
verfehen find, diefer Umftand aber für den Referenten, welcher 
fi) bei dem Vortrage der Sache auf Stellen in den Parthies 
fchriften beziehen will, höchft beichwerlich ift, fo werden 
ſämmtliche Anwälte hiermit angewiefen, alle Schriftfäße, fobald 
fie aus mehreren als einem Bogen veftehen, bei Vermeidung 
einer Strafe von einem Gulden für den Unterlaffungsfall, 
paginirt zu übergeben.“ IL. Gem. Befch. Großherzogl. Hofger. 
d. Prov. DOberh.*): „Da bei dem unterzeichneten Gericht 
*) Weber bie Erlaffe Großherzogl. Hofger. d. Prov. Start. in gleichem 
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| öfters. ftärfere Parthiefchriften eingereicht werden, ohne daß 
diefelben mit Seitenzahlen verfehen find, dieſer Umſtand aber 
für den Referenten, welcher fich bei dem Bortrage der Sache 
auf Stellen in den Partbiefchriften beziehen will, fehr bes 
ſchwerlich ift, fo werden fämmtliche Anwälte hiermit anges 
wiefen, alle Schriften, ſowohl in Givils als in Griminalfachen, 
fobald fie mehr ald eine bejchriebene Seite enthalten, ‚bei 
Vermeidung einer Strafe von einem Gulden für den Unters 
laſſungsfall, paginirt zu übergeben. Gieffen, den 2. Suni 1832, 
Großherzogl. Heſſ. Hofger. d. Prov. Oberh.“ HIT. Unterm 
31. März 1837 dehnte dieſer Gerichtshof die Vorfchrift auf 
bie bei den Untergerichten zu übergebenden Schriften aus. 

Pfaudhaus. In Gemäßheit der Beftimmung des S 72 
. der Verordnung vom 18. Suli 1809 wegen Gründung eines 
Pfandhaufes in Darmftadt ſteht deffen „Büchern der Glaube 
und bie Beweisfraft eines gerichtlichen Protokolls * zu. | 

Pfarreien. Gebrauch des Stempelpapiers in 
deren Rechtöangelegenheiten. Ausfchr. Großherzogl. 
Hofger. d. Prov;, Starkenb. v. 6. Octbr. 1823, „den Ges 
brauch des Stempelpapiers in Rechtsangelegen— 
heiten der Pfarreien betr.” (Gleichen Inhalts ift ein 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 9. Octbr. 1823.) 
„Es iſt Zweifel darüber'entftanden, ob und in wie fern Pfarrer, 
wenn fie, in Beziehung auf Gegenftände ihrer Befoldung, Die 
richterliche Hülfe in Anfpruch nehmen, Stempelpapier zu ab» 
hibiren haben. Zur Befeitigung dieſes Zweifeld, ift von 
Großherzogl, Staatd-Minifterium des Innern und der Juſtiz 
folgende Verfügung an diefe Gerichtöbehörde erlaffen worden: 
„„Um den, in Beziehung auf diefen Gegenftand vorkommenden, 
Zweifeln zu begegnen, ift zu unterfcheiden: 1) wenn Das 
pium corpus felbft auftritt, und 2) wenn der Nußnießer — 
- ein Befoldeter, Pachter u. f. mw. — die Erhebung der, ihm 
von dem pium-corpus überlaffenen, Gefälle betreibt. In 
jenem Falle ift dad pium corpus von dem Gebrauche des 
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Stempelpapierd frei, ohne Unterfchied, ob das Recht ſelbſt, 
oder die Beitreibung der Gefälle, ein Gegenſtand der gericht 
lichen Erörterung if. Wird in diefem Falle dad Recht 
felbft conteftirt, fo haben die Nußnießer für ſich eine Qualität 
mehr, den Streit fortzufeßen ‚ fondern dad pium corpus, - 
welches ftempelfrei ift, muß fie vertreten. Wird aber daß. 
Recht felbft nicht beftritten, und der Schuldner fchüßt eine 
ſolche Einrede vor, welche nur dem zur Erhebung Berechtigten 
zum Nachtheil gereichen kann, z. B. die Einrede der Zahlung, 
Nachlaß wegen Mißwachs, Zahlungsfrift u, f. w., fo find 
diefe perfönlichen Einreden und die betreffenden gerichtlichen Ers 
drterungen dem pium corpus fremd , und daher dem Gebrauche 
bed Stempelpapierd unterworfen; wovon man 2.” 
Polizeigerichtsbarkeit nebft Forftgerihtöbarkeit.*) 
Porto : Zahlung. Audfchr. Großherzogl. Hofger. d. 
Prov. Starfend. v. 8. Suli 1828 Cim WWefentlichen übereins 
flimmend mit einem Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. 
Oberh. v. 27. Aug. 1828.) Die Porto»Zahlung von 
Speditionen der Großerzogl. Behörden betr. Das 
Sroßherzogl. Finanz» Minifter, hat unterm 30. Sun l. 5. 
folgende Verfügung erlaffen: „Da über die Anwendung der 
im $. 13, Lit. €. der Verordn. vV. 31. März 1818**) ent 





*) Hierüber wird ein befondered Schriftchen erfcheinen. 

**) ‚den mit dem Fürften von Thurn und Zaris abgefchloffenen Vertrag 
über das nutzbare Eigenthbum der fämmtliden Poften im Großher- 
zogthum und die darauf bezüglichen gefeglichen Beftimmungen betr." 
(A. d. © u V. Bb. 2. ©, 495 — 510.) Es heißt im $. 18. 
biefer Verorbn. unter E und G, und zwar unter E: „Actenver« 
fendungen in herrſchaftlichen Angelegenheiten innerhalb einer Provinz 
oder von einer berfelben zur andern, welche von Landes- oder Pro⸗ 
vinzialftellen vorgenommen werben, oder an fte gerichtet find, gehen 
auf reitenden fowohl, als fahrenden Poften durchaus. poftfrei; jedoch 
follen fie das Gewicht ven 12 Pfd. auf einen Ritt, und von 25 Pfb. 
auf eine Fahrt nicht üÜberfteigen.‘ unter ® aber: „Alle Prozeß 
und Partheifachen find von ber Portobefreiung ausgefchloffen, wenn 
die Perfonen, welche fie betreffen, nicht etwa ein perſönliches reis 
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haltenen Beftimmungen verfchiedene Anfichten und Auslegungen 
entftanden find, fo haben wir, um allen ferneren Anftänden 
zu begegnen, welch? über die Anwendung jener Beftimmungen 
entftehen fönnten, den Abfchluß einer deßfallfigen Uebereinkunft 
mit der Fürftlich Thurns und Taxiſchen Generals Direction 
der Großherzogl. Poften veranlaßt, Fraft welcher für die Zus 
Funft nachfolgende Beftimmungen in diefer Beziehung gelten, 
und zur Anwendung fommen follen: 1) Bom 1. Sutil. J. 
‚an, follen alle Berfendungen von Acten in berrfchaftlihen 
Angelegenheiten und Rechnungen mit ihren Belegen, innerhalb 
einer. Provinz, oder von einer derfelben zur anderen, welche 
von Landes- oder Brovinzialftelen vorgenommen werden, ober 
an fie gerichtet find, fo wie auch diejenigen herrfchaftlichen ‘ 
Actenfendungen, deren Beftimmung außerhalb den Grenzen 
ded Großherzogthumd geht, portofrei durch die Poften auch 
dann befördert werden, wenn fie das Gewicht von 12 Pfd. 
auf einem Ritte, und. von 25 Pfd. auf einer Fahrt überfteigen, 
und für das Lebergewicht resp. 12 und 25 Pfd. Fein Porto 
angerechnet und entrichtet werden. 2) Bon der portofreien 
Beförderung bleiben augdgefchloffen, und wird dafür bei der 
Aufgabe oder Abgabe das tarifmäßige Porto entrichtet: a) die 
in dem $. 12. Lit. G. der Allerhöchften Verordnung v. 31. März 
1818 bezeichneten Prozeße und Parthiefachen; b) die von ber 
Stempelpapier» Verwaltung verfendet werdenden und an fie 
anfommenden Stempelpapiere und andere unter ihrer Vers 
waltung begriffenen Gegenftände; ©) die gedruckten und nicht 
befchriedenen Rechnungs» Formulare und Papiere, welche den 
Rechnungsführern nicht unentgeldlicy gegeben und von den 
Großherzogl. Behörden ihnen zugefendet werben, fondern von 
ihnen angejchafft werden müffen; d) alle Gegenftände von Holz 
und Metall, ald 3. B. Maas und Gewichte, Sinftrumente ıc., 
| thum genießen. Die Landes: und Provinzial» Dikafterien, Juſtiz⸗ 


ftellen und Beamten follen daher bei jolden Verſendungen jedesmal 
auf. der Adreffe die Bemerkung: Parthie⸗Sache beifügen laſſen.“ 
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‚welche, wie fich von felbft verficht, den Acten nicht beigezähft 
werben fünnen. 3) Da die Beipannung der fahrenden Poften 
nach dem Gewichte der auf den Poftwägen befindlichen Las 
dungen regulirt und bezahlt wird, fo referpirt fich die Poft- 
Adminiftration, daß Durch die portofreie Beförderung ver 
herrfchaftlichen Acten dem Poftärar Feine außergewöhnliche 
Koften hinfichtlich der Befpannung der Poftwägen verurfacht 
werden dürfen. Wenn daher z. B., was jedoch fehr felten 
vorkommen wird, zur Beförderung mit einem Poftwagen, deffen 
gewöhnliche Befpannung drei Pferde find, fo viele herrfchaftliche 
portofreie Acten vorliegen, daß, wenn diefe Acten ſämmtlich 
dem Wagen zugeladen würden, darum bad. vierte Pferd ers 
forderlich werden würde, dann werden von den vorhandenen 
Acten mit diefem Wagen mehr nicht befördert, ald das Ges 
wicht für die Befpannung von drei Pferden zuläßt, die übrigen 
zurücbleibenden Actenpacete werben mit der zunächft abgehenden 
fahrenden Poſt befördert. Großherzog. Unterger. fest man 
von dieſer Verfügung in Kenntniß, mit der Auflage, ſich 
innerhalb ihres Bezirks gebührend darnach zu bemeffen.“ 

Protokolle. Deren äußere Form. 1.9.0.9. G. 
in D. Wr. 49, „Zur wefentlichen Form eines gerichtlichen, 
von den Betheiligten nicht unterjchriebenen Protofolld gehört, 
daß darin ausdrücklich. bemerkt fey, es ſey dem Intereſſenten 
vorgelefen und von ihm genehmigt worden. Einer gerichtlichen 
Urkunde jener Art, in welcher die gedachte Bemerfung fehlt, 
gebricht ed mithin an rechtögültiger äußerer Form und wer 
aus einer folchen Urkunde Rechte ableiten will, muß darthun, 
daß fie in einer den Geſetzen entfprechenden Form errichtet 
worden fey, und kann fich nicht durch Berufung auf die, 
pro legalitate judieis ftreitende Vermutbung von dem Bes 
weiſe befreien, daß die Vorlefung und Genehmigung der 

Urkunde erfolgt fey, fondern er hat diefen Beweis durch andere 
Beweismittel, ald jene Präfumtion, zu führen. (Urtheil vom 
24. Juni 1818 in Sachen des Schuftheißen H. zu M. gegen 
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bie Erben des L. 3. dafelbft. Urtheil vom 12. Februar 1823 
“in Sachen der Ehefrau ded A. H. zu. gegen P. 3. daſelbſt).“ 
II. Ausfchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb, vom 
20. Febr. 1833 an die Unterger. „Die Bezeichnung ber 
Monate durd Ziffern und die Form der Protofolle 
betr. Da man meuerdingd wahrgenommen hat, daß bei 
mehreren Landgerichten, theild das Richters theils das Actuas 
riatds Perfonal, bisweilen auch die Gerichtödiener, ſich, zur 
Bezeichnung der Monate, der fortlaufenden Ziffern von 1—12 
in den Acten bedient haben, fo wird diefed, weil hieraus leicht 
Irrthümer entftehen Fönnen, für die Zufunft unterfagt, und, 
die Großherzogl. Kandrichter werben angemiefen, in vorfonts 
menden Fällen auf Beobachtung gegenmwärtiger Verfügung zu 
achten. Zugleich wird verfügt,‘ daß da, wo die Fortjeßung 
eined Protokolls in den Acten verzeichnet wird, jeder Zeit der 
Ort des Gefhäfts, die Sahrzahl und die handelnden Gerichtss 
perſonen vollftändig, fowie ohne Abkürzung, anzugeben ſind.“ 

Protofolle in Unterfuhungds-Sacen. Ausfchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 19. Nov. 1834 an die 
Unterger., betr. die Führung der Protofolle in 
Unterfuhungsfaden Nach den Beftimmungen unferer 
Criminalprozeßordn. follen die in Unterfuchungsfachen über 
einen Verhöract abzuhaltenden Protokolle wo möglich Die eiges 
nen Worte ſowohl des Angefchuldigten,; ald der Zeugen ents 
halten.*) — Gleichwohl haben wir in neuerer Zeit öfters die 
Bemerkung machen müffen, daß bei vielen Untergerichten von 
dem das Protofoll führenden Actuar befonderd den ald Zeugen 
vorgenommenen Perfonen, welche großentheild aus Leuten der 
niederen und ungebildeteren Volksklaſſe beftehen, Worte in 
den Mund gelegt worden find, von denen fich nicht annehmen 
laßt, daß die Deponenten ſich ihrer in ihrem Verhöre wirklich 
bedient haben, oder deren Sinn richtig aufzufaffen im Stande 
geweſen find, 3. B. Bulnerat, Bulnerant, Kar c. Da 
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durch die Nichtbeachtung ber im der angegebenen Beziehung 
in der Griminalprozeßordnung enthaltenen Vorſchrift bei den 
ald Zeugen. abgehörten Individuen Leicht eine Verwechſelung 
der Begriffe und Perfonen herbeigeführt werben kam, fo 
finden mir und veranlaßt, Sie auf den Grund diefer gejeß- 
lichen Beftimmung — damit jeder andere Richter die Merfmale 
ded Bemweismitteld durch Zeugenausfagen gerade fo auffaflen _ 
könne, wie diefelben der die Vernehmung leitende Richter aufs 
gefaßt hatte, und damit jeder unabfichtlichen Verfälfchung des 
Gedankens des Zeugen vorgebeugt werde — hiermit befonders 
aufmerfiam zu machen und Ihnen deren Berichtung anges 
legentlichft zu empfehlen. 
Provinzial: Kriegsfoften: Caffe. Deren Befreis 
ung vom Gebraud des Stempelpapierd. Ausfchr. 
Großherzog. Hofger. d. Prov. Starf. v. 4. Febr. 1823. 
„Die Befreiung der Provinzial-Kriegsfoftens 
Saffen vom Gebraud des Stempelpapiers betr. 
Da über den rubricirten Gegenftand ein Zweifel erregt worden 
ift, fo fand ſich das Minifterium des Innern und der Suftiz, 
in Erwägung, daß die Kriegsfoften - Caffen ganzer Provinzen 
als folche Staatsanftalten anzufehen find, denen in dieſer 
Beziehung jura fisci zuftehen und welche mithin nach $. 26. 
ber neuen Stempels und Zar-Drdnung von Abhibirung bes 
verordnungsmäßigen Stempelpapiers, den am Schluſſe jenes 
8§. angeführten Fall ausgenommen, frei find, und in weiterer 
Nückficht, daß diefe Befreiung auch aus dem Grunde Statt 
finden muß, weil fie jenen Gaffen nach $. 12. der Stempel 
papiers Verordnung vom Sahr 1812 unftreitig zuftand, und 
ed bei Erlafjung der neuen Stempel und Tar » Ordnung nicht 
die Abficht war, hinfichtlich der bereits flattgefundenen Ber 
freiungen eine Abänderung zu treffen, zu der Beftimmung 
veranlaßt, daß in Prozeſſen der Provinzial⸗Kriegskoſten⸗Caſſen 
von den Anwälten berfelben fein Stempelpapier anzuwenden, 
ber Betrag des geſetzlich erforderlichen Stempelpapierd aber, 
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im Fall die Gegner jener Caſſen in die. Koften verurtheilt 
werden, zu den Acten nachzubringen und deſſen Bezahlung 
von ber unterliegenden Parthie zu leiften ſey. Sämmtliche 
Untergerichte- werden daher angewieſen, fid) in vorfommenden 
Fallen nad, diefer höchften Verfügung zu bemeſſen.“ Gleichen 
Inhalts ift ein Ausfchr. Großherzog! Hofger. d. Prov. Oberh. 
vom 11. Febr. 1823. | = 

Provokation. J. P. d. H. in D. Nr. 54. „Die 
Provocatio ex lege si contendat betr. Diefe Provofation. 
fann nicht ope exceptionis geltend gemacht werden. „Urtheil 
vom 1. Octbr. 1827. in ©. Kaufmann E. zu B. gegen Groß⸗ 
herzogl. Gontroleur B. zu J.“ I. P. d. H. in D. Nr. 55. 
„Brovofation zum Klagen betr. Die Provokation 
wird nur als ein außerordentliched Rechtsmittel betrachtet , ihr 
deßhalb nur dann Statt gegeben, wenn dem Provofanten Feine 
Klage zur Verfolgung feiner Rechtsanfprüche zufteht. Ents 
fcheidung vom 7. Septbr. 1812 in Sachen der Tannenmüller 
H...fhen Kinder zu H. gegen Großherzogl. fiscum came- 
ralem, Nachfteuer betr., deögleichen vom 28. Febr. 1818 in - 
Sacıen ded Freiherrn v. C. dahier gegen den — W. 
zu C. Pferdehandel betr.“ 

Prozeßkoſten. J. P. d. O. AG Ar 3. „Die 
Prozeßkoſten, im Fall die gebetenen Appella— 
tionsprozeſſe theils abgeſchlagen, theils erkannt 
worden ſind, und ſtatt der Ausfertigung ſogleich 
erkannt worden iſt, betr. Wenn durch die Ordination 
die gebetenen Appellationsprozeſſe theils abgeſchlagen, theils 
erkannt, letztere jedoch nicht förmlich ausgefertigt, ſondern 
ſtatt deren Ausfertigung ſogleich reformatoriſch erkannt worden 
iſt, ſo müſſen, in ſo fern die Koſten einer Parthei nicht aus— 
ſchließlich heimgewieſen ſind, die Urtheilskoſten als ſtillſchweigend 
compenſirt betrachtet und ſolche daher von jeder Parthei zur 
Hälfte getragen werben.*) Confer. die Sache des Herrn Fürften 

*) Nach der bei Großherzogl. Hofgericht in Darmftabt gebräudlichen 
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von ©. B. gegen Großherzogl. Landgerichts» Affeffor H. zu B. 
Forder» und Gegenford. betr.” I. P. d. O. AG. Nr. 75. 
„Die Frage, ob die zur Bezahlung der Prozepfoften 
fchuldige Parthie,verpflichter ift, auch die Koften 
zu tragen, welde dadurd entftanden find, daß 
ſich die Gegenparthie neben dem Adv. causae eines 
befonderen Procurators bediente. Diejenige Parthie, 
welche zur Tragung der Prozeßkoften im Allgemeinen rechtlich 
verbunden erfcheint, ift auch verpflichtet, denjenigen Theil der 
Prozeßkoften zu bezahlen, welcher dadurch entftanden tft, daß 
ſich die Gegenparthie eined mit Genehmigung der Staats 
regierung an einem andern, als dem Orte des Gerichtsfiges 
domicilirten öffentlichen Anwaltd ald Adv. causae bediente, 
und deshalb genöthigt wurde, einen befonderen öffentlichen 
Anwalt am Orte des Gerichtöfiged ald Procurator anzunehmen, 
indem die hierdurch entftehenden Procuraturgebühren in die 
Kategorie der übrigen nothwendigen Prozeßfoften gehören. 
Refeript an das Hofgericht zu Gieffen vom 14; März 1833 
in Sachen ded ©. D., jett deſſen Erben zu E., gegen die. 
Gemeinde daſelbſt, Zehnten betr.“ 
Nechnungen und Urkunden. Deren Abgabe von 
" Seiten der Berwaltungsbehörden an die Geridte. 
‚ Durch Ausfchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Stark. vom 
3. März. 1837, die Abgabe von Rechnungen und 
Urkunden an die Gerichte von Seiten der Ber; 
mwaltungsbehörden betr., wurde den LUintergerichten 
folgender Erlaß zur Nachachtung befannt gemacht: „ Das 
Großherzoglich Heſſiſche Minifterim des Innern und der Juſtiz 
an die Großherzogl, Provinzial: Sommiffariate dahier und zu 
Gieffen und ſaͤmmtliche Großherzogl. Kreisräthe. Um den Ges 
Zerminologie wird unter Gompenfationen ber Koften der Ball ver: 
ftanden, ba jedem Theil die felbft gehabten Koften zur Laſt bleiben. 
Sollen die Koften gemeinfhaftlid getragen werden, fo wird der 
Ausdruck gebrauht: Theilung der Koften. 
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ſchaͤftsgang für die Fälle zu regeln, in welchen die Gerichte 
bie Einficht von im Beſitze der einfchlägigen Verwaltungsbe⸗ 
hörden, oder der Großherzogl. Rechnungsfammer , befindlichen 
Rechnungen und Urkunden bedürfen, verfügen wir hierdurch: 
daß die Juſtizbehörden fich wegen Mittheilung folcher Nech- 
nungen oder Urkunden ftetd an die obere Verwaltungsbehörde 
ber betreffenden Gaflen oder Fonds zu. wenden haben, welche 
fodann, je nachdem dad Berlangte in ihrer, oder ber Ahr 
untergebenen Behörden, oder der Großherzogl. Rechnungs 
. kammer, Verwahrung befindlich ift, der Requiſition entweder 
felbft entfprechen, oder die Großherzogl. Rechnungskammer um 
Mittheilung an das requirirende Gericht erfuchen wird. Die 
Gerichte werden übrigens zugleich angewiefen werden, die ihnen 
mitgetheilt werdenden Rechnungen ꝛc. alsbald nach deren. Ge- 
- brauch an die Behörde, welche fie mitgetheilt hat, zu remittiren.“ 
Nechtfertigung eines Devolutivrechtsmittels. Friſt. 
Gem. Befcheid Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. v. 
15. San. 1834 „die Frift zur Rechtfertigung eine 
gegen unterrichterlihe Erfenntniffe ergriffenen 
Devolutivrechtsmittels betr.“ Nachdem Großherzogl. 
Ober» Appell.» und Caſſat. Ger. das Berfahren Großherzogl. 
Hofger. gebilligt hat, wonach die Beftimmung der proviforifchen 
Ober: Appellationd » Gerichtd» Ordnung vom 5. Auguft 1804. 
$. 25,*) daß die Frift zur Rechtfertigung einer Berufung, im 
Falle, daß ein ausdrückliched Decret auf die Appellationd- 
Einführung nicht erfolge, ftilfchweigend mit dem Ablauf der 
Einführungsfrift beginnen fole, auch für die Meittelgerichte 
anwendbar erachtet worden ift, nach jener Gefetesftelle aber 
überhaupt nicht zweifelhaft erfcheint, daß allemal die Zufli- 
ficationgfrift mit dem Ablauf der Introductiongfrift zu Taufen 
anfange, fo fegt man fämmtliche Anwälte in Kenntniß, daß 
Großherzogl. Hofgericht Fünftig zur Abkürzung des Progefgangs 
und Vermeidung unnöthiger Schreiberei auf die Einführung 
+), 9. D. m. Sp. ©. 245. — 
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eines Rechtsmittels in der Regel kein Decret erlaſſen, ſondern 
die Reproduction der Acten, vier Wochen nach Ablauf der 
geſetzlichen Einführungsfriſt, verfügen wird, um, falls bis dahin 
die Rechtfertigungsſchrift oder ein geſetzlich begründetes Friſt⸗ 
geſuch nicht angekommen ſeyn ſollte, das Rechtsmittel für 
deſert zu erklaͤren. | 

Nechtshängigkeit. Einrede der Rehtshängig- 
keit. 9. d. H. ©. in D. Nr. 73. „Der Bellagte kann 
auf den Umftand, daß ihm der Kläger die Koften eines frühs 
eren, benfelben Gegenftand betreffenden Rechtäftreitd noch 
nicht erfegt hat, die Einrede der Rechtshängiäfeit nur dann, 
wenn jener frühere Nechtöftreit fallen gelaffen, nicht aber auch 
bann gründen, wenn derfelbe vechtöfräftig entjchieden worden 
ift. (Urtheil vom 21. Septbr. 1836 in Sachen des Großhers 
zogl. Bürgermeifterd R. zu 3. gegen Pachtmüller B. zu ©.) 

Hechtsmittel gegen Erfenntnifje auf Todesftrafe. 
Erlaß Großherzogl. Hofger. d. Prov. Stark. vom 25. Octbr. 
1820, Cübereinftimmend mit einem Erlaß Großh. Hofg. d. Pr. 
v. Oberh. v. 1. Nov. 1820.) „Den fammtlichen Hofgerichts- 
‚ abvofaten wird, höchfter Weifung zu Folge, nachfolgende höchfte 
Verfügung vom 9. Detbr. wegen der Frift zur Einfendung der 
Acten an Großherzog. Ober-Appellationd.Gericht, wenn von 
den Mittelgerichten auf Todesftrafe erfannt worden ift, bes 
kannt gemadjt: „„Es haben mehrere Advofaten gebeten, die 
Verordnung vom 18, Febr. 1815, wegen zuftändiger Rechtes 
mittel gegen erkannte Todeöftrafen,*) infofern abzuändern, 
daß vie Acten nicht binnen 14 Tagen, von der dem Defenfor 
gefchehenen Eröffnung des Todesurtheils an, ſondern nicht 
vor vier Wochen, ald fo lange der gefegliche Termin zu 
Einreichung weiterer Vertheidigungsgründe ꝛc. läuft, ex officio 
an dad Großherzogl. Ober » Appellationd- Gericht eingefendet 
‚werden müßten. Die angeführte Verordnung bezweckt bie 
möglichfte Befchleunigung der Bollziehung der ausgefprochenen 

*) C. P. OD. m. Sp. ©. 438. 439, 
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Todesftrafe. Man kann annehmen, daß dem Defenfor der 
Inhalt der Acten bereitd zur Genüge befannt feyn muß, oder, 
wenn eine neuere Eröffnung bed Berurtheilten eine nochmalige 
Einficht der Acten erfordert, foldhe in dem Zeitraum von 
14 Tagen füglich geſchehen kann, wornach denn noch ein 
. eben fo langer Zeitraum für den Advofaten bleibt, feine et- 
waigen fchriftliche Handlungen, oder, wie in den meiften 
Fällen, bloße Submiffionsanzeige zu entwerfen und abzugeben. 
Wir finden daher feinen erheblichen Grund zu einer Abäns 
“ derung ber vorliegenden gefeßlichen Beftimmung, wollen Ste 
jedoch unter befondern Umftänden ermächtigen, auf Nachſuchen 
des Defenford eine weitere kurze Frift zu Einficht der Acten 
bergeftalt jedoch zu geftatten, daß die Einfendung diefer Acten 
nicht über die Zeit von 4 Wochen, vom Tage der Urtheilds 
Publication an, aufgehalten werde.” Wornach ſich fammtliche 
H. ©. Advokaten in vorfommenden Fällen zu achten haben.‘ 

Hechtsmittel in Straffachen. Deren Einführung. 
Gem. Befcheid des oberften Gerichtshofs v. 2. Octbr. 1834, 
„die Einführung von Rechtsmitteln in Straffadhen 
betr. Da e8 die Ordnung erfordert, daß, wenn auch in 
einem Erfenntniffe gegen mehrere Angefchuldigte Strafen 
ausgefprochen worden find und dagegen zuläffige Rechtsmittel 
bei dem oberften Gericht eingeführt werden follen, die Eins 
führung inbefonderen Vorträgen für jeden einzelnen 
ber Gondemnaten, unter gehöriger Wahrung der Formaltien, 
geichehe, hiergegen aber von den Anwälten häufig verftoßen 
wird, fo findet man fich veranlaßt, dieſes ſaͤmmtlichen Hofges 
richt8-Advofaten zur Nachachtung hierdurch befannt zu machen.‘ 

Hegent. Klage gegen denfelben. Nach der Rechts— 
fprediung Großherzogl. Ober sAppellationd» und Gaffationds 
gerichts ifE gegen den Negenten Keine Klage zuläffig, weil 
‚die Gerichte feines Staats Feine Zurisdiction über ihn haben, 
ed ſey denn, daß er fich aus freiem Antriebe bereit erkläre, 
vor einem Gericht feines Landes Recht zu nehmen, f. die 
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Schrift: Revifionsrechtfertigungsfchrift in Sachen des quieds 
cirten Hoffapellmeifterd ©. ©. Thomas in Darmftadt, Klägers, 
Revidenten, gegen Sr. Königliche Hoheit, den Großherzog 
von Heffen und bei Rhein, Beklagten, Revifion, wegen 
Penfion, übergeben dem Großherzogl. Heſſ. Höchftpr. Obers 
Appellations s und Safjationd- Gericht zu Darmftadt. Heidel⸗ 
berg 1833. ©. 3, Note. Ueber Württemberg f. Scheurlen: 
Der deutſche gemeine und mürtemb. Civilprozeß. Bd, 1. 
Tüb, 1836. S. 33. ©. 87 — 91. 8. 84. ©. 284. Note 18. 


Negiments: und Corps: Maffen. Nach einem Mi 


nifterial»Refeript vom 16. Ian. 1825 find die Regimente- 


und Corps-Maſſen, da folche wirkliche fiscalifche Anftalten 


feyen, von Abhibirung des Stempelpapierd in ihren Klag⸗ 
fachen befreit. " | 
Negrefsklage gegen den Nichter. P. d. H. ©. in 
D. Nr. 35. „Die Regreßflage gegen den Richter, mag fie 
nun mittelft der Syndicatöflage, oder mittelft der actio in 
factum geltend gemacht werden, wird nicht nur durch einen 
von dem Richter dolose zugefügten Schaden, fondern auch 
durd; einen Schaden begründet, dem eine culpa lata zu 
Grund Liegt. Auch ift diefe Klage geſetzlich keines wegs 
‚eine blos fubfibiarifche. (Urtheil vom 12. Juni 1822 in 
Sachen des Eifenhammerbefigerd ©. zu H. g. Landr. H. z. 8) 
Reviſionsſumme. Geſetz vom 25: März 1836, „die 
Erhöhung der Revifionsgfumme bei den Hoöfges 
richten der Provinzen Dberheffen und Starfens 
burg in den Fällen, in welchen diefe Gerichte in 
zweiter Inflanz gefprohen haben, betr. Art 1. 
Die m der hefjischen Prozeßordnung vom Jahr 1724. Thl. 2. 
Tit. II. S. 3 für die Zuläffigfeit des Rechtömitteld der Res 
viſion bei den Mittelgerichten beftimmte Summe von 150 Gulden 
wird hiermit, jevoch nur für Diejenigen Sachen, in welchen 
unfere Hofgerichte der Provinzen Starfenburg und Oberheffen 
in zweiter Inſtanz erkannt haben, auf zweihundert 
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fünfzig Gulden erhöht. Art. 2. Die in dem vorherges 
henden Artikel enthaltene Beftimmung hindert jedoch weder _ 
die Fortfeßung derjenigen NRevifionen, welche an dem Tage, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft trüt, bereits eingelegt 
waren, noch die Einlegung der Reviſion gegen foldye Er: 
fenntniffe der Mittelgerichte, welche an dem gedachten Tage 
- bereit publicirt waren. Art. 3. Diefes Gefet tritt vom 16, April 
diefes Jahres in Kraft. Br 

Nichter. Deren Unfähigfeit und Recufation 
wegen VBerwandtfchaft oder Schwägerfhaft mit 
den Partheien. Das Gefet vom 26. Juni 1836 in diefem 
Betreff ift ded Inhaltes: „Die zwifchen dem Richter (Col⸗ 
legialrichter und Einzelrichter) und den Partheien beftchende 
Berwandtfchaft oder Schwägerjchaft, bis zum vierten Grab 
Römiſcher Computation einfchließlich,, fchließt jenen von der 
Theilnahme an der Verhandlung und Entjcheidung der Sache 
aus; auch findet eine lediglich auf Verwandtſchaft oder Schwäs 
gerſchaft in entfernteren Graden geftügte NRecufation nicht 
Statt. Art. 2. Diefed Geſetz ift nur, auf die Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen anwendbar; es erftrect ſich auf 
alle dafeldft anhängigen Civil- und Griminalfachen. Art. 3. 
- Die Beftimmung des Tit. V. $. 4. der. Ober -Appellationd- 
gerichts⸗ Ordnung vom 12. April 1777, wonach_die zwiſchen 
dem Richter und den Partheien beftchende Berwandtichaft oder 
Schwägerfchaft bid zum achten Grade, jenen von ber Theils 
nahme an der Entfcheidung der Sache ausschließen foll, ſowie 
alle übrigen in den Provinzen Starfenburg und Oberheffen 
geltenden, dem Art. 1, entgegenftehenden Beſtimmungen ſind 
aufgehoben.” — ©. über dieſes Gefeß Finde: Ueber'den 
Standpunft der Reformfrage der Juftizverfaffung 
und die Ergebniffe der jüngften legeslativen Thä— 
tigfeit in Bezug auf Civilrecht und Civilprozeß 
im Großh. Heffen. (S. 291 — 332 des 20. Bandes bed 
Arcivg für die civiliftifche Praris.) S. 316 — 320. 
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Hubrieirung der Aeten. I. Ausfchr. Großherzogt. 
Hofger. d. Prov. Starfenb. v. 26. Juni 1833, „die richtige 
Rubricirung der Acten betr.: Schon oft hat man 
wahrgenommen, daß, ungeachtet der beftehenden und wieder⸗ 
holt fchon erneuerten Vorfchriften, viel zu wenig Aufmerkſamkeit 
den Rubrifen der Acten, und zwar ſowohl in eigentlichen 
Civil⸗ und Sriminals Prozeffualien,, ald auch bezüglidy anderer 
Gegenftände gewidmet wird, ungeachtet die Erfahrung lehrt, 
daß durch unrichtige Rubricirung nicht felten große Verwirrung. 
und andere Inconvenienzen entftehen. Man empfiehlt deßhalb 
ſaͤmmtlichen Unter⸗Gerichten und dem Hofgerichts⸗Secretariate, 
genau immer darauf zu ſehen, daß die Rubriken nicht nur in 
Beziehung auf die betheiligten Perſonen, deren Namen und 
prozeſſualiſche Eigenſchaften, ſondern auch in Beziehung auf 
den Gegenſtand, richtig und vollſtändig ſeyen. In Anſehung 
der betheiligten Perſonen, iſt insbeſondere zu wahren, daß 
Vor⸗ und Zunamen genau angegeben ſeyen, und in dieſem 
nicht varlirt werde, daß, wenn eine Perfon Namens einer 
anderen agirt, die Namen beider aufgeführt werden, und daß, 
wenn in einer höheren Inſtanz nicht alle, in der früheren 
Inſtanz aufgetretene, Perfonen wieder thätig find, nicht auch 
diejenigen Perfonen, 3.8. ald Mitappellanten, genannt werben, 
welche nicht wirklich appellirt haben. Hinfichtlich des Gegens 
ftandes, ift fich einer möglichften Genauigkeit und Specialität 
zu befleißigen und indbefondere find die fo unbeftimmten und 
‘ generellen Rubrifen „pet. debiti, Forderung und Gegen⸗ 
forderungen, Gerechtigkeit betr. u. f. m.“ möglichft zu vers 
meiden, Neichen die Anwälte Schriften mit fehlerhaften 
Rubriken ein, oder in: welchen nicht angegeben ift, für wen 
der Anwalt handelt, ober welche nur generell „Bortrag 
überfchrieben find, ſtatt durch ihren prozeffualifchen Zweck 
bezeichnet zu feyn; 3. B. Appellationd-Einwendung, Gefuch 
um Beförderung der richterfichen Entfcheidung u. f. w., fo 
find folche zu retradiren zur Berichtigung , obgleich zu erwarten 
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iſt, daß auch die Anwälte, ſobald die Gerichte ſelbſt mehr 
Aufmerkſamkeit bethätigen, ſich befleißigen werden, einen Zweck 
zu fördern, der im geſchäftlichen Intereſſe ſo wichtig erſcheint 
und ihnen wiederholt ſchon empfohlen und eingefchärft worden 
iſt.“ TI. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. d. Prov. Starfenb. 
vom 16. Septbr. 1836, „die Rubricirung der Acten 
in Unterfuhungsfadhen betr.” an die Untergerichte, 
„Wir finden und veranlaßt, zu verfügen, daß in Zukunft in 
ben Rubrifen der einzufenbenden Hauptberichte alle Anges 
ſchuldigte, über deren Reat abzuurtheifen ift, namentlich aufs 
geführt und die, feither öfterd gebrauchten Ausdrüde: „„und 
Complicen““ oder „„und Conſorten““ vermieden werben. 
Bei Weibern oder Wittwen verfieht es ſich von felbft, daß 
deren Vornamen und frühere Familiennamen mit angegeben 
werben müffen. 

- Hubegebalt eines Staatsdieners. Rechtsmittel 
gegen ein Straferfenntniß auf temporäre Ent- 
ziehung. P. d. O. A G. Nr. 20. „Rechtsmittel der 
Reviſion wegentemporärer Entziehung des Ruhe— 
gehalts und Verurtheilung in die Unterſuchungs— 
koſten betr. Das Rechtsmittel der Reviſion findet wegen 
zur Strafe erkannter, blos temporärer Entziehung des Ruhe—⸗— 
gehalts, desgleichen, wenn die Hauptſache nicht für das 
Tribunal erwachſen iſt, auch der Koſten halber nicht Statt. 
(In Unterſuchungs⸗Sachen gegen den penſionirten Forſtbe⸗ 
reiter St. in C., Dienſtvergehen betr. Defret v. 7. Jan. 1820. 
Confer. concl. des O. A. Ger. v. 13. April 1815).“ 

Sachverſtändige. J. Ausſchr. Großherzogl. Hofger. 
d. Prov. Oberh. v. 19. März 1821, „die Zuziehung 
von Taxatoren oder Sachverſtändigen irgend 
einer andern Art betr.“ an die Untergerichte: „Wir 
haben bisher in fehr vielen Fällen bei Vornahme gerichtlich ans 
geordnieter Tarationen fowohl, ald auch bei Adhibition von Sach» 
verftändigen anderer Art, die Genauigkeit und Bolftändigkeit 
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vermiffet, die die Legalität und Vollgültigkeit eines folchen 
Acts, nach den befannteften Rechtögrundfäßen, weſentlich 
erfordert. Um nun den hierdurch nothwendig häufig entftehenden 
Nacıtheilen und Berzögerungen zu begegnen, fehen wir ung 
zu den folgenden Beftimmungen genöthigt: 1) In jedem eins 
zelnen Fall find die zuguziehenden Taxatoren befonderd zu 
verpflichten und hierüber in dem Protofoll die erforderlichen 
Bemerkungen unter feiner Vorausſetzung zu unterlaffen. Sollten 
die adhibirten Taratoren indeffen im Allgemeinen zu Taras 
tionen der beftimmten in Frage kommenden Art verpflichtet 
feyn, fo ift nur dieſes Fürzlich in dem Protofoll anzuführen. 
Kommen indbefondere Tarationen von Gebäuden in Frage, 
fo ift in feinem Fall die Zuziehung eines Maurerd und Zim⸗ 
mermeiſters nebft wenigftend zwei hierzu qualificirten Gliedern 
bed Orts⸗Vorſtandes oder des betreffenden Stadtraths, zu 
unterlaffen. 2) Den adhibirten Taratoren ift vor der wirk- 
lichen Vornahme der Schäßung eine beftimmte und fpecielle 
gehörig zu protofollirende Inſtruction zu ertheilen und biefe 
vor allen Dingen den SIntereffenten vorzulegen, auch bei hins 
fichtlich derfelben etwa eintretenden gewichtvollen Berhinde- 
rungsgründen deren Uebergabe auf eine Weife zu bewirken, 
daß über die Identität der gerichtlich ernannten Schäßer, 
und der die Taration unterzeichnet habenden Perfonen nicht 
ein entfernter Zweifel in den Acten übrig bleibt,” zugleich ift 
das deshalb Erforderliche pünctlich in dem Protofoll zu wahren. 
4) Bei der Adhibition von Kunftverftändigen irgend einer 
andern Gattung find völlig gleicdye Normen zu beobachten, 
jo wie überhaupt bie in dieſer Hinficht vorliegenden fpeciellen 
Landesgefege mit aller Genauigkeit zur Anwendung zn bringen. 
Sollten nichts defto weniger künftig Diefe durch die unzweifels 
hafteften Rechtögrundfäge gebotenen Beflimmungen nicht bes 
obachtet werden, fo hat das hiergegen handelnde Zuftiz- Amt 
unnachfichtlich die Verurtheilung in eine Strafe von 2 Rthlr. 


für jeden Contraventiong » Fall zu erwarten.“ II. — e. 
Prozeßordn. DL. 37 


—— 
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Deren Wiederholung P. d. O. A G. Nr. 95. „Die. 
Wiederholung einer, zum Zweck der Beweisführung der Pars 
theien Statt gefundenen Expertiſe, namentlich durch andere 
Sachverſtändige, iſt nur im Falle der Nachweiſung erheblicher 
formeller oder materieller Mängel der früheren Begutachtung 
resp. Zaration, zuläffig. CUrtheil vom 22, Octbr. "1835, 
in Sachen des Großh. Cameralfiscus gegen die Erbbeftänder 
zu Haßloch.)“ 

Schließgebühren der Ortsdiener. Ausſchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Starkenb. vom 14. Febr. 1838 an die 
Unterger, „bie Dekretur und Verrechnung ber ſo— 
genannten Schließgebühren der Ortsdiener betr. 
Nach einer Mittheilung des Großherzogl. Provinzial⸗Commiſſärs 
für die Prov. Starkenb., ſind die ſogenannten Schließgebühren 
der Ortsdiener da, wo ſie ſolche für Bewachung gerichtlicher 
Gefangenen in den Ortsgefängniſſen zu beziehen haben, in 
die von demſelben Auartaliter auf die Großherzogl. Criminal⸗ 
Faffe decretirt werdenden Abungsfoftens Berzeichniffe mit den 
übrigen Verpflegungsfoften aufzunehmen und demnächſt dem, 
von den Sondemnaten beizutreibenden, Unterfuchungsfoften beis 
zufchlagen. Um biöher vorgefommenen Mißverftändniffen zu 
begegnen, finden wir und veranlaßt, hierauf ſaͤmmtliche Unters 
Gerichte mit dem Bemerfen aufmerkfam zu machen, daß fie 
fich hiernach Fünftig zu bemeffen, und zwar dergleichen Schließs 
gebühren, gleich den Atzungskoſten, in die Hauptkoſtenver⸗ 
zeichniffe aufzunehmen, jedoch wegen deren Decretur an den 
Großh. Provinzial» Commiffär fich zu wenden haben. 

Schöffen. Deren Zuziehung bei Unterfuchuns 
gen.*) Im Juni 1823 wurde „höchften Orts“ verfügt, 
daß in jedem BürgermeiftereisBezirf von dem Gemeinderath 
drei Männer präfentirt und als Schöffen befonderd von ben 
Unterzeichneten verpflichtet würden, um immer zwei hiervon 


*) Müller, Lehrb. der gem. deutſch. Criminalproz. Braunſchw. 1837. 
$. 48. ©. 83. Note. B. M. Bd. 1. ©. 38, 


d 
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in Fällen, wo in peinlichen Unterfuchungen und fonften bei 
Leichenfchau u. f. w.*) die Zuziehung von Schöffen noth> 
wendig fey, adhibiren zu können. Es wurde daher den 
Untergerichten aufgegeben, die vorgefchriebene Präfentation 
unverzüglich bewirken zu laffen, und die präfentirt werdenden 
Schöffen nach folgender Eidesformel: „„Ihr ſollt geloben 
und ſchwören einen leiblichen Eid zu Gott dem Allmächtigen, 
daß Ihr in Fällen, wo Ihr in richterlichen Unterfuchungen 
als Schöffen beigezogen werdet, auf Allee, was vorgeht, 
vorgenommen, oder verhandelt wird, die genaufte Aufmerf- 
famfeit verwenden, dem Richter, welcher die Handlung, der 
Ihr beimohnt, leitet, fowie den fonftigen Perfonen, welche 
hinzugezugen werden, was Ihr etwa anders, als diefe, wahrs 
nehmen werdet, forgfältig bemerken, und überhaupt darauf, 
daß die aufgenommen werdenden Protokolle getreu nach der 
Wahrheit der in Eurer Gegenwart vorgenommen werdenden 
Handlungen abgefaßt werden, wachen wollt, zu verpflichten.” 
(Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark, v. 28. Juni 1823, 
und Ausſchr. Großh. Hofger. d. Pr. Oberh. v. 2. Juli 1823.) 
Schriftliche Ausfertigung. Ausfchr. Großh. Hofger. 
d. Prov. Starfenb, v. 23, Detbr. 1824, „die Befannts 
machung landgerihtlider Befchlüffe an die Par— 
thieen und resp. die Betheiligten in bürgerlihen 
NRechtöftreitigfeiten betr.“ an die Untergerichte: „Auf 
Beranlaffung eined dahier vorgefommenen fpeciellen Falls 
findet man ſich, zur Verhütung Fünftiger Anftände und Miß⸗ 
verhältniffe, bewogen, fümmtliche Untergerichte darauf auf 
merffam zu machen, daß von allen Iandgerichtlichen, für Die 
Parthieen und resp. die Betheiligten in irgend einer Beziehung 
wichtigen Auflagen, Benachrichtigungen u. f. m. diefen, neben 
ber etwaigen mündlichen Bekanntmachung, auch jedesmal 
eine fchriftliche Ausfertigung des desfallfigen Defrets u. |. w. 
zuzuftellen und in Händen zu laffen fey.“ 
"6. Augenfhein ıc. ©. 145. 
| 37* 


580 Schulkinder. 
Schulkinder. Deren Beftrafung. I. Ausfchr. Großh. 


‚ Hofger. d. Prov. Stark, v. 20. Decbr. 1834 an d. Unterger., 


\ 


„dere Beitrafung von Schulfindern, wegen Ver— 
gehen, durch die Großh. Kandgerichte betr. Man 
eröffnet hiermit den Gr. Landg., daß Höchften Orts in rubricirtem 
Betreffe verfügt worden fey: 1) daß die Verbüßung von 
Gefängnißftrafen, welche Schulfindern zuerkannt find, fünftig 
ſtets im Schullocal flattfinden, und daß; 2) wenn einem 
Kinde vom Gericht Förperliche Züchtigung zuerfannt ift, diefe, 
in Gegenwart des Lehrers und Ortsſchulvorſtandes vollzogen 
werden fol; wonach fic im Zukunft zu bemeſſen iſt.“*) 
II. Ausſchr. deſſ. Gerichtöhofs v. 21. Dechr. 1835 an die 
Unterger., „die Beftrafung der Schulfinder durch 
dietandgerichtebetr. Dad Augfchr. v. 20. Dechr, 1834 
ift durch eine Verfügung Großherzogl. Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz dahin abgeändert worden: daß Fünftig nur 
foldhe den Schulkindern angefegte Gefängnißftrafen in den 
Schullocalen verbüßt werden follen, welche die Dauer von 


zwölf Stunden nicht überfchreiten; wonach fich in Zukunft - 


zu bemefjen ift.““**) IT. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Starf. v. 22. Febr. 1836 an die Unterger. „Unterfuchung 
gegen den Schulfnaben Johann Belte von Leih— 
geftern, Kreiſes Grünberg, wegen Gelddiebftahlg, 
nun die Beftrafung der Schulfinder betr. Durd 
einen Erlaß Großh. Minifteriums ded Innern und der Juſtiz 
vom 27. San. 1836 ift zu der Verfügung vom 21. Dechr, 1835 
noch nachträglich bemerft worden, daß wenn ein Schulfind 
zu einer mehrtägigen Gefängnißftrafe verurtheift wird, dieſe 
Strafe, in fo ferne ed die Umftände nur irgend geftatten, 
während der Ferien, und ohne daß das Kind mit andern 


*) Gleihen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. 

vo. 18. December 1834. 

**) Gleihen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. oberh · 
v. 28. December 1888. 
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erwachſenen Sträflingen zufammen gefett werde, zu verbüßen 


fey, wonach Sie fich zu bemeffen haben.“ Gleichen Inhalts 
ift ein Augfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 9. Novbr. 
1835 und resp. 4. März 1836. Vergl. überhaupt: G. Hoh⸗ 
bach: Beiträge zum Strafrecht und Strafverfahren, Leipzig 
1836, Nr. II. „Das Strafrecht ded Staats und der 

chule in feinem Wechfelverhältnifje” und Abegg, 

ber das Verhältniß der Strafgewalt des Staats 
zur Familie bei Behandlung jugendlicher Geſetzes— 
übertrerer, mit Rüdfiht auf neuere Geſetzge— 
bungen und Entwürfe (Annalen der bdeutfchen und 
ausländifchen Criminalrechtspflege, begründet von dem Cri⸗ 
minaldirector Dr. Hitig in Berlin und fortgefegt von den 
Gerichtsdirectoren Dr. Demme in Altenburg und Klunge in Zeitz. 


Bd. 2. Altend. 1837. ©. 1— 32). 


Selbftbefreiung aus der Saft. Ausfchr. Großh. 


Hofger. d. Prov. Stark. v. 24. San. 1838 an die Linterger. 


und Großh. Griminalger., „die Competenz zur Beftra- 
fung der Selbftbefreiung aud der Haftbetr. Nach 
den Beftimmungen bed Organifationdedictd vom Sahre 1803 
ift es zweifelhaft, für weldyed Gericht die Competenz zur Bes 
firafung der Selbftbefreiung aus der Haft begründet ſey; in 
unferer Reditfprechung gehen wir jedoch von folgenden Grund⸗ 
fügen aus: daß, abgefehen von folchen Entweichungen, weldye 
ald bloße Vergehen ‚gegen die Gefängniß-Disciplin er 
fcheinen und daher von dem Unterfuchungsrichter oder der, 


die Strafverbüßung überwachenden, Behörde aldbald dis— 


ciplinarifch geahndet werden fünnen, zu unterfcheiden fey - 
zwifchen Entweichung aus dem Detentiond- und dem 
Straf-Arrefte, indem wir angenommen haben, daß zur 
DBeftrafung der erfteren immer derjenige Richter competent 
fey, welcher über das Hauptvergehen, wegen deffen der ent- 
wichene Gefangene in Unterfuhung und Haften ſich befand, 
adzuurtheilen hat, zur Beftrafung der legteren aber dasjenige 
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Stadt» oder Landgericht zuftändig fen, in deſſen Gerichtös 
bezivf die Stafanftalt, woraus der Sträfling entwichen, — 
fey ed nun Zucht» oder Correctionshaus, Bezirfds oder Orts⸗ 
gefängniß, — gelegen ift, mit der Befchränfung jedoch, daß 
überall anflatt der Tandgerichtlichen die hofgerichtliche Competenz 
alsdann begründet fey, wenn der Delinquent entweder jchrifts 
ſäſſig ift, oder wenn die Selbftbefreiung durch folche Mei 
bewerfftelligte worden, welche ein felbftffändiges, vor da 
forum des Obergerichts gehörende, Delict, z. B. grave 
. Gemwaltthätigfeiten gegen die Gefangenwärter, Brandftiftung 
und dergleichen involviren. Um öfteren Anfragen über biefen 
Punkt zu begegnen, finden wir und veranlaßt, fämmtlichen 
Untergerichten von Ddiefer unferer Rechtfprechung Kenntniß 
zu geben.“ 
Selbſthülfe. PB. d. DO. A G. Nr. 61. Strafen 
der Selbfthülfe nah römifhem Recht. „Die Privats 
firafen, mit welchen das decretum divi Marci und bie 
fpäteren,, hierauf Bezug habenden römifchen Gefege die Selbft- 
hülfe bedrohen, finden bei und Feine Anwendung. (Beicheid 
vom 6. April 1832 in Sachen des Fabrifanten €. A. und 
Conſ. zu U. gegen die Gemeinde St., Hutgerechtigkeit betr.)"*) 
Signalement ſich felbft fiftirender Eorrigenden. 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark. v. 22. Febr. 1833 
an die Unterger., „das Signalement fich felbft ſiſti— 
render Corrigenden betr. Man findet fich veranlaßt, 
zur Vermeidung von Anftänden zu verfügen, daß in allen den 
Fällen, in welchen, in Correcttonshaug- Strafe verurtheilte, 
Inculpaten ſich felbft zur Verbüßung ihrer Strafe fiftiren 
wollen, diefen, außer dem gewöhnlichen Schreiben, ein, in 
daſſelbe aufzunehmendes, Signalement mitgegeben werde, Das 


*) Bergl. u. A. Burchardi: „Anwendung des fogenannten deeretum, 
divi Marei bei zweifeitigen Obligationen, in Beziehung auf einen 
Rechtsfall erörtert." S. 419 — 431 des 17. Bandes bed Archivs 
für die civil. Praxis, 


\ 
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mit eine Verwechſelung desjenigen, welcher die — zu 
verbüßen hat, nicht eintreten koͤnne.“ 

Signalement verhafteter Inculpaten. Ausſchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Stark. v. 6. Octbr. 1830 an die 
Unterger., „die Signaliſirung verhafteter Incul— 
paten betr. Man ſieht ſich veranlaßt, ſämmtliche Unter⸗ 
gerichte anzuweiſen, künftig ſogleich bei der erſten 
Verhaftung inculpirter Individuen deren Signalement 
genau aufzunehmen und zu den Acten zu bringen, indem es 
nothwendig auffallen muß, wenn nach etwaiger Entweichung 
eines Arreſtaten in den Steckbriefen bemerkt wird: „„der 
and dem Gefängniß Entwichene habe muth maßlich fo und fo 
audgefehen, fey muthmaßlich fo und fo geffeidet gemefen u. ſ. w.““ 

Soldaten. Deren Ladung während der Hebung s% 
zeit vor bie Eivilgerichte. Unterm 9. Ian. 1832 gab 
Großh. Hofger. d. Prov. Stark. den Unterger. von folgender 
Minifterial- Verfügung 9. 9. Nov. 1831 zur Bemeffung Nach⸗ 
riht: „Dad Großh. Heſſ. Minifter. des Innern und Der 
Suftiz an das Großh. Heſſ. Hofger. dah., auf den Bericht 
vom 26. Octbr. d. J., die Unterfuhung wegen Miß— 
handlung des Conrad Weider von Kirtorf — nun 
bie Ladung der Soldaten während der Uebungs— 
zeit vor bie Civilgerichte betr. Was die Siftirung 
der in den Uebungen begriffenen Soldaten betrifft, fo haben 
die Givilgerichte in allen Fällen, in welchen eine Unterbrechung 
ber Inſtruction durch die Siftirung herbeigeführt würde, als⸗ 
dann von einer PVorladung mittelft Negquifition abzuftehen, 
wenn entweder die Befcdyaffenheit der Sache eine Bernehmung 
des Soldgten durch das einfchlägige Mikitärgericht zu läſtig 
macht, oder die Vernehmung, ohne Nachtheil für die Sache, 
bis zur Beendigung der Inſtruction aufgefchoben werden kann. 
Auch haben die Givilgerichte fo viel ald möglich darauf bes. 
dacht zu ſeyn, daß die Unterfuchungen, in welche folche Leute 
implicirt find, die am fommenden 1. April in den Militärs 
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bienft eintreten müffen, bis dahin beendigt werden. Wir 
beauftragen Sie, hiernad, fidy nicht nur felbft zu bemeffen, 
fondern auch die Ihnen untergeordneten Unter» Gerichte zu 
inſtruiren.“ | 

Soldaten. Erceffe derfelben unter Mißbraud 
bes Säbeld. Ausfchr. d. Prov. Starf. v. 16. Juli 1825, 
„Srceffe von Soldaten unter Mißbrauch des 
Säbels betr., an die Untergerichte: Nach dem Art. 153 
des Militärftrafgefegbuchs "follen Soldaten, welche mit dem 
Säbel ercedirt haben, auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit 
die Befugniß verlieren, außer Dienft den Säbel zu tragen. 
In Folge höchfter Refoluten werben daher fämmtliche Unter» 
gerichte angewiefen, in Fällen, wo bdiefelben in Gemäßheit 
des Art, 184b*) des Militärftrafgefeßbuche über dergleichen 
Erceffe von Soldaten erfennen, jedesmal bei Mittheilung des 
Erfenntniffes.an die betreffende Militärbehörde derfelben auch 
von dem Umftande, daß bei dem Erceffe der Säbel mißbraucht 
worden, Nachricht zu ertheilen.“ Gleichen Inhalts iſt ein 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 26. Suli 1825. 

Sollieitiren, perfönliches, Unterm 19. März 1823 
verfügte Großh. Hofger. d. Prov. Starf., „daß die Hofgerichts⸗ 
Advofaten die Parthieen nicht zum perfönlichen Sollicitiren 
an die Regiftratur, das Hofgerichtds Directorium oder gar 
zu ben Referenten felbft zu ſchicken haben, indem dieſes gegen 
die Drdnung ift und die Anwälte felbft dasjenige thun und 
beforgen müffen, was zum zweckmäßigen Betriebe und zur 
rechtlichen Beförderung der Sache gehört.” 

Spolium. P. d 9 ©. in D Nr. 4. Beweis 
der exceptio spolii. Die exceptio spolü W went 
fie die ihr durch die. Gefeße beigelegten privilegirfen Eigen- 
fchaften genießen fol, binnen 14 Tagen, von der Zeit ber 
Vorfhügung an gerechnet, bewiefen (ed muß wenigftend der 
Beweis angetreten) werden. (Urtheil vom 25. Febr. 1824 
99.6. OD. m. &p. ©. 34, 
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in Sachen des Mititärchirurg K. fchen Ehefrau dahier gegen 
ihren Ehemann.*) (Urtheil vom 28. März; 1832 in — 
B. gegen B.)“ 

Steckbriefe. Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark. 
v. 12. Dec. 1827 an die Unterger. „Nach einer ergangenen 
Verfügung des Großh. Miniſter. des Innern und der Juſtiz, 
kann die Verfolgung eines beſtimmten Individuums, wegen 
eines gemeinen Verbrechens durch Steckbriefe nur von dem 
Richter und keineswegs von dem Landrath ausgehen, indem 
die Erlaſſung von Steckbriefen, gegen ein beſtimmtes Indi⸗ 
viduum, wegen eines gemeinen Verbrechens, unter den poli⸗ 
zeilichen Einleitungen, welche der Art. 43 der Inſtruction für 
bie Zandräthe diefen überträgt, nicht mitbegriffen ift.“ 

Strafanftalt in Dieburg. I. Ausfchr. Großh. Hofger. 
d. Prov. Starf. v. 15. Mai 1833, „das VBerhältniß 
der Strafanftalt zu Dieburg mit dem Corrections— 
hbaufe in Darmftadt betr.” an die Untergerichte. „Da, 
nad höchſter Mintfterial» Verfügung vom 4. dieſes, Großh. 
Hofgericht auf deßfallfige Anfrage die Antwort ertheilt worden 
ift, daß die Strafanftalt zu Dieburg auf-ganz gleicher Stufe 
mit dem hiefigen Gorrectionshaufe ftehe, und man nur, weil 
eine Entweichung zu Dieburg leichter möglich fey, in der 
Regel diejenigen Subjecte ihre Strafe dort verbüßen laſſe, welche 
auf kurze Zeit condemnirt und der Flucht weniger verdächtig 
feyen, ſo wird dieſes hierdurch fammtlichen Landgerichten , zur 
Nachricht und Nachachtung, befannt gemacht.“ II. Ausfchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Stark. v. 17. Mai 1834, „das 
Berhältniß der Strafanflalt zu Dieburg mit dem 
Eorrectionshaus dahier betr.,“ an die Untergerichte: 
„Mit Bezugnahme auf das Augfchreiben vom 15. Mat v. J. 
benachrichtigt man ſämmtliche Untergerichte, daß, nach höchfter 
Verfügung, in den Urtheilen auf Gorrectionshausftrafen der 
Anftalt in Dieburg feine Erwähnung zu gefchehen habe, auch 
#) Diefer Rechtsfall mit dargeftellt bei B. M. Bb. 4. ©. 160 164. 
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die Straͤflinge ſtets in das hieſige Correctionshaus einzuliefern 
ſeyen, und nur, wenn die Gerichte eine Verbüßung in 
Dieburg aus beſonderen Gründen wünſchen, ſie dieſerhalb 
mit dem hieſigen Correctionshausverwalter ſich zu benehmen 
haben.“ a 
Straferlaß. Beguadigung. CHierüber eine befons 
bere Zufammenfiellung.) 
Streitanfündigung (Litisdenunciation). J. P. d. 
O. A G. Nr. 78, „Litiösdenuneciation, insbeſondere 
die Frage über deren Nothwendigkeit betr. Nicht 
bei allen regreſſoriſchen Anſprüchen, ſondern nur bei Entſcha— 
digungsklagen wegen ſtattgefundener Eviction kann aus der, 
in dem früheren Prozeß unterlaſſenen Litisdenunciation eine 
Einrede gegen das Klagrecht abgeleitet werden. Beſchloſſen 
im Großh. Ober⸗-Appellations- und Caſſationsgericht am 
6. Septbr. 1833. Urtheil in Sachen St. zu W. gegen St.. ſche 
Erben zu D. 1829. Desgleichen in Sachen ©. v. H. gegen 
DB. Relicten in R. 1833.” II. P. d. H. ©. in D. Nr. 65. 
„Dei Negreßflagen kann der Beklagte, wenn ihm in dem 
früheren Rechtöftreite zu rechter Zeit Streit verfündigt worden, 
er aber nicht interveniendo bei Gericht aufgetreten tft, 
bem Kläger und resp. Denuncianten nicht den Einwand der 
nachläffigen Prozefführung, namentlich auch nicht, daß der⸗ 
felbe deßwegen unterlegen habe, weil er Vertheidigungs + und 
Beweismittel nicht benußt, welche ihm der Denunciant nad) 
der Litisdenunciation zeitig angegeben habe, entgegenfeßen. 
Nur, wenn. der Denunciant in einem folchen Falle dolose 


gehandelt hat, kann der regrefforifch beflagte Denunctat daraus ı 


einen Einwand herleiten. (Urtheil v. 10. Nov. 1835 in 

Sachen W. zu H. gegen & N. daſelbſt.)“ 
Suecambenzgelder.D 1.9.0.9. Gin D. Nr. 63. 

„Succumbenzgelderbeifevifionen. Wenn über Dienft- 


*) Vergl. bef. de lege ferenda, Götz: „über die Rehtmäßigfeit 
der Succumbenzgelder.". (8.121 — 144 bed 5. Bandes: des 
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barfeiten oder andere Gerechtfame, die nad Tit. 1. 8. 2. 
der proviforifchen Ober» Appellationsgerichtöorbnung ald aps 
pellationdfähig zu betrachten find, ein NRechtöftreit geführt wird, 
und beide Theile einwilligen, daß gegen bad ergangene Ers 
fenntniß nicht die Appellation an das höchfte Gericht, fondern 
die Reviſion EP dem judex a quo ergriffen werden, fo find, 
vorausgefegt, daß das Gtreitöbject feinen fchäßungdfähigen 
Werth hat, die Suceumbenzgelder nad; der bei der Reviſion 
erforderlichen Normalfunme von 150 fl. zu berechnen, mit 
hin auf 7 fl. 30 fr. zu beftimmen, nicht aber nad) der bei 
Appellation erforderlichen Normalfumme von 400 fl. (Ober: 
Appellationdgerichtöverfüg. vom 4. Detbr. 1822, in Sachen 
ded ©, B. zu R. gegen Joh. B. dafelbft Ueberwandlungs⸗ 
recht betr.)“ II. Gem. Befch. d. Hofger. d. Prov. Oberh. 
vom 24. Det. 1831, „Die Erhebung der Succumbenz» 
gelder betr.: Nachdem durch Refeript höchftpreislichen Mis 
nifteriums des Innern und der Juſtiz d. d. Darmftadt, den 
30. Auguft 1831 beftimmt worden tft: 1) daß die Erhebung 
und Verrechnung der Succumbenzgelder den Dbereinnehmereieh 
übertragen werden foll; 2) daß die Quittungen über. die 
gefchehene Hinterlegung der Succumbenzgelder nicht mehr auf 
Stempelpapier zu fchreiben, fondern der erforderliche Stempel 
von den Advocaten bei Production der Quittung vor Gericht 
beizulegen fey; 3) daß der den Erhebern bieher geftattete 
Abzug von zwei Procent der zurück bezahlten Succumbenz> 
gelder nicht mehr ftattfinden fol; 4) daß die Niückgabe der 
Succumbenzgelder von Seiten der Obereinnehmerei, gegen 
Empfang eined vidimirten Auszugs des gerichtlichen Erkennt 
niffes, in welchem die Netradition verfügt worden ift, der 
ſodann ald Ausgabebeleg bei der Rechnung dient und gegen 
Ablieferung der Quittungen erfolgen fol; und endlih 5) daß 
die hiernach ftattfindenden veränderten Einrichtungen vom 
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1. Januar 1832 ihren Anfang riehmen follen; fo wird biefes 
den fämmtlichen Großh. Hofgerichtsadvocaten und Procuras 
toren zu ihrer Nachachtung hierdurch befannt gemacht.“ 

Syndicus piorum corporum. Die Verordnung 
vom 2. Juli 1785, unterm 18. Detober 1808 auf die neuen 
Sande auögedehnt, (A. d. G. u. V. Bd. 1. 329) fchreibt 
vor, daß zwar die pia corpora von der Erhebung der Suc⸗ 
cumbenzgelder dispenfirt, jedoch deren Syndici, ftatt deren, 
ben Appellationdeid, und zwar in ihrer eigene Seele, ab» 
ſchwören ſellen.“ 

Tabakrauchen und Weintrinken. J. Ausſchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Stark. vom 27. Det. 1824, „das Raus 
chen bei Abhaltung der Gerichtötage, fomwie auf 
den Regiftraturen der Gerichte betr.,“ an die Unter- 
gerichte: „Es ift Großh. Hofgericht vorgefommen, daß hier 
und da von Einem oder dem Auderen des Gerichtsperſonals, 
während der Abhaltung der Gerichtötage, oder aud) in den 
Regiftraturen geraucht wird. Da Erftered mit der Würde 
ded Dienftes durchaus unvereinbarlich und Legtered der noth- 
wendigen Sorge, die Acten vor jedem Untergange möglichft 
zu bewahren, widerfprechend ift, fo wird den Untergerichten 
. hiermit aufgegeben, diefen Mißbrauch, wo er eingefchlichen 
feyn follte, bei Vermeidung ernftlicher Ahndung, unverzüglich 
aufzuheben.“ II. Augfchr. Großh. Hofger..d. Prov. Oberh. 
v. 1. Dec, 1827, „das Verbot des höchſt unanftändigen Tas 
bafrauchend und Weintrinfend im Landesgerichtslocal betr., * 
‘an die Untergerichte: „Wir haben mißfälig in Erfahrung 
gebracht, daß bei einem und dem andern Landgerichte ein 
Theil des Landgerichts » Perfonald fi ich erlaubt ‚hat, in dem 
Gerichtölocale Tabak zu rauchen und Wein zu teinten. Wir 
ſehen und deßhalb veranlaßt, dieſe höchft unanftändige Hand» 
Iungsweife hierdurd; ganz allgemein mit dem Anfügen zu uns 
terfagen, daß jeder einzelne Conventionsfall mit einer Strafe 
von 2 Reichsthalern von und belegt werden wird." — Bergl. 
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Puchta: Beiträge für Gefeßgebung und Praris des bürgers 
lichen Rechtsverfahrens, Band 1. Erlangen 1822, Nr. ve. 
Etwas über Anftand und Scidlichfeit bei der 
Rechtsverwaltung ıc. | SR: 
Transport von Ingnifiten u, Züchtlingen. J. Ausſchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 13. Aug. 1822, an bie 
Unterger.: „Da ed von Wichtigkeit ift, daß die Sträflinge, 
welche nach ihrer Verurtheilung aus dem Detentiondarreft nad) 
Marienfchloß abgefendet werden, im Falle fie an Kräge oder 
- fonftigen anftectenden Uebeln leiden, gehörig bezeichnet werben, 
damit fie bei dem Transporte fic nicht unter einander legen 
und resp. ihre Begleiter anftedten, fo weifen wir Sie an, {im 
Führungsbefehl die jedesmalige Krankheit des zu transporti⸗ 
renden Straͤflings, im Fall fie anſteckend iſt, zu bemerken, 
wonach. Sie ſich genau zu bemeffen haben.“ IL. Ausichr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 11. Sept; 1823, an Die 
Unterger.: „Höchften Orts ift gnädigft verfügt worben, daß 
nur mit Gefundheitöfcheinen verfehene Züchtlinge nad) Mariens 
ſchloß abgeſchickt, bei Kranken aber vorerft eine gebrängte 
ſchriftliche Darftellung ihres Gefundheitäzuftandes eingefendet 
«werben folfen, damit beurtheilt werden fünne, ob bie Kranken 
erft in loco zu heilen oder abzuſchicken ſeyen. Sie haben ſich 
in vorfommenden Fällen hiernach zu achten, und wenn Sie 
Kranfe nach Marienfchloß einzufchicken haben, jedesmal vors 
her eine gebrängte fchriftliche Darftellung ihres Gefundheitd- 
zuftandes an ung einzuſenden.“ III. Ausſchr. Großh. Hofger. 
d. Prov. Stark. vom 2. Juni 1823 und Großh. Hofger. d. 
Prov. Oberh. v. 27. Mai 1823, „das Geſuch der Ges 
meinde Rodenburg um Bergütung der für das 
Marienfchloffer Zuchthaus geleiftete Fuhren, modo 
die Koften des Transports von unvermögenden 
Inquiſiten und Züchtlingen im Allgemeinen betr, 
an das peinliche Gericht und die Untergerichte:. „Großh. 
geheimed Staats» Minifterium des Innern und der Zuftiz hat 
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fich bewogen gefunden, über die Koften ded Transports von 
unvermögenden Inquiſiten und Züchtlingen, welche zu Fuß 
nicht fortgebracht werben Fünnen, nachfolgende, mit den der⸗ 
maligen Verhältniffen und Einrichtungen übereinftimmende, all 
gemeine Borfchriften für die Prov. Stark. und Oberh. zu 
erlaffen: 1) Wenn Inquifiten oder Züchtlinge, zum Behuf 
von Vernehmungen oder Eonfrontationen, von einer andern 
Behörde requirirt werben, und an ben Sit bderfelben gebracht 
werden müfjen, fo hat die requirirende Behörde für die Bes 
richtigung der Xransportkoften Sorge zu tragen. 2) Wenn 
Inquiſiten in einer gegen fie eingelcdeten Unterfuchung, zum 
Bwed der Unterfuhung, an einen andern Ort gebradıt wer⸗ 
den müffen, fo hat die Griminalcaffe des Gefänaniffes, in 
‚welchem die Inquiſiten verhaftet find, die Koften des Trands 
portd zu beftreiten. 3) Wenn Inquiſiten aus einem Des 
tentiondgefängniß, fey ed num in ein Zuchthaus oder nad) 
Haus, weggebracht werden, jo hat die einjchlägige Sriminals 
caffe die Koften des Transports zu tragen. Die Criminal⸗ 
caffe hat auch die Transportloften bei vermögenden {ns 
quifiten, bei ihrer Entkaffung alddanı zu beftreiten, wenn 
folche nicht in die Uinterfuchungsfoften verurtheilt worben find. 
4) Wenn Züchtlinge aus dem Zuchthaufe ganz oder auf einige 
Zeit entlaffen werden, fo find die Transportkoften aud der 
einfchlägigen Zuchthauscaffe zu berichtigen.“ IV. Ausſchr. 
Großh. Hofg. d. Pr. Stark. v. 7. Juli 1823 in gleichem Betreff 
an das peinliche Gericht und die Unterger.: „Die Beftimmung, 
melche durch das Generale v. 2, Juni unter Nr. 4. befannt 
gemacht worden ift, hat höchiten Orts folgende Modificationen 
erhalten: a) daß, wenn die Entlaffung unbedingt gefchieht, 
dem Entlaffenen aber zu feinem Fortfommen eine Fuhre zu 
ſtellen ift, derfelbe auf der fogenannten Bettel- oder Reihe⸗ 
fuhr, alfo unentgeldlidy, von Ort zu Ort transportirt wer⸗ 
den müſſe; b) daß, wenn der Entlaffene in feiner Heimath 
‚unter polizeiliche Aufficht geftellt wird, und zu dem Ende 
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feiner Obrigkeit überliefert werben fol, deffen Transport anf 
dem fogenanaten Schub, alfo ebenfalld unentgeldlich, zu bes 
wirken jey, und c) ber Gemeinde NRocdenburg, in Berüds 
fichtigung, daß durch das Beftehen der Zuchthausanftalt zu 
Marienfchloß die Nothwendigfeit zur Stellung einer Fuhr zum 
Transport der Entlaffenen häufiger, ald anderwärts, bei der 
felben eintritt, für .eine folche Fuhr bis zur naͤchſten Haupts 
ftation, alfo in der Regel bis Friedberg oder Butzbach, Erfag 
geleiftet werden, von da an aber der Transport, wie biäher, 
resp. auf der Bettelfuhre oder auf dem Schub gefchehen ſolle.“ 

Gleichen Inhalts ift ein Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov, 
Oberh. v. 15. Juli 1833, V. Ausſchr. Großh. Meinifteriumd 
des Innern und der Juſtiz vom 12, Dec. 1835, betr. „die 
Petition der beiden Kammern der Stände um 
Uebernahme der durch den Transport und die Bers 
pflegung unvermdgender, definitiv aus den Gen» 
tralgefängniffen entlaffener, Züdtlinge entfte- 
heuden Koften auf die Staatscaffe, an die Großh. 
Prod,» Eommiffariate dahier und zu Gieffen, an die Großh. 
Prov.⸗Commiſſäre dahier, zu Gteffen und Mainz und an 
fammtliche Großh. Kreisräthe: Der von den beiden Kam⸗ 
mern der Stände auf dem gegenwärtigen Landtage geftellte 
rubricirte Antrag hat die allerhöchfte Genehmigung erhalten, 
und es find dem zu Folge vom 1. Jan. 1836 an die Koſten 
für Transport und Verpflegung unvermögender, aus 
den Gentralgefängniffen entlaffener, Züchtlinge nicht mehr von 
den Gemeinden, fondern von der Staatdcaffe zır beftreiten. 
Indem wir Sie hiervon zu Ihrem Bemeffen und zım weitern 
geeigneten Verfügung, namentlich Bedeutung der Großh. Bürs 
germeifter hiernach, in Kenntriß fegen, bemerken wir Ihnen, 
den Großh. Prov. »Commiffären, zugleich, daß diefe Trans⸗ 
ports und Verpflegungsfoften auf die Gaffen der betreffenden 
Gentralgefängniffe und Zuchthäufer zu übernehmen find, und 
daß demnach der Transport und die Verpflegung eined ent 
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laffenen unvermögenden und einer Fuhre bedürfenden Sträflingd 
von dem Drt des betreffenden Sentralgefängniffes bis in feine 
Heimath und zwar, infoweit e8 den Transport betrifft, zu 
veraccordiren, was dagegen die Verpflegung betrifft, durch 
Ausmittelung und Beſtimmung eined, der Entfernung ent 
fprechenden, Reiſegeldes zu Teiften, und der fich hiernach 
ergebende ganze Koftenbetrag aud ber Kaffe dieſes Centrals 
gefängniffes zu zahlen ift. Sie, die Großherzogl. Provinzial 
Sommiffäre, haben übrigens dafür zu forgen, daß nur foldhen 
Züchtlingen bei ihrer Entlaffung aus den Strafanftalten Fuhren 
und Neifegelder bewilligt werden, welche derfelben wirklich 
bedürfen,“ 

. Turnus für zahlbare Dfficialfachen. I. Ausfchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Starf. v. 16. Octbr. 1822, „den 
bei den Landgerichten für zahlbare Dfficialfadhen 
einzuführenden Turnus betr.,“ an die Unterger.: „Bei 
der, durch die fi vermehrende Anzahl der Armenparteien in 
bürgerlichen Rechtöftreiten für die, folchen ald Offtcialanwälte 
beftellt werdenden Hofger.-Advocaten fühlbar werdenden Laft, 
fand man es, zu einiger Audgleichung durch zahlbaren Vers 
dienft, der Billigfeit angemeffen, nach einem deßfalls gefches 
henen Antrage, bei Großh. Hofgericht die Anordnung zu 
treffen, Daß auch bei bezahlt werdenden Dfficialfachen, wohin 
vorzüglich Die Sontrabdicturen bei Concurſen gehören, ebenfallg, 
wie bei den nicht bezahlt werdenden Dfficialarbeiten, für die 
Advocaten einen Turnus einzuführen. Da nun diefe Einrich- 
tung die Veranlaffung zu dem weitern Antrage wurde, Erftere 
auch bei den Landgerichten einzuführen, und eine gleiche Bes 
handlung bei diefen, durch einen hier eintretenden gleichen 
Grund gerechtfertigt wird; fo erwartet man von den Großh. 
Landgerichten, daß fie, in Uebereinftimmung mit der Hofges 
richtlichen Einrichtung, ebenfalls, wegen der zahlbaren Offis 
cialgefchäfte, einen Turnus für die Hofgerichtd- Advocaten 
alsbald, und zwar nad) dem Alter ihrer Anftelung, einführen 
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und davon, ohne befondere erhebliche Gründe, nicht abweichen 
werben, von deſſen ordnungsmäßigen Einhaltung man fich 
von Zeit zu Zeit verläffigen wird.” II. Weitered Ausfchr. 
vom 27. Nov. 1822 in gleichem Betreff: „Um die von 
einigen Zandgerichten, wegen der Ausführung der, in obigem 
Betreff am 16. vor. Mon. befchloffenen Anordnung bemerften 
Anftände zu befeitigen, wird man, hinfichtlich der Unterger., 
für die bei denfelben zu beftellenden Officialanwälte bei Großh. 
Hofgericht einen Turnus eröffnen. Die Untergerichte haben 
daher, fo oft ein Officialanwalt zu beftellen ift, dieſes mit 
der Bemerkung zu berichten, welche Advocaten etwa dem 
Gegentheile fchon bedient, oder aus welchen fonftigen Grün- 
den, durch Beitelung eines beftimmten Individuums, eine 
Abweichung von dem Turnus wünfchenswerth feyn möge, * 
Unfleferlichfeit und Undentlichkeit. Ausfchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Stark. v. 8, Dec. 1824, „die Unters 
fchriftenunter Berihten, Protofollen, die Schrift 
der Protofolle felbft und die durch das Snfceribiren 
der Befchlüffe auf die Eingabe entftehende Uns 
leferlichkeit derfelben betr.“ am die Unterger.:, „Es 
iſt vielfältig wahrgenommen worden, daß 1) die Unterfchriften 
der Berichte, ja felbft der Protokolle, fehr undeutlich, fogar 
manchmal völlig unleferlichh waren, 2) daß die Protofolle 
felbft fo undeutlich gefchrieben waren, daß fie nur mit großer 
Mühe gelefen werden konnte, 3) daß manchmal in den Protos 
follen undeutliche Correcturen und Durchflreichungen einzelner 
Stellen, und nicht beglaubigte Randbemerfungen, ungeachtet 
diefed in der Dienftinftruction der Landrichter unterfagt ift, 
enthalten waren; 4) daß durch das Inferibiren ber Befchlüffe 
auf Eingaben, wo der dazu erforderliche Raum durchaus 
nicht vorhanden war, nicht nur die Befchlüffe fehr unlesbar, 
fondern audy die Eingaben felbft fehr verunftaltet worden find, 
während beides in den meiften Fällen fchon dadurch mit 
leichter Mühe hätte vermieden werden Tonnen, wenn ber 
Drozeßordn. U. 38 
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Beſchluß an dad Ende der Eingabe, oder auf deren Rückfeite 
und auf deren erfte Seite die Worte: Siehe die Verfügung 
auf der Rückſeite, oder zu Ende — geſetzt worden wäre. 
Es wird daher Denjenigen, binfichtlich welcher vorſtehende 
Demerfungen Anwendung finden, aufgegeben, folche Anftände 
fünftig zu vermeiden. Sinsbefondere find auch die Großh. 
Landgerichtdactuarien hiernach zu bedeuten.“ 
Urkunden : Productions - Termine. Deren Ab» 
haltung. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark, vom 
2. Juli 1836, „die Abhaltung der Urfunden- Pros 
Ductiond-Termine betr.“ an die Unterger. „Man hat 
bisher öfters die Wahrnehmung gemacht, daß in den Urkunden 
Productiond » Terminen die vorgelegten Originalien, nad) Her⸗ 
ftellung ihrer Aechtheit, den Producenten fofort zurüdigegeben 
worden find, ohne daß zuvor deren vollftändige Leberein- 
ftimmung mit. den, bei den Acten zurückbleibenden Abfchriften 
actenmäßig gemacht worden war. Da indefjen ein gerichtlicher 
Act, wodurch diefe Hebereinftimmung beurkundet wird, durchaus 
unentbehrlich ift, um die bei den Acten zurückbleibenden Abs 
fchriften der Entfcheidung zum Grunde legen zu können, auch 
biefer Act in unferer Randesprozeßordnung Th. 1. Tit. 5. 
$. 9 und Th. 2. Tit 5. $. 11. ausdrüdlich vorgefchrieben ift, 
fo gibt man den Untergerichten auf, in dem angedeuteten 
Falle Fünftig immer zu refpiriren, daß vor Rückgabe der pros 
ducirten Driginalurfunden deren vollftändige Lebereinftimmung | 
mit den, bei den Acten bleibenden, gewöhnlich ſchon früher 
übergebenen Abfchriften, gehörig actenmäßig gemacht werde.“ 
Bagabundiren. I. Ausjchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Starf. v. 16. Juni 1824, „die Strafbefugniß der 
Adminiftrativ-Collegien bei Polizeivergehben betr.“ 
an die Unterger.: „In Beziehung auf den rubricirten Gegens 
ftand üt von dem Großh. Minifterium des Innern und der 
Zuftiz in einer Verfügung an Großh. Regierung dahter, Fol⸗ 
gendes audgefprochen worden: „„Die Regierungen haben, 
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außer ber Befugniß, über die Recurſe von Strafverfigungen 
ber Landräthe zu erkennen, außer die Disciplinarftrafgemwalt 
über die ihnen untergebenen Angeftellten, welche die Dienft- 
pragmatif beftimmt, und außer der, jedem Kolleg zuftehenden, 
Befugniß, die Ungebühr der, an es handelnden Advokaten 
zu rügen, keine Strafbefugniß, außer a, wo ſie ihnen ein 
beſonderes Geſetz beilegt, z. B., wie in der Verordnung 
wegen des Hauſirens mit irdenen Waaren, geſchehen iſt, 
oder b, wenn fie eine, zu ihrer Competenz gehörende Polizei⸗ 
Verfügung  pönalifirt haben, was fie nach der Verordnung 
vom 24. Mai 1820 bis auf 100 fl., oder gleichfommende 
förperliche Strafe, ohne Berichterftattung, zu thun, und dann 
auch die Strafe zu vollziehen, befugt find. In einer fpäteren 
Minifterialverfügung wird das ad b Angegebene darauf bes 
fhränft, wenn die Großh. Regierungen polizeiliche Anords 
nungen für alle Fälle verpönt haben, und es wird namentlich, 
in Beziehung auf die Beftrafing der Bagabunden bemerkt, 
daß die erften Warnungs- Strafen derfelben die Gränzen der 
polizeilichen Strafgewalt nicht überfchreiten könnten und daher 
von den Polizeibehörden zu verhängen ſeyen, daß aber in 
MWiederholungsfällen, mo die, denfelben eingeräumte Strafbes 
fugniß nicht mehr ausreicht, die Vagabunden an die Großh. 
Hofgerichte zur Beftrafung-ihres, fchon durch die frühere Neiches 
Polizei⸗Geſetzgebung ald ftrafbar anerfannten, vagirenden Lebens, 
abgegeben werden müßten.” Indem man diefe, von dem 
Großh. Minifterium des Innern und der Suftiz ausgefprochenen 
Grundfäge wegen ihres Intereffe für die Juſtizverwaltung 
zur Kenntniß der Unterger. bringt 2. II. Ausfchr. Gr. Hofger. 
d. Prov. Stark. v. 23. Febr. 1825, „die Beftrafung 
der Bagabunden betr., an die Unterger.: „Es ift in 
dem Generale vom 16. Juni 1824, die Strafbefugniß der 
Adminiftrativ s Eollegien bei Polizeivergehen betreffend, aus 
drüdlich gefagt, daß die Bagabunden, bei Wiederholungs⸗ 
fällen ihres vagirenden Lebens, wo die, den Adminiftrativs 
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Behörden eingeräumte, Strafbefugniß nicht mehr ausreiche, 
an die Großh. Hofgerichte zur Beftrafung abzugeben feyen, 
Dies ift auch völlig den über die Competenz der Unter und 
Mittelgerichte in Straffachen beftehenden, gefeglichen Be— 
ftimmungen angemeffen, da das Drganifationd - Edift vom 
12. October 1803 nirgends die fragliche Beftrafung den Unter 
gerichten ausdrücklich zumeißt und das höchfte Maas der, von 
den Adminiftrativ-Collegien gegen Bagabunden verhängt werden 
fonnenden Strafen, die allgemeine Strafbefugniß, welche im 
$. 5. unter Art. 1. des fraglichen Organifationd > Ediftd den 
Untergerichten eingeräumt wird, überfchreitet. Die Unterge 
richte werden daher angewiefen, in Fällen, wo die Bagabunden 
zur Beitrafung an die Gerichte abgegeben werden, nach vor 
heriger gefeßlicher Unterfuchung, die Acten zur Entſcheidung 
an Großh. Hofgericht mit ihrem, nad) den beftehenden Vor 
fchriften zu erftattenden, Bericht, einzufenden und ſich felbft 
der Beftrafung zu enthalten.” 

Verfahren gegen Kaffebeamte, welche Neceile 
machen. Das hierüber beftehende Geſetz v. 8. Jan. 1831 iſt des 
Inhalte: „Art. 1. Bei einem Beamten, der vermöge feines Amtes, 
fey diefed fein Hauptamt, oder ein Nebenamt , entweder dei 
Staate oder den unter deſſen fpecieller Aufficht und Leitung 
ftehenden Fonds und Anftalten gehörige Gelder oder Naturalien 
zu erheben oder zu verwalten hat, ift ein Kaffendefect oder 
Receß alddann vorhanden, wenn fich nicht fo viel am baarem 
Gelde oder an Effekten, deren Annahme die betreffende Der 
waltungsbehörbe für zuläfftg erfennt, in der Kaffe ober I 
viel an Naturalien in den Magazinen vorfindet, als bei vol 
ftändiger Aufzeichnung der Einnahme, nach Abzug der Aus 
gaben, zu welchen der Kaffebeamte ermächtigt oder angewieſen 
war, vorhanden ſeyn ſollte. Hat der Kaſſebeamte Ausgaben 
geleiſtet, zu denen er zwar nicht ermächtigt war, welche aber 
von der Art find, daß fie nachträglic) von der Verwaltunge⸗ 
behörbde genehmigt werden müſſen, fo follen diefe — vorbe⸗ 
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hältlich der etwa von dem Beamten verwirften Didciplinars 
ftrafe — bei dem Abfchluffe der Bilanz in Rechnung genommen 
werden. Art. 2, Wenn ſich bei einer von der Verwaltungss 
oder von der Rechnungs + Reviftond » Behörde veranlaßten 
Vifitation durch den Kaſſenſturz und durch den Abfchluß der 
Rechnungsbücher ein Defect ergibt, den der Kaffebeamte nicht 
auf der Stelle rechtfertigen fann, fo hat der Bifitationds 
commiffär jogleich der dem Rechner vorgefegten Verwaltungs⸗ 
behörde Anzeige davon zu machen, worauf diefe jofort eine 
abminijtrative Unterfuchung zu verfügen, und, nach dem 
Nefultat derfelben, in Gemäßheit der Beftimmungen des 
Art. 23. ded Edictd vom 12. April 1820 über die öffentlichen 
Dienftverhältniffe der Eivilftaatöbeamten,*) entweder reis 
fprechung oder eine Disciplinarftrafe oder Stellung vor Gericht 
zu erkennen hat. Ebenfo hat die Berwaltungsbehörde zu ver 
fahren, wenn fidy bei der von der Redynungd-Revifionds Behörde 
geichehenen Rechnungsreviſion ein Paſſivreceß des Rechners 
ergeben hat. Art. 3. Wenn die Verwaltungs⸗ oder Rechnungs⸗ 
Reviſions-Behörde ſelbſt oder durch einen Viſitationscommiſſär 
einen Abſchluß formirt hat, welcher einen Defect ergibt, der 
von dem Kaſſebeamten im Laufe der adminiſtrativen Vers 
handlung durch Unterfchrift oder auf andere Weife anerkannt 
worden ift, fo foll diefes Anerfenntniß die Wirfung eines vor 
dem competenten Gerichte abgelegten Anerfenntniffes haben. 
Verweigert der Beamte die Anerkennung, fo ftreitet gleichwohl, 
auch bei den Gerichten, die rechtliche Vermuthung für bie 
*) Diefer Art. iſt des Inhalts: „Bei Anfchuldigung oder Verdachte 
einer Amtsverlegung hat das vorgefegte Colleg, mit dem Recht 
einftweiliger Sufpenfion vom Dienft, die vorläufige Unterfuchung. 
Zum Behuf derfelben find die Vermwaltungscollegien berechtigt, eid- 
lihe Zeugniffe zu fordern. Der Erfolg diefer Unterfuhung ift Er: 
klaͤrung ber Unſchuld oder Erkennung einer Disciplinarftrafe, oder, 
wenn entweder eine höhere Strafe zu erkennen ober gerichtliche 
Special =Unterfuhung (Berfegung in ben Anklageftand) nothwendig 
ift, Stellung vor Gericht, womit ftets Sufpenfion vom Dienft und 
Gehalt verbunden iſt.“ 
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Nichtigkeit des formirten Abfchluffes, und der Kaffebeamte ift 
verbunden, die behauptete Unrichtigfett deffelben nachzumeifen. 
Art. 4. Wenn der Kaffebeamte von der ihm vorgefeßten Vers 
waltungsbehörde vor Gericht geftellt wird, und der Kaffe 
defect oder Neceß, wenn fich auch die Veranlaffung deffelben 
burch die adminiftrative oder gerichtliche Unterfuchung nicht 
aufgeflärt hat, die Hälfte ber geleifteten Gaution, oder da, 
wo feine geleiftet ift, die Summe von 150 fl. an Geld oder 
Geldeöwerth überfteigt, fo fol die einfache Dienſtentlaſſung 
ded Kaffebeamten von diefem Amte und der Berluft feiner 
hierauf fi gründenden Anfprüche auf Penfion von dem Ges 
richte ausgeſprochen, und, infofern es gefchehen kann, zugleich 
über die Verbindlichkeit zum Erſatze des Defectd oder Recefjes 
erfannt werden. Art. 5. Ergibt fich aus der adminiftrativen 
Unterfuchung, daß zwar der Defect oder Neceß die im Art. 4. 
bezeichnete Größe nicht erreicht, dem Kaffebeamten aber Doch 
Unordnung oder Nachläffigkeit dabei zur Laft fällt, fo treten 
in den beiden erften Fällen diefer Art die gewöhnlichen Diss 
ciplinarftrafen ein. In dem dritten Falle aber Fann der Beamte 
vor Gericht geftellt werben, und die Gerichte haben alddann 
auch hier, nach der Vorfchrift des Art. 4., auf Dienftentlaffung 
und auf Berluft der Anfprüche auf Penſion zu erkennen. 
Art. 6. Ergeben ſich aus der adminiftrativen Unterfuchung 
gegen einen Kaffebeamten die Gewißheit oder rechtliche Ver—⸗ 
dachtsgründe eines begangenen Betrugs oder der Unterfchlagung, 
‚ fo ift der Beamte jedenfalld vor Gericht zu ftellen. Die Ges 
richte haben alddann nach den beftehenden criminalrechtlichen 
Grundfägen und Vorfchriften zu verfahren. Erachten fie den 
Angefchuldigten des Verbrechens des Betrugs pder der Unter 
ſchlagung nicht für übermwiefen, fo haben fie nach den in Den 
Art. 4. und 5. erlaffenen Beftimmungen zu erfennen; finden 
fie dagegen einen Betrug oder Dad Verbrechen der Unterfchlagung 
für erwiefen, fo find, neben der Caffation, diejenigen Strafen 
gegen den Kaffebeamten auszufprechen, welche die Gefege 
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wegen diefer Verbrechen verhängen. Den Gerichten bleibt 
ed, wenn fie den Receß oder Defect an und für fich ald bes 
gründet erfennen, unbenommen, aldbald die Dienftentlaffung 
auszufprechen und die Frage, ob fich der Angefchuldigte eines 
Betrugd oder der Uniterfchlagung fchuldig gemacht hat, einer 
weiteren Unterfuchung und Aburtheilung vorzubehalten, Art. 7. 
Die Entfchuldigung ded Kaffebeamten, daß ihm das Fehlende 
entwendet worden ſey, kann ihn, wenn er darüber nicht Beweis 
zu führen vermag, in feinem Falle von dem Erjage und von 
deu Strafen befreien, welche in den Art. 4. und 5. beftimmt 
find. Kann von dem Kaffebeamten über etwa erlittenen Raub 
oder Diebftahl oder irgend einen unabmwendbaren Zufall auch der 
Beweis erbracht werden, fo hat er doch noch ferner zu bes 
weijen, daß ihm Feine Vernachläffigung oder Nichtanwendung 
‚ber erforderlichen Sicherheitdmaßregeln zu Schulden komme, 
“ wenn er anderd von der Verbindlichkeit, dad Fehlende zu 
erſetzen, foll befreit werden fonnen. Art. 8. Seder Kaffebeamte, 
welcher wegen Kaffedefectd in Unterfuchung gerathen und nicht 
völlig freigefprochen worden ift, foll bei der Entfcheidung der 
Sache, erfolge nun diefe auf dem adminiftrativen oder ges 
richtlicyen Wege, neben der verwirften Strafe und der Vers 
bindlichfeit zu vollftändigem Erfage des durdy ihn verurfachten 
Schals, jedenfalld in die Koften der Unterfuchung, fo wie, 
wenn 6 fuspendirt war, in bie Koften ‚der interimiftifchen 
Verwaltung feined Dienfted verurtheilt werden. Iſt die Vers 
urtheilung auf adminiftrativem Wege erfolgt, fo findet, nad 
Art. 10. des Gefebed vom 9. März 1824,*) von dem Er; 
Fenntniffe über den Koftenpunft des Rekurs an den Staates 







*) „Gefes wegen des Edictd Über die Verhältniffe der Civil: Staatd- 
beamten.“ Im Art. 10, beißt e8: „In allen Fällen, wo ein 
Abminiftrativs Colleg in der Hauptfahe zu erkennen hat, gebührt 
ibm aud das Urtheil darüber, ob der in Unterfuchung gerathene 
Staatsdiener die Koften der Unterfuhung und ber interimiftifchen 
Verwaltung des Dienftes zu tragen habe. Won diefem Erkenntniffe 
Über den Koftenpunkt findet der Rekurs an den Stoatsrath Statt.“ 
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rath Statt; auch fann der Kaffebeamte, wenn ihm in Folge 
der abminiftrativen Unterfuchung von der Rechnungd-Revtfionde 
Behörde bei Reviſion und Abjchließung der Rechnung ein 
Paffivreceß formirt wird, wegen dieſes Neceffes, nach dem 
Edict vom 23. Junius 1821, Art. 3., Nr. 6., den Rekurs 
eleftiv an den Richter oder an den Staatdrath nehmen, Art. 9. 
Kein Kaffebeamter, welcher fuspendirt war, kann, falld ein 
- Theil der von ihm geleifteten Caution zur Deckung des vors 
gefundenen Defectd eingezogen werben mußte, in feine vorige 
Stelle wieder eingefegt werden, wenn er nicht die urfprüngliche 
Dienftcaution wieder vervollftändigt hat. Art. 10. Ein Kaffes 
beamter, welcher, in Gemäßheit der vorftehenden Beftimmungen, 
vom Dienfte mit Verluft feiner etwaigen Anfprüche auf Penfion 
entlaffen worden ift, hat das Recht, die gefegliche Penfion 
von dem Tage an, wo er feinen Gehalt entbehrt hat, zu 
fordern, wenn er in der Folge feine volle Unfchuld nachweifen 
und biefe entweder von der höchften Adminiftrativ- Behörde 
anerkannt oder von der richterlichen Behörde, fo weit e8 Die 
betreffenden Geſetze zulaffen, ausgefprochen werden follte. 
Art. 11. Alle früheren Gefege und Verordnungen über Die 
Beftrafung der Kafjebeamten wegen Neceffen, namentlich Die 
am 24. März 1778 erlaffene, unterm 30. März 1812 erneus 
erten Berordnung**) und der $. 13. des Edicts vom 1 ärz 
1818,***) find, mit Ausnahme der in den peinlichen Meſetzen 


*) Verordn. Über bie Errihtung und Organifation einer Rechnungs: 
kammer.“ Es heißt in derfelben Art. 3. Nr. 6. „Findet fi ein 
Rechner durch die Entfheidung der Rechnungskammer bei Revifion 
feiner Rechnung beſchwert, fo hat er die Wahl, ob er den Rekurs 
im abminiftrativen Weg, ober im Wege Rechtens ergreifen will.“ 

**) ſ. E. 9. 2b. 1. ©. 266. Bd. 2. ©.434. Bd. 4. S. 202. 210. 
241. A. d. 6 u. V. Bd. 1. ©. 718. 

***) „Strafgeſetz, die Verlegung und Vernachläſſigung der Dienſtpflichten 
ber Staatsdiener betr.” (A. d. G. u. V. Bd. 2. ©. 482), Es 
heißt dort im $. 13. Sag 1. diefes Geſetzes: „bie Strafe ungetreuer 
Berwalter öffentl. Saffen find in der a. 24. März 1778 erlaffenen, 
unterm 30. März 1812 erneuerten Verordn. befonders beftimmt. “ 
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auf Betrug, Unterfchlagung oder andere, bei Receſſen cons 
£urrirende Verbrechen gefeßten Strafen, aufgehoben. Art. 12, 
Bei denjenigen Kaffebeamten, welche ausdrücklich mit Vorbe⸗ 
halt des Widerrufs angeftellt find, fteht e8 der Staatsregierung 
nach wie vor frei, von diefem Vorbehalte Gebrauch zu machen, 
fo oft fie es für nothwendig hält, und es finden Daher ind- 
befondere die VBorfchriften im Art, 5. des gegenwärtigen Geſetzes 
auf die bezeichneten, auf Widerruf angeftellten Kaffebeamten 
feine Anwendung. Daffelbe gilt von den Gemeinderechnern, 
fo wie von denjenigen Verwaltern oder Verrechnern von 
Hofpizien, milden Stiftungen oder andern Fonds, welche nad) 
ben beftehenden Gefegen und Verordnungen aus Gründen ber 
Verwaltung und ohne richterlicheg Erfenntniß ihrer Dienfte 
entlaffen werden fünnen. Art. 13. Gegenmwärtiged Geſetz 
findet auch Anwendung auf die Beamten der Militärverwaltung, 
welche vermöge ihres Amtes, dies fey nun ein Haupt s oder 
Nebenamt, entweder dem Staate oder den unter deffen Aufficht 
ftehenden Fonds angehörige Gelder oder Naturalien zu erheben 
oder zu verwalten haben, und es erleiden daher die Beftims 
mungen bed Militärgefeßbuchs infofern eine Abänderung, als 
fie dem gegenwärtigen Geſetz entgegen ftehen. Insbeſondere 
ſtehen die im 2. Abſatze des Art. 8. erwähnten Rekurſe auch 
den Militärbeamten zu, wenn fie ſich in einem ber dort ers 
wähnten Fälle befinden.“ | 
Verhaftete. Auffiht und Sorge hinfihtlich 
der auf landgerihtlidhe Verfügung Snhaftirten. 
I. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 25. Mai 1824 
und d. Hofger. d. Prov, Stark, v. 19, Mai 1824, „die 
Bewahrung der auf landgerihtlihe Verfügung 
inhaftirten Perfonen betr.,“ an die Unterger.: „Das 
Großh. Staatöminifterium des Innern und der Juſtiz hat in 
rubricirtem Betreff an Großh. Regierung dahier folgende Ber: 
fügung erlaffen: „„Die Aufficht über die in Iandgerichtlicher 
Unterfuchung fich befindenden Inhaftirten und die Sorge für 
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biefelben ift überall, wo dies nicht fchon der Fall tft, den 
Landgerichtödienern gu. übertragen. Diefelben haben von zahs 
lungsfähigen Inhaftirten eine von Ihnen, unter Benehmen 
mit Großh. Hofgeriht, per Tag zu beftimmende, mäßige 
Remuneration, bei zahlungsunfähigen Inhaftirten aber keinerlei 
Remuneration weder aus Staatds noch Gemeinde: Kaffe, zu 
beziehen. Erfcheint, außer diefer Aufficht des Landgerichte- 
dieners, noch eine befondere Bewachung als nöthig und fann 
folhe nicht da, wo Garnifon ift, von dem Großh. Militär 
geleiftet werden, fo ift diefe Bewachung von der Gemeinde, 
in welcher der Sit des Landgerichts und mithin auch Das 
Gefängniß ift, zu leiften. Die Wache hat von allen zahs 
Iungsfähigen Snhaftirten, per Mann in 24 Stunden 24 fr., 
zu beziehen, und nur bei zahlungsunfähigen Inhaftirten die 
Bewachung umentgeldlich zu leiſten. Die betreffenden Ges 
meinden Fönnen in leßterem Falle diefe Laft um fo leichter 
tragen, ald fie dagegen auch große Bortheile von dem Sig 
des Landgerichts in ihrem Drt haben und diefe Laft ohnehin 
aus der Herftellung und Erbauung der Amts» Griminalges 
fängniffe fi, nad) und nad), vermindern und mit der. Zeit 
ganz unbedeutend werden wird. Hingegen darf von nun an, 
keinerlei Zahlung mehr für Bewachung von, in fandgerichtlicher 
Unterfuchung ſich befindlichen, zahlungsunfähigen Snhaftirten 
aus Staatd= oder Gemeinde» Kaffe geleiftet werden, und kann 
noch weniger die Anftellung von befonderen Gefängnißmwärtern*) 
Statt finden.” Indem ınan die Großh. Stadt» und Lands 
gerichte anweißt, fich hiernach zu bemeffen, erwartet man, 
binnen 14 Tagen, Bericht, wie die, in obiger Verfügung 
den Landgerichtd-Dienern bewilligte Remuneration zu beftimmen 
ſeyn möchte.“ TI. Ausfchr Großh. Hofger. d. Prov. Stark. 


*) ©. dagegen Mittermeier: Das beutfche Strafverfahren, Abth. 1. 
$. 44., welcher die Verbindung ber Stelle bes Gefangenmwärters mit 
der des Gerichtödieners, und wohl mit Recht, als unzweckmäßig 
tadelt und hinzufügt? „Zweckmäßig ift — die Stelle des franzöfifchen 
huissier, von welchem der Gefangenwärter fireng getrennt ift.“ 
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v. 15. Septbr. 1824, „die Bewachung der auf land» 
gerichtliche Berfügung inhaftirten Perfonen bein.“ 
an die Unterger.*) „In Beziehung auf die bereits befannt 
gemachte höchfte Verfügung wornach die gewöhnliche rubricirte 
Bewachung dem Landgerichtsdiener übertragen worden ift, 
werben nachfolgende höchfte nähere Beftimmungen und Ers 
läuterungen, zur genauen Nachachtung und Nachricht mitges 
theilt. 1) Die Landgerichtödiener haben nicht allein die ges 
mwöhnlicyhe Bewachung der kandgerichtlichen. Arreftaten, fondern 
auch deren Verpflegung, d. h. 3. B. Die Ueberbringung des 
Effend, die Reinigung der Gefängniffe, die Schließung und 
Borführung der Gefangenen, und zwar bei infoloirten Arreftaten 
< unentgeldlich zu beforgen. 2) Da, mwo ein Gefangenwärter 
bereits fir angeftellt it und Anfpruch auf die, aus den frags 
) Das Ausfhr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. v. 22. Juli 1824 
ift des Inhalts: „Unter Bezug auf unfer General: Ausfchreiben 
v. 25. Mai d. 3. feßen wir Sie zu Ihrer Nachachtung in Kenntniß, 
daß im Einverftändnig mit Großh. Regierung dahier, die Remus 
neration der Stadt: und Landgerichtöbiener für die über zahlungs» 
fähige, in landgerichtliher Unterfuhung befindlihe Inhaftirte zu 
führende Auffiht und Sorge auf ſechs Kreuzer per Tag für jeden 
Arreftanten feftgefest worden ift. Zugleich benadhrichtigen wir Sie, 
daß in Beziehung auf den fraglichen Gegenftand von hödjften Orten 
nody weiters folgende nähere Beftimmungen erfolgt find. Es ift 
nämlih: 1) beflimmt worden, daß unter der Auffih: und Sorge 
für die Inhaftirten auch zugleich die Weberbringung ded Effens und 
Zrindens der XArreflaten, die Reinigung der Gefängniffe, bie: 
Schließung und Vorführung der Gefangenen burdy die Stadt⸗ unty 
Landgerichtödiener zu verftehen ſey, melde Gefchäfte biefelben bei 
zahlungsunfähigen unentgeldlid zu beforgen haben; 2) an foldhen 
Orten, wo bejondere Gefangenwärter gegenwärtig fir angeftellt fin d, 
und Anfprud auf die fraglichen Accidenzien haben, müffen ihn: m 
folhe, fo lange fie diefe Stelle bekleiden, belaffen werden; 3) in den 
Fällen, wenn ſich auffer dem Gige des Stadt» und Kandgerid yts 
Gefängniffe befinden, in melde das Stadt- oder Landgericht S$ns 
haftirte bringen läßt, müffen die dem Landgerichtsdiener in d em 
Landgerichtsfige obliegenden Gefchäfte von einem Andern gegen | Res 
muneration verfehen werden; 4) erjtredt ſich die Verbindlichkeit der 
Stadt» und Landgerichtsdiener auf ſolche Arreſtaten, welche nicht 

der Detention fondern auch der Strafe wegen inhaftirt find.” 
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lichen Geſchaͤften reſultirenden, Accidenzien hat, müffen ihm 
folhe, fo lange er die Stelle beffeidet, belaffen werden. 
3) Befindet ſich an dem Sig bes Landgerichts gar fein Ger 
fängniß, oder erfordert der Mangel an Raum in dem, an 
dem Landgerichtd-Sig befindlichen, Gefängniß, daß Gefangene 
auch in ein, an einem andern Drt bed Bezirks gelegenes, 
Gefängniß gebracht werden müffen, fo find die dem Land- 
gerichtödiener in dem Landgerichts -Sik obliegenden, Gefchäfte 
von einem Andern, gegen billig-mäßige Nemuneration, zu 
verfehen. 4) Die angegebenen Verbindlichkeiten erftrecfen fich 
nicht blos auf die Bewachung und Beforgung derjenigen 
Perjonen, welche der Detention wegen, fondern auch auf Die 
Beforgung und Bewachung derjenigen, welche ber Strafe 
wegen bei dem Landgerichte inhaftirt find. 5) Alles was, in 
Beziehung der Arreftaten bei den Landgerichten hinfichtlich der 
Landgerichtsdiener, verordnet it, findet, bei dem Landraths⸗ 
diener, hinfichtlich der, auf Iandräthliche Verfügung verhafteten, 
Perfonen Anwendung. Die von mehreren Landgerichten gegen 
die Ausführung der höchften Beftimmungen erhobenen, theile 
in Gefchäftsüberhäufung der KLandgerichtsdiener, theild in 
anderen Verhältniffen enthalten feyn follenden, Anftände fonnen 
feine Berückfichtigung finden, und ed werden Die Landgerichte 
befonderd darauf aufmerffam gemacht, daß die Landgerichts— 
Diener verpflichtet find, fich tüchtige, von dem Landgericht 
zu verpflichtende, Subftituten für diejenigen Gefchäfte zu 
halten, bei welchen ihre Zeit und Kräfte nicht ausreichen.“ 
IH. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starf, v. 7. Dec. 1824 
in gleichem Betreff an die Unterger.: „Es ift höchften Orts 
beftimmt worden, daß die Landgerichtödiener von einem jeden 
folventen Arreftaten für deffen Bewachung und die fonftigen 
hier einfchlagenden Functionen, ohne alle Rüdficht auf bie 
die Zahl der zu gleicher Zeit verhafteten Perfonen, täglich 
6 fr. Gebühren beziehen und diefe 6 fr. nicht aus der Gris 
minalfaffe vorgelegt, fondern unmittelbar von dem Arreftaten 
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für die Landgerichtödiener beigetrieben werden follen. Die 
Untergerichte haben die Landgerichtsdiener hiernach zu bedeuten 
und auf die pünftliche Bollziehung diefer Verfügung zu machen.“ 

Verhaftete. Deren Bernehmung in Eivilfachen. 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starf. v. 6. Septbr. 1837, 
an die Unterger.: „betr. die Rechtsſache der Anna 
Maria Weisgerber zu Heblos, Klägerin, gegen 
Sohannes Beyer und Gonforten zu Sidendorf, 
Beflagte,wegenVergleihserfüllung, modo die auf 
Requifition auswärtiger Behörden erforderlichen 
Bernehmungen der im Arrefthaufe befindlichen 
Perfonen. Es ift die Frage entftanden, ob, wenn Berhöre 
der in dem Arrefthaufe befindlichen Perfonen in Civilfachen 
nöthig werden, diefe von dem peinlichen Richter oder von dem 
Givifrichter vorzunehmen ſeyen? — Wir haben unjere Anficht 
dahin ausgefprochen, daß folche Verhöre ſtets nur dem Civil 
richter zuflehen, welcher ſich wegen Vorführung des zu Ber 
hörenden mit dem Griminalgericht benehmen müffe, daß ſich 
mithin auswärtige Gerichte, wenn fie die Vernehmung eines 
im Arreſthaus Iuhaftirten in einer Civilſache nöthig finden, 
deßhalb nur alddann an dad Eriminalgericht zu wenden haben, 
wenn fie die Vorführung des Inhaftirten vor ihnen felbft 
nöthig finden, Dagegen, wenn eine Bernehmung ded Inhaf- 
‚tirten in der Civilfache durch Requiſition ftattfinden kann, nur 
an das einfchlagende Givilrecht zu wenden haben. Die höchſte 
Staatebehörde hat diefe Anficht gebilligt, und wir jegen Sie 
hiervon zu Ihrer Nachachtung in Kenntniß.“ 

Berhaftung von Angeftellten. Unterm 18. Febr, 1825 
fchrieb Großh. Hofger. d. Prov. Starfenb. Folgendes an die 
Untergerichte aus: „Es it höchften Orts folgende Verfügung 
ertheilt worden: „„Damit der öffentliche Dienft nicht gefährdet 
werde, wenn bie Gerichte die Berhaftung eines in bemfelben 
Angeftellten, es ſey nun zur Strafvollftredung, oder zu einem 
andern Zwede, anzuordnen nöthig finden, verfügen wir hier⸗ 
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durch, daß in ſolchen Fällen bie betreffenden Behörden an 
Bien Gerichten in der Negel fo zeitig, daß fie wegen ber 
einftweiligen Berrichtung des Dienfted der zu Verhaftenden 
bad Erforderliche zu veranftalten im Stande find, benach— 
richtigt werden follen, und daß, bevor die Benachrichtigung 
bed Gerichts Yon der erfolgten Anordnung angelangt feyn 
wird, mit der Verhaftung, bei ihrer Berantwortlichkeit, nicht 
vorzufchreiten it. Eine Ausnahme von diefer Vorfchrift 
tritt in denjenigen Fällen ein, wo wahre Gefahr auf dem 
Werzuge haftet, oder fonftige Umftände eintreten, welche bie 
vorgängige Benachrichtigung der vorgefegten Behörde des zu 
SBerhaftenden, ohne wahren Nachtheil für die Sache, nicht 
geſtatten, fondern nur eine gleichzeitige Benachrichtigung ers 
lauben, und in ſolchen Fällen bleibt Alles der Beurtheilung 
ber Gerichte, unter ihrer Berantwortlichfeit, überlaffen. “+ — 
Die Unterger, haben fich hiernach zu bemeffen” ıc. (Gleichen 
Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. 
vom 3, März 1825.) ’ 

Berpflichtung der Feldgefchtwornen, Güterfchäger, 
Flurſchützen ze. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starf. 
©. 1. November 1823, die Berpflihtung der Feldges 
fhwornen, Güterſchützen, Flurſchützen u. ſ. w. ing» 
beſondere den Gebrauch des Stempelpapiers bei 
dergleichen Acten betr., an die Unterger.: „Man war 
von Seiten Großh. Hofgerichtd, der Meinung, daß zu ben 
Protokollen über die Verpflichtung der Feldfchüten 2c., worüber 
in der Prozeßordnung, in Beziehung auf die früherhin deßhalb 
bezahlten Gebühren, eine Beftimmung enthalten ift, Fein Stem⸗ 
pelpapier zu adhibiren fey. Auf den deßfallfigen Bericht ift 
folgende Minifterialverfügung ergangen, wovon bie Linterger. 
zu ihrer Bemeflung in Kenntniß gefegt werden: „„Die Ges 
meinden und Gorporationen find keineswegs von dem Gebrauch 
bed Stempelpapierd erimirt, vielmehr haben diefelben, fo oft 
fie die Thätigkeit der Gerichte in Anſpruch nehmen, durch 
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Bezahlung des erforderlichen Stempeld, dem Staate einen 
Beitrag zu den Koften der Unterhaltung ded Gerichtöperfonals 
zu leiften. Es kommt mithin auf den Zwed, weldyer durch 
den Act erreicht werden foll, wozu die richterliche Thätigkeit 
in Anfpruch genommen wird, nicht an, fondern die Schuldig- 
feit zur Stempelzahlung liegt allein darin, daß das Gericht 
befchäftigt worden ift. Ueber das haben fidy die Gerichte um 
den Zwed, weßhalb um eine folche Verpflichtung bei ihnen 
angeftanden wird, eben fo wenig zu befümmern, ald um die 
Frage, von wen endlich das erforderliche Stempelpapier 
zu bezahlen fey ; fie nehmen vielmehr den Act nicht eher vor, ald 
bis der erforderliche Stempelbogen bezahlt ift. Da es hiernach 
feinem Zweifel unterliegen fann, daß bei den in Rede ftehen- 
den Acten Stempelpapier adhibirt werden müffe, und da der, 
bei dergleichen, eher zur freiwilligen, aber nicht zur ftreitigen 
Gerichtsbarkeit gehörigen Acten zu adhibirende Stempel, durch 
die Borfchrift unter Nr; XXIII. des 2ten Abſchnitts der 
neuen Stempels und Tarordnung, regulirt iftz fo haben Sie 
die Ihnen untergeordneten Landgerichte hiernach zu inftruiren, 
und fich felbft, in, vorfommenden Fällen, Danach zu bemeffen. 

Bifitation der Landgerichtögefängniffe. Ausfchr. 
Großh. Hofger. d. Prov. Starf. u 22. März; 1837, „die 
Bifitation der Landgerichtdgefängniffe betr," an 
bie linterger.: „Wir fehen und veranlaßt, zu verfügen, daß 
fünftig die Großh. Landrichter und in deren Verhinderung bie 
ftellvertretenden Affefforen die Gefängniffe an den Gerichtes 
figen wöchentlich, die übrigen Gefängiffe ded Bezirks aber 
gelegenheitlich, wenn Sie, oder ein Affeffor mit Stimme, an 
den betreffenden Drt fommen, vifitiren, die Gefangenen mit 
etwaigen Befchwerden hören, und dad Geeignete hierauf vers 
fügen, und auch ex officio allen Ungehörigfeiten, welche Sie 
dabei etwa wahrnehmen follten, remediren. Bel jedem ein- 
zelnen Befuche ift eine Regiftratur aufzunehmen, und diefe 
unter obiger Rubrik in befondern Acten zu verwahren, damit 
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fie bei den Landgerichtövtfitationen vorgelegt und, auf Erfors 

‚ bern, an's Hofgericht eingefendet werden Fünnen, 
Vollmachten der Anwälte. I. Ausfchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Stark. v. 5. Juni 1829, an die Unterger.: 
„die Vollmachten in ftandesherrlihen Prozeffen 
betr.: Man findet fich veranlaßt, ſämmtliche Untergerichte 
aufmerffam zu machen, Fünftig bei Vermeidung der Ord⸗ 
nungsflrafe die Vorfchriften des Edictd vom 17. Febr. 1820, 
$ 13, hinfichtlich der in jtandesherrlichen Prozeſſen nothwen⸗ 
digen Vollmachten, genau zu befolgen, fonach darauf zu 
beftehen, daß jededmal der auftretende Anwalt fih volls 
ftändig wie das Gefeg vorfchreibt, legitimire, auch nicht zu 
geftatten, daß in den Rubrifen, jtatt ded Namens ded Stans 
desherrn felbft, eine feiner Verwaltungsbehörden, ald ftreis 
tender Theil, aufgeführt werde.“ II. Gem. Beſch. Großh. 
Hofger. g. Prov. Oberh. v. 4. Sept. 1835, „die gedruds 
ten Formularien zu den Bollmachten der Advos 
Taten betr.: Seit Einführung der neueren Formularien 
zu den VBollmachten der Advofaten ift fehr häufig der Fall 
vorgefommen, daß die Anwälte hinfichtlich ihrer Legitimation 
in der Appellationd » Revifiond » Inftanz cc. auf die in der 
früheren Inſtanz übergebene Vollmacht fich beziehen, obgleich 
die gedachten Formularien ihrer Faſſung nach mur auf eine 
Inftanz gehen, und zur Vernahme gerichtlicher Handlungen, 
welche einen fpeciellen Auftrag vorausfegen, nicht genügen. 
Es wir daher den hier auftretenden Advofaten eröffnet, daß 
fie 1) für jede neue Inſtanz in der Regel eine neue, mit 
dem gefeßlichen Stempel verjehene Bollmacht zu den Acten zu 
bringen haben, und eine Bezugnahme auf die in einer frü- 
hern Ssnftanz übergebene Vollmacht nur dann genügt, wenn 
diefe für alle Inſtanzen ausgeſtellt iſt; 2) daß in den Fällen, 
‚welche nad) der Natur der Sache, oder der Doctrin einen 
fpeciellen Auftrag vorausfegen, wie Arreftgefuche, Bergleidy- 
abfchlüffe, Extrajudicialbeſchwerden ꝛc. jedesmal Specialvolls 
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machten beizubringen find, gegenfalld in jedem einzelnen Uns 
terlaffungsfalle eine Ordnungsſtrafe von zwei Rthlrn. angeſetzt 
werben wird, III. Gem. Befch. deff. Gerichtsh. v. 18. Dec. 1835, 
„die gedrudten Formularien zu den Vollmachten 
der Advokaten“ betr.: Zur Befeitigung verfchiedener 
über die Auslegung des den rubricirten Gegenftand betreffen 
den gemeinen Befcheids v. 4. September I. J. entftandenen 
Zweifel, wird den hier auftretenden Anwälten bemerft, daß 
fie für jede neue Inſtanz, einfchließlich der Revifions-Inftanz, 
eine neue, mit dem gefeßlichen Stempel verfehene Vollmacht, 
bei Vermeidung einer Strafe von 2 Rthlm., zu den Acten 
zu bringen haben, und eine Bezugnahme auf die in einer früs 
heren Inſtanz übergebene Vollmacht nur dann genügt, wenn 
diefe für alle Inftanzen audgeftellt ift, daß dagegen hinſichtlich 
der Beibringung von Specialvollmacdhten die allgemeinen pro⸗ 
zeffualifchen Regeln von ihnen zu beobachten, und hiernach, 
unter Aufhebung der früher deßfalls angedrohten Strafe, die 
Beftimmungen ded angezogenen gemeinen Befcheidd zu modi—⸗ 
fteiren find.” — Vergl. noch Dr. Engelbah: Rechtliche 
Vertheidigung wegen angefchuldigter Unziemlichkeiten und Bes 
Yeidigungen. Gieſſen 1833. ©. 56 —58. 

Borlage des Stempelpapiers bei den Unterger. 
Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark. v. 8. März 1837, 
„das Berfahren der Landgerichte bezüglich der 
den Partieen obliegenden Vorlage ded Stempel: 
papiers betr.,“ an die Unterger.: „Es ift biöher bei den 
Unterger. in den Fällen, wo bei Prozeßverhandlungen die eine 
oder andere Parthie die ihr obliegende Vorlage an Stempels 
papier nicht gemacht hatte, ein verfchiedened Verfahren beobs 
achtet worden. Zu Befeitigung der hierdurch haufig entftandenen 
Anftände und der dadurch hervorgegangenen Ungleichfürmig- 
feiten wird auf eingeholte höchfte Entfchließung hiermit Folgendes 
verfügt: 1) Es ift in jeder Vorladung den Parthieen, welche 
im Termin Koftenvorlage zu machen haben, ber jebeömalige 

Progeßordn. IL 99 


610 Vorleſung der Protofolle ꝛc. 


Betrag fo viel ald möglich anzugeben. 2) Wenn eine 
vorlagepflichtige. Parthie die Vorlage des Stempelpapierd, auf 
welches ihre Prozeßhandlung oder Erklärung niedergefchrieben 
werben foll, ganz oder theilmeije verweigert, fo liegt der Fall, 
ihr von Seiten ded Gerichts, resp. des Stempelpapieraus⸗ 
theilerd, das Stempelpapier zu borgen, nicht vor, fie hat 
vielmehr die daraus, daß fie dem Gericht die Aufnahme ihrer 
Erklärung unmöglicy gemacht hat, entfpringenden Folgen fich 
felbft zuzufchreiben. 3) Wenn die Parthie zwar den Stempel 
ihrer Erklärung leiftet, dagegen die Bezahlung desjenigen 
Stempelpapierd verweigert, welches durch die auf ihre Ers 
Härung zu erlaffende Berfügung erforderlich wird; fo kann, 
wenn fie felbit betreibender Theil, 3. B. Klägerin if, das 
Gericht von dem ihm im $. 18 der Stempel» und Taxord⸗ 
nung eingeräumten Recht, zu verfügen, daß ihre Erlaffe oder 
Fertigungen (Befcheide und Urtheile, welche bei Gericht pıts 
blicirt werden, allein ausgenommen) erft nach erfolgter Bes 
zahlung des Stempelpapierd abgegeben und eröffnet werden 
follen, Gebraud; machen, und es ift biefed zu Vermeidung 
einer allzugroßen Belaftung der Stempelpapieraustheifer felbft 
rathſam; wenn aber der Gegner die betreibende Partie ift, 
dann hat das Gericht von dem bei ihm fungirenden Stempel- 
papieraustheiler das Stempelpapier vorlegen, und den Betrag 
auf die im $. 21 der Stempel⸗ und Tarorbnung bemerkte 
Weiſe beitreiben zu laffen, indem den Stempelpapieraustheis 
lern, ſeyen biefe die mit dem Stempelpapier-Debit beauftrags 
ten Landgeridytd-Actuarien, oder andere diefen Debit beforgende 
Individuen, nach dem ausdrücklichen Ausſpruch ded Großh. 
Minifteriumd des Innern und der Zuftiz die Verbindlichkeit 
zur Vorlage des Stemyelpapierd, fo oft fie dag Gericht in den 
geeigneten Fällen beftehlt, obliegt, fo lange fie ald Stempelpa= 
pieraustheiler functioniren und dieſes Sefchäft beibehalten wollen.“ 

Borlefung der Protokolle über Verhöre in Un: 
. terfuchungs : Sachen. Ausjchr, Großh. Hofger. d. Prov. 
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Starf. v. 16. Septbr. 1829, „die Borlefung der Pros 
tofolle über Berhöre in Unterfuhungs-Saden 
betr.” an die Unterger.: „Im Zitel XI. $. 7. der Peinlichen 
Gerichtdordnung vom 13. Septbr. 1726 ift vorgefchrieben, 
daß dem Ingquifiten feine Antworten, welche fo viel ald möglich 
mit des Inquiſiten eignen Worten niederzufchreiben feyen, — 
fofort allemal wieder vorgelefen werden follen. Da dieſe 
Borfchrift in denjenigen Fällen, wo die Special» Inquifition — 
entweder die fürmlich erfannte und ihnen vermöge befondern Auf⸗ 
trags überwiefene Special-Inquifition, oder die ohne förmlich ers 
kannte Special-Inquifition nach dem materiellen Inhalt in 
Special⸗Inquiſition übergegangene Unterfuchung — von den Uns 
tergerichten geführt wird, nicht immer beobachtet worden ift, fo 
findet man fich veranlaßt, auf diefe Vorſchrift fpeciell aufmerkſam 
zu machen und deren genaue Befolgung einzufchärfen. Weil es 
jedoch nicht blos in der SpecialsIngquifition, fondern auch in der 
General-Inquifition und nicht blos bei den Berhören mit dem Ans 
gefchuldigten, fondern auch bei den Bernehmlaffungen der Zeugen 
von Nugen ind indbefondere zur Verhütung und aldbaldigen Ver 
beflerung von Mißverftändniffen dienlich ift, wenn nicht erft am 
Schluſſe eined Verhörs die fammtlichen Fragen und Antworten 
zur Genehmigung vorgelefen worden, fondern wenn ftatt deffen 
ſchon vorher nach Niederfchreibung einer Frage und der darauf 
ertheilten Antwort die VBorlefung beider fogleich vorgenommen 
und, daß diefes gefchehen, darunter bemerkt wird; fo werden 
fammtliche Untergerichte angemwiefen, auf diefe leßtere Weife 
Fünftig zu verfahren. Es verfteht fich indeffen von felbft, 
daß da, wo die Lage der Sache fchnell auf einander folgende 
Fragen nothwendig macht, um den Gonftituten Feine Zeit zu 
Ansflüchten und Lügen zu laffen, von jenem Verfahren eine 
Ausnahme Statt finden darf, und ed hier genügt, wenn alddann 
mehrere Fragen und Antworten und zwar da, wo ohne Nachtheil 
für die Unterfuchung eine kurze Unterbrechung in den Fragen 
Statt finden kann, zufammen vorgelefen werden.“ 
39* 
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Wafferbefchädigte. Genuß der Gerehtfamen 
der frommen Stiftungen. Ausfchr. Großh. Hofger. d. 
Prov. Stark. v. 19. April 1825, „die Ertheilung der 
ben piis corporibusvon den Öerichtenbed Landes 
zuftehenden Gerehtfame an den zum Beften ber 
Wafferbefhädigte unter höchfter Leitung errich— 
teten Fonds betr.,“ an die-Untergerichte.:*) „Da hödjften 
Orts verfügt worden ift, daß dem allgemeinen Collectenfonds 
für die Wafferbefchädigten, feiner Beftimmung nad, die jura 
piorum corporum zufommen, fo wird ſolches fänmtlichen 
Untergerichten zur Nachachtung hinfichtlich des Stempelpapiers 
zu den an fie etwa gelangenden Schriften jened milden Fonds, 
den ald Beitrag nicht unbedeutende Forderungen an Dritte 
zum Einziehen cebirt worden find, befannt gemacht.“ 

Wichtige Unterfuchungen. Ausfchr. Großh. Hofger. 
d. Prov. Starf. v. 18. März 1831, „die fofortige bes 
richtliche Anzeige wichtiger Unterfudhungen betr. ‚“ 
an die Untergerichte: „Man erachtet für zweckmäßig, daß 
die Untergerichte von jedem bedeutenden, Auffehen erregenden, 
Unterfuchungsfalle, 5. B. Mord, Todfchlag, Raub, Brands 
ftiftung u. f. w. auf der Stelle, bei Einleitung der. Unter- 
fuhung, dem Hofgericht die Anzeige machen, damit dieſe 
Behörde fofort eine officielle Kenntniß erhalte und im Stande 
fey, das Geeignete zu refpiciren und auch die im Publicum 
verbreiteten Gerüchte zu würdigen. Es haben daher die Un⸗ 
tergerichte fünftig hiernach zu verfahren.“ Im Wefentlichen 
gleichen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov, 
Dberh. v. 23. San. 1835. 

Wiedereinfegung in den vorigen Stand. Nechts- 
mittel. I. P. d. O. A © Nr 74, „den Refurg 
gegen Defrete, wodurch dad Rechtsmittel der 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand wider 


*) Gleichen Inhalts ift ein Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. 
v. 21. April 1825. 
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richterliche Urtheile fofort abgefhlagen wird, 
betr. Gegen Defrete oder Befcheide, durch melde das 
auf neue Thatumftände geftügte Rechtsmittel der Reftitution 
in integrum wider ein vorliegendes richterliches Urtheil ohne 
vorgängige Vernehmung der Gegenparthei ald unbegründet 
abgefchlagen wird, findet der Rekurs in die höhere Inftanz 
nur vermittelft eined der gewöhnlichen Sismpugnativ» Mittel, 
unter Beobachtung der dafür gefeglich vorgefchriebenen Fors 
malien und Fatalien, und nicht auf dem Wege der Ertras 
judicial» Befchwerde Statt. (Siehe die Verfügung v. 7. März 
1833 auf die Ertrajudicials Bejchwerde in Sachen ded A. B. 
5. F. . s Ehefrau zu H. gegen H. 8. zu D., wegen Forderung 
aus einer Bürgfchaft).” II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Oberh. v. 17. Mai 1832, „die Competenz der Mittels 
gerichte bei Reftitutionsgefuchen betr.,“ an die 
Unterger.: „Die Beftimmung der Großh. Prozeß - Ordnung 
von 1724, Thl. 1. Tit. VII. S. 6.9 ift, wegen ihrer Allge⸗ 
meinheit, verfchiedener Auslegungen fähig, und wir haben 
Shnen daher durch Generale vom 19. Juli 1828 bereits er- 
öffnet, welche Interpretation von und als die richtige ange 
nommen worden fey. Indeſſen fcheint das Gefeg v. 1. Mai 1830 
die Aufhebung der dilatorifchen Termine bei den Untergerichten 
betreffend, in den Art. Yu. 10 sub 3,**) darauf hinzudeuten, 
daß die Gefeßgebung von einer andern Abficht ausgehe und 
die Competenz ber Mittelgerichte noch mehr einfchränfen wolle, 
ald ed in dem angeführten Generale gefchehen ift. Dies hat 
und bewogen, den fraglichen Gegenftand nochmals in Bes 
rathung zu ziehen, um fo mehr; ald die NRechtfprechung 
Großh. DOberappellationsger. hierin mit unferer feitherigen 
nicht übereinftimmt und die Untergerichte ſich aufgefordert 
fühlen müffen, in. zweifelhaften Fällen, und wenn es ſich 
namentlich um ein blofed Formale handelt, der Anficht des 
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höchften Gerichts den Vorzug zu geben. Nach nochmaliger 
Prüfung der Sache befennen wir und nunmehr zu. der Anficht, 
daß die allegirte Stelle der Prozeßordn. nur das eigentliche 
Rechtsmittel der Reftitution gegen Erkenntniſſe wegen 
neuaufgefundener Thatfachen oder Beweismittel, 
wobei der. Smplorant den in der Verordnung vom 12. April 
1806*) regulirten Reſtitutionseid ableiften muß, vor Augen 
habe und daß ed hinfichtlic aller übrigen Reftitutiondarten 
bei den Grundfägen des gemeinen Rechts verbleibe. Diefer 
Auslegung zufolge werden Sie über alle, nicht ald Rechts⸗ 
mittel gegen jene Sentenz zu betradjtende Geſuche um Wieders 
einfegung in den vorigen Stand, namentlicd; alfo über das 
fogenannte beneficium restitutionis in integrum, ohne 
Rückſicht, ob dadurdhmittelbar die Hinwegräumung 
eined Erfenntniffed bezwedt wird, ferner über Res 
ftitutionsgefuche wegen neu aufgefundener Thatlachen oder 
Beweismittel, fo lange dieſe Gefuche nicht contra sententias 
latas gerichtet find, felbft erfennen, und nur dad, die Aufs 
hebung einer unterrichterlichen Sentenz bewirfende remedium 
restitutionis ob noviter reperta bleibt unferer Cognition 
vorbehalten. Wir erwarten, daß Sie ſich nach dieſen, unfere 
Zuftändigfeit näher beftimmenden Grundfägen genau bemeffen 
werben.“ III. Gem. Beſch. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. 
v. 5. Febr. 1836, „das Rechtsmittel der Reftitution 
gegen Erfenntniffemwegenneuaufgefundener That» 
fachen oder Beweife betr. Es gefchieht häufig, daß 
wenn gegen ein rechtskräftiges Untergerichtserfenntniß das 
remedium restitutionis ob noviter reperta bei ®roßh. 
Hofgerichte ergriffen wird, Died in der Art gefchieht, daß die 
angeblic; neu aufgefundenen Beweismittel blos im Allgemeinen 
benannt, allein weder vorgelegt, noch die zu erbringenden 
Thatfachen näher bezeichnet werden. Da in diefem Falle die 
Relevanz der beabfichtigten neuen Beweisführung fich nicht 
*6C.9.D.m. Sp. ©. 80, 
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beurtheilen läßt, hiervon aber die durch ben Dberrichter zu 
prüfende Züläffigkeit des Nechtömitteld abhängt, — fo wird 
fammtlichen Anwälten hiermit eröffnet, daß künftig dergleichen 
Keftitutionsgefuchen Feine Statt gegeben werden wird, wenn 
damit nicht alles dasjenige beigebracht ift, was zur ordnungs⸗ 
mäßigen Antretung ded neuerdings zu führenden Beweiſes 
gehört.” IV. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. vom 
3. März 1836 an die Unterger., „den Gefhäftsgang 
bei Öefuhen um Erlaß, Milderung, Verwandlung 
oder Berfchiebung von Forfifirafen betr. Die höchfte 
Staatsbehörde hat fich veranlaßt gefunden, zn verfügen, daß 
die Forftgerichte erfter Inftanz in Fällen der Reftitus 
tion,*) ed mögen biefelben dad beneficium oder remedium 
betreffen, fünftig felbft entſcheiden follen, Sie haben fich 
hiernach zu bemeffen.“ V. Devolutivfraft des Rechts» 
mitteld der Wiedereinfegunginden vorigen Stand. 
Defret des oberften Gerichtshof v. 27. Suli 1837: „Sn 
Sachen des Freiheren von D. dabier gegen F. H. bierfelbft, 
Ford. betr. wird der Anwalt des Erfteren Adv. ord. N.N. 
auf feine Eingaben vom 10. und 14. I. M. andurch bedeutet: 
Da, wenn auch die Beftimmung der Prozeßordnung Thl. 2. 
Tit. 11. $S. 2.,**) wonach dad remedium restitutionis in 
integrum gegen ein Erfenntniß der Mittelgerichte, im Falle 
der Appellationdfähigfeit des Streitgegenftandes, felbft für fich 
allein, electiv bei dem vorigen Richter oder unmittelbar bei 
*) Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Oberh. als Korfiger. zw. Inſt. 
an bie Landger. als Forftger. erft. Inft. vom 14. April 1836, 
„den Gefhäftsgang bei Gefuhen um Erlaß von Forſt— 
firafen betr. Bon ber hödften Staatsbehörde find wir beaufs 
tragt worden, Sie zu bedeuten, daß Sie ſich in den Fällen, in 
welhen, namentlid durd erkannte Reftitution gegen ein erlaffenes 
Gontumacialerkenntniß, ober wegen doppelten Anfages, bereits ers 
kannte Korfiftrafen wegfallen, zur Bewirkung der ausgäblihen Vers 
rehnung biefer Poſten direct an die Großh. Oberfinanztammer 
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dem Oberappellationdgericht inftituirt werben fönne, nicht 
fhon durch die Ober » Appellationdgerichts » Ordnung vom 
12. April 1777, nach deren Tit. 3. $. 1. ordentlicherweife 
blos Diejenigen Nechtöftreitigfeiten vor das oberfte Tribunal 
gehören follen , „„welche entweder per appellationem, seu 
querelam nullitatis, oder ob protractam vel denegatam 
justitiam an felbiged gebracht worden," als implicite auf> 
gehoben zu betrachten wäre, feines, Anwalts, Intention jedens 
falls doch die conftante Prarid des Tribunald entgegenftehe, 
nach welcher gebachtem remedio, in Conformität mit dem 
gemeinen Necht und der Doctrin, bisher nur dann Devolutiv⸗ 
fraft eingeräumt worden fey, wenn daffelbe mit einem devo⸗ 
lutiven Rechtsmittel verbunden gewefen, was hier nicht 
eintrete, fo werde er mit dem gegen bie vorgelegten Erfenntniffe 
bei diefem oberften Gericht eingeführten Nechtsmittel der Re⸗ 
ftitution von bier abs und vorerft an Großh. Hofger. dahier 
verwiefen. Großherzogl. Heſſiſches Obers Appellationds und 
Gaffationds Gericht daſelbſt.“ 

Wiedereinfegung in den vorigen Stand. Nechts: 
wobltbat. I. Gem. Beicheid Großh. Ober-Appell. Ger. 
v. 9. März 1807. „Es tft feit einiger Zeit mehrmalen vors 
gefommen, daß in den an bdiefes höchfte Gericht gebrachten 
Rechtsſachen die Fatalien, oder andere peremtorifche Termine, 
blos durch die Schuld der Anwälte verfaumt worden find, 
und nachher die Partheien, blos aus dem Grunde, well bie 
Schuld ihrer Anwälte ihnen nicht zugerechnet werden fönıte, 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die erkannte 
Defertiong » oder Präclufiond s Erflärungen nachgefucht haben. 
Da nun, wenn auch in folchen Fällen die gebetene Wieders 
einfeßung, nach Befinden der Umftände, nicht verfagt werden 
kann, dennoch die Nachläffigkeit der Anwälte immer Ahndung 
verdient, fo wird fämmtlichen, bei dieſem höchften Gerichte 
praftizirenden Advofaten und Profuratoren hiermit zur Wars 
nung und Nachachtung befannt gemacht: 1) daß wenn eine 
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Parthie gegen eine, durch die Schuld ihres Anwalts verans 
laßte Deſertions⸗ oder Präckufiond- Erflärung Reftitution nach⸗ 
fuchen will, diefes durch einen andern Anwalt gefchehen müffe, 
und derjenige, der ſich des DVerfäumniffes fchuldig gemacht, 
in eben biefer Sache nie wieder zur Anmaltfchaft zugelaffen 
werben fünne: Sodann 2) daß, wenn auc die Wiedereins 
fegung, nach Befinden der Umftände, zugeftanden wird, dennoch 
der, des Verſäumniſſes fchuldige Anwalt, nachdem er zuvor 
darüber mit feiner Verantwortung fummarifch gehört feyn wird, 
in eine feinem pflichtwidrigen Betragen angemeffene Strafe 
jedesmal verurtheift und dieſelbe unnachfichtlicy vollftreckt 
werden fol.” II. P. d. O. A ©. Nr. 27., „die Frage, 
in wie weit Corporationen, weldhejura minorum 
haben, wie z. B. unfere Stadt» und Dorfgempinden, 
bei Redhtöftreitigfeiten gegen die Unterlaffungen 
ihrer Borftände Reftitution verlangen können, 
betr. Diejenigen erlaubten &orporationen, welche, gleich) 
unferen Stadts und Dorfgemeinden,*) durch Borftände vers 
treten werden, und denen die Nechte der Minderjährigen 
verliehen find, haben, während des Laufd der gefeglich für 
das beneficium restitutionis beſtimmten Präſcriptionsfriſt, 
ſchon dann Anſprüche auf Wiedekkimſetzung in den vorigen 
Stand, wenn fie durdy Unterlaffungen ihres früheren, oder 
auch ihres jeßigen Vorſtandes bei Betreibung von Rechts⸗ 
ftreitigfeiten in Schaden gefommen oder verlegt worden find. 
(Urtheil: 1) in Sachen der Gemeinde L. gegen den Herrn 
von V. vom 13. Mai 18233, 2) in Sachen ber Stadt M. 
gegen den Herrn Grafen zu ©. L., das Treiben der Schweine 
von dem Hofe zu M. unter die bortige Heerde betr. vom 
19. März 1830).” III. Gefeß vom 21. Suni 1836, „die 
Anfprühe der Gemeinden auf die Rechte der 
Minderjährigen betr. Ludwig IL ꝛc. Wir haben ver⸗ 
ordnet: Art. 1. Die Gemeinden haben auf die, den Minders 
*) f. bie folgende Nr. III. 
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jährigen zuftehenden, Rechte Feinen Anfpruch. Art. 2. Dieſes 
Geſetz ift auf diejenigen Fälle nicht anwendbar, in welchen 
bereits vor dem Erfcheinen deffelben im Regierungsblatte um 
MWiedereinfeßung in den vorigen Stand wirklich nachgefucht 
worden ift.“ S. über dieſes Gefeß Linde: „Ueber den 
Standpunftder Reformfrage, ꝛc.“ (5.290 — 332 des 
20. Bandes ded Archive f. d. civ. Praxis). ©. 321. 322, 
I. P. d. O. A 6. Ar. 49. „Berzichtleiftung Mins 
berjähriger auf das beneficium restitutionis 
in integrum fowie auch andere Berfprehungen 
Derfelben. Die Berzichtleiftung eines Minderjährigen auf die 
Rechtswohlthat der Wiedereinfegung in den vorigen Stand, 
oder auch ein fonftiges an fich ımverbindliches Verſprechen 
deffelben, kann weder durch blofe Handtreue an Eidesftatt, noch 
burdy einen außergerichtlichen, mundlich oder fchriftlich ger 
leifteten Eid Wirkſamkeit erlangen. (Hiernach wurde erfannt 
in Sachen 1) der A. S. Wittwe in ©. gegen den K. 8. Obers 
lieutenant H. 2. von R. zu R. 1784, 2) des A. 8. zu H. 
gegen denfelben Beklagten 1785, 3) der Ehefrau des Pfarrers A. 
zu O. gegen 5. ©. zu 3. 1791, 9 des A. C. dahier gegen 
die ©. W. ſchen Söhne hierſelbſt 1805, 5) A. 3. ©. zu H. 
gegen die Erben des len Kammerheren Freiherrn v. 8. 
zu ©t. 1824, 6) der Ehefrau des S. N. zu ©. gegen den 
Herren Grafen zu ©. genannt G.“) IV. Ausſchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Oberh. v. 19. Suli 1828, „die Compes 
ten; der Mittelgerichte bei Reftitutionggefuhen 
betr., an die Unterger. Bei mehreren Lintergerichten hat 
bisher die Anficht beftanden, daß auch gegen die bei Ihnen 
verfäumte Termine oder Kriften bei Großh. Hofger. Wieder 
einfeßung in den vorigen Stand nachgeſucht werden müffe. 
Diefe Anficht beruhet indeffen auf einem Irrthum, indem unfere 
Prozeßordnung The. 1. Tit. VIL 6. 6.* nur die gegen 
Urtheile nachzuführende Reftitutionen an den höhern Richter 
C. P. O. m. Sp. ©. 70. 
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verweiſet, mithin bie wegen verfäumter Friſten und Termine 
zu erwirfenden Reftitutionen der eigenen Gognition der Unter⸗ 
gerichte keineswegs entzieht. Da nun durch das in dieſer 
Hinficyt bisher beobachtete Verfahren nicht nur nachtheilige 
Verzögerungen der Prozeffe, fondern auch bedeutende Koften 
herbeigeführt werben; fo wird Ihnen hierburd; eröffnet, daß 
künftig dergleichen Neftitutiondgefuche, ald zu ihrer Cognition 
geeignet, nicdyt mehr, bisher, an und verwiefen, fondern 
durch von Ihnen felbit zu erlaffende Verfügungen erledigt 
werden ſollen.“ 

Wiefencultur. Das Gefeß v. 7, Octbr. 1830, „die 
MWiefencultur betr.,“ beftimmt Art. 39.: „Wenn durch 
die Ausführung eines Wiefenverbefferungspland die Ausübung 
einer Weide- oder fonftigen Berechtigung nur während der 
Ausführung eine Zeitlang gehindert, geftört oder befchränft 
wird, fo fteht dem Berechtigten deshalb Fein Widerfpruchdrecht, 
fondern nur ein Anfpruch auf Entfchäbigung zu, und die Ges 
richte dürfen feine Inhibition verfügen. * ſowie Art, 43. „Die 
Drts» Wiefenpolizeis Ordnungen werden, unter Leitung eines 
Regierungscommiffärd, von dem Drtöwiefenvorftande berathen 
und entworfen. Sie bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Ges 
nehmigung der Regierung. Die darin angebracht werdenden 
Polizeiftrafen dürfen für einen einzigen Kal den Betrag von 
1 fl. 30 fr., oder, "bei Zahlungsunfähigen, 3 Tage Orts⸗ 
gefängniß nicht überfteigen. Die Strafrichter find verbunden, 
auf diefe Strafen zu erkennen.“ 

Winfeladvofaten. Ausjchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Oberh. v. 31. San. 1829, „das Unmwefen der Winkels 
abvofaten betr.,” an die Unterger.: „Es ift dahier zur 
Anzeige gefommen, daß in der hiefigen Provinz in einer fehr 
ausgedehnten Art das Gewerbe der Winfeladvofatur betrieben 
wird. Um nun einem foldyen in vielfacher Hinficht für Die 
öffentlichen Behörden und die Gerichts-Untergebenen in gleishem 
Grad höchſt nachtheiligen Mißbraud nad) Möglichkeit ents 
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gegen zu wirken, fordern wir Sie auf, mit pflichtgemäßiger 
Strenge darüber zu wachen, daß Feine gefetlich zur Vornahme 
von bei Gericht zu betreibenden Advofatur-Gefchäften u. |. w. 
nicht berechtigte Subjefte fidy unter irgend einem Vorwand 
bei gerichtlichen Verhandlungen irgend einer Art aufbringen, 
folhe im Finftern fchleichende, von unlautern Motiven ge: 
leitete Sachwalter nad; Möglichkeit zu entdecken zu fuchen, 
ihre ungefegliche Handlungsmeife nggee der Strenge der be- 
ftehenden Landesgefege zu ahnden, Oder Vorfälle diefer Art, 
vorzüglic, bei der Wiederholung eines folcdyen Beginnend u. |. w. 
zum Zweck der geeigneten ernftlichften' Einfchreitung, augen 
blicklich zu unferer Kenntniß zu bringen.” 

Würderungseid. Schäßungseid. (Juramentum 
in litem.) P. d. O. AG. Wr. 13. „Der Würderungseid, 
juramentum in litem, ift, um die Größe eines dolo oder 
culpa lata zugefügten Schadens zu erweifen, nur in sub- 
sidium, für den Fall, zuläffig, wenn jener Beweis nicht 
auf andere Art hergeftellt werden kann.“) CBefcheid vom 
10. Sult 1829 in Sachen der Anna Marie L. zu Brandau 
gegen J. P. L. von W. Eheverlöbniß * desfallſige Ent⸗ 
ſchaͤdigung betr.)“ 

Zahlung. Deren Beweis. J. P. d. H. G. Nr. 50. 
„Die L. 3. Cod. de apochis, wonach derjenige, der die 
Zahlung von Steuern von den letzten drei Jahren nachge— 
wieſen hat, von Beweiſe der Zahlung der Steuern aus frü—⸗ 
heren Jahren befreit feyn fol, ift auch auf Zahlung anderer 


*) Yebereinftimmendb ift die Praris des Ober: Appell. Ger. in Belle 
f. Bülow und Hagemann Praft. Erört., Bd. 5. Nr. 4. ©. 37. 
„Bon dem juramento in litem und quantitatis.‘ Weber bie 
frühere übereinftimmende Rechtsſprechung Großh. Hofger. d. Prov. 
Stark. ſ. €. P. DO. m. Sp. ©. 154. — Vergl. bef. Glück: Aus» 
führlihe Erläut. d. Pand. Bd. 12. $. 814. „Iſt der Würberungseid 
nur ein fubfidiarifches Beweismittel?" S. 441 ıe. f. auh Müh- 
lenbruch, Entwurf des gemeinfchaftlidhen und Preußiſchen Civil⸗ 
Prozeſſes. Halle 1827. S. 204. 
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ftändiger, zu einer beftimmten Zeit immer wiebers 
fchrenden Pojten anzuwenden. (Urtheil v. 30. Januar 1822 
in Sachen des 3. M. zu W. gegen Stadtrentmeifter K.)“ 
II. 9. d. O. A. ©. Nr. 10, „Eine zehnjährige Zinfenzahlung 
für ſich allein bewirkt weder die Verbindlichkeit des Zahlenden 
zur ferneren Entrichtung dieſer Zinfen, noch weniger feine 
Verpflichtung zum Capital. (Urtheil vom 2. Juli 1829 in 
Sachen der Gemeinde St. gegen die Berlaffenfchaftsmaffe des 
Freiherrn von 3. dafelbft und den Oberftallmeifter Freiherrn 
von B. zu H., Kriegskoftenbeiträge betr.) 

Zucht: und Correctionshausftrafen. I Erlaß 
Großh. Minifter. des Innern und der Suftiz v. 23. Septbr. 
1822, „die fünftige Berbüßung der Zudt- und 
Sorrectionshaugftrafen betr. In Folge allerhöchiter 
Entfchließung Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs, wird 
hiermit verordnet, daß alle diejenigen, weldye von dem 
1. kommenden Monats October an durch Erfenntniffe der 
Gerichte in den Prov. Starf. und Oberh. zu einer Zuchthauds 
ftrafe verurtheilt werden, zu deren VBerbüßung in das Zuchthaus 
zu Marienfchloß, diejenigen dagegen, welchen von ‚den Bes 
hörden gedachter Provinzen eine Correctionshausſtrafe zuerkannt 
wird, in das hiefige Gorrectionshaus*) "abgeliefert werden. 
(Regierungsblatt von 1822 Nr. 29,3” II. Ausfchr. Großh. 
Hofger. d. Prov. Stark. v. 17. Oct. 1822, an die Unterger. 
„Sie werden aus dem Regierungsblatt Nr. 29. erfehen, 
welche Verordnung in Betreff der Fünftigen Verbüßung von 
Zucht» und Sorrectiondhaugftrafen erlaffen worden if. Damit 
nun feiner der Züchtlinge und Gorrectionäre durch diefe Eins 
richtung dem Fall einer Verlängerung jeiner Strafzeit ausge⸗ 
fegt werden könne, ift es nöthig, daß letztere jededmal mit 
dem Tag der Abführung in die Strafanftalt beginnen, mithin 
die zum Transport erforderliche Zeit zu Gunften der Sträflinge 
ftet3 in Aufrechnung fomme. Sie haben alfo darauf zu fehen, 

*) Gorrectionshaus. S. 311 x. 
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daß dies bei dem Vollzug der von Ihnen ertheilt werdenden 
Straferfenntnifje nie unbeachtet bleibe.“ III. Nach der Praris 
Großh. Hofger. d. Prov. Stark, wird Zuchthaugftrafe um 
ein Drittbeil höher, als Correctionshausſtrafe, gerechnet. 





Hadträge. 


Armenrecht.‘) I. Unterm 25. Octbr. 1837 ſchrieb 
Großh. Hofg. d. Pr. Starf., „die Zulajfung Königlid 
MWürtembergifcher Unterthbanen zum bdieffeitigen 
Armenrechte und umgelehrt betr,’ Folgended an die 
Unterger. aus: „Von Seiten einer Königlih Würtembergifchen 
Suftizbehörde hat man in der dort anhängigen Rechtsfache 
eines dieffeitigen Unterthanen feinen Anftand genommen, dens 
felben, gegen Zufiherung bed Reciprocums, Das 
Armenrecht zu verwilligen, und da und die höchfte Staatd- 
behörde ermächtigt hat, die angefonnene Zuficherung zu ertheilen, 
fo nehmen wir hiervon Beranlaffung, ſämmtlichen Untergerichten 
hiervon Kenntniß zu geben, um ſich vorfommenden Falls 
danach zu bemeffen.“ II. Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Starf. v. 1. Nov. 1837 an die Untergerichte. „Die höchfte 
Staatsbehörde hat und in rubricirtem Betreff unterm 25. v. M. 
Das Folgende eröffnet: „„Das Sefek vom 29. März v. J. 
dad Armenrecht in den Provinzen Starfenburg und Oberheffen 
betreffend, beftimmt im Art. 1., daß die Wohlthat des Armenz 
recht auch Ausländern zu Statten fommen foll, wenn in 
dem Staate, welchem fie angehören, die bdieffeitigen Unter— 
thanen gleiche Vergünftigungen genießen.**) Diefe Verfügung 
muß alfo im Allgemeinen ald Richtfchnur gelten und es kann 


*) ſ. Armenredt. ©. 88 x. 
*) f. ©. 92. 98, 


Nachträge. — Atzungskoſten. 623 


die bloße Vermuthung, ed möchte das Gericht des Wohnorte 
des um dad Armenrecht nachſuchenden Ausländers die Strafe 
nicht vollftrecfen, welche, wegen des mit jener Wohlthat ges 
triebenen Mißbrauchs von dem inländifchen Gerichte erfannt 
werden dürfte, baffelbe nicht abhalten, die Wohlthat zu bes 
willigen oder veranlaffen, befondere Bedingungen daran zw 
fnüpfen. Wird jedoch jene Bermuthung einem und dem andern 
Staate gegenüber zur Gewißheit, verweigert ein ausländijches 
Gericht die Vollſtreckung der in Gemäßheit des allegirten Ges 
feges erfannten Strafen, dann erft fann die Frage entitehen, 
was ald Netorfion oder Repreffalie zu verfügen iſt. Ereignen 
ſich ſolche Fälle, fo ift und Anzeige davon zu machen und 
unfere Entfchließung abzuwarten. Hiernach werden Sie ſämmt⸗ 
liche Untergerichte Ihres Sprengeld bedeuten.’ indem wir 
Ihnen hiervon Kenntniß geben, erwarten wir, daß Sie ſich 
in vorkommenden Fällen danach bemeſſen werden.“ III. Ein 
Ausſchr. Großh. Hofger. d. Prov. Starf, v. 23. Nov. 1837, 
einige, bei Ausführung der Stempels und Taxordnung ſich 
ergeben habende Anftände betr., iſt unter 4 des Inhalts: 
„ Dem nidt armen Gegner einer zum Armenredjt zugelafjenen 
Parthie ift bei protofoklerifchen Verhandlungen deren Forts 
fegung auf dem ftempelfreien, von der Armenparthie anges 
fangenen Bogen in der Regel zu geftatten. Nur zu den von 
denfelben ertrahirten Verfügungen ift unbedingt, zu den von 
ihm abzugebenden protofollerifchen Erläuterungen aber nur dann 
Stempelpapier zu abhibiren, wenn nach völligem Berbrauche 
ded von der Armenparthie begonnenen ftempelfreien Bogens 
die Neihe zur Erklärung ꝛc. gerade an dem armen Gegner 
ftehen ſollte.“ 

Atzungskoſten.“) Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. 
Starf. v. 28. Febr. 1838, an die Großh. Stadt- und Land⸗Ger. 
„Die der peinlihen Gerichtscaffe zu erflattenden 
Atzungskoſten betr. Don der höchſten Staatöbehörde ift 

*) f. Atzungskoſten. ©. 143, x. 
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verfügt worden: „„I) daß fünftig von der Wiedererhebung 
aller derjenigen Atungsfoften abftrahirt werben folle, weldye 
während Berbüßung einer peinlihen Strafe er 
wachen, ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Strafe im Zuchts 
oder Gorrectionshaus, im Bezirfds oder einem fonftigen bürs 
gerlihen Gefängniß verbüßt wird, ferner ohne Unterſchied, 
ob die peinliche Strafe nach gefälltem Straferfenntniß vers 
büßt wird, oder ob eine Aufrechnung des erftandenen Unter⸗ 
ſuchungs-Arreſts auf die Strafe ftattfindetz; daß es jedoch 
2) Individuen, welche eine ſolche Bezirfds oder Drtd-Gefängniß- 
Strafe zu verbüßen haben und ſich mit der gewöhnlichen 
Gefangenenkoft nicht begnügen wollen, ohne Anſpruch auf 
NRücvergütung, unbenommen fey, ſich felbft im Gefängniffe 
zu verköſtigen.““ Indem wir Sie hiervon in Kenntniß feßen, 
erwarten wir, daß Sie Sich danach bemeifen werden.’ 

Bekanntmachungen durch öffentliche Blätter und 
in denfelben.*) Ausfchr. Großh. Hofger. d. Prov. Stark, 
v. 15. Det. 1838: „die Befanntmachungen in den 
Kreis» und Bezirkswochenblättern betr.,” an die 
Unterger.: „In Gemäßheit höchſten Minifterial » Referipts 
vom 29. September I. 5. weifen wir Sie an, gerichtliche 
Edictalladungen nur in folchen Fällen in die Bezirkswochen⸗ 
blätter — außer der Großherzoglichen Zeitung — aufnehmen 
zu laffen, in welchen Sie ſolches dem Intereſſe der Betheiligten 
entfprechend finden und ben Zweck der Edictalladung dadurch 
fiir vollftändiger erreicht halten, ald durch die Aufnahme in 
die Großh. Zeitung allein. 

Eid.) P. d. O. A G Nr 115. „Eidleiftung 
einer Gemeinde, insbefondere die Folgen der 
Eidverweigerung von Seiten eines Der von einer 
Gemeinde ernannten Schwurdeputirten. Der einer 
Gemeinde zus oder zurücgefchobene Eid kann nur dann für 


*) ſ. Befanntmadhungen durch Öffentl. Blätter. ©. 205. zc. 
**) f, Eid. ©. 386 ıc. 
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geleiftet angenommen werden, wenn die fammtlichen zu 


deſſen Ableiftung,, nady Maßgabe der Progeßordn. v. 1724 


Thl. 2. Tit. 5. $. 4*) namhaft gemachten und für zulaͤſſig 
erfannten Glieder der Commune denfelben ausgefchtworen haben. 
Es genügt deshalb nicht, wenn von derMehrheit der zum 
Schwur vorgefchlagenen und zugelaffenen Deputirten der Eid 
geleiftet wird; es ift vielmehr der Eid ald von Seiten der 
Gemeinde verweigert zu achten, fobald auch nur einer der 
Schwurdeputirten in dem zum Schwören anberaumten Termine 
bie Eidesfeiftung verweigert und es tritt diefe Folge, ohne 
Rückſicht auf den inneren Gehalt der Gründe, welche den fich 
meigernden beftimmt haben möchten, fogleich mit der Erklärung 
ber Eidesverweigerung ein. Bon felbft verfteht ed fich jedoch, 
daß die Geltendmachung etwaiger Reftitutionds oder fonftiger 
befonderer Recytögründe zum Zwec der Abwendung ober Aufs 
bebung der Folgen folcher Eidesweigerung nicht ausgeſchloſſen 
ft, GUrtheil vom 1. Mai 1838, in Sachen ded Müllers 2, 
zu D. gegen bie Gemeinde D. Aufhebung des Mühlen: 
bannes ꝛc. betr.) 

Executiv⸗Prozeß.“) P.0.D.N G. Nr. 113, „Bel 
binglichen Klagen findet der Erecutiv Prozeß nicht Statt. 
Erlaß v. 21. Dec. 1837 in Sachen der Lady A. zu Neapel 
gegen den Großh. Badiſchen Kammerherrn E. K. Freiherrn 
von D. zu D. und den Großh. Bad. Obriſten P. A. Frei⸗ 
herrn von D. zu C., Einweiſung in dad D... ſche Familien⸗ 

fideicommiß betr).“ 
Einrede des nicht gezahlten Geldes.) P. d. O. 
A. G. Nr. 112. „Die Controverſe, ob die gegen einen noch 
nicht zwei Jahre alten Schuldſchein vorgeſchützte exceptio 
non numeratae pecuniae mit der von den Geſetzen daran 
hinfichtlich der Beweislaſt gefnüpften Wirkung auch dann zus 





*) ſ. C. P. O. m. Sp. ©. 152. und oben ©. 387 ıc. 
**) f, Erecutiv:Prozef. ©. 409. ꝛc. 
»e) ſ. Einrede des nit gezahlten Geldes. ©. 401. 
Prozeßordn. IL. 40 
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läffig fey, wenn der Beklagte den theilmeifen Empfang der 
Schuldfumme eingejteht, ift nad einer richtigen Theorie dahin 
zu entfcheiden, daß es hinfichtlich des gefeglichen Effects der 
Einrede feinen Unterfchied macht, ob der Ercipient ben Ems 
pfang des Schuldobjertd gänzlich, oder nur zum Theil im 
Abrede ftellt. (Urtheil v. 10. Sanuar 1838). 
NHechtönachtheil. Deffen Ausdrückung. P. d. 
D. A G. Nr. 108., „die Anberaumung ber Termine 
bei den Landgerichten und die dabei nöthige Aus— 
drückung ded Rechtsnachtheils betr. Die Vorſchrift, 
welche das die Aufhebung der dilatorifchen Termine bei den 
Unterger. betreffende Gefes vom 1. Mai 1830* in dem 
dritten Abfag des erften Artifelö**) dahin enthält: „„Die 
Untergerichte 20. bezieht ſich nicht blo8 auf die Beftimmung 
ber nach der früheren Gefetgebung beftandenen dbilatorifchen 
Termine; fie findet vielmehr ohne Unterfchied auf alle, die 
Anberaumung einer Frift oder Tagfahrt enthaltenden Vers 
fügungen der Lintergerichte und fomit auch auf ſolche Vers 
fügungen Anwendung, in welchen eine Frift oder Tagfahrt 
beftimmt wird, die, wie 3. B. der Beweidtermin ‚***) fchon 
vor dem Gefek v. 1. Mai 1830 ald peremtorifch anzufehen. 
waren und beren Verfäumung mit einem beftimmten Rechts⸗ 
nachtheil bedroht war, (Beſchl. im Groß. Ober» Appell. und 
Caſſ. Ser. a. 7. Sept. 1837. f. Erf. in ©. d. Gräfl. Rent 
fammer in Gedern Namend ded Herrn Grafen von Stolb. 
MWernig. Ged. gegen I. H. Sr. und Conſ. zu Glauberg, bie 
Qualität des Eigenth. v. Grundft. betr.) ‘ 
‚Verbrechen. Competenz bei Civilanſprüchen 
daraus. P. d. O. AG. Nr. 109, „Competenz der Ges 
richte bei Sivilanfprüdhen aus einem Berbrehen.d) 


*) f, oben ©. 355 ic. 

**) ſ. ©. 356. 

**) E. P. O. m. Sp. ©. 52. 
7) Vergl. oben ©. 485. 
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In Anſchauung der aus einem Verbrechen entſtehenden Civil⸗ 
anſprüche iſt die Competenz des Unterſuchungs⸗ oder Straf⸗ 
richters nicht ausfchließend begründet. (Erf, v. 13. Sept,, 
1837 in ©. d. ©. D. zu H. gegen F. W. daf. Miß⸗ 
bandlungen betr.) Ä 
Zeugenabbör. I. Nach der Verordnung v. 17. Dechr. - 
1796, unterm 18. Detbr. 1808 auf die neuen Lande ausge⸗ 
dehnt (9. d. ©. u. V. Bd. 1. ©. 331) ift ed „ſaͤmmtlichen 
inländifchen immatrifulirten Notarien, bei Vermeidung empfind⸗ 
liher Geld» und, nadı Befinden, Leibeöftrafe, auch zugleich 
ber jebedmaligen Nichtigkeit ded etwa vorgenommenen Act, 
und des Vorbehalts für die Parthieen, den Notar hierunter 
in subsidium auf Indemniſation zu belangen, unterfagt, 
ohne ausdrückliche höchſte Erlaubniß Zeugen in bereits in 
den Großherzl. Landen anhängigen Rechtsſachen abzuhören 
und darüber Inſtrumente zu errichten.” IE P. d. 9. ©. 
in D. Nr. 52, Zeugenverhöre betr, „Die Beftimmung 
ber Verordnung vom 5. Mär; 1797, monad der Richter 
ex officio eine Bervollfländigung des Zeugenverhörd vor⸗ 
nehmen darf und foll,*) findet auch auf den Fall Anwen⸗ 
dung, wenn ber höhere Richter, bei ergriffener Appellation 
gegen dad Erfenntniß eines Unterrichterd, das Zeugenverhör, 
welches der Unierrichter genügend und vollftändig gefunden, 
in irgend einer Beziehung mangelhaft findet, fofern nicht 
fhon in einem früheren Erfenntniffe über die Zulänglichfeit 
des Zeugenverhörs oder Zeugenbeweifes rechtskräftig entſchie⸗ 
den ift. Urtheil vom 23. Suni 1830 in ©. €. ©, zu ©. 
gegen den Reitfnecht M. in ©.” IH. Erlaß Gr, Hofger. 
db. Prov. Starkenb. vom 3. Auguft 1833 (Reg. Bl. v. J. 
1833 Nr. 51 ©. 319) „die Siftirung fchriftfäßiger 
Perfonen vor den Untergerihten, um Zeugniß 
abzulegen, betr. Um den Nachtheilen zu begegnen, welche 
‚Dadurch erzeugt werden, daß die Bernehmung ——— 
) C. P. O. m. Sp. ©. 296. 


628 Nachtraäge. — Zeuge in eigener Sache. 
der Gerichtsbarkeit des Hofgerichts unterworfener Perfoneit 
als Zeugen von den Untergerichten in Givils oder Straf⸗ 
. Sachen bisher nur nach vorgängiger Erwirkung eined von 
dem Hofgerichte zu ertheilenden beſonderen Auftrags erfolgen 
konnte, wird den fämmtlichen Untergerichten die Ermächti⸗ 
gung ertheilt, die in ihrem Bezirke befindlichen Perfonen, 
welchen ein privilegirter Berichteffand bei dem Hofgerichte 
zufteht, in vorfommenden Fällen, ohne vorgängige befondere Be 
richtserſtattung, vermöge allgemeinen hofgerichtlichen Auftrags; 
ald Zeugen abzuhören, und diefe Beftimmung, zur Nachachtung 
für" die Betheiligten, hierdurch öffentlich befannt gemacht.“ 
enge in eigener Sache. P. d. O. AG. Nr. 63. 
Gefesliher Begriff.der Zeugenfhaft in eigner 
Sache. Als Zeuge in eigner Sache in dem gefeglichen 
Sinne des Wortd erfcheirit nur, derjenige, welcher von dem, 
dem Producenten ungünftigen Ausgange des Prozeſſes 
einen Nachtheil, von dem fir denfelben gümftigen Ausgange 
aber einen Vortheil zu erwarten hat. Diejertigen Zeugen daher, 
deren Intereſſe bei dem Rechtöftreite dem ded Producenten 
entgegengefeßt ift, find für zuläffig zu halten. Dieß gilt 
namentlich von den Mitgliedern einer Litigirenden Gemeinheit, 
welche ceteris paribus und abgefehen von der Frage über 
ihre Berbindlichkeit zur Zeugnißablegung, wenn fie felbft 
folche verweigern, alddann zuläffige Zeugen find, wenn ffe 
von dem Gegner der Gemeinde in Vorfchlag gebracht werden. 
(Erfenntniß in Sachen der Stadt Bensheim gegen die Mebgers 
zunft allda vom 19. Suli 1832, desgleichen in Sachen des 
Grafen von ©. 2, gegen die Stadt M., Schäfereirecht 'betr., 
1828, in Sachen des Freiherrn von % zu St. gegen bie 
Gemeinde St., Abgaben vom Viehtreiben bett., 1828, In 
Sachen ded Herrn Grafen von St. W. und G. gegen die 
Gemeinde G., Anfpruc auf Waldbaͤume betr., 1830.53 
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Heberficht der Rubriken. 

Abolition. — Abfchriften, beglaubigte. Beweiskraft. — 
Abfchriften, unbeglaubigte. — Acten. Beweisantretung durch 
Berufung auf fie. — Acten. Deren Einfendung in Original. — 
Iteneinficht. — Aetenvorlegungs⸗ (Evolutions⸗) Gebühren. — 
Actuarien in Unterſuchungsſachen. — Adeliche Gerichtsherren. 
Deren ſtaatsrechtliche Verhaͤltniſſe in Anfehung der Juſtizge⸗ 
walt. — Adhaͤſion. — Adjudication. — Anftandebrief (Mo⸗ 
ratorium). — Anwalt (Advokat). ⸗ Appellabele Summe. — 
Appellationsbeſchwerde. — Appellativnseinführung. — Appel 
lation in Strafſachen. — Armenrecht. — Arreſt. — Atzungs⸗ 
koſten. — Auditeure. — Augenſchein in Unterſuchungsſachen. — 
Auslaͤndiſche Gerichte, Contracte und Urtheile. — Auslieferung 
und Unterſuchmmg und Beſtrafung tm Auslande begangener 
Verbrechen. — Beförderiing der Entſchuldigungen bei Großh. 
Ober⸗Appell. und Caſſ. Ger. — Beglaubigungen und Ber 
ſcheinigungen. — Bekanntmachungen durch öffentliche Blätter 
und in denſelben. — Berichte der Untergerichte. — Beſchwerde⸗ 
führung. — Bettel. — Beweiskraft von Depoſitionen in Straf⸗ 
ſachen. — Beweis, anticipirter. — Blutſchande. — Brands 
ſtiftung. — Brief⸗Porto. — Cuvildienerwittwenkaſſe. — 
Eollirfion. — Competenzeonfliet. — Concurs. — Concurs⸗ 
koſten. — Confiscation. — Confrontation. — Contradictor. — 
Contumacial⸗ Verfahren in Strafſachen. — Contumacial⸗ 
Verfügungen des oberſten Gerichte. — Copial⸗Gebühren der 
Anwälte. — Correctionshaus. — Curator einer Concursmaſſe. — 
Defenſton CBertheivigung). Defenfor (Vertheidiger). — Defer 
tionsdefrete in ber Inſtanz der Nechtömittel. — Deferviten 
der Anwälte. — Diäten und Neifekoften. — Diebftahl. — 
Dilatorifche Termine. Deren Aufhebungbei den Untergerichten. — 
Disciplinargefege für die in dem Arrefthaufe in Darmftadt 
Detinirten. — Dupficate. — Edition von Urkunden. — Ehe⸗ 
bruch. — Ehegatte. Anzeige 'eined Verbrechend von deſſen 
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Seite. — Ehegatte. Verbindlichkeit zur Borlegung der Prozeß⸗ 
koſten. — Eid. — Eide. Deren Vermeidung und Heilighaltung. — 
Einlieferung der Angefchuldigten und Arreftaten. — Einrebe 
ber Zahlung in der Erecutiondinftanz. — Einrede des nicht 
gezahlten Geldes; — Einſtandskaſſe. — Einſteher. — Ent 
lafjungsurfunden. — Entfcheldungsgründe — Erfüllung» 
und Reinigunggeid in Defraudationsfachen. — Executionsge⸗ 
bühren. Deren Beitreibung. — Erecutiv» Prozeß. — Ex⸗ 
hibitionsprotofoll. — Erpeditionen.. Deren Richtigkeit. — Ex⸗ 
tinctiv» Berjährung. — Fiscus. Frift zur Koftenzahlung von 
Seiten deſſelben. — Förmlichkeiten des Unterfuchungsvers 
fahrens. — Fornifationsfachen. — Frifterftredung. — Gegen⸗ 
beweigfrift. — Gemeinde Prozeffe. — Gemeihderathömitglieder 
als Hülfsbeamten der Zuftiz. Competenz zu deren Beftrafung. — 
Gensdarmen. Deren Beeidigung.. — Gensdarmen. Straf 
bared Benehmen derfelben und gegen fie. — General: Protos 
folle der Untergerichte. — Gerichtöferien. — Gerichtsſtand. — 
Hauptberiht. — Hauptzollämter. Deren Verhältniß zu den 
Untergerichten. — Heimath. Verbringung der in Gefängniß- 
ftrafen verurtheilt gewefenen Perfonen in diefelbe. — Hofges 
richts⸗ Sefretariatd » Accefliften. — Hof + Suftiz » Deputation, 
Deren Aufhebung. — Hoftheater » Suftizamt. Deffen Aufher 
bung. — Inſinuationen. Staatöverträge wegen berfelben. — 
Inſinuationen. Deren Beicheinigung. — Infinuationen nad; 
ben nordbamerifanifchen Freiftaaten. — Inſinuationsgebühren 
der ‚Landgerichtds Diener. — Injurien. — Snvaliden. Ans 
zeige von deren Beftrafung. — Irrthum. Beweis deffelben. — 
Klagen ber Stadt», Land» und Patrimonialricter gegen Ges 
richtöuntergebene. — Knappſchaftskaſſen. Deren Befreiung 
von Adhibirung ded Stempelpapierd. — Körperliche Züchtis 
gung. — Koftenvorlage der Anwälte für die Parthie bei den 
Untergerichten. — Kuͤrnbach. Ausübung der Rechtspflege das 
felbft. — LandgerichtösActen. Deren orbnungsmäßige Füh—⸗ 
rung. — Landgerichts» Actwarien. — Landgerichts» Actuariatds 
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Gehülfen. — Landgerichts» Actuariatd + Perfonal. — Landges 
richtös Affefforen mit Votum. — Landgerichts -Affefforen ohne 
Botum. — Landgerichtödiener. Deren accidentelled Einkommen. — 
Lebenslauf, früherer. — Losfprehung (Freiſprechung). — 
Mahnverfahren. — Manifeftationgeid. — Mearftall» Suftiz 
Deputation. Deren Aufhebung. — Meineid. Beweis def 
felben. — Milde Stiftungen. — Militärs Commando’. — 
Militärperfonen.*Competenz der Eivilgerichte hinfichtlich derfelben 
in Straffachen. — Nachdruck. — Nadjlaßvertrag im Concurs. — 
Naſſauiſche Soldaten. — Negatorienflage. Beweislaſt. — 
Nichtigkeitsbeſchwerde. — Obereinnehmerei⸗Geldausſtaände, 
ritterſchaftliche. — Oberfinanzkammer. Verhäaͤltniß derſelben 
zu den Landgerichten und den übrigen unteren Juſtizbehörden. — 
Orden, Großherzoglicher. — Ortsvorſtaͤnde. Ausſtellung von 
Vollmachten und anderen Urkunden von Seiten derſelben. — 
Paginiren der Parthieſchriften. — Pfandhaus. — Pfarreien. 
Gebrauch des Stempelpapiers in deren Rechtsangelegenheiten. — 
Portozahlung. — Protokolle. Deren Außere Form. — Pros 
tokolle in Unterſuchungsſachen. — Provinzial⸗Kriegskoſten⸗ 
Caſſe. Deren Befreiung vom Gebrauch des Stempelpapiers. — 
Provokation. — Prozeßkoſten. — Rechnungen und Urkunden. 
Deren Abgabe von Seiten der Verwaltungsbehörden an die 
Gerichte. — Rechtfertigung eines Devolutivrechtsmittels. Friſt. — 
Rechtshängigkeit. Einrede. — Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe 
auf Todesſtrafe. — Rechtsmittel in Strafſachen. Deren Eins 
führung. — Regent. Klage gegen denfelben. — Regiments⸗ 
und Gorpsmaffen. — Regreßflage gegen den Richter. — 
Reviſionsſumme. — Richter. Deren Unfähigkeit und Recufation 
wegen Berwandtichaft oder Schwägerfchaft mit den Partheien. — 
Nubricirung der Acten. — Ruhegehalt eined Staatsdieners. 
Rechtsmittel gegen ein Straferfenntniß auf temporäre Ents 
ziehung. — Sachverſtändige. — Schließgebühren der Orts⸗ 
diener. — Schöffen. Deren Zuziehung bei Unterfuchungen, — 
Schriftliche Ausfertigung. — Schulkinder. Deren Beftrafung. — 
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Selbfibefreiung aus der Haft. — Selbfthülfe. — Signal 
ſich ſelbſt fiftirender Corrigenden. — Signalement verha 
Inculpaten. — Soldaten, Deren Ladung während der Ueb 
zeit vor die Cipilgerichte. — Soldaten, Exceſſe derß 
unter Mißbrauc des Saͤbels. — Sollicitiren, perfönlichel 
Spolum. — Steckbriefe. — Strafanftalt in Dieburg 
Streitanfindigung. (Citis ⸗Denunciation). — Succum 
gelber, — Syndieus piorum eorporum. — Cabakra 
und Weintrinfen. — Transport von Inquiſiten und — 
lingen, — Turnus für zahlbare Dfficialfachen. — Unleſe 
keit und Undeutlichkeit. — Urkundenproduetions + 
Deren Abhaltung, — Vagabundixen. — Verfahren 
Caſſe⸗Beamte, welche Receſſe wachen. — Berhaftete, 4 
ſicht und Sorge hinſichtlich der auf Iandgerichtliche Verf; 
haftirten. — Berhaftete, Deren Bernehmung in Givilfache 
Verhaftung von Augeſtellten. — Verpflichtung der Ft 
ſchwornen, Güterfchäger, Flurſchützen u. f. w. — Viſit 
ber Landgerichtsgefängniſſe. — Vollmachten der Anwälte 
Vorlage ded Stempelpapierd bei den Untergerichten. — 
Iefung der Protofolle über Berhöre in Unterfuchungefachen 
Waflerbefchädigte. Genuß der Gerechtfamen der. from 
Stiftungen. — Wichtige Unterfuchungen, — Wiedereinfek 
in den vorigen Stand. Rechtsmittel. — Wiedereinfegun 
den vorigen Stand. Rechtswohlthat. — Wiefencuktung 
Winfeladvofaten. — Würderungdeid. Schäßungseid CR 
mentum in litem). — Zahlung. Deren Beweis. — 3 
und Gorreetioushausftrafen. — 
2 Nahträge 4 
Armenrecht. — Atzungskoſten. — Bekauntmachungen 
öffentliche Blätter und in denſelben. — Eid. — Exec 
Prozeß. — Einrede des nicht gezahlten Geldes. — Ne 
nachtheil. Deffen Ausdrückung. — Verbrechen. Compk 


bei Givifanfprüchen daraus. — Zeugenverhör. — Zeug 
eigener Sadıe. | 




























